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Das  Rfiichsgesetz  vom  11.  Juni  1870  hat  für  das 
Urheberrecht  an  Schriftwerken  eine  neue,  für  ganz  Deutsch- 
land gleichmüssig  geltende  Norm  geschaffen.  Für  das 
Autorrecht  an  Kunstwerken  und  ebenso  für  das  Verlags- 
recht sind  dagegen  die  bisherigen  Landesgesetze  noch 
massgebend  geblieben. 

Bei  dieser  Sachlage  schien  eine  vollständig  neue  Bear- 
beitung der  Gesetzgebung  über  das  Urheberrecht  und  das 
Verlagsrecht  noch  nicht  an  der  Zeit  zu  sein.  Der  Ver- 
fasser hat  daher  das  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870 
neugeschaffene  Recht  in  einem  Anhänge  dargestellt, 
welcher  sowohl  in  Verbindung  mit  seinem  früheren  Werke, 
als  auch  für  die  Besitzer  desselben  besonders  ausgegeben  wird. 

Gleichzeitig  ist  der  erste  Band  des  geistigen  Eigen- 
thuins,  ebenso  wie  der  zweite  die  Patentgosotzgebung 
enthaltende  Band,  mit  einem  besondem  Titel  und  mit  einem 
Sachregister  versehen,  welches  letztere  auch  den  Anhang 
umfasst. 

Bonn,  im  Juli  1871. 
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Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  zühlt 
zu  den  Gegenständen  der  Bundesgesetzgebung  ini 
Art.  4 unter  Nr.  5 und  6 die  Erfindungspatente  und 
den  Schutz  des  geistigen  Eigenthumes. 

Diese  Bestimmung  enthält  die  Verheissung  einer 
einheitlichen  Gesetzgebung  für  zwei  wichtige  Ver- 
kehrsgebiete, auf  welchen  tinter  den  früheren  Bun- 
deseinrichtungen die  so  dringend  nothwendige  Ein- 
heit der  Rechtsnormen  trotz  viel  jähriger  Anstrengun- 
gen nicht  erreicht  werden  konnte. 

Sie  legalisirt  zugleich  einen  vielfach  bestrittenen 
Sprachgebrauch,  indem  sie  das  Recht  des  Urhebers 
an  den  Werken  der  Literatur  und  der  Kunst  »inter 
dem  Namen  des  geistigen  Eigenthumes  begreift,  der 
trotz  der  berechtigten  Einwendungen  gegen  seine 
theoretische  (rcltung  sich  im  practischen  Gebrauche 
sowohl  In  Deutschland  als  im  Auslande  seit  langem 
eingebürgert  hat. 

Sie  legalisirt  freilich  nicht  die  missverständlichen 
Anschauungen,  aus  welchen  dieser  Sprachgebrauch 
ureprünglich  hervorgegaugen  ist.  Allein  die  Ein- 
wendungen, welche*  gegen  den  bei  richtigem  Ver- 
ständnisse gleichgültigen  Gebrauch  eines  hergebrach- 
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ten  Namens  neuerdings  erhoben  worden  sind,  wer- 
den durch  die  gesetzliche  Fixirung  des  Sprachge- 
bra\iches  endgültig  beseitigt. 

Ein  gleiches  und  nicht  minder  lebhaftes  Vorur- 
theil  richtet  sich  gegen  das  geistige  Eigenthum  des 
Erfinders.  Man  ist  darüber  einverstanden,  dass  die 
bestehende  Patentgesetzgebung  weder  in  Preussen 
noch  im  Auslande  ihren  Zweck  erfüllt.  Jlan  ist 
neuerdings  geneigt,  den  Versuch  einer  Verbesserung 
als  hoffnungslos  zu  betrachten.  Man  empfiehlt  ent- 
weder die  vollkommene  Schutzlosigkeit,  oder  etwa 
die  Gewährung  von  Nationalbelohnungen  für  den 
Erfinder.  Die  Einen  vergessen,  dass  der  Schutz  des 
Erfinders,  richtig  geregelt,  nicht  etwa  derGesammt- 
heit  die  Nutzung  der  Erfindung  entzieht,  sondern 
gerade  bezweckt,  ihr  die  Früchte  der  Ei-findung  zu 
sichern;  dass  die  Schutzlosigkeit  des  Erfinders  gleich- 
bedeutend ist  mit  der  Proscription  der  Ei-findung 
selbst.  Die  Andern  verkennen,  dass  der  Tauschwerth 
der  Erfindungen  nicht  durch  amtliche  Abschätzung, 
sondern  nur  durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt 
werden  kann. 

Die  wissenschaftliche  Jurisprudenz  vollends,  de- 
ren Aufgabe  es  ist,  die  Grenzen  aufztisuchen,  inner- 
halb deren  dem  Erfinder  die  ausschliessende  Nutzung 
seiner  Eidindung  gewährleistet  werden  kann,  pflegt 
bei  uns  diese  Aufgabe  ganz  von  sich  abzuweisen. 
Man  hat  sich  daran  gewöhnt,  die  nicht  wegzuläug- 
nende  und  überall  sonst  anerkannte  Gleichartigkeit 
der  Rechte  des  Erfinders  und  des  Schriftstellers  oder 
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des  Künstlers  zu  ignoriren  und  die  I’atente  lediglich 
in  das  Gebiet  der  Gewerbepolizei  zu  verweisen. 

Diese  auffallende  Erscheinung  findet  ihre  Er- 
klärung darin,  dass  nach  der  bestehenden  Preussi- 
schen  Patentgesetzgebung  das  liecht  des  Erfinders 
überhaupt  der  richterlichen  Cognition  entzogen  und 
lediglich  der  polizeilichen  Regelung  unterworfen  ist. 
Es  fehlt  daher  bei  uns  der  wissenschaftlichen  For- 
schung auf  diesem  Gebiete  ihre  Wurzel:  das  prac- 
tische".  Recht. 

Der  vorliegende  Versuch  einer  vereinigten  Dar- 
stellung des  geistigen  Eigenthumes  an  den  Werken 
der  Wissenschaft  und  Kunst  und  an  den  Erfindun- 
gen ist  daher  in  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
eine  Neuerung,  während  diese  Verbindung  in  der 
französischen  und  englischen  Jurisprudenz  allgemein 
angenommen  ist. 

Die  Darstellung  umfasst  nicht  bloss  die  einhei- 
mische Gesetzgebung,  sondern  auch  das  auf  den  Ein- 
richtungen des  Deutschen,  jetzt  des  Norddeutschen 
Bundes,  sowie  auf  den  Verträgen  mit]dem  Auslande 
beruhende  internationale  Recht. 

Das  Preussische  Gesetz  zura  Schutze  des  Eigen- 
thumes an  Werken  der  Wissenschaft  und  der  Kunst 
vom  11.  Juni  1837  ist  nicht  bloss  die  Wurzel  der 
deutschen  Nachdruckgesetzgebung.  Es  ist  auch 
in  der  Einfachheit  seiner  Grundsätze  bisher  noch 
nicht  übertroffen  und  eignet  sich  daher  vorzugsweise 
als  Grundlage  zu  einer  vergleichenden  Darstellung 
der  Gesetzgebung  der  deutschen  und  der  ausländi- 
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sehen  Staaten,  welche  durch  die  jüngsten  interna- 
tionalen Verträge  zu  einem  gemeinsamen  Kechtsge- 
biete  für  den  Schutz  des  literarischen  und  künstle- 
rischen Verkehres  verschmolzen  sind. 

Auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Eigenthumes 
fehlt  diese  Gemeinsamkeit  des  Rechtsschutzes  und 
die  daraus  entspringende  Gleichartigkeit  der  Rechts- 
normen noch  gänzlich.  Die  Patentgesetzgebungen 
der  verschiedenen  Staaten  gruppiren  sich  nach  ganz 
verschiedenen  Systemen  und  müssen  daher  nach  die- 
sen Systemen  gesondert  einzeln  dargestellt  werden. 
Dagegen  war  es  zulässig,  die  allgemeinen  Lehren 
von  der  Natur  und  den  Gegenständen  des  geistigen 
Eigenthumes , von  der  Entstehung  und  Endigung 
desselben,  von  den  an  die  Person,  die  Zeit  und  den 
Ort  geknüpften  Bedingungen  u.  dgl.  m.  für  die 
beiden  Gebiete  des  literarisch  - artistischen  und  des 
gewerblichen  Eigenthumes  in  einer  gemeinsamen  Dar- 
stellung zu  vereinigen. 

Der  erste  Band  umfasst  diesen  allgemeinen  Theil 
und  die  besondere  Darstellung  des  literarisch-artisti- 
schen Eigenthumes.  Der  zweite  Band  wird  die  Pa- 
tentgesetzgebung aller  Länder  und  die  Gesetzgebung 
über  den  Muster-  und  Formenschutz,  sowie  über  den 
Schutz  der  Waarenzeichen  umfassen. 

Bonn,  im  September  1867. 
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I.  Einleitung. 

§.  1.  Grenzen  der  Darstellung. 

Reproduction  der  geisligen  Arbeit.  — Plagiat  und  Rechtsverletzung.  — 
Gegenstände  des  geistigen  Eigenthums.  — Intematiunale  Geltung. 

Das  geistige  Eigenthum  begreift  die  Erzeugnisse  der  mensch- 
lichen Arbeit  und  es  begreift  diese  nur,  insofern  sie  nicht 
durch  ihren  Stoff,  sondern  durch  ihre  Form  dem  Gebrauche  die- 
nen. Sein  Object  sind  nicht  die  einzelnen  l’roducte  de.s  Kunst- 
fleisses,  sondern  die  diesen  Sachen  gegebene  Form,  das  Erzeug- 
niss  der  geistigen  Arbeit.  Die  Form  kann  für  sich  selbst  und 
unabhängig  von  dem  Stoffe,  in  dem  sie  verkörpert  ist,  dem  Ge- 
brauche nur  dienen,  insofern  sie  neu  und  der  Wiederholung 
fähig  ist.  Nur  durch  die  Möglichkeit  der  Wiederholung  kann 
also  die  durch  geistige  Arbeit  erzeugte  Form  Gegenstand  der 
rechtlichen  Herrschaft  werden  und  in  der  Keproductiou  der  neu 
hervorgebrachten  Form  besteht  der  Inhalt  des  geistigen  Eigen- 
thumes, welches  dem  Urheber  (Verfasser,  Erfinder)  zugeschrie- 
ben wird. 

Allein  es  kann  nicht  überall  da  von  einem  geistigen  Eigen- 
thume  die  Ilcde  sein,  wo  eine  durch  geistige  Thätigkeit  her- 
vorgebrachte Form  wiederholt  und  nachgeahmt  wird.  Nach 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  ist  zwar  von  einem  liigen- 
thume  an  wissenschaftlichen  Entdeckungen,  an  einem  Schlag- 
worte, an  einer  philologischen  Conjectur  u.  dgl.  die  Hede.  Der 
Plagiator,  der  sich  fälschlich  für  den  Urheber  ausgibt,  veiietzt 
nach  diesem  liedegebrauche  das  Eigenthum  des  wirklichen  Ent- 
deckers oder  Erfinders.  Allein  im  juristischen  Sinne  ist  in  kei- 
nem der  angeführten  Fälle  ein  Recht  des  geistigen  Eigenthumes 
anzuerkennen,  da  der  Entdecker  oder  Erfinder  Niemanden  von 
dem  Gebrauche  seiner  Entdeckung  oder  von  der  Wiederholung 
seines  Bonmots  auszuschliessen  vermag.  Nicht  überaU  da  wo 
ein  Plagiat  begangen  wird,  ist  also  zugleich  eine  Rechtsver- 
letzung Vorhanden. 
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Ein  Recht  des  geistigen  Eigenthumes  besteht  vielmehr  nur 
an  solchen  Objecten,  deren  Reproduction  dem  ersten  Urheber 
durch  das  positive  Recht  ausschliesslich  Vorbehalten  ist.  Dies 
ist  zunächst  der  Fall  in  Bezug  auf  die  Schriften,  deren 
Vervielfältigung  durch  den  Druck  nach  den  Gesetzen  aller  ci- 
vilisirten  Nationen  dem  Verfasser  oder  seinen  Rechtsnachfolgern 
ausschliesslich  zusteht.  Hieran  schliessen  sich  die  Kunst- 
werke, deren  Nachbildung  entweder  ohne  .\usnahme,  oder 
doch  soweit  sie  mit  einer  mechanischen  Vervielfältigung  ver- 
bunden ist,  von  der  Erlaubniss  des  Künstlers  abhängig  ist. 
Fmdlich  gewährt  die  heutige  Gesetzgebung  fast  aller  Staaten 
ein  ausschliessliches  Recht  zur  Benutzung  technischer  Er- 
findungen, welches  dem  Urheber  durch  Verleihung  eines 
Erlindungspatentes  gesichert  wird  und  zwar  nach  der  Verschie- 
denheit der  Gesetzgebungen  entweder  nach  vorheriger  Prüfung 
der  Neuheit  der  erfundenen  Sache,  oder  auf  Grund  eines  Auf- 
gebotverfahrens, oder  endlich  mit  bedingter  Wirkung  auf  die 
blos.se  Anmeldung  des  Erfinders.  Die  technischen  Erfindungen 
zerfallen  in  zwei  Klassen,  je  nachdem  die  neue  Form  der  Er- 
findung sich  in  dem  fabrizirten  Producte,  also  in  einer  neuen 
W’aare  darstellt,  oder  in  den  Mitteln  der  Fabrication,  also  in 
einem  neuen  Verfahren.  Zur  ersten  Klasse  gehört  beispiels- 
weise die  Erfindung  der  Reibzündhölzer,  zur  zweiten  die  Fa- 
brication der  Soda  aus  dem  Kochsalze.  Bei  der  Fabrication 
einer  neuen  Waare  ist  ferner  zu  unterscheiden,  ob  das  Unter- 
scheidende der  neuen  Form  in  denjenigen  Eigenschaften  liegt, 
welche  den  materiellen  Gebrauch  der  Waare  bedingen,  oder  in 
solchen  Eigenschaften,  welche  nur  das  ästhetische  Bedürfniss  der 
Mode  oder  des"  Luxus  befriedigen.  Ei-findungen  der  letzteren 
Art  geniessen  nach  einigen  Gesetzgebungen  noch  eines  selbst- 
ständigen Schutzes  als  Waarenmuster,  deren  ausschliess- 
licher Gebrauch  nicht  von  der  Firtheilung  eines  FMndungs- 
patentes  abhängig  ist,  sondern  durch  die  blosse  Anmeldung 
erworben  wird. 

Die  Waarenfabrication  wird  ausserdem  in  den  meisten 
Staaten  noch  dadurch  gegen  Nachahmung  geschützt,  dass  der 
ausschliessliche  Gebrauch  von  unterscheidenden  Fabrikzei- 
chen an  den  Waaren  oder  deren  Verpackung  gesetzlich  ge- 
sichert ist  Das  Recht  zum  Gebrauche  solcher  unterscheiden- 
den Fabrikzeichen  (Firmen,  Stempel  u.  dgl.)  beruht  allerdinga 
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nicht  auf  einem  geistigen  Eigenthume  an  diesen  Zeichen,  viel- 
mehr lässt  sich  dieser  ausschliessliche  Gebrauch  nur  auf  das 
Recht  der  Persönlichkeit  zurückführen.  Allein  auch  diese  Ein- 
richtung hat  ihrem  Zwecke  nach  den  Schutz  der  individuellen 
geistigen  Arbeit  zum  Gegenstände.  Sie  steht  mit  der  Gesetz- 
gebung über  die  Erfindungspatente  und  über  den  Musterschutz 
in  einem  nahen  Zusammenhänge  und  muss  deshalb  schon  aus 
diesem  äusseren  Grunde  in  den  Kreis  dieser  Darstellung  ge- 
zogen werden. 

Das  geistige  Eigenthum  an  Schriften,  Kunstwerken,  ge- 
werblichen Erfindungen  und  Erzeugnissen  ist  seinem  Inhalte 
nach  an  keinen  Ort  gebunden.  Während  das  dingliche  liecht 
an  dem  Orte  wirksam  wird,  wo  sich  die  Sache  befindet  und 
das  Forderungsrecht  da  geltend  gemacht  wird,  wo  der  Schuld- 
ner sich  aufhält,  liegt  es  in  der  Natur  des  geistigen  Eigen- 
thumes, dass  es  überall  da  auf  Geltung  Anspruch  macht,  wo 
das  an  keinen  Kaum  gebundene  Object  desselben  wiederholt 
oder  nachgeahmt  wird.  Ueberdies  hat  der  Verkehr  auf  dem 
Gebiete  der  Literatur  wie  der  Kunst  und  der  gewerblichen 
Fabrication  nach  den  verschiedensten  Richtungen  die  Grenzen 
überschritten,  welche  die  Staatenbildung  für  die  Geltung  des 
nationalen  Rechtes  gezogen  hat.  Die'  Grenzen  des  nationalen 
Rechtes  sind  also  bei  weitem  zu  eng  für  das  Gebiet  der  Gel- 
tung, welches  das  geistige  Eigenthum  nach  seiner  Natur  und 
nach  der  Entwickelung  der  Verkehrs  Verhältnisse  beansprucht. 
Das  geistige  Eigenthum  ist  daher  mehr  als  irgend  ein  anderes 
RechtsverhältuLss  auf  internationale  Geltung  angewiesen. 
Dieser  Anspruch  ist  jedoch  von  der  Gesetzgebung  erst  sehr 
spät  und  auch  heute  noch  nicht  in  vollem  Umfange  anerkannt 
worden.  Während  längst  dem  Ausländer  gestattet  wurde,  sein 
Eigenthuni  und  seine  Forderungsrechte  im  Inlande  zu  verfolgen, 
galt  für  das  im  Auslande  erworbene  geistige  Eigenthum  des 
Schriftstellers,  Künstlers  und  Erfinders  fast  vollständige  Recht- 
losigkeit. Der  Grund  dieser  Erscheinung  liegt  offenbar  darin, 
da.ss  die  Gegenseitigkeit  der  Verkehrsbeziehungen  auf  dem  Ge- 
biete des  geistigen  Eigenthumes  nicht  so  offen  zu  Tage  lag, 
als  auf  andern  Verkehrsgebieten.  Das  Eigenthum  und  die 
Schuldforderungen  des  Auslandes  zu  schützen,  lehrte  das  eigene 
handgreifliche  Interesse  des  inländischen  Handels,  weil  ohne 
diese  Bedingung  ein  Verkehr  mit  dem  Auslande  nicht  möglich 
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war.  Die  Literatur  einer  fremden  Nation  unentgeltlich  auszu- 
beuten gilt  aber  noch  heute  in  den  Augen  gewisser  Staats- 
männer und  Nationalükonomen  für  angemessen  und  erlaubt. 

Die  Rechtlosigkeit,  welche  unter  der  Geltung  dieses  Grund- 
satzes in  unserin  deutschen  Vaterlande  in  einem  staatlich  zer- 
rissenen gemeinsamen  Sprachgebiete  auf  dem  Felde  des  litera- 
rischen Kigenthums  entstanden  war  und  lange  Zeit  hindurch 
geherrscht  hat,  wird  weiter  unten  dargestellt  werden.  Ebenso 
die  vergeblichen  Vei'suche,  diesen  Zustand  durch  das  blosse 
Mittel  eines  höher  gebildeten  Gerechtigkeitsgefühles  zu  besei- 
tigen. Bis  zum  Beginne  des  letzten  Menschenalters  wurde  ver- 
geblich bei  der  deutschen  Reichsgewalt  und  beim  deutschen 
Bunde  der  gleiche  Rechtsschutz  für  alle  Erzeugnisse  der  deut- 
schen Literatur  verlangt.  Er  wurde  vergeblich  im  Namen  des 
Rechtes  und  der  Nationalität  gefordert  so  lange  es  Regieningen 
gab,  denen  die  bedrohten  Interessen  des  einheimischen  Nach- 
drucks höher  standen,  als  Nationalität  und  Recht.  Allein  ein 
wirksameres  Mittel  wurde  gefunden.  Die  Nothweudigkeit,  Ver- 
kehrserleichterungen für  den  Austausch  der  materiellen  Güter 
zu  gewinnen,  fühlte  zum  Abschlüsse  von  Zoll-  und  Handelsver- 
trägen, zunächst  zwischen  den  deutschen  Staaten  und  dann 
zwischen  diesen  und  dem  Auslande.  Der  Abschluss  dieser  ^'er- 
träge  gab  Gelegenheit,  auch  für  die  Gegenstände  des  geistigen 
Eigenthumes  den  internationalen  Rechtsschutz  zu  bedingen.  So 
gelang  es  zunächst  in  Deutschland  durch  die  mit  der  Bildung 
des  Zollvereines  Hand  in  Hand  gehenden  Bemühungen  der 
Preussischen  Regierung,  und  später  durch  die  zwischen  dem 
Zollvereine,  England,  Frankreich,  Belgien  und  anderen  Staaten 
abgeschlossenen  Handelsverträge  ein  internationales  Rechtsge- 
biet für  das  geistige  Eigenthum  zu  schaffen,  welches  das  lite- 
rarische und  das  artistische  Eigenthum  und  den  Schutz  der 
Fabfikzeichen  umfasst. 

Für  die  Ertindungsiiatente  und  den  Musterschutz  ist  eine 
gleiche  Reciprocität  des  Rechtsschutzes  bisher  nicht  erlangt 
und  voraussichtlich  auch  künftig  mm  in  engeren  Kreisen  zu 
erlangen.  Allein  auch  für  diesen  Zweig  des  geistigen  Eigen- 
thumes ist  eine  gleichzeitige  Darstellung  des  einheimischen 
und  des  fremden  Rechtes  sowohl  vom  practischen  als  vom 
wissenschaftlichen  Gesichtspuncte  aus  als  nothwendig  zu  be- 
zeichnen. Der  Markt  des  Erhnders  und  des  Fabricanten  ist 
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noch  viel  weniger  als  der  des  Schriftstellers  und  des  Künstlers 
an  die  Grenzen  des  einheimischen  Rechtsgebietes  gebunden. 
Die  Gesetzgebung  über  das  Eigenthum  an  den  Erfindungen  ist 
überdies  in  allen  Staaten  als  eine  unfertige  zu  bezeichnen. 
Sie  schwankt  zwischen  den  heterogensten  Principien  und  Ver- 
suchen unstet  umher  und  der  Abschluss  dieses  wichtigen  Zwei- 
ges der  Rechtsbildung  ist  erst  von  einer  allseitigen  und  ein- 
dringenden Erfas.sung  der  in  den  verschiedenen  Staaten  unter 
abweichenden  Systemen  bisher  gewonnenen  Erfahrungen  zu 
erwarten. 


§.  2.  Rechtliche  Grundlage. 

■jacheigenthum  und  unkörperliche  Rechte.  — Nntürliohe  und  rein'po- 
sitive  Rechtsnormen.  — Theilnng  der  Arbeit.  — Besitz  und  Vertrag.  — 
Fortbildung  des  Rechtsschutzea. 

Das  geistige  Eigenthum ')  ist  von  dem  Eigenthume  an  den 
einzelnen  Exemplaren  der  Schrift,  des  vervielfältigten-  Kunst- 
werkes, oder  des  gewerblichen  Erzeugnisses  durchaus  unab- 
hängig. Es  umfasst  nur  das  Recht  zur  Anwendung  und  zur 
Reprodiiction  der  neu  erzeugten  Form.  Das  geistige  Eigenthum 
ist  daher  keine  Unterart  des  Sacheigenthuraes  {dominium  re- 
rum).  Das  letztere  hat  ausschliesslich  körperliche  Sachen, 
oder  einen  Inbegriff  von  körperlichen  Sachen  zum  Gegen- 
stände, während  wir  es  bei  dem  geistigen  Eigenthume  mit  ei- 
ner blossen  Abstraction,  mit  einem  Gattungsbegriffe  ohne  kör- 
perliche Existenz  zu  thun  haben.  Man  könnte  die  Frage  auf- 
werfen. ob  das  geistige  Eigenthum  überhaupt  zu  den  Rechts- 
verhältnissen gezählt  werden  dürfe,  da  doch  das  Recht  be- 
stimmt ist,  unsre  Einwirkungen  auf  die  körperliche  Aussen- 
welt,  unsre  Beziehungen  zu  concreten  Personen  und  Sachen 
zu  regeln.  Die  Rechtsregeln  unterscheiden  sich  ja  eben  da- 
durch von  den  Gesetzen  der  Moral,  dass  sie  nicht  die  allge- 
meinen Beziehungen  der  Menschen  zu  den  Menschen  und  zu 
den  Dingen,  sondeni  concrete  Verhältnisse  betreffen.  Es  ist 
in  der  That  behauptet  worden,  dem  geistigen  Eigenthume  des 
Dichters  oder  des  Erfinders  komme  ursprünglich  eine  bloss 
moralische  Geltung  zu.  Der  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigcn- 
thumes  sei  als  eine  bloss  polizeiliche  Massregel  zu  characteri- 


1)  Vergl.  über  den  Sprachgebrauch  §.  IZ. 


R I Einleitung.  §.  2.  Rechtliche  Grundlage. 

siren,  welcher  nicht  ein  natürliches  Rechtsverhältniss,  sondern 
lediglich  die  rein  positive  Vorschrift  des  Gesetzes  zu  Grunde 
liege. 

Der  Unterschied,  welcher  zwischen  beiden  Auffassungen 
besteht,  ist  in  die  Augen  fallend.  Die  rein  positiven  und  die 
natürlichen  Rechtsverhältnisse  sind  allerdings  in  ihrer  practi- 
sehen  Geltung  gleich.  Wenn  aber  der  Staat  dem  körperlichen 
Eigenthume  oder  dem  Forderungsrechte  des  Darleihers  Aner- 
kennung und  Schutz  verleiht,  so  werden  diese  Beziehungen 
nicht  deshalb  zu  Rechtsverhältnissen,  weil  sie  durch  das  Ge- 
setz geschützt  sind,  sondern  das  Gesetz  schützt  sie  vielmehr, 
weil  es  sie  als  Rechtsverhältnisse  anerkennt. 

Das  positive  Gesetz  kann  zwar  auch  andern  Beziehungen, 
denen  dieser  Character  nicht  von  Natur  zukommt,  die  Geltung 
von  Rechtsverhältnissen  geben.  Es  kann  Privilegien  und  Vor- 
rechte verleihen  und  ihre  Verletzung  unter  Strafe  stellen. 
.Allein  für  die  Fragen  der  Gesetzgebung  imd  für  die  Theo- 
rie eines  Rechtsinstitutes  bleibt  es  von  entscheidender  Bedeu- 
tung, ob  dasselbe  der  einen  oder  der  andern  Klasse  beigezählt 
werden  muss.  Die  natürliche  Grundlage  des  geistigen  Eigen*- 
thumes  ist  auch  ebensosehr  ohne  Grund  als  zum  Nachtheile 
der  wissenschaftlichen  und  legislatorischen  Ausbildung  dieses 
Rechtsinstitutes  bestritten  worden. 

Der  Ursprung  aller  Rechtsverhältnisse  liegt  in  der  gemein- 
samen, auf  Unterwerfung  der  Naturkräfte  gerichteten  Thätig- 
keit  der  Menschen.  Alles  Recht  ist  ursprünglich  hervorge- 
gangen aus  der  Theilung  der  Arbeit  — wie  jenes  Zusammen- 
wirken der  Menschen  seit  Adam  Smith  genannt  zu  werden 
pflegt.  Das  Unterscheidende  des  menschlichen  Daseins  beruht 
eben  in  dieser  Theilung  der  Arbeit,  vermöge  deren  der  Mensch 
die  körperliche  Welt  in  weit  grösserem  Umfange  beherrscht, 
als  irgend  ein  anderes  Wesen.  Aus  der  Theilung  der  Arbeit 
zieht  er  die  Bedingungen  einer  erhöhten  Existenz  und  die  Mit- 
tel zur  Erfüllung  einer  zahllosen  Reihe  von  gesteigerten  Be- 
dürfnissen, deren  keines  mit  den  isolirten  Kräften  des  Einzel- 
nen befriedigt  werden  könnte.  Der  Mensch  bedarf  daher,  um 
zu  leben,  nicht  blos  der  eigenen  Arbeit,  sondern  er  verzehrt 
zugleich  die  Früchte  der  Thätigkeit  zahlreicher  anderer  Men- 
schen, die  ihrerseits  an  den  Resultaten  seiner  Anstrengungen 
theilnehmen. 


Digilized  bi 


Theiluog  der  Arbeit.  — Be»itz  und  Vertraff. 


9 


Auf  dieser  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  fremder  Arbeit 
beruht  das  Recht.  Niemand  ist  geneigt,  fQr  fremde  Bedürf- 
nisse zu  arbeiten,  wenn  er  dadurch  nicht  die  Mittel  zur  Er- 
füllung eigener  Bedürfnisse  erlangt.  Die  Theilung  der  Arbeit 
ist  daher  nicht  möglich,  ohne  die  Herstellung  von  Formen  und 
Regeln,  welche  Jedem  seinen  Antheil  an  den  Früchten  der  ge- 
meinsamen Thätigkeit  sichern,  welche  Jedem  gestatten,  die 
Früchte  seiner  Arbeit  selbst  zu  verzehren,  oder  die  entspre- 
chende Gegenleistung  dafür  zu  erlangen. 

Nach  einer  andern  Auffassung  liegt  der  Ursprung  des 
Rechtes  nicht  in  der  gemeinsamen  Arbeit,  sondern  in  der  Thei- 
lung  des  Besitzes,  die  aus  dem  räumlichen  Zusammenleben  der 
Menschen  hervorgeht.  Nach  dieser  Ansicht  wäre  das  ursprüng- 
lichste Rechtsverhältniss  das  Eigenthum;  und  die  Contracte 
wären  erst  in  zweiter  Reihe  aus  dem  Bedürfnisse  hervorge- 
gangen. fremde  Sachen  zu  erwerben  und  einzutauschen.  Man 
pflegt  daher  die  Vertragsverhältnisse  als  Mittel  zur  Erwerbung 
des  Eigenthumes  den  dinglichen,  als  den  ursprünglichen,  Rechts- 
verhältnissen anzuschliessen. 

Diese  Anordnung  ist  unzweifelhaft  berechtigt,  sofern  man 
die  verschiedenen  Rechtsver'‘‘<Mtnisse  nach  dem  Grade  ihrer 
verschiedenen  Geltung  und^  :^eutung  eintheilen  will.  Die 
dinglichen  Rechtsverhältnisse,  vor  allen  das  Eigenthum,  haben 
allein  Dauer,  während  die  Vertragsverhältnisse  nur  begründet 
werden,  um  durch  ihre  Erfüllung  unterzugehen.  Die  ding- 
lichen Rechte  verkörpern  sich  in  dem  Besitze,  in  welchem  ihre 
Existenz  ununterbrochen  sichtbar  wird,  während  die  Forde- 
mngsrechte  ihren  Ausdruck  in  blossen  Verträgen  und  WiUens- 
erklärungen  finden,  deren  Existenz  nur  in  dem  Gedächtnisse 
der  Menschen  und  in  vergänglichen  Urkunden  überliefert  wird. 
Während  daher  die  zahllose  Menge  der  persönlichen  Leistungen 
und  Gegenleistungen,  aus  welchen  sich  der  tägliche  Verkehr 
zusammensetzt,  gleich  der  beweglichen  Fluth  sich  heute  knüpft, 
um  morgen  wieder  sich  zu  lösen,  während  ihre  stets  wechselnde 
Gestalt  dem  Auge  kein  ruhendes  Bild  darbietet,  stellen  die 
festbegrflndeten  und  nur  selten  dem  Wechsel  unterworfenen 
Verhältnisse  des  Eigenthumes  diesem  ruhelosen  Spiele  gegen- 
über sich  wie  die  feste  Landmarke  dar,  die  allein  Dauer  und 
Gestalt  besitzt. 

Das  Eigenthum  ist  deshalb  das  wichtigste,  aber  keines- 
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Weges  das  ursprüngliche  Rechtsverhältniss.  Lange  bevor  ein 
gesondertes  Eigenthum  an  dem  Boden  und  seinen  Erzeugnissen 
anerkannt  ward,  hatte  der  Mensch  die  Dienste  des  Menschen 
nöthig.  Lange  bevor  der  erste  Tauschhandel  von  Gütern  er- 
ötihet  ward,  wurden  Leistungen  um  Leistungen,  Arbeit  uha 
Arbeit  ausgetauscht.  Auch  das  Eigenthum  selbst  ist  aus  der 
Arbeit  hervorgegangen.  Man  würde  sehr  weit  fehlen,  wenn 
man  annähmc,  dass  das  blosse  räumliche  Zusammenleben  der 
Menschen,  verbunden  mit  dem  Streben  der  Aneignung  zu  einer 
festen  und  anerkannten  Theilung  des  Besitzes  habe  führen 
können.  Nur  ein  Krieg  Aller  gegen  Alle  mit  gelegentlichen 
Waffenstillständen  könnte  aus  diesen  Bedingungen  hervorgehen 
— ein  Zustand,  wie  er  wirklich  zwischen  Stämmen  besteht, 
die  ohne  Verkehr  mit  einander  leben  — , denn  der  blosse 
W'unsch,  zu  besitzen,  wird  nicht  den  Tausch,  sondern  den 
Raub  zur  Folge  haben.  Er  wird  nicht  die  Entstehung  von 
Rechtsnormen  befördern,  sondern  das  Recht  des  Stärkern  zum 
Gesetze  erheben.  Erst  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  von 
der  Mitarbeit  des  Nachbarn  hat  zur  Folge,  dass  dessen  Rechts- 
sphäre geachtet  wird,  und  der  erste  Vertrag,  der  zur  Gewin- 
nung der  nachbarlichen  Beihülfe^;eschlossen  wird,  enthält  auch 
die  erste  Anerkennung  des  naVWDarlichen  Besitzes.  Endlich 
hat  der  Begriff  des  Eigenthums  selbst  die  Arbeit  zur  Voraus- 
setzung, weil  die  Dinge,  die  zum  menschlichen  Gebrauche  die- 
nen, nur  in  so  weit  als  Gegenstände  des  Eigenthumes  betrach- 
tet werden,  als  sie  durch  Arbeit  erworben  werden  müssen. 
Unter  den  Jäger-  und  Hirtenvölkern,  welche,  ohne  den  Boden 
zu  bauen,  nur  dessen  freiwillige  Früchte  ziehen,  ist  von  einem 
getheilten  Grundeigenthume  nicht  die  Rede.  Erst  wenn  und 
soweit  der  Boden  angebaut,  durch  Arbeit  zur  Kultur  und  zur 
festen  Wohnung  tauglich  gemacht  wird,  tritt  der  Begriff  eines 
Grundeigenthumes  auf.  Dass  endlich  auch  die  beweglichen 
Sachen  nur  soweit  für  Gegenstände  des  Eigenthumes  gelten, 
als  es  der  Arbeit  zu  ihrer  Erzeugung  oder  Erwerbung  bedarf, 
ist  unstreitig,  wie  denn  verschiedene  Gegenstände  unter  ver- 
schiedenen Zuständen  bald  als  werthgehaltene  Objecte  des  Ei- 
genthumes gelten,  bald  zu  den  gemeinen  Gütern  des  Lebens 
zählen.  Während  z.  B.  das  Wasser  in  grossen  Städten  von 
besondern  Unternehmern  verkauft  und  die  Entwendung  davon 
selbst  aus  lliessenden  Behältern  als  Diebstahl  bestraft  wird,  — 
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nicht  weil  dadurch  der  Besitz  des  Unternehmers  geschmälert 
würde,  sondeni  wegen  der  rechtswidrigen  Aneignung  das  Pro- 
ductes  seiner  Arbeit  — ist  beides  an  solchen  Orten  undenk- 
bar, wo  trinkbares  Wasser  in  beliebiger  Menge  ohne  Ar- 
beit erlangt  werden  kann.  Eigenthum  wird  also  nur  durch 
Arbeit  erworben  und  nur  diejenigen  Güter,  welche  durch  Ar- 
beit erworben  werden  müssen,  zählen  zu  den  Gegenständen 
des  Eigenthumes.  Nach  dem  Gesetze  der  Theilung  der  Arbeit 
geht  aber  aller  Besitz  der  Kegel  nach  aus  der  Arbeit  Mehrerer 
hervor.  Der  Erwerbung  des  Eigenthumes  vorgängig  bestand 
also  ein  Vertrag,  welcher  die  Theilnahme  eines  Jeden  an  der 
zu  leistenden  Arbeit  und  an  deren  Früchten'  regelte;  und  die 
erste  Rechtsnorm  ging  nicht  aus  dem  Besitze,  sondern  aus 
dem  Bedürfnisse  hervor,  die  Kräfte  Mehrerer  zu  einem  Ziele 
zu  vereinigen. 

Der  Inhalt  des  Rechtes  ist  diesenr  seinem  Ursprünge  ge- 
mäss. Es  verfolgt  den  Zweck,  jedem  die  Früchte  seiner  Arbeit 
und  die  Theilnahme  an  den  Früchten  der  gemeinschaftlichen 
Arbeit  zu  sichern,  sowohl  dem  Eigenthümer,  der  die  aufge- 
sammelten Früchte  früherer  Arbeit  als  Kapital  nutzen,  als 
auch  dem  Unti*rnehmer,  der  fremde  Kapitalien  mit  eigener 
Arbeit  und  umgekehrt  durch  Verträge  nutzbar  zu  machen  be- 
müht ist,  als  auch  endlich  dem  Arbeiter  sowohl  auf  dem 
geistigen  als  auf  dem  materiellen  Gebiete,  durch  des.sen  Thä- 
tigkeit  ursprtinglich  alle  Güter  hervorgebracht  werden.  Es 
verfolgt  diesen  Zweck  nach  verschiedenen  Richtungen  und  mit 
verschiedenem  Erfolge.  Am  vollkommensten  wird  die  Rechts- 
idee zur  Geltung  gebracht  in  dem  Eigenthume,  durch  welches 
dem  Einzelnen  der  uneingeschränkte  und  ausschliessliche  Ge- 
nuss der  Güter  gesichert  wird,  die  er  durch  seine  Thätigkeit 
mittelbar  oder  unmittelbar  erworben  hat.  Minder  vollkommen 
ist  die  Hen'schaft  des  Rechtes  auf  dem  Gebiete  der  Vertrags- 
verhältnisse. Die  gegenseitigen  Leistungen,  die  den  Inhalt  des 
V'ertrages  ausmachcu,  sind  selten  einer  so  festen  Begrenzung 
und  einer  so  scharfen  Bestimmung  fähig,  als  die  greifbaren 
Objecte  des  Eigenthumes.  Ihr  Inhalt  wird  durch  den  Wechsel 
der  Zeit  und  des  Ortes,  durch  die  Person  des  Leistenden  und 
durch  die  Veränderung  zahlreicher  anderer  Umstände  ebenfalls 
verändert.  Deshalb  galten  im  ältesten  römischen  Rechte  nur 
einzelne  fest  bestimmte  Forderungsrechte  für  klagbar.  Für 
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die  grosse  Menge  der  Geschäfte  des  täglichen  Verkehres  fehlte 
der  llechtsschutz.  Und  auch  nachdem  bereits  die  richterliche 
Praxis  (das  prätorische  Recht)  auch  diesen  Rechtsverhältnissen 
die  factische  Klagbarkeit  gegeben  hatte,  hlieb  der  Gegensatz 
zwischen  den  Verträgen  des  strengen  Rechtes  und  den  Ge- 
schäften auf  guten  Glauben  bestehen. 

So  schreitet  die  Rechtsbildung  von  Stufe  zu  Stufe  fort 
und  mit  ihren  Fortschritten,  auf  ihren  erweiterten  Grundlagen 
wächst  das  Gebäude  des  menschlichen  Verkehres,  welches  ohne 
diese  schützende  Grundlage  keinen  Halt  besitzt.  Wie  vermöchte 
der  gewaltige,  in  den  mannigfachsten  Formen  sich  bewegende 
Verkehr  unsrer  Tage  mit  dem  beschränkten  Rechtsschutze  zu 
bestehen,  den  das  älteste  römische  und  deutsche  Recht  den 
Geschäften  des  täglichen  Lebens  gewährte  V Welchen  Gewinn 
hat  nicht  die  freiere  und  breitere  Entwickelung  des  deutschen 
Handels-  und  Wechselrechtes  den  Interessen  des  deutschen 
Handels  und  Gewerbfleisses  gebracht! 

Dieser  Fortschritt  der  Rechtsbildung  ist  ein  stetiger,  der 
niemals  aufhören  kann,  da  jede  Ausdehnung  des  Verkehrsge- 
bietes, jede  Erweiterung  des  menschlichen  Arbeitsfeldes,  jede 
neue  Theilung  der  Arbeit  auch  neue  Rechtsnormen  nothwendig 
macht  und  früher  oder  später  hervorbringt.  Es  ist  eine  Un- 
vollkommenheit des  Rechtszustandes,  wenn  derselbe  hinter  die- 
ser nothwendigen  Fortentwickelung  zurückbleibt.  Es  ist  des- 
halb die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft, 
durch  Erweiterung  und  Fortbildung  der  überlieferten  Rechts- 
institute der  Entwicklung  des  Verkehrs  und  der  Lebens  Verhält- 
nisse zu  folgen.  Zu  den  späte.sten  und  wichtigsten  Fortschrit- 
ten, welche  die  Rechtsbildung  in  dieser  Richtung  gemacht  hat, 
gehört  der  Schutz  der  geistigen  Arbeit,  welcher  durch  die  Ge- 
setzgebung und  durch  die  internationalen  Verträge  dieses  Jahr- 
hunderts zu  einer  Allgemeinheit  und  Wirksamkeit  erhoben  ist, 
welche  den  früheren  Zeitaltern  gänzlich  unbekannt  war. 

§.  3.  Werth  des  geistigen  Eigenthumes. 

Kapitalwenb  der  geistigeu  Arbeit.  — Unschätzbarer  Werth.  — Bezah- 
lung des  Gebrauches.  — lliickwirkung  auf  dih  Kultur. 

Der  Vermögenswerth  der  geistigen  Arbeit  war  längst  all- 
gemein anerkannt,  ehe  die  Gesetzgebung  dahin  gelangte,  ihr 
den  nöthigen  Rechtsschutz  zu  gewähren.  Man  pries  die  reichen 
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Vortheile,  welche  die  Astronomen  der  Schifffahrt,  die  Entdecker 
dem  Handel,  die  Physiker  und  Chemiker  der  Industrie  gebracht 
haben,  aber  man  lohnte  die  Meister  in  diesen  geistigen  Werk-  » 
Stätten  mit  kargem  Ehrensolde  ab,  während  man  die  directen 
Früchte  ihrer  geistigen  Arbeit  Nachdrucken!  und  Nachahmern 
preisgab. 

Auch  heute  wird  der  Kapitalwerth  der  geistigen  Industrie 
vielleicht  noch  nicht  hinreichend  gewürdigt.  Bei  jeder  Arbeits- 
leistung dient  ein  Theil  des  Ertrages  zu  den  Kosten  der  Un- 
terhaltung des  Arbeitenden.  Der  Ueberschuss  wächst  dem  Ge- 
sammtreichthum  zu,  d.  h.  er  vermehrt  den  Vorrath  fertiger 
menschlicher  Erzeugnisse,  der  als  mächtiges  Hülfsmittel  der 
Arbeit  die  weitere  Unterwerfung  und  Beherrschung  der  körper- 
lichen Welt  unterstützt,  und  in  diesem  Ueberscbusse  der  Ar- 
beitsleistung besteht  ihr  Kapitalwerth.  Während  nun  die  Er- 
zeugnisse der  körperlichen  Arbeit  durch  den  Gebrauch  verzehrt 
werden,  erleiden  die  Producte  der  geistigen  Industrie  durch 
den  Gebrauch  keine  Veränderung.  Während  der  verarbeitete 
Stoff  der  Zerstörung  unterliegt,  ist  die  Form,  das  Product  des 
geistigen  Schaffens,  unvergänglich  und  unzerstörbar.  Auch  die 
festeste  Dampfmaschine  des  geschicktesten  Arbeiters  wird  in 
einem  oder  zwei  Menschenaltem  abgenutzt  — die  Watt  sehe 
Dampfmaschine  aber  bleibt  unvergänglich,  solange  sie  nicht 
durch  dje  Ei-findung  einer  ganz  neuen  Bewegungskraft  entbehr- 
lich gemacht  wird.  Die  geistige  Arbeit,  deren  Resultat  jene 
Erfindung  ist,  wird  seit  fast  100  Jahren  von  jedem  Erbauer 
und  von  jedem  Betreiber  einer  Dampfmaschine  benutzt,  sie  ist 
von  den  nachfolgenden  Erfindern,  welche  die  Wattsche  Ma- 
schine verändert  und  verbessert  haben,  benutzt 'worden,  ohne 
dadurch  irgend  etwas  an  ihrer  ursprünglichen  Brauchbarkeit 
zu  verlieren.  Der  Vermögenswerth  einer  solchen  Erfindung 
kann  ungefähr  anschaulich  gemacht  werden  an  den  Früchten, 
welche  der  Erfinder  selbst,  begünstigt  durch  einen  ausreichen- 
den Rechtsschutz,  aus  der  ersten  Anwendung  seiner  Erfindung 
zu  ziehen  vermochte.  James  Watt  konnte  unter  dem  Schutze 
der  englischen  Patentgesetzgebung  von  den  Bergwerksbesitzera, 
welche  seine  neue  Maschine  zur  Wasserhebung  anwendeten, 
ein  Drittel  der  Ersparniss  als  Preis  bedingen,  welche  an  Brenn- 
material gegenüber  der  firüher  gebrauchten  Saveryschen  Ma- 
schine erzielt  wurde.  Diese  Prämie  belief  sich  auf  einer  ein- 
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zigen  Steinkohlengrube  (Chace  Water)  bei  drei  Maschinen  auf 
48000  Thlr.  jährlich.  Ünd  dennoch,  wie  verschwindend  klein  sind 
auch  die  verhältnissmässig  reichen  Gewinnste  dieses  einen  Erfinders 
gegen  den  unberechenbaren  Gewinn,  welcher  aus  seiner  Erfindung 
der  Industrie  und  dem  Gesammtreichthume  zugeflossen  ist!  ünd 
wie  glücklich  wäre  das  Loos  der  Ei’finder,  wenn  jedem  von 
ihnen  nur  derselbe  besclieidene  Antheil  an  den  I'rüchten  seiner 
geistigen  Arbeit  zu  Theil  würde!  Aber  nicht  bloss  das  Loos 
der  Erfinder  würde  durch  Erfüllung  dieser  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit verbessert  werden,  sondern  die  Industrie  selbst,  in 
deren  Dienste  sie  arbeiten,  wird  durch  die  Zahlung  dieses 
Preises  sich  selbst  bereichern.  Und  diese  Regel  gilt  nicht  bloss 
für  den  Erfinder  und  .seine  Arbeitgeberin,  die  Industrie,  son- 
dern von  der  geistigen  Arbeit  überhaupt.  Das  Angebot  der 
geistigen  Arbeit  hängt  allerdings  nicht,  wie  dasjenige  der  Hand- 
arbeit, lediglich  von  dem  Stande  des  marktgängigen  Arbeits- 
lohnes ab.  Man  ist  vielmehr  geneigt  und  in  gewi.«sem  Grade 
berechtigt,  die  Arbeit  des  Denkers  und  des  Dichters  als  die 
Frucht  einer  glücklichen  Müsse  zu  betrachten,  welche  von  der 
Sorge  um  die  blosse  körperliche  Existenz  befreit,  freie  höhere 
Ziele  verfolgt.  Es  ist  auch  gewiss,  da*<s  der  Werth  der  geistigen 
Arbeit  nicht  allein  nach  dem  materiellen  Gewinne  zu  schätzen 
ist,  der  aus  ihren  Früchten  gezogen  werden  kann,  und  dass 
deshalb  der  Lohn  der  geistigen  Arbeit  nicht  nach  diesem  ma- 
teriellen Gewinne  bemes.sen  werden  kann.  Ein  grosser  und 
werthvoller  Theil  des  geistigen  Kapitales,  welches  wir  als  die 
Frucht  der  geistigen  Arbeit  aller  Zeiten  besitzen,  ist  in  Gelde 
nicht  schätzbar.  Aus  diesem  unbestrittenen  Satze  ist  daun  der 
Trugschluss  abgeleitet,  dass  die  Dichter  und  Denker  überhaupt 
des  materiellen  Soldes  nicht  bedürfen  und  sich  au  dem  rein 
geistigen  Lohne  für  ihre  Arbeit  genügen  lassen  müssten.  Nach 
Theocrit  hielt  man  schon  vor  zweitausend  Jahren  *den  Dicli- 
tern,  die  eine  Relohnung  verlangten,  den  Homer  entgegen, 
welcher  als  der  Grösste  aller  Dichter  doch  von  dem  Leser 
keinen  Zoll  nehme.  *)  ünd  so  ist  zu  allen  Zeiten  aus  dem 
Grundsätze,  dass  der  Dichter  und  der  Denker  für  höhere  Ziele 
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arbeitet,  als  für  irdischen  Sold,  die  ganz  fehlerhafte  Folgerung 
gezogen,  dass  es  ihm  nicht  anstehe,  für  den  Gebrauch  dieser 
Arbeit  einen  materiellen  Ix>hn  anzunehmen. 

Wenn  daher  Erasmus  dem  Ulrich  v.  Hutten  zum  Vorwurf 
macht ')  und  sich  selbst  gegen  den  Vorwurf  vertheidigt,  “) 
dass  er  ein  Honorar  von  seinem  Verleger  beziehe,  so  lag  darin 
nur  eine  unrichtige  Anwendung  des  richtigen  Grundsatzes, 
dass  ihm  seine  schriftstellerische  Thätigkeit  nicht  feil  sei.  Wenn 
aber  die  Schriftsteller  jener  Epoche  kein  Bedenken  trugen,  von 
Geschenken  und  Pensionen  der  Grossen,  statt  von  dem  bucli- 
händlerischen  Ertrage  ihrer  Werke  zu  leben,  so  verfehlten  sie 
thatsächlich  gegen  eben  diesen  Grundsatz,  indem  sie  sich  in 
Bezug  auf  den  Inhalt  ihrer  Schriften  von  starken  EinflOs-sen 
abhängig  machten,  während  sie  es  verschmähten,  sich  für  den  Ge- 
brauch derselben  bezahlen  zu  lassen.  Die  unabhängige  Müsse, 
deren  der  Schriftsteller  bedarf,  kann  ihm  in  keiner  würdigeren 
und  sicherem  Weise  gewährleistet  werden,  als  durch  den  Preis, 
welchen  das  Publikum  für  die  Verbreitung  seiner  Schriften  be- 
zahlt. Da  nämUch  dieser  Preis  nicht  unter  der  Bedingung  einer 
nachfolgenden  Leistimg,  sondern  für  den  Mitgenuss  einer  freien 
und  unabhängigen  Production  des  Schriftstellers  gezahlt  wird, 
so  schliesst  er  das  mit  anderm  Solde  häufig  verknüpfte  Ver- 
hältniss  der  Abhängigkeit  aus  und  trägt  sogar  einen  besonders 
ehrenvollen  Character.  Denn  nicht  der  Schriftsteller  macht 
sich  von  dem  Leser  abhängig,  sondern  eher  der  Leser  vom 
Schriftsteller,  dessen  Gedaukengange  er  für  die  Zeit  der  Lec- 
türe  sich  zu  folgen  bequemt.  Es  hat  deshalb  auch  zu  des 
Erasmus  Zeiten  für  ehrenvoll  gegolten,  viele  Leser  zu  haben 
und  wenn  es  nicht  für  ehrenhaft  galt,  sich  dafür  bezahlen  zu 
lassen,  so  lag  dies  wohl  eben  daran,  da.ss  damals  kein  Rechts- 
schutz für  das  geistige  Eigenthum,  kein  Verlagsrecht  bestand. 
Der  Verleger,  gegen  den  jeder  Nachdruck  gestattet  war,  konnte 
dem  Verfasser  nicht  einen  Preis  für  sein  Eigenthumsrecht  zah- 
len, das  ja  nicht  wirksam  übertragen  werden  konnte.  Es  konnte 
höchstens  ein  Sold  für  schriftstellerische  Thätigkeit  im  Dienste 
des  Verlegers  gezahlt  werden,  und  auch  dieser  Lohn  konnte 

1)  Erwmi  Spongia  etc.  in  ilutteni  opp.  ed.  Münch  IV.  4S6. 

8)  Des.  Erasmi  Epiat.  omnes  Lugd.  Bat.  1706  Nr.  DCClUX  p.  841. 
Nr.  DCCXXV  p.  846. 
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nach  dem  unsicheren  Ertrage  des  Gewerbes  nur  dttrflig  be- 
messen werden. 

Noch  weit  ungünstiger  als  die  Stellung  der  Schriftsteller 
war  in  jenem  Zeitalter  die  Lage  der  geistigen  Arbeiter  auf 
anderm  Gebiete;  der  Erfinder  und  Entdecker.  Durch  keinen 
Rechtsschutz  in  der  Benutzung  ihrer  Entdeckungen  geschützt, 
selten  auch  von  der  Einsicht  oder  der  Eitelkeit  der  Grossen 
gefördert,  blieben  sie  der  von  allen  Seiten  auf  sie  eindringen- 
den Habsucht  preisgegeben,  welche  ihnen  die  Früchte  ihrer 
Erfindung  bis  auf  den  Ruhm  der  Entdeckung  selbst  zu  ent- 
reissen  bemüht  war.  Ein  Gutenberg  und  ein  Leblanc  berei- 
cherten nur  Andere  durch  die  Früchte  ihrer  unsterblichen  Er- 
findungen, während  sie  selbst  im  Kampfe  mit  drückendem 
Mangel  untergegangen  sind. 

Vergleicht  man  nun  die  Jahrhunderte  von  Gutenberg  bis 
auf  Leblanc  oder  das  noch  finstrere  Zeitalter  vor  der  Erfin- 
dung der  Buchdruckerkunst  mit  der  Gegenwart,  mit  dem  Jahr- 
hundert der  Watt ')  und  Stephenson,  der  Krupp  und  Dreyse, 
so  zeigt  sich,  dass  gegenwärtig  nicht  bloss  die  Erfinder  reicher 
und  schneller  belohnt  werden,  sondern  dass  auch  die  Erfin- 
dungen und  die  Industrie  in  einem  reissenden  Fortschritte  be- 
griffen sind,  gegen  den  die  langsame  Bewegung  der  früheren 
Zeitalter  als  ein  Stillstand  erscheint,  ln  einem  Menschenalter 
drängen  sich  Erfindungen,  die  den  grössten  aller  Zeiten  zu  ver- 
gleichen sind.  Wenn  die  Telegraphie  der  Buchdruckerkunst, 
die  Dampfschifffahrt  dem  Compasse,  die  Zündnadel  dem  Schiess- 
pulver die  Waage  hält,  wenn  die  Locoinotive  und  das  Gashcht, 
der  Steindruck  und  die  Schnellpresse,  sowie  tausend  andere 
Erfindungen  und  Entdeckungen  demselben  Zeitalter  ihren  Ur- 
sprung verdanken,  so  darf  gesagt  werden,  dass  der  Wechsel 
einer  Generation  heutzutage  von  grösseren  Veränderungen  und 
Fortschritten  in  den  menschlichen  Zuständen  begleitet  ist,  als 
früher  ein  halbes  Jahrtausend. 

Ist  es  nun  etwa  ein  zufälliges  Zusammentreffen,  dass  jene 

1)  Die  Erfindung  der  Wattschen  Dampfmaschine  ist  noch  etwas 
älter  als  der  Leblancsche  Prozess  der  Sodabereitung  aus  Kochsalz. 
Allein  Watt  genoss  fär  seine  Erfindungen  den  Schutz  der  englischen 
Patentgesetzgebung,  während  in  Frankreich  erst  durch  die  constitui- 
rende  Nationalversammlung  das  Recht  der  Erfinder  gesetzlich  geschützt 
wurde. 
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älteren  Erfinder  in  Dunkelheit  oder  Mangel  zu  Grunde  ge- 
gangen sind,  während  unser  Zeitalter  neben  der  Anerkennung 
für  die  Lebenden  auch  noch  die  Schuld  der  Dankbarkeit  für 
die  grossen  Todten  abträgt?  War  cs  Zufall,  oder  bewirkte  es 
die  Verfolgung,  welche  Aberglaube,  Habsucht  und  Neid  in 
früheren  Zeitaltern  als  Lohn  für  die  grossen  Entdeckungen 
bereit  hielt,  dass  nur  Wenige  es  wagten,  von  der  breiten  Heer- 
strasse des  Ueberlieferten  abzuweichen  und  die  Grenzen  der 
menschlichen  Kenntniss  zu  erweitern? 

Gewiss,  die  Thatsachen,  welche  die  Geschichte  der  Erfin- 
dungen und  Entdeckungen  uns  ülierliefert,  gewähren  den  über- 
zeugenden Beweis  für  die  Erfahrung,  dass  die  h'ortschritte  der 
Kultur  und  der  Industrie  zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  Orte  in 
stetigem  Verhältnis-se  stehen  zu  der  Aufmunterung  und  dem 
Schutze,  welche  der  geistigen  Arbeit  gewährt  wird.  Sie  führen 
den  Beweis,  da.ss  der  Schutz,  welchen  die  moderne  Gesetzge- 
bung dem  geistigen  Eigenthuine  gewährt,  nicht  bloss  das  Loos 
der  Schriftsteller  und  Künstler,  der  I'orscher  und  Erfinder  ver- 
bessert, sondern  auch  den  Wohlstand  und  die  Kultur  der  Na- 
tionen unmittelbar  fördert. 

S.  4.  Schwierigkeit  der  Gesetzgebung. 

ünvoUkommenheit  des  Kechtssehutzes.  — Beschränkung  auf  die  Form 
der  Darstellung.  — Schutzlosigkeit  des  Inhaltes.  — Kein  gcmeiuiiützigc 
Erfindungen.  — Theoretische  Controversen.  — Einseitige  Behandlung 

der  verschiedenen  Zweige  des  geistigen  Eigenthiimes. 

Der  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigenthumes  ist  die  späte 
Frucht  der  modernen  Rechtsbildung  und  die  Fortschritte,  wel- 
che die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  während  des  letzten 
Menschenalters  gemacht  hat,  sind  namentlich  in  Deutschland 
zu  den  wichtigsten  Verbes-serungen  des  öffentlichen  Rechtszu- 
standes zu  zählen.  Dennoch  ist  das  erreichte  Resultat  ein  un- 
vollkommenes und  diese  Unvollkommenheit  des  Rechtsschutzes 
hat  nur  zum  Theile  in  den  Mängeln  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung ihren  Grund;  zum  andern  und  grösseren  Theile  ent- 
springt sie  aus  der  natürlichen  Grundlage  des  Rechtsverhält- 
nisses selbst,  welche  nicht  gestattet,  dem  Autor  die  unbe- 
schränkte Verfügimg  über  das  Product  seiner  geistigen  Arbeit 
ausschliesslich  vorzubehalten,  sondern  nur  ein  beschränktes 
Nutzungsrecht  an  der  \'erwerthung  des  Productes  zulä.sst. 
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Während  bei  den  dinglichen  Rechten  der  körperliche  Be- 
sitz die  Möglichkeit  gibt,  in  beliebiger  W'eise  auf  die  Sache 
einzuwirken  und  Andere  von  ihrer  Benutzung  nuszuschliessen, 
ist  bei  den  Producten  der  geistigen  Arbeit  die  Lage  des  Lr- 
zeugers  eine  wesentlich  andere. 

Die  natürliche  Grundlage  seines  Rechtes  besteht  in  der 
ausschliesslichen  Kenntniss  des  Gedankens,  der  künstlerischen 
Form,  oder  des  technischen  Verfahrens,  welches  er  erfunden 
hat.  Allein  der  Gebrauch,  welchen  der  Erfinder  von  diesem 
geistigen  Besitze  macht,  bedingt  nothwendig.  dass  er  die  Aus- 
schlies.slichkeit  seines  Besitzes  aufgibt.  Nur  in  äus.serst  selte- 
nen Fällen  ist  der  Erfinder  einer  Fabricationsmethode  im  Stande, 
das  Geheinmiss  derselben  zu  bewahren.  In  den  meisten  Fällen 
muss  er,  um  von  seiner  Erfindung  Nutzen  zu  ziehen,  den  In- 
halt derselben  einer  grösseren  Zahl  von  Pereoneu  bekannt  ge- 
ben. Der  Produzent  einer  neuen  Waare,  der  Vervielfältiger 
eines  Kunstwerkes  und  der  Herausgeber  einer  Schrift  aber 
kann  überhaupt  nur  dadurch  von  seinem  Unternehmen  Nutzen 
ziehen,  dass  er  die  Frucht  seiner  geistigen  Arbeit  allen  zu- 
gänglich macht.  Soll  gleichwohl  die  geistige  Arbeit  einen 
Rechtsschutz  geniessen,  so  kann  dies  nur  so  ge.schehen,  dass 
trotz  der  Bekanntmachung  doch  dem  gei.stigen  Urheber  allein 
gestattet  wird,  die  Früchte  seiner  Geistesthätigkeit  zu  ver- 
werthen  und  dass  es  jedem  Andern  untersagt  bleibt,  die  bloss 
angeeigneten  Resultate  fremder  Geistesthätigkeit  für  sich  nutz- 
bar zu  machen. 

Eine  solche  ausschliessliche  Berechtigung  zur  Verwerthung 
der  Resultate  der  geistigen  Thätigkeit  kann  indessen  nur  in 
beschränktem  Umfange  gewährt  werden.  Bei  den  Schriften 
beschränkt  sich  der  Rechtsschutz,  welcher  ihrem  Urheber  ge- 
währt werden  kann,  auf  das  Recht  der  ausschliesslichen  Ver- 
vielfältigung. Es  ist  gesetzlich  verlwten,  den  Inhalt  einer 
fremden  Schrift  ganz  oder  theilweise  nachzudrucken.  Wenn 
aber  ein  Schriftsteller  gewisse  Thatsachen,  die  Resultate  viel- 
jähriger Forschungen,  in  einem  Buche  niederlegt,  so  ist  zwar 
dieses  Buch  gegen  den  Nachdruck  geschützt,  die  neuen  That- 
sachen aber,  welche  gewissermassen  den  Kern  des  Buches 
ausmachen,  können  von  Jedem  weiter  verbreitet  und  benutzt 
werden.  Alex.  v.  Humboldt  machte  in  seiner  berühmten  Reise- 
beschreibung (\'oyage  dans  les  regions  (-quinoctiales)  die  Re- 
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sultate  vieljähriger  Forschungen  und  Entdeckungsreisen  in  dem 
tropischen  Amerika  bekannt.  Während  aber  das  umfangreiche 
und  gelehrte  Reisewerk  selbst  nur  eine  geringe  Verbreitung 
finden  konnte,  bereicherten  die  darin  mitgetheilten  geographi- 
schen und  naturwissenschaftlichen  Thatsacheu  eine  grosse  An- 
zahl von  Lehr-  und  Handbüchern,  die  ungestraft  aus  dieser 
Quelle  schöpfen  durften.  Lavoisier,  Davy  und  Herzelius  er- 
hielten ein  Verlagsrecht  für  ihre  Werke,  jedoch  nicht  für  die 
dario  begründeten  Ge.setze  der  Chemie;  und  während  diese 
Gesetze  in  zahlreichen  .neueren  chemischen  Handbüchern  wie- 
derholt und  zusammengetragen  sind,  werden  die  Bücher,  in 
denen  sie  zuerst  veröffentlicht  wurden,  uur  noch  von  Wenigen 
gelesen. 

Allerdings  waren  jene  Gelehrten  weit  entfernt,  die  Ver- 
breitung der  von  ihnen  entdeckten  Thatsachen  zu  hindern. 
Sie  würden  dies  aber  auch  niemals  vermocht  haben,  denn  die 
Kenntniss  wissenschaftlicher  Thatsachen  und  (icsetze  fordert 
mit  zwingender  Nothwendigkeit  zu  ihrer  weiteren  Mittheilung 
auf.  Wollte  die  Gesetzgebung  versuchen,  die  Mittheilung  sol- 
cher neuen  Thatsachen  zu  Gunsten  des  Entdeckers  zu  mono- 
polisiren,  .so  würde  sie  nichts  weniger  unternehmen  müssen, 
als  jede  wissenschaftliche  Erörterung  überhaupt  zum  Stillstaml 
zu  bringen.  Denn  wie  würde  der  Naturforscher,  welcher  von 
der  Spectralanalyse  Kenntnis.«  genommen  hat,  die  Gesetze  der 
Lichtbrechung  oder  die  Lehre  von  den  einfachen  Körpern  er- 
örtern können,  ohne  jene  neuen  Entdeckungen  mitzutheilen. 
Er  würde,  selbst  wenn  er  sie  nicht  für  richtig  anniihme,  doch 
aus.ser  Stande  sein,  sie  zu  widerlegen,  ohne  sie  zuvor  mitzu-  ' 
theilen.  Ein  Monopol  der  Mittheilung  von  Thatsachen  würde 
also  gleichbedeutend  sein  mit  der  Aufliebung  aller  wi.ssenschaft- 
lichen  Thätigkeit  überhaupt.  Es  würde  zugleich  eine  uner- 
trägliche Beschränkung  der  freien  geistigen  Bewegung  enthal- 
ten, denn  das  muss  als  ein  unbedingtes  Postulat  der  persön- 
lichen Freiheit  bezeichnet  werden,  dass  Jeder  berechtigt  ist, 
den  Inhalt  seines  Wissens  in  beliebiger,  wenn  nur  selbststän- 
diger Form  Andern  mitzutheilen.  Daher  hat  selbst  derjenige 
Zweig  uasrer  Literatur,  welcher  die  gewerbsmässige  Mitthei- 
lung neuer  Thatsachen  zum  Gegenstände  hat  — ich  meine  die 
Zeitungsliteratur  — die  Regel  angenommen,  dass  die  gegen- 
seitige Entlehnuug  von  Thatsachen  selbst  in  unveiäuderter 
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Form,  wenn  nur  mit  Angabe  der  QueUe.  allgemein  gestat- 
tet ist. 

Der  Schutz  der  geistigen  Arbeit  ist  also  in  Bezug  auf  die 
Schriften  von  sehr  verschiedener  Wirkung,  weil  er  sich  nur  auf 
die  Form  der  Darstellung,  nicht  auf  die  dargestellten  Gedan- 
ken selbst  erstreckt.  Die  Werke  der  Dichter  geniessen  daher 
eines  fast  vollständigen  Schutzes,  während  die  Arbeit  der  Ge- 
lehrten zum  grossen  Theile  unmittelbares  (ietneingut  wird. 

Die.selbe  Verschiedenheit  zeigt  sich  auf  dem  Gebiete  der 
Erfindungen.  Ein  grosser  und  wichtiger  Theil  derselben  be- 
steht in  rein  gemeinnützigen  Entdeckungen  und  geht  in  den 
allgemeinen  Besitz  über,  ohne  dem  Erfinder  selbst  irgend  einen 
Nutzen  zu  gewähren.  Wenn  Steinheil  im  Jahre  1845  fand, 
dass  es  unnöthig  sei,  den  electrischen  Strom  des  Telegraphen 
durch  einen  zweiten  Dralit  zurück  zu  leiten,  da.ss  vielmehr  diese 
Hückleitung  der  Erde  überlassen  werden  könne,  so  genügte 
das  einfache  Bekanntwerden  dieser  Thatsache,  um  Jedem  die 
dadurch  erzielten  Vortheile  zugänglich  zu  machen.  Kein  Pa- 
tentschutz vermochte  irgend  Jemanden  an  der  Benutzung  die- 
ser Entdeckung  zu  hindern , da  nur  eine  ganz  überflüssige 
Vorrichtung  an  dem  Telegraphenapparate  weggelassen  wurde. 
Die  Constructioii  der  schmiedeeisernen  Gitterträger  war  eine 
Erfindung  ersten  Ifiinges  für  den  Brückenbau.  Allein  da  sie 
lediglich  auf  der  freien  Anwendung  des  Gesetzes  der  relativen 
Festigkeit  beruhte,  so  konnte  sie  von  dem  Erfinder  nicht  mono- 
polisirt  werden.  Andere  Erfindungen  von  grosser  Tragweite 
entziehen  sich  durch  ihre  practische  Verwendung  der  Benutzung 
als  Eigenthum  von  Seiten  der  Erfinder.  So  z.  B.  gebraucht 
jeder  Arzt  die  Schutzpockenimpfung  und  das  Chloroform,  ohne 
dass  es  jemals  nöthig  befunden  wäre,  eine  Erlaubniss  dazu  bei 
dem  Erfinder  einzuholen.  Während  die  reichsten  Ernten  auf 
dem  Gebiete  der  medizinischen  Pfuscherei  von  den  Erfindern 
neuer  angeblicher  Heilmittel  gezogen  werden,  so  hat  die  Erfin- 
dung jener  Heilmittel,  welche  der  Menschheit  die  wirkliche 
Befreiung  von  Leiden  in  einem  früher  nicht  geahnten  Maasse 
gebracht  haben,  ihren  Urhebern  keinen  Geldertrag  gewährt. 
Die  Erfinder  der  Vorschuss-  und  Darlehnskassen,  der  Sicher- 
heitslampeu,  der  Leuchtthürme,  Rettungsboote  und  Sturmsig- 
nale und  zahlreicher  andern  gemeinnützigen  und  öffentlichen 
Einrichtungen,  durch  welche  der  \'erkehr  und  der  öffentliche 
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Wohlstand  gehoben  ist,  haben  aus  ihrem  geistigen  Eigenthum 
fiir  sich  keinen  andern  Nutzen  ziehen  können,  als  der  ihnen 
etwa  in  der  Gestalt  freiwilliger  öffentlicher  Belohnungen  ge- 
währt worden  ist. 

Wenn  aber  der  Schutz  des  geistigen  Eigen thumes  nicht 
allen  Richtungen  der  Geistesthätigkeit  gleichmässig  zu  Theil 
wird,  so  hat  dies  hauptsächlich  darin  seinen  Grund,  dass  nicht 
alle  geistige  Thätigkeit  gleichmässig  auf  den  (ielderwerb  ge- 
richtet ist,  dass  ein  grosser  und  wichtiger  Theil  der  gei.sti- 
gen  Arbeit  Ziele  verfolgt,  bei  welchen  der  materielle  Gewinn 
der  Arbeit  nur  nebensächlich  ist  oder  ganz  bei  Seite  ge.setzt 
wird. 

In  wie  weit  aus  diesem  Umstände  ein  Einwand  gegen  die 
Berechtigung  des  geistigen  Eigenthumes  und  gegen  die  Zuläs- 
sigkeit eines  Rechtsschutzes  für  dasselbe  abgeleitet  werden  kann, 
soll  weiter  unten  erörtert  werden.  Hier  genügt  es  zu  consta- 
tiren,  dass  der  Schutz  des  geistigen  Eigenthumes  trotz  seiner 
beschränkten  Wirksamkeit  in  der  neueren  Gesetzgebung  aller 
Staaten  zu  imhier  grösserer  Anerkennung  gelangt  ist  und  dass 
selbst  blühende  Gewerbzweige,  die  auf  dem  für  rechtswidrig 
erkannten  Bmlen  des  internationalen  Nachdrucks  in  einigen 
Staaten  wie  in  Belgien  und  in  Sachsen  gegründet  waren,  ohne 
Nachsicht  dieser  nothwendigen  Forderung  des  Rechtes  geopfert 
worden  sind. 

Die  Fortschritte  der  Gesetzgebung  bestehen  theils  in  der 
successiven  Ausdehnung  des  Rechtsschutzes  auf  alle  Zweige  der 
geistigen  Arbeit,  theils  in  der  Herstellung  eines  internationalen 
Rechtes,  durch  welches  ein  Eigenthum  an  Schrillen  Kunst- 
werken auch  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  hinaus 
für  alle  vertragschlies-senden,  oder  nur  dem  Grundsätze  der 
Reciprocität  beitretenden  Staaten  anerkannt  wurde. 

Mit  diesen  Fortschritten  der  neueren  Gesetzgebung  geht 
Hand  in  Hand  eine  gesteigerte  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der 
Rechtswissenschaft.  Ja!  man  darf  behaupten,  dass  in  der  neue- 
ren juristischen  Literatur  wenige  Fragen  einer  so  vielseitigen 
und  ausführlichen  h’.rörterung  unterzogen  sind,  als  die  Grund- 
begriffe des  geistigen  h'.igenthumes.  Dennoch  hat  diesi“  lange 
fortgesetzte  Erörterung  noch  zu  keinem  Einverständni.sse,  nicht 
einmal  zu  einer  communi»  doctorum  opinio  geführt.  Es  stehen 
sich  vielmehr  noch  heute  vier  verschiedene  theoretische  Auf- 
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fassiingen  streng  geschieden  gegenüber,  deren  jede  zahlreiche 
Anhänger  und  namhafte  Vertheidiger  zählt. 

Nach  der  einen  Meinung  ist  das  geistige  Eigenthum  voll- 
ständig dem  körperlichen  Eigenthume  analog,  folglich  als  ein 
dingliches  Recht  an  einem  unkörperlichen  Gegenstände  zu 
betrachten.  Nach  Andern  beruht  dasselbe  auf  einem  ver- 
tragsmässigen  Vorbehalte,  welcher  bei  der  Herausgabe 
des  Buches  (Kunstwerkes  oder  patentirten  Gegenstandes)  jeden{ 
Erwerber  eines  Exemplares  gegenüber  stillschweigend  gemacht 
wird  und  die  weitere  Vervielfältigung  untersagt.  Nach  der 
dritten  .Ansicht  hat  das  geistige  Eigenthum  seine  Grund- 
lage in  dem  Rechte  der  Persönlichkeit  des  Au- 
tors, welches  durch  die  widerrechtliche  Vervielfältigung  wie 
•durch  ein  Delict  gekränkt  wird.  Eine  vierte  Meinung  end- 
lich bezeichnet  den  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigenthumes  als 
eine  polizeiliche  Massregel,  welche  aus  Gründen  der 
Zweckmässigkeit  und  deg  ötlentlichen  Nutzens  eingeführt  sei, 
olme  dass  der  Gegenstand  dieses  Schutzes  an  sich  als  ein 
Rechtsverhältniss  bezeichnet  werden  könne. 

Diese  Verschiedenheit  der  Meinungen  ist  dadurch  beson- 
ders ausgezeichnet,  dass  das  geistige  Eigenthuin  unter  die  ver- 
schiedenartigsten, ja  unter  gerade  entgegengesetzte  Ivategorien 
subsumirt  wird,  indem  es  wechselweise  als  dingliches  Recht 
und  als  Forderungsrecht,  als  Vertrags-  und  als  Delictsobliga- 
tion.  als  Ausfluss  des  Rechtes  der  Persönlichkeit  und  als 
blosses  Privilegium  bezeichnet  wird.  Ein  solcher  Streit  der 
Meinungen  hat  nicht  nur  eine  sehr  mannigfaltige  Terminologie 
zur  Folge,  so  dass  viele  namhafte  Juristen  lebhaft  gegen  den 
Gebrauch  der  doch  ziemlich  allgemein  recipirten  Bezeichnung 
des  geistigen  Eigenthumes  selbst  eifern ; er  führt  auch  zu  sehr 
verschiedenen  practischen  Resultaten  in  der  Auslegung  und  in 
der  Anwendung  der  Gesetze.  Wenn  daher  auch  einige  Schrift- 
steller versuchen , jede  rechtsphilosophische  Erörterung  der 
Grundbegriflfe  des  geistigen  Eigenthumes  zu  vermeiden  und  als 
Grundlage  der  Erörterung  das  practische  Bedürfniss  und  das 
allgemeine  Gewohnheitsrecht  zu  wählen,  aus  welchem  die  Ge- 
setzgebung über  das  geistige  Eigeuthuni  hervorgegangen  ist- 
so  ist  doch  die  Untei’suchung  über  den  Begriif  des  geistigen 
Eigenthumes  auch  vom  practischen  Standpunkte  aus  nicht  ab- 
zuweisen, da  es  nicht  möglich  ist,  eine  sichere  Grundlage  für 
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die  Auffassung  eines  Rechtsinstitutes  zu  erhalten,  solange 
nicht  feststeht,  ob  dasselbe  zu  den  dinglichen  oder  zu  den 
Forderungsrechten,  zu  den  Privilegien  oder  zu  den  angebomen 
Rechten  der  Persönlichkeit  gehört 

Das  negative  Resultat  der  bisherigen  Erörterungen  auf 
diesem  Gebiete  — so  muss  es  wenigstens  nach  seiner  äusser- 
lichen  Ei-scheinung  bezeichnet  werden  — hat  auch  vielleicht 
zum  Theil  darin  seinen  Grund,  dass  die  Untersuchung  bisher 
nur  einseitig  in  Bezug  auf  einzelne  Zweige  des  geistigen  Eigen- 
thumes, und  zwar  entweder  auf  das  literarisch-artistische  Eigen- 
thum, oder  auf  das  Recht  des  Erfinders  geführt  worden  ist. 
Beide  Rechte  bilden  aber  unstreitig  nur  Unterarten  eines  und 
desselben  Begriffes  des  geistigen  Eigenthumes.  Es  ist  daher 
erforderlich,  den  Begriff  des  letztem  so  zu  bestimmen,  dass  er 
auf  beide  Arten  Anwendung  finden  kann,  und  jede  Definition 
erscheint  verwerflich,  die  die  Anwendung  auf  einen  der  beiden 
Zweige  des  geistigen  Eigenthumes  von  vorn  herein  ausschliesst. 
Nun  wird  beispielsweise  nicht  wohl  behauptet  werden  können, 
dass  Jemand  durch  die  Nachahmung  eines  patentirten  Fabri- 
kates eine  injuria  gegen  die  Person  des  Patentinhabers  begehe,*) 
wie  dies  nach  Neustctel  durch  die  widerrechtliche  Veröffent- 
lichung von  Schriften  gegenüber  der  Persönlichkeit  des  Autors 
geschieht.  Ebensowenig  wird  Jemand  behaupten,  dass  beim 
Verkaufe  von  patentirten  Waaren  ein  vertragsmässiger  Vorbe- 
halt stillschweigend  gemacht  werde,  welcher  dem  Käufer 
die  Nachahmung  untersagt, 

Wenn  hiernach  die  gemeinschaftliche  Betrachtung  der  ver- 
schiedenen Zweige  des  geistigen  Eigenthumes  aus  einem  allge- 
meinen Gesichtspunkte  dazu  beitragen  kann,  Fehler  in  der 
Auffassung  der  gemeinschaftlichen  Grundbegriffe  zu  vermeiden, 
in  welche  die  bisherigen  mit  ,so  vielem  Scharfsinn  ausgeführten 
Theorien  wegen  ihrer  einseitigen  Richtung  auf  das  literarische 
Eigenthum  verfallen  sind,  .so  kann  diese  Verbindung  noch  weit 
mehr  dadurch  fruchtbar  werden,  dass  für  das  verhältnissmässig 
noch  unentwickelte  und  vernachlässigte  Gebiet  des  Rechtes  der 
Erfindungen.  Aufschlüsse  und  Erläuterungen  aus  den  Resulta- 

1)  Eine  solche  injiirin  und  eine  Verletzung  des  Rechtes  der  Per- 
sönlichkeit ist  dagegen  vorhanden  beim  widerrechtlichen  Gebrauch 
fremder  Firmen,  bei  deren  Gebrauch  ein  geistiges  Eigenthum  von  der 
Firma  nicht  in  Betiaeht  kommt.  tVergl.  Jj.  20.) 
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ten  gewonnen  werden,  welche  die  au.sgebildete  Gesetzgebung 
und  Doctrin  auf  dem  Gebiete  des  literarischen  Eigenthumes 
ergeben  hat. 

Dies  gilt  zunächst  in  Bezug  auf  die  Einwendungen,  welche 
noch  heute  gegen  die  Berechtigung  des  geistigen  Eigenthumes 
überhaupt,  gegen  die  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
eines  Rechtsschutzes  für  Erfindungen,  literarische  Productionen 
und  Kunstwerke  erhoben  werden. 

tj.  5.  Angriffe  auf  das  geistige  Eigeuthum. 
Vurtheidiger  des  Nachdrucks.  — Briefe  von  Carey.  — Ausbeutung 
fremder  Ideen.  — Die  Unzuläuglichkeit  dos  Rechtsschutzes  rechtfer- 
tigt nicht  die*  Versagung.  — Vcrtheucrung  der  Literatur.  - Götbes 
und  Seliillers  Werke.  - Erfmdungspatente.  — Mängel  der  verschie- 
denen Systeme  der  Patentgesetzgebuug.  — Erfolge  des  Patentschutzes. 

So  lauge  das  literarische  Eigeuthum  nur  durch  einzelne 
Privilegien  der  Kaiser  und  der  Landesherrn  geschützt  wurde, 
so  lange  noch  ein  einträgliches  und  umfangreiches  Gewerbe 
des  Nachdrucks  von  einzelnen  deutschen  Buchhändlern  betrie- 
ben wurde,  fänden  sich  auch  in  Deutschland  Schriftsteller, 
welche  aus  verkehrtem  Scharfsinn,  oder  als  Vertheidiger  buch- 
händlerischer Interessen  von  Nachdruckfirmen  das  dringende 
Verlangen  nach  einem  gleichen  Hechtsschutze  für  alles  litera- 
rische Eigenthum  bekämpften  und  den  Nachdruck  als  erlaubt, 
das  Verlagsrecht  als  ein  unmoralisches  und  der  Bildung  nach- 
theiliges Privilegium  darzustellen  versuchten.  Diese  Ansichten 
sind  längst  verurtheilt  und  vergessen.  Selbst  als  durch  den 
preussisch-franzüsischen  Handelsvertrag  vom  2.  August  18G2 
den  Nachdrucken  und  den  fabrikmä-ssigen  Uebersetzungen  aus 
dem  Eranzüsischen  ein  Nachdruckverbot  entgegengestellt  wurde- 
fand  sich  Niemand  zu  einer  ernsten  \’ertheidigung  dieser  auf 
Unkosten  der  französischen  Schriftsteller  betriebenen  Industrie 
bereit. 

So  wenig  das  internationale  Nachdruckverbot  dem  deutschen 
Buchhandel  znm  Vortheil  gereichte,  der  weit  mehr  franzö- 
sische Bücher  in  Deutschland,  als  deutsche  Bücher  in  Frank- 
reich absetzt,  so  sehr  erkannte  man  die  Gerechtigkeit  eines 
Veitniges  an.  durch  den  nunmehr  die  grossen  Nationen,  welche 
den  Weltmarkt  des  Buchhandels  bilden,  mit  Ausnahme  nur 
einer,  zu  einem  gemeinsamen  Rechtsschutze  für  das  literarische 
Eigenthum  verbunden  wurden. 
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Diese  eine  Ausnahme  betrifft  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  welche  noch  gegenwärtig  sich  weigern,  für  den  Nach- 
druck der  englischen,  deutschen  und  französischen  Werke,  mit 
denen  sie  ihren  Büchermarkt  versorgen,  einen  Preis  zu  zahlen 
und  deren  Gesetzgebung  noch  heute  das  literarische  Eigen- 
thum an  einem  im  Auslande  verlegten  Werke  vollkommen 
schutzlos  lässt.  Wiederholte  Anträge  auf  Anerkennung  des 
ausländischen  schriftstellerischen  Eigenthumes  wurden  von  dem 
Congresse  abgelehnt  und  als  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  im  Jahre  1853  mit  der  englischen  Regierung  einen 
Vertrag  über  internationales  Verlagsrecht  schloss,  wurde  der- 
selbe von  dem  nordamerikanischen  Senate  verworfen. 

Die  Streitschrift  eines  damaligen  Verlegers  und  seitdem  — 
mit  wie  vielem  Rechte  bleibe  unerörtert  — berühmt  geworde- 
nen amerikanischen  Nationalökonomen  über  diesen  Gegenstand 
(Briefe  über  schriftstellerisches  Eigenthiim  von  H.  G.  t'arey) 
ist  ganz  neuerdings  in  einer  deutschen  Uebersetzung  ‘)  heraus- 
gegeben. Mag  auch  der  Anlass  dieser  Publication  allein  in 
der  Tagesberühmtheit  des  \'erfassers  zu  suchen  sein,  so  ge- 
währt sie  doch  das  befremdende  Schauspiel,  dass  die  auch  in 
Amerika  hotfentlich  bald  überwundenen  Ansichten  eines  New- 
yorker  Verlegers  uns  als  der  neueste  Fortschritt  der  sozialen 
Wissenschaft  vorgelegt  werden  imd  dass  der  rechtsverjährtc 
Besitzstaml  des  schriftstellerischen  Eigenthumes  mit  denselben 
Scheiugründen  angefochten  wird,  welche  seit  geraumer  Zeit  und 
von  verschiedenen  Seiten  gegen  den  noch  wenig  entwickelten 
Rechtsschutz  der  Erfindungen  vorgebracht  werden. 

F.  Bastiat  sagt,  er  würde  sich  ohne  Zweifel  dem  Abzäunen 
der  Ländereien  widersetzt  haben,  wenn  er  zur  Zeit  der  Ein- 
führung des  Grundeigenthumes  gelebt  hätte.  Doch  beeilt  er 
sich  zu  erklären,  dass  er  grosses  Unrecht  daran  gethan  hätte, 
weil  die  gegenwärtige  Givilisation  erst  vom  Tage  der  Abschaf- 
fung des  freien  Triftrechtes  datire. 

V'on  demselben  Standpunkte  kann  man  es  erklärlich  fin- 
den, dass  am  Tage  vor  der  Anerkennung  des  internationalen 
Verlagsrechtes  ein  amerikanischer  Buchhändler  die  Grundlagen 
des  gei.stige.n  Eigenthumes  in  Zweifel  zieht.  Die  einzige  Be- 
lehrung aber,  die  wir  aus  seinen  Zweifeln  ziehen  können,  ist 


I)  Von  Dübrmgti,  Berlin,  Verlag  von  Albert  Kichboft.  IHbO. 
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die,  dass  dieselben  Angriffe,  welche  gegen  das  literarische  Ei- 
genthum  ohne  Erfolg  gerichtet  werden,  sich  ebenfalls  als  un- 
haltbar erweisen  müssen,  soweit  sie  gegen  den  Rechtsschutz 
der  Erfindungen,  gegen  das  geistige  Eigenthum  in  irgend  wel- 
cher Art  gerichtet  werden.  Und  von  diesem  Gesichtspunkte 
lietrachtet  haben  die  Ausführungen  Carey’s  neben  dem  Ver- 
dienste einer  blendenden  advocatorischen  Beredsamkeit  auch 
einen  relativen  materiellen  Werth.  Der  Kern  seiner  Argu- 
mentation lässt  sich  in  den  folgenden  Sätzen  wiedergeben ; ') 

„Die  Thatsschen  oder  Gedanken,  welche  ein  Buch  enthält, 
bilden  den  Körper.  Die  Sprache,  in  welcher  dieselben  dem  Leser 
mitgetheilt  werden,  bildet  suzusagen  die  Bekleidung  des  Körpers. 
Für  die  erstere  wird  aber  kein  Verlagsrecht  gewährt.  — Coper- 
nikus  widmete  sein  Leben  dem-  Studium  zahlreicher  Thatsacheu, 
mittelst  welcher  er  zuletzt  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  der  ^Yelt 
Kenntniss  von  der  grossen  Thatsache  zu  geben,  dass  sich  die  Erde 
um  die  Sonne  bewegt.  Allein  von  dem  Augenblicke  der  Veröffent- 
lichung dieser  Thatsache  an  hatte  er  nicht  mehr  Eigenthumsrecht 
daran,  als  die  heftigsten  seiner  Gegner.  — Newton  verwendete 
viele  Jahre  seines  Lebens  auf  die  Abfassung  seiner  Principia  und 
doch  hatte  er  kein  Verlagsrecht  für  dieselben,  ausgenommen  für 
die  blosse  Bekleidung,  in  welcher  seine  Gedanken  der  Welt  vorge- 
legt wurden.  Der  Körper  war  Gemeingut.  Ebenso  verhielt  es  sich 
mit  Bacon  und  Locke,  mit  Leibnitz  und  Deecartes,  mit  Franklin, 
Priestley  und  Davy,  mit  Quesnay,  Turgot  und  Adam  Smith,  mit 
Lamarck  und  Cuvier  und  mit  allen  übrigen  Männern,  welche  dazu 
beigetragen  haben,  die  Wissenschaft  auf  die  Höhe  zu  bringen,  auf 
der  sie  jetzt  angelangt  ist.  Sie  hatten  kein  Eigenthumsrecht  auf 
ihre  Ideen.  Wenn  sie  arbeiteten,  so  geschah  es  aus  Wissensdrang. 
Sie  konnten  keine  pecuniäre  Belohnung  erwarten  und  hatten  nicht 
einmal  auf  Nachruhm  begründete  Aussicht.  — Owen  hätte  glück- 
lich im  Genüsse  eines  beträchtlichen  Vermögens  leben  können,  wenn 
er  sich  nicht  neue  Ansichten  über  die  Gesellschaft  gebildet  und 
das  Bestreben,  seine  Ideen  auch  practisch  durchzuführen,  ihm  sein 
ganzes  Vermögen  gekostet  hätte.  — Ebensowenig  würden  ihm  jetzt 
seine  Bücher  einen  Schilling  eintrageu,  weil  spätere  Schriftsteller 
dieselben  der  Welt  in  anderem  und  anziehenderem  Gewände  vor- 
legen. Dasselbe  gilt  von  den  Büchern  aller  der  Mäimer,  die  ich 


1)  Duhriuga  beberselzuug  S.  7 ff. 
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vorher  genannt  habe.  Das  Verlagsrecht  der  Principia  hätte  keinen 
Werth  und  dasselbe  wäre  der  Fall  mit  Allem,  was  Franklin  über 
die  Electricität  and  Davy  über  die  Chemie  geschrieben.  Wenige 
lesen  jetzt  Adam  Smith  und  noch  wenigere  werden  Bacon,  Leibnitz 
oder  Descartes  lesen.  Wo  wir  uns  auch  unisehen  mögen,  werden 
wir  überall  linden,  dass  die  Sammler  der  Thatsacben  und  die 
Schöpfer  der  Ideen,  welche  den  Körper  der  Bücher  bilden,  wenig 
oder  keine  Belohnung  erhalten  haben,  wenngleich  sie  durch  diese 
Beschäftigung  so  reichlich  zur  Vermehrung  des  gemeinschaftlichen 
Eigenthumes  der  Menschheit  beigetrageu  haben. 

Wofür  wird  denn  nun  das  Verlagsrecht  gegeben  V Für  das 
Gewand,  in  welchem  der  Körper  der  Welt  vorgestellt  ward.  Un- 
tersuchen Sie  Macaulay's  Geschichte  von  England  und  Sie  werden 
bilden,  dass  der  Körper  aus  dem  besteht,  was  Gemeingut  ist. 
Nicht  nur  die  Thatsacben  wurden  von  Andern  berichtet,  sondern 
auch  die  Ideen  sind  den  Werken  anderer  Männer  entnommen, 
welche  für  die  Welt  gearbeitet  haben,  ohne  irgend  eine  Geldent- 
schädigung für  ihre  Mühen  zu  erhalten  oder  häubg  such  ohne  eine 
solche  zu  erwarten. 

Macaulay  las  viel  und  mit  Aufmerksamkeit  und  wurde  so  in 
den  Stand  gesetzt,  eine  grosse  Geschicklichkeit  in  der  Anordnnng 
und  Bekleidung  seiner  Thatsacben  zu  erwerben;  allein  der  Leser 
wird  in  seinen  Büchern  keinen  Beitrag  zu  dem  positiven  Wissen 
finden.“  (!)  — 

„Wenige  lesen  jetzt  die  schweren  Bände,  welche  die  Reden 
von  Fox  und  Pitt  enthalten.  Diese  Männer  thaten  nichts  weiter, 
als  dass  sie  Ideen,  welche  Gemeingut  waren,  Wiedergaben  und  zwar 
in  einem  Gewände,  welches  den  Zwecken  des  Augenblickes  ent- 
sprach. Sir  Robert  Peel  that  dasselbe.  Die  Welt  würde  jetzt 
ebenso  weise  sein,  wenn  er  nie  gelebt  hätte,  deim  er  lieferte  kei- 
nen Beitrag  zu  dem  allgemeinen  t’orrath  des  Wissens.“  (!) 

Der  Zweck  des  weitläuftigen  Inductionsbeweises,  welcher 
hier  im  Auszuge  wiedergegeben  ist,  geht  dahin,  darzuthun, 
dass  das  Verlagsrecht  denjenigen  zu  statten  komme,  welche 
nur  fremde  Ideen  und  Forschungen  schriftstellerisch  verarbei- 
ten, während  den  Schöpfen!  dieser  Ideen  selbst  der  Rechts- 
schutz für  ihr  literarisches  Eigenthum  versagt  sei.  Es  ist 
überflüssig  darauf  hiuzuweisen,  wie  verfehlt  die  Auswahl  der 
zu  diesem  Zwecke  aufgestellten  Beispiele  getroffen  ist.  Wäh- 
rend Macaulay  und  Walter  Scott  als  belesene  Gompilatoren 
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ditrgestellt  werden,  gelten  Owen  und  Locke  als  Schöpfer  neuer 
fruchtbarer  Ideen.  Dickens,  der  jedenfalls  nicht  aus  Büchern 
coinpilirte,  sondern  nach  (’areys  Ansicht  „ein  sehr  gründ- 
licher Beobachter  von  Menschen  und  Dingen  war  und  dadurch 
in  den  Stand  gesetzt  wurde,  eine  grosse  Zahl  von  Thatsachen 
zu  sainnielu,“  tindet  gleichwohl  nicht  mehr  Gnade  vor  den 
.\ugen  des  amerikanischen  Verlegers,  als  alle  übrigen  noch 
lebenden,  und  von  ihrem  A'erlagsrechte  lebenden  SchrifLitcller. 
Fox  und  Pitt  und  Peel,  ,,die  nur  Ideen,  welche  Gemeingut 
waren,  zu  Zwecken  des  Augenblicks  Wiedergaben,  ohne  dass 
die  Welt  dadurch  weiser  geworden.“  würden  jedenfalls  gegen 
ihre  Verurtheilung  ein  wenden  dürfen,  dass  sie  niemals  ein  Ver- 
lagsrecht an  ihren  Beden  in  .Anspruch  genommen  haben.  An 
den  Werken  der  grossen  Todten.  von  Baco  von  Verulam  und 
Descartes  bis  auf  Davy  und  Cuvier  endlich  würde  auch  nach 
(len  heutigen  Gesetzen  jedes  Verlagsrecht  längst  erloschen  sein, 
so  dass  sie  und  ihre  Krben  unmöglich  ein  pecuuiäres  Interesse 
daran  haben  könnten,  ob  ihre  Werke  heute  noch  gekauft  und 
gelesen  werden  oder  nicht,  und  ob  ein  Verlagsrecht  und  für  wel- 
che schriftstellerischen  Leistungen  gewährt  werden  soll.  Von 
den  Zeitgenossen  führt  Garey  (S.  27)  auf  der  Seite  der  ver- 
dienstvollen und  unbelohnten  Schriftsteller  nur  den  einzigen. 
.Alexander  v.  Humboldt  an  und  zwar  im  Gewände  eines  nur 
für  amerikanische  Leser  geniessbaren  Mährchens,  wonach  Hum- 
boldt (der  Freund  und  tägliche  Genosse  seines  Königs)  von 
einer  Gnadenpension  von  kaum  .500  Dollar  per  Jahr  sein  Leben 
fristete  und  zu  arm  war,  um  selbst  Exemplare  seiner  eigenen 
Werke  zu  besitzen. 

Allein  wenn  die  gewählten  Beispiele  ebenso  richtig  und 
treffend  wären,  als  sie  grösstentheils  ungenau  und  verfehlt 
zu  nennen  sind,  so  würden  sie  doch  nichts  .Anderes  beweisen, 
als  da.ss  das  Verlagsrecht  kein  Aequivalent  für  die  höchsten 
Leistungen  der  geistigen  Thätigkeit  zu  geben  vermag  und  dass 
durch  eine  gewandte  Verarbeitung  fremder  Gedanken  mitunter 
ein  grosser  bnchhändlerischer  Ertrag  erlangt  werden  kann. 
Berechtigt  aber  diese  Thatsache,  fremde  Werke  ohne  Erlaubniss 
des  .Autors  abzudrucken?  oder  wird  der  Nachdruck  von  12.5000 
Exemplaren  des  Macaulayschen  Werkes  dadurch  entschuldigt, 
dass  Maeaulay  fremde  Forschungen  und  Ideen  benutzt  und  wie 
Carey  meint,  nur  die  P'rücbte  seiner  Belesenheit  wiedergegeben 
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hat?  Es  ist  offenbar  mehr  als  ein  Trugschluss,  wenn  Carey 
(S.  11  u.  22)  behauptet,  dass  Schriftsteller  dieser  Art  Ideen, 
die  Gemeingut  geworden,  sich  aneigneten,  um  daraus,  wie  aus 
fremdem  Flachse  Linnen  und  aus  fremdem  Baumateriale  Häuser 
zu  fertigen  und  demnächst  für  das  verwandte  fremde  Material 
Bezahlung  zu  fordern.  Er  selbst  muss  (S.  80)  zugeben,  dass 
ja  auch  andere  Personen  sich  desselben  Ideenstoffes  bemäch- 
tigen und  ihn  mit  gleicher  Belesenheit  und  Gewandtheit  ver- 
arbeiten können.  Der  Vorwurf  des  Diebstahls  trifft  also  nicht 
die,  welche  benutzen,  was  jedem  zu  benutzen  frei  steht,  und 
keinem  durch  die  Benutzung  entzogen  wird,  sondern  diejenigen, 
welche,  statt  selbst  zu  verarbeiten,  fremde  Arbeit  zu  Markte 
bringen. 

Die  einzige  Antwort,  welche  dem  Vertlieidiger  des  Nach- 
drucks übrig  bleibt,  ist  die.  dass  durch  die  Anerkennung  des 
Verlagsrechtes  ein  Monopol  geschaffen  wird,  welches  die  Lite- 
ratur vertheuert,  dass  die  Bezahlung  des  literarischen  Eigen- 
thumes an  den  in  Amerika  verbrauchten  englischen  Büchern 
jährlich  den  Betrag  von  V Millionen  Dollar  erfordern  würde 
(S.  77)  und  mit  diesem  Resultate  sowie  mit  einer  Lobrede 
auf  amerikanische  Massenbildung  schliesst  die  Schrift,  an  deren 
Spitze  der  Satz  gestellt  ist  (S.  6); 

„Wenn  man  nichts  Besseres  sagen  kann  als  dieses:  dass 
wenn  wir  die  Ansprüche  der  fremden  Schriftsteller  zugestan- 
den, der  Preis  der  Bücher  steigen  und  das  Volk  seines  ge- 
wohnten Bezugs  an  billiger  Literatur  beraubt  würde  — so 
können  wir  uns  ebenso  gut  ohne  weiteres  des  Raubes  schul- 
dig bekennen  und  ein  neues  ehrlicheres  Verfahren  einschla- 
gen.  Man  darf  nichts  Uebles  thun,  damit  Gutes  daraus 
entstehe  und  ebensowenig  dürfen  wir  die  Gedanken  eines 
Schriftstellers  stehlen,  damit  unser  Volk  billig  unterrichtet 
werde.“ 

Worte,  die  am  Schlüsse  dieser  Schutzschrift  für  den  amerika- 
nischen Nachdruck  wiederholt,  die  strengste  Verurtheilung  des- 
selben aussprechen  würden.*) 

1)  Neuerdings  sind  amerikanische  Buchhändler  mehrfach  bemüht 
gewesen,  die  Ungerechtigkeit  ihrer  einheimischen  Gesetzgebung  gegen 
ausländische  Schriftsteller  durch  Gewährung  freiwilliger  Honorare  aus- 
zugleichen. So  erhielt  Charles  Dickens  von  zwei  amerikanischen  Ver- 
lagsünnen  für  den  Nachdruck  seiner  Werke  ein  Honorar  vou  OOtXK)  Dollar». 
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Wir  Deutische  sehen  in  diesem  Augenblicke  mit  Ungeduld 
und  mit  Genugthuung  dem  Ablaufe  eines  Privilegiums  entge- 
gen, welches  den  Verlag  der  Werke  unsrer  grössten  Dichter 
betrifft;  mit  Ungeduld,  weil  das  Privilegium  weit  Aber  die 
Dauer  des  allgemein  gesetzlichen  Verlagsrechtes  hinaus  er- 
streckt ist  — und  mit  Genugthuung,  weil  der  Gebrauch,  wel- 
cher von  diesem  Privilegium  gemacht  ist,  die  Schätze  unsrer 
Literatur  dem  allgemeinen  Gebrauche  verschloss;  weil  der 
geringe  Vortheil,  welcher  den  Enkeln  Göthes  und  Schillers 
aus  diesem  Privilegium  zufloss,  in  keinem  Verhältnisse  stand 
zu  der  übermässig  hohen  Steuer,  welche  das  Publikum  an  ih- 
ren privilegirten  Verleger  entrichten  musste.  Wir  haben  noch 
einzelne  andere  Beispiele  vor  Augen  gehabt,  in  denen  der  Ver- 
leger nicht  verstanden  hat,  den  Vortheil  des  Publikums  mit 
dem  seinigen  zu  verbinden.  Dennoch  können  wir  nicht  be- 
haupten, dass  die  allgemeine  Anerkennung  des  Verlagsrechtes, 
wie  Carey  dies  befürchtet,  die  Bücher  vertheuert  und  die 
Schriftsteller  übermässig  bereichert  habe. 

Wir  sind  wie  die  Amerikaner  ebenfalls  lange  Zeit  in  der 
Lage  gewesen,  einen  Theil  unsres  literarischen  Bedarfs  von 
dem  englischen  und  französischen  Büchermärkte  mit  Nach- 
drucken und  Ueber. Setzungen  zu  versorgen , ohne  dafür  zu 
zahlen.  Dennoch  haben  sich  keine  Stimmen  erhoben,  welche 
die  Aufrechterhaltung  dieses  Mis.sbrauches  im  Namen  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  Bildung  gefordert  hätten,  welche  behauptet 
hätten,  dass  der  Schriftsteller  für  sein  Honorar  allein  auf  den 
Markt  seiner  Nation  angewiesen  sei  und  dass  Nationen,  die, 
ohne  selbst  zu  produziren,  von  ausländischer  Literatur  zehreu, 
dafür  nicht  zu  zahlen  gehalten  seien.  Auch  hat  uns  die  Er- 
fahrung gelehrt,  dass  die  englischen  Autoren  und  \'erleger  sich 
durch  eigene  wohlfeile  Ausgaben  den  Preisen  unsres  Bücher- 
marktes anbequemt  haben,  diiss  die  englischen  Novellen  durch 
das  Verbot  des  Nachdrucks  nicht  theurer  und  dass  die  Ueber- 
setzungen.  jedenfalls  nicht  schlechter  geworden  sind. 

Während  das  Verlagsrecht  mit  allen  seinen  Consequeuzen 
bei  uns  sich  einer  fast  unbestrittenen  Anerkennung  erfreut, 
werden  gegen  den  andern  Zweig  des  geistigen  Eigenthumes, 

Eine  neue  Vertheidigung  der  amerikanischen  Gesetzgebung  gegenüber 
der  geplünderten  deutschen  Literatur  enthält  dagegen  die  Schrift  des 
Buchhändlers  E.  Steiger;  Der  Nachdruck  in  Nordamerika.  New-York  1867 
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gegen  den  Schutz  der  Erfindungen,  neuerdings  um  so  zahl- 
reichere Einwendungen  laut. 

Man  behauptet,  der  Erfinder  habe  nach  dem  natürlichen 
Rechte  keinesweges  Anspruch  auf  die  ausschliessliche  Nutzung 
seiner  Erfindung.  Er  hätte  die  Idee  derselben  nicht  aus  sich 
selbst  schöpfen  können,  wenn  er  nicht  von  andern  Menschen 
der  Vor-  und  Mitwelt  Begriffe  und  Ideen  empfangen  hätte, 
welche  jene  Idee  in  ihm  weckten.  Er  zahle  der  Vor-  und  Mit- 
welt eine  Schuld  ab,  indem  er  die  Idee  seiner  Erfindung  der 
Menschheit  mittheilt.*)  Ein  ausschliessliches  Recht  an  Gedan- 
ken sei  auch  unjuristisch,  thatsächlich  unmöglich  und  wider- 
sinnig. Ebensowenig  bedürfe  es  besonderer  Ermunterungen  zu 
Erfindungen  durch  Patentertheilungen.  Theils  der  eigene  Vor- 
theil, theils  der  unwiderstehliche  Forschungstrieb  ‘treibe  den 
mit  Erfindungsgabe  Versehenen  schon  von  selbst  an.  Auch 
werde  der  Erfinder  für  wirklich  nützliche  Entdeckungen  ent- 
weder durch  die  eigene  Verwerthung  oder  durch  den  Verkauf 
eine  genügende  Belohnung  finden,  ohne  dass  es  dazu  der  Ver- 
leihung eines  Monopols  bedürfe.*) 

Endlich  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  bestehende, 
sehr  mannigfaltige  Patentgesetzgebung  in  keinem  Lande  be- 
friedige, dass  keines  der  verschiedenen  Systeme : der  Vorprüfung 
und  der  freien  Anmeldung,  der  Publication  und  der  Geheim- 
haltung, der  jährlichen  Taxen  und  der  freien  Bewilligung  in 
dem  Lande,  wo  es  practische  Geltung  hat,  als  zweckmässig 
anerkannt  werde  und  dass  in  der  That  jedes  dieser  Systeme 
in  seiner  Art  nachtheilig  auf  die  Industrie  zurückwirke,  welche 
es  beschützen  solle. 

Bei  der  Vorprüfung  urtheile  ein  willkürlich  zusammenge- 
setzter Hof  von  Sachverständigen  über  den  Werth  einer  Er- 
findung, über  welchen  nur  die  Probe  der  Erfahrung  und  die 
Zukunft  richten  könne.  Gerade  wirklich  neue  und  nützliche 
Erfindungen  würden  Gefahr  laufen,  von  diesen  Richtern  in  der- 
selben Weise  verkannt  zu  werden,  wie  das  Problem  des  Go- 
lumbus  von  dem  Rathe  zu  Salamanca  oder  die  Erfindung  Ful- 
tons  von  den  Sachverständigen  Napoleons. 

1)  Michel  Chevalier,  Rapports  des  membres  de  la  section  frangaiao 
du  Jury  international  sur  l’ensemble  de  l’exposition  ä I,ondres.  1S62. 
Intruction. 

2)  Mohl,  Kritische  Zeitsebrift  für  Rechtswissenschaft  Bd.  .KXV  S.  1 13. 
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Das  System  der  blossen  Anmeldung  rufe  dagegen  eine 
Ueberzahl  von  Patentgesuchen  hervor,  von  denen  die  meisten 
nur  der  Ileclame  und  dem'  Schwindel  dienen,  da  es  sich  bei 
ihnen  nicht  um  wirklich  nützliche  Erfindungen,  sondern  um 
gleichgültige  Compositionen  handle,  welche  wie  Luxuswaaren, 
kosmetische  Mittel  u.  dgl.  zu  ihrem  Vertriebe  einer  starken 
Redame  bedürfen. 

Ein  anderer  Missbraucli.  der  bloss  angemeldeten  Patente 
finde  zum  Nachtheil  der  wirklichen  Erfinder  statt.  Man  melde 
nämlich  aufs  Gerathewohl  angebliche  Erfindungen  mit  möglichst 
unbestimmter  Beschreibung  an.  um  den  später  von  wirklichen 
Ei-findern  auf  demselben  Felde  gemachten  Entdeckungen  die 
Priorität  streitig  zu  machen  und  Chicanen  zu  bereiten. ') 

Das  System  der  Publication  der  Patentgesuche  führe  ausser 
den  grossen  Kosten  auch  noch  den  Nachtheil  mit  sich,  dass 
die  Erfindung  der  ganzen  Welt  bekannt  gegeben  werde,  wäh- 
rend der  Schutz  des  Patentes  auf  die  Grenzen  des  Staates  be- 
schränkt bleibe,  in  welchem  dasselbe  ertheilt  wird.  Der  Erfin- 
der wenle  also  genöthigt.  für  den  im  Inlande  nachgesuchten 
Schutz  sein  Geheimniss  ohne  Noth  der  ausländischen  Concur- 
renz  preis  zu  geben.*) 

Gegen  die  Geheimhaltung  auch  der  erloschenen  Patente 
wird  dagegen  erinnert,  da.ss  Erfindungen,  welche  während  des 
Laufes  des  Patentes  unausgeführt  geblieben  sind,  möglicher 
Weise  ganz  der  Benutzung  entzogen  bleiben  können. 

lieber  die  französischen  Patenttaxen  urtheilt  Arago,  dass 
sie  mehr  eine  Besteuerung  als  einen  Schutz  der  Industrie  ent- 
halten, während  Renouard  dieselben  für  nothwendig  hält,  um 
unüberlegte  Gesuche  auf  kindische  und  chimärische  Projecte 
abzuhalten. 

Alle  diese  Einwürfe  gegen  die  verschiedenen  Systeme  der 
bestehenden  Patentgesetze  treffen  offenbar  nicht  das  Princip 
des  geistigen  Eigenthumes  selbst.  Jeder  derselben  ist  vielmehr 
gegen  die  Fehler  der  einzelnen  Systeme  der  Gesetzgebung  ge- 
richtet; und  es  wird  sich  bei  der  näheren  Untersuchung  zeigen 
la.ssen,  da.ss  dieselben  theils  vermieden  werden  können,  theils 
nicht  schwer  genug  wiegen,  um  eine  Forderung  der  Gerechtig- 

1}  Arago.  Oeuvres  completes  tom  6 p.  677. 

2)  Prenssische«  Hnndelsarchiv.  1864.  S.  177. 
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keit  und  der  Politik,  der  öffentlichen  Moral  und  des  Nutzens 
zu  aberwiegen,  wie  solche  in  dem  Schutze  des  geistigen  Eigen- 
thumes der  Erfinder  gestellt  wird. 

Oder  wäre  es  wirklich  gerecht  zu  nennen,  wenn  P'aust 
und  Schöffer  durch  das  Uebergewicht  ihres  Kapitales  Guten- 
berg der  Früchte  seiner  Erfindung  beraubten?  War  es  etwa 
dem  Interesse  des  Staates  dienlich,  wenn  vor  fünfzig  Jahren 
deutsche  Erfindungen,  wie  die  Cementstahlfabrication  und  die 
Schnellpresse  nach  England  wanderten,  um  dort  patentirt  und 
zu  Gelde  gemacht  zu  werden.  I 

Der  Erfinder  hat  von  der  Vor-  und  Mitwelt  keinen  rei- 
cheren Vorrath  von  Ideen  zur  Benutzung  überkommen,  als 
seine  Zeitgenossen.  Das  Kapital,  welches  seine  geistige  Ar- 
beit daraus  schafft,  ist  also  sein  Eigenthum  und  nicht  das  der 
Andern.  Und  wenn  die  Bibel  ihn  an  weist,  mit  seinem  Pfunde 
zu  wucheni,  so  heisst  sie  ihn  keinesweges,  dasselbe  Andern  zur 
Benutzung  zu  überlassen.  Die  Benutzung  einer  neuen  Erfin- 
dung zum  Vortheile  des  Erfinders  setzt  aber  entweder  Geheim- 
haltung oder  einen  gesetzlichen  Schutz  voraus.  Den  Erfinder 
von  dem  Augenblicke  der  Aussaat  der  abgeschlossenen  reifen 
Erfindung  durch  alle  Wechselfälle  ihrer  practischen  Durch- 
führung bis  zur  Einsammlung  der  ersten  Früchte  jedem  andern 
Mitbewerber  gleich  stellen,  heisst  einfach  ihn  aller  besonderen 
Vortheile  seiner  Flrfindung  verlustig  erklären.  Und  wie  sollte 
der  Verkauf  einer  Erfindung  oder  nur  die  Association  mit  dem 
Kapitale  ohne  einen  Schutz  der  Erfindung  zu  erreichen  sein, 
da  selbst  patentirte  Erfindungen  von  so  hervorragender  Be- 
deutung wie  die  Turbine  Jahi-zehnte  lang  unbeachtet  blieben, 
so  dass  Foumeyron  erst  nach  fünQährigen  vergeblichen  Be- 
mühungen einen  Unternehmer  zu  ihrer  Ausführung  finden 
konnte.  ') 


1)  Arago,  Oeuvres  completes  tom.  6 p.  695: 

Tout  le  monde  connail  maintenant  les  turbines,  tout  le  monde 
sait  qu'elles  reussissent  a merveille,  qu’on  peut  en  faire  les  plus  magni- 
fiquea  applications.  Voici  leiir  histoire: 

L’inventeur  M.  Foumeyron  sollicita  pendant  cinq  aunees  conse- 
cutives  pour  obtenir  la  permission  d’ctablir  une  tiirbine  ä ses  frais  sur 
les  cours  d’eau  de  la  Francho  Comte;  il  offrait  cependant  de  se  con- 
stituer  responsable  des  pertes  que  l’introduction  de  sa  machine  pour- 
rait  occasionner.  Cinq  anndes  de  sollicitations  pressantes  etaient  res- 
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Vergeblich  bemüht  man  sich,  den  grossen  Erfahrungssatz 
der  letzten  hundeit  Jahre  umzustossen,  dass  dasjenige  Land 
noch  heute  an  der  Spitze  der  Industrie  und  des  Reichthumes 
steht,  welches  zuerst  das  geistige  Eigenthum  seiner  Erfinder 
achtete  und  durch  den  Schutz  seiner  Gesetze  und  Einrichtun- 
gen Männern  wie  ArkwTight  und  Watt  Gelegenheit  gab,  ihrem 
Lande  gewaltige  Hebel  des  Fortschrittes,  sich  selbst  aber  fürst- 
lichen Reichthum  und  glänzenden  Ruhm  zu  erwerben. 

Noch  weit  überzeugender  als  durch  das  vorstehende  Bei- 
spiel wird  durch  die  Geschichte  der  Dampfschifffahrt  bewiesen, 
welche  Hindernisse  sich  der  Ausführung  grosser  Erfindungen 
in  den  ersten  Anfängen  selbst  da  entgegenstellen,  wo  die  Aus- 
führung durch  den  Schutz  der  Gesetzgebung  und  durch  die 
bereitwillige  Mitwirkung  der  Kapitalisten  unterstützt  wird. 

F ulton  erhielt  im  Jahre  1807,  nachdem  er  vorher  ver- 
geblich in  Paris  das  Interesse  Napoleons  für  die  Ausführung 
der  Dampfschifffahrt  zu  gewinnen  versucht  hatte,  von  den  Ver- 
einigten Staaten  ein  Patent  für  das  von  ihm  erfundene  Dampf- 
schiff, welches  ihm  das  Monopol  der  Dampfschifffahrt  auf  den 
Strömen  der  Vereinigten  Staaten  sicherte.  Er  war  bald  ge- 
nüthigt,  dieses  Monopol  für  mehrere  Flüsse  zu  geringen  Prei- 
sen abzutreten.  Nur  noch  auf  zwei  Flüssen  hatte  er  das  Pa- 
tent, als  er  mit  Hinterlassung  von  100,000  Dollars  Schulden 
ira  Jahre  1815  starb.  Auch  seine  Kinder  würden  keine  Frucht 
aus  seiner  grossen  Erfindung  gezogen  haben,  wenn  nicht  der 
nordamerikanische  Congress  das  Andenken  des  Vaters  durch 
wiederholte  Verleihung  von  Nationalbelohnungen  an  seine  Kin- 
der — zuletzt  1838  von  100,000  Dollars  — geehrt  hätte. 
(Montgery,  Notice  sur  la  vie  et  les  travaux  de  Roh.  Fulton.) 


tcea  Sans  resultat.  Si  l'inventeur  avait  commis  la  faule  de  prendre  son 
brevet  avant  de  s’etre  assure  du  placement  d'une  machine  il  aurail 
perdu  touB  ses  droits.  Or  il  ne  s’aglssait  paa  lä  d’une  chose  incertaine, 
mesqiiine;  cette  machine  hydrauliquc  produit  de  SO  ä 00“/„  d’effet 
utile,  tandisqiie  les  nieilleuros  rouca  anciennes  ne  donnent  guere 
que  60  7„. 
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II.  Geschichte  des  geistigen  Eigenthumes. 


§.  6.  Aeltere  Zeit. 

Aelteste  VerUgsverträge.  — Die  Römischen  Juristen.  — Industrie  des 
Altcrthumes.  — liuchbandel  des  Mittelalters.  — Zünfte.  — Krfindung 
der  Ruchdruckerkunst.  — Diu  Zeit  der  Privilegien. 

Die  ersten  Keime  der  Anerkennung  eines  geistigen  Eigen- 
thimies  finden  sich  in  den  Verträgen,  welche  von  Schriftstellern 
über  die  Vervielfältigung  ihrer  Werke  mit  Buchhändlern  (Ver- 
legern) abgeschlossen  wurden,  und  in  der  Sitte,  welche  einen 
EingriflT  in  das  so  übertragene  Verlagsrecht  als  unstatthaft  be- 
zeichnete.  Solche  Verträge  scheinen  lange  vor  der  Erfindung 
der  Buchdrtickerkunst  schon  im  klassischen  Alterthume  häufig 
geschlossen  zu  sein.  Die  Buchhändler  jener  Zeit  Hessen  mit 
Hülfe  von  Sclaven  Abschriften  ihrer  Verlagsartikel  fabrik- 
mä.ssig  in  so  grosser  Zahl  und  zu  einem  so  billigen  Preise  fer- 
tigen, dass  ihre  Leistungen  kaum  von  den  ersten  Resultaten 
der  Ruchdruckerkunst  erreicht  wurdeti.  Martial  erwähnt  in 
einem'  Epigramme,  dass  die  Ausgabe  seiner  Xenien  für  vier 
Sesterze  (nach  heutiger  Währung  etwa  fünf  Silbergroschen) 
beim  Buchhändler  Tryphon  zu  kaufen  sei.  Er  bezeichnet  die- 
sen Preis  als  zu  hoch  und  meint,  dass  der  Verleger  noch 
bei  einem  Preise  von  zwei  Sesterzen  einen  Gewinn  machen 
könnte. '). 

Derselbe  Dichter  hat  uns  die  Namen  von  vier  Verlegern, 
seiner  Werke  aufbehalten,  von  denen  Tryphon  die  Xenien, 


1)  Valerii  Martialis  Epi^rammata  LIb.  XIII  ep.  S; 
Omnin  in  hoc  gracili  xeniorum  turba  libello 
Constabit  nummia  quatuor  emta  tibi. 

Quatuor  est  nimium,  poterit  oonatare  duobus 
Et  faciet  lucrum  bibliopola  Tryphon. 
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Quinctus  Pollius  Valerianus')  die  Jugendgedichte  und  Atrectus*) 
die  Epigramme  herausgab,  während  eine  besondere  Taschen- 
ausgabe der  Epigramme  bei  einem  Freigelassenen  des  Secun- 
dus  Lucensis  erschienen  war.  Der  Dichter  schrieb  für  diese 
Buchhändler  Ankündigungen*)  in  Form  von  Epigrammen,  in 
denen  Format  und  Preis,  sowie  die  Firma  und  der  Ort  des 
Buchladens  beschrieben  wird.  Horaz  sagt  von  seiner  Dicht- 
kunst, dass  sie  den  (Jebrüdern  Sosius,  seinen  Verlegern,  Geld, 
dem  Schriftsteller  aber  Namen  und  Ruhm  bis  in  ferne  Länder 
und  Zeiten  eintrage.  D 

Die.se  und  ähnliche  Notizen  las.sen  vermuthen,  dass  in  der 
römischen  Kaiserzeit  Verlagsrechte  von  Schriftstellern  an  ein- 
zelne Buchhändler  übertragen  und  durch  den  Geschäftsgebrauch 
des  Buchhandels  ge.schützt  wurden.  Ein  Rechtsschutz  bestand 
jedoch  für  einen  solchen  Verlag  nicht,  da  an  keiner  Stelle  in 
den  römischen  Rechtsquellen  eines  ausschliesslichen  Rechte.s 
der  Vervielfältigung  von  Schriften  gedacht  wird. 

Dennoch  hat  die  Frage  des  geistigen  Eigenthumes  bereits 
die  römischen  Juristen  beschäftigt,  wenn  auch  mehr  als 
ein  Gegenstand  der  theoretischen  Speculation  denn  als  eine 
Frage  des  practischen  Rechtes.  Als  eine  Art  der  Erwerbung 


1)  Lib.  I ep.  114» 

2)  Lib.  I ep.  118. 

8)  Vergl.  ausser  den  schon  angeführten  Epigrammen:  Lih.  I 
ep.  3: 

Qui  tecum  cupis  esse  meos  nbicnnqüe  libellos 
Et  comites  longae  quaeris  habere  viac, 

Hos  eme  qtios  arctat  brevibus  membrana  tabellis: 

Scrinia  da  magnis,  me  manus  una  capit. 

Ne  tarnen  ignores  iibi  sim  venalis  et  erres 
ürbe  Vagus  tota:  me  dnee  certus  eris. 

Libertum  docti  Lucensis  quaere  Secundi 
Limina  post  Pacis,  Palladiumque  Forum. 

Lessing  (Gesammelte  Werke,  Leipzig  1855.  Bd.  6 S.  298  ff.)  hat 
zuerst  gezeigt,  dass  hier  von  einer  Taschenausgabe  im  Gegensätze  zu 
der  grösseren  von  Atrectus  verlegten  Gcsammtausgabc  die  Rede  ist. 
Die  redende  Einführung  des  Buches  beweist,  dass  das  Epigramm  als 
Aufschrift  für  dasselbe  bestimmt  virar. 

4)  Art.  poet.  345: 

Hic  meret  aora  über  Sosiis,  hic  et  roare  transit. 

Et  longum  uoto  scriptori  prorogat  aevum. 
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des  körperlichen  Eigenthumes  wurde  näniLch  von  der  Schale 
der  Proculejaner  die  sogenannte  Spccification  aufgestellt, 
d.  h.  die  Verarbeitung  eines  fremden  Stoffes  zu  einer  neuen 
Sache,  während  die  Sabinianer  annahmen,  dass  das  Eigenthum 
des  Stoffes  auch  für  das  Eigenthum  an  dem  von  fremder  Hand 
gefertigten  Productc  entscheidend  sei.') 

Justinian  entschied  sich  nach  dem  Vorgänge  von  Gajus^) 
für  die  mittlere  Meinung,  dass  unterschieden  werden  müsse,  ob 
der  Stoff  in  die  frühere  Form  zurückgebracht  werden  könne 
und  ob  an  dem  neuen  Producte  der  verwandte  Stoff,  oder  die 
erzeugte  Fonn  als  das  Wesentliche  betrachtet  werden  müsse. 
Von  diesem  Gesichtspuncte  aus  wird  die  Frage  aufgeworfen, 
ob  ein  Gemälde  auf  fremder  Tafel  Eigenthum  des  Malers  oder 
desjenigen  sei,  welchem  die  Tafel  gehörte,  und  diese  Frage 
wird  zu  Gunsten  des  Malers  entschieden.®) 

Der  Entscheidungsgrund  ist  hier  lediglich  daraus  entnom- 
men, dass  der  Vermögenswerth,  den  die  bemalte  Tafel  durch 
die  geistige  Arbeit  eines  Meisters  erlangt,  unverhältnissmässig 
höher  ist,  als  der  Werth  des  verwandten  Materiales.  Diese 
Begründung  enthält  eine  unverkennbare  Anerkennung  des  gei- 
stigen Eigenthumes,  allerdings  nicht  in  dem  Sinne  eines  Rech- 
tes der  ausschliesslichen  Vervielfältigung,  das  für  die  damali- 
gen Verkehrsverhältnisse  keine  hinreichende  practische  Bedeu-- 
tung  haben  konnte,  sondern  in  der  singulären  Anwendung, 
dass  das  geistige  Eigenthum  an  der  Form  das  körperliche 
Eigenthum  an  dem  Stoffe  nach  sich  zieht.  Das  heutige  Recht 


1)  L.  7.  §.  7 Dig.  de  adquir.  dom  (41.  1). 

2)  L.  7.  §.  7.  I.  9 Dig.  L c.  — §.26  Inst,  de  rer.  div.  (2.  1). 

3)  §.  34  Inst.  1.  c.  Si  quis  in  aliena  tabula  pinxerit,  quidam  pu- 
tant  tabulam  picturae  cedere,  aliis  videtur  pioturam,  qualiscunqae  sit 
tabulae  cedore : sed  nobis  videtur  melius  esse,  tabulam  picturae  cedere. 
Ridiculum  est  enim  picturam  .\pellis  vcl  Parrhasii  in  accessionem  vi- 
Ussimae  tabulae  cedere. 

Von  der  Schrift  auf  fremdem  Pergamente  wird  im  §.  33  1.  c.  die 
entgegengesetzte  Regel  gegeben,  dass  die  Schrift  dem  Pergamente 
folge,  selbst  wenn  die  Buchstaben  goldene  seien.  Dieser  Zusatz  be- 
weist, dass  der  Jurist  bei  seiner  Entscheidung  nicht  den  Verraögens- 
werth  der  schriftlichen  Composition,  sondern  nur  den  Werth  der 
Schreibarbeit  im  Auge  hatte,  deren  Vergütung  er  auch  dem  redlichen 
Besitzer  des  beschriebenen  Pergamentes  durch  die  exceptio  doli  zu- 
sichert. 
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macht  dieselbe  Anwendung,  indem  es  dem  Schriftsteller  und 
Künstler  gestattet,  die  nachgedruckten  Exemplare  seines  Wer- 
kes auch  gegen  den  dritten  Besitzer  zu  vindiziren  ( vergl.  un- 
ten 36).  Das  römische  Recht  kam  nicht  über  die  Linie  einer 
immerhin  interessanten  wissenschaftlichen  Controvei-se  hinaus. 

Nuch  viel  weniger  war  von  einer  practischen  Anerkennung 
des  geistigen  Eigenthumes  an  den  Erfindungen  in  jenem  Zeit- 
alter die  Rede.  Die  ganze  Industrie  des  kla.ssischen  .\lterthums 
blieb  den  Sclaven  und  den  P'reigelassenen  überlassen,  während 
von  den  Freien  das  Gewerbe  als  eine  unfreie  Beschäftigung 
verschmäht  wurde.  Die  Fortschritte  der  Technik  waren  dem 
entsprechend  unfreie.  Während  die  höchste  Verfeinerung  in  den 
Formen  erreicht  und  jede  Laune  des  überreizten  Geschmackes 
von  den  sclavischen  Werkmeistern  befriedigt  wurde,  blieben  alle 
Probleme  ungelöst,  welche  die  Emancipation  der  Arbeit,  die 
Beherrschung  der  Natur  durch  die  Kenntniss  und  die  Anwen- 
dung ihrer  Gesetze  hätte  j anbahnen  können.  Die  Summe  des 
technischen  Wissems  jener  Zeit  waren  Fertigkeiten,  die  mit  dem 
Sclaven  verkauft  und  in  dem  Preise  desselben  bezahlt  wurden. 
Wenn  Aristoteles  in  seiner  Politik  bemerkt.  da.ss  die  Sclaverei 
anfhören  würde  eine  Nothwendigkeit  zu  sein,  wenn  der  Meissei 
und  das  Weberschiffchen  selbstthätig  schaffen  könnten,  so  hat 
er  unbewusst  die  befreiende  Macht  der  Erfindungen  und  die 
civilisatorische  Aufgabe  ausgesprochen,  durch  Unterwerfung  der 
Naturkräfte  die  Menschheit  von  dem  Fluche  der  sclavischen 
Arbeit  zu  erlösen.  Freilich,  der  Gang  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelung war  der  umgekehrte,  als  derjenige,  welchen  der  Phi- 
losoph als  einen  unerfüllbaren  Traum  aussprach.  Zunächst  musste 
durch  die  grosse  soziale  Revolution  des  Uhristenthumes  und 
der  Völkerwanderung  die  Sclaverei  und  mit  ihr  der  ganze  Bau 
der  Civilisation  und  der  Verfeinerung  zertrümmert  werden,  der 
sich  auf  diesem  fluchbeladenen  Boden  erhob,  che  auf  einer 
neuen  der  Menschheit  würdigen  Grundlage,  auf  der  Basis  der  freien 
Arbeit  der  neue  unendlich  grossartigere  Bau  der  modernen  Civili- 
sation von  den  ersten  Anfängen  an  wieder  begonnen  weeden  konnte. 

Im  Mittelalter  ging  mit  der  literarischen  Bildung  auch 
jener  Buchhandel  der  römischen  Kaiserzcit  unter.  Die  Bücher 
wurden  in  einzelnen  Abschriften,  die  meist  zum  eigenen  Ge- 
brauche genomraeu  wurden,  spärlich  vervielfältigt.  Wenn  auch 
in  den  Klöstern  Bücher  zum  Verkaufe  abgeschrieben  und  in 
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der  späteren  Zeit  von  Buchhändlern  (stationarii)  vertrieben 
wurden,  so  bezahlte  man  in  dem  Preise  der  Exemplare  doch 
nur  die  noch  seltene  und  mühsame  Kunst  des  Schreibens.  Das 
Abschreiben  eines  P'xemplares  zum  eigenen  (jebrauche  wurde 
Jedermann  gestattet.  Dies  war  sogar  durch  ein  von  Wächter*) 
mitgetheiltes  Statut  der  Pariser  Universität  vom  Jahre  1323 
den  dortigen  Buchhändlern  zur  Pflicht  gemacht.  Als  das  Wieder- 
erwachen der  Wis.senschaften  vom  zwölften  Jahrhundert  ab 
zahlreiche  Jünger  dem  Studium  des  römischen  Rechtes  und 
der  klassischen  Literatur  zuführte,  beschränkte  die  Schwierig- 
keit der  schriftlichen  Mittheilung  den  Unterricht  vorwiegend 
auf  den  mündlichen  Vortrag;  und  die  italienischen,  dann  die 
deutschen  und  französischen  Universitäten  versammelten  Tau- 
sende von  Zuhörern  aus  allen  Ländern  in  den  Hörsälen  der 
berühmten  Lehrer.  Schriftliche  Aufzeichnungen  wurden  damals 
zuweilen  geheim  gehalten,  um  als  Quelle  einzelner  Mittheilun- 
gen oder  mündlicher  Lehrvorträge  gegen  Entgelt  verwerthet 
zu  werden.  So  oft  dagegen  die  öffentliche  Verbreitung  einer 
Schrift  beabsichtigt  wurde,  nöthigte  die  Schwerfälligkeit  und 
Kostspieligkeit  der  schriftlichen  Vervielfältigung  dazu,  diese 
Reproduction  nicht  als  ein  Recht  und  als  eine  Quelle  des  h’in- 
kommens,  sondern  als  eine  Gunst  zu  betrachten,  die  der  Schrift- 
steller eifrig  zu  fördern  bemüht  war. 

Auf  dem  Gebiete  der  Kunst  fehlte  es  bis  zur  Erfindung 
des  Kupferstiches  und  des  Holzschnittes  an  jedem  Mittel  einer 
mechanischen  Reproduction,  so  dass  von  einem  geistigen  Eigen- 
thume  an  dem  Kunstwerke,  welches  von  dem  Besitze  des  Ori- 
ginales trennbar  gewesen  wäre,  nicht  wohl  die  Rede  sein  konnte. 

In  der  Technik  musste  durch  langes  mühsames  Ringen  das 
in  den  Stürmen  der  grössten  geschichtlichen  Umwälzung  begra- 
bene und  vernichtete  geistige  Kapital  wieder  gewonnen  werden, 
welches  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft  und  Kunst  doch  in 
zahlreichen  Trümmern  gerettet  und  wie  mit  eiuem  Zauber- 
schlage durch  die  Wiedergeburt  des  klassischen  Geistes  zu 
neuem  Leben  erweckt  worden  war.  Langsam  und  stetig  wuchs 
der  Gewerbfleiss  der  Städte  heran  und  nur  allmälig  sammelte 
sich  die  vereinigte  Kraft  des  materiellen  Rcichthnmcs  und  das 
geistige  Kapital  der_  Erfindungen  und  Entdeckungen  in  der 

1)  Da«  Vorlsgareobt.  Stuttgart  1857.  Th.  1.  S.  4 Motu  8. 
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Hand  der  Zftnfte,  welche  die  mittelalterliche  Form  der  As- 
sociation der  freien  Arbeit  darstellen.  Die  Geschlossenheit  der 
Zünfte  beruhte  neben  andern  Ursachen  auf  dem  Bedürfnisse 
eines  Schutzes  für  das  geistige  Kigenthuin.  Die  Verbes-serungen, 
welche  ein  Zuiiftgenosse  seinem  (fewerbe  hinzufügte,  wurden 
P.!igenthum  der  Zunft  und  von  der  eifersüchtigen  Wachsamkeit 
dieser  Uorporationen  sorgfältiger  behütet,  als  dies  durch  irgend 
eine  Form  des  modernen  Patentschutzes  möglich  wäre.  So 
sammelte  sich  in  den  Bauhütten  des  Mittelalters  unter  dem 
Schutze  eines  durch  mystische  P'ormen  geheiligten  Verbandes 
ein  Schatz  künstlerischer  und  technischer  Erfahrungen,  der  al- 
len Gliedern  des  Verbandes  gemeinsam,  jedem  Uneingeweihten 
verschlossen  blieb  und  deshalb  mit  dem  Zerfalle  der  Bauhütten 
groasentheils  verloren  gehen  konnte. 

Das  geistige  Eigenthum  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft, 
der  Kunst  und  der  Technik  zeigt  sich  also  im  Mittelalter  nicht 
geschützt  in  der  Person  des  Einzelnen,  sondern  im  Besitze  der 
Kirche,  der  Universitäten  und  der  Zünfte,  jener  grossen  und 
kleinen  Körperschaften,  die  eine  so  allumfassende  Bedeutung 
hatten  in  einer  Zeit,  da  der  Einzelne  als  Individuum  recht-  • 
und  schutzlos  dastand  und  nur  im  Anschluss  an  eine  dieser 
Vereinigungen  Sicherheit  und  Geltung  finden  konnte. 

Die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  war  viel- 
leicht der  mächtigste  der  Hebel,  durch  deren  vereinte  Wirkung 
die  geschlossene  Organisation  der  Stände  gebrochen,  ein  öffent- 
liches Leben  und  in  ihm  die  individuelle  Freiheit  heraufgeführt 
wurde,  auf  welcher  die  moderne  Gesellschaft  beruht  Durch 
die  Typen  wurde  es  möglich,  dass  Einer  zu  Vielen  sprach, 
ohne  dieselben  in  dem  geschlossenen  Verbände  einer  Schule 
oder  Kirche  zu  versammeln  und  den  Einlass  durch  die  ortho- 
doxe oder  zünftige  Thüre  zu  gewinnen.  Es  half  nicht  mehr, 
die  Lehren  eines  Luther  und  eines  Galilei  offiziell  zu  verdam- 
men, seit  die  Buchdruckerpresse  ihnen  Zugang  zu  dem  Hause 
jedes  Gebildeten  zu  vei-schaffen  wusste.  Es  half  nicht  mehr, 
die  alten  Köi^perschaften  der  Universitäten  und  der  Kirche  zu 
beherrschen,  seit  die  neue  Macht  der  Presse  die  ganze  Nation 
zn  einer  Gemeinschaft  des  Denkens,  des  Glaubens  und  des 
Handelns  umzuschaffen  bemüht  war.  Die  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst, welche  der  geistigen  Arbeit  eine  so  gewaltige 
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soziale  Macht  lieh,  legte  auch  den  ersten  Grund  zu  der  recht- 
lichen Geltung  des  geistigen  Kigenthumes. 

Die  Buchdruckerkunst  gewährte  das  Mittel,  Schriften  in 
einer  grossen  Zahl  von  Exemplaren  und  zu  einem  wohlfeilen 
Preise  zu  vervielfältigen  und  aus  der  Verwerthung  derselben 
einen  pecuniären  Gewinn  zu  ziehen,  welcher  entweder  dem 
Schriftsteller  zuliel,  oder  dem  Verleger,  wenn  der  Autor  es 
vorzog,  einem  solchen  den  Druck  seines  Werkes  zu  überlassen. 
Die  Realisirung  dieses  Gewinnes  wurde  gefährdet,  wenn  ein 
nicht  autorisirter  Drucker  sich  anmasste,  das  Werk  nachzu- 
drucken. Ja  der  Verleger  lief  Gefahr,  die  bedeutenden  Kosten 
seines  Unternehmens  einzubUssen,  wenn  durch  schlechte  und 
wohlfeile  Nachdrucke  der  Absatz  seiner  Exemplare  verhindert 
wurde. 

Da  es  an  einem  allgemeinen  Gesetze  fehlte,  welches  die 
Ausbeutung  eines  fremden  Geistesproductes  durch  Nachdruck 
untersagte,  so  suchten  die  Schriftsteller  und  Verleger  gegen 
diese  Beeinträchtigung  durch  besondere  Privilegien  Schutz 
zu  erlangen,  durch  welche  ihnen  das  ausschliessliche  Recht 
zum  Verlage  der  von  ihnen  verfassten  oder  erworbenen  Schrif- 
ten beigelegt  wurde.  Das  älteste  Privilegium  dieser  Art  ist 
das  von  Pütter')  mitgetheilte  Privilegium  der  Republik  Venedig 
vom  3.  Januar  1491,*)  durch  welches  dem  Juristen  Peter  von 
Ravenna,  Magister  des  kanonischen  Rechtes,  für  sich  und  den 
von  ihm  zu  wählenden  Verleger  das  ausschliessliche  Recht 


1)  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenreobt.  Th.  I S.  251 ; 
Nemo  audeat  in  haeo  urbe  Venetiarum  et  in  tute  ditione  illiistriasimi 
dominii  nostri  imprimore  seu  impressa  vendere  Volumina  dicti  operis, 
niincupati  Phoenix,  siib  poena  omittendi  illa  et  insuper  libros  viginti- 
quinque  pro  quolihet  volumine.  Et  huiemet  poenae  subjaceant  illi,  qui 
hujuRcemodi  libroa  alibi  impressos  vendere  praesumerent  in  ditione 
praedicti  iltnatrissiini  dominii,  excepto  duntaxat  illo  impresaore  quem 
praefatns  doctor  praelegerit. 

2)  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  8)  führt  ein  älteres  veno- 
tianisches  Privilegium  vom  Jahre  1469  auf.  Allein  der  von  ihm  mit- 
getheilte Wortlaut:  >ut  per  annoa  quinque  proxime  futuros  nemo  om- 
nino  sit  qui  velit,  possit  valcat  audeatve  exercere  dictam  artem  impri- 
mendornm  librorum  in  hac  iuelyta  civitate  Venetiarum  ot  diatrictu  auo, 
nisi  ipse  Mag.  Johannes.«  beweist  deutlich,  dass  hier  kein  Verlagspri- 
vilegiom,  sondern  ein  Privileg  zum  ausschliesslichen  Betriebe  der  Buch- 
druckerkunst, also  gewissermassen  ein  Einführungspatent  vorliegt. 
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zum  Druck  und  Verkauf  seines  Werkes  Phoenix  beigelegt 
wurde. 

Als  ältestes  deutsches  Privilegium  erwähnt  Patter  (a.  a. 
0.  S.  2!>3)  das  im  Jahre  1501  von  dem  Reichsregimente  zu 
Nürnberg  für  die  Werke  der  Hroswitha  dem  Dichter  Conrad 
Celtes  ertheilte  Privilegium,  bei  welchem  freilich  nicht  von 
einem  Schutze  des  geistigen  Eigenthumes  der  fünfhundert  Jahre 
• zuvor  verstorbenen  Verfasserin,  sondern  nur  von  einem  Ge- 
werbsprivilegium  für  den  Herausgeber  die  Rede  sein  konnte. 
Dagegen  sind  von  Kaiser  Maximilian  verschiedene  Privilegien 
aus  den  Jahren  1510  bis  1514  für  die  Predigten  Geilers  von 
Kaisersperg,  für  die  tichriften  von  Job.  Schottius,  Stabius  u.  a. 
erhalten. ') 

•\usser  den  Kaisern  gewährten  auch  die  Landesherren  und 
die  Magistrate  der  Städte  Verlagsprivilegien  für  ihr  Gebiet, 
wie  denn  Luthers  Bibelübersetzung  unter  dem  Schatze  eines 
von  dem  Kurfürsten  zu  Sachsen  ertheilten  Privilegiums  vom 
August  1534  in  Wittenberg  verlegt  wurde. 

Strafandrohungen  gegen  den  Nachdruck  wurden  theils 
in  den  ertheilten  Privilegien  selbst  erla.ssen,  theils  ergingen 
allgemeine  Reichs-  und  Landesgesetze  zum  Schutze  privilegir- 
ter  Werke,  so  das  kaiserliche  Patent  vom  10.  Februar  1746*), 
die  Kursächsischen  Mandate  vom  22.  Januar  1661  und  vom 
27.  Februar  1686’),  die  Frankfurter  Hathsschlüsse  vom  27.  Ja- 
nuar 1657,  vom  9.  Febniar  1660  und  vom  22.  August  1775*) 
und  die  Nürnberger  Ordnung  von  1623.’)  In  der  Nürnberger 
Verordnung,  in  dem  Frankfurter  Rathsschlusse  von  1660  und 
in  dem  Kursächsischen  Mandate  von  1686  wurde  der  Nach- 
druck auch  unprivilogirtcr,  redlicher  Weise  erworbener  Werke 
zum  Schaden  einlieiiniscber  ^■crlcger  verboten  und  unter  Strafe 
gestellt.  Diese  Verordnungen  blieben  indess  noch  ein  Jahr- 
hundert hindurch  vereinzelte  Ausnahmen,  und  da  überdies  der 

1|  Vergl.  Wächter  ».  a.  0.  S.  9. 

2)  Gerstlacher,  Handbuch  der  tciitBchcn  BeichsgeseUe  Garlsruhe 
1788  t.  9 8.  1207. 

S)  l'odrx  Auguat.  tum.  I p.  239,  413. 

4)  .\ngefuhrt  von  M.  Neumaiin,  Beiträge  zum  deutschen  Verlage- 
und  Nuchdruckerechte.  Berlin  1866.  S.  27. 

5)  M.  Lange,  Kritik  der  Grundbegriffe  vom  geistigen  Eigenthume. 
Schönebeck  1868.  8.  61. 
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Nachdruck  zum  Nachtheile  auswärtiger  unprivilegirter  Verleger 
von  keiner  Landesgesetzgebung  geahndet  wurde,  so  blieb  bei 
der  territorialen  Zersplitterung  des  deutschen  Reiches  der  ein- 
zige wirksame  iSchutz  des  geistigen  Eigenthunies  fdr  Schrift- 
steller und  Verleger  in  den  Privilegien  zu  hnden,  welche  bis 
zum  Ausgange  des  deutschen  Reiches  theiis  bei  den  Kaisern, 
theils  bei  den  Landesherren  nachgesucht  zu  werden  pflegten.*) 

7.  Neuere  Zeit. 

Reformen  in  Kngland.  — Erilndung(i|>atento.  — Literarisches  Eigen- 
thum. — Continentalc  Reformen.  — Das  Allgemeine  l’rciissische  Land- 
recht.  — Nordamerikanisohe  Unabhangigkeitsacte.  — Französische  Re- 
volution — Deutsche  Rundesacte.  — Desehlüsse  des  deutschen  Rundes. 

— Landesgesclzgebungen.  — Internatiouale  Verträge. 

Privilegien  und  Monopole  beherrschten  vom  16.  bis  zum 
18.  Jahrhundert  alle  Zweige  der  Gewerbsthätigkeit  in  der 
grössten  Ausdehnung.  Der  Staat,  dessen  Einwirkung  auf  den 
Privatverkehr  im  Mittelalter  so  gering  war,  hatte  eine  allbe- 
herrschende Geltung  erlangt,  welche  ihm  gestattete,  mit  voller 
Unbeschränktheit  auch  in  diese  Verhältnisse  cinzugreifen.  Da- 
zu kam,  dass  die  noch  unvollkommene  Entwickelung  des 
Rechtsschutzes  dazu  nöthigte,  auch  zum  Schutze  wohl  erwor- 
bener Rechte  Privilegien  nachzusuchen,  <lie  andrerseit-s  von  der 
Staatsgewalt  nur  zu  leicht  zum  Nachtheile  der  individuellen 
Freiheit  und  mit  directer  Verletzung  fremder  Privatrechte  er- 
theilt  wurden.  Privilegien  wurden  zum  Schutze  aller  mög- 
lichen berechtigten  und  unberechtigten  Interessen;  als  Beloh- 


1)  M.  Lange,  Kritik  der  Grundbegriffe  etc.  S.  G4.  beliauptot,  die 
Kaiser  hätten  ein  ausscliliesslichoj  Verlagsrecht  für  ganz  Deutschland 
kaom  noch  mit  Erfolg  zu  gewähren  vermocht,  seit  sie  schon  in  der 
Wahlcapitnlation  von  I65S  das  Recht  aufgegebeu  hatten,  „Jemanden 
einige  Privilegien  anf  Monopolien  zu  ertheilen.“  Das  Verlagsrecht  ist 
jedoch  von  der  dentachen  Jurisprudenz  niemals  als  ein  Monopol  be- 
trachtet, auoh  solange  es  an  einem  allgemeinen  Gesetze  für  dessen 
Rechtsschutz  fehlte.  Ueberdies  haben  die  Kaiser  das  Hecht'  zur  Er- 
theilung  von  Verlagsprivilcgicn  bis  zum  Ende  des  deutschen  Reiches 
tbatsächlich  geübt  und  diese  Privilegien  sind  von  den  Reichsgerichten 
aufrecht  erhalten  worden.  Vcrgl.  Wetzlarache  Beiträge  für  Geschichte 
und  Rechtaalterthümer,  herauagegeben  v.  P.  Wiegand,  Wetzlar  1840, 
Bd.  I 8.  227  ff.  — PüUer,  Beiträge  etc.  Bd.  1 8.  'J8S. 
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nung  für  Erfinder  und  als  Gunstbezeugung  für  Höflinge;  zur 
Beförderung  des  einheimischen  Gewerbfleisses  und  zum  Zwecke 
der  firhebung  neuer  Contributionen  verliehen.  Sie  bildeten 
eine  einträgliche  FinanzqueUe  und  ein  mächtiges  Werkzeug 
der  willkürlichen  Regieriingsgewalt.  Diese  Anwendung  der 
Gewerbsprivilegieu  und  Monopole  forderte  die  Wachsamkeit 
der  Volksvertretung  heraus  und  in  England  entzündete  sich 
an  diesem  Missbrauche  unter  Elisabeth  und  Jacob  I.  der  erste 
grössere  Kampf  zwischen  der  Krone  und  dem  Parlamente, 
welcher  im  Jahre  1623  dadurch  beendigt  wurde,  dass  die  Re- 
gierung Jacob  des  Ersten  den  Forderungen  des  Parlamentes 
nacbgeben  musste  und  dass  durch  das  Statut  21  James  1 cap.  3 
sämmtliche  Vorrechte  und  Privilegien,  welche  mit  dem  gemei- 
nen Rechte  im  Widerspruch  standen,  abgeschafft  und  die  Ver- 
leihung solcher  Vorrechte  ein  für  allemale  untersagt  wurde. 
Gleichzeitig  wurde  jedoch  durch  sect.  VI  desselben  Statutes 
die  Krone  ennächtigt,  dem  Erfinder  auf  eine  bestimmte  Zeit 
das  ausschliessliche  Recht  zu  verleihen,  seine  Erfindung  zu 
benutzen,  weil  diese  Privilegien,  wie  die  angeführte  Parlaments- 
acte sagt,  weder  dem  Staate  nachtheilig,  noch  auch  dem  ge- 
meinen Rechte  des  Landes  entgegen  seien. 

So  ging  in  England  aus  der  Abschaffung  der  Monopole 
der  Rechtsschutz  der  Erfindungen  hervor,  allerdings  zunächst 
noch  in  der  Gestalt  eines  Königlichen  Gnadenbriefes.  Allein 
schon  das  Zustandekommen  der  erwähnten  Parlamentsacte  liess 
keinen  Zweifel  darüber,  dass  das  Erfindungspatent  nicht  als 
ein  willkürlicher  Act  der  königlichen  Gnade  gewährt  oder  ver- 
sagt werden  solle  und  die  Praxis  stellte  schon  früh  den  Grund- 
satz fest,  dass  jeder  Erfinder  nach  Erfüllung  der  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  die  Verleihung  des  Patentes  als  ein  Recht 
in  Anspruch  nehmen  dürfe. 

Unter  dem  Schutze  dieser  Gesetzgebung  erlangte  Arkwright 
— im  Jahre  1767  ein  armer  Barbier  — ein  Patent  auf  die 
von  ihm  erfundene  Si)innmaschine,  dessen  Ertrag  es  ihm  mög- 
lich machte,  sein  Leben  im  Jahre  1792  als  Baronet  und  im 
Besitze  eines  Vermögens  von  500,000  Pfund  Sterling  zu  be- 
schliessen.  James  Watt  zog  aus  seinen  Erfindungspatenten 
ein  fürstliches  Einkommen  und  hundert  andere  Erfinder  sahen 
ihren  Kunstfleiss  in  England  belohnt,  während  auf  dem  Con- 
tinente  noch  fast  zwei  Jahrhunderte  lang  die  vollständigste 


"igilized  by  Googk 


Reformen  in  England.  — Literarisches  Eigenthum.  45 

Rechtlosigkeit  in  Bezug  auf  das  geistige  Eigenthum  der  Er- 
finder herrschte. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  literarischen  Eigen- 
thumes ging  die  englische  Gesetzgebung  durch  Verleihung 
eines  allgemeinen  gleichförmigen  Rechtsschutzes  den  continen- 
talen  Staaten  voran.  In  England  ist  die  Ansicht  hergebracht, 
dass  das  Verlagsrecht  des  Schriftstellers  an  seinen  Werken 
von  jeher  durch  das  gemeine  Recht  anerkannt  worden  sei  und 
zwar  ohne  jede  Beschränkung. ')  Allein  diese  Behauptung  er- 
weist sich  tei  näherer  Betrachtung  als  unhaltbar.  In  England 
beruhte  die  Sicherstellung  des  Verlagsrechtes  ursprünglich  auf 
der  zunftmä-ssigen  Vereinigung  der  Buchhändler  (stationera 
Company).  Die  Parlamentsacten  von  lß43  und  16fi2  verboten 
nur  den  Nachdruck  der  in  die  Register  dieser  Zunft  eingetra- 
genen Bücher.  Wenn  diese  Verordnungen  auch  zur  Ein- 
tragung den  Nachweis  der  Genehmigung  des  Verfassers  für 
den  Druck  verlangten,  so  fehlte  doch  eine  Vorschrift,  durch 
welche  das  Eigenthum  dJs  Verfassers  unabhängig  von  dieser 
Einregistrirung  anerkannt  wäre,  für  welche  seit  der  Abschaf- 
fung der  Censur  im  Jahre  1692  ein  gesetzlicher  Zwang  nicht 
mehr  bestand. 

Es  würde  schwerlich  zulässig  gewesen  sein  als  Zweck  der 
Parlamentsacte  von  1709,  welche  nur  eine  beschränkte  Schutz- 
frist von  14  Jahren  einfflhrte,  in  den  Eingangsworten  die  Auf- 
munterung der  Gelehrten  und  Schriftsteller  zu  bezeichnen,*) 
wenn  schon  vorher,  wie  behauptet  wird,  dem  Autor  und  seinen 
Erben  das  ausschliessliche  Recht  zur  Herausgabe  seiner  Schrif- 
ten ohne  jene  Beschränkung  zugestanden  hätte.  Es  muss  da- 
her behauptet  werden,  dass  erst  durch  die  Parlamentsacte  von 


1)  VergL  den  Vortrag  des  Sir  Anthony  Trollope  vor  dem  Con- 
gress  der  sozialen  Wissenschaften.  The  Times  8.  October  186fi.  — Henry 
John  Stephen,  New  Commentaries  on  tbe  laws  of  England,  Lond,  1842. 
Vol.  II  p.  96. 

2)  Whereas  printers  booksellers  and  other  persons  have  of  late 
frequently  taken  the  liberty  of  printing  reprinting  and  Publishing  — 
books  and  other  writings  without  the  oonsent  of  the  anthors  or  pro- 
prietors  of  such  books  and  writings  to  their  very  great  detriment  and 
too  often  to  the  ruin  of  them  and  their  families ; for  preventing  there- 
fore  such  practices  for  the  futnre  and  for  the  encouragement  of  leamed 
men  to  compose  and  write  nscful  books  be  it  enacted  etc. 
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1709  (8  Anne  cap.  19)*)  das  geistige  Eigenthum  der  Verfasser 
von  Schriften  und  zwar  mit  der  Beschränkung  auf  eine  Zeit- 
dauer von  14  Jahren  gesetzlich  anerkannt  worden  ist.  Der- 
selbe Schutz  mit  der  gleichen  Beschränkung  auf  die  Dauer 
von  14  Jahren  wurde  durch  die  Parlamentsacten  von  1734  (8 
George  II  cap.  13)  und  1766  (7  George  III  cap.  38)  auf  Kup- 
ferstiche und  Landkarten  ausgedehnt. 

Auf  dem  Continente  blieb  wie  in  Deutschland  so  auch 
in  den  übrigen  Staaten  der  Schutz  des  literarischen  Eigen- 
thumes bis  zum  Ausgange  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  die 
Privilegien  beschränkt.  Auch  in  Frankreich  wurden  durch  die 
Buchhändlerordnung  von  1613  zwar  Strafen  gegen  den  Nach- 
druck, jedoch  nur  gegen  den  Nachdruck  pri vilegi rter  Bü- 
cher verhängt.*)  Auch  in  Deutschland  ergingen  in  einzelnen 
Ländern  ähnliche  Strafgesetze,  in  denen  zum  Theil  neben  den 
privilegirten  beiläufig  auch  der  unprivilegirten  Bücher  gedacht 
wird  (oben  S.  42  Anm.  4 u.  5).  Neben  den  bereits  erwähnten 
Kursächsischen,  Frankfurter  und  Nttrfiberger  Veronlnungen  sind 
noch  anzuführen:  ein  Rescript  der  Hannoverschen  Landesre- 
gierung vom  20.  März  1778*)  und  die  österreichischen  Ver- 
ordnungen vom  11.  Februar  1775,  13.  Januar  1785,  7.  Februar 
1794  und  30.  Mai  1795.*)  Alle  diese  Verordnungen  gestatteten 
jedoch  den  Nachdruck  der  im  Auslande  erschienenen  Bücher 
ausdrücklich;  das  Hannoversche  Rescript  mit  dem  Bemerken; 
„Wir  billigen  auch  an  sich  den  Nachdruck  keinesweges.  So 
lange  jedoch  solcher  nicht  im  Allgemeinen  und  allenthalben 
auf  gleiche  Weise  untersagt  ist  und  so  lange  mithin  Auswär- 
tige immerfort  aus  dem  Vertrieb  der  Nachdrucke  einigen  Vor- 
theil ziehen,  glauben  Wir  den  Landeseingesessenen  darunter 
nicht  wohl  engere  Grenzen  setzen  zu  können.“ 

Während  so  keiner  der  deutschen  Staaten  Miene  machte, 
den  übrigen  mit  der  gründlichen  Beseitigung  des  Nachdrucker- 

1)  Verpl.  den  liei  Hamm,  Die  gegenwärtige  Oesterreiohischo 
PrcssgeactzgebuDg  S.  7 mitgetbeilten  Kechtsfall. 

2)  Renouard,  Traite  dea  droits  d’a'uteurs  tom.  I.  p.  120. 

3)  llagemann,  PraktisoUe  Erörterungen  aus  allen  Theilen  der 
Recbtsgclehrsamkeit,  furtgesetst  von  Spaugenberg.  Hann.  1881.  Bd.  I. 
S.  432. 

4)  Harum,  Die  gegenwärtige  Oesterreiebisebe  Pressgosetzgebung, 

S.  24. 
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gewerbes  voranzugehen  und  jeder  seine  Unthätigkeit  mit  dem 
Beispiele  der  Nachbarn  entschuldigte,  wurde  ebenso  vergeblich 
zum  Schutze  des  Verlagsrechtes  die  Reichsgesetzgebung  ange- 
rufen. Die  Verwerflichkeit  des  Nachdruckes  wurde  allseitig 
anerkannt,  die  Unterdrückung  desselben  in  den  Wahlcapitula- 
tioncn  Leopold  II.  und  Franz  II.  (1790  und  1792)  verheissen. 
Allein  das  deutsche  Reich  ging  seiner  Auflösung  entgegen  und 
der  schwerfällige  Apparat  der  deutschen  Reichsgesetzgebung 
war  nicht  mehr  im  Stande,  die  gestellte  Aufgal>e  zu  lösen. 

Da  eröfhiete  die  Gesetzgebung  des  Allgemeinen  Preus- 
sischen  Landrecbtes  (1794)  die  Bahn,  auf  welcher  es 
endlich  nach  langen  Anstrengungen  gelingen  sollte,  einen  ge- 
meinsamen Rechtsschutz  für  die  deutsche  Literatur  zu  begrün- 
den. Es  stellte  in  den  996—998,  1020  und  1033—1030 
Th.  I Tit.  11  den  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass  jedes  von 
dem  Verfasser  constituirte  Verlagsrecht  gegen  den  Nachdruck 
geschützt  ist,  mit  Ausnahme  der  ausserhalb  des  deutschen  Rei- 
ches oder  der  Königlichen  Staaten  in  einer  fremden  Sprache 
gedruckten  Werke  ausländischer  Schriftsteller,  deren  Verleger 
weder  die  Frankfurter  noch  die  Leipziger  Messe  besuchen  und 
mit  Vorbehalt  des  Rechtes  der  Retorsion  gegen  diejenigen 
Staaten,  welche  deu  Nachdruck  der  Werke  preussischer  Ver- 
leger gestatten.  *) 


1)  §.  996.  Das  Verlagsrecht  besteht  in  der  Befngniss,  eine  Schrift 
durch  den  Druck  in  venriclfältigen  und  sie  auf  den  Messen  unter  die 
Buchhändler  und  soust  ansachliessend  abzusetzen. 

§.  997.  Nicht  blas* Bücher,  sondern  auch  Ijandkarten,  Kupfer- 
stiche, topographische  Zeichnungen  und  musikalische  Compositioneii 
sind  ein  Gegenstand  des  Verlagsrechtes. 

§.  99d.  In  der  Regel  erlangt  der  Buchhändler  das  Verlagsrecht 
nur  durch  einen  mit  dem  Verfasser  darüber  geschlossenen  schriftlichen 
Vertrag. 

§.  1036.  Neue  Ausgaben  ausländischer  Schriftsteller,  welche  ausser- 
halb des  deutschen  Reichs  oder  der  Königlichen  Staaten  in  einer  frem- 
den Sprache  schreiben  und  deren  Verleger  weder  die  Frankfiirther  noch 
die  Leipiiger  Messe  besuchen,  können  nachgednickt  werden,  insofern 
der  Verleger  darüber  kein  hiesiges  Privilegium  erhalten  hat. 

8.  1038.  Insofern  auswärtige  Staaten  den  Nachdruck  zum  Schaden 
hiesiger  Verleger  gestatten,  solh  Letzteren  gegen  die  Verleger  in  jenen 
Staaten  ein  Gleiches  erlaubt  werden. 

8.  1034.  Wer  Bücher  und  Werke,  deren  Nachdruck  nach  vor- 
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Der  Geist  und  die  Tragweite  dieser  Bestimmungen  ist  viel- 
fach verkannt  worden.  Es  ist  zunächst  unrichtig,  wenn  ge- 
wöhnlich behauptet  wird,  das  Allg.  Landrecht  habe,  nur  den 
Schutz  des  Verlegers  im  Auge,  da  es  vielmehr  im  §.  998  das 
Verlagsrecht  ausdrücklich  auf  den  Verfasser  zurückführt  und 
im  §.  1297  Th.  II  'fit.  20  ausdrücklich  auch  den  Selbstverlag 
des  Verfassers  erwähnt  Die  ira  §.  996  gegebene  Definition 
des  Verlagsrechtes  entspricht  dem  Begriffe  des  literarischen 
Eigenthumes.  Sie  passt  nicht  bloss  auf  das  abgeleitete  Recht 
des  Verlegers,  sondern  auf  das  ausschliessliche  Vervielfältigungs- 
recht des  Verfassei’s,  welches  nach  §.  998  erst  durch  schrift- 
lichen Vertrag  auf  den  Verleger  übertragen  wird. ')  Es  war 
deshalb  ohne  den  geringsten  Zwang  möglich,  das  Nachdruck- 
verbot der  i5§.  1034  ff.  auch  auf  den  unbefugten  Abdruck  noch 
ungedruckter  Schriften  zu  beziehen.  Der  Rechtsschutz  des 
schriftstellerischen  Eigenthumes  ist  also  im  Allgem.  Landrechl 
unter  den  continentalen  Gesetzgebungen  zuerst*)  im  Princip 
und  in  seiner  Allgemeinheit  anerkannt,  wenn  auch  in  der 
Durchführung  dieses  Principes  jnsofem  eine  Inconsequenz  be- 
gangen ist,  als  in  den  §§.  1029—1032  Th.  I Tit.  11,  auch 
der  Wiederabdruck  eines  Buches,  an  welchem  kein  Verlags- 
recht mehr  besteht,  gegen  Nachdruck  geschützt  wird. 

Auf  der  andern  Seite  ist  im  Allgemeinen  Landrecht  zuerst 
der  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigenthumes  über  die  Grenzen 
des  eigenen  Staates  auf  alle  Länder  des  deutschen  Reiches 
ausgedehnt,  ja  unter  gewissen  Beschränkungen  auch  für  da< 
Ausland  ausgesprochen.  Es  würde  nur  der  Annahme  derselben 
Bestimmungen  in  den  übrigen  Staaten  bedurft  haben,  um  sofort 

otebenden  Grundsätzen  unerlaubt  ist,  dennoch  nacbdruckt,  muss  de» 
reobtmässigen  Verleger  entsobädigen. 

§.  1036.  Uebrigens  sollen  unerlaubte  Nachdrucke  in  hiesige  Lande 
bei  Vermeidung  der  Confiscation  nicht  eingeführt  und  unbefugte  Nach- 
drucker nach  näherer  Bestimmung  des  Criminalrechts  ernstlich  bestraft 
werden  (Th.  2 Tit.  20  Abschn.  14  [lies  15]). 

1)  Vergl.  das  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  I.  Juni  1^9, 
Goltdammers  Archiv  Bd.  7 S.  471;  ferner  die  bei  Bomemann,  System 
Bd.  III  S.  351  mitgetheilte  Erinnerung  Suarez's;  Das  Recht  des  Schrift- 
stellers an  seinem  Werke  gehöre  in  die  Lehre  vom  Eigenthuroe. 

2)  Das  Allg.  Landrecht  ist  zwar  später  promulgirt  als  das  fran- 
zösische Gesetz  vom  19.  Juli  1793.  Allein  seine  Redaction  war  be- 
kanntlich schon  im  Jahre  179-2  vollendet. 
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den  internationalen  Rechtaschutz,  wenigstens  für  ganz  Deutsch- 
land herzustellen. 

Während  die  von  den  Verfassern  des  Allgem.  Landrechts 
angenommenen  freisinnigen  Grundsätze  in  der  Praxis  verküm- 
merten und  erst  vierzig  Jahre  später  von  der  neueren  Gesetz- 
gebung Preussens  und  des  deutschen  Bundes  wieder  aufge- 
nommen wurden,  erfolgte  in  Amerika  und  in  Frankreich  im 
Gefolge  der  beiden  grossen  Revolutionen,  welche  den  Ausgang 
des  vorigen  Jahrhunderts  bezeichnen,  die  gesetzliche  Anerken- 
nung des  geistigen  Eigenthumes  als  eines  der  MenschenrechU^ 
deren  Realisirung  als  der  ethische  Zweck  jener  Umwälzungen 
aufgestellt  wurde. 

Die  nordamerikanische  Unabhängigkeitsacte  vom 
17.  September  1787  stellte  im  Art.  1 Abschnitt  8 §.  8 dem 
(Jongresse  die  Aufgabe,  das  Fortschreiten  der  Wissenschaften, 
nützlicher  Künste  und  Gewerbe  dadurch  zu  befördern,  dass  er 
den  Autoren  und  Erfindern  das  ausschliessliche  Recht  auf  ihre 
W^erke  und  Erfindungen  für  bestimmte  Zeit  sichere.  Zur  Aus- 
führung dieses  Verfassungsparagraphen  ergingen  die  Gesetze 
vom  10.  April  und  vom  31.  Mai  1790,  von  denen  das  erstere 
die  Erfiudungspatente,  das  zweite  das  literarische  Eigenthum 
zum  Gegenstände  hat.  Das  erste  Gesetz  wurde  die  Grundlage 
der  relativ  besten  Patentgesetzgebung,  welche  zur  Zeit  besteht. 
Das  Gesetz  über  das  schriftstellerische  Kigenthum  schützte  in 
engherziger  nationaler  Beschränktheit  nur  die  einheimische 
geistige  Production.  Und  wenn  dieser  Mangel  am  Abend  eines 
Krieges  gegen  das  Mutterland  entschuldbar  schien,  so  ist  das 
Festhalten  an  dieser  Beschränkung  längst  zu  einem  Vorwurfe 
für  den  nordamerikanischen  F’reistaat  geworden,  dessen  Tilgung 
schon  von  den  eigenen  Angehörigen  des  Landes  dringend  ver- 
langt wird. 

In  Frankreich  waren  die  Interessen  der  Schriftsteller 
und  Verleger  schon  vor  der  Revolution  thatsächlich  sicher  ge- 
stellt durch  die  Buchhändlerordnung  von  1613.  W'eim  auch 
das  Princip  des  geistigen  Eigenthumes  nicht  sanctionirt  und 
der  Schutz  gegen  Nachdruck  von  einem  landesherrlichen  Pri- 
vilegium abhängig  gemacht  war,  so  fiel  doch  hier  der  Staats- 
verband mit  den  Sprachgrenzen  und  dem  Gebiete  der  natio- 
nalen Literatur  nahezu  zusammen,  so  dass  ein  Zustand,  wie 
er  in  Deutschland  unter  dem  Schutze  der  territorialen  Zer- 
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Splitterung  herrschte,  nicht  entstehen  und  eine  systematische 
Ausbeutung  des  einen  Büchermarktes  durch  den  benachbarten 
nicht  stattfinden  konnte.  Wenn  in  den  benachbarten  Nieder- 
landen und  in  der  französischen  Schweiz  ein  Nachdruck  auf 
Unkosten  der  französischen  Autoren  stattfand,  so  tröstete  da- 
rüber der  Gewinn,  da.-«  ihre  Werke  in  diesen  sprachverwandten 
Gebieten  wie  dem  Schutze  so  auch  der  Censur  der  französi- 
schen Staatsgewalten  entzogen  waren  und  so  mit  Leichtigkeit 
den  kirchlichen  und  staatlichen  Verboten  ausweichen  konnten. 

Uie  constituirende  Nationalversammlung  wurde  daher  bei 
ihren  gewaltigen,  über  das  ganze  Gebiet  des  Staatslebens  aus- 
gedehnten Reformen  zunächst  nicht  von  den  Intei’essen  der 
Schriftsteller  in  Anspruch  genommen.  Dagegen  fand  das  Recht 
der  Erfinder  in  dieser  Versammlung  eine  eifrige  Vertretung, 
und  während  sie  durch  die  Aufhebung  der  Zünfte  und  der 
Bannrechte  die  Schranken  des  gewerblichen  Verkehrs  nieder- 
riss, gründete  sie  zugleich  durch  das  Gesetz  über  die  Erfin- 
dungspatente vom  7.  Januar  1791  und  durch  die  Ausführungs- 
verordnung vom  25.  Mai  1791  den  Rechtsschutz  des  geistigen 
Eigenthumes  der  Erfinder  nach  englischem  Muster. 

Auf  dem  Gebiete  des  Schrifteigenthumes  fand  die  Natio- 
nalversammlung es  zunächst  nur  für  nothwendig,  durch  zwei 
Gesetze  vom  13.  Januar  und  19.  Juli  1791  die  Rechte  der 
Autoren  dramatischer  Werke  in  Bezug  auf  die  Aufführung 
ihrer  Werke  sicher  zu  stellen.  Das  Verlagsrecht  der  Schrift- 
steller und  Künstler  wurde  von  dem  Convente  durch  das  Ge- 
setz vom  19.  Juli  1793  geregelt,  welches  noch  jetzt  die  Grund- 
lage der  französischen  Gesetzgebung  über  das  literarisch-artisti- 
sche Eigen thum  ausmacht. 

ln  Deutschland  war  durch  die  Auflösung  des  Reiches 
(1806)  die  Rechtlosigkeit  des  literarischen  Eigenthumes  noch 
weit  gegen  den  früheren  Zustand  verschlimmert  worden.  Die 
kaiserlichen  Privilegien  hatten  aufgehört  und  die  bisher  er- 
theilten  ihre  Geltung  verloren,  da  der  Schutz  der  Reichsge- 
richte und  der  kaiserlichen  Bücherkommission  in  Frankfurt  ‘) 
aufgehört  hatte.  Der  Contrast  des  bloss  territorialen  Rechts- 
schutzes gegenüber  einem  über  alle  Länder  deutscher  Zunge 
verbreiteten  geistigen  und  buchhändlerischen  Verkehr  trat  in 


1)  Eingesetzt  durch  Kaiser  Rudolf  II.  im  Jahre  1680. 
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der  grellsten  Weise  hervor.  Der  Schriftsteller  und  der  Ver- 
leger mussten  bei  dreissig  bis  vierzig  Landesherren  Privilegien 
nachsuchen.  Dazu  kam,  dass  einige  Gesetzgebungen,  wie  die 
Badische,  für  die  Ertheilung  von  Privilegien*)  an  ausländische 
Verleger  keinen  Raum  gaben,  so  dass  die  Möglichkeit  eines  in 
ganz  Deutschland  anerkannten  Verlages  geradezu  ausgeschlos- 
sen blieb. 

Bei  der  Constituirung  des  deutschen  Bundes,  welche 
zuerst  wieder  die  Möglichkeit  gemeinsamer  oder  doch  gleich- 
förmiger Rechtsnormen  zum  Schutze  des  geistigen  Eigeuthumes 
eröffnete,  wurden  die  Beschwerden  der  deutschen  Buchhändler 
in  einer  an  den  Wiener  Congress  gerichteten  Denkschrift  vor- 
getragen und  es  erfolgte  in  der  Bundesacte  vom  8.  Juni  1815 
im  Artikel  18  das  Versprechen,  dass  die  Bundesversammlung 
sich  bei  ihrem  ersten  Zusammensein  mit  Abfassung  gleichför- 
miger Verfügungen  über  die  Sicherstellung  der  Rechte  der 
Schriftsteller  und  Verleger  beschäftigen  werde.  Indess  das 
Rundesregiment  stand  dem  früheren  Reichstage  an  Langsam- 
keit und  Schwerfälligkeit  der  Verhandlungen  wenig  nach.  So 
kam  es,  dass  trotz  der  angekündigten  Eile  erst  iji  Jahre  1818 
ein  Ausschuss  zur  Erstattung  eines  Gutachtens  über  die  zu 
treffenden  gleichförmigen  Verfügungen  ernannt  wurde,  welcher 
dann  in  der  vierten  Sitzung  des  Jahres  1819  einen  Entwurf 
von  23  Artikeln  zur  Mittheilung  an  die  Regierungen  vorlegte.*) 
Trotz  vielfacher  Bemühungen  der  preussischen  Regierung,  wel- 
che dem  Gegenstände  ein  lebhaftes  Interesse  zuwandte,  war 
indess  von  vielen  Bundesmitgliedern  gar  keine  Abstimmung  zu 
erlangen.  Preussen  ging  daher  zu  Verhandlungen  mit  den 
einzelnen  Regierungen  über,  um  durch  besondere  Verträge  die 
Reciprocität  des  Rechtsschutzes  für  das  geistige  Eigenthum  zu 
erlangen.  Solche  Verträge  wurden  mit  32  Bundesstiiuten  ab- 
geschlo.ssen  und  in  der  vienmdzwanzigsten  Sitzung  des  Jahres 


1)  Verordnung  vom  8.  Septoinbor  1808,  Badiacbes  Landrecbt 
(1809)  Buch  II  Tit.  II  Cap.  6.  Nur  ausläudiache  Autoren  konnten 
für  den  inländiachen  Verlag  durch  Privilegien  geachützt  werden.  Den 
aualändiachen  Verleger  achützte  allein  der  Nachweia  der  Reciprocität, 
die  fast  nirgend  beatand.  Baden  war  daher  im  eraten  Viertel  dieaea 
Jahrhunderte  trotz  einer  formell  untadolbaften  Naobdruckguaetzgebung 
der  Heerd  einea  auagedehnten  Machdruckverlagea. 

'2)  Protokolle  der  Bundeaveraammlung  v.  1819  S.  69  H. 
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1829  *)  brachte  Preussen  diese  Verträge  in  der  Buiidesver- 
sainnilung  mit  dem  Anträge  ein,  vorläufig  und  ohne  Beein- 
trächtigung der  Verhandlung  in  der  Hauptsache,  die  Gleich- 
stellung der  eigenen  und  fremden  Unterthanen  in  Bezug  auf 
das  literarische  Eigenthum  auf  das  ganze  Gebiet  des  deutschen 
Bundes  zu  erstrecken.  In  Folge  dieses  Antrages  kam  unterm 
6.  September  1832  der  Bundesbe-schluss  zu  Stande,  »dass  bei 
Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  wider 
den  Nachdruck  der  Unterschied  zwischen  den  ei- 
genen Unterthanen  eines  Bundesstaates  und  je- 
nen der  übrigen  zum  deutschen  Bunde  vereinigten 
Staaten  gegenseitig  in  der  Art  aufgehoben  werden 
solle,  dass  die  Schriftsteller,  Herausgeber  und 
Verleger  eines  Bundesstaates  sich  in  jedem  an- 
dern Bundesstaate  des  dort  bestehenden  Schutzes 
gegen  den  Nachdruck  gleichmässig  zu  erfreuen 
haben  werden.« 

Noch  war  indess  nicht  in  allen  deutschen  Staaten  ein  ge- 
setzliches Nachdruckverbot  ergangen  ;=)  und  auch  wo  dies  der 
Fall  war,  bewirkte  die  Ungleichfdrmigkeit  der  verschiedenen 
Landesgesetze,  da-<s  der  Schutz  des  schriltstellerischen  Eigen- 
thumes tratz  der  zugesicherten  Reciprocität  ein  ungleichförmi- 
ger und  deshalb  ein  unvollständiger  blieb.  Es  wurde  deshalb 
in  das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Conferenz  vom  7.  Juni 
1834  im  Art.  36  der  Grundsatz  aufgenommen: 

Die  Regierungen  vereinigen  sich  dahin,  dass  der  Nachdruck 
im  Umfange  des  ganzen  Bundesgebietes  zu  verbieten  und 
das  schriftstellerische  Eigenthum  nach  gleichförmigen  Grund- 
sätzen festzustellen  und  zu  schützen  sei. 

Durch  den  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  2.  April 
1835®)  wurde  dann  dieser  Grundsatz  von  der  Bundesversamm- 
lung angenommen  und  alle  Regierungen  aufgefordert,  anzu- 
zeigen, was  sie  zur  Ausführung  des  beschlossenen  Nachdruck- 
verbotes verfügt  haben.  Endlich  wurde  durch  den  Beschluss 
vom  5.  November  1833  der  angenommene  Grundsatz  dahin 
authentisch  interpretirt : dass  das  Verbot  des  Nach- 

1)  Protokolle  S.  628. 

2)  Ea  fehlte  oamentlich  in  Würtemberg  nnd  in  beiden  Mecklenburg. 

3)  Protokolle  S.  270. 
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drucks  als  ein  positives  bestehe')  und  in  allen  Bun- 
desstaaten, wo  es  nicht  bereits  geschehen,  in  Vollzug  zu  brin- 
gen sei,  selbst  wenn  wider  Vermuthen  die  Vereinigung  sänimt- 
licher  Bundesglieder  über  die  gleichförmigen  Grundsätze  nicht 
zu  Stande  kommen  sollte. 

In  derselben  Sitzung  legte  die  Commission  des  Bundes- 
tages den  Entwurf  der  für  die  Gesetzgebung  über  das  schrift- 
stellerische Eigenthum  aiizunehmenden  gleichförmigen  Haupt- 
grundsätze  vor,  welcher  den  Regierungen  zur  Aeusserung  mit- 
getheilt  wurde. 

.\uf  Grund  dieser  Vorschläge  ging  man  in  Preussen  an 
die  Bearbeitung  des  Gesetzes  zum  Schutze  des  Eigen- 
thumes an  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst 
gegen  Nachdruck  und  Nachbildung  vom  11.  Juli 
18  37,  welches  der  Bundestagsversammlung  durch  den  preus- 
sischen  Gesandten  mit  dem  Anträge  mitgetheilt  wurde,  die 
leitenden  Grundsätze  als  geeignete  Vorschläge  zur  Feststellung 
gemeinsamer  Bestimmungen  anzunehmen. 

So  kam  nach  wiederholten  Berathungen  endlich  der  Bun- 
desbeschluss vom  9.  November  1837  zu  Stande, 
durch  welchen  in  sechs  Artikeln  gleichförmige  Grundsätze 
über  den  Schutz  der  im  Umfange  des  Bundesgebietes  erschei- 
nenden literarischen  und  artistischen  Erzeugnisse  aufgestellt 
wurden. 

Das  Zustandekommen  dieses  Beschlusses  wurde  jedoch  nur 
dadurch  möglich  gemacht,  dass  die  Schutzfrist  gegen  die 
preussischen  Vorschläge  und  gegen  die  Erklärungen  einer 
grossen  Mehrheit  der  Bundesregierungen  auf  zehn  Jahre 
vom  Zeitpunkte  der  Herausgabe  beschränkt  wurde, 
während  das  Preussische  Gesetz  das  schriftstellerische  Eigen- 
thum für  die  Lebenszeit  des  Autors  und  noch  dreissig  Jahre 
nach  seinem  Tode  anerkannte.  Preussen  trat  daher  dem  Be- 
schlüsse nur  mit  dem  V'orbehalte  bei,  dass  es  den  einzelnen 
Staaten  unbenommen  bleibe,  »künftig  noch  günstigere  Bestim- 
mungen znm  Schutze  des  schriftstellerischen  und  kunstleinscheu 
Eigenthumes  als  ihre  bisherige  Gesetzgebung  und  der  bisherige 
Bundesbeschluss  dieselben  aufstellen,  für  ihre  Unterthanen 
und  die  Unterthanen  der  sich  mit  ihnen  vereinigenden  Regie- 

1)  Protokolle  S.  945. 
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rangen  zu  treffen.«  Mit  demselben  Vorbehalte  wurde  der 
Bundesbeschluss  vom  9.  November  1337  durch  das  Patent 
vom  29.  November  1837 ")  in  Preussen  publizirt.  Der  Wider- 
spruch einer  kleinen  Minderheit  von  Bundesregierungen  ver- 
eitelte also  nicht  nur  die  gleichförmige  Annahme  einer  aus- 
reichenden Schutzfrist  für  das  geistige  Eigenthum,  er  hatte 
auch  zur  J'olge,  dass  die  bis  dahin  nach  dem  Bundesbeschlusse 
vom  6.  September  1832  bestandene  unbedingte  Reciprocität  für 
die  Zukunft  in  Frage  gestellt  wurde.  Der  preussische  Staat, 
durch  dessen  Particulargesetzgebung  seit  jenem  Bundesbeschlusse 
eine  sehr  viel  ausgedehntere  Schutzfrist  gewährt  worden  war, 
machte  <in  einem  Acte  gerechter  Retorsion  die  Ausdehnung  je- 
der künftigen  Erweiterung  der  Schutzfristen  auf  die  literari- 
schen Erzeugnisse  anderer  Bundesstaaten  von  dem  Erforder- 
nisse der  Gegenseitigkeit  abhängig.  *) 

Erst  durch  den  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1845  wurde  die 
Schutzfrist  für  literarische  und  artistische  Erzeugnisse  auf  die 
Lebenszeit  des  Autors  und  dreissig  Jahre  nach  seinem  Tode 
ausgedehnt,  während  durch  den  Bundesbeschluss  vom  22.  April 
1841  die  öffentliche  Aufführung  von  dramatischen  und  mu- 
sikalischen Werken  für  die  Dauer  von  zehn  Jahren  von  der 
ersten  rechtmässigen  Aufführung  an  von  der  Erlaubniss  des 
Autors  abhängig  gemacht  wurde. 

Auf  den  Antrag  Preussens  wurde  sodann  durch  den  Bun- 
desbeschluss vom  ().  November  1856,  die  Schutzfrist  des  Be- 
schlusses vom  19.  Juni  1845  auf  die  Werke  der  vor  dem 
9.  November  1837  veretorbenen  Autoren,  soweit  dieselben  da- 
mals noch  im  Umfange  des  ganzen  Bundesgebietes  durch  Ge- 
setze oder  Privilegien  gegen  Nachdruck  geschützt  waren,  aus- 
gedehnt, wodurch  die  von  dem  deutschen  Bunde  ertheilten  Pri- 
vilegien über  die  Werke  Schillers,  Göthes,  J.  P.  Er.  Richters, 
Wielands  und  Herders  in  Pausch  und  Bogen  bis  zum  9.  No- 
vember 1867  verlängert  wurden.  Ferner  wurde  durch  Bundes- 
beschluss vom  12.  März  1857  der  Schutz  dramatischer  und 
musikalischer  Werke  gegen  unbefugte  Aufführung  erweitert, 

1)  Gesetzsammlnug  1837  S.  161. 

2)  Auch  Sachsen  schloss  sich  später  diesem  Vorbehalte  durch  die 
Verordnung  vom  27.  Juli  1846  an  (Ges.  u.  Verordn.  Bl.  S.  99).  — Mit 
Unrecht  hat  man  aus  der  preussischen  Verordnung  die  Aufhebung  der 
bereits  im  Umfange  der  bisherigen  Gesetzgebung  zugesicberten  Reci- 
procität gefolgert.  (VergL  §.  9.) 


> jiti.;o»by  C^oogLe 


Landesgesetcgebu  ngan 


65 


indem  der  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1841  nach  Massgabe 
der  Preussischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  (g.  32)  und  vom 
20.  Februar  1854  (g.  3)  umgestaltet  wurde. 

Die  im  Vorigen  dargestellte  Thätigkeit  der  Uundesgesetz- 
gebung  hatte  nur  den  Zweck,  gemeinsame  Normen  für  die 
Gesetzgebung  über  das  geistige  Eigenthum  in  den  verschiede- 
nen deutschen  Staaten  au&ustellen,  während  die  practische 
Ausführung  der  aufgestellten  Grundsätze  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen  blieb.  Auf  der  Grundlage  des  Bundesbe- 
schluKses  vom  9.  November  1837  ergingen  daher  in  sänimt- 
lichcn  grösseren  Staaten  umfassende  Gesetze  über  den  Schutz 
des  geistigen  hagenthumes. 

In  Preussen  war  bereits  durch  das  mehrfach  angeführte 
Gesetz  vom  11.  Juni  1837,  an  dessen  Redaction  v.  Savigny 
einen  hervorragenden  Antheil  genommen  hatte, ')  eine  Grund- 
lage für  den  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigenthumes  gewonnen, 
welche  ebensosehr  durch  Folgerichtigkeit  als  durch  practische 
Zweckmässigkeit  ausgezeichnet  ist.  An  dieses  umfassende  Ge- 
setz lehnten  sich  die  späteren  zur  Verbesserung  einzelner  Be- 
stimmungen erlassenen  Novellen  an,  namentlich:  die  Verord- 
nung vom  5.  Juli  1844,  betreffend  den  Schutz  gegen  Nach- 
druck für  die  vor  Publication  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837 
erschienenen  Werke,  ferner  das  Gesetz  vom  20.  Februar  1854, 
welches  die  früheren  Bestimmungen  in  zwei  wichtigen  Puncten 
ergänzt,  indem  es  im  §.  1 die  plastische  Nachbildung  von  Ge- 
mälden und  Werken  der  zeichnenden  Kunst,  sowie  die  Ab- 
zeichnung von  plastischen  Kunstwerken,  im  «j.  2 den  Vorbehalt 
der  öffentlichen  Aufführung  gedruckter  dramatischer  Werke 
regelt.  Aus.serdem  wurden  die  Bnndesbeschlüsse  von  1837, 
1841,  1845,  1856  und  1857  und  zwar  für  den  ganzen  Umfang 
des  Preussischen  Staates  publizirt. 

ln  den  übrigen  deutschen  Staaten  folgte  die  Spe- 
cialgesetzgebung der  durch  die  angeführten  Bundesbeschlüs.se 
g^ebenen  Anregung,  in  Oesteneich  durch  das  Patent  vom 
19.  October  1846,  im  Königreich  Sachsen  durch  das  Gesetz 
vom  22.  Februar  1844,  in  Würtemberg  durch  das  Gesetz  vom 
17.  October  1838,  in  Baden  durch  die  Verordnung  vom 


1)  Vergl.  Beiträge  zur  Erläuterung . des  Nacbdruck-Oesetzos  in 
Uoltdammers  Archiv  Bd.  12  S.  242  ff. 
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17.  September  1847.  In  Weimar  wurde  das  Preussische  Gesetz 
unverändert  durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1839  recipirt. 
In  Braunschweig  erging  ebenfalls  in  engem  Anschlüsse  an  die 
Preussische  Gesetzgebung  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1842. 
In  Bayern  war  zur  Ausführung  des  Bundesbe-schlusses  vom 
9.  November  1837  das  Gesetz  vom  15.  April  1840  ergangen. 
.\n  Stelle  des  letzteren  ist  jedoch  das  neuere  Gesetz  vom 
28.  Juni  1865*)  getreten,  welches  aus  den  neuesten  Bestre- 
bungen zur  Reform  der  deutschen  Nachdruckgesetzgebung  her- 
voi^egangen  ist  und  sich  fast  wörtlich  an  einen  von  der  Bun- 
desversammlung im  Jahre  1864  berathenen  Gesetzentwurf  an- 
schliesst. 

Die  erste  Anregung  zn  dieser  letzten  nicht  zum  Abschlüsse 
gediehenen  gesetzgeberischen  Thätigkeit  der  deutschen  Bundes- 
versammlung auf  dem  Gebiete  des  geistigen  Eigenthumes  ga- 
ben Anträge  von  buchhändlerischen  Vereinen,  welche  die  Be- 
seitigung der  immer  noch  bestehenden  Verschiedenheit  der 
Landesgesetzgebung  und  der  in  manchen  Landesgesetzen  ent- 
haltenen singulären  Bestimmungen  und  Förmlichkeiten  ver- 
langten. *■) 

Die  Sächsische  Regierung  brachte  diese  Anträge  und  ins- 


l)  Die  Gesetzgebung  des  König reiebs  Bayern  seit  Ma- 
ximilian II.  mit  ErläiUeruiigeu  berausgegeben  von  v.  Dollmann,  Tb.  I 
Bd.  5 lieft  2. 

3)  Denkschrift  über  den  Anschluss  der  deutschen 
Staaten  an  den  laut  Patent  vom  20.  October  1861  zwischen  Hanno- 
ver und  Frankreich  abgeschlossenen  Vertrag  — eingereioht  bei  der 
deutschen  Bundesversammlung  sowie  bei  den  Regierungen  von  Oester- 
reich. Proussen  und  Sachsen  von  dem  Vereine  deutscher  Musikalien- 
händler. 

Entwurf  e i n es  0 e s e t z e s fU  r De  u tschland  zum  Schutze 
des  Eigenthumes  an  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst  gegen  Nach- 
druck und  Nachbildung  nebst  Motiven  (von  Heydemann,  Hinschius  und 
V.  Könne,  im  Aufträge  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buchhändler 
bearbeitet  — als  Manuscript  gedruckt). 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes  für  Deutschland  zum 
Schutze  des  Urheberrechtes  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst  gegen 
Nachdruck,  sowie  gegen  unbefugte  Nachbildung  und  Aufführung  (nach 
dem  vorigen  Entwürfe  und  nach  den  Gutachten  von  Jolly,  Eisenlohr, 
Wächter  und  Volkmann  von  dem  Börsenvereiu  der  deutschen  Buch- 
händler beschlossen  — als  Manuscript  gednickt). 
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besondere  den  von  dem  Bbrsenvereine  der  deutschen  Buch- 
händler ausgearbeiteten  Entwurf  eines  für  ganz  Deutschland 
zu  erlassenden  Nachdruckgesetzes  in  der  Sitzung  der  Bundes- 
versammlung vom  23.  Januar  1862  ein  mit  dem  Anträge,  die 
Regelung  der  Nachdrucksfrage  durch  ein  allgemeines  Gesetz 
einzuleiten  und  hierzu  eine  Commission  zu  ernennen.  Preussen 
widersprach  diesem  Anträge  hauptsächlich  aus  politischen  Mo- 
tiven, weil  es  die  Uebergritfe  des  deutschen  Bundes  in  seiner 
damaligen  Verfassung  auf  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  grund- 
sätzlich bekämpfte.  Es  erklärte  zugleich,  dass  ein  Bedürfniss 
zur  Abänderung  der  Preussischen  Landesgesetzgebung  nicht 
vorliege  und  dass  die  in  dem  vorgelegten  Entwürfe  enthaltenen 
Abänderungen  den  erheblichsten  Bedenken  unterliegen.^)  Die 
Bundesversammlung  beschloss  am  16.  October  1862  gleichwohl 
die  Bildung  einer  Commission  zur  Berathung  eines  inzwischen 
von  Oesterreich  eingebrachten  neuen  Gesetzentwurfes  und  aus 
den  Berathungen  dieser  Commission,  an  welcher  sich  Preussen 
nicht  betheiligte,  ging  der  im  October  1864  von  der  Bundes- 
versammlung angenommene  Gesetzentwurf’’)  hervor,  welcher 
zur  Mittheilung  an  die  Regierungen  gelangte,  dann  aber  durch 
die  im  Jahre  1866  erfolgte  Auflösung  des  deutschen  Bundes 
seine  Erledigung  fand. 

In  England  und  Frankreich  wurde  die  Gesetzge- 
bung zum  Schutze  des  literarischen  und  artistischen  Eigen- 
thumes in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  theils  durch 
Verlängerung  der  Schutzfristen,  theils  durch  formelle  Verän- 
derungen mehrfach  verbessert,  ln  England  trat  an  die  Stelle 
der  früheren  Gesetze  das  Statut  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Vic- 
toria cap.  4.5),  neben  welchem  nur  die  auf  das  artistische  Ei- 
genthum, auf  öffentliche  Vorlesungen  und  dramatische  Auffüh- 
rungen bezüglichen  älteren  Statute  in  Kraft  blieben.  In  Frank- 
reich dagegen  blieben  zwar  die  in  den  Revolutionsjahren  1792 
und  1793  erlassenen  Decrete  als  Grundlage  der  Gesetzgebung 
über  das  geistige  Eigenthum  bestehen.  Sie  wurden  jedoch 

1)  Protokolle  v.  1862  S.  31. 

2)  Protokolle  3.  68  f. 

8)  Abgedruckt  in  der  Kritisoheu  Viertel jahrseebrift  Bd.  VH  3. 
314  f.,  ferner  in  Scbletters  Jahrbüchern  der  deutschen  Recbtawisiien* 
Schaft  Bd.  X 3.  248  f. 
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durch  die  kaiserlichen  Decrete  vom  5.  Februar  und  vom 
6.  Juli  1810,  sowie  durch  die  Gesetze  vom  3.  August  1844 
und  vom  8.  April  1854  mehrfach  erweitert. 

Im  Jahre  1862  wurde  eine  Commission  zur  Codificirung 
der  Gesetzgebung  über  das  literarische  und  artistische  Eigen- 
thura  niedergesetzt, ')  deren  Arbeiten  jedoch  nicht  zum  Erlasse 
eines  neuen  Gesetzes  geführt  haben. 

Während  so  in  den  einzelnen  Staaten  der  Rechtsschutz 
des  geistigen  Eigenthuines  durch  die  Verbesserung  der  Gesetz- 
gebung gefördert  wurde,  erhielt  derselbe  im  Laufe  der  letzten 
beiden  Jahre  eine  noch  bedeutendere  Unterstützung  durch  die 
internationalen  Verträge,  welche  den  grössten  Theil 
von  Europa  in  das  Gebiet  eines  gemeinsamen  Rechtsschutzes 
für  das  Eigenthum  an  Schriften  und  Kunstwerken  vereinigt 
haben. 

Ein  solcher  Staatsvertrag  wurde  schon  im  Jahre  1840 
zwischen  den  italienischen  Staaten  (zunächst  zwischen  Oester- 
reich und  Sardinien  unter  Beitritt  von  Rom,  Toscana,  Parma, 
Modena  und  Lucca)  abgeschlossen.*)  in  denen  die  territoriale 
Zerrissenheit  des  gemein.samen  Sprachgebietes  ebenso  dringend 
wie  in  Deutschland  vertragsmässige  Festsetzungen  über  den 
gegenseitigen  Rechtsschutz  der  Literatur  erheischte.  Hierauf 
folgte  der  ^'^ertrag  zwischen  Frankreich  und  Sardinien  vom 
‘28.  August  1843.“) 

Preussen  schloss  am  13.  Mai  1846  mit  Grossbritanieu 
einen  Vertrag  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  Autorrechte, 
welchem  von  den  übrigen  deutschen  Staaten : Sachsen,  Sachsen- 
Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Co- 
burg-Gotha,  Braunschweig,  Anhalt,  Schwarzburg  (Rudolstadt 
und  Sondershausen)  und  Reuss  (ältere  und  jüngere  Linie)  bei- 
traten. Ein  fast  gleichlautender  Vertrag  wurde  am  28.  Sep- 
tember 1847  zwischen  Grossbritanien  und  Hannover  abge- 
schlossen. Ihm  folgte  der  umfassendere  Vertrag  zwischen 
Grossbritanien  und  Hamburg  vom  16.  August  1853,  dessen 

' • 

1)  A.  Finniii  Didot : Observatioas  prcseiitecs  ä la  commission  de 
la  propriete  litteraire  et  artiatique.  Paris  1862. 

2)  Eisenlohr,  Sammlung  der  Gesetze  und  internationalen  Ver- 
träge zum  Schutze  des  literarisch -artistischen  Eigenthumes  S.  289 
bis  243. 

3)  Eiseulohr  a.  a.  0.  S.  243—247. 
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Bestimniungen  bezüglich  des  Rechtes  der  Uebersetzung  und 
der  dramatischen  Aufführung  in  einem  Zusatzverträge  vom 
24.  Juni  1855  auch  mit  Preusseu  und  den  oben  genannten 
Staaten  nachträglich  vereinbart  wurden.*) 

Frankreich  war  seit  der  Errichtung  seiner  gegenwärtigen 
Regierung  unausgesetzt  thätig,  seinen  wachsenden  politi-schen 
Einfluss  zum  Schutze  der  Interessen  seiner  Schriftsteller  zu 
verwenden  und  die  weiter  als  irgend  eine  andere  Literatur  im 
Auslande  verbreitete  französische  Presse  durch  Staatsverträge 
gegen  ausländischen  Nachdruck  zu  schützen.  Die  ersten  Ver- 
träge dieser  Art  wurden  am  12.  April  1851  mit  Portugal  und 
am  3.  November  1851  mit  Urossljritanien  geschlossen.*)  Hie- 
rauf folgte  am  22.  August  1852  der  wichtige  Vertrag  mit  Bel- 
gien mit  dem  Nachtrage  vom  27.  Februar  1854,*)  die  Ver- 
träge mit  Spanien  vom  15.  November  1853,  mit  den  Nieder- 
landen vom  29.  März  1855  und  die  mit  verschiedenen  deut- 
schen Staaten  (Hannover,  Hraunschweig , Hessen,  Naasau, 
Sach.sen- Weimar,  Oldenburg,  Baden,  Sachsen  u.  a.  m.)  in  den 
Jahren  1851  bis  1856  abgeschlos.sencn  Verträge.*)  Zwischen 
Preussen  und  Frankreich  wurde  am  2.  August  1862  eine 
Ueljpreinkunft  wegen  gegenseitigen  Schutzes  der  Rechte  an 
literari.schen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst  abgeschlos- 
sen, welche  gleichzeitig  mit  dem  Handelsveitrage  von  demsel- 
ben Datum  am  5.  Mai  1865  ratifizirt  worden  ist,*)  nachdem 
der  entschiedene  Widerspruch  der  süddeutschen  Regierungen 
gegen  den  .\bschluss  des  Handelsvertrages  endlich  bei  der 
Erneuerung  des  Zollvereinsvertrages  beseitigt  worden  war. 

Dieser  üebereinkunft  trat  die  Mehrzahl  der  ZoUvereins- 
staaten  unter  Aufhebung  der  früher  mit  Frankreich  geschlos- 
senen Separatverträge  bei,  während  andere  (Bayern,  Würtem- 
berg,  Sachsen.  Baden,  Hessen,  .Mecklenburg,  Luxemburg  und 
die  freien  Städte)  im  Jahre  1865  neue,  ungefähr  gleichlau- 
tende Verträge  mit  Frankreich  abschlossen.  (Vergl.  §.  10.) 

Ein  mit  derselben  üebereinkunft  fast  gleichlautender  Ver- 
trag wurde  zwischen  Preussen  und  Belgien  am  28.  März  1863 

1)  Kisenlohr  a.  a.  ü.  S.  204--236. 

2)  Eiaeulohr  a.  a.  U.  S.  249.  262. 

3)  Kiaenlohr  a.  a.  0.  S.  269 — 281. 

4)  Eiaeniobr  a.  a.  O.  8.  166 — 198,  Nachtrag  8.  76. 

6)  Gesutzaammlung  1866.  S.  486 — 607. 
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und  zwischen  Sachsen  und  Belgien  am  11.  März  1866  abge- 
schlossen.Andere  Verträge  über  den  Rechtsschutz  des  lite- 
rarischen Eigenthumes,  insbesondere  zwischen  Oesterreich  und 
verschiedenen  andern  Staaten  sind  noch  Gegenstand  der  Unter- 
handlung. 


!).  8.  Neuere  Zeit.  (Fortsetzung.) 

Künstlerisches  Eigenthuni.  — Reformbestrebungen.  — Ursprung  des 
Musterschutzes.  — Französische  Fabrikreglements.  — Einführung  in 
England,  — Deutschland.  — Fabrikzeichen.  — Patentgesetzgebung  im 
Zollvureiti,  — im  .\uslandc.  — Norddeutsche  Bundesverfassung. 

Die  Nachdruckgesetzgebung  ging  in  sämmtlichen  euro- 
päischen Staaten  ursprünglich  aus  den  Interessen  der  Literatur 
und  des  Buchhandels  hervor.  Erst  im  Gefolge  der  zum 
Schutze  des  literarischen  Eigenthumes  erlassenen  Gesetze 
machte  sich  das  Bedürfniss  eines  gleichen  Rechtsschutzes  für 
das  künstlerische  Eigenthum  und  zwar  zunächst  der  Kupfer- 
stecher und  ihrer  Verleger  geltend.  Die  höheren  Fh  zeugungs- 
kosten,  die  Gefahr  ungünstiger  Conjuncturen,  welche  das  Kunst- 
werk als  Luxusartikel  doppelt  empfindlich  treffen,  Hessen  das 
Unternehmen  der  Vervielfältigung  durch  den  Stich  in  noch 
höherem  Grade  sohutzbedürflig  erscheinen,  als  den  Verlag  von 
Druckschriften,  denn  der  Nachtheil,  welchen  der  Künstler  und 
sein  Verleger  durch  den  Nachdruck  eines  Kupferstiches  erfuhren, 
erschien  in  demselben  Masse  grösser,  als  die  Kosten  des  Un- 
ternehmens höher  und  das  Risiko  des.selben  bedeutender  war. 
Daher  wurde  in  England  schon  im  Jahre  1735  durch  die  Acte 
8 George  II  cap.  13  der  Nachstich  von  Kupferstichen  für  die 
Dauer  von  14  Jahren  nach  der  Veröffentlichung  untersagt; 
und  dieser  Rechtsschutz  wurde  demnächst  durch  die  Acte  von 
1767  (7  George  III  cap.  38)  auf  28  Jahre  ausgedehnt. 

Id  Frankreich  wurde  ebenfalls  nur  der  Kupferstich  den 
Werken  der  Literatur  und  der  Musik  durch  das  Nachdruck- 
gesetz vom  19.  Juli  1793*)  gleichgestellt.  Ebenso  ist  in  den 
älteren  deutschen  Nachdruckgesetzen,  soweit  sie  der  Kunst- 
werke überhaupt  gedenken,  nur  von  Kupferstichen  (und  Litho- 

1)  PreiiBs.  Gesetzsammlung  8.  4‘Z8  ff.  — Börsenblatt  1866  S.  H”"’ 

2)  Art.  1.  Les  auteurs  d’ecrits  on  tont  genre.  les  oomposileurs 
Je  musique,  les  peintres  et  dessinateurs  qui Jeront  gravtr  des  tablesuz 
ou  dessins  etc. 
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graphien)  die  Rede.  •)  Erst  die  weitere  Entwickelung  des 
Kunsthandels  und  der  reproduzirendcn  Künste  liess  das  Be- 
dürfniss  eines  erweiterten  Schutzes  der  Kunstwerke  gegen 
Nachahmung  und  Vervielfältigung  hervortreten.  Während 
diese  Ausdehnung  in  Frankreich  ohne  einen  Act  der  Gesetz- 
gebung sich  durch  die  Gerichtspraxis  vollzog  und  in  England 
den  Kupferstichen  nach  und  nach  durch  besondere  Gesetze 
die  Lithographien  und  die  plastischen  Kunstwerke  beigezählt 
wurden,*)  unternahm  es  die  preussische  Gesetzgebung,  durch 
das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837,  §§.  21—29,  den  Rechts- 
schutz der  Kunstwerke  gegen  unerlaubte  Nachbildung  und  Ver- 
vielfältigung nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  regeln  und  das 
geistige  Eigenthum  sowohl  an  den  Originalkiinstwerkcn  (§§. 
21,  22)  als  an  den  Werken  der  reproduzirenden  Künste  (§.29) 
zur  Geltung  zu  bringen.  Diese  Bestimmungen  des  preussischen 
Gesetzes  wurden  durch  die  Bundesbeschlüsse  vom  9.  November 
1837  und  vom  19.  Juni  1845  in  die  Gesetzgebung  der  übrigen 
deutschen  Staaten  übernommen.  Gleichwohl  sind  sowohl  in 
Deutschland  als  in  den  ausserdeutschen  Staaten  vielfach  ab- 
weicheade  Normen  über  die  Förmlichkeiten  der  Erwerbung 
des  künstlerischen  Eigenthumes,  über  den  Kreis  der  künstle- 
rischen Production,  für  welche  der  Rechtsschutz  gewährt  wird, 
und  über  die  Grenzen  der  unerlaubten  Nachahmung  bestehen 
geblieben.  Die  Unsicherheit,  welche  aus  dieser  Rechtsverschie- 
denheit für  den  internationalen  Verkehr  entspringt,  wird  an 
drei  unten  näher  besprochenen  Rechtsfällen  deutlich.  In  dem 
einen  Falle  ist  dem  Verleger  einer  in  Preussen  und  in  Eng- 
land erschienenen  Und  in  beiden  Ländern  gehörig  registrirten 
Zeichnung  der  Rechtsschutz  gegen  unbefugte  Naebahmung  in 
Preussen  versagt  worden,  weil  die  englische  Ausgabe  nicht 
nach  der  Vorschrift  des  Vertrages  vom  13.  Mai  1846  auch  in 
Preussen  registrirt  worden  und  weil  erwiesener  Massen  die 
Nachbildung  nicht  nach  einem  Exemplare  der  preussischen 
Ausgabe,  sondern  der  in  Preussen  wegen  mangelnder  Re- 


t ) Allg.  Preu88.  Landrecht  Th.  I Tit.  1 1 §.  997 ; Oe8terreioh.  bür- 
gerl.  Ge8etzbach  §.  1171;  Süch8.  Mandat  v.  10.  Aago>8t  1831;  Hesaen- 
Darmatädt.  GsBetz  v.  23.  September  1830  Art.  1. 

2)  64  George  III  cap.  66  eect.  1.  — 16  & 16  Victoria  cap.  12 
eect.  14. 
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gistrirunR  nicht  geüchfltzten  englischen  Au.sgahe  aiLsgefflhrt 
sei.  *) 

ln  dem  zweiten  Falle  (Piloty  und  Löhle  gegen  Payne)  ist 
eine  lithographische  Abbildung  von  Gemälden  von  den  baye- 
rischen Gerichten  als  ein  gegen  Nachahmung  geschütztes  Kunst- 
product  anerkannt  worden,  während  da.s  sächsische  Oberappel- 
lationsgericht der  lithographischen  Reproduction  die  Eigenschaft 
eines  Kunstwerkes  absprach  und  die  unbefugte  Vervielfältigung 
derselben  für  straflos  erklärte.  *) 

In  dem  dritten  Falle  endlich  erklärten  die  würtembergi- 
schen  Behörden  die  Vervielfältigung  eines  gegen  Nachdruck 
geschützten  Kunstblattes  durch  Photographie  (in  verkleiner- 
tem Formate)  für  erlaubt,“)  während  in  Preussen  der  ar- 
tistische Sachverständigen -Verein  und  das  Obertribunal  die 
Strafbarkeit  der  photographischen  Nachbildung  anerkannt 
haben. 

Die  drückenden  Nachtheile,  welche  dieser  schwankende 
Kechtszustand  für  die  Kunstindustrie  nach  sich  zieht,  haben 
vielfache  Anträge  auf  eine  Revision  der  Gesetzgebung  über 
artistisches  Eigenthum  beim  ehemaligen  deutschen  Bundestage 
und  bei  den  deutschen  Regierungen  veranlasst.*)  Gleichzeitig 
wird  von  den  Vertretern  eines  neuen  Zweiges  der  Kunstin- 
dustrie — der  Photographie  — der  Rechtsschutz  gegen  unbe- 
fugte Nachbildung  in  Anspruch  genommen  und  zwar  nicht 
bloss  für  die  photographische  Reproduction  von  Kunstwerken, 
deren  unbefugte  Vervielfältigung  durch  das  Schutzrecht  des 
Originales  ausgeschlossen  wird,  sondern  auch  für  die  Original- 
werke der  Photographie,  also  für  die  .\uTnahmen  architecto- 
nischer  und  landschaftlicher  Ansichten  und  mimischer  Darstel- 
lungen.®) (Endlich  wird  von  verschiedenen  Seiten,  so  von  den 

1)  Erkcniilniss  des  Obertribunales  vom  15.  Juli  18.07.  Goltdamiiier, 
Archiv  Bd.  5 S.  031  ff  Vergl.  unten  §.  24. 

2)  Wächter,  Das  Recht  des  Künstlers  gegen  Nachbildung  und 
Nachdruck.  S.  18  ff.  Vergl.  unten  §.  18. 

3)  Wächter  a.  a.  0.  S.  13  ff. 

4)  Goltdammer,  Archiv  Bd  5 S.  625  ff. 

5)  Vergl.  Kühn , Der  Rechtsschutz  an  Werken  der  bildenden 
Künste.  Eine  Denkschrift  im  Namen  der  deutschen  Kunstgenossen- 
schaft.  Berlin  1861. 

6)  Vergl.  Max  Neumann,  Beiträge  zum  deutschen  Verlags-  und 
Nachdrucksrechtc  bei  Werken  der  bildenden  Künste.  Berlin  1860. 
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internationalen  Congressen  von  Brüssel  (1858)  und  Antwerpen 
(1861)  die  weitere  Ausdehnung  der  Schutzfristen  für  das  ar- 
tistische Eigenthuin  verlangt. 

Der  Schutz  der  Waarenmuster  gegen  unbefugte 
Nachahmung  ist  von  noch  jüngerem  Datum  als  das  ailistische 
hagenthum  und  verdankt  seine  Entstehimg  der  Zertrümmerung 
der  französischen  Zunftverfassimg  durch  die  Revolution  und 
ihre  N’orläufer. 

Die  französischen  Zünfte  unterschieden  sich  von  ihren  noch 
nicht  ganz  ausgestorbenen  deutschen  Schwestern  durch  die  all- 
umfassende und  bis  ins  Kleinste  ausgebildete  Bevormundung 
des  Staates.  Sie  repräsentirten  nicht  blos  den  Zwang  des  Her- 
kommens und  des  erblichen  Monopols,  sondern  zugleich  alle 
I’lackereieu  der  polizeilichen  Ueberwachung  und  alle  Drangsale 
eines  aussaugenden  Finanzsyst^ms.  Die  Zunftämter  wurden 
seit  1691  nicht  mehr  durch  Wahl  besetzt,  sondern  als  erbliche 
Ehrenstellen  von  dem  Staate  verkauft.  Man  schuf  von  1691 
bis  1709  mehr  als  40000  solcher  Aemter  unter  zum  Theil 
lächerlichen  Namen.  Die  Einrichtung  der  Königlichen  Wein- 
mäklerräthe  im  Jahre  1707  brachte  allein  180,000  Livres.*) 
Alle  Zunftgrade  wurden  gegen  hohe  Gebühren  vom  Staate  ver- 
geben. Ausser  diesen  bedeutenden  regelmässigen  Einnahmen 
erhob  der  Staat  von  Zeit  zu  Zeit  besondere  Beisteuern  von 
den  Zünften  für  die  Bestätigung  ihrer  Beamten,  für  die  \'er- 
längerung  ihrer  Privilegien  beim  Regierungswechsel  u.  dgl.  m. 
Selbst  als  die  von  Torgot  im  Jahre  1776  beantragte  Aufhe- 
bung der  Zünfte  auf  Verlangen  des  Pariser  Parlamentes  wegen 
Verletzung  wohlerworbener  Rechte  in  demselben  Jahre  rück- 
gängig gemacht  worden  war,  zwang  die  Regierung  die  Meister, 
welche  ihr  Meisterrecht  schon  früher  gekauft  hatten,  dasselbe 
noch  einmal  zu  bezahlen.  Ebenso  drückend  war  die  Ein- 
mischung der  Staatsverwaltung  in  alle  Zweige  des  Gewerbes?. 
Durch  zahllose  und  verwickelte  Reglements  war  jeder  Zunft 

1)  Voltaire,  Siede  de  Liouis  XIV  ch.  30.  Später  noch  kamen  die  . 
Königlichen  Klafterräthe  (conseillers  du  roi  contröleura  aux  empilement 
de  boia),  die  Butterkoatcr  fär  friacbe  und  geaalzene  Bntter  (contröleura 
viaiteurs  de  beurre  fraia,  eaaayeura  de  beurrc  aale)  auf.  Damala  konnte 
Pontchartrain  in  einem  Berichte  an  Ludwig  XIV.  aagen:  So  oft  Eure 
Majeatät  ein  neues  Amt  eraohafll,  aehaSt  Qott  einen  Narren,  der  ea 
kauft. 
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vorgeschrieben,  welche  Waaren  sie  fabriziren  durfte,  war  ferner 
für  jede  Waare  bestimmt,  in  welchen  Grössen  und  Mustern,  in 
welcher  Farbe  und  Beschaffenheit  sie  dargestellt  wurde.  Der 
Prozess  zwischen  den  Trödlern  und  den  Schneidern  von  Paris 
über  das  Uecht  ganze  Anzüge  zu  verkaufen  und  über  die 
Grenze  zwischen  neuen  und  getragenen  Kleidungsstücken 
dauerte  von  1.530  bis  1776  und  die  Pariser  Zünfte  allein 
gaben  gegen  800,000  Franken  jährlich  für  die  über  Zunft- 
rechte  geführten  Prozesse  aus.*)  Jede  Fabrik  erhielt  bei  ihrer 
Goncessionirung  ein  Reglement,  durch  welches  die  Gattung  der 
anzufertigenden  Waaren,  die  Stoffe,  die  verwendet  wurden,  die 
Art  der  Zubereitung,  die  Farben,  Formen  und  Muster  bis  in's 
Kleinste  bestimmt  wurden.  Jede  Abweichung  von  diesen  ^ or- 
schriften  war  mit  schweren  Geldbussen  bedroht. 

Heutzutage  lacht  man  über  diese  Sonderbarkeiten,  deren 
Möglichkeit  man  bald  vielleicht  auch  in  Mecklenburg  nicht 
mehr  begreift.  Damals  weinte  man  darüber.  Der  schwere 
Druck,  welchen  jene  Reglementirung  auf  die  Industrie  ausübte, 
wird  von  Roland,  dem  späteren  Minister  des  Innern,  nach  sei- 
nen Erfahrungen  als  Generalinspector  der  Fabriken  in  der  Pi- 
cardie wie  folgt  geschildert : *) 

»Man  wollte  die  Industrie  meistern  und  man  hat  das  Ver- 
mögen, ja  die  Ehre  der  Bürger  in  einer  so  gehässigen  Weise, 
so  leichtfertig  zugleich  und  so  grausam  angetastet,  dass  die 
Nachwelt  ebensowohl  aus  unsem  Reglements  die  Barbarei  der 
Zeiten  beweisen,  als  aus  den  Verhandlungen  unsrer  Akademien 
auf  einen  hohen  Bildungsgrad  schlie.ssen  könnte.» 

»Kein  Handgriff  ist  so  geringfügig,  dass  er  nicht  von  der 
Verwaltung  vorgeschrieben  wäre.  Sie  zeichnet  dem  Arbeiter 
den  Weg  vor,  den  er  zu  gehen  hat,  immer  bei  schweren  Stra- 
fen für  jede  Abweichung.  Und  doch  verhüte  Gott,  dass  sie 
es  besser  verstände,  die  Stoffe  zu  wählen,  die  Fäden  zu  spin- 
nen und  zu  zwirnen,  als  der  Arbeiter,  der  davon  lebt  und 
dessen  Existenz  von  seiner  Geschicklichkeit  abhängt!« 

»Die  Ausführung  der  R^lements  verletzt  das  Hausrecht, 
sie  gibt  den  Vorwand  zum  Durchwtthlen  der  Fabrikräume, 

1)  Renouard,  Tratte  des  brevets  d'inventions.  Paris  1866.  S.  53. 

2)  Encyclopedie  mdthodique:  Mamifactares,  arte  et  metiers  s.  v. 
Reglement. 
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zum  Verrath  von  Fabrikgeheimnissen,  in  denen  oft  das  Ver- 
mögen des  Fabrikanten  besteht,  zum  Eindringen  in  die  Ge- 
schäftslage, deren  Blossstellung  den  Credit  desselben  erschüttert. 
Ich  sah  an  einem  einzigen  Morgen  80,  90,  100  Stücke  Tuch 
zerachneiden  und  sah  diese  Scene  von  Woche  zu  Woche  viele 
Jahre  hindurch  sich  wiederholen.  Ich  sah,  wie  an  den  Markt- 
tagen Waaren  öffentlich  verbrannt  oder  mit  dem  Namen  des 
Fabrikanten  an  den  Schandpfahl  geschlagen  wurden  mit  der 
Drohung,  dass  im  Rückfalle  der  Fabrikant  selbst  dort  ausge- 
stellt werde  — und  das  Alles  warum?  Allein  wegen  eines 
gemischten  Stoffes,  wegen  eines  ungleichen  Gewebes,  wegen 
eines  Fadens,  der  in  der  Kette  zu  wenig  war,  wegen  eines  nur 
aus  Unachtsamkeit  gebrauchten  Namens  oder  gar  wegen  einer 
nicht  ganz  echten,  doch  für  echt  ausgegebenen  Farbe!« 

Es  ist  bereits  erwähnt,  dass  Turgot  den  vergeblichen  Ver- 
such zur  Aufhebung  der  Zünfte  durch  das  Edict  vom  12.  März 
1776  machte,  welches  schon  am  28.  August  desselben  Jahres 
wieder  aufgehoben  wurde.  Erfolgreicher  war  das  Unternehmen 
Neckers,  welcher  im  Jahre  1778  die  Aufhebung  der  Fabriken- 
reglements in  Vorschlag  brachte.  Zwar  scheiterte  die  voll- 
ständige Aufhebung  an  dem  egoistischen  und  verblendeten  Wi- 
derstande vieler  Fabrikanten,  welche  nicht  auf  das  durch  die 
Reglements  begründete  Monopol  verzichten  wollten.  Allein  es 
geschah  ein  bedeutender  Schritt  in  der  Richtung  der  freien 
Bewegung  durch  das  Patent  vom  5.  Mai  1779,  welches  neben 
der  reglementirten  Fabrication  die  nicht  reglementirte  Fabri- 
cation  für  alle  neuen  Waaren  und  Stoffe  gestattete. 

Es  war  natürlich,  dass  durch  diese  Neuerung  die  alten 
Fabricationsmonopole  in  kurzer  Zeit  zu  Grabe  getragen  wurden. 
Die  französische  Industrie  war  aber  durch  ihre  Erziehung  unter 
dem  Zwange  der  Reglements  an  einen  Schutz  gegen  Nachah- 
mung gewöhnt;  und  dieser  Schutz  hatte  für  die  wichtigsten, 
dem  Dienste  der  Mode  und  des  Luxus  gewidmeten  Zweige  der 
französischen  Industrie  eine  vorwiegende  Bedeutung.  Daher 
folgte  dem  Edicte  von  1779  schon  nach  acht  Jahren  der  Staats- 
rathsbeschluss vom  14.  Juli  1787,  welcher  den  Fabricanten  das 
Recht  gab,  sich  die  von  ihnen  oder  für  ihre  Rechnung  erfun- 
denen Muster  durch  Hinterlegung  derselben  zum  ausschliess- 
lichen Gebrauche  für  lö  Jahre  zu  sichern.  An  die  Stelle  des 
Beschlusses  von  1787  trat  dann  das  Decret  vom  18.  März  1806, 
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welches  zunächst  die  Hinterleiiiung  der  Lyoner  Seidenmuster 
betrifft.  Dieses  Decret  wurde  jedoch  von  der  Praxis  auch 
ausserhalb  Lyon  zur  Anwendung  gebracht  und  später  durch 
die  Ordonnanz  vom  17—29.  August  1825  ausdrücklich  auch 
für  die  übrigen  Bezirke  für  anwendbar  erklärt  und  regelt  noch 
gegenwärtig  der  Schutz  der  VVaarenniuster  in  Frankreich. 

In  England  wurde  der  Musterschutz  ebenfalls  im  Jahre 
1787  durch  das  Statut  27  George  111  c.  38  eingeführt.  Er 
war  jedoch  auf  bedruckte  Leinen-  und  Baumwollenzeuge  be- 
schränkt und  seine  Dauer  betrug  ursprünglich  nur  zwei  Mo- 
nate. Durch  die  Acte  34  George  III  c.  23,  2 Victoria  c.  13 
und  2 Victoria  c.  17  wurde  der  Musterschutz  auf  gewirkte 
Waaren  und  bemalte  Geschirre  ausgedehnt.  Eine  we.sentliche 
Erweiterung  des  Musterschutzes  fand  endlich  durch  die  Ge- 
setze von  1842  (5  u.  6 Victoria  c.  100),  1843  (6  u.  7 Victoria 
c.  65)  und  1850  (13  u.  14  Vict.  c.  104)  statt,  auf  welchen  das 
heutige  englische  Recht,  betreffend  den  Schutz  der  Waaren- 
muster,  beruht. 

In  Deutschland  ist  die  Einführung  des  Musterschutzes  in 
den  letzten  Jahrzehnten  wiederholt  in  Antrag  gebracht  wor- 
den.')  Es  hat  eine  lebhafte  Erörterung  des  Für  und  Wider 
stattgefunden.*)  Die  preussische  Regierung  hat  jedoch  den  Er- 
lass eines  Gesetzes  über  den  Schutz  der  W'aarenmuster  wegen 
der  damit  verbundenen  wesentlichen  Belästigung  des  Verkehrs 
ausdrückUch  abgelehnt.“)  Auch  in  den  übrigen  deutschen- 
Staaten  hat  der  Musterschutz  bisher  keinen  Eingang  gefunden, 
während  in  Oesterreich  durch  das  Gesetz  vom  7.  Dezember 


1)  Entwurf  zu  einem  Gesetz  über  Muster-,  Modell-  und  Form- 
schutz nebst  Motiven  von  Leonor  Reichenheim.  (Als  Manuscript  jfe- 
driickt.)  Berlin  1864.  — Entwurf  zu  einem  Gesetz  über  den  Schutz 
von  Mustern  und  Modellen  der  Fabrikindustrie  für  die  dentschen  Zoll- 
vereinsstaaten  von  mehrern  Fabrikanten  des  Wiesenthaies  im  Amtsbe- 
zirk Lörrach,  Grossherzogthum  Baden.  (Als  Manuscript  gedruckt.)  1865. 
— Dr.  Meissner,  Vier  Gesetze  für  das  deutsche  Gewerbewesen.  Leip- 
zig 1858. 

2)  Ferdinand  Noll.  Suum  cuiqiie  oder  Musterschutz.  Branden- 
burg 1857.  — Deutsche  Gewerbezeitung  von  1849  Nr.  65.  von  1851 
S.  41  ff.,  von  1859  S.  130  ff. 

3)  Denkschrift,  betreffend  den  Erlass  eines  Gesetzes  zum  Schutze 
des  Eigenthumes  an  Fabrikmustem  imd  Formen.  (Deutsche  Gewerbe- 
zeitung von  1859  S.  1 ff.) 
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1858  ein  dem  englischen  • Rechte  nachgebildeter  Musterschutz 
eingeführt  ist. 

Der  Schutz  der  Fabrikzeichen  ist  ebenfalls  franzö- 
sischen Ursprungs  und  aus  den  zünftigen  Monopolen  des  Zeit- 
alters vor  der  Revolution  hervorgegangen.  Die  älteren  Straf- 
bestimmungen der  Edicte  vom  15.  October  1564,  vom  5.  Oc- 
tober  1688,  vom  18.  October  1720,  vom  19.  Februar  1754  und 
vom  20.  Februar  1760  haben  nur  die  betrügliche  Nachahmung 
der  Zeichen  bestimmter  privilegirter  Zünfte  zum  Gegenstände.' 
Die  angedrohten  Strafen  sind  barbarisch  und  gehen  von  fünf- 
jähriger bis  zu  lebenslänglicher  Galeerenstrafe.  ‘) 

Das  Gesetz  vom  23.  Germinal  des  Jahres  XI,  welches  im 
Wesentlichen  in  den  Artikel  142  des  Code  p6nal  übergegangen 
ist,  stellte  zuerst  die  Nachahmung  fremder  Fabrikzeichen  und 
Firmenstempel  allgemein  unter  Gefängnissstrafe.  Nachdem 
durch  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1824  einige  Modificationen  in 
Betreff  der  Bestrafung  eingefübrt  worden,  erfolgte  endlich 
durch  das  Gesetz  vom  2.3.  Juli  1857  eine  vollständig  neue 
Regelung  des  Eigenthumsrechtes  an  den  I'abrik-  und  Handels- 
zeichen. 

ln  Preussen  hatte  die  Bestimmung  des  Code  p6nal  Art. 
142  und  das  Gesetz  vom  22.  Germinal  XI  in  den  zum  fran- 
zösischen Kaiserreich  gehörigen  rheinischen  Landestheilen  Ein- 
gang gefunden.  Aehnliche  Strafbestimmungen  waren  auch  in 
dem  Territorium  des  früheren  Grossherzogthums  Berg  durch 
das  Decret  vom  17.  Dezember  1812  ergangen.  Nachdem  diese 
provinzialrechtlichen  Vorschriften  zunächst  durch  das  Gesetz 
vom  4.  Juli  1840  aufgehoben,  dann  durch  das  Gesetz  vom 
28.  Mai  1842  vorläufig  wiederhergestellt  worden,  erging  für 
die  Eisen-  und  Stahlwaarenfabrication  in  der  Rheinprovinz  und 
in  Westfalen  das  Specialgesetz  vom  18.  August  1847,  welches 
die  Anmeldung  der  Fabrikzeichen  regelte  und  ihre  Nachah- 
mung unter  Strafe  stellte.  Für  die  übrigen  Industriezweige 
und  für  die  sechs  östlichen  Provinzen  wurde  durch  §.  269  des 
Strafgesetzbuches  vom  14.  April  1851  nur  die  fälschliche  Be- 
zeichnung von  Waaren  mit  der  Firma  und  dem  Wohnorte  eine-s 
andern  Fabrikunteniehmers  unter  Strafe  gestellt. 

1)  Chauveau  et  H^lie,  Theorie  du  Code  peual.  Paria  1836,  tom.  III 
p.  262  ff. 
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Gesetze  über  die  Registrirung  von  Fabrikmarken  und  de- 
ren Schutz  gegen  Nachahmung  ergingen  ferner  in  Oesterreich 
am  7.  Dezember  18.Ö8,  in  Bayern  am  21.  Dezember  1862. 
Verbote  gegen  den  Gebrauch  fremder  Fabrikzeichen  ohne  die 
Bedingung  der  Registrirung  sind  erlassen  in  Sachsen  (Strafge- 
setzbuch V.  11.  August  1855  Art.  312)  Hannover  (Polizeistraf- 
gesetz V.  25.  Mai  1847  §.  223  fF.),  Baden  (Strafgesetzbuch  v. 
(1.  März  1845  i).  444),  während  die  übrigen  deutschen  Staaten 
sich  auf  die  allgemeinen  strafrechtlichen  Bestimmungen  über 
den  unbefugten  Gebrauch  fremder  Firmen  beschränkt  haben.  *) 

ln  England  ist  ebenfalls  erst  in  der  neuesten  Zeit  das 
Gesetz  über  die  betrügliche  Bezeichnung  von  Waaren  vom 
7.  August  1862  (25  u.  26  Victoria  cap.  88)  ergangen,  während 
bereits  früher  für  einzelne  zünftige  Corporationen  (z.  B.  der 
Messerschmiede  von  Sheffield)  Einrichtungen  zur  Registrirung 
der  Waarenzeichen  und  Verbote  gegen  deren  Nachahmung  be- 
standen. Das  neue  Gesetz,  welches  alle  Arten  von  Waaren- 
zeicheu  unter  sich  begreift,  sieht  von  einer  Registrirung  der 
Marken  gänzlich  ab. 

Der  Schutz  der  zur  Waarenbezeichnung  gebrauchten  Fir- 
men und  Marken  hat  durch  die  von  Preussen  Namens  der 
Zollvereinsstaaten  mit  Frankreich,  Grosshritannien,  Belgien  und 
Italien  abgeschlossenen  Handelsverträge  eine  inteniationale  Gel- 
tung erlangt,  so  dass  die  Unterthanen  jedes  der  contrahirenden 
Staaten  in  Bezug  auf  den  Gebrauch  der  Waarenzeichen  in  derii 
andern  Staate  den.selben  Schutz-  geuiessen,  wie  die  Inländer.  *) 

Die  Patentgesetzgebung  bildete,  wie  oben  S.  44  er- 
wähnt ist,  den  Ausgangspunct  für  die  gesetzliche  Anerkennung 
des  geistigen  Eigenthumes.  Sie  wurde  mit  dem  Rechtssehutze 
des  Schrifteigenthumes  zugleich  schon  im  vorigen  Jahrhundert 
auf  beide  Continente  verpflanzt  und  verbreitete  sich  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  über  alle  Staaten  der  gebildeten  Welt. 
Gleichwohl  hlieb  die  Entwickelung  derselben  hinter  den  übri- 
gen Zweigen  des  geistigen  Eigenthumes  bedeutend  zurück. 


1)  Vergl.  Krug,  Ueber  den  Schutz  der  Fabrik- und  Waarenzeichen. 
Darmstadt  it  Leipzig  1866.  S.  50  ff. 

a)  Franzos.  Handelsvertrag  v.  2.  .\ugust  1862  Art.  28.  — Gross- 
britan.  Handelsvertrag  v.  30.  Mai  1865  Art.  6.  — Belg.  Uebereinkunft. 
V.  28.  März  1863  Art.  17.  — Italien.  Handelsvertrag  v.  31.  Dezbr.  1865. 
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Während  der  Schutz  des  geistigen  Eigenthumes  auf  dem 
Gebiete  der  Literatur  und  Kunst  im  laufenden  Jahrhundert 
sowohl  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  als  durch 
internationale  Verträge  mächtig  gefördert  worden  ist,  und  im 
Wesentlichen  auf  gleichartige  Principien  zurückgeführt  ist,  lässt 
sich  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Erfindungen  nur  ein  geringer 
Fortschritt  in  den  territorialen  Gesetzgebungen  und  ein  kaum 
merklicher  Anfang  auf  dem  Felde  des  internationalen  Rechtes 
constatiren. 

In  Preussen  wurden  die  Bedingungen  für  die  Ertheilung 
von  Erfindungspatenten  im  Jahre  1815  zuerst  allgemein  gültig 
festgestellt  durch  ein  Publicandum  des  Finanz-  und  Handels- 
ministers vom  14.  October  1815,  welches  auf  Grund  einer 
Kabinetsordcr  vom  27.  September  1815  erlassen  wurde.') 

Bei  der  Constituirung  des  Zoll  verein  es  wurde  die  Wich- 
tigkeit einer  gemeinsamen  Patentgesetzgebung  für  die  zollver- 
einten Staaten  richtig  erkannt  und  deshalb  im  Art.  7 des  Zoll- 
vereinsvertrages vom  22.  März  1833  und  in  dem  zugehörigen 
Separatartikel  4 die  Vereinbarung  gemeinschaftlicher  Grund- 
sätze für  die  Patentertheilung  Vorbehalten,  hlrst  auf  der  fünf 
ten  Zollconferenz  zu  Stuttgart  kam  indess  diese  Vereinbarung 
zu  Stande  und  zwar  in  weit  engeren,  als  den  ursprünglich  be- 
absichtigten Grenzen.  Die  Uebereinkunft  vom  21.  September 
1842’)  liess  die  in  den  einzelnen  Zollvereinsstaaten  bestehende 
ältere  Patentgesetzgebung  unverändert.  Sie  überliess  die  Pa- 
tentertheilung der  freien  Beurtheilung  jeder  einzelnen  Regie- 
rung und  beschränkte  folgerichtig  die  Wirksamkeit  des  Patent- 
schutzes auf  das  Gebiet  des  einzelnen  Staates.  Es  wurde  jedoch 
vereinbart,  dass  in  jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanen  der 
übrigen  Vereinsstaaten,  sowohl  in  Betreff  der  Verleihung  von 
Patenten,  als  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  für  die  durch  die 
Patentertheilung  begründeten  Befugnisse,  den  eigenen  Unter- 
thanen gleich  behandelt  werden  sollen.  Ferner  wurde  festge- 
setzt, dass  über  die  Erfindung  eines  vereinsländischen  ünter- 
thans,  welche  als  solche  in  einem  Vereinsstaate  patentirt  wor- 
den ist.  Niemand  ausser  dem  Erfinder  selbst  oder  dessen 
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Rechtsnachfolger  ein  Patent  in  einem  andern  Vereinsstaate  er- 
theilt  werden  soll. 

ln  materieller  Beziehung  wurde  der  Grundsatz  feetgestellt, 
dass  Patente  überall  nur  für  solche  Gegenstände  ertheilt  wer- 
den sollen,  welche  wirklich  neu  und  eigenthümlich  sind.  Es 
wurde  also  das  Vorprüfungsverfahren,  wie  solches  durch  das 
Publicanduni  vom  14.  üctober  1815  für  Preussen  vorgeschrie- 
ben ist,  als  gemeinschaftliches  Princip  der  Patentertheilung 
angenommen. 

Die  Gesetzgebung  der  Vereinsstaaten  hat  iudess  an  dieser 
Grundlage  keinesweges  festgehalten.  Die  bayerische  Verord- 
nung vom  10.  Februar  1842  erklärt  im  §.  5,  dass  die  Erthei- 
lung  des  Geweibsprivilegiums  durch  eine  vorausgehende  amt- 
liche Untersuchung  der  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  der 
angeblichen  Erfindung  nicht  bedingt  ist.  Ebenso  ist  in  Wür- 
temberg  nach  Art.  145  der  Allgem.  Gewerbeordnung  vom 
5.  August  1836  die  Untersuchung  darauf  beschränkt,  ob  der 
zu  patentirende  Gegenstand  den  bestehenden  Gesetzen  zuwider 
läuft,  und  ob  er  schon  früher  im  Inlande  patentirt  worden 
ist.  Endlich  gilt  auch  in  Sachsen  nach  der  Verordnung  vom 
20.  Januar  1853  das  Anmeldeverfahren. 

Nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  der  Zollvereins- 
staaten fehlt  also  das  unerlässliche  Requisit  für  die  Existenz 
irgend  einer,  auch  der  beschränktesten  Gemeinsamkeit  des  Pa- 
tentschutzes, und  der  Artikel  I.  der  Uebereinkunft  vom  21.  Sep- 
tember 1842  ist  gegenüber  der  durchgreifenden  Verschiedenheit 
in  den  Prinzipien  der  Patentgesetzgebung  der  Zollvereinsstaa- 
ten geradezu  unausführbar  geworden. 

In  der  Gesetzgeb ung  des  Auslandes  zeigt  sich  die- 
selbe Verschiedenheit  der  Grundsätze,  verbunden  mit  häufigem 
Wechsel  zwischen  den  verschiedenen  Systemen.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  wurde  durch  die  Congress- 
acte  vom  4.  Juli  1836  das  Vorprüfungsverfahren  eingeführt 
und  durch  zweckmässige  Formen  geregelt.  Die  späteren  Actc 
vom  3.  März  1839  und  vom  4.  März  1861  efgänzten  diese  For- 
men und  gestatteten  die  Berufung  gegen  die  Entscheidung  des  Pa- 
tent-Amtes. Während  das  Vorprüfungsverfahren  sich  unter  diesen 
Formen  in  Nordamerika  vorzüglich  bewährt  hat,  ist  in  Oester- 
reich die  iu  den  früheren  Gesetzen  vorgeschriebene  materielle 
Vorprüfung  durch  das  Patentgesetz  vom  15.  August  1852  wieder 
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beseitigt  worden.  In  Belgien,  wo  nach  dem  niederländischen 
Gesetze  vom  2.5.  Januar  1817  das  blosse  Anmeldungsverfahren 
hergebracht  war,  wurde  im  Jahre  1850  von  der  zur  Ausar- 
beitung eines  neuen  Patentgesetzes  eingesetzten  Commission 
vorgeschlagen,  das  Vorprttfungsverlahren  in  Verbindung  mit 
'dem  Aufgebotsverfahren  einzufUhren.  Dieser  Vorschlag  wurde 
indess  verworfen  und  in  dem  neuen  Patentgesetze  vom  24.  Mai 
1854  das  blosse  Anmeldeverfahren  ohne  vorgängige  Publication 
der  Gesuche  beibehalten.  Auch  in  Frankreich  wurden  diesel- 
ben Grundsätze  durch  das  neue  Patentgesetz  vom  5.  Juni  1844 
beibehalten.  Dieses  Gesetz  bildete  die  fast  unveränderte  Grnnd- 
lage  des  italienischen  Gesetzes  vom  12.  März  1855,  und  auch 
in  dem  neueren  Patentgesetze  für  das  Königreich  Italien  vom 
30.  October  1859  sind  die  Principien  des  Anmeldungsverfah- 
rens unverändert  beibehalten.  In  Grossbritannien  wurde  die 
Reform  des  durch  unerschwingliche  Kosten  und  durch  miss- 
. bräuchliche  Praxis  verderbten  Patentwesens  aus  Anlass  der 
ersten  allgemeinen  Weltausstellung  von  1851  angeregt  und 
durch  die  Acte  vom  1.  Juli  1852  (15.  16  Victoria  cap.  83)  zur 
Ausführung  gebracht.  Das  alte  System  der  Caveats,  d.  h.  der 
zum  voraus  angemeldeten  Einsprüche,  wurde  durch  ein  Ver- 
fahren des  öffentlichen  Aufgebotes  ersetzt  und  dem  Fjrtinder 
bis  zur  Erledigung  seines  Patentgesuches  ein  vorläufiger  Schutz 
gewährt.  Endlich  wurden  die  besondern  Patentämter  für  die 
drei  Königreiche  zu  einem  einzigen  vereinigt.  Auch  die  übrigen 
europäischen  Staaten  haben  zu  verschiedenen  Zeiten  die.Erthei- 
lung  von  Erfindungspatenten  gesetzlich  geregelt,  indem  sie  sich 
bald  dem  einen,  bald  dem  andern  der  herrschenden  Systeme 
anschlossen.  (Vergl.  §.  10.) 

Die  internationalen  Beziehungen  einer  Gemein- 
samkeit und  Gegenseitigkeit  des  Patentschutzes  blieben  dage- 
gen bisher  auf  die  Grenzen  des  Zollvereines  beschränkt.  Nur 
in  dem  Handelsverträge  zwischen  dem  Zollvereine  und  Oester- 
reich vom  11.  April  1865  wurden  weitere  Verhandlungen  über 
die  Herbeiführung  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung  Vorbehalten. 

Die  Fortschritte,  welche  die  Patentgesetzgebung  im  lau- 
fenden Jahrhunderte  gemacht  hat,  sind  also  auf  dem  Ge- 
biete des  internationalen  Rechtes  sehr  gering  und  stehen  in 
keinem  Verhältnisse  zu  der  Entwickelung  des  internationalen 
Verkehrs  und  der  alle  Staaten  Europas  immer  enger  umfa.s- 
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senden  Rechts-  und  Lebensgemeinscbaft  auf  andern  Gebieten. 
Auch  die  Bestrebungen  zu  einer  Reform  der  einheimischen 
Patentgesetzgebung  sind  bisher  von  einem  ganz  negativen  Er- 
folge begleitet  worden,  da  das  Resultat  der  von  dem  Handels- 
ministerium im  Juli  1853,  angeregten  Erörterungen  in  dem  Er- 
lasse vom  5.  August  1863  dahin  zusammengefasst  wird,  dass 
überwiegende  Gründe  für  die  gänzliche  Beseitigung  des  Patent- 
schutzes zu  sprechen  schienen. 

Wenn  ein  solches  Resultat  gewiss  nicht  als  ein  befriedi- 
gendes angesehen  werden  kann,  so  ist  es  erfreulich,  dass  im 
Artikel  4 der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  abermals 
die  Forderung  einer  gemeinsamen  Patentgesetzgebung  für  den 
Bundesstaat  aufgestellt  und  damit  die  Aussiiit  eröffnet  ist, 
dass  die  Reform  der  einheimischen  Patentgesetzgebung  und  die 
so  dringend  nothwendige  Gemeinsamkeit  des  Rechtsschutzes 
für  den  neu  gebildeten  Bundesstaat  endlich  werde  erreicht 
werden. 
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§.9.  Internationale  Beziehungen. 

Territoriale  Geltung  der  Rechtsverhältnisee.  — Ausdehnung  auf  das 
Bundesgebiet,  — Fortdauernde  Geltung  der  Bundesbeschlüssc.  — Staats- 
vertrige.  — Materielle  ReciprocitSt.  — Patentgesetzgebung. 

Alles  Recht  hat  ursprünglich  nur  eine  territoriale  Geltung, 
weil  die  Verbindlichkeit  der  Rechtsregel  nur  auf  der  gemein- 
samen Ueberzeugung  der  in  rechtlicher  Gemeinschaft  Lebenden 
beruht.  Wie  aber  die  Recht s reg el  nur  durch  den  Gesammt- 
willen  der  zu  einem  Staate  vereinigten  Menschen  Geltung  er- 
langt, so  beruht  auch  die  Gültigkeit  und  der  Schutz  des 
Rechtsverhältnisses  auf  der  Anerkennung  durch  diesen 
Gesammtwillen.  Die  räumliche  Geltung  der  Rechtsregel  wie 
des  Rechtsverhältnisses  ist  daher  ursprünglich  auf  die  Grenzen 
des  Staates  beschränkt,  in  denen  sie  entstanden  sind. 

Diese  Beschränkung  besteht  für  die  Geltung  der  Rechts- 
regel noch  jetzt  in  vollem  Umfange.  Sie  hatte  in  den  An- 
fängen der  Rechtsbildung  ebenso  unbeschränkte  Geltung  für 
den  Schutz  der  Rechtsverhältnisse.  Das  älteste  römische  Recht 
erkannte  nur  das  Eigenthum  des  Bürgers  an  römischen  Grund- 
stücken und  nur  die  unter  Römern  errichteten  Rechtsgeschäfte 
an.  Der  Fremde,  welcher  mit  dem  Feinde  unter  derselben  Be- 
zeichnung hottis  begriffen  wurde,  war  rechtlos  und  genoss  weder 
für  seinen  Besitz,  noch  für  seine  persönlichen  Rechtsverhält- 
nisse den  Schutz  des  Gesetzes. 

Erst  die  spätere  Entwickelung  des  Rechtes  wird  dem  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  zwischen  den  Bürgern  verschiedener 
Staaten  gerecht.  Es  entsteht  die  Regel,  dass  Rechte,  welche 
iin  Auslande  nach  den  Regeln  des  dort  geltenden  Rechtes  er- 
worben sind,  auch  im  Inlande  anerkannt  werden  und  nach  den 
Kegeln  des  einheimischen  Rechtes  verfolgt  werden  können. 
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Diese  Anerkennung  fremder  Rechtsverhältnisse  ist  jedoch  über- 
all durch  mancherlei  Ausnahmen  be.schränkt.  So  gilt  z.  B.  das 
rechtskräftige  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichtshofes  nicht 
auch  im  Inlande  unbedingt  als  solches.  Ebenso  hat  die  Ver- 
leihung der  juristischen  Persönlichkeit  im  Auslande  nicht  auch 
die  unbeschränkte  Rechtsfähigkeit  im  lulande  zur  Folge.  Eine 
fernere  wichtige  Ausnahme  bildet  gerade  das  Rechtsverhältniss 
des  geistigen  Eigenthumes,  welchem  nach  allen  Gesetzgebungen 
zunächst  nur  eine  auf  die  Grenzen  des  Staates,  in  welchem 
dasselbe  begründet  ist,  beschränkte  Geltung  beigelegt  wird. 
Dies  i.st  nicht  etwa,  y/ie  Friedländer*)  meint,  eine  Repressalie, 
oder  wie  Andere  behaupten  eine  Folge  davon,  dass  das  geistige 
Eigenthum  nicht  zu  den  natürlichen  Rechtsverhältnissen,  son- 
dern zu  den  durch  das  Machtgebot  des  Staates  geschaflfenen 
Privilegien  zähle.  Vielmehr  ist  die  bloss  territoriale  Geltung 
die  natürliche  P'olge  davon,  dass  in  Bezug  auf  die  ersten  und 
wichtigsten  Gegenstände  des  geistigen  Eigenthumes,  in  Bezug 
auf  die  Schriften,  zwischen  den  Bürgern  verschiedener  Staaten 
ursprünglich  kein  Rechtsverkehr  von  irgend  welcher  Bedeutung 
stattfinden  konnte.  Der.  literarische  Verkehr  war  ursprünglich 
in  die  Grenzen  der  Landessprachen  eingeschlossen,  welche  so 
ziemlich  mit  den  Grenzen  der  Staaten  zusammen  zu  fallen 
pflegten.  Erst  als  seit  der  allmäligeu  Auflösung  des  deutschen 
Reiches,  namentlich  seit  dem  Westfälischen  Frieden,  innerhalb 
der  Nation  sich  engere  Kreise  der  Landeshoheit  bildeten,  als 
Deutschland  in  einige  Hundert  souverainer  Staaten  mit  eigener 
Gesetzgebung  zerfiel,  da  verkehrte  sich  diese  aus  der  Natur 
des  literarischen  Verkehrs  entsprungene  territoriale  Beschrän- 
kung in  eine  höchst  unnatürliche  Beengung  des  Rechtsschutzes, 
die  fast  einer  völligen  Vernichtung  gleiclikam.  Ausserdem  er- 
hob sich  in  unserm  Jahrhundert  der  internationale  Bücherver- 
kehr zu  einer  solchen  Bedeutung,  dass  insbesondere  in  Deutsch- 
land Werke  der  französischen  und  englLschen  Literatur  in 
zahlreichen  Nachdrucken  und  Uebersetzungen  Verbreitung 
fandeu. 

Mit  dieser  Thatsache  des  internationalen  V'erkehres  war 
auch  die  Nothwendigkeit  der  Ausdehnung  des  Rechtsschutzes 
auf  denselben  gegeben;  und  soviele  Schwierigkeiten  sich  auch 
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dieser  Ausdehnung  zunächst  in  Deutschland  durch  die  Schwer- 
fälligkeit der  deutschen  Buudeseinrichtungen , sodann  fUr  den 
ausländischen  Verkehr  durch  die  Opfer  entgegenstellten,  welche 
der  deutsche  Buchhandel  in  der  Unterdrückung  des  internatio- 
nalen Nachdruckes  bringen  musste,  so  ist  doch  gegenwärtig 
das  Ziel  beinahe  vollständig  erreicht  und  die  grossen  Kultur- 
völker Europas  erkennen  auf  dein  Gebiete  des  Schrift-  und 
des  Kunsteigenthumes  gegenseitig  die  innerhalb  ihrer  Grenzen 
begründeten  Rechtsverhältnisse  des  geistigen  Kigenthumes, 
gleich  den  inländischen,  an. 

■ Dieses  Resultat  ist  jedoch  nicht  dadurch  erreicht,  dass  der 
Grundsatz  der  territorialen  Geltung  des  geistigen  Eigenthumes 
einfach  aufgehoben  wäre.  Es  gilt  vielmehr  nach  wie  vor  in 
allen  Gesetzgebungen  als  Regel,  dass  nur  das  im  Inlande  er- 
worbene geistige  Eigenthum  Anspruch  auf  Geltung  hat  und  diese 
Regel  ist  nur  durch  verschiedene  Ausnahmen  zu  Gunsten  der  aus- 
ländischen geistigen  Protluction  eingeschränkt  — Ausnahmen,  die 
jedoch  einer  vollständigen  Aufhebung  jener  Regel  beinahe  gleich- 
kommen. Diese  Ausnahmen  treten  in  unsrer  Gesetzgebung  in 
dreifacher  Gestalt  auf,  zunächst  in  der  Ausdehnung  der  Gren- 
zen der  territorialen  Geltung  auf  das  Gebiet  des  ehemaligen 
deutschen  Bundes  (Publications-l’atent  vom  23.  Februar  1833 
und  Verordnung  vom  23.  Äbruar  1833),  sodann  in  der  ver- 
tragsmässigen  Gleichstellung  der  französischen,  englischen  und 
belgischen  Verlagsrechte  mit  den  einheimischen  durch  die  mit 
den  letzteren  Staaten  geschlossenen  Staatsverträge,  endlich  in 
der  allgemeinen  Gleichstellung  der  in  fremden  Staaten  erschie- 
nenen Werke  mit  den  einheimischen,  in  dem  Masse  als  den 
einheimischen  Werken  durch  die  Gesetze  des  fremden  Staates 
ebenfalls  Schutz  gewährt  ist  (Gesetz  vom  11.  Juli  1837  §.38). 

Diese  drei  Ausnahmen  beziehen  sich  auf  drei  verschiedene 
Gebiete:  auf  das  ehemalige  Bundesgebiet,  auf  das  Gebiet  des 
vertragsmässigen  Rechtsschutzes  (England,  Frankreich  und  Bel- 
gien) und  auf  das  Gebiet  der  sogenannten  materieUen  Reci- 
procität,  welches  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  Vergleichung 
der  bezüglichen  ausländischen  mit  der  einheimischen  Nach- 
druckgesetzgebung festgestellt  werden  muss.  Auch  der  Um- 
fang, in  welchem  die  ausländische  geistige  Production  der 
inländischen  gleichgestellt  wird,  ist  für  die  drei  Rechtsgebiete 
ein  verschiedener. 
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Für  das  ehemalige  Bundesgebiet  gilt  die  Regel  des 
Bundesbeschlusses  vom  6.  September  1832; 
dass  bei  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  Mass- 
regeln  wider  den  Nachdruck  der  Unterschied  zwischen  den 
eigenen  Unterthanen  eines  Bundesstaates  und  jenen  der  übri- 
gen im  Deutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  gegenseitig  und 
im  ganzen  Umfange  des  Bundes  in  der  Art  aufgehoben  wer- 
den solle,  dass  die  Schriftsteller,  Herausgeber  und  Verleger 
eines  Bundesstaates  sich  in  jedem  andern  Bundesstaate  des 
dort  bestehenden  Schutzes  gegen  den  Nachdruck  gleich- 
massig  zu  erfreuen  haben  werden. 

Nach  dieser  Regel  gestaltet  sich  das  Verhältniss  der  verschie- 
denen Staaten  des  ehemaligen  deutschen  Bundes  in  Bezug  auf 
die  Geltung  des  in  einem  derselben  erworbenen  geistigen  Ei- 
genthumes  ebenso  wie  das  Verhältniss  zwischen  verschiedenen 
Provinzen  eines  und  desselben  Staates,  in  welchen  verschiedene 
territoriale  Gesetzgebungen  bestehen.  Das  in  dem  einen  Staate 
erworbene  geistige  Eigenthum  kann  also  in  dem  andern  ohne 
jede  Einschränkung  geltend  gemacht  und  verfolgt  werden. 
Sind  die  Gesetzgebungen  beider  Staaten  in  Bezug  auf  die 
Entstehung,  die  Dauer  und  die  Verfolgung  des  geistigen  Eigen- 
thumes verschieden,  so  entscheiden  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  örtliche  Herrschaft  der  iftchtsvorschriften,  wie  solche 
auf  dem  Gebiete  des  Civilrechtes  angenommen  sind.  Die  Be- 
dingungen der  Entstehung  und  Endigung  des  Rechts  werden 
also  lediglich  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Entstehung 
beurtheilt,  während  für  die  Verfolgung  des  Rechtes  die  Gesetze 
des  Ortes  massgebend  sind,  an  welchem  das  Recht  geltend  ge- 
macht wird.  Für  die  Dauer  des  Rechtes  ergibt  sich  hieraus 
die  Folgerung,  dass  das  geistige  Eigenthum  in  einem  anderen 
Bundesstaate  einerseits  nur  so  lange  geltend  gemacht  werden 
kann,  als  dasselbe  nicht  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Ent- 
stehung erloschen  ist, ')  und  dass  andrerseits  die  Verfolgung 
desselben  nur  so  lange  möglich  ist,  als  die  Gesetze  des  andern 
Bundesstaates  eine  Klage  wegen  Nachdrucks  gestatten.  Die 
Dauer  des  Rechtsschutzes  beschränkt  sich  also  bei  einer  Ver- 
schiedenheit der  Schutzfristen  beider  Staaten  im  practischen 
Erfolge  auf  die  kürzere  von  beiden  Schutzfristen.  Daher  kann 


1)  Vergl.  das  Sächzische  tiesetz  Tom  22.  Februar  1844  §.  11. 
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der  Verleger  eines  in  Oesterreich  von  einer  Akademie  oder 
Universität  herausgegebenen  wissenschaftlichen  Werkes,  dessen 
Schutzfrist  in  Oesterreich  nach  §.15  des  Gesetzes  vom  19.  Oc- 
tober  1846  fünfzig  Jahre  dauert,  sein  Recht  in  Preussen  nur 
dreissig  Jahre  lang  verfolgen,  weil  das  Preussische  Gesetz  vom 
11.  Juni  1837  im  §.  8 das  ausschliessende  Recht  der  Heraus- 
gabe auf  dreissig  Jahre  beschränkt.  Ebenso  kann  die  Ueber- 
setzung  eines  in  Oesterreich  erschienenen  Werkes  in  Preu-ssen 
nur  für  die  Dauer  eines  Jahres  untersagt  werden,  weil  §.  5 c.* 
des  Oesterreichischen  Gesetzes  das  ausschliessliche  Recht  der 
üebersetzung  auf  diese  Frist  beschränkt,  während  für  ein  in 
Preussen  erschienenes  Werk  das  Recht  der  üebersetzung,  falls 
dasselbe  gemäss  §.  4 a.  h.  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837 
gewahrt  ist,  für  die  Dauer  von  dreissig  Jahren  in  Kraft  bleibt. 

Die  Einschränkung,  welche  in  dem  ersten  dieser  beiden 
Fälle  das  in  Oesterreich  erworbene  Recht  bei  der  Verfolgung 
in  Preussen  erleidet,  folgt  aus  den  allgemeinen  Regeln  von 
der  örtlichen  Herrschaft  der  Rechtsvorschriften.  Sie  würde 
ebenso  eintreten,  wdnn  es  sich  um  zwei  verschiedene  Rechts- 
gebiete innerhalb  des  preussischen  Staates  handelte.  Weitere 
Beschränkungen  finden  aber  zum  Nachtheile  des  im  ehemaligen 
Bundesgebiete  erworbenen  geistigen  Eigenthumes  in  Preussen 
nicht  statt,  vielmehr  ist  dasselbe  dem  im  Inlande  erworbenen 
durchaus  gleichgestellt. 

Gegen  diese  Auffassung  wird  eingewendet,  dass  der  Bun- 
desbeschluss vom  6.  September  1832  und  die  Einführungsver- 
ordnungen vom  23.  Februar  1833  in  Preussen  wieder  aufge- 
hoben seien. 

Nach  der  einen  Meinung')  wäre  diese  Aufhebung  bereits 
durch  §.  38  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  erfolgt;  und  diese 
Meinung  stützt  sich  auf  eine  amtliche  Erklärung  des  Preussi- 
schen  Gesandten  in  der  29.  Sitzung  der  Bundesversammlung 
von  1837  (Protokolle  S.  808«),  welche  dahin  geht:  »Preussens 
Antrag  für  den  Bundesbeschluss  von  1832  habe  nur  die  bereits 
bestehende,  nicht  auch  die  künftige  Gesetzgebung  im  Auge 
gehabt;  dies  müsse  auch  von  dem  Bundesbeschlusse  selbst 
gelten.  Auch  hier  nämlich  werde  die  bestehende  Gesetzgebung 

1)  Kaiser,  Die  Preussische  Pressgesetzgebung.  Ergänzungshefl 
8.  61.  — Wächter,  Das  Verlagsrecht.  Th.  I S.  894  Anm.  4. 
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in  Bezug  genommen  und  mithin  vom  Bunde  als  diejenige  be- 
zeichnet. auf  welche  die  durch  Zu.stimmung  zu  dem  Beschluss 
übernommene  Verpflichtung  der  Bundesglieder,  hinsichtlich  der 
Sicherung  gegen  Nachdruck  keinen  Unterschied  zwischen  den 
eigenen  Unterthanen  und  denen  der  übrigen  Bundesstaaten  zu 
machen,  Anwendung  finden  soll.« 

Der  Grund  dieser  Erklärung  war  folgender:  Prcussen 
hatte  seit  mehr  als  zehn  Jahren  unablässig  darnach  gestrebt, 
'einen  ausreichenden  gemeinsamen  RechLsschutz  gegen  den  Nach- 
druck durch  bundesgesetzliche  Norm  für  ganz  Deutschland  her- 
beizuführen. In  der  Aussicht  auf  das  Gelingen  dieses  Ver- 
suches und  um  dasselbe  zu  fördern,  brachte  es  den  Antrag 
auf  vorläufige  Gleichstellung  der  Unterthanen  der  verschie- 
denen Bundesstaaten  bei  der  Anwendung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  den  Nachdruck  ein  ‘),  welcher  unter  dem  6.  Sep- 
tember 1832  von  der  Bundesversammlung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben wurde.  Seine  Bemühungen  in  der  Hauptsache  hatten 
jedoch  so  geringen  Erfolg,  dass  durch  den  Bundesbeschluss 
von  1837  nur  der  ganz  unzureichende  Schutz  von  10  Jahren 
nach  dem  Erscheinen  zugestanden  wurde,  während  Preussen 
bereits  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  die  dreissigjährige 
Schutzfrist  nach  dem  Tode  des  Verfassers  gewährt  und  in  Ge- 
meinschaft mit  der  grossen  Mehrzahl  der  Regierungen  die 
gleiche  Ausdehnung  des  Bundesbeschlusses  verlangt  hatte. 
Nachdem  dieser  Antrag  an  dem  Widerspruche  einzelner  Re- 
gierungen gescheitert  und  die  bundesmässige  Schutzfrist  end- 
gültig auf  10  Jahre  bestimmt  war,  wurde  Preussen  in  die  of- 
fenbar nachtheilige  Lage  versetzt,  den  anderen  Bundesstaaten 
gemäss  dem  Beschlüsse  von  1832  den  vollen  Schutz  seiner 
Landesgesetzgebung  gewähren  zu  müssen  und  dafür  in  einigen 
dieser  Staaten  nur  einen  ganz  unzureichenden  Schutz  für  sei- 
nen Verlag  einzutauschen.  Preussen  wäre  jetzt  offenbar  be- 
rechtigt gewesen,  von  dem  Beschlüsse  von  1832  zurückzutreten 
und  sich  auf  die  mit  etwa  30  deutschen  Staaten  geschlossenen 
besonderen  Verträge  über  den  gegenseitigen  Schutz  gegen  Nach- 
druck zu  beschränken.  Es  hat  dies  jedoch  nicht  gethan,  son- 
dern nur  den  Beschluss  von  1837  mit  der  oben  gedachten  Er- 
klärung seines  Gesandten  begleitet  und  bei  der  Publication 


1)  Protokolle  1829  S.  628  f. 
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desselben  durch  das  Patent  vom  29.  November  1837  noch  den 
folgenden  Vorbehalt  hinzugefttgt; 

»Eis  versteht  sich  von  selbst,  dass: 

a)  auch  nach  Ausführung  des  gegenwärtigen  Beschlusses 
ein  aber  dessen  Inhalt  hinausgehender  Schutz  gegen 
Nachdruck  und  unbefugte  Nachbildung,  wo  derselbe 
durch  die  Landesgesetzgebung  schon  früher  gewährt 
worden  ist  und  in  Folge  des  Bundesbeschlusses  vom 
6.  September  1832  allen  Unterthanen  deutscher  Bundes- 
staaten zu  Gute  kommt,  nicht  beschränkt  werden  soll, 
und  dass 

b)  denjenigen  deutschen  Staaten,  welche  künftig  noch  gün- 
stigere Bestimmungen  zum  Schutze  des  schriftstelleri- 
schen und  künstlerischen  Kigenthumes,  als  ihre  bisherige 
Gesetzgebung  und  der  Bundesbeschluss  dieselben  auf- 
stellen, für  ihre  Unterthanen  und  die  Unterthanen  der 
sich  mit  ihnen  über  gleiche  Grundsätze  vereinigenden 
Regierungen  treffen  wollen,  hierin  durchaus  freie  Hand 
bleibt.« 

Dieser  Zusatz  erkennt  jn  dem  ersten  Theile  ausdrücklich  an, 
dass  der  über  den  Buudesbeschluss  von  1837  hinausgehende 
Schutz,  welcher  durch  die  Preussische  Landesgesetzgebung 
(das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837)  schon  früher  gewährt  worden 
ist,  in  Folge  des  Bundesbeschlusses  von  1832  allen  Untertha- 
nen deutscher  Bundesstaaten  zu  Gute  kommt.  Er  scbliesst 
also  die  Annahme,  dass  der  Beschluss  von  1832  durch  §.  38 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  aufgehoben  sei,  ausdrück- 
lich aus. ') 


1)  Diese  Annahme  wird  übrigens  auch  durch  den  Wortlaut  des 
§.  38  cit.  nicht  unterstutr.t.  Es  war  keinesweges  nothwendig,  bei  Auf- 
stellung des  Grundsatzes  der  materiellen  Reciprocität,  die  in  den  dcut- 
seben  Bundesstaaten  erschienenen  Werke,  welchen  durch  das  Pnblica- 
tionspatent  vom  23.  Februar  1833  der  volle  Rechtsschutz  bereits  ge- 
währt war,  ohne  dass  der  Nachweis  der  Gegenseitigkeit  erfordert  wurde, 
nochmals  ausdrücklich  zu  erwähnen,  wie  das  allerdings  im  §.  38  des 
übrigens  wörtlich  mit  dem  Preussischen  Gesetze  übereinstimmenden 
Grossherzugl.  Sächsischen  Gesetzes  vom  11.  Januar  1839  geschehen  ist. 
Seit  übrigens  durch  den  Bundesbeschluss  von  1846  für  alle  deutsche 
Staaten  die  längeren  Schutzfristen  des  Preussischen  Rechtes  eingeführt 
sind,  folglich  auch  die  Bedingung  der  materiellen  Reciprocität  allgemein 
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Nach  einer  andern  Meinung  hätte  der  Bundesbeschluss' 
von  1832  durch  die  Auflösung  des  deutschen  Bundes  seine 
Geltung  verloren.  Durch  dieses  Ereigniss  sei  nämlich  mit  der 
Bundesverfassung  auch  die  nur  in  dieser  Verfassung  begrün- 
dete Verbindlichkeit  ftir  Preussen  erloschen,  den  übrigen  deut- 
schen Staaten  gemäss  dem  Beschlüsse  von  1832  den  unbedingt 
gleichen  Rechtsschutz  zu  gewähren.  Wenn  man  andrerseits 
den  in  Preussen  durch  Patent  vom  23.  Februar  1833  publi- 
zirten  Bundesbeschluss  als  Preussisches  Landesgesetz  betrachte, 
so  sei  der  Inhalt  desselben,  insofern  er  die  dem  deutschen 
Bundesgebiete  angehörenden  Werke  gegenüber  den  dem  ausser- 
deutschen  Auslande  angehörenden  begünstige,  durch  den  Weg- 
fall eben  dieses  Bundesgebietes  gegenstandslos  geworden. 

Beide  Folgerungen  sind  jedoch  <als  durchaus  unrichtig  zu 
bezeichnen.  Die  fortdauernde  staatsrechtliche  Gültigkeit  der 
Bundesbeschlüsse  über  den  Nachdruck  ist  überzeugend  nach- 
gewiesen von  Mandry,  welcher  dieselbe  in  dem  Vorworte  zu 
seiner  Bearbeitung  des  bayerischen  Gesetzes  vom  28.  Juni 
1865 ‘)  treffend  wie  folgt  begründet: 

„Die  in  Xachdruckssacben  erlassenen  Bandesbeschlüsse  sind, 
obwohl  die  erste  Veranlassung  zu  ihrer  Entstehung  durch  den 
Art.  18  lit.  d der  deutschen  Bundesacte  gegeben  worden  ist,  doch 
nichts  Anderes,  als  durch  die  Bundesversamnilung  vermittelte  Ver- 
einbarungen der  deutschen  Bundesstaaten  unter  einander.  Diess 
lassen  die  einleitenden  Worte  zu  den  einzelnen  Bundesbeschlüssen, 
namentlich  aber  die  Bestimmnngen  des  Art.  65  der  Wiener  Schluss- 
acte nicht  bezweifeln.  Es  ist  deshalb  zunächst  als  möglich  anzn- 
erkennen,  dass  die  aus  jenen  Beschlüssen  hervorgegangenen  Ver- 
pflichtungen die  Existenz  des  deutschen  Bundes  überdauern ; und 
ist  folgeweise  davon  auszugehen,  dass  die  Auflösung  des  Bundes 
ihre  Aufhebung  nur  dann  in  sich  schliessen  würde,  wenn  der  aus- 
gesprochene oder  zu  folgernde  Wille  der  in  Betracht  kommenden 
Regierungen  bei  der  Auflösung  des  Bundes  auf  jene  Aufhebung 
gerichtet  gewesen  und  in  den  diese  Auflösung  stipulirenden  Ver- 
trägen zum  Ausdrucke  gekommen  wäre.  In  den  hieher  bezüglichen 


erfüllt  ist,  hat  die  oben  erörterte  Contruverse  ihre  practische  Bedeutung 
verloren. 

l)  Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern,  herausgegeben  von 
V.  Dollmann,  Th.  1 Bd.  6 Heft  2 S.  IV  f. 
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Staataverträgen  ist  aber  nicht  nur  keine  die  Aufhebung  enthaltende 
Bestimmung  zu  finden;  vielmebi'  ist  in  denselben  — in  den  einen 
ansdrücklich  (vgl.  namentlich  den  Bündnissvertrag  zwischen  Preussen 
und  den  in  den  norddeutschen  Bund  eintretenden  Staaten  vom 
18.  August  136fi  Art.  111;  den  Friedensvertrag  zwischen  Preussen 
und  Uesterreich  vom  23.  August  1866  Art.  XllI;  Preussen  und 
Bayern  vom  21.  August  1866  Art-  Vlll;  Preussen  und  Sachsen 
vom  21.  October  1866  Art.  Xllj,  in  den  anderen  durch  ihr  Ver- 
hältniss  zu  den  Nikolsburger  Präliminarien,  die  im  Prager  Frie- 
densvertrage ihre  nähere  Bestimmung  fanden  < — verabredet:  dass 
die  zwischen  den  paciscirenden  Staaten  bestehenden  Verträge  und 
Uebereinkänfte  in  Gültigkeit  bleiben,  bezw.  neuerdings  in  Kraft 
gesetzt  sein  sollen,  insoferne  sie  nicht  ihrer  Natur  nach  durch  die 
Auflösung  des  deutschen  Bundesverhältnisses  ihre  Wirkung  verlie- 
ren müssten.  Ein  solcher  nothwendiger  Zusammenhang  der  in 
Frage  stehenden  Vereinbarungen  mit  der  Existenz  des  bisherigen 
Bundesverhältnisses  ist  nun  nirgends  ersichtlich.  Nicht  bloss  dass 
sulche  in  keiner  Verbindung  mit  der  eben  erst  beseitigten  politi- 
schen Gestaltung  Deutschlands  stehen : sie  resultiren  auch  nicht 
aus  den  eigentlichen  Bundeszweckeu,  und  sind  in  ihrer  Ausführung 
nicht  an  Bundeseinrichtungen  und  Bundesorgane  gewiesen.  Viel- 
mehr haben  die  Einheitlichkeit  und  Gleichheit  der  unterliegenden 
Verhältnisse,  die  Unmöglichkeit  eines  irgendwie  genügenden  Schutzes 
der  deutschen  Literatur  und  Kunst  ohne  gleichmässige  Erstreckung 
d^selben  über  das  ganze  deutsche  Sprach-  bezw.  das  regelmässige 
Absatzgebiet,  das  Drängen  der  am  Meisten  interessirten  Berufs- 
kreise — Ursachen,  die  schon  zu  Keichszeiten  zar  Erwähnung  des 
Schutzes  gegen  Nachdruck  in  den  VVablkapitulationen  führten  — 
die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  hervorgerufen  und  aus- 
schliesslich den  Inhalt  der  angeführten  Vereinbarungen  bestimmt.“ 
Aus  der  fortdauernden  staatsrechtlichen  Verbindlichkeit  der 
Bundesbeschlüsse  über  den  Nachdruck  folgt  dann  von  selbst, 
dass  ebenso  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze,  welche  das 
Bundesgebiet  betreten,  auch  für  das  ehemalige  Bundesgebiet 
in  Kraft  bleiben.  Dies  gilt  insbesondere  auch  für  deifjenigen 
Theil  der  preussischen  Monarchie  (die  Provinzen  Preussen  und 
Posen),  welcher  nicht  zum  ehemaligen  deutschen  Bunde  ge- 
hörte. Wie  für  diese  Provinzen  der  Bundesbeschluss  von  1832 
durch  die  Verordnung  vojn  23.  Februar  1833  ebenfalls  als 
Gesetz  veikündet  ist,  so  enthalten  auch  die  späteren  Publica- 
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tionspatente  zu  den  BundesbeschlUssen  von  1841,  1845,  1856 
und  1857  übereinstimmend  die  Schlussklausel: 

»dass  Unsere  Behörden  und  Unterthanen  nicht  bloss  in  Un- 
seren zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Landen,  sondern  (in 
Voraussetzung  der  Beobachtung  einer  diesfälligen  Keciproci- 
tät  seitens  der  übrigen  deutschen  Staaten)  auch  in  den  übri- 
gen Provinzen  Unsrer  Monarchie  sich  darnach  zu  achten 
haben.« 

Wo  in  den  Laudesgesetzen  in  dieser  oder  in  einer  ähn- 
lichen Weise  das  Gebiet  xles  deutschen  Bundes  oder  der  übri- 
gen deutschen  Staaten  bezeichnet  wird, ')  da  ist  es  olfenbar, 
dass  der  Gesetzgeber  das  gemeinsame  Verkehrsgebiet  der  na- 
tionalen Literatur  und  Kunst  durch  die  Hinweisung  auf  das 
damals  bestehende  Bundesgebiet  bezeichnen  wollte,  ohne  dass 
er  durch  die  gebrauchten  Worte  die  Gewährung  des  Rechts- 
schutzes an  die  Bedingung  der  fortdauernden  Zugehörigkeit  zu 
dem  deutschen  Bunde  geknUpil  hätte. 

Der  zweite  Kreis  der  internationalen  Rechtsgemeinschaft 
umfas.st  diejenigen  Staaten,  welche  durch  besondere  Verträge 
mit  Preussen  in  ein  Verhältniss  des  gemeinschaftlichen  Rechts- 
schutzes gegen  den  Nachdruck  getreten  sind.  Der  erste  dieser 
Verträge  wurde  am  13.  Mai  1846  zwischen  Preussen  imd 
Grossbritannien  abgeschlossen  und  nach  erfolgtem  Beitritte  von 
Sachsen,  Braunschweig,  Anhalt,  den  Sächsischen  Herzogthü- 
mem,  den  Reussischen  und  Schwarzburgischen  Fürstenthümem 
durch  den  Zusatzvertrag  vom  14.  Juni  1855  erweitert.  Der 
zweite  Vertrag  wurde  zwischen  Preussen  und  Frankreich  am 
2.  August  1862  abgeschlossen  und  mit  dem  Zusatzprotokolle 
vom  14.  Dezember  1864  am  5.  Mai  1865  ratifizirt.  Der  Bei- 
tritt zu  diesem  Vertrage  wurde  allen  Zollvereinsstaaten  offen 
gehalten  und  bis  jetzt  von  den  Sächsischen  Herzogthümern, 
den  Schwarzburgischen  und  Reussischen  P'ürstenthümem,  von 
Braunschweig,  Oldenburg  imd  Waldeck  erklärt,*)  während 
Bayern,  Würtemberg,  Sachsen,  Luxemburg,  Baden,  das  Gross- 
herzogthum Hessen,  Mecklenburg  - Schwerin  und  die  freien 
Städte  mit  der  Literarconvention  vom  2.  August  1862  un- 

1)  Vergl.  Oesterr.  Oeaetz  v.  19.  October  1846  §.  38.  — Bayerisch. 
Gesetz  v.  28.  Juni  1866  Art.  66. 

2)  Preussischea  Haudela-Archiv.  1866  S.  351. 
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gefthr  gleichlautende  Verträge  mit  Frankreich  abgeschlossen 
haben.  *)  Der  Vertrag  mit  Belgien  vom  28.  März  1863  ent- 
hält ebenfalls  den  Vorbehalt  des  Beitrittes  zu  Gunsten  aller 
Staaten  des  Zollvereines.  Doch  hat  bis  jetzt  nur  SacLsen  einen 
ini  Wesentlichen  gleichlautenden  Vertrag  vom  11.  März  1866 
mit  Belgien  abgeschlossen.*) 

Nach  den  im  Wesentlichen  übereinstimmenden  Verabre- 
dungen der  drei  Verträge  bilden  Freussen,  Belgien,  Grossbri- 
tannien und  Frankreich  nebst  den  beigetretenen  deutschen 
Staaten  ein  gemeinschaftliches  Gebiet  des  Rechtsschutzes  gegen 
den  Nachdruck,  in  welchem  für  die  Erwerbung  des  Rechtes 
des  geistigen  Eigenthumes  die  Gesetze  des  Ursprungsortes  und 
die  besondern  Vorschriften  der  internationalen  Verträge,  für 
die  Verfolgung  dagegen  die  Gesetze  desjenigen  Staates  zur 
Anwendung  kommen,  in  welchem  das  Recht  geltend  gemacht 
werden  soll.  (Vergl.  unten  §.  24.)  Der  Unterschied  zwischen 
dem  Gebiete  der  vertragsmässigen  Gegenseitigkeit  und  dem 
ehemaligen  Bundesgebiete  ist  also  der,  dass  in  dem  vormaligen 
Bundesgebiete  die  Erwerbung  des  geistigen  Eigenthumes  durch 
Erfüllung  der  am  Ursprungsorte  vorgeschriebenen  Bedingungen 
für  das  ganze  Bundesgebiet  wirksam  erworben  wird,*)  während 
in  dem  Gebiete  der  vertragsmässigen  Gemeinschaft  ausser  den 
am  Ursprungsorte  vorgeschriebenen  Bedingungen  noch  die  be- 
sondem  B'örmlichkeiten  erfüllt  werden  müssen,  welche  die 
Staatsverträge^)  erfordern,  damit  das  in  dem  einen  Staate  er- 
worbene geistige  Eigentlium  in  dem  andern  verfolgt  werden 
kann. 

Der  dritte  Kreis  der  Rechtsgemeinschaft  umfasst  endlich 
nach  §.  38  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  alle  diejenigen 
Staaten,  welche  den  in  Preu.ssen  erschienenen  W’erken  denselben 
Rechtsschutz  gewähren,  welcher  ihnen  nach  dem  Preussischen 


1)  Vergl.  §.10  zu  III.  Nr.  3.  3.  5.  6.  7.  9.  10.  11.  17.  26. 

2)  BörBenblatt  für  den  dentschen  Buchhandel  1866  9.  1477. 

3)  Bundegbescfaluig  v.  19.  Juni  1846  Art.  3.  — Oesterreich.  Gesetz 
V.  19.  October  1846  g.  38.  — Bayer.  Gesetz  v.  28.  Juni  1865  Art.  66. 
— Grossherz.  Sachs.  Gesetz  v.  11.  Januar  1839  §.  38. 

4)  Vertrag  mit  Grogsbritannien  vom  13.  Mai  1846  Art.  II  — 
Vertrag  mit  Frankreich  vom  2.  August  1862  Art.  III.  — Vertrag  mit 
Belgien  vom  28  März  1863  Art.  III. 
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Gesetze  gewährt  wird. ')  Diese  Klausel  der  sogenannten  ma- 
teriellen Reciprocität  scheint  auf  den  ersten  Anblick  geeignet, 
die  vertragsniässigen  ^’ereinbarungen  über  den  gegenseitigen 
Rechtsschutz  entbehrlich  zu  machen,  zumal  das  Gesetz  den  im 
Ausland  erschienenen  Werken  den  Rechtsschutz  in  demselben 
Maasse  zusichert,  als  .solcher  den  l’reussischen  Werken  nach 
den  Gesetzen  des  fremden  Staates  zu  Theil  wird.  Indess  wenn 
diese  Klausel  die  Gegenseitigkeit  des  Rechtsschutzes  auch  für 
deu  Fall  zuläs.st,  dass  in  dem  Maasse  der  Schutzfristen  Ver- 
schiedenheiten in  der  inländischen  und  der  ausländischen  Ge- 
setzgebung bestehen,  so  fällt  doch  die  Bedingung  der  mate- 
riellen Reciprocität  überall  da  fort,  wo  die  Verfolgung  des 
geistigen  Eigenthumes  an  besondere  Bedingungen  und  Förm- 
lichkeiten geknüpft  ist,  die  dem  Preussischen  Rechte  fremd 
sind,  weun  also  die  Verschiedenheit  nicht  in  dem  Maasse,  son- 
dern in  den  Voraussetzungen  des  Rechtsschutzes  besteht.  Daher 
kam  z.  B.  die  Vorschrift  des  §.  38  cit.  den  in  Frankreich  er- 
schienenen Werken  vor  dem  Abschlüsse  der  Litera rconvention 
nicht  zu  statten,  obgleich  Frankreich  nach  dem  Decrete  vom 
28.  März  1852  den  ausländischen  Werken  vollständig  denselben 
Rechtsschutz  gewährt,  wie  den  einheimischen,  nur  unter  der 
Bedingung  der  Hinterlegung  von  zwei  Pflichtexemplaren  bei 
der  Pariser  Bibliothek.*)  Diese  letztere  Bestimmung  schloss 
aber  wegen  der  dadurch  bedingten  Ungleichartigkeit  in  den 
Voraussetzungen  des  Rechtsschutzes  die  Anwendung  des  §.  38 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  vollständig  aus.“) 

Da  nun  eine  vollständige  Gleichartigkeit  der  Gesetzgebung 
über  das  geistige  Eigenthum,  wie  §.  38  cit.  solche  voraussetzt, 
kaum  in  irgend  einem  Staate  angetroffen  wird,  so  hat  die  er- 
wähnte Klausel  der  materiellen  Reciprocität  zur  Zeit  kaum 
irgend  eine  practische  Bedeutung. 


1)  Entsprechende  Vorschriften  enthalten ; Das  Oesterreich.  Gesetz 
V.  19.  October  1846  §.  39.  — Das  Bayer.  Gesetz  v.  Ü8.  Jinii  1865  .\rt. 
66.  — Das  Braunschweig.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842  §.  21.  — Das 
Grossherzogi.  Sachs.  Gesetz  v 11.  Januar  1839  §.  38.  — Das  Sachs. 
Gesetz  v.  22.  Februar  1844  §.  11. 

2)  Decret  du  28  mars  1862  Art.  4.  - Loi  du  19  juillet  1793 
Art.  6. 

3)  Vergl.  diu  bei  Kayser,  Preussische  Pressgesetzgebung,  S.  69  f. 
mitgetheilteu  Entscheidungen  Preussischer  Gerichtshöfe. 
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Das  gemeinsame  Rechtegebiet  der  Nachdruckgesetzgebung, 
welches  durch  die  Bundesbeschlüsse  und  durch  die  internatio- 
nalen Verträge  geschaffen  wird,  besteht  zwar  ohne  eine  solche 
förmliche  Gleichheit  der  einzelnen  Landesgesetzgebungen.  Die 
Rechtsgemeinschaft  ist  indess  bedingt  durch  eine  Uebereinstiin- 
mung  der  materiellen  Rechtsgrundsätze,  ohne  welche  weder 
eine  Gegenseitigkeit  des  Rechtsschutzes,  noch  auch  ein  gegen- 
seitiger Verkehr  denkbar  ist.  Es  besteht  also  bei  aller  Ver- 
schiedenheit der  Formen  ein  internationales  Recht,  welches  die- 
sen verschiedenen  Staaten  gemeinsam  ist,  und  es  ist  sowohl 
zulässig  als  nothwendig,  bei  der  systematischen  Darstellung  dra 
Rechtes  des  geistigen  Eigenthumes  auf  dieses  internationale 
Recht  zurückzugehen  und  neben  den  Regeln  der  einheimischen 
Gesetzgebung  auch  die  dem  internationalen  Rechte  gemein- 
samen Grundsätze,  sowie  die  wichtigsten  Abweichungen  der 
einzelnen  fremden  Rechte  darzustellen.  Diese  gemeinsame  Un- 
tersuchung muss  aber  auf  die  mit  Ib’eussen  in  vertragsmässi- 
ger  Rechtsgemeinschaft  lebenden  Staaten,  also  auf  die  deutschen 
Staaten,  auf  Grossbritannien,  Frankreich  und  Belgien  beschränkt 
bleiben,  deren  Rechtsquellen  und  Literatur  neben  der  einheimi- 
schen in  den  folgenden  Paragraphen  aufgeftthrt  sind. 

Auf  dem  Gebiete  der  Patentgesetzgebung  fehlt  es  zur  Zeit 
noch  an  allen  internationalen  Beziehungen,  -da  die  Ueberein- 
kunft  der  Zollvereinsregierungen  vom  21.  September  1842  in 
den  Hauptpuncten  ein  unerfülltes  Programm  geblieben  ist  und 
da  die  im  Art.  4 der  Norddeutschen  Reichsverfassnng  ver- 
heissene  gemeinsame  Patentgesetzgebung  erst  geschaffen  wer- 
den soll.  Gleichwohl  fordert  auf  diesem  Gebiete  sowohl  das 
practische  Bedürfniss  des  Verkehrs,  als  auch  der  Zweck  der 
systematischen  Darstellung  dringend  dazu  auf,  neben  der  ein- 
heimischen sehr  unentwickelten  Patentgesetzgebung  auch  die 
der  übrigen  europäischen  Staaten  sowie  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  in  den  Kreis  der  Darstellung  zu  ziehen. 


86 


III.  Recbtsquellen  und  Literatur.  §.  10.  Geuetzgebung. 

§.  10.  Gesetzgebung. 

Preussische  Nachdnickgesetze.  — Patentgesetzgebung  und  Schutz  der 
Fabrikzeichen.  — Deutsche  Nachdrnckgesetze.  — Frankreich.  — Gross- 
britannien. - Belgien.  — Patentgesetze  aller  Länder.  — Muster-  und 
Zeicbenschutz. 

I.  Preussen:  Literarisch-artistisches  Eigenthum. 

1.  Allgemelnea  Preuasischea  Landrecht.  Erster  Theil. 
Elfter  Titel  §§.  996—1032. 

2.  Patent,  betreffend  die  Publication  dea  Bundes- 
beachluaaea  vom  6.  September  1832  für  die  zum  deutschen 
Bunde  gehörigen  Provinzen,  vom  12.  Februar  1833  (Gesetz- 
sammlung S.  25). 

8.  Verordnung  über  die  Anwendung  desBundesbe- 
schlusses  vom  6.  September  1832  auf  die  zum  deutschen 
Bunde  nicht  gehörigen  Provinzen  der  Monarchie  vom  12.  Fe- 
bruar 1833  (Gesetzsammlung  S.  25). 

4.  Gesetz  zum  Schutze  des  Eigenthums  an  Werken 
der  Wissenschaft  und  Kunst  gegen  Nachdruck  und 
Nachbildung.  Vom  11.  Juni  1837.  (Gesetzsamml.  S.  165 — 171.) 

5.  Publications-Pstent  über  den  von  der  deutschen 
Bundesversammlung  unter  dem  9.  November  v.  J.  ge- 
fassten Beschluss  wegen  gleichförmiger  Grundsätze  zum  Schatze 
des  schriftstellerischen  und  künstlerischen  Eigenthums  gegen 
Nachdruck  und  unbefugte  Nachbildung.  Vom  29.  November 
1837.  (Gesetzsammlung  S.  161  — 164.) 

6.  Patent  über  die  Publication  des  Bundestags-Be- 
schlusses vom  22.  April  1841  wegen  des  den  Verfassern 
musikalischer  Compositionen  und  dramatischer  Werke  zu  ge- 
währenden Schutzes.  Vom  6.  November  1841.  (Gesetzsamm- 
lung S.  385.  386.) 

7.  Verordnung,  betreffend  den  Schntz  gegen  Nach- 
druck für  die  vor  Publication  des  Gesetzes  vom  11.  Juni 
1837  erschienenen  Werke.  Vom  5.  Juli  1844.  (Gesetzsamm- 
lung S.  261.  262.) 

8.  Publications-Patent  über  denBeschluss  der  deut- 
schen Bundesversammlung  vom  19.  Juni  1845  wegen 
Erweiterung  des  Schatzes  für  die  Werke  der  Literatur  und 
Kunst  g^en  Nachdruck  und  mechanische  Vervielfältigungen. 
Vom  16.  Januar  1846.  (Gesetzsammlung  S.  149.  150.) 
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9i  Gesetz,  betreffend  die  Ab&ndernng  einiger  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1887  fiber  den  Schutz 
des  Eigenthums  au  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst  gegen 
Nachdruck  und  Nachbildung.  Vom  20.  Februar  1854.  (Ge- 
setasamml.  S.  93.  94.) 

10.  Publications-Patent  über  den  Beschluss  der  deut- 
schen Bundesversammlung  vom  6.  November  1856  zur 
Erweiterung  der  Bestimmungen  der  Bundesbeschlüsse  vom 
9.  November  1837  und  19.  Juni  1848  wegen  gleichförmiger 
Grundsätze  zum  Schutze  des  schriftstellerischen  und  künstle- 
rischen Eigenthnmes  gegen  Nachdruck  und  unbefugte  Nach- 
bildung. Vom  26.  Januar  1857.  (Gesetzsammlung  S.  93.  94.) 

11.  Publications-Patent  über  den  Beschluss  der  deut- 
schen Bundesversammlung  vom  12.  März  1857  zur  Er- 
weiterung der  Bestimmungen  des  Bundesbeschlnsses  vom  22. 
April  1841  zum  Schutze  der  inländischen  Verfasser  drama- 
tischer und  musikalischer  Werke  gegen  unbefugte  AnfFührung 
und  Darstellung  derselben.  Vom  4.  Mai  1857.  (Gesetzsamm- 
lung S.  426.  427.) 

12.  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Grossbritannien 
wegen  gegenseitigen  Schutzes  der  Autorenrechte  gegen  Nach- 
druck und  unbefugte  Nachbildung.  Vom  13.  Mai  1846;  ra- 
tificirt  am  16.  Juni  1846.  (Gesetzsaunml.  S.  343 — 350.) 

13.  Zusatzvertrag  zu  dem  Vertrage  zwischen  Preussen 
und  Grossbritannien  wegen  gegenseitigen  Schutzes  der 
Autorenrechte  gegen  Nachdruck  und  unbefugte  Nachbildung 
vom  13.  Mai  1846.  Vom  14.  Juni  1855;  ratificirt  am  13. 
.\ngnst  1855.  (Gesetzsamml.  S.  695 — 701.) 

14.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Frankreich 
wegen  gegenseitigen  Schutzes  der  Rechte  an  literarischen  Er- 
zeugnissen und  Werken  der  Kunst.  Vom  2.  August  1862;^ 
ratificirt  am  5.  Mai  1865.  (Gesetzsamml.  1865  S.  486.) 

15.  Znsatzprotokoll  zu  der  Uebereinkunft  vom  2.  August 
1862  zwischen  Preussen  und  Frankreich  wegen  gegenseitigen 
Schutzes  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken 
der  Kunst.  Vom  14.  Dezember  1864,  ratificirt  am  5.  Mai  1865. 
(Gesetzsamml.  1865  S.  506.) 

16.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Belgien'wegen 
gegenseitigen  Schutzes  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen 
und  Werken  der  Kunst.  Vom  28.  März  1863.  (Gesetzsamml.  S.  428.) 
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17.  Ausschreiben  des  Hannover.  Kabinets-Ministeriums, 
den  Bächernscbdruck  und  die  darüber  mit  der  K.  Preuss. 
Regiernng  getroffene  Vereinbamqg  betreffend,  vom  17.  Sep- 
tember 1827.  (Ges.-Samml.  f.  Hannover  1827  Abtb.  II  8.  17.) 

18.  Hannover.  Verordnungen  wegen  der  Publication  der 
B undeebescblüsse  von  1832,  1837,  1841,  1845,  1856 
und  1857  vom  26.  September  1832,  13.  Dezember  1837, 
13.  Mai  1842,  13.  August  1845  und  vom  27.  Juni  1857. 
(Ges.-Samml.  f.  Hannover  1845  S.  525,  1857  8.  171  — 173.) 

19.  Vertrag  Hannovers  mit  Grossbritannien  bebufs  gegen- 
seitiger Sicbemng  des  scbriftstellerischen  und  künatleiischen 
Eigentbumes  vom  4.  August  1847,  publizirt  durch  Verord- 
nung vom  7.  October  1847.  (Ges.-Samml.  f.  Hannover  1847 
S.  323.) 

20.  Vertrag  zwischen  Hannover  und  Frankreich  znmSchntze 
des  Eigentbumes  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  von 
20.  October  1851,  publizirt  durch  Patent  vom  21.  Februar 
1852.  (Ges.-Samml.  f.  Hannover  1852  S.  9.) 

21.  KurfUrstl.  Hessische  Verordnung,  den  Bücbemachdniek 
betreffend,  vom  16.  Mai  1829.  (Saraml.  v.  Ges.  f.  Knrhessen 
1829  Nr.  HI  S.  31.) 

22.  KurfOrstl.  Hessische  Verordnung  vom  28.  Dezember 
1837,  betreffend  die  Publication  des  Bnndesbeschlnsses  vom 
9.  November  1837.  (Samml.  v.  Ges.  f.  Kurhessen  1837  S.  73.) 

23.  Knrfürstl.  Hessisches  Gesetz,  die  Bestrafung  des  Nscb- 
drucks  betreffend,  vom  13.  Juli  1846.  (Samml.  v.  Ges.  1846 
8.  31.) 

24.  Kurfürstl.  Hessische  Verordnung  vom  2.  October  1852, 
betreffend  die  Publication  der  Bnndesbeschlttsse  von  1841  und 
1845.  (Samml.  v.  Ges.  1852  S.  103  u.  104.) 

25.  Knrfürstl.  Hessische  Verordnung,  den  Schutz  der  Kunst- 
werke betreffend,  vom  8.  Februar  1855.  (Samml.  v.  Ges.  1855 
Nr.  II  S.  3.) 

26.  Beitrittserklärung  von  Kurhessen  zu  der  Preussisch- 
Französischen  Uebereinkunft  vom  2.  August  1862,  ausgewech' 
seit  am  8.  Februar  und  6.  März  1865.  (Preuss.  Uandelsarcbiv 
1865  S.  351.) 

27.  Kurfürstl.  Hessische  Verordnung  vom  3.  September 
1857,  betreffend  die  Publication  des  Bundesbeschlnsses  von 
1857.  (Samml.  v.  Ges.  Nr.  IX  S.  29.) 
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28.  Holeteinische  Kanzleipatente,  betreffend  die  Publiostion 
der  Beechlttsse  der  dentachen  BnndesTeraamnilung  vom  30.  No- 
vember 1833,  vom  23.  März  1839,  vom  12.  Juni  1841  und 
vom  20.  November  1845.  (Abgedruckt  bei  Eigenlohr,  Samm- 
lung der  Gesetze  und  internationalen  Verträge  zum  Schutze 
des  literarisch-artistischen  Eigenthums  S.  30 — 32,  wo  jedoch 
das  Patent  von  1841  fehlt.) 

29.  Hohenzollern-Sigm aring.  Verordnung  vom  4.  August 
1845  wegen  Pnblication  des  Bnndesbeschlusses.  (Samml.  v. 
Ges.  n.  Verordn,  f.  Hohenz.-Sigmar.  Bd.  VII  S.  123.) 

80.  Hobenzollern-Heching.  Verordnung  v.  12.  Juli  1845. 
(Verordn,  u.  Ana.  Blatt  Nr.  60.) 

31.  Nassanisches  Edict  vom  4.  und  5.  Mai  1814,  die  Betrei- 
bung der  Gewerbe  des  Buchhandels  und  der  Bnchdruckerei 
betreffend.  (Eisenlohr  a.  a.  0.  S.  39.) 

32.  Nassauische  Verordnung  wegen  Pnblication  des  Bundes- 
bMchlosses  vom  3.  Juli  1845.  (Verordnungsblatt  f.  Nassau 
1845  S.  96.) 

33.  Vertrag  zwischen  Nassau  und  Frankreich  vom  5.  Juli 
1865.  (Börsenblatt  S.  2753.) 

34.  Bekanntmachnngen  des  Raths  zu  Frankfurt  vom 
9.  April  1838  und  vom  8.  Juli  1845,  betreffend  die  Publica- 
tion  der  Bundesbesohlüsse  von  1837  und  1845. 

35.  Vertrag  zwischen  Frankfurt  und  Frankreich  vom 
18.  April  1865.  (Börsenblatt  S.  1449.) 

36.  Hessen-Homburg.  Bekanntmachung  vom  8.  Januar  1844 
(Reg.-Blatt  Nr.  1)  und  vom  23.  August  1845  (Reg. -Blatt  Nr.  8), 
betreffend  die  Pnblication  der  Bundesbeschlüsse  von  1837,  1841 
und  1843. 

37.  Ausserdem  gilt  zur  Zeit  noch  in  Schleswig  das  Dänische 
Gesetz  vom  29.  Dezember  1857.  (Abgedruckt  im  Börsenblatt 
f.  d.  deutschen  Buchhandel  1858  S.  374  ff.  und  bei  Wächter, 
Das  Verlagsrecht,  Th.  II  S.  811  ff.) 

II.  Preussen;  Patontgesctzgobung.  — Schutz  der  Fabrik- 
zeichen 

1.  Kabinetsorder  vom  27.  September  und  Publioandum 
vom  14.  October  1815  über  die  Ertbeilnng  von  Paten- 
ten. (v.  Kamptz* Annalen  Bd.  VH  S.  827.) 

2.  Gesetz  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen  vom 
4.  Juli  1840.  (Gesetzsammlung  S.  224.) 
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90  III.  Bechtsqaellen  und  Liientor.  §.  10.  Gesetegebnng. 

3.  Allerhöchster  Erlass  vom  38.  Mai  1842.  (Ges.-Samml. 
S.  202.) 

4.  Verordnnng  znm  Schntse  der  Fabrikzeichen  an 
Eisen-  und  Stablwaaren  in  der  Provinz  Westfalen  and 
der  Rheinprovinz.  Vom  18.  Angost  1847.  (Ges.-Sanunl.  S.  335.) 

5.  Gesetz,  betreffend  einige  Abändernngen  nnd  Zn- 
8 ätze  zu  der  Verordnung  zum  Schatze  der  Fabrikzeichen  an 
Eisen-  nnd  Stablwaaren  in  der  Provinz  Westfalen  und  der 
Rheinprovinz  vom  18.  August  1847.  Vom  24.  April  1854. 
(Ges.-Samml.  S.  213.) 

6.  Strafgesetzbuch  für  die  Preussischen  Staaten  vom 
14.  April  1851  §.  269.  (Ges.-Samml.  S.  101.) 

7.  Uebereinkunft  der  zum  Zoll-  und  Handelsvereine 
verbundenen  Regierungen  wegen  Ertheilung  von  Er- 
findungspatenteu  und  Privilegien.  Vom  21.  September  1842, 
ratifizirt  am  29.  Juni  1843.  (Ges.-Samml.  1843  8.  265.) 

8.  Gewerbeordnung  für  das  Königreich  Hannover 
vom  1.  August  1847  §§.  269 — 291. 

9.  Polizeistrafgesetz  für  das  Königreich  Hannover 
vom  25.  Mai  1847  §§.  223—225  §§.  273.  274. 

10.  Gewerbeordnung  für  das  Hütten-  nnd  Hammerwesen 
im  Kreise  Schmalkalden  vom  17.  Februar  1827  §.  37. 

11.  Verordnnng  für  das  Herzogthnm  Nassau  über  den 
Schatz  der  Fabrikzeichen  vom  22.  April  1839. 

12.  Handelsvertrag  zwischen  Preussen  nnd  Frankreich 
vom  2.  August  1862  Art.  28.  (Ges.-Samml.  S.  333.) 

13.  Handelsvertrag  zwischen  Preussen  und  Grossbri- 
tannien  vom  30.  Mai  1865  Art.  6.  (Ges.-Samml.  S.  865.) 

14.  Handelsvertrag  zwischen  Preussen  und  Belgien  vom 
22.  Mai  1865  Art.  17.  (Ges.-Samml.  S.  857.) 

15.  Handelsvertrag  mit  Italien  vom  31.  Dezember  1865. 
(Ges.-Samml.  1866.  S.  85.) 

III.  Deatscbo  Staaten;  Lit  erar  iscb -artisti  sch  es 
Eigenthum. ') 

1.  Anhalt;  a)  Bernbnrg:  Verordnung  vom  3.  Dezember  1827, 
den  Nachdruck  betreffend.  (Eisenlohr,  Samml.  S.  5.)  — Ver- 


I)  Neben  den  oben  aufgeföhrten  Uesetsen  galten  die  Bundes- 
beschlÜBse  von  1832.  1837.  1841.  1845.  1866  und  1857,  welche  oben 
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ordnoog  vort  10.  Februar  1838.  — Verordnung  vom  27.  No- 
vember 1 845.  (Ges.-Samml.  f.  Anbalt-Bembnrg  Bd.  VIII  S.  1 2 1 .) 

b)  Dessau:  Verordnung  gegen  den  Bücbemachdruck  und 

den  Handel  mit  nachgedmckten  Büchern  vom  15/24.  No- 
vember 1827.  (Eisenlohr  S.  8.)  — Bekanntmachung  vom 

6.  Januar  1838.  — Verordnung  vom  1.  November  1843.  — 
Verordnung  vom  8.  August  1845. 

c)  Köthen:  Mandat  gegen  den  Nachdruck  von  Büchern 
vom  23.  Dezember  1828.  (Eisenlohr  S.  6.)  — Verord- 
nung vom  9.  April  1838.  — Bekanntmachung  vom  25.  Mai 
1841.  — (Für  die  Aufführung  musikalischer  und  drama- 
unter den  Preussischen  Gesetzen  aufgeflihrt  sind,  auch  in  den  übrigen 
deutschen  Staaten,  in  welchen  ihre  Publication  erfolgt  ist,  als  Landes- 
gesetze. Diese  Publication  hat  durchgehends  in  allen  Staaten  stattge- 
funden und  ist  oben  nur  soweit  nachgewiesen,  als  entweder  mit  den 
Publicationsverordnungen  besondere  landesgesetzliche  Bestimmungen 
verbunden  sind,  oder  die  Publication  der  umfassenderen  Beschlösse 
von  1887,  1841  und  1846  den  Erlass  besonderer  Landesgesetze  wider 
den  Nachdruck  vertritt.  - Ansnahmsweise  ist  die  Publication  einzelner 
Bundesbeseblüssn  in  einigen  Staaten  unterblieben,  entweder  mit  Rück- 
sicht auf  die  zu  ihrer  Ausführung  ergangenen  Landesgesetze  (dies  gilt 
in  Bayern  und  firaunschweig  für  den  Beschluss  von  1837,  in  Würtem- 
berg  und  Hamburg  für  die  Beschlüsse  von  1837  und  1845).  oder  die 
Publication  ist  ohne  nachweisbaren  Grund  unterlassen  (so  in  Würtem- 
berg  und  Frankfurt  in  Bezug  auf  den  Beschluss  von  1841,  inKurhessen 
in  Bezug  auf  den  Beschluss  von  1866). 

Die  Vorträge,  welche  Frankreich  mit  Brannschweig,  Oldenburg, 
Reuss  jüngere  und  ältere  Linie,  Schwarzburg-Rudolstadt  und  Sonders- 
hausen, Sachsen- Weimar  und  Waldeck  abgeschlossen  hatte,  sind  durch 
den  Beitritt  dieser  Staaten  zu  der  Preussisch-Französischen  Ueberein- 
knnft  vom  2.  August  1862  aufgehoben. 

Ebenso  regelt  sich  das  Vertrags vcrhältniss,  in  welchem  Sachsen, 
Braunschweig,  Anhalt,  die  vier  Sächsischen  Herzogtbümer,  die  Benssi- 
schen,  und  die  Schwarzburgischen  Fürstentbümer  zu  Grossbritan- 
nien stehen  nach  den  unter  den  Preussischen  Gesetzen  aufgefübrten 
Verträ^n  vom  13.  Mai  1846  und  vom  14.  Juni  1865. 

Die  älteren  Daten  in  der  obigen  Zusammenstellung  sind  grossen- 
tbeils  aus  den  sehr  sorgfältigen  Nachweisungen  von  Wächter,  Das  Ver- 
lagsrecht, Th.  I S.  40  — 56,  entnommen.  Zugleich  ist  auf  die  Sammlung 
der  Gesetze  und  der  internationalen  Verträge  von  Eisenlohr  bei  den- 
jenigen Gesetzen  verwiesen,  welche  in  dieser  sehr  verbreiteten,  indess 
nicht  ganz  vollständigen,  auch  nicht  kritisch  genauen  Compilation 
abgedruckt  sind. 
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tischer  Werke  gilt  das  Sächsische  Gesetz  vdm  27.  Jitli  1846. 
— Hennsdorf,  Jahresbericht  über  die  deutsche  Gesetzge- 
bung. Leipzig  1847.  Bd.  III  S.  212.) 

2.  Baden:  Verordnung  vom  8.  September  1806.  (Eisenlohr  S.  9.) 
— Badisches  Laudrecht  (1809)  Buch  II  Tit.  II  Cap.  6.  Vom 
Schrifbeigenthume  §§.  .577da.  bis  577dh.  — Verordnung  vom 
17.  September  1847  (Reg.-Bl.  S.  269).  — Vertrag  zwischen 
Baden  uud  Frankreich  vom  12.JiIai  1865  (Börsenblatts.  1637). 

3.  Bayern:  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  zum  Schutze  der  Urheber- 
rechte an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst 
(Gesetzblatt  S.  66  f.)  — Ausführungs- Verordnung  vom  19.  Au- 
gust 1865.  (Regierungsblatt  S.  897  f.)  — Vertrag  mit  Frank- 
reich V.  24.  März  1865.  (Gesetzblatt  a.  a.  0.) 

4.  Braunschweig:  Gesetz  vom  10.  Februar  1842  zum  Schutze 
des  Eigenthums  an  Werken  der  Wissenschaft  imd  Kunst  (Ge- 
setz- u.  Verordn.-Samml.  S.  255  f.  Eisenlohr  S.  16). — Verord- 
nung vom  10.  August  1845  (Ges.-  u.  Ver.-Samml.  S.  131  f.). 

5.  Bremen:  Bekanntmachungen  über  die  Publication  der Bundes- 
beschlüBse  vom  8.  October  1832,  9.  April  1838  und  21.  Juli 
1845.  — Vertrag  mit  Frankreich  vom  4.  März  1865  (Börsen- 
blatt S.  1505). 

6.  Hamburg:  Revidirte  Verordnung  in  Betreff  des  Nachdrucks 
vom  29.  November  1847  (Eisenlohr  S.  23).  — Verordnung 
(wegen  Publication  des  Bundesbeschlusses)  vom  14.  Juni  1841. 
— V'ertrag  mit  England  vom  16.  August  1853  (Eisenlohr  S. 
224).  — Vertrag  mit  Frankreich  vom  4.  März  1865  (Börsen- 
blatt S.  1505). 

7.  Hessen-Darmstadt;  Gesetz  zur  Sicherstellung  der  Rechte 
der  Schriftsteller  und  Verleger  vom  23.  September  1830  (Ei- 
senlohr S.  26).  — Verordnung  vom  9.  Dezember  1837  (Re- 
gierungsblatt S.  501).  — Vertrag  mit  Frankreich  vom  14.  J<mi 
1865  (Börsenblatt  1565). 

8.  Lippe:  Verordnung  wegen  Verbot  des  Nachdrucks  und  dessen 
Vertreibung  vom  18.  Dezember  1827  (Eisenlohr  S.  32). 

9.  Lübeck:  Revidirte  Verordnung  wider  den  Nachdruck  sowie 
zum  Schutze  musikalischer  und  dramatischer  Werke  gegen  un- 
befugte Aufführung  vom  12.  Juli  1845  (Samml.  Lübeck.  Ver- 
ordn. u.  Bekanntm.  Bd.  XIH  S.  49.  — Wächter,  Das  Verlags- 
recht, Th.  I S.  63).  — Vertrag  mit  Frankreich  vom  14.  Juni 
1865  (Börsenblatt  S.  1565). 
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10.  Luxemburg:  ArrStd  du  23  septembre  1814.  — Loi  du 
25  janvier  1817.  — Arrete  du  2 juillet  1822.  — Reglement 
du  4 aoüt  1829.  — Verordnung  (in  Betreff  der  Auafährung 
des  Bundesbeschlusses)  vom  28.  September  1832.  — Beschluss, 
die  Förmlichkeiten  betreffend,  vom  13.  .luli  1838  (Eisenlohr 
S.  33 — 36).  — V'ertrag  mit  Frankreich  vom  16.  Dezember 
1865  (Börsenblatt  1866  S.  625). 

11.  Mecklenburg-Schwerin:  Verordnung  wegen  Publication 
der  BundesbeschlQsse  von  1837  und  1841  vom  19.  April  1843 
(Eisenlohr  S.  39).  — Verordnung  wegen  Publication  des  Bun- 
desbeschlusses von  1845  vom  4.  Februar  1847.  — Vertrag 
mit  Frankreich  vom  9.  Juni  1865  (Börsenblatt  S.  1801). 

12.  In  M ec klenbnrg- Streli tz  sind  die  Bundesbeschlüsse  von 
1832,  1837,  1841  und  1845  publizirt  (Protokolle  der  Bundes- 
versamml.  1843  S.  378). 

13.  Oesterreich:  Gesetz  zum  Schutze  des  literarisch-artistischen 

Eigenthums  vom  19.  October  1846  (Eisenlohr  S.  40  f.).  - 

Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  (v.  1811)  §§.  1164 — 1171. 
— Strafgesetz  von  1852  §.  469. 

14.  Oldenburg:  Strafgesetzbuch  von  1824  Art.  416. — Bekannt- 
machung vom  24.  Juli  1845. 

15.  Reuss,  jüngere  Linie:  Verordnung  vom  24.  Dezember  1827, 
das  Verbot  des  Nachdrucks  und  dessen  Verbreitung  betreffend 
(Eisenlohr  8.  64).  — Verordnung  vom  6.  Januar  1843  (Ges.- 
Samml.  Bd.  V Nr.  148). 

16.  Reuss-Greiz:  Publicandum  vom  12.  October  1833  (Amts- 
und Verordn.-Bl.  Nr.  41).  — Verordnung  vom  8.  Juli  1845 
(Amts-  u.  Verordn.-Bl.  Nr.  28). 

17.  Sachsen:  Gesetz  vom  22.  Februar  1844,  den  Schutz  der 
Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst 
betreffend  (Ges.  u.  Ver.-Bl.  S.  27).  — Ausführungsverordnun- 
gen vom  22.  Februar  und  vom  29.  November  1844  (Ges.  n. 
Ver.-Bl.  S.  32  u.  294).  — Gesetz  vom  27.  Juli  1846  über  den 
Schutz  musikalischer  und  dramatischer  Werke  gegen  unbefugte 
Aufführung  (Ges.  u.  Ver.-Bl.  S.  100.  Vergl.  Eisenlohr  S.  65 
bis  79).  — Gesetz  vom  30.  Juli  1855  zur  Erläuterung  des 
Gesetzes  vom  22.  Februar  1844  (Ges.  u.  Ver.-Bl.  S.  123).  — 
Vertrag  mit  Frankreich  vom  26.  Mai  1865  (Börsenblatt  S. 
1817).  — Vertrag  mit  Belgien  vom  11.  März  1866  (Börsen- 
blatt S.  1477). 


Digilized  by  Google 


94  III.  Reehtsqaellen  und  Literatur.  §.  10.  Gesetzgebung. 

18.  Sachsen-Altenburg:  Gesetz  vom  1.  Dezember  1827  und 
9.  Januar  1828.  — Verordnung  vom  1.  November  1843,  die 
Bestrafung  der  reobtswidrigen  Aufiubrung  musikaliscber.  Werke 
und  die  daraus  entstehenden  Entscbädigungeanspräcbe  betref- 
fend (Eisenlobr  S.  79). 

19.  Sacbsen-Coburg-Gotba:  Patent,  den  Nachdruck  betref- 
fend, vom  18.  September  1828  (Eisenlohr  S.  81). 

20.  Saohsen-Me iningen-Hil dbur ghausen:  Verordnung  von» 
7.  Mai  1829,  den  Bücheruachdruck  und  den  Handel  mit  nacb- 
gedruckten  Büchern  betreffend  (Samml.  d.  landesherrl.  Verordn. 
1829  S.  105.  Eisenlohr  S.  84). 

21.  Sachsen-Weimar-Eisenach:  Gesetz  vom  11.  Januar  1839 
zum  Schutz  des  Eigenthumes  an  Werken  der  Wissenschaft  und 
Kunst  gegen  Nachdruck  und  Nachbildung  (Beg.-Bl.  S.  13, 
Eisenlohr  S.  86).  — Gesetz  vom  22.  Januar  1852  (Beg.-Bl. 
S.  259). 

22.  Sch aum bnrg-Lippe:  Publicandum  vom  2.  October  1832. 
— Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1845. 

23.  Schwarzburg-Rudolstadt:  Bekanntmachungen  v.  30.  Oc- 

tober 1827  — vom  29.  September  1832.  — Verordnung  vom 
19.  Januar  1838.  ' 

24.  Schwarzburg-Sondersbausen:  Verordnung  vom  10.  No- 
vember 1827.  — Bekanntmachung  vom  7.  October  1832.  — 
Edict  vom  19.  April  1838.  — Bekanntmachung  vom  16.  Au- 
gust 1845. 

25.  Waldeck;  Verordnungen  vom  30.  Januar  1828  — vom  6.  Oc- 
tober 1832  und  vom  22.  Juli  1845. 

26.  Würtemberg;  Rescript  vom  25.  Februar  1815  (Reg.-Bl.  S. 
74.  Wächter,  Das  Verlagsrecht,  Th.  I S.  45).  — Verordnung 
wegen  Publication  des  Bondesbeschlusses  von  1832  vom  4.  Juli 
1833  (Reg.-Bl.  S.  205).  — Gesetz  vom  17.  October  1838  gegen 
den  Büchemachdruck  (Reg.-Bl.  S.  57).  — Vollziehungsverfügung 
vom  19.  October  1838  (Reg.-Bl.  S.  563).  — Gesetz  vom  24. 
August  1845  in  Betreff  des  Schutzes  schriftstellerischer  und 
künstlerischer  Erzeugnisse  gegen  unbefugte  Vervielfältigung 
(Reg.-Bl.  S.  365;  vergl.  Eisenlohr  S.  92 — 96).  — Vertrag 
zwischen  Würtemberg  und  Frankreich  vom  24.  April  1865 
(Börsenblatt  S.  2141). 
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IT.  Ausl&ndische  Nachdruckgeeetzgebung. 

A.  Frankreich.  *) 

1.  Loi  du  13  — 19  janvier  1791  relative  aux  spectacles. 

2.  Loi  du  19  juillet  — 9 nout  1791  relative  aux  droits  des  au- 
teurs  dramatiques. 

3.  Loi  du  30  aoüt  1792  relative  aux  coiiventions  faites  eutre 
les  antenrs  dramatiques  et  les  directeurs  des  spectacles. 

4.  Ix)i  du  19 — 24  juillet  1793  relative  aux  droits  de  propri^td 
des  auteurs  d’ecrits  en  tout  genre,  des  compositeurs  de  musique, 
des  peintres  et  des  dessinateurs. 

5.  Loi  du  25  prairial  an  3 (13  juüi  1795)  interpretative  de  celle 
du  19  juillet  1793. 

6.  Loi  du  10  fructidor  an  4 (27  aoüt  1796)  concemant  l’impres- 
sion  des  livres  414mentaires. 

7.  Ddcret  du  1 germinal  an  13  (22  mars  1805)  concemant  les 
droits  des  propri5taires  d’ouvrages  posthumes. 

8.  D6cret  du  8 juin  1806  concemant  les  thMtres. 

9.  DÄcret  du  20  fövrier  1809  concemant  les  manuscrits  des  ar-' 
chives,  des  bibliotheques  et  autres  Etablissements  publics. 

10.  DEcret  du  5 fevrier  1810  contenant  regiement  sur  rimprimerie 
et  la  librairie. 

11.  DEcret  du  6 juillet  1810  portant  dEfense  k toutes  personnes 
d'imprimer  et  dEbiter  les  senatnsconsultcs,  codes,  lois  et  regle- 
meuts  d’administration  publique  avant  lenr  publication  par  la 
voie  du  Bulletin  des  lois. 

12.  Circulaire  dn  13  mars  1811  relative  aux  livres  d'Eglise. 

13.  Avis  dn  oonseil  d’Etat  du  23  smüt  1811  portant  que  le  dEcret 
du  5 fEvrier  1810  n’a  rien  innove  quant  aux  droits  des  au- 
teurs d'ouvragea  dramatiques  et  des  compositeurs  de  musique. 

14.  DEcret  du  15  octobre  1812  relatif  k rorganisation  dn  ThEätre 
Fran^ais. 

15.  Loi  dn  21  octobre  1814  relative  k la  libertE  de  la  presse 
art.  14. 

16.  Ordonnance  du  roi  du  24  octobre  1814  contenant  les  mEsures 
relatives  k l'impression,  au  dEpöt  et  k la  publication  des  ou- 
vrages. 

17.  Ordonnance  du  roi  dn  9 janvier  1828  relative  an  dEpüt  des 
exemplairee  des  Ecrits  imprimEs,  des  planches  et  Estampes. 

1)  Bisenlohr  S.  93—104. 
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18.  Lei  du  3 aoflt  1844  relative  au  droit  de  propri4te  des  veuves 
et  des  enfants  des  auteurs  d'ouvrages  dramatiques. 

19.  Decret  du  17  f4vrier  1852  ^relatif  h la  presse. 

20.  Decret  du  28  mars  1852  relatif  ä la  propriete  des  ouvrages 
litteraires  et  artistiques  publies  ä l'etraiiger. 

21.  Loi  du  8 avril  1854  relative  aux  droits  de  propriet4  des  veuves 
et  des  enfants  des  auteurs,  cumpositeurs  et  artistes. 

22.  Code  penal  art.  425 — 429,  art.  463.  — Code  Napoleon  art. 
544.  — Code  de  proc4dure  civile  art.  59,  art.  1036.  Code 
d'instruction  criminelle  art.  637,  art.  638. 

B.  Grossbritannien.  ') 

1.  Copyright  Amendment  Act  (1.  July  1842).  5 & 6 Victoria 
Cap.  45. 

2.  International  Copyright  Act  (10.  May  1844).  7 A 8 Victoria 
Cap.  12. 

3.  An  Act  to  enable  her  Majesty  to  carry  into  effect  a Conven- 
tion with  France  on  the  subject  of  Copyright,  to  extend  and 
explain  te  International  Copyright  Act,  and  to  explain  the 
acts  relating,  to  Copyright  in  engravings  (28.  May  1852;.  1^ 
& 16  Victoria  Cap.  13. 

4.  An  Act  for  the  enconragement  of  the  arts  of  designing,  en- 
graving  and  etching  historical  and  other  prints  by  veating 
the  property  thereof  in  the  inventora  and  engravers  during 
the  time  therein  mentioned  (1734).  8 George  II  cap.  13. 

5.  An  Act  to  amend  and  render  more  effectual  the  Act  8 George 

II  Cap.  13  (1766).  7 George  III  Cap.  38. 

6.  An  Act  for  more  effectually  securing  the  property  of  prints 

to  inventors  and  engravers  by  enabling  them  to  sne  for  and 
reoover  penalties  in  certain  cases  (1777).  1 7 George  III 

Cap.  5 7. 

7.  An  Act  for  encouraging  the  art  of  making  new  models  and 
casts  of  busts  and  other  things  therein  mentioned  (21.  June 
1798J.  38  George  III  cap.  71. 

8.  An  Act  to  amend  and  render  more  elTectual  the  Act  38  George 

III  cap.  71  (18.  May  1814).  54  George  III  cap.  56. 

9.  The  Dramatic  Literary  Act  (10.  June  1833).  3 4 4 \VilH»n> 

IV  Cap.  1 5. 

1)  Eisenlohr  a.  a.  U.  8.  105  — 148. 
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10.  An  Act  for  preventing  the  publieation  of  lectures  without 
consent  (9.  September  1835).  5 A 6 William  IV  csp.  65. 

C.  Belgien. 

1.  Arret^  du  23  septembre  1814. 

2.  Loi  du  25  janvier  1817  relative  ä l’impression  et  la  publica- 
tion  d'ouvrages  litteraires  et  de  productions  des  arts. 

3.  ArreW  du  21  octobre  1830. 

4.  Loi  du  19  juillet  1793  relative  aux  droits  eu  propriete  litte- 
raire  et  artistique  (für  die  nicht  durch  den  Druck  vervielfäl- 
tigten Kunstwerke). 

5.  Code  p6nal  Art.  425 — 429,  463. 

V.  Patentgesetzgebung  aller  Länder. 

1.  Bayern:  Gesetz  vom  11.  September  1825,  die  Grundbestim- 
mungen fürs  Gewerbswesen  betreffend.  Art.  9 u.  10.  — Ge- 
setz vom  10.  Februar  1842,  den  Vollzug  der  Grundbestim- 
mungen des  Gewerbsgesetzes  vom  11.  September  1825  über 
die  Gewerbeprivilegien  betreffend.  — In  Uheinbayern  und" 
der  Pfalz  gelten : das  französische  Gesetz  vom  3 1 . Dezember 
1790  und  7.  Januar  1791,  sowie  das  Vollzugsgesetz  vom  14. 
und  25.  Mai  1791. 

2.  Belgien:  Loi  du  24  mai  1854  sur  les  brevets  d'invention. 
— Loi  du  27  mars  1857,  qui  modifie  les  art.  7 et  22  de  la 
loi  du  24  mai  1854. 

3.  Frankreich:  Loi  du  5 juillet  1844  sur  les  brevets  d’inven- 
tion.  — Arrete  du  21  octobre  1848,  qui  regle  l'application 
de  la  loi  du  5 juillet  1844  dans  les  colonies.  — Loi  du  31  mai 
1856,  qui  modifie  Particle  32  de  la  loi  du  5 juillet  1844. 

4.  Gross br  i ta nni eu:  An  Act  concerning  monopolies  and  dis- 
pensations  with  the  penal  laws  and  the  forfeitures  thereof  (1 623). 
2 1.  J am  es  c.  3. 

An  Act  to  extend  the  provisions  of  the  Designs  Act  1850 
and  to  givo  protection  from  piracy  to  persous  exhibiting  new 
inventions  in  the  exhibition  of  the  works  of  industry  of  all 
natiuus  in  1851  (11.  April  1851).  14  Victoria  c.  8. 

An  Act  for  extending  the  term  of  the  provisional  registra- 
tion  of  inventions  under  „The  Protection  of  Inventions  Act 
1851“  (20.  April  1852).  15  Victoria  c.  6. 

■All  .Act  for  iuiiending  the  law  for  graiiting  patents  for  in- 
ventions (1.  July  1852).  15  & 16  Victoria  c.  83. 
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An  Act  to  gubstitute  stamp  duties  for  fees  on  passing  let- 
ters  patent  for  inventions  and  to  provide  for  the  public  use 
of  certain  Indexes  of  specifications  (21.  February  1852).  16 

V ictoria  c.  5. 

5.  Italien;  Gesetz  vom  .30.  October  18.5!)  über  die  ausschliessen- 
den  Gewerbeberechtigungen  (sulle  privativf  industriali).  — G(^- 
setz  vom  .31.  Januar  1804  über  die  Einführung  des  Gesetzes 
vom  30.  October  1 859  in  die  neuen  Provinzen  des  Königreichs. 

0.  Kirchenstaat:  Patent  vom  3.  September  1833. 

7.  Niederlande:  NVet  van  den  25.  Januarij  1817  omtrent  het 
verlernen  van  uitsluitende  regten  op  nitvindingen  en  verbete- 
ringen  van  voorwerpen  van  Kunst  en  Volksvlijt.  — Reglement 
ter  uitvoering  der  wet  van  den  25.  Januarij  1817,  op  het 
uitgeven  van  octroijer  voor  uitvindingen  invoeringen  en  ver- 
beteringen,  geapprobeerd  bij's  Konings  besluit  van  den  20  Maart 
1817. 

8.  Oesterreich:  Patentgesetz  vom  15.  .\ugust  1852. 

9.  Preussen:  siehe  oben  S.  89. 

10.  Polen:  Ukas  vom  2/14.  Listopada  1830  und  8''20.  Lipca  1837. 

11.  Portugal:  Dccret  vom  10.  Januar  1837. 

12.  Russland:  Russische  Digesten  Titel  4 Buch  1.  Theil  3 S.  3 
Art.  110 — 149.  (Ukase  vom  17.  Juni  1812,  vom  22.  Novem- 
ber 1833  und  vom  23.  October  1840). 

13.  Sachsen:  Verordnung  vom  20.  Januar  1853. 

14.  Schweden:  Verordnung  vom  19.  August  1856. 

15.  Spanien:  Decret  vom  27.  Mürz  1820.  — Verordnung  vom 
11.  Juni  1829.  — Verordnung  vom  11.  Januar  1849. 

10.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika;  An  Act  to  pro- 
mote  the  progress  of  useful  arts  and  to  repeal  all  acts  and 
parts  of  acts  heretofore  made  for  that  purpose.  4 July  1836. 

An  .Act  in  addition  to  the  Act  to  promote  the  progress  of 
Science  and  useful  arts.  3.  March  1837. 

A Bill  in  addition  to  an  Act  to  promote  the  progress  of 
the  useful  arts.  3.  March  1839. 

An  Act  in  addition  to  an  Act  to  ])romote  the  progress  of 
the  useful  arts.  29.  .August  1839. 

An  .Act  in  addition  to  the  Act  to  promote  the  progress  oi 
the  useful  arts.  4 March  1861. 

17.  A\  ürtemberg:  Revidirte  allgemeine  Gewerbeordnung  vom 
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5.  August  1836.  Siebenter  Abschnitt:  Von  Erfindungen  und 
Patenten.  Art.  141 — 160. 

VI.  Muster-  und  Zeichenschutz. 

1.  Bayern:  Verordnung  vom  21.  Dezember  1862,  den  Schutz 
der  Waarenbezeichnungen  betreffend. 

2.  Baden:  Strafgesetzbuch  vom  6.  März  1845  §.  444. 

3.  Braunschweig:  Criminalgesetzbuch  vom  10.  Juli  1840  §§. 
228—230. 

4.  Belgien:  Code  penal  art.  142. 

5.  Frankreich:  Loi  du  18  mars  1806  relative  aux  dessins  de 
fabrique.  — Loi  du  23  jnin  1867  relative  aux  marqnes  de 
fabrique  et  de  commerce. 

6.  Grossbritannien:  An  act  to  consolidate  and  amend  the 
laws  relating  to  Copyright  of  design  for  ornamenting  articles 
of  manufactnre  (5  & 6 Victoria  cap.  6). 

An  act  to  amend  the  law  relating  to  the  frandulent  mar- 
king  of  merchandise  v.  7.  August  1862  (26  & 26  Victoria 
cap.  88). 

7.  Lübeck:  Strafgesetzbuch  vom  24.  August  1863. 

8.  Oldenburg:  Strafgesetzbuch  vom  3.  Juli  1858  Art.  251. 

!).  Oesterreich:  Gesetz  vom  7.  Dezember  1858  über  den  Schutz 

der  gewerblichen  Marken  und  anderer  Bezeichnungen.  — Ge- 
setz über  den  Schutz  der  Waarenmuster  vom  7.  Dezbr.  1858. 

10.  Reuss  ältere  Linie:  Verordnung  vom  16.  November  1854. 

11.  Sachsen:  Strafgesetzbuch  vom  11.  August  1855  Art.  312. 

12.  Sachsen-W eimar  — Sachsen-Meiningen  — Sachsen-Coburg- 
Gotha  — Anhalt  — Schwarzburg-Sondershausen  — Schwarz- 
bnrg-Rudolstadt  — Reuss  jüngere  Linie:  Thüringisches  Straf- 
gesetzbuch Art.  258. 

13.  Sachsen-Altenburg:  Criminal  - Gesetzbuch  vom  3.  Mai 
1841. 

14.  Schanraburg-Lippe:  Gesetz  vom  30.  October  1865,  den 
Schutz  der  besondern  'Waaren-  und  Fabricationsbezeichnungen 
betreffend. 

15.  Vereinigte  Staaten:  Congressacte  vom  29.  August  1842. 

16.  Würtemberg:  Gesetz  vom  12.  Februar  1862,  betreffend 
den  Schutz  von  Waarenbezeichnungen. 
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III.  Kechtequellen  und  Literatur.  §.  11.  Bücherachau. 


g.  1 1.  Bücherschau. 

LiterarUch-artiatiBche«  Eigenthum  (Ueuts  che  Literatur).  — FranzösiBcbe 
und  englische  Werke.  — Industrielles  Eigenthum. 

I.  Li ter ari ach -artistisches  Eigenthum. 

Deutsche  Literatur. 

.1.  B.  Wernheri  selectae  observationes  forenses.  Vitemberg.  1722 
vol.  6 part.  10.  obs.  448. 

[Gundling],  Rechtliches  und  vernunftmässiges  Bedenken  eine 
Icti,  der  unpartheiiach  ist,  von  dem  schändlichen  Nachdruck 
andern  gehöriger  Bücher.  Halle  1720. 

Jenaisches  Responsum  Juris  sammt  völligem  Beifall  drej'cr 
Juristenfacultäten,  wurinuen  dargethan  wird,  dass  denen  Ad- 
toribus  der  in  Druck  gegebenen  Bücher  und  deren  Cessionariu. 
welche  von  hohen  Obrigkeiten  keine  privilegia  darüber  ausge- 
wirkt, kein  Monopoliuni  solches  Bücherverkaufs  zustehe,  uocl 
vor  weltlichen  Gerichten  ein  Recht  zukomme,  andern  des 
Nachdi-nck  solcher  Bücher  zu  verbieten  oder  wider  selbige 
deshalben  um  Bestrafung  anzusuchen.  Erfurt  1726. 

Just.  Henning h.  Boehmer,  Kurze  Einleitung  zum  geschickten 
Gebrauch  der  Acten.  Frankfurt  u.  Leipzig  17S4.  Nene  Aul 
1756.  S.  507-528. 

T h u r n e i 8 e n , Dissertatio  inauguralis  de  recusione  librorum  Ar- 
tiva,  zu  Teiitsch:  Dem  unerlaubten  Büchernachdruck.  Basil. 
1738. 

Unpartheiisches  Bedenken,  worinnen  aus  allen  natürlichen, 
göttlich  und  menschlichen.  Civil-  und  Criminalrechten  und  Ge- 
setzen klar  und  deutlich  ausgeführt  und  bewiesen  wird,  dass 
der  unbefugte  Nachdruck  privilegirter  und  unprivilegirter  Bücher 
ein  grob  und  schändliches,  allen  göttlichen  und  mensclilicheu 
Rechten  und  Gesetzen  zuwiderlaufendes  Verbrechen  und  infa- 
mer Diebstahl  sei.  Cölu  1742. 

Fr.  Behmer,  Novum  jus  cuntroversum.  Lemgo  1771.  tom.  I p- 
483 — 488:  De  eo  <juod  justum  est  circa  librorum  privilegw 
öarentium  reimpressionem : vom  Nachdruck  unprivilegirter 

Bücher. 

Reimarus,  Der  Bücherverlag  in  Betrachtung  der  Schriftsteller, 
der  Verleger  und  des  Publicums,  nochmals  erwogen.  Ham- 
biirg  1773. 
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Derselbe,  Erwägung  des  Verlagsrechts  in  Ansehung  des  Nach- 
drucks. Hamburg  1792. 

Joh.  Steph.  Pütter,  Der  Büchernachdruck  nach  ächten  Grund- 
sätzen des  Rechts  geprüft.  Göttingen  1774.  206  S.  4. 

Feder,  Abhandlung  vom  Büchernachdruck  im  Göttinger  Magazin 
Jahrgang  I.  Göttingen  1780. 

Martin  Ehlers,  Lieber  die  Unzulässigkeit  des  Büchemachdrucks 
nach  dem  natürlichen  Zwangsrecht.  Dessau  u.  Leipzig  1 784.  194  8. 

Imm.  Kaut,  Von  der  Unrechtmässigkeit  des  Büchernachdrucks  in 
der  Berliner  Monatsschrift.  Mai  1785.  S.  403  ff. 

Joh.  Balth.  Kustnerus,  De  re  libraiia  in  imperio  Germanico 
ordinanda.  Lips.  1786.  73  S.  4. 

A.  C.  Kayser,  Die  Abstellung  des  BUchemachdrncks  als  ein  in 
der  neuesten  kaiserlichen  Wahlkapitulation  der  reichsober- 
hau ptlichen  Abhülfe  ebenso  nöthig  als  unbedenklich  zu  über- 
tragender Gegenstand  betrachtet.  Regensburg  1790. 

Joh.  Fr.  Ferd.  Ganz,  Uebersicht  der  Gründe  wegen  des  Straf- 
baren des  Bücheraachdrucks  und  Vorschläge,  wie  diesem  Uebcl 
durch  ein  allgemein  verbindliches  Reichsgesetz  vorgebeugt  wer- 
den könne.  Regensburg  1790.  66  S. 

Wider  und  Für  den  Böchemachdmck  aus  den  Papieren  dos 
blauen  Mannes.  Bei  Gelegenheit  der  zukünftigen  Wahlkapi- 
tulation gedruckt  iro  Reich  und  für  das  Reich  1790.  79  S. 

Vcrthcidigung  des  Eigenthums  gegen  den  Raub,  oder  Prü- 
fung der  Schrift:  Wider  und  Für  etc.  Gednickt  in  Schwaben  1790. 

Rud.  Zach.  Becker,  Das  Eigenthum  an  Geistoswerken.  Gotha 
1791.  94  S. 

Jac.  Fanth,  Programma  de  eo  quod  justum  est  circa  librorum 
' editiones  insciis  ac  invitis  primis  editoribus  repetitas.  Heidel- 
berg 1791. 

Knigge,  üeber  den  Büchernachdruck.  Hamburg  1792. 

Joh.  Gottl.  Fichte  in  der  Berliner  Monatsschrift,  Mai  1793S. 
443—483. 

Ernst  Martin  Graeff,  Versuch  einer  einleuchtenden  Darstellung 
des  Eigenthums  und  der  Eigenthumsrechte  des  Schriftstellers 
und  Verlegers  und  ihrer  gegenseitigen  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten. Mit  vier  Beilagen.  Nebst  einem  kritischen  Verzeichnisse 
aller  deutschen  besondera  Schriften  und  in  periodischen  und 
andern  Werken  stehenden  Aufsätze  über  das  Bücherwesen  über- 
haupt und  den  Büchemachdruck  insbesondere.  Leipzig  1794. 
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Hofbauer,  Untersuckungen  über  die  wichtigsten  Gegenstände  des 
Naturrechtes.  Hallo  1795.  Abth.  33  (Vertheidigung  des  Nach- 
drucks). 

K.  Grolmann,  Der  Bilchemachdruck  in  seiner  neuesten  Gest&It 

(in  der  Bibliotbok  für  die  peinliche  Rechtswissenschaft  Th.  I 
St.  II  S.  269—278).  Herborn  1798. 

G.  A.  Biclitz,  Versuch,  die  von  dem  Verlagsrechte  geltenden 
Gnmdsätze  aus  der  Analogie  der  positiven  Gesetze  abzuleiten. 
Dresden  1799. 

C.  S.  Zachariae,  Dissertatio  de  dominio  quod  est  auctori  in  libris 
a se  conscriptis.  Viteb.  1799.  4. 

C.  G.  Rössig,  Handbuch  des  Buchhandelsrechts,  .systematisch  dsir* 
gestellt  für  Rechtsgelehrte,  Buchhändler  und  Schriftsteller. 
Leipzig  1804.  476  S. 

Du  p ree,  Beiträge  zur  Revision  der  Theorie  des  Pacht-  und  Buch- 
handel-Contracts  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  neueren 
französischen  Gesetze.  Landshut  1811. 

Denkschrift  der  deutschen  Buchhändler  über  den  Bücbernach- 
druck  an  den  Congress  zu  Wien.  Leipzig  1814.  4. 

Ch.  S.  Krause,  Ueber  Büchemachdruck.  Stuttgart  1817. 

M.  ehr.  Glaser,  Ueber  Kauf  und  Verkauf  der  Gedanken.  Oder 
können  Gedanken  Marktwaare  sein?  Kulmbach  1820. 

Fried r.  Weisser,  Ueber  den  Büchernachdruok.  Stuttgart,  Mack- 
lot 1820. 

L.  F.  Griesinger,  Der  Bücheraachdruck  aus  dem  Gesichtspunkte 

des  Rechts,  der  Moral  und  der  Politik  betrachtet.  Stuttgart 
bei  Macklot  1822.  88  S. 

Hartw.  Hundt  von  Radowsky,  Auch  eine  Stimme  über  den 
Büchernachdruck.  Reutlingen  1822.  118  S.  (Wie  die  drei 

vorigen  Schriften  eine  Vertheidigung  des  N achdrucks.) 

Brockhaus,  Darf  Macklot  in  Stuttgart  mir,  dem  rechtmässigen 
Verleger  und  dem  Privilegium  seines  eigenen  Königs  zum  Hohn 
das  Conversationslexikon  zum  zweiten  Mal  nacbdrucken?  Eine 
Warnung  für  das  Publikum  und  eine  Rechtsfrage  an  den  Königl. 
Würtembergischen  Geheimerath  und  an  den  Königl.  Bairischen 
Regierungsrath  Krause  in  Baireuth.  Leipzig  1818. 

K.  E.  Schmid,  Der  Büchernachdruck  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Rechts,  der  Moral  und  Politik,  gegen  Dr.  L.  F.  Grie- 
singer. Jena  1823.  Der  deutschen  Bundesversammlung  zu- 
geeignet. 167  S. 
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Reflexionen  über  den  Büchernachdruck,  besonders  au  Gewinnung 
eines  neuen  Gesichtspunktes  in  Betreff  seiner  Widerreohtlich- 
keit.  Heidelberg  1823.  48  S. 

Krug,  Kritische  Bemerkungen  über  Schriftstellerei,  Buchhandel 
und  Nachdruck.  Leipzig  1823.  123  S. 

Leop.  Jos.  Neustetel,  Der  BOchernachdruck  nach  Römischem 
Recht  betrachtet.  Heidelberg  1824. 

Kramer,  Die  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger.  Ein  Versuch. 
Heidelberg  1827.  164  S. 

El  Vers,  Themis,  Zeitschrift  für  practische  Rechtswissenschaft.  Göt- 
tingen 1828.  Bd.  I S.  209  301 : Ueber  die  in  der  deutschen 

Bnndesacte  zngesicherte  Bnndesgesetzgebung  hinsichtlich  der 
Sicherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen 
den  Nachdruck. 

Kori  und  v.  Langenn,  Erörterungen  practischer  Rechtsfragen 
aus  dem  gemeinen  und  sächsischen  Civilrecht.  2.  Theil.  Dres- 
den u.  Leipzig  1830.  No.  XXH  S.  227 — 247. 

W.  Menzel,  Antrag,  die  Würtembergische  Regierung  um  ein  Ge- 
setz zu  bitten,  wodurch  der  Nachdruck  als  ein  das  Eigenthum 
beeinträchtigendes,  der  öffentlichen  Moral  schädliches  und  die 
Ehre  des  Würtembergischen  Namens  vor  dem  Auslände  ver- 
unglimpfendes Institut  unbedingt  anfgehoben  würde.  Stutt- 
gart 1833. 

Paul  Neff,  Ueber  die  Eigenthumsrechte  der  Schriftsteller  und 
Künstler  und  ihrer  Rechtsnachfolger.  Stuttgart  1838.  16  S. 

J.  E.  Hitzig,  Das  Königl.  Prenssische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837 
zum  Schutze  des  Eigenthums  an  Werken  der  Wissenschaft  und 
Kunst  gegen  den  Nachdruck  und  Nachbildung.  Dargestellt  in 
seinem  Entstehen  und  erläutert  in  seinen  einzelnen  Bestim- 
mungen aus  den  amtlichen  Quellen.  Berlin  1838. 

Homeyer,  Das  Gesotz  vom  11.  Juni  1837  und  das  geistige  Eigeii- 
thum.  Berlin  1838. 

R.  Froriep,  Schutz  vor  Nachbildung  der  Kunstwerke.  Nach  dem 
Königl.  Preussischen  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  für  Künstler 
und  Kunstfreunde  erläutert.  Berlin  1839. 

L.  Schroeter,  Das  Eigenthum  im  Allgemeinen  und  das  geistige 
Eigenthnm  insbesondere  für  Gelehrte  und  Laien  natur-  und 
rechtsgeschichtlich  dargestellt.  Breslau  1840. 

Bornemann,  Systematische  Darstellung  des  Preuss.  Civilrechts. 
2.  Ausgabe.  Berlin  1843.  Bd.  3 S.  196  ff. 
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SchnaHse,  Ueber  das  künstlerische  Eigentbiim.  Aus  den  Annalen 
für  die  Rechtspflege  and  Verwaltung.  Trier  1843. 

Gutachten  des  Königlich  Preussischen  Geheimen  Ober-Tribunals 
über  den  Begrifi'  des  strafbaren  Nachdrucks  und  der  demselben 
nach  §.  3 des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  gleicbzusohtenden 
Vergehungen  auf  Veranlassung  des  Justiz-Ministers  Möhler  ab- 
gegeben am  13.  Februar  1844.  Berlin  1844. 

Ritter,  Ueber  den  Nachdruck  nach  Preussischem  Rechte.  Ber- 
lin 1845. 

L.  Hopfner,  Der  Nachdruck  ist  nicht  rechtswidrig.  Eine  wissen- 
schaftliche Erörterung,  begleitet  von  einigen  Bemerkungen  zu 
dem  beigefügten,  den  versammelten  Ständen  des  Königreichs 
Sachsen  am  21.  November  1842  vorgelegten  Gesetzentwürfe, 
den  Schutz  der  Rechte  an  literarischen  Erzeugnissen  und  W er- 
ken  der  Kunst  darstellend.  Grimma  1843.  04  S. 

Meinert,  Das  Königl.  Sächsische  Gesetz  vom  22.  Februar  1844. 
Leipzig  1844. 

II.  Th.  Schietter,  Handbuch  der  deutschen  Pressgesetzgebung; 
Sammlung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  litera- 
rische Eigenthum  und  die  Presse  in  allen  Deutschen  Bundes- 
staaten nebst  geschichtlicher  Einleitung.  Leipzig  1846. 

Das  Staatslexikon,  llaudbnch  der  Staatswissenschaften  und  der 
Politik  für  alle  gebildeten  Stände.  Herausgegeben  von  C.  v. 
Rotteck  und  C.  Welcker.  Zweite  Auflage.  Altona  1847.  Bd. 
IX.  S.326ff.  s.  V.  Nachdruck,  von  Pfizer  und  C.  Welcker. 

.\.  W.  Volkmann.  Ist  der  unbefugte  Nachdruck  des  rechtmässigen 
Verlegers,  welcher  an  der  Ueberschreitung  der  vertragsmässigen 
Anzahl  der  Exemplare  liegt,  ein  Betrug?  In  den  neuen  Jahr- 
büchern für  Sächsisches  Strafrecht.  Dresden  und  Leipzig  1846. 
Bd.4.  S.  117  ff. 

Derselbe,  Ueber  die  Grenzen  des  den  Geisterwerken  gebührenden 
Rechtsschutzes.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Gesetz  vom 
22.  Februar  1844.  In  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  . 
Verwaltung  zunächst  für  das  Königreich  Sachsen.  Neue  Folge. 
Bd.fi.  Leipzig  1847.  S.  262  - 282. 

Derselbe,  Ueber  die  strafrechtliche  Seite  der  Verletzungen  des 
Urheberrechtes.  In  den  Neuen  Jahrbüchern  für  Sächsisches 
Strafrecht.  Bd.  5.  Dresden  und  Leipzig  1818.  Nr.  11  und  IX. 

Derselbe,  Das  getheilte  Eigenthum  unter  dem  bestehenden  Gesetze 
gegen  den  Nachdruck,  ln  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und 
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Verwaltang  zunächst  für  das  Königreich  Sachsen.  Neue  P'olge. 
Bd.  14.  Leipzig  1855.  S.  110  — 125. 

Derselbe,  Zusammenstellung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Urheber-  und  Verlagsrecht.  Aus  den  Bundesbeschlüssen, 
den  Deutschen  Territorialgeaetzgebungen  und  den  Französischen 
und  englischen  Gesetzen  im  .Auftrag  des  Börsenvereins  der 
Deutschen  Buchhändler  bearbeitet.  Leipzig  1855. 

Derselbe,  Die  Werke  der  Kunst  in  den  Deutschen  Gesetzgebungen 
zum  Schutze  des  Urheberrechtes.  München  1855. 

Ueber  die  Verhältnisse  der  Buchhandlung  F.  Brockhaus 
in  Leipzig  zu  Herrn  llofrath  Dr.  J.  P.  Eckerroann  in  Weimar 
in  Beziehung  auf  das  Werk  »Gespräche  mit  Göthc  in  den  letzten 
Jahren  seines  l,ebens«.  Aus  den  Acten  zusammengestellt  und 
als  Manuscript  gedruckt.  Leipzig  1846. 

L.  E.  Ileydemann,  Sammlung  der  Gutachten  des  Königl.  Preus- 
sischen  literarischen  Sachverständigen -Vereins.  Nebst  einem 
Vorwort  über  die  Praxis  des  Vereins  und  einem  Anhang  von 
Gesetzen  und  Bescripten.  Berlin  1848. 

L.  E.  Ileydemann  und  0.  Dambach,  Die  Preussische  Nach- 

drucksgesetzgebung, erläutert  durch  die  Praxis  des  Königl. 
literarischen  Sachverständigen-Vereins.  Berlin  1863.  632  S. 

C.  F.  Müller,  Die  Preussischen  Press-  und  Nachdrucks  - Gesetze. 

Mit  historischem  und  erläuterndem  Commcntar.  Berlin  1851. 
J.  J o 1 1 y.  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Nach  den  Beschlüssen  des 
Deutschen  Bundes  dargestellt.  Heidelberg  1852.  314  S. 

Ch.  F.  M.  Eisenlohr,  Das  literarisch-artistische  Eigenthum  und 
Verlagsrecht  mit  Rücksicht  auf  die  Gesetzgebungen.  Schwe- 
rin 1856.  118  S. 

Derselbe,  Sammlung  der  Gesetze  und  internationalen  Verträge 
zum  Schutze  des  literarisch-ajtistischen  Eigenthums  in  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England.  Heidelberg  1856.  294  S.  — 

Nachtrag.  Heidelberg  1837. 

M.  Veit,  Die  Erweiterung  des  Schatzes  gegen  Nachdruck  zu  Gun- 

sten der  Erben  verdienter  Autoren.  Berlin  1855. 

Ueber  den  rechtlichen  Schatz  gegen  Plagiate  an  literarischem 
und  artistischem  Eigenthum.  Veröffentlicht  durch  die  Königl. 
Bayrische  privilegirte  Kunstanstalt  von  Piloty  und  Löble  in 
München  aus  Anlass  der  von  der  H.  A.  Payne’schen  Kunst- 
anstalt  zu  Leipzig  in  dem  Werke  »Der  Kunstverein.  III.  Serie.« 
publicirten  Stahlnachstiche  der  gesetzlich  deponirten  Lithogra- 
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phioen  jenes  Instituts  nas  den  Köni^.  Bayerischen  Gallerieeu 
zu  München  und  Schleissheini.  München  1853. 

II.  Schellwitz,  Das  Recht  des  Autors  an  seinen  Werken  nach 
den  Grundsätzen  des  Preussischen  Landreohts,  in  einer  kriti- 
schen Beleuchtung  eines  Erkenntnisses  des  Königl.  Appella- 
tioiisgerichts  zu  Köln,  den  Beckerschen  Nachdruck  von  Theo- 
dor Körners  sämmtlichen  Werken  betreffend,  dargestellt.  Berlin 
1855.  41  S. 

M.  Friedländer,  Der  einheimische  und  ausländische  Rechtsschutz 
gegen  Nachdruck  und  Nachbildung.  Rechtswissenschaftliche 
und  für  den  practischen  Gebrauch  bestimmte  Darstellung  der 
heutigen  Gesetzgebung  und  des  internationalen  Rechts  zum  Schutz 
schriftstellerischer  und  künstlerischer  Erzeugnisse.  Leipzig  1857. 
227  S. 

M.  Lange,  Kritik  der  Grundbegriffe  vom  geistigen  Eigenthum.  Auf 
Grundlage  der  Einleitung  zum  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  und 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Preussische  Gesetzgebung  über- 
haupt. Schönebeck  1858.  llti  S. 

T.  Harum,  Die  gegenwärtige  Oesterreichische  Pressgesetzgebung. 
Systematische  Darstellung  und  Erläuterung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  das  Autorrecht  und  der  Presspolizeigesetz- 
gebung mit  einer  einleitenden  Abhandlung  über  das  Autorrecht 
im  Allgemeinen.  Wien  1857.  350  S. 

Entwurf  eines  Gesetzes  für  Deutschland  zum  Schutze  des  Ur- 
heberrechtes an  Werken  der  Literatur  und  Kunst  gegen  Nach- 
druck, sowie  gegen  unbefugte  Nachbildung  und  Aufführung, 
nebst  Motiven.  Seitens  des  Börsenvereins  der  Deutschen  Buch- 
händler und  der  Deputirten  des  Buchhandels  zu  Leipzig.  Der 
Königl.  Sächsischen  Staatsregierung  überreicht.  (Als  Manu- 
script  gedruckt.)  Berlin  1857. 

0.  Wächter,  Das  Verlagsrecht  mit  Einschluss  der  Lehren  von 
dem  Yerlagsvertrag  und  Nachdruck  nach  den  Deutschen  und 
Internationalen  Rechten  systematisch  dargestellt.  Stuttgart. 
I.  Hälfte  1857.  II.  Hälfte  1858.  920  S. 

Derselbe,  Das  Recht  des  Künstlers  gegen  Nachbildung  und  Nach- 
druck seiner  Werke.  Nach  den  in  Deutschland  geltenden  Rech- 
ten und  den  neuesten  legislativen  Anträgen  dargestellt.  Aus 
der  Deutscheu  Vierteljahrsschrift  besonders  abgedruckt.  Stutt- 
gart und  Tübingen  1859.  48  S. 
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C.  F.  Koch,  Recht  der  Forderungeu.  Zweite  Ausgabe.  Berlin  1869. 
S.  871—882. 

Derselbe,  Allgemeines  Landrecht  für  die  Preussischen  Staaten. 
Mit  Comroentar  in  Anmerkungen.  4.  Auflage.  Berlin  1862. 
Bd.  I.  S.  980— 1007. 

11.  Kaiser,  Die  Preussische  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Urheber- 
recht, Buchhandel  und  Presse.  Zusammenstellung  aller  auf 
diesen  Gebieten  zur  Zeit  gültigen  Gesetze  und  Verordnungen, 
nebst  gerichtlichen  Entscheidungen,  Anmerkungen  und  Erläu- 
terungen. Berlin  1862.  303  S.  Firganzungsheft  1865.  168  S. 

F'.  J.  Kühns,  Der  Rechtsschutz  an  Werken  der  bildenden  Künste. 
Eine  Denkschrift  im  Namen  der  Deutschen  Kunstgenossenschaft. 
Berlin  1861.  62  S. 

Derselbe,  Gesetzentwurf  der  Deutschen  Kunstgenossenschaft,  be- 
treffend das  Recht  des  Urhebers  an  Werken  der  bildenden 
Künste  nebst  einer  rechtfertigenden  Denkschrift.  Berlin  1864. 

0.  Dambacb,  Die  Strafbarkeit  des  Vorsatzes  und  der  Fahrlässig- 
keit beim  Vergehen  des  Nachdrucks  im  Preussischen  Rechte. 
Berlin  1864.  32  S. 

Bluntschli,  Deutsches  Privatrecht.  3.  Aufl.  München  1864.  S. 
478  ff. 

Beseler,  System  des  gemeinen  Deutschen  Privatrechts.  2.  Aufl. 
Berlin  1866.  §.  228  ff. 

V.  Gerber,  System  des  Deutschen  Privatrechts.  8.  Aufl.  Zürich 
1866.  S.  618  ff. 

Goltdamm'br,  Die  strafbare  Nachbildung  von  Kunstwerken.  Ber- 
lin 1864.  43  S. 

M.  Neumann,  Beiträge  zum  Deutschen  Verlags-  und  Nachdrucks- 
rechte bei  Werken  der  bildenden  Künste  im  Anschluss  an  die 
Frage  vom  Rechtsschatze  der  Photographie  gegen  Nachdruck. 
BerUn  1866.  142  S. 

Mandry,  Das  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  zum  Schutze  der  Urhe- 
berrechte au  literarischen  Erzeugnissen  und  W erken  der  Kunst 
erläutert.  (Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern  seit  Ma- 
ximilian II.  mit  Erläuterungen  berausgegeben  von  Fr.  von  Doll- 
mann. Erster  Theil.  Bd.  6.  Heft  2.)  Erlangen  1867.  453  S. 

Französische  und  Englische  Werke. 

A.  Gambastide,  Traite  thöorique  et  pratique  des  contrefa^ons 
en  tous  genres  on  de  la  propriötö  en  matiere  de  littörature, 
d’art  et  d’industrie.  Paris  1837. 
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A.  Ch.  Kenonard,  Traite  des  droits  d'auteurs  dans  la  litterature, 
Ics  Sciences  et  les  beaux  arts.  Paris,  tom.  I 1838,  tom.  II  1839. 

N.  M.  Lesen  ne,  Le  livre  des  nations  ou  traite  des  droits  d'antear 
et  d’inventeur.  Paris  J1846.  327  p. 

A.  Villefort,  De  la  propriete  littdraire  et  artistique  au  point  de 
vue  international.  Paris  1857. 

Etienne  Blanc,  Traite  de  contrefafon  et  de  la  poursuite  en  ju- 
stice.  4.  edit.  Paris  1855. 

Etienne  Blanc  et  A lex.  Beaurae,  Code  general  de  la  propriete 
industrielle  et  litteraire  artistique.  Paris  1855. 

J.  Pataille  et  A.  lluguet,  Code  international  de  la  propriete 
industrielle,  artistique  et  litteraire. 

J.  Delalain,  Legislation  Fran^aise  et  Beige  de  la  propriete  litt^ 
raire  et  artistique. 

Calraels,  De  la  propriete  et  de  la  contrefacon  dos  oeuvres  de 
l'intelligence,  comprenantlesproductions  litteraires,  dramatiques, 
musicales,  les  oeuvres  artistiques,  les  titres  d'onvrages,  les 
dessins,  modeles,  secrets  et  raarques  de  fabrique,  les  inventions 
brevetees.  les  droits  des  etrangers.  Paris  1856.  868  p. 

M.  Hetzel,  La  propriete  et  le  doraaine  public  payant.  Paris  1861. 

Firmiu  Didot,  Observations  present^es  ä la  Commission  de  la 
propriete  litteraire  et  artistique.  Paris  1862.  16  p. 

Maugham,  A troatise  on  the  law  of  literary  propcrty  etc.  Lond.  1828. 

Godson,  A practical  treatise  on  the  law  of  patents  for  Invention 
and  Copyright.  2 ed.  London  1840. 

J.  Lowndes,  An  historical  sketcb  of  the  law  of  Copyright  2 ed. 
London  1842. 

G.  P.  Ciirtis,  A treatise  on  the  law  of  Copyright  in  books,  dra- 
niatic  and  musical  compositions,  letters  and  otlier  manuscripts, 
eugravings  and  sculptures  as  enacted  and  administered  in  Eng- 
land and  America.  London  1847. 

P.  Burke,  The  law  of  international  Copyright  betwecn  England 
and  I’rance.  London  1852. 


II.  Paten  tgcset  r.geb  11  ng.  — Muster-  und  Zo  ichcn  sc  hiitz. 
Pr.  G.  Wieck,  Grundsätze  des  Patentwesens  mit  einem  Anhänge, 
Hauptbestimmnngcn  der  jetzt  bestehenden  Patent-Gesetze  ent- 
haltend. Chemnitz  1839. 
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A.  V.  Krauss,  Geist  der  Oesterreichiachen  Gesetzgebung  zur  Auf- 
munterung der  Erfindungen.  Wien  1838. 

A.  Scheller,  Handbuch  der  Gesetze  über  ausschliessliche  Privile- 
gien auf  neue  Erfindungen.  Wien  1843. 

C.  F.  Loosey,  Sammlung  der  Gesetze  für  Erfindungsprivilegien. 
Wien  1849.  479  S. 

F.  C.  Philipp son,  Die  Reform  der  Patentgesetzgehung,  bearbeitet 
im  Aufträge  des  Handels-  und  Gewerbe-Vereins  für  Rheinland- 
Westfalen.  Düsseldorf. 

C.  Th.  T.  Kleinschrod,  Die  internationale  Patentgesetzgebung. 
Erlangen  1855. 

Ed.  Stolle  und  0.  Hübner,  Die  einheimische  und  ausländische 
Patentgesetzgebung  zum  Schutze  gewerblicher  Erfindungen. 
Leipzig  1855.  240  S. 

R.  Mohl,  Kritische  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetz- 
gebung des  Auslandes.  Bd>  XXV.  Heft  1.  Tübingen  1852. 
S.  109  ff. 

Ammerroüllcr  in  R.  Mohl's  Zeitschrift  für  die  gesammte  Stants- 
wissenschaft.  6d.  III.  Tübingen  1846.  S.  561  ff. 

II.  A.  Meissner,  Vier  Gesetze  für  das  Deutsche  Gewerbewesen  ent- 
worfen. Leipzig  1848.  S.  61  ff.;  Gesetzentwurf,  die  Marken 
der  Gewerbe  und  Handeltreibenden  betreffend. 

C.  Richter,  Kunst  und  Wissenschaft  und  ihre  Rechte  im  Staate 
Berlin  1863. 

Zur  Patentfrage;  Zwei  Denkschriften  nebst  den  Principien  für 
ein  allgemeines  Deutsches  Patentgesetz,  wie  sie  vom  Vereine 
Deutscher  Ingenieure  in  seiner  Hauptversammlung  zu  Braun, 
schweig  am  2.  September  1863  aufgcstellt  wurden.  Herausge- 
geben vom  Vereine  Deutscher  Ingenieure.  (Separatabdruok  aus 
der  Zeitschrift  Deutscher  Ingenieure.)  Berlin  1864.  95  S. 

Entwurf  zu  einem  Gesetz  über  den  Schutz  von  Mustern  und 
Modellen  der  Fabrikindustrie  der  Deutschen  Zollvereinsstaaten 
von  mebrern  Fabrikanten  im  Grossherzogthum  Baden.  (Als 
Manuscript  gedruckt.)  Lörrach  1855. 

Entwurf  zu  einemGusetz  über  Muster-  Modell-  und  F ormschutz 
nebst  Motiven  von  Leonor  Reichenheim.  (Ala  Manuscript  ge- 
druckt.) Berlin  1854. 

Denkschrift,  betreffend  den  Erlass  eines  Gesetzes  zum  Schutze 
des  Eigenthnms  an  Fabrikmustem  und  Formen.  Deutsche  Qe- 
werbezeitung  1859.  S.  I ff. 
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6.  Krug,  lieber  den  Schute  der  Fabrik-  und  Waarenzeichen  nebst 
den  einscblagenden  Gesetzen  sänuntlicher  Deutschen  Staaten. 
Dannstadt  und  Leipzig  1866.  75  S. 


Blanc-Saint- Bonnet,  Code  des  brevets  d’invention,  de  perfec- 
tionnement  et  d’importation.  Lyon  1823. 

A.  Ch.  Renouard,  Traite  des  brevets  d'invention.  Paris.  3 edit.  1865. 
540  p. 

A.  Perpigna,  Manuel  des  inventeurs  et  des  brevetes.  8 ed.  Pa- 
ris 1847. 

E.  Blanc,  Linventeur  brevete.  Code  des  inventions  et  perfection- 
nements  contenant  la  loi  nouvelle  avec  son  commentaire.  Paris 
3 edit.  1852. 

Ch.  Armengaud,  jeune,  Guide-Manuel  de  l'inventeur  et  du  fa- 
bricant;  repertoire  pratique  et  raisonn^  des  legislations  fran- 
(aises  et  etrangeres  sur  la  proppete  industrielle.  Paris  1840. 

N.  M.  Lesenne,  Le  livre  des  nations,  ou  traite  des  droits  d’anteur 
et  d'inventeur.  Paris  1846.  327  p. 

Giraudean  et  Goetschy,  Traite  thäoriqne,  pratique  et  coinplei 
des  brevete  d'invention  de  perfectionnement  et  d'importation. 
Paris  1837.  188  p. 

Lehir,  Commentaire  de  la  loi  sur  les  brevete  d invention.  Paris  1844. 

E.  Blanc  et  Beaune,  Code  general  de  la  propriete  industrielle 
litteraire  et  artistique.  Paris  1854.  643  p. 

L.  De  Fontaine-Moreau,  Manuel  theorique  des  lois  en  Europe 
et  dans  les  I^tats-Unis  de  l'Amerique  sur  les  brevets  d’invention. 

Pataille  et  ilugnet,  Code  international  de  la  propriete  industrielle 
etc.  Paris  1855.  vol. 

Uendu  et  Delorme,  Traite  pratique  de  droit  industriel,  ou  Ex- 
pose de  la  lägislation  et  de  la  jurisprudence  sur  les  Etablis- 
sements industriels,  les  brevets  d'inventions,  la  propriEte  in- 
dustrielle et  litteraire,  les  obligations  particulieres  ä l'industrie. 
Paris  1855.  620  p. 

Nougier,  Des  brevets  d’invention  et  de  la  contrefafon.  Paris  1856. 

Calmels,  De  la  propriEtE  et  de  la  contrefa^on  des  oenvres  de 
l’intelligence.  Paris  1856.  868  p. 

Daraourette,  Brevets  d’inventions,  dessins  et  marques  de  fabri- 
que.  Stüdes  sur  les  lois  actuelles  et  sur  les  niodifications, 
qu’il  convient  d’y  apporter.  Paris  1858. 
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TilUfere,  Traite  thöorique  et  pratique  des  brevets  d'inTention,  de 
perfectionnement  et  d'importation.  Bruxelles  1854. 


Ilands,  The  law  and  practice  of  patents  for  inventions.  London 
1808.  148  p. 

Da vies  John,  A Collection  of  tbe  most  important  cases  respecting 
patents  of  inrention.  London  1816.  552  p. 

J.  W.  Smith,  An  epitome  of  the  law  relating  to  patents  for  in- 
ventions.  London  1836. 

Carpmael,  The  law  of  patents  for  inventions  fsmiliarly  explained 
for  the  use  of  inventors  and  patentees.  London  3 ed.  1842. 
114  p. 

Godson,  A practical  treatise  on  the  law  of  patents,  2 edit.  Lon- 
don 1840.  496  p.  Appendix  118  p.  Suppl.  236  p. 

Webster,  The  new  patent  law.  London  1852. 

Urling,  The  laws  of  patents  in  foreign  oonntries.  London  1845. 

W'.  Spence,  Practical  remarks  on  the  present  state  of  the  law  of 
patents.  London  1853. 

Information  to  persons  having  business  to  transact  at  the  patent 
Office  of  the  United-States.  Washington  1851. 
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IV^.  Das  geistige  Eigenthum. 


§.  12.  Begriff  und  Sprachgebrauch. 

Definition.  — Gewerbeberechtigungen.  — Eigenthum  an  Rechten.  — 
Sprachgebrauch.  — Angriffe. 

Die  geistige  Thätigkeit  des  Menschen  tritt  in  drei  verschie- 
denen Richtungen  schaffend  auf,  in  der  Richtung  auf  das  Wahre, 
das  Schöne  und  das  Zweckmässige;  sie  äussert  sich  nach  die- 
sen drei  Richtungen  als  logische,  ästhetische  und  teleologische 
Vorstellung.  Auch  die  Mittel,  durch  welche  sich  die  üeistesthä- 
tigkeit  äussert,  sind  nach  denselben  drei  Richtungen  verschieden. 
Während  das  logische  Denken  sich  in  Worten  ausspricht,  stellt 
sich  die  ästhetische  Vorstellung  in  räumlichen  Formen  dar  und 
das  teleologische  Schaffen  in  bewegenden  und  stoffumbildenden 
Ivräflen. 

In  den  angefflhrten  drei  Richtungen  liegen  auch  die  Ob- 
jecte des  geistigen  Eigenthums  an  Schriften,  Kunstwerken  und  an 
technischen  Erfindungen  und  Erzeugnissen.  Während  indessjede 
freie  geistige  Thätigkeit  in  einer  der  gedachten  drei  Richtungen  ih- 
rem Urheber  im  allgemeinen  Verstände  zugeeignet  werden  kann, 
muss  noch  etwas  Weiteres  hinzukommen,  um  das  Product  des- 
selben zu  einem  Gegenstände  des  geistigen  Eigenthumes  zu 
machen.  Das  Geistesproduct  muss  einer  mechanischen  Wieder- 
holung fähig  sein  und  diese  Reproduction  muss  ein  vermögens- 
rechtliches Interesse  gewähren.  Ein  geistiges  Eigentlmm  ist 
nicht  denkbar  an  den  Werken  der  darstellenden  Künste.  Der 
Vortrag  eines  Schauspielers  oder  eines  Violinvirtuosen  kann 
nicht  mechanisch  reproduzirt,  sondern  nur  so  nachgeahmt  wer- 
den, dass  der  Nachahmende  dieselbe  künstlerische  Thätigkeit 
wiederholt,  die  er  sich  zum  Vorbilde  gesetzt  hat.  Während 
also  das  recitirte  Drama  (Hier  Musikstück  Gegenstand  des 
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geistigen  Eigenthums  ist,  kann  von  einem  solchen  in  Bezug  auf 
die  Thätigkeit  des  darstellenden  Künstlers  nicht  die  Rede  sein. 
Ebensowenig  findet  ein  geistiges  Eigenthum  an  einem  Gegen- 
stände statt,  dessen  Wiederholung  überhaupt  keine  vermögens- 
rechtliche Nutzung  zu  gewähren  vermag.  Dies  gilt  insbesondre 
von  rein  wissenschaftlichen  Entdeckungen  und  Versuchen,  die 
eben  deshalb  aus  der  Klas.se  der  Objecte  des  geistigen  Eigen- 
thumes ausscheiden. 

Das  geistige  Eigenthum  ist  also  die  vermögensrechtliche 
Nutzung  an  der  mechanischen  Wiederholung  eines  Productes 
der  geistigen  Arbeit.  Sein  Inhalt  besteht  in  der  unbeschränkten 
und  ausschliesslichen  Befugniss  der  Reproduction  dieses  Gegen- 
standes. 

ln  der  Person  des  Urhebers,  welchem  diese  Befugniss  ur- 
sprünglich zukommt,  äussert  sich  dieselbe  zunächst  als  eine  in 
der  natürlichen  Freiheit  begründete  Befugniss,  deren  Existenz 
nicht  von  der  Erwerbung  emes  besondem  Rechtes  abhängig 
ist.  Niemand  kann  gehindert  werden,  seine  Schriften,  Kunst- 
werke und  Erfindungen  in  beliebig  vielen  Exemplaren  darzn- 
stellen,  so  lange  er  sich  dieses  Rechtes  nicht  zu  Gunsten  eines 
Dritten  begeben  hat.  Die  Befugniss  des  Urhebers,  sein  Werk 
zu  vervielfältigen,  geht  daher  auch  nicht  mit  dem  Verluste  des 
geistigen  Eigenthumes  unter.  Auch  nach  Ablauf  der  gesetzli- 
chen Schutzfrist  kann  der  Künstler,  oder  der  Erfinder,  fort- 
fahren sein  Werk  zu  vervielfältigen,  aber  nur  wie  jeder  Andere, 
nicht  auf  Grund  eines  ausschliesslichen  Rechtes. 

Den  Character  eines  Rechtes  nimmt  also  die  Befugniss  der 
Reproduction  erst  durch  die  Ausschliesslichkeit  an,  und  das 
Wesen  des  geistigen  Eigenthumes  besteht  in  einer  Einschränkung 
der  Freiheit  Dritter  Personen,  welchen  die  Vervielffiltigung  ohne 
den  Willen  des  Urhebers  untersagt  bleibt. 

Das  geistige  Eigenthum  gehört  daher  in  diejenige  Klasse 
von  Rechten,  welche  als  Gerechtigkeiten  oder  mit  einem 
zu  engen  Ausdrucke  alsGewerbeberechtigungen  bezeich- 
net werdeu  und  die  sämmtlich  darin  Übereinkommen,  dass  der 
Berechtigte  ausschliesslich  zur  V ornahme  gewisser  Handlungen  be- 
fugt ist.  (Jagdgerechtigkeit,  Eisenbahngerechtigkeit,  Mahlzwang  u. 
a.  m.)  Es  unterscheidet  sich  von  den  übrigen  Gerechtigkeiten  des 
heutigen  Rechtes  hauptsächlich  dadurch,  dass  die  ausschliessliche 
Befugniss  nicht  auf  einen  räumlich  begrenzten  Bezirk  beschränkt 
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ist,  sondern  dass  die  Begrenzung  lediglich  durch  den  Gegen- 
stand, oder  auch  zugleich  durch  die  Art  der  Reproduction  ge- 
geben ist. 

Das  geistige  Kigenthum  hat  keinen  körperlichen  Gegenstand. 
Es  gehörtjedoch  wiedie  übrigen  Gerechtigkeiten  zu  den  dingli- 
chen Rechten’).  Es  steht  nicht  wie  die  Forderungsrechte  einer 
bestimmten  Person,  bestimmten  andern  Personen  gegenüber  zu,  son- 
dern äussert  seine  Wirkung  allen  Personen  gegenüber  und  kann 
von  dem  Berechtigten  gegen  Jeden  geltend  gemacht  und  verfolgt 
werden.  Das  geistige  Eigenthum  unterliegt  daher  auch  in  Be- 
zug auf  die  ursprüngliche  und  die  abgeleitete  Erwerbung,  in  Be- 
zug auf  die  Veräusserung,  die  Ausübung  und  Verfolgung  im  Allge- 
meinen denselben  Regeln,  wie  die  dinglichen  Rechte  überhaupt 

Das  geistige  Eigenthum  hat  keinen  körperlichen  Gegen- 
stand und  bildet  deshalb  keine  Spccies  des  Sacheigenthumes 
(dominium  rerum).  Es  ist  auch  unzulässig,  den  Begriflf  des 
Eigenthumes  so  zu  erweitern,  dass  derselbe  auf  die  blosse  aus- 
schliesslicbe  Befugniss  zur  Vornahme  gewisser  Handlungen  ohne 
irgend  welche  räumliche  und  körperliche  Begrenzung  angewandt 
werden  könnte. 

Unter  dem  Eigenthume  kann  nur  die  totale  und  auschliess- 
liche  Herrschaft  über  eine  Sache,  also  über  einen  körperlichen 
Gegenstand  verstanden  werden.  Wenn  man  von  unkörperlichen 
Sachen  als  Gegenständen  des  Eigenthumes  spricht,  so  werden 


1)  Vergl.  Homeyer  in  der  Jaristischen  Wochenschrift  von  Hin- 
schius  1836.  Nr.  26— 28,  welcher  das  geistige  Eigenthum  als  ein  ding- 
liches Untersagungsre  cbt  qnalificirt.  — Mandry  (Die  Geeetrge- 
bung  des  Königreichs  Bayern,  herautgegeben  von  v.  DoUmann.  Th.  I. 
Bd.  6.  Heft  2.  S.  99)  schlägt  vor,  neben  den  dinglichen  und  den  For- 
derungsrechten das  geistige  Eigenthum  des  Schriftstellers  als  eine 
dritte  Kategorie  von  Vermögensrechten  absoluten  Cha- 
rakters, aber  ohne  sachliche  Grundlage,  aufzufasscu.  Ersetzt 
hinzu;  >Ob  und  welche  weiteren  der  modernen  Rechtabildung  angehö- 
rigen  Befugnisse  derselben  Kategorie  zuznzählen  wären,  ist  hier  nicht 
festzustellen.  Doch  mag  im  Allgemeinen  nnd  ohne  bestimmte  Entschei- 
dung für  den  privat-  beziehungsweise  vermögensrechtUchen  Charakter 
der  einzelnen  Befugnisse  biugewiesen  werden : auf  das  Recht  zur  aus- 
schliesslichen Führung  einer  bestimmten  Firma  (deutsches  Handelsge- 
setzbuch Art.  15  ff.),  auf  das  Recht  zum  ausschliesslichen  Gebrauche  be- 
stimmter Waarenzeichen  und  auf  die  aus  Erfinduiigs-  und  Einführungs- 
patenten hervorgehenden  Rechte.« 
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darnnter  nur  Mehrheiten  von  körperlichen  Dingen  verstanden, 
die  zwar  wie  der  Nachlass  oder  die  Mitgift  an  sich  einen  ab- 
stracten  Begriff  darstellen,  aber  in  der  Wirklichkeit  eine  An- 
zahl körperlicher  Sachen  begreifen.  Wenn  daneben  auch  un- 
körperliche  Rechte  in  dem  Nachlasse  begriffen  sein  können,  so 
enthält  die  Uebertragung  des  Eigenthuinsbegriffes  auf  diese 
Mehrheit  von  körperlichen  und  unkörperlichen  Gegenständen 
zwar  eine  Ausdehnung,  aber  keine  Veränderung  des  ursprüng- 
lichen Begriffes. 

Im  preussischen  Rechte  wird  die  Bezeichnung  des  Eigen- 
thumes in  einer  doppelten  Bedeutung  gebraucht,  nämlich  ein- 
mal für  das  Sacheigenthum,  oder  das  Recht  eine  Sache  zu  be- 
sitzen, zu  gebrauchen  und  über  deren  Substanz  zu  verfügen 
(Allg.  Landrecht,  Th.  I.  Tit.  8.  §§.  9. 10.),  sodann  für  die  ver- 
mögensrechtliche Herrschaft  überhaupt  oder  für  das  Recht  über 
die  Substanz  einer  Sache  oder  eines  Rechtes  mit  Ausschliessung 
Anderer  zu  verfügen  (ibid.  §.  1.).  Ebenso  wird  der  Ausdruck : 
Sache  in  doppelter  Bedeutung  angewandt,  einmal  zur  Bezeich- 
nung alles  desjenigen,  was  Gegenstand  eines  Rechtes  oder  einer 
Verbindlichkeit  sein  kann  (Allg.  Landrecht,  Th.  I.  Tit.  2.  §§.  1. 2.), 
sodann  zur  Bezeichnung  der  Gegenstände,  welche  entweder 
von  Natur  oder  durch  die  Uebereinkunft  der  Menschen  eine 
Selbständigkeit  haben,  vermöge  deren  sie  Objecte  eines  dau- 
ernden Rechtes  sein  können  (ibid.  f|.  3). 

Allein  diese  doppelte  Terminologie  des  preussischen  Rechtes 
verändert  den  Begriff  des  Sacheigenthumes  nicht ; vielmehr  wird 
derselbe  von  dem  daneben  aufgestellten  Begriffe  des  Eigenthu- 
mes im  weitereu  Sinne  deutlich  unterschieden.  Wenn  ferner 
als  Gegenstände  des  Eigenthumes  im  weiteren  Sinne  auch  Rechte 
bezeichnet  werden,  so  folgt  daraus  jedenfalls  nicht,  dass  die 
Rechte,  welche  einen  Gegenstand  des  Eigenthumes  bilden,  selbst 
Eigenthum  seien.  Wenn  also  nach  dem  Sprachgebrauche  des 
preussischen  Rechtes  das  Verlagsrecht  an  einer  Schrift,  oder 
das  Patent  einer  Erfindung  Objecte  des  Eigenthumes  im  wei- 
teren Verstände  ausmachen,  so  darf  nicht  behauptet  werden, 
dass  das  geistige  Eigenthum  selbst,  welches  den  Inhalt  dieser 
Rechte  ausmacht,  eine  Art  des  Eigenthumes  sei,  man  müsste 
denn  alle  übrigen  Rechte,  die  in  demselben  Sinne  Gegenstand 
des  Eigenthumes  sind,  zum  Eigenthum  zählen  und  damit  den  Be- 
griff des  Eigenthumes  als  eines  besondem  Rechtes  völlig  aufheben. 
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Das  geistige  Eigenthom  hat  also  mit  dem  Sacheigenthume 
nur  den  Namen  gemein;  und  die  übliche  Bezeichnung  des  Ur- 
heberrechtes an  Schriften,  Kunstwerken  und  Erfindungen  ist 
offenbar  aus  einer  unrichtigen  Auffassung  des  Eigenthomsbe- 
griffes  hervorgegangen,  indem  man  glaubte,  das  aus  der  eigenen 
Hervorbringung  des  Autors  fliessende  Recht  schlechthin  als  Ei- 
genthum bezeichnen  zu  dürfen,  ohne  die  wesentliche  Verschie- 
denheit des  Objectes  zu  berücksichtigen. 

Allein  die  Bezeichnung  des  Urheberrechtes  als  geistiges 
Eigenthum  ist  allgemein  angenommen  und  ebenso  alt,  als  die 
Anerkennung  dieses  Rechtes  selbst. 

Schon  Luther  bezeichnet  in  der  Vermahnung  an  die  Drucker, 
welche  der  zweiten  Ausgabe  seiner  Auslegung  der  Episteln  und 
Evangelien  von  Advent  bis  Ostern  (Wittenberg  1525)  angehängt 
ist,  den  Nachdruck  als  einen  Diebstahl  an  fremdem  Gute  '). 
Das  Kursächsische  Mandat  vom  27.  Februar  1686*),  welches 
zuerst  den  Nachdruck  aucli  der  nicht  besonders  priveligirten 
Ausgaben  unter  Strafe  stellte,  gebraucht  die  Worte:  »Als  be- 
fehlen wir  — sich  des  verbotenen  Nachdrückens  zum  höchsten 
Schaden  Derer,  welche  Bücher  von  den  Autoribus  redlicher 
Weise  an  sich  gebracht  auch  wohl  darüber  Privilegia  erlanget 
zu  enthalten.«  Und  diese  Worte  werden  in  dem  Rescripte  vom 
4.  Juli  1798  ®)  wie  folgt  erläutert : »Es  erhellet  dahero,  dass 
zum  Grunde  dieses  Verbots  des  Nachdrucks  hauptsächlich  die 
redliche  Erwerbung  des  Eigenthums  an  einem  Buche  an- 
genommen und  die  Schärfe  der  Ahnung  mittelst  der  Confisca- 
tion  — vornämUch  auf  den  Eingriff  in  das  Eigenthum  eines 
Verlegers  und  nur  nebenher  auf  die  Verletzung  eines  erlangten 
Privilegii  gesetzet  worden.« 

Auch' die  Jurisprudenz  des  vorigen  Jahrhunderts  ging  in 
den  zahlreichen  Versuchen,  die  Strafbarkeit  des  Nachdrucks 
unabhängig  von  positiven  Verboten  und  Privilegien  aus  allge- 
meinen rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  begründen,  von  der  Be- 
hauptung aus,  dass  dem  Verfasser  eines  Buches  oder  dessen 


1)  Waa  aol  doch  das  aeyn,  meyne  lieben  Druckerherren,  das  eyner 
dem  andern  so  öffentlich  raubt  und  stillt  das  seyne  und  untereinander 
euch  verderbt?  Seit  yhr  nu  strassenräuber  und  diebe  worden? 

2)  Codex  Augusteus.  Leiptig  1724.  Tom.  I.  p.  414. 

3)  Cod.  Aug.  Zweite  Fortsetzung.  Leipzig  1805.  Tb.  I.  p.  56. 
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Verleger  ein  Eigenthum  an  dem  Inhalte  des  Buches  zukomme, 
welches  durch  den  unerlaubten  Nachdruck  verletzt  werde  ')• 

Dieser  Sprachgebrauch  ging  dann  in  das  Allgemeine  Preus- 
sische  Landrecht’)  über,  welches  zum  ersten  Male  in  Form 
einer  gesetzlichen  Regel  ein  ausschliessliches  Recht  des  Ver- 
fassers auf  die  Verfügung  über  das  Product  seiner  geistigen 
Arbeit  anerkannte. 

Durch  die  deutsche  Bundesgesetzgebung  wurde  endlich 
dieser  Sprachgebrauch  endgültig  fixirt.  indem  im  Bundesbe- 
schlasse vom  9.  November  1837  im  Art.  2 der  Grundsatz  ausge- 
sprochen wurde,  dass  »das  Recht  des  Urhebers  oder  dessen,  der 
das  Eigenthum  des  literarischen  oder  artistischen  Werkes 
erworben  hat«,  in  sämmtlichen  Bundesstaaten  mindestens  wäh- 
rend eines  Zeitraumes  von  zehn  Jahren  anerkannt  und  geschützt 
werden  soll.  Demgemäss  gebrauchen  auch  die  Landesgesetze 
der  verschiedenen  Deutschen  Staaten,  durch  welche  der  ange- 
führte Bundesbeschluss  zur  Ausführung  gebracht  worden  ist, 
meistens  die  Bezeichnungen:  Eigenthum  an  Werken  der  Wis- 


1)  GuUohten  der  Leipziger  Jariatenfacaltät  von  1706  bei  Berger 
Elacta  disoeptt.  forene.  Lips.  1706.  Tit.  89  oba.  5.  p.  1096. 

J.  B.  Wer  ober,  SeleoUe  obaervatt.  forene.  Vitemb.  1722.  vol.  6.  p.  712. 
J.  H.  Böhmer,  Kurze  Einleitung  zum  geecbiokten  Gebrauche  der  Ac- 
ten. Frankfurt  und  Leipzig  1734.  S.  507  ff. 

Martin  Ehlera,  Ceber  die  Unzuläsaigkeit  des  Büchcrnacbdrucka.  Des- 
sau und  Leipzig  1784. 

E M.  Gräff,  Versuch  einer  einleuchtenden  Darstellung  des  Eigen- 
thums und  der  Eigenthumsreohte  des  Scbriflstellera  und  Verlegers, 
lieipzig  1794.  ' 

G.  A.  Bielitz,  Versuch  die  von  dem  Verlagsrechte  geltenden  Grund- 
sätze aus  der  .Analogie  der  positiven  Gesetze  abzuloiten. 
Thurneisen,  Diss.  iurid.  inaugur.  de  recusione  librorum  furtiva.  Ba- 
sil.  1738. 

Jos.  Steph  Püttcr,  Der  BQchcrnachdmck  nach  ächten  Grundsätzen 
des  Rechts  geprüft.  Göttingen  1774. 

2)  Th.  I.  Tit.  11  §.  988.  Auf  nützliche  Geistesarbeiten  — Beloh- 
nnngen  auszusotzen,  ist  einem  Jeden  erlaubt. 

§.995.  Das  Eigenthum  der  von  einem  jeden  Mitbewerber  ge- 
lieferten Arbeit  verbleibt  ihrem  Urheber  und  der  .\ussetzer  des  Preises 
kann  sich  darüber  keine  andere  Verfügung  anmassen,  als  die  er  sich 
bei  der  Bekanntmachung  ausdrücklich  Vorbehalten  hat,  oder  die  ans 
dem  erklärten  Zwecke  der  Aufgabe  von  selbst  folgt.  - (Yergl.  die  Be- 
merkung von  Suarez  oben  S.  48.  Anm.  1). 


Pigilized  by  Google 


118  IT.  Das  geistige  Eigenthutn.  12.  Begriff  und  Sprachgebraucfa . 


senschaft  und  Kunst  ‘)  oder  literarisches  und  artistisches  Eigen- 
thnm ') ; und  auch  in  den  Patentgesetzen  verschiedener  deut- 
scher und  ausländischer  Staaten  werden  die  Erfindungen  als 
ein  geistiges  Eigenthum  des  Urhebers  bezeichnet“). 

Der  Gebrauch  dieser  Bezeichnung  ist  von  neueren  juristi- 
schen Schriftstellern  vielfach  bekämpft  worden  *).  Ihre  Angriffe 
sind  indess  lediglich  gegen  die  Verwechslung  des  geistigen  Ei- 
genthumes mit  dem  Sacheigenthume  und  gegen  die  unzulässige 
Ausdehnung  des  Eigenthumsbegriffes  gerichtet,  welche  die  nächste 
Veranlassung  zu  dem  herrschenden  Sprachgebrauche  g^eben 
hat.  Diese  Einwendungen  sind  indess  nicht  geeignet,  den  ein- 
mal von  der  Gesetzgebung  und  von  der  Wissenschaft  recipirten 
Sprachgebrauch  zu  beseitigen.  Man  kann  sich  füglich  der  Be- 
zeichnung ; geistiges  Eigenthum  bedienen,  ohne  dadurch  die  ge- 
nerische Verschiedenheit  des  Urheberrechtes  an  Geistesproducten 
und  des  Sacheigenthumes  in  Zweifel  zu  ziehen.  Die  Bezeich- 
nung des  geistigen  Eigenthumes  hat  also  dieselbe  Berechtigung, 
wie  andere  allgemein  angenommene  juristische  KunstausdrUcke, 
welche  bei  bloss  wörtlicher  Auffassung  einen  Widerspruch  er- 
geben, wie  z.  B.  die  vermuthete  Vollmacht,  die  geistliche  Ver- 
wandtschaft, die  moralische  Pei-son  u.  dgl.  m.  - 

Ueberdiess  fehlt  es  an  einem  andern  recipirten  Kunstans^ 
drucke,  welcher  das  geistige  Eigenthum  zu  verdrängen  geeig- 
net wäre.  Das  Verlagsrecht  ist  ein  von  dem  ursprünglichen 
geLstigen  Eigenthume  verschiedenes  abgeleitetes  Recht,  welches 
zu  seiner  Begründung  einen  Verlagsvertrag  voraussetzt.  (Vergl. 
§.  28  Nr.  4.).  Es  umfasst  nur  das  Recht  der  Vervielfältigung 
von  Schriften  und  Kunstwerken,  nicht  die  Rechte  des  Erfinders, 

1)  Preuss.  Gesetz  v.  11.  Juni  1837.  BaierUch.  Gesetz  v.  15.  April 
1840.  Braunschweig.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842.  Grossherzogl.  Sachs. 
Gesetz  V.  11.  Januar  1839. 

2)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846.  Kurfürstl.  Hess.  Ver- 
ordnung V.  16.  Mai  1829. 

3)  Oesterreich.  Gesetz  v.  15.  August  1852.  Engl.  Statut  17  Ge- 
orge 111.  Cap.  57.  Keapolit.  Decret  v.  2.  März  1810.  Franzos.  Gesetz 
V.  25.  Mai  1791. 

4)  Neiistetel,  Der  Büchemachdruck  nach  Römischem  Rechte  be- 
trachtet. Heidelberg  1824.  S.  4 ff.  Wächter,  Das  Verlagsrecht-  Stutt- 
gart 1857.  Bd.  I.  S.  99  ff.  Maurenbrecher,  Deutsches  Frivatrecht 
§.  506.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.  219.  Note  3.  Renouard, 
Traite  dos  droits  d’auteurs.  Paris  1838.  Tom.  1.  p.  455.  . 
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welche  einen  dritten  wesentlich  gleichartigen  Zweig  des  geistigen 
Eigenthumes  bilden.  Auch  bei  einem  nur  zur  Aufführung  be- 
stimmten Drama  oder  Musikstücke  und  bei  Lehr-  und  Kanzel- 
vorträgen besteht  das  vermögensrechtliche  Interesse  des  Ver- 
fassers nicht  in  dem  Verlage,  sondern  in  der  öffentlichen  Dar- 
stellung seines  Werkes  und  in  der  Verhinderung  jeder  andern 
Art  der  Bekanntmachung. 

Die  Bezeichnung:  Itecht  des  Urhebers  ist  weder  bei  uns 
recipirt,  nocli  enthält  sie  in  sich  selbst  diejenige  concrete  Be- 
stimmtheit, welche  der  Ausdruck  geistiges  Eigenthum  durch 
den  Sprachgebrauch  erlangt  hat. 

Hierzu  kommt,  dass  auch  im  französischen  ')  und  engli- 
schen ‘)  Hechte  die  Bezeichnung  des  geistigen  Eigenthumes  für 
das  liecht  des  Urhebers  an  Schriften,  Kunstwerken  und  Erfin- 
dungen ziemlich  allgemein  in  der  Gesetzgebung  und  in  der 
Wissenschaft  recipirt  ist,  so  dass  der  bei  uns  übliche  Sprach- 
gebrauch sich  bereits  zu  internationaler  Geltung  erhoben  hat. 

§.  13.  Dogmengeschichte®). 

Eigenthumntheoric.  — Vcrtragsmäsfiiger  Vorbehalt.  — Recht  der  Per- 
sönlichkeit. — Privileginm. 

Der  oben  (S.  113)  entwickelte  Begriff  des  geistigen  Eigen- 
thumes als  der  vermögensrechtlichen  Nutzung  der  Repro- 
duction  eines  geistigen  Erzeugnisses  ist  von  der  Mehrzahl  der 
neueren  Schriftsteller  angenommen  ‘).  Dagegen  stehen  dieser 


1)  lioi  du  19  Juillet  1793  relative  aux  droits  en  propriete  lit- 
teraire  et  artistique  — Loi  du  8 avril  1859  relative  ä la  propriete  litte- 
raire  et  artistique.  Vergl.  die  oben  S.  108  angeführten  Büchertitel. 

2)  Neben  der  unserm  Verlagsrechte  entsprechenden  Bezeichnung 
Copyright  — Vergl.  17  George  III  Cap.  67  : An  act  for  morc  effectually 
seenring  the  Property  of  Prints  to  Inventors  and  Engravers. 

S)  Vergl.  Elvers  Themis,  Zeitschrift  für  practisebe  Rechts- 
wissenschaft. Göttingen  1828.  Bd.  I.  S.  209  ff.  — M.  Lange,  Kritik 
der  Grundbegriffe  des  geistigen  Eigenthumes.  Schönebeck  1858.  Wäch- 
ter, das  Verlagsrecht.  Bd.  I.  S.  76  ff.  S 90  ff  Harum,  Oestereichische  ' 
Prossgesetzgebung.  §§.7  — 11,  16—24.  Bliintschli,  Kritische  üeberschau, 

Bd.  I.  S.  1 ff.  Warnkönig  in  der  kritischen  Viertoljahrischrift.  Bd.  I, 

S.  49.  ff. 

4)  Jolly,  Die  Lehre  vom  Nachdruck  nach  den  Beschlüssen  des 
deutschen  Bundes  dargestellt.  S.  44. 
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AnSiusuDg  namentlich  in  der  älteren  Jurisprudenz  andere  Theo- 
rien gegenüber,  welche  das  geistige  Eigenthum  theils  aus  dem 
Sacheigenthume,  theils  aus  einem  stillschweigenden  Vertrage 
zwischen  dem  Urheber  und  dem  Publikum,  theils  endlich  aus 
dem  Rechte  der  Persönlichkeit  abzuleiten  versuchen,  während 
noch  anderejededoctrinelle  Begründung  des  Rechtsschutzes  der 
geistigen  Erzeugnisse  verwerfen  und  diesem  Schutze  einen  rein 
polizeilichen  Character  beilegen.  Jede  dieser  Ansichten  hat  bis 
in  die  neuere  Zeit  Vertheidiger  gefunden  und  jede  ist  im  Laufe 
der  lange  und  lebhaft  geführten  Erörterangen  über  die  Natur 
des  geistigen  Eigenthumes  zu  irgend  einer  Zeit  die  herrschende 
Meinung  gewesen.  Die  älteste  Auffassung  stellte  das  Recht 
des  Urhebers  an  den  geistigen  Erzeugnissen  dem  Eigenthume 
gleich  ’).  Als  Object  dieses  Eigenthumes  wurde  die  Materie 
(Wernher)  oder  der  gelehrte  Grundstoff  (Pütter)  des  Bu- 
ches bezeichnet  — eine  rea  mcorporalis,  an  welcher  im  Gegen- 
sätze zu  dem  Eigenthume  an  einem  Exemplare  dem  Verfasser 
ein  wahres  und  rechtes  Eigenthum  zukomme  (Berger 
a.  a.  0.  S.  1099).  Der  Ursprung  dieses  Eigenthumes  wird  aus 
der  Erzeugung  des  Geistesproductes  abgeleitet  (Böhmer).  Das 
ausschliessliche  Recht  der  Vervielfältigung  w ird  als  ein  Ausfluss 
dieses  Eigenthumsrechtes  und  der  Nachdruck  als  die  wider- 
rechtliche Benutzung  fremden  Eigenthumes,  als  ein  furtum  usus 

Kenouarcl,  Traite  des  droits  d’auteurs  dam  la  litterature. lea  scieaoM 
et  les  beanx  arte,  tom.  II,  p.  10.  i» 

Wächter,  Das  Verlagsrecht.  Bd.  I S.  108. 

Beaeler,  System  doa  gemeinen  deutschen  Privatrechtes.  2.  Aufl.  §.238. 
Bluntscbli,  Deutsches  Privatrecht.  §.  47. 

Koch,  Lehrbuch  des  Preuss.  gemeinen  Privatrechts  3.  Aufl.  Bd.  I S.  67G. 
R.  Sohmid  in  der  Kritischen  Zeitschrift  Jahrgang  1859  S.  434  ff. 

1)  Vergl.  die  oben  S.  117  Anm.  1 angefahrten, Schriften,  sowiefemor: 
Kant,  Von  der  Unreohtmässigkoit  des Buchemachdruoks.  Berliner  Mo- 
natsschrift, Mai  1785.  S.  403  ff.  Metaphysische  Anfangsgründc  der 
RechUlehre  1797.  Th  I S.  128. 

Fichte  in  der  Berliner  Monatsschrift,  Mai  1792.  S.  443  ff. 

Krug,  Kritische  Bemerkungen  über  Schriftstellerei,  Buchhandel  und 
Nachdruck. 

Kramer,  Die  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger.  Ein  Versuch. 
A.  Schröder,  Das  Eigenthum  im  Allgemeinen  und  das  geistige  Ei- 
genthum insbesondere. 

A.  Berger,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Büchernachdruck. 
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bezeichnet  (Thurneisen).  Diese  Deduction  war  ursprünglich, 
durch  das  Bestreben  hervorgerufen,  dem  Nachdruckverbote  eine 
allgemeine  juristische  Grundlage  zu  geben,  unabhängig  von  den 
Vorschriften  des  positiven  Rechtes,  die  damals  erst  bis  zu  ein- 
zelnen Privilegien  für  bestimmte  Autoren  und  Verleger  gedie- 
hen waren.  Man  zog  die  Analogie  des  Eigenthumes  heran, 
weil  man  in  der  Erwerbung  des  Urheberrechtes  durch  geistige 
Hervorbringung  eine  üebereinstimmung  mit  der  Erwerbung 
des  Eigenthnmes  durch  Production  und  Specitication  fand  und 
weil  das  Eigenthum  als  die  totale,  jede  fremde  Einwirkung 
ausschliessende  rechtliche  Herrschaft  den  besten  Grund  für  die 
Untersagung  einer  anderweitigen  Vervielfältigung  des  Geistes- 
werkes abzugeben  schien. 

Dieser  Vereuch,  den  Begriff  des  geistigen  Eigenthumes 
auf  das  Sacheigenthum  zurOckzuführen,  ist  zwar  für  den  herr- 
schenden'Sprachgebrauch  massgebend  geblieben.  Er  hat  auch 
dadurch  gute  Dienste  geleistet,  dass  er  die  Rechte  der  Schrift- 
steller dem  gemeinen  Verständnisse  versinnlichte  und  die  später 
erfolgte  allgemeine  Anerkennung  im  Wege  der  Gesetzgebung 
erleichterte.  Für  die  juristische  Theorie  dieses  Rechtsinstitutes 
aber  ist  die  herbeigezogene  Analogie  völlig  werthlos  und  ver- 
werflich. 

Es  ist  bereits  oben  (S.  113f.)  ausgefflhrt  worden,  dass  der 
Gegenstand  des  geistigen  Eigenthumes  sich  als  eine  Handlung 
characterisirt,  welche  in  keinem  Verstände  unter  den  Begriff 
der  Sachen,  weder  der  körperlichen  noch  der  unkörperlichen, 
subsumirt  werden  kann.  Ebenso  wenig  als  in  dem  Objecte  bei- 
der Rechte  ist  aber  auch  in  dem  Ursprünge  derselben  eine 
üebereinstimmung  vorhanden.  Das  Eigenthum  an  körperlichen 
Erzeugnissen  wird  zwar  in  dem  einen  Falle  der  Specification 
durch  die  Thätigkeit  des  Hervorbringens  erworben.  AUein  diese 
Art  der  Erwerbung  des  Eigenthumes  ist  eine  ausnahmsweise, 
welche  auf  der  singulären  Voraussetzung  beruht,  dass  jemand 
aus  fremdem  Stoffe  einen  ganz  neuen  Gegenstand  verfertigt 
hat.  Der  letzte  Grund  der  Erwerbung  des  Eigenthuraes  liegt 
auch  in  diesem  Falle  bloss  in  der  Aneignung,  und  die  produ- 
ctive Thätigkeit  des  Verfertigers  kommt  nur  insofern  in  Be- 
tracht, als  durch  dieselbe  der  frühere  Gegenstand  aufgehört 
hat  zu  existiren,  und  eine  ganz  neue  Sache  erzeugt  ist,  an 
welcher  als  an  einer  herrenlosen  die  Occupation  stattfln- 
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det  ‘).  Die  Specification  ist  also  nur  eine  Art  der  Occu- 
patioD. 

Beim  geistigen  Eigenthume  ist  aber  die  eigene  Hervorbrin- 
gung des  üeisteswerkes  der  alleinige  Grund  der  Erwerbung. 
Eine  Üccupation  des  geistigen  Eigenthumes  an  herrenlosen  und 
derelinq Hirten  Werken  findet  keinesweges  statt.  Es  kanu  über- 
haupt nur  einmal  und  von  einer  bestimmten  Person,  dem  Ur- 
heber unmittelbar  erworben  werden,  jeder  dritte  Erwerber 
muss  seine  Rechte  auf  diesen  Urheber  zurückftthren  können. 

Endlich  ist  einleuchtend,  dass  eine  solche  totale  rechtliche 
Herrschaft,  wie  sie  den  Inhalt  des  Sacheigenthumes  ausmacht, 
bei  dem  geistigen  Eigenthume,  auch  abgesehen  von  der  Ver- 
schiedenheit des  Objectes,  keineswegs  stattfindet.  Der  geistige 
Eigenthümer  ist  nur  gegen  ganz  bestimmte  Eingriffe  in  seinen 
Recbtskreis  (unbefugte  Vervielfältigung,  Nachahmung,  Auffüh- 
rung etc.)  geschützt,  während  er  keinesweges  in  der  Lage  ist, 
jede  Benutzung  und  Ausbeutung  seines  Geisteswerkes  untersa- 
gen zu  können.  Die  neueren  Vertheidiger  der  Eigenthums- 
theorie  haben  sich  in  scharfsinnigen  Distinctionen  erschöpft, 
um  dieser  beschränkten  Wirkung  gegenüber  die  Totalität  der 
rechtlichen  Herrschaft  des  geistigen  Eigenthümers  theoretisch 
zu  retten. 

Nach  Fichte  (a.  a.  0.  S.  443)  und  Eisenlohr  (a.  a.  O.  S.  60) 
ist  bei  dem  Inhalte  einer  Schrift  zu  unterscheiden  zwischen  den 
Gedanken  und  der  Form  des  Ausdimckes,  Erstere  könne  jeder 
sich  im  Wege  der  Reception  zueignen  und  es  könne  daher  nie- 
mand au  ihrer  Benutzung  gehindert  werden.  Die  Form  des 
Ausdruckes  dagegen  bleibe  auf  immer  des  Autors  ausschlies- 
sendes  Eigenthum,  weil  niemand  sich  fremde  Gedanken  aneig- 
nen könne,  ohne  ihre  Form  zu  verändern. 

Diese  Unterscheidung  ist  an  sich  berechtigt*).  Die  Worte 
sind  das  Mittel,  durch  welches  die  Gedanken  des  Schriftstellers 


1)  L.  7.  §.7  Dig.  deadquir.  dom.  (41.  1):  Cum  quis  ex  aliena  ma- 
teria  speciem  aliquam  suo  nomine  fecerit,  Nerva  et  Prouiilus  putant, 
hunc  dominum  esse,  qui  fecerit,  >quia  quod  factum  est,  antea 
nu  Ilius  fue  rat.< 

2)  Sie  wird  von  Neustetei  (DerBüchemaohdruck  nach  Römischem 
Recht  betrachtet  S.  11)  und  von  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  1 S. 
101)  ohne  Grund  verworfen. 


YertngBoi  aasiger  Vorbehalt. 


133 


in  dem  Leser  reproduzirt  werden.  Der  so  reproduzirte  Gedanke 
ist  freier  geistiger  Besitz  des  Lesers  und  dieser  kann  schlech- 
terdings nicht  gehindert  werden,  denselben  weiter  mitzutbeilen. 
(Vergl.  Einleitung  S.  18  f.).  Wenn  der  Leser  dagegen  den  Inhalt 
des  Buches  in  denselben  Worten  vervielfältigt,  so  verfällt  er 
in  eine  mechanische  Ileproduction,  die  das  ausschliessliche  Recht 
des  Autors  ist  So  richtig  indess  die  angeführte  Unterscheidung 
ist,  so  wenig  ist  sie  geeignet,  die  venneintliche  Totalität  der 
rechtlichen  Herrschaft  des  Urhebers  zu  retten.  Im  Gegcntheile,  < 
die  weitere  Ausführung  dieser  Unterscheidung,  die  an  einer 
andern  Stelle  erfolgen  wird,  zeigt  recht  deutlich,  wie  beschränkt 
der  Rechtsschutz  ist,  welcher  dem  geistigen  Eigenthume  über- 
haupt gewährt  werden  kann. 

W'enn  es  möglich  wäre,  die  verschiedenen  Rechte  nach 
ihrer  mehr  oder  minder  beschränkten  Geltung  zu  klassihziren, 
so  würden  in  der  That  das  Sacheigenthum  und  das  geistige 
Eigenthum  sich  gerade  an  den  entgegengesetzten  Endpunkten 
der  Reihe  vorfinden. 

Ein  zweiter  Versuch  das  ausschliessliche  Recht  des  Urhe- 
bers auf  Vervielfältigung  seines  Werkes  aus  dem  allgemeinen 
Rechte  zu  begründen  — die  Vertragstheorie  — wurde  von 
einem  hervorragenden  Vertheidiger  der  Eigenthumstheorie  auf- 
gestellt. Pütter  stützt  das  ausschliessliche  Recht  der  Verviel- 
fältigung zunächst  auf  die  Annahme  eines  Eigentbunisrechtes 
an  dem  gelehrten  Grundstoffe  des  Werkes.  Dass  aber  dieses 
Eigenthumsrecht  nicht  zugleich  mit  dem  Eigenthume  an  den 
einzelnen  verkauften  Exemplaren  übertragen  werde,  leitet  er 
aus  einem  stillschweigenden  Vertrage  {pactum  adUetum 
tacitumum)  her.  Der  Verleger  gibt  nämlich  nach  seiner  Auf- 
fassung dadurch,  dass  er  auf  den  Titel  setzen  lässt,  dass  das 
Buch  in  seinem  Verlage  gedruckt  sei,  jedem  Käufer  ausdrück- 
lich zu  erkennen,  dass  er  das  Buch  in  einzelnen  Exemplaren 
nur  unter  der  Bedingung  verkaufe,  dass  ihm  sein  Verlag  unge- 
kränkt bleibe.  Die  weitere  Ausführung  dieser  Vertragstheorie 

1)  Vergl.  Hegel,  Ornndlinien  der  Philosophie  des  Rechts.  Berlin 
1833.  §.  69. 

2)  Der  Büchemaohdrack  nach  ächten  Gnindsätaen  des  Rechts 
gepröR.  Gottingen  1774  §.  46.  Beiträge  aom  Teutschen  Staats-  und 
Füraten-Rechte  Th.  I S.  269.  * 
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wurde  versucht  von  0.  von  Oppen  *)>  jedoch  von  dem  abwei- 
chenden Gesichtspunkte  aus,  dass  der  Verleger,  welcher  selbst 
nur  das  Recht  zur  Vervielfältigung  einer  bestimmten  Zahl  von 
Exemplaren  erworben  habe,  bei  dem  Verkaufe  dieser  einzelnen 
Exemplare  nicht  ein  Recht  zur  weitem  Vervielfältigung  über- 
tragen könne.  — Beide  Ansichten  beruhen  auf  einer  offenbaren 
petitio  principii,  sofern  sie  von  der  Annahme  ausgehen,  dass 
dem  Verleger  ein  ausschliessliches  oder  ein  beschränktes  Recht 
der  Vervielfältigung  von  dem  Verfasser  übertragen  werden 
könne.  Auch  ist  bereits  anderwärts*)  überzeugend  ausgeführt, 
dass  ein  vertragsmässiges  Untersagungsrecht  des  Nachdruckes 
gegenüber  den  Käufern  der  einzelnen  Exemplare  überhaupt 
nicht  wirksam  constituirt  werden  könnte,  auch  wenn  der  Autor 
oder  der  Verleger  einen  solchen  Vorbehalt  nach  dem  Vorschläge 
Schobers*)  auf  dem  Titelblatte  ausdrücklich  publiziren  möchte, 
da  zu  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte  auch  die  ausdrückliche 
Acceptation  hinzutreten  müsste  und  selbst  diese  nur  den  näch- 
sten Käufer,  nicht  aber  jeden  folgenden  Besitzer  des  Buches 
verpflichten  würde. 

Noch  weniger  kann  die  Vertragstheorie  auf  das  geistige 
Eigenthum  an  Kunstwerken,  welche  noch  nicht  Gegenstand  des 
Verlages  sind,  und  an  Erfindungen  Anwendung  finden.  Wenn 
gleichwohl  mehrfach  auch  das  Recht  des  Erfinders  als  aus  ei- 
nem Vertrage  zwischen  dem  Erfinder  und  der  Gesellschaft  oder 
dem  Publicum  hervorgehend  bezeichnet  wird  <),  so  ist  dies  mehr 
als  eine  bildliche  Ausdrucksweise,  denn  als  eine  juristische  De- 
finition aufzufassen,  da  ein  Vertrag  nur  mit  bestimmten  Per- 
sonen, nicht  mit  dem  Publicum  oder  der  Gesellschaft  geschlossen 
werden  kann. 

Die  Eigenthumstheorie  und  die  Vertragstheorie  kommen 
trotz  der  nach  verschiedenen  Richtungen  fehlgreifenden  Auffas- 
sung des  Rechtsgrundes  doch  in  der  richtigen  practischen  Wflr- 

1)  Beiträge  zur  Revision  der  Gesetze  1683. 

2)  Lange,  Kritik  der  Grundbegriffe  vom  geistigen  Eigenthume. 
Schönebeck  1856.  S.  18  ff. 

3)  Reiebsanzeiger  von  1792  II  Xr.  71. 

4)  Renouard.  Traitö  des  brevets  d’invcntion.  S.3  6dit.  p.  12.  p.  22. 
Mohl,  Kritische  Zeitschrift  fSr  Rechtswissenschaft  Bd.  XXV  Heft  1 
(1852)  8. 109. 
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digung  des  Urheberrechtes  überein,  indem  sie  beide  dasselbe 
als  einen  Schatz  der  vennögensrechtlichen  Interessen  des  Au- 
tors auffassen.  Anders  verhält  es  sich  mit  einer  dritten  neueren 
Theorie,  welche  das  geistige  Eigenthum  aus  dem  Rechte  der 
Persönlichkeit  ableitet,  und  seine  Verletzung  als  eine  Art  der 
iniuria  des  römischen  Rechtes  charakterisirt  ‘). 

Man  kann  zugeben,  dass  in  manchen  Fällen  der  unbefugte 
Nachdruck  eine  Verletzung  der  Persönlichkeit  des'  Autors  ein- 
schliessen,  folglich  als  iniuria  im  weiteren  Sinne  aufgefasst 
werden  kann.  Dies  wird  insbesondere  bei  fehlerhaften  und 
verstümmelten  Nachdrücken  der  Fall  sein ; wie  denn  auch  Lu- 
ther in  der  oben  (S.  116)  angeführten  Vermahnung  an  die  Drucker 
klagt : »Nu  were  der  schaden  dennoch  zu  leyden,  wenn  sie  doch 
meyne  bücher  nicht  so  falsch  und  schendlich  Zurichten.«  Ebenso 
kann  die  vorzeitige  Veröffentlichung  eines  Geisteswerkes, 
welches  der  Autor  nicht  in  dieser  Gestalt  heranszugeben  be- 
absichtigte, ebensowohl  die  Ehre  des  Verfassers  kränken,  als 
sein  Vermögensinteresse  beschädigen.  Wenn  also  Wächter  *) 
behauptet,  dass  durch  den  reinen  Nachdruck  die  Ehre  des 
Autors  nicht  verletzt  werden  könne,  es  müsste  denn  sein  Werk 
Schändlichkeiten  enthalten,  so  trifft  dies  keinesweges  zu.  Da- 
gegen muss  man  der  Behauptung  Ritters  “)  beitreten,  dass  jede 
Beeinträchtigung  dieser  Art  das  geistige  Eigenthum  gar  nicht 
berührt,  folglich  nicht  als  eine  Verletzung  desselben  angesehen 
werden  kann.  »Denn  eine  Kränkung  dieser  Art  ist  ganz  unab- 
hängig von  den  Voraussetzungen  des  geistigen  Eigenthumes. 
Der  Verfasser  kann  den  Schutz  der  verletzten  Persönlichkeit  in 
jedem  Falle  anrufen,  auch  wenn  er  das  Recht  der  ausschliessli- 
chen Vervielfältigung  gai*  nicht  erworben,  oder  bereits  wieder 
veräussert  hat  Die  imurianm  actio  wird  daher  in  den  ange- 
führten Fällen  stets  dem  Verfasser  und  niemals  dem  Verleger 
oder  einem  andern  Singularsuccessor  zustehen  und  zu  ihrer 


1)  Neiutetel,  Der  Büchermohdruok  nach  Römüohem  Reckte  be- 
trachtet S.  44  ff.  Hefiter,  Lehrbuch  dee  gemeinen  deatachen  Straf- 
rechte«. Fünfte  Auü.  Braunaebw.  1864  §.  898  Note  1.  — Blontaohli, 
Deutchea  Privatreoht  Bd.  I S.  191. 

2)  Da«  Verlagarecht  Tb.  I S.  92  Note  8. 

8)  Deber  den  Naohdrnck  nach  PrenuUehem  Rechte.  Berlin  1846 
S.  87. 
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Begründung  niemals  der  Bedingungen  der  Erwerbung  des  gei- 
stigen Eigenthumes  bedürfen. 

Es  ist  daher  auch  nicht  zulä-ssig,  mit  Beseler  *)  und  Ha- 
rum *)  in  dem  geistigen  Eigenthume  -eine  persönliche  und  eine 
vermögensrechtliche  Seite  zu  unterscheiden,  vielmehr  enthält 
das  geistige  Eigenthura  nur  die  vermögensrechtlichc  Nutzung 
aus  der  Reproduction  des  Geisteswerkes. 

Noch  viel  weniger  ist  es  möglich,  mit  Neustetei  und  Bluntschli 
das  ausschliessliche  Recht  der  Vervielfältigung  in  seinem  gan- 
zen Umfange  auf  das  Recht  der  Persönlichkeit  zurückzufohren. 
durch  die  Fiction,  der  Nachdrucker  zwinge  den  Autor,  zu  einem 
grösseren  Kreise  von  Lesern  zu  sprechen  und  rede  daher  gleich- 
sam mit  der  Zunge  des  Autors.  Der  Kreis  der  Leser  eines 
Buches  wird  keinesweges  durch  die  Zahl  der  verkauften  Exem- 
plare bestimmt ; er  ist  vielmehr  ein  ganz  unbestimmter  und  es  ist 
deshalb  gewiss  unrichtig,  dass  durch  den  Nachdruck  eines  be- 
reits gedruckten  Werkes  das  Recht  des  Autors  «sein  Werk  fflr 
sich  zu  behalten,«  gekränkt  werden  könne.  Auf  die  Fälle  der 
Nachbildung  eines  Kunstwerkes,  welches  der  Künstler  zum  frem- 
den Gebrauche  angefertigt  hat,  oder  einer  patentirten  Erfindung, 
passt  diese  Erklärung  vollends  gar  nicht,  da  hier  von  vom 
herein  klar  ist,  dass  das  geistige  Eigenthum  nur  einen  vennö- 
gensrechtlichen  Inhalt  haben  kann. 

Dieser  Grundsatz  ist  zuerst  und  mit  überzeugenden  Grin- 
den hervorgehoben  von  Renouard  und  Jolly  *)  und  seitd® 
von  der  grossen  Mehrzahl  der  Schriftsteller  anerkannt  worden. 
(Vergl.  oben  S.  119  Note  4.) 

Wenn  man  indess  neuerdings  versucht  hat,  von  diesem 
Standpunkte  aus,  den  Schutz  des  geistigen  Eigenthuraes  als 
eine  bloss  polizeiliche  Maasregel  zur  Förderung  des  öffentlichen 
Interesses  zu  characterisiren  und  jede  innere  Begründung  des 

1)  System  des  deutschen  Privatrechts  §.  228  Note  4. 

2)  Die  gegenwärtige  österreichische  Pressgesetzgehung  S.  53. 

8)  Traitö  des  droits  d’soteurs.  tom.  II  p.  10. 

4)  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Heidelberg  1652  S.  44. 

5)  Friedländer,  Der  einheimische  und  ausländische  Beeht»' 
schütz  gegen  Nachdruck  und  Nachbildung  S.  21.  Mohl,  Kritische  Zeit- 
schrift f.  Rechtswissenschaft  Bd.XXV  Heft  I (1862)  8.  113.  Kraui», 
Geist  der  Österreich.  Gesetzgebung  zur  Anfaaunternng  der  Erfindungen' 
Wien  1838. 
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geschützten  Rechtsverhältnisses  abzuweisen,  so  kann  dieser  Ver- 
such nur  als  ein  Rückschritt  bezeichnet  werden,  der  überdies 
eine  offenbare  Verkennung  des  Flntwickelungsganges  einschliesst, 
welchen  das  Institut  des  geistigen  Eigenthumcs  in  der  neueren 
Rechtshildnng  genommen  hat. 

Auf  keinem  Gebiete  ist  die  Gesetzgebung  so  sehr  der  Aus- 
druck einer  längst  bestandenen  allgemeinen  Rechtsüberzeugung 
gewesen,  auf  keinem  Gebiete  hat  die  öffentliche  Meinung  so 
lange  und  so  nachdrücklich  auf  Einrichtungen  gedrängt,  welche 
den  allgemein  anerkannten  Ansprüchen  der  geistigen  Arbeit 
den  äusseren  Rechtsschutz  verleihen  sollten.  Dass  es  sich  da- 
bei nicht  etwa  vorwiegend  um  die  geschäftlichen  Interessen  der 
buchhändlerischen  Firmen,  sondern  in  derThat  um  die  Förde- 
rung der  höchsten  geistigen  Interessen  der  Nation  handelte, 
das  erhellt  schon  aus  dem  Umstande,  dass  gerade  die  Zeiten 
einer  grossen  nationalen  Erhebung  (1792. 1815)  von  den  Anfän- 
gen einer  allgemeinen  Gesetzgebung  zum  Schutze  des  geistigen 
Eigenthumes  bezeichnet  werden  *). 

§.  14.  Erfordernisse. 

Geistige  Production.  — Erfindung.  — Originalität.  — Verraögensrecht- 
liche  Nutzung.  — Rechtsfall. 

Gegenstand  des  geistigen  Eigenthumes  ist  jedes  originale 
Geistesproduct,  welches  einer  mechanischen  Reproduction  fähig 
ist  und  durch  diese  Wiederholung  einen  vermögensrechtlichen 
Nutzen  gewähren  kann. 

Der  Begriff  der  geistigen  Production  ist  an  sich 
ein  ausgedehnter,  dessen  Begrenzung  für  den  vorliegenden  Zweck 
nur  aus  der  positiven  Gesetzgebung  entnommen  werden  kann. 
Jedes  Erzeugniss  der  menschlichen  Thätigkeit,  zumal  wenn  die 
Form  derselben  eine  neue,  nicht  lediglich  nachgeahmte  ist,  ist 
zugleich  ein  Product  des  geistigen  Schaffens,  während  andrer- 
seits die  Aeusserung  der  geistigen  Thätigkeit  nur  durch  kör- 

1)  Amerikanische  Unabhängigkeitsacte  vom  17.  September  1787 
Art.  1 8.8  §.8.  Franzos.  Patentgesetz  v.  7.  Januar  1791.  Franzos.  Ge- 
setz über  literar.  und  artist.  Eigentbum  v.  19.  Juli  179S.  Deutsche 
Bandesacte  von  1816  Art.  18  d-  Preuss.  Publicsndum  über  die  Erthei- 
lung  von  Patenten  vom  14.  October  1816. 
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perliche  Mittel  erfolgen  kann.  Man  würde  daher  bei  jedem 
neuen  Producte  des  Kunstfleisses  ein  geistiges  Eigenthum  an 
der  neu  erdachten  Form  neben  dem  Eigenthume  an  dem  kör- 
perlichen Producte  uutei-scheiden  können,  ln  diesem  Umfange 
ist  jedoch  das  geistige  Eigenthum  von  dem  positiven  Rechte 
nicht  anerkannt.  Vielmehr  werden  nur  solche  Producte  als 
Gegenstände  des  geistigen  Eigenthumes  anerkannt,  bei  denen 
die  geistige  Erfindung  überwiegt  und  der  Stoff  nur  als  der 
Träger  der  geistigen  Form  erscheint.  So  oft  dagegen  der  ma- 
terielle Zweck  der  Production  oder  die  mechanische  Ausführung 
überwiegt,  wird  ein  geistiges  Eigenthum  an  der  Form  von  der 
Gesetzgebung  nicht  anerkannt,  wenngleich  die  letztere  an  sich 
selbst  und  in  anderer  Ausführung  sich  als  ein  Object  des  gei- 
stigen Eigenthumes  darstellcn  mag  *). 

Die  Baukunst  nimmt  z.  B.  in  der  Reihe  der  bildenden  Künste 
einen  unbestrittenen  Platz  ein  und  manche  ihrer  Erzeugnisse 
zählen  zu  den  höchsten  Erzeugnissen  des  künstlerischen  Schaf- 
fens. Gleichwohl  gestatten  alle  Gesetzgebungen  die  unbe- 
schränkte Nachbildung  ausgeführter  Bauwerke,  sowohl  in  der- 
selben Ausführung  als  auch  durch  Zeichnung  und  bildliche 
Darstellung“).  Dagegen  ist  es  dem  Baukünstler  unbenommen. 


1)  lieber  die  abweichende  Auflassung  der  französischen  Jurispru- 
denz vergl.  unten  §.  20. 

2)  Ausdrücklich  bestimmte  dies  das  Bayerische  Gesetz  v.  15.  April 
1840  im  Art.  II  Nr.  1.  Auch  das  neue  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni 
1865  schliesst  im  .Art.  26  die  Werke  der  Baukunst  aus,  indem  es  die 
frühere  Bezeichnung : Werke  der  bildenden  Kunst  durch  den  Ausdruck: 
Werke  der  zeichnenden  und  plastischen  Kunst  ersetzt.  (Vergl.  die  Ge- 
setzgebung des  Königreichs  Bayern  seit  Maximilian  II.  Th.  I Bd.  5 
Heft  2 S.  264.1.  Kur  die  französischen  Gerichte  haben  in  einem  von 
Ed.  Calmels  (De  la  proprietö  et  de  la  contrefagon  des  oeuvres  de  Tin- 
telligence  p.  651)  mitgetbeilten  Falle  angenommen,  dass  auch  die  Werke 
der  .Architectur  gegen  Vervielfältigung  geschützt  seien.  Es  handelte 
sich  um  eine  litographische  Ansicht  des  Ausstellungsgebäudes  in  den 
Elysäischen  Feldern,  für  welche  der  Rechtsschutz  auf  Grund  einer  von 
den  Erbauern  erworbenen  Befugniss  zur  Abbildung  gegenüber  einer 
andern  nicht  autorisirten  Abbildung  io  Anspruch  genommen  wurde. 
Das  Tribunal  und  der  Appelhof  von  Paris  wiesen  zwar  die  Klage  zu- 
rück, jedoch  nicht  wegen  des  ungeeigneten  Gegenstandes,  sondern  weil 
dem  Staate,  nicht  den  Erbauern  das  Vervielfaltigungsrecht  an  einem  im 
öflentlichcn  Dienste  errichteten  Gebäude  zukomme  (?). 
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die  in  seinem  Bauwerke  auageüQhrte  Form  der  kflnstlerischen 
Darstellung  besonders  in  der  Gestalt  von  Plänen,  Zeichnungen 
und  Beschreibungen  herauszugeben  und  dadurch  zu  einem  Ge- 
genstände seines  geistigen  Eigenthumes  zu  machen. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  andern  Werken  der  bildenden 
Kunst,  welche  sich  als  Gegenstände  des  materiellen  Gebrauches 
darstellen.  Die  nach  den  Zeichnungen  Raphaels  und  seiner 
Schüler  gewirkten  Tapeten  der  Sixtinischen  Kapelle  gehören 
zu  den  berühmtesten  Werken  der  bildenden  Kunst.  Dennoch 
sind  Darstellungen  dieser  Art  nach  der  bestehenden  Gesetzge- 
bung nicht  gegen  Nachbildung  geschützt  ‘),  während  der  Künstler 
allerdings  berechtigt  ist,  sein  geistiges  Eigenthum  an  den  zu 
der  Ausführung  benutzten  Cartons  durch  Erfüllung  der  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Formen  zu  wahren. 

Bei  den  Schriften  ist  die  hier  hervorgehobene  Unterschei- 
dung nur  in  seltenen  Fällen  anwendbar,  weil  in  der  Regel  bei 
den  Schriften  auch  der  untergeordnetsten  Gattung  der  verwandte 
Stoff  (das  Druckpapier)  nur  als  der  Träger  des  geistigen  Inhaltes 
dient.  Sie  bildet  gleichwohl  den  Grund,  weshalb  Druckformu- 
lare, die  zur  Ausfüllung  also  zum  materiellen  Gebrauche  (als 
Schreibpapier)  bestimmt  sind,  nicht  den  Rechtsschutz  des  gei- 
stigen Eigenthumes  gemessen.  Der  Königliche  literarische  Sach- 
verständigen-Verein  zu  Berlin  hat  in  den  drei  Gutachten  vom 
22.  April  1846,  vom  21.  Mai  1856  und  vom  28.  Februar  1859  *) 
durchaus  folgerichtig  angenommen,  da.ss  Klagschemata  und  Con- 
tobücher  keinen  Schutz  gegen  Nachdruck  geniessen,  während 
ein  Formularbuch,  welches  blosse  Muster  für  dergleichen 
Schriften  enthält,  gegen  den  Nachdruck  geschützt  ist.  Es  kommt 
auch  bei  dieser  Entscheidung  keinesweges  auf  den  höheren  Grad 
der  geistigen  Arbeit  an,  der  in  dem  einen  oder  dem  andern 
P'alle  verwendet  wurde,  sondern  lediglich  auf  den  Umstand,  dass 
das  Product  sich  in  dem  einen  Falle  als  ein  zum  Beschreiben 
bestimmtes  Papier,  in  dem  andern  dagegen  als  eine  nur  zur 
geistigen  Aneignung  bestimmte  Druckschrift  darstellt. 

Bei  den  Erfindungen  ist  es  schwieriger,  die  Grenze  zu  be- 


1)  Dies  folgt  für  das  Pretissische  liecht  insbesondere  aus  der 
Umkehrung  dos  §.  35  des  Qesetzes  v.  11.  Juni  1837  (Vergl.  unten  S.  144). 

2)  Heidemann  und  Dambach,  Die  Preussische  Naohdrucksgesetz- 

gebuug.  Berlin  1863  S.  204 — 214.  ^ 
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Stimmen,  bis  zu  welcher  die  Production  als  eine  überwiegend 
geistige  anzuerkennen  und  gegen  Nachbildung  zu  schützen  ist. 
Zunächst  dienen  alle  Eidindungen,  die  überhaupt  Gegenstand 
des  geistigen  Eigenthumes  sein  können  (vergl.  oben  S.  113)  dena 
materiellen  Gebrauche.  Sie  stellen  sich  mithin  als  vorwiegend 
geistige  Erzeugnisse  nur  insofern  dar,  als  sie  dazu  dienen,  die 
materiellen  Bedürfnisse  auf  eine  neue  Art  oder  dui'ch  neue 
Mittel  zu  befriedigen.  Ist  dies  der  Fall,  so  gilt  offenbar  auch 
von  der  Erfindung  das  oben  Gesagte : dass  die  geistige  Produc- 
tion überwiegt,  und  der  Stoff  nur  als  Träger  der  geistigen 
Form  erscheint,  denn  bei  dem  ersten  Exemplare  oder  Modelle 
einer  Dampfmaschine  oder  eines  Telegraphenapparates  ist  nicht 
das  als  das  Wesentliche  zu  bezeichnen,  da.ss  sie  als  Bewegungs- 
oder Communicationsmittel  an  einer  bestimmten  Stelle  Verwen- 
dung finden  konnten,  sondern  dass  sie  das  Muster  und  die  Form 
für  die  Anwendung  gleicher  Bewegungs-  und  Communications- 
mittel an  jedem  beliebigen  Orte  abgaben. 

Doch  hat  weder  die  Gesetzgebung  noch  die  Praxis  bisher 
eine  hinreichend  scharfe  und  erkennbare  Grenze  zwischen  sol- 
chen Erfindungen  gezogen,  welche  neue  mechanische  oder  che- 
mische Hülfsmittel  zur  Erreichung  technischer  Zwecke  gewäh- 
ren und  denjenigen,  welche  nur  eine  Wiederholung  bereits  be- 
kannter Prozesse  und  Voirichtungen  in  veränderter  Gestalt  und 
Anordnung  enthalten.  Während  in  den  Rechtsgebieten  des  Vor- 
prüfungsverfahrens (oben  S.  31)  darüber  Klage  geführt  wird, 
dass  die  zu  enge  Auffassung  der  Prüfungsbehörden  zahlreiche 
wirklich  neue  Erfindungen  von  dem  Patentschutze  ausschliesst, 
begegnen  wir  in  den  Ländern,  in  welchen  das  blosse  Anmel- 
dungsverfahren besteht,  hunderten  von  Patenten,  die  auf  eben 
so  viele  gleichgültige  Variationen  eines  einfachen  Werkzeuges, 
wie  z.  B.  eines  Korkziehers,  gelöst  sind,  und  einer  Praxis  der 
Gerichte,  welche  geneigt  ist,  jede  solche  patentirte  Vorrichtung 
gegen  Nachahmnng  zu  schützen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Ei- 
genthümlichkeit  derselben  in  einem  wirklich  neuen  mechanischen 
oder  chemischen  Effecte,  oder  in  einer  blossen  Variation  bereits 
bekannter  Vorrichtungen  besteht. 

Es  wird  im  weiteren  Verlaufe  der  Darstellung  untersucht 
werden,  welches  System  der  Patentgesetzgebung  dem  Zwecke 
entspricht,  das  wirkliche  geistige  Eigenthum  der  Erfinder  zu 
schützen,  und  nach  welchen  Regeln  die  geistig  schaffende  £r- 
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findiing,  welche  neue  Mittel  zur  Beherrschung  der  Materie  pro- 
duzirt,  zu  unterscheiden  ist  von  der  blossen  industriellen  Va- 
riation bereits  vorhandener  Prozesse  und  Einrichtungen. 

Hier  ist  zunächst  nur  zu  constatiren,  dass  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Erfindungen,  wie  auf  demjenigen  der  Künste  und 
der  Literatur  ein  geistiges  Eigenthum  nur  insoweit  anerkannt 
werden  darf,  als  der  geistige  Gehalt  der  Production  die  blosse 
stoftliche  und  mechanische  Hervorbringung  überwiegt. 

Die  Schwierigkeit  dieser  Unterscheidung  im  einzelnen  Falle 
und  die  noch  grössere  Schwierigkeit,  allgemeine  juristische  Re- 
geln für  diese  Unterscheidung  aufzustellen,  hat  zu  der  Behaup- 
tung Veranlassung  gegeben,  dass  die  gewerblichen  Erfindungen 
nicht  als  Gegenstände  des  geistigen  Eigenthinnes  oder  des  Au- 
torrechtes zu  betrachten  seien,  weil  es  sich  bei  ihnen  um  eine 
von  der  schriftstellerischen  und  künstlerischen  Production  we- 
sentlich verschiedene  geistige  Tbätigkeit  handle,  und  weil  es 
bei  ihnen  wesentlich  auf  den  verarbeiteten  Stoff  ankomme '). 

Dass  diese  Distinction  nicht  dazu  berechtigt,  das  Urheber- 
recht des  Erfinders  aus  dem  Kreise  des  geistigen  Eigenthumes 
auszuschliessen,  ist  bereits  von  Beseler*)  anerkannt  worden. 
Gleichwohl  verwirft  auch  Beseler  das  geistige  Eigenthum  des 
Erfinders,  »weil  nicht  so  sehr  die  Veröffentlichung  und  Verviel- 
fältigung des  Werkes,  als  die  Benutzung  zum  eigenen  Gebrauche 
verboten  werden  solle,  eine  solche  freie  Aneignung  aber  auch 
bei  literarischen  und  künstlerischen  Erzeugnissen  von  dem  Ur- 
heber nicht  verhindert  werden  könne,  indem  sein  Urheberrecht 
dadurch  nicht  verletzt  werde.  — Man  begnüge  sich  daher  für 
die  gewerblichen  Erfindungen  nach  Art  der  früheren  Nach- 
drucksprivilegien mit  Erfindungspatenten.« 

Das  Letztere  ist  für  die  Länder  des  blossen  Anmeldungsyste- 
mes,  zu  denen  auch  verschiedene  deutsche  Staaten  wie  Bayern  und 
W'ürtemberg  gehören,  oil'enbar  nicht  richtig,  da  in  diesen  Ländern 
Jeder,  der  die  Bedingungen  des  Gesetzes  erfüllt,  durch  die  blosse 
Anmeldung  und  nicht  erst  durch  Verleihung  eines  Privilegiums 
den  Rechtsschutz  für  eine  wirklich  neue  Erfindung  erlangt.  Der 
Inhalt  des  Rechtes  des  Erfinders  ist  allerdings  von  demjenigen  des 

I)  Jolly,  Die  Lehre  vom  Naohdrack  8.  190  ff.  Blontachli, 
Deutsches  Privatreoht  §.  47  Anm.  1. 

3)  System  des  Deutschen  Privatrechts  2.  Auflage  S.  823. 
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Schriftstellers  ebenso  verschieden,  wie  die  Gegenstände,  auf 
welche  sich  beide  Rechte  beziehen,  während  beide  Rechte,  von 
dieser  Verschiedenheit  des  Gegenstandes  abgesehen,  den  ganz 
gleichen  Inhalt  der  ausschliesslichen  Reproduction  eben  diese.s 
Gegenstandes  haben.  Bei  den  Erfindungen  beschränkt  sich 
dieses  Recht  der  ausschliesslichen  Reproduction  allerdings  nicht 
auf  die  mechanische  Vervielfältigung,  sondern  erstreckt  sich 
nach  der  Natur  des  Gegenstandes  auf  jede  Verfertigung  der 
patentirten  Waare  und  auf  jede  Wiederholung  des  patentirten 
Fabrikationsprozesses.  Dagegen  will  der  Erfinder  ebensowenig 
wie  der  Schriftsteller  die  Benutzung  seines  Productes  zu  eigenem 
Gebrauche  verhindern,  sofern  nur  die  benutzte  W'aare  von  ihm 
bezogen  wird.  Er  will  ebensowenig  irgend  Jemanden  an  dem 
Gebrauche  eines  von  ihm  verkauften  Stückes  der  patentirten 
W'aare  verhindern,  als  der  Schriftsteller  oder  Verleger  irgend 
Jemanden  an  der  Lectüre  des  von  ihm  verkauften  Buches  hin- 
dern kann. 

Wenn  also  überhaupt  ein  Recht  des  Erfinders,  sei  es  durch 
Privilegien,  sei  es  durch  allgemeine  Rechtsregel,  statuirt  wer- 
den kann,  so  ist  dasselbe  dem  geistigen  Eigenthume  des  Schrift- 
stellers w'esentlich  gleichartig ; und  diese  Gleichartigkeit  ist  von 
der  englischen  und  französischen  Jurisprudenz  längst  und  all- 
gemein anerkannt  worden. 

W'enn  gleichwohl  die  deutsche  Jurisprudenz  sich  gegen 
diese  Verbindung  und  gegen  die  Anerkennung  des  geistigen 
Eigenthumes  der  Erfinder  sträubt,  so  liegt  der  Grund  hierfür 
allein  in  den  Schwierigkeiten,  welchen  der  Versuch  begegnet, 
die  objectiven  Erfordernisse  einer  Erfindung  als  Gegenstand  des 
Patentschutzes,  insbesondre  die  Merkmale  des  geistigen  Schaf- 
fens juristisch  zu  definiren  — Schwierigkeiten,  die  freilich  da- 
durch nicht  beseitigt  werden,  dass  man  an  die  Gesetzgebung 
das  Verlangen  stellt,  das  Patentwesen  zu  verbessern,  ohne  das 
Autorrecht  auf  die  Erfindungen  auszudehnen 

Das  zweite  Erforderniss  eines  Gegenstandes  des  geistigen 
Eigcnthumes,  die  Originalität  der  Produ'ction,  ist  eine 
bloss  negative  Bedingung  des  Inhaltes,  dass  das  Werk  weder 
die  Wiederholung  eines  andern  Geistesproductes  noch  auch  die 
bloss  mechanische  Reproduction  eines  Natui’productes  sein  darf. 


1)  Beseler  a.  a.  U.  ä.  323. 
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In  der  letzteren  Beziehung  wird  beispielsweise  bemerkt '),  dass 
der  Gypsabguss  von  dem  Angesichte  einer  lebenden  oder  todten 
Person  nicht  gegen  Nachbildung  geschützt  ist. 

Die  zweifelhafte  und  bestrittene  Frage,  ob  die  photogra- 
phische Nachbildung  der  Naturgegenstände  als  ein  originales 
üeistesproduct  den  Rechts-schutz  gegen  unbefugte  Vervielfälti- 
gung geniesst,  oder  ob  dieselbe  als  eine  bloss  mechanische  Re- 
production  der  Natur  anzusehen  ist,  wird  im  §.  18  erörtert 
werden. 

Der  andere  Theil  der  oben  aufgestellten  Bedingung:  dass 
das  Werk  nicht  die  Wiederholung  eines  andern  Geistesproductes 
sein  darf,  unterliegt  einer  Einschränkung,  da  auch  die  Wieder- 
holung eines  Originals  in  veränderter  Form  wieder  als 
ein  originales  Geistesproduct  gilt,  sofern  die  vorgenommene 
Forraveränderung  sich  als  ein  selbständiges  Geisteserzeugniss 
darstellt,  das  der  mechanischen  Wiederholung  fähig  ist  und 
durch  diese  Reproduction  einen  vermögensrechtlichen  Nutzen 
gewähren  kann.  Dies  gilt  z.  B.  von  der  Uebersetzung  von 
Schriften  aus  einer  Sprache  in  die  andere;  ferner  von  derRe- 
production  von  Werken  der  bildenden  Kunst  durch  Kupferstich, 
Lithographie,  Modellirung  etc.  Auch  bei  Erfindungen  kann 
die  Verbesserung  eines  bereits  bekannten  Verfahrens  oder  Werk- 
zeuges Gegenstand  eines  Erfindungspatentes  werden,  sofern  die 
Verbesserung  nicht  eine  l)losse  Variation  des  Vorhandenen,  son- 
dern eine  wirklich  neue  geistige  Production  darstellt  (oben  S.  1301. 

Das  geistige  Eigenthum  an  einer  solchen  Wiederholung  in 
veränderter  Form  ist  unabhängig  von  der  Existenz  eines  gei- 
stigen Eigenthumes  an  dem  Originale.  Es  kann  daher  ein 
Verlagsrecht  au  einer  Uebersetzung  oder  einem  Kupferstiche 
bestehen,  sowohl  in  dem  Falle,  dass  das  Original  selbst  Gegen- 
stand des  geistigen  Figenthumes  ist,  als  auch  in  dem  Falle, 
dass  das  ausscldiessliche  Recht  der  Vervielfältigung  an  dem  Ori- 
ginale bereits  erloschen  ist.  Ebenso  kann  ein  Verbesserungspa- 
tent eben.sowohl  für  die  Veränderung  eines  patentirten  als  einer 
in  den  freien  Gebrauch  übergegangenen  Erfindung  genommen 
werden.  Doch  wird  in  dem  ci'sten  Falle  der  Gebrauch  des  gei- 
stigen Eigenthumes  durch  das  dem  Urheber  des  Originales  zu- 


1)  Gambastide,  Traitö  th^oriqne  et  pratiquo  dee  contrefagons  en 
tous  genres,  ou  de  la  proprictc  od  matierc  de  litterature  etc.  p.  381. 
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stehende  ausschliessliche  Recht  beschränkt,  folglich  durch  die 
Erlaubniss  des  Letzteren  oder  seines  Rechtsnachfolgers  bedingt 
Ferner  erstreckt  sich  das  geistige  Eigenthum  bei  einer  solchen 
\'erarbeitung  (Uebersetzung,  Radirung,  Verbesserung)  in  jedem 
Falle  nur  auf  die  vorgenommeue  Formveränderung,  so  dass  da- 
durch, abgesehen  von  der  etwa  erforderlichen  Erlaubniss  des  Ori- 
ginalurhebers, Niemand  behindert  wird,  eine  andere  Uebersetzung 
oder  Bearbeitung  desselben  Gegenstandes  vorzunehmen'}. 

Diese  Regeln  Anden  auch  Anwendung  für  die  literarische 
Bearbeitung  von  solchen  Geistesproducten,  welche  entweder  nicht 
Gegenstand  eines  geistigen  Eigenthumes  geworden,  oder  auch 
in  der  Form,  in  welcher  der  Bearbeiter  solche  benutzt  bat, 
überhaupt  nicht  geeignet  waren,  Gegenstand  eines  geistigen  Ei- 
genthumes  zu  sein.  Die  Casuistik  hat  auf  diesem  Felde  eine 
Menge  einzelner  Fälle  unterschieden,  die  sämmtlich  nach  der 
einfachen  Regel  zu  entscheiden  sind,  dass  geistiges  Eigenthum 
des  Bearbeiters  die  von  ihm  hervorgebrachte  originale  Form, 
Gemeingut  dagegen  das  von  ihm  benutzte  gemeinfreie  Material 
ist,  dass  also  die  Reproduction  der  Bearbeitung  untersagt,  die 
anderweitige  Benutzung  des  Materials  dagegen  gestattet  ist 

Von  den  häuAger  erörterten  Fällen  mögen  nachstehende 
hier  Erwähnung  Anden: 

Sammlungen  von  bis  dahin  nicht  niedergeschriebenen  Volks- 
liedern, Sagen  und  Mährchen  sind  geistiges  Eigenthum 


1)  Dies  wird  ausdräoklich  bestimEnt  in  dem  Grouherzogl.  Hew- 
schen  Gesetze  vom  23.  September  1830  Art.  4: 

Rechtmässige  üebersetzungen  stehen  unter  dem  Verbote  des  Nach- 
drucks. Dadurch  aber,  dass  Jemand  zuerst  die  Tebersetzung  eines 
Werkes  unternimmt  oder  bekannt  macht,  erhält  er  kein  Recht,  die 
Herausgabe  anderweiter  Üebersetzungen  zu  hindern. 

Aehnlich:  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846  im  §.6.  — Sach- 
sen-Meining.  Verordnung  T.  7.  Mai  1829  Art.  9.  — Sachsen-Altenburg- 
Gesetz  t.  1.  Dezember  1827  §.  6.  — Anhalt-Dessau.  Verordnung  v.  IB. 
November  1827  §.  6.  — Hamburg.  Verordnung  v.  25.  November  1847. 
Art.  7. 

Die  Frage,  ob  das  literarische  Eigenthum  auch  das  ausschliess- 
liche Recht  der  Uebersetzung  einschliesst,  soll  unten  erörtert  werden. 
Hier  handelt  es  sich  nur  darum,  in  wieweit  üebersetzungen  selbst  als 
Originale  gelten  und  als  Gegenstände  des  geistigen  Eigentbumes  zu 
betrachten  sind. 
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des  Herausgebers,  da  die  Wiedergabe  solcher  im  Munde  des 
Volkes  lebender  Geistesproducte  ohne  eine  originale  Form- 
gebung nicht  denkbar  ist;  sie  sind  es  ferner  nur,  insoweit  eine 
solche  originale  Formgebung  stattgefundeu  hat.  Das  Oberap- 
pellationsgericht zu  Dresden  erklärt  in  dem  Urtheile  vom  21. 
November  1861  *)  in  Anwendung  dieses  Grundsatzes  die  Grimm- 
schen Haus-  und  Volksmährcheu  für  einen  gegen  Nachdruck 
geschützten  Gegenstand,  indem  es  zugleich  das  Recht  der  glei- 
chen originalen  Wiedergabe  des  im  Volksmunde  lebenden  Mähr- 
cheninhaltes  jedem  Dritten  wahrt 

Sammlungen  von  Gedichten,  Aufsätzen,  Reden, 
Sentenzen,  Inschriften  u.  dgl.,  deren  einzelne  Bestand- 
theile  Gemeingut  sind,  können  nur  insoweit  als  Gegenstände 
eines  geistigen  Eigenthumes  gelten,  als  dieselben  nach  einem 
originalen,  die  einzelnen  Stücke  in  gegenseitige  Beziehung  brin- 
genden Plane  geordnet  sind.  Es  lässt  sich  bei  Werken  dieser 
Art  eine  originale  geistige  Production  nicht  allgemein  aus- 
scbliessen,  dieselbe  kann  vielmehr  in  eminentem  Grade  vorhan- 
den sein,  z.  B.  bei  üoncordanzen,  Evangelieiiharmonien,  oder 
wenn  durch  die  Zusammenstellung  ausgewählter  Textstel- 
len aus  verschiedenen  Geschichtschreibern  eine  fortlaufende 
kritische  Geschichtserzählung  produzirt  wird.  Auch  bei  loser 
aneinandergereihten  Werken  dieser  Art  kann  in  der  Sammlung, 
Auswahl  und  Anordnung  des  Stoffes  ein  bedeutendes  Maass  von 
geistiger  Arbeit  verwendet  sein.  Die  Untersuchung,  ob  eine 
solche  originale  Production  vorliegt,  ist  eine  reine  Thatfrage, 
wie  denn  beispielsweise  das  Zeugniss  geistiger  Originalität  Frei- 
tags Bildern  aus  dem  Leben  des  deutschen  Volkes  ebenso  all- 
gemein zuerkannt  werden  wird,  als  es  den  zahlreichen  nur 
buchhändlerisch  redigirten  Sammlungen  der  deutschen  Klassiker 
versagt  werden  müsste. 

Kritische  Textrecensionen  sind  nicht  gegen  Nach- 
druck geschützt,  weil  sie  nicht  die  Form  des  reproduzirten 
Geisteserzeugnisses  verändern,  sondern  dasselbe  nur  in  seiner 
ursprünglichen  Form  herstellen  wollen.  Dabei  kommt  nicht 
in  Betracht,  dass  die  Herausgabe  eines  Codex  palimpsestus,  die 
Vergleichung  und  Kritik  zahlreicher  in  verschiedenen  Biblio- 
theken zerstreuter  Manuscripte  einen  hoben  Grad  von  Mühe 

1)  BörsenbUtt  für  den  Deuttcben  Buchhandel  1863  Nr.  116. 
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und  Wissen  in  Anspruch  nimmt.  So  hohen  Werth  man  auch 
Tischendorfs  Bibelrecension,  Mommsens  Ausgabe  des  Corpus  iuris 
und  F.  A.  Wolffs  Kecension  des  Homer  beilegen  muss,  so  kann 
doch  nur  der  in  diesen  Werken  in  den  Beigaben  und  Anmer- 
kungen niedergelegte  kritische  Apparat,  nicht  die  Textfeststellung 
selbst,  als  Gegenstand  des  Rechtsschutzes  angesehen  werden. 
Eine  Ausnahme  hiervon  könnten  nnr  die  Emendationen  des 
handschriftlich  überlieferten  Textes,  die  Conjecturen  eines  Bentley 
machen,  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  Verbessenmgen 
nicht  sowohl  Eigenthum  des  edirten  Schriftstellers,  als  vielmehr 
des  Herausgebers  seien. 

Wenn  einige  Gesetze,  wie  früher  das  Allg.  Preussische  Land- 
recht Th.  I Tit.  1 1 §.  1032  und  in  neuester  Zeit  das  Bayerische 
Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  11  dem  blossen  Herausgeber 
bisher  nicht  gedruckter  Schriften,  an  denen  ein  geistiges  Ei- 
genthum nicht  besteht,  den  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  ge- 
währen (vergl.  unten  §.  21),  so  ist  dies  ein  Privilegium  buch- 
häiidlerischer  Unternehmungen , welches  die  Bedingung  der 
Originalität  der  geistigen  Production  einfach  negirt  und  höch- 
stens mit  den  Einführungspatenten  für  ausländische  Erfindungen 
auf  eine  Linie  gestellt  werden  kann. 

Die  noch  übrigen  objectiven  Erfordernisse  des  geistigen 
Eigenthumes:  die  Möglichkeit  einer  mechanischen  Wiederholung 
des  Gegenstandes  und  der  vermögensrechtliche  Nutzen,  welcher 
aus  dieser  Reproduction  gezogen  werden  kann,  haben  bereits 
oben(S.  112  f.)  Erwähnung  gefunden.  Siefliessen  ausder  daselbst 
entwickelten  Begriffsbestimmung  des  geistigen  Eigenthumes  und 
bedürfen  keiner  weiteren  Erörterung.  Nur  in  Bezug  auf  die 
Art  der  vermögensrechtlichen  Nutzung  ist  zu  be- 
merken, dass  dieselbe  keinesweges  auf  den  Verkaufswerth  der 
vervielfältigten  Exemplare  des  Geisteswerkes  beschränkt  ist. 
Dies  ist  unbestritten  bei  denjenigen  Erfindungen,  bei  welchen 
nicht  ein  eigenthümliches  Product,  sondern  ein  neues  techni- 
sches Verfahren  zur  Herstellung  eines  bereits  bekannten  Pro- 
ductes  Gegenstand  des  Patentschutzes  ist.  Allein  auch  bei 
Schriften  und  Kunstwerken  kann  das  vermögeusrechtliche  In- 
teresse sehr  wohl  in  einer  andern  Nutzung  als  in  dem  Verkaufe 
der  vervielfältigten  Exemplare  bestehen,  so  z.  B.  bei  dramati- 
schen Werken,  musikalischen  Compositionen  und  Werken  der 
bildenden  Kunst  in  der  ausschliesslichen  öffentlichen  Darstellung. 
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Auch  bei  Druckschriften,  welche  nur  zur  Lectüre  bestimmt  sind, 
kann  ein  vennögensrechtliches  Interesse  unabhängig  von  einem 
Verkaufspreise  der  gedruckten  Exemplare  bestehen.  Dies  zeigt 
der  folgende  Rechtsfall'): 

Der  Maurermeister  A.  W.  Maass  in  Berlin  Hess  im  Jahre 
1858  im  Selbstverläge  ein  Heftchen  (A)  unter  dem  Titel:  »Der 
Asphalt-Dachfilz,  dessen  Vorzüge,  Anwendung  und  Verarbeitung 
zur  Dachbedeckung.  Nebst  einer  Steintafel  mit  12  Figuren« 
erscheinen,  welches  nicht  zum  Verkaufe,  sondern  zur  unentgelt- 
lichen Vertheilung  bestimmt  war,  um  dem  Publikum  die  Dach- 
filzbelegung zu  empfehlen. 

Bald  darauf  erschien  ein  Heftchen  (B)  unter  dem  Titel: 
»Das  billige  und  gute  Dach  oder  der  patentirte  Asphalt-Dach- 
filz von  Mülter,  Eichholtz  & Co.  Nebst  einer  Steintafel  mit 
12  Figuren«  im  Selbstverläge  des  Herausgebers,  welches  eben- 
falls nicht  im  Buchhandel  vertrieben,  sondern  umsonst  als  Ge- 
schättsannonce  vertheilt  wurde. 

Maass  belangte  den  Inhaber  der  Handlung  Mülter,  Eich- 
holtz & Co.  wegen  Nachdrucks,  indem  er  behauptete,  dass 
das  incriminirte  Heft  (B)  zwar  nicht  wörtlich,  aber  doch  gröss- 
tentheils  aus  seinem  Hefte  (A)  entnommen  sei;  auch  könne 
die  Steintafel  in  B nur  als  eine  Copie  derselben  in  A betrach- 
tet werden. 

Der  Königl.  literarische  Sachverständigen- Verein  zu  Berlin, 
welcher  in  der  gerichtlichen  Voruntersuchung  gemäss  §.  17  des 
Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  mit  der  Begutachtung  der  fol- 
genden Frage  befasst  wurde: 

Ist  die  von  Mülter,  Eichholtz  Ä Co.  herausgegebene  Broschüre 
nebst  Abbildungen : »Das  billige  Dach  etc.«  nach  dem  Gesetze 
vom  11.  Juni  1837  als  ein  verbotener  Nachdruck  der  Schrift: 
»Der  Asphalt-Dachfilz«  vom  Maurermeister  Maass  anzusehen  ? 
bejahte  diese  Frage  in  dem  Gutachten  vom  27.  Juni  1859. 

In  den  Gründen  des  Gutachtens  wird  der  Thatbestand  des 
partiellen  Nachdrucks  durch  eine  Vergleichung  der  beiden  Schrif- 
ten festgestellt  und  in  Bezug  auf  die  Rechtsfrage  Folgendes 
ausgeftthrt  (a.  a.  0.  S.  104): 


1)  Mitgethcilt  von  Heydemann  und  Dambach,  Die  Preusaischc 
Nacbdrucksgesetzgebung.  Berlin  1868.  8.  103  ff. 

2)  Gesetziianunlung  ftir  die  PreuBsigehen  Staaten  1867.  S.  166. 
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»In  der  Sache  selbst  moss  dem  Vomrtheile  entgegen  getreten 
werden,  als  ob  eine  Geschäftsaononce  bloss  um  deswillen,  weil 
sie  eine  solche  ist,  yon  dem  Begriffe  einer  »Schrift«  im  Sinne  das 
§.  1 des  Gesetzes  vom  11.  Jnni  1857  und  demgemäss  auch  von  dena 
gesetzlichen  Schutze  gegen  Nachdruck  ausgeschlossen  bleiben  müsste. 
Es  vrird  vielmehr  immer  auf  die  Beschaffenheit  einer  Geechäftsan- 
nonce  im  concreten  Falle  ankommen,  um  zu  bestimmen,  ob  und 
wie  weit  eine  solche  auch  ohne  in  den  B\ichhandel  zu  kommen  und 
ohne  eine  vorzugsweise  sogenannte  schriftstellerische  Tendenz  zu 
verfolgen,  doch  auf  den  gesetzlichen  Schutz  gegen  Nachdruck  An- 
spruch machen  kann.« 

»Im  vorliegenden  Falle  kann  man  dagegen  geltend  machen, 
dass  die  schriftstellerische  Form  der  von  dem  Dennncianten  ausge- 
gangenen Geschäftsannonce  im  Vergleich  mit  der  eigentlich  erzielten 
materiellen  Handhabung  des  Geschäftes  etwas  Nebensächlichee,  Zu- 
fälliges und  Untergeordnetes  sei.  Auch  sei  der  Zweck  derselben 
nicht  dahin  gerichtet  zu  belehren,  sondern  Kunden  für  das  Geschäft 
heranznziehen.  Und  der  Schaden,  welchen  Denunciant  durch  den 
angeblichen  Nachdruck  erlitten  haben  will,  liege  gar  nicht  in  einer 
Verletzung  des  literarischen  Eigenthumes,  sondern  in  der  Entziehung 
von  Kunden  für  den  Absatz  der  Dachfilze.« 

»Allein  bei  näherer  Erwägung  ergibt  sich  dieses  Bedenken  als 
hinfällig.  Denn  zunächst  ist  schon  die  Broschürenform  der  Da- 
nnnciantischen  Geschäftsannonce  kein  gleichgültiger  Umstand.  Ge- 
rade diese  im  vorliegenden  Falle  auf  20  Druckseiten  mit  einer  er- 
läuternden Zeichnung  ausgedehnte  Form,  diese  immerhin  belehrende 
Ausführung  gibt  der  Annonce  einen  schriftstellerischen  Charakter. 
Das  Heranziehen  von  Kunden  wird  vermittelst  dieser  Belehrung 
erstrebt.  Auf  welchem  Wege  aber  und  in  welchem  Um- 
fange demnächst  der  Verfasser  einer  solchen  Beleh- 
rung den  Vortheil  von  derselben  ziehen  will,  ist  ganz 
gleichgültig.« 

Der  Richter  erster  Instanz  ist  diesem  Gutachten  beigetreten. 
In  zweiter  Instanz  ist  dag^en  rechtskräftig  angenommen,  dass 
die  Maass’sche  Schrift  kein  gegen  Nachdruck  geschlitztes  Ob- 
ject, sondern  eine  Geschäftsempfehlung  sei  (a.  a.  0.  S.  109). 

Man  wird  indess  unbedenklich  dem  Gutachten  des  Sach- 
verständigen-Vereines  beitreten  müssen.  Eine  Schrift,  deren 
Originalität  nicht  in  Frage  gestellt  ist,  verliert  diesen  Charakter 
nicht  dadurch,  dass  sie  als  Geschäftsempfehlung  verwendet  ist ; 
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und  der  einzig  relevante  Einwand,  dass  die  Schrift  zur  unent- 
geltlichen Vertheilung  hestimmt  war,  wird  in  dem  angeführten 
Gutachten  — abgesehen  von  einigen  unsicher  umhertastenden 
Bemerkungen  Uber  schriftstellerische  Tendenz  und  belehrenden 
Charakter  — mit  grosser  Schärfe  durch  den  am  Schlüsse  auf- 
gestellten Satz  widerlegt,  dass  die  vermögensrechtliche  Nutzung, 
welche  ein  objectives  Erfordemiss  des  geistigen  Kigenthumes 
bildet,  nicht  bloss  in  dem  Verkaufspreise  des  Productes,  sondern 
in  jedem  andern  vermügensrechtlichen  Vortheile  bestehen  kann, 
der  aus  seiner  Verbreitung  gezogen  wird. 
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V. 


Gegenstände. 


§.  15.  Eintheilung. 

Schriften,  Kunstwerke  und  Erfindungen.  — Zweifacher  Eintheilungs- 
grund.  — Musikalien  und  Karten.  — Gewerbliche  Erzeugnisse. 

Die  Objecte  des  geistigen  Eigenthumes  bestehen  nach  der 
im  §.  12  gegebenen  BegriflFsbestimmung  in  den  Producten  der 
geistigen  ,\rbeit,  welche  einer  mechanischen  Wiederholung  fShig 
sind  und  dadurch  ein  vermögensrechtliches  Interesse  gewähren. 
Sie  können  nach  der  verschiedenen  Richtung  der  Geistesthä- 
tigkeit,  durch  welche  sie  hervorgebracht  werden,  in  drei  Klas- 
sen cingetheilt  werden,  nämlich  in:  1.  Schriften,  2.  Kunstwerke, 
3.  technische  Erfindungen  und  Erzeugnisse.  Die  Schriften  dienen 
zur  Mittheilung  des  logischen  Denkens  und  W'issens ; die  Kunst- 
werke haben  den  Zweck,  das  ästhetische  Gefühl  entweder  durch 
den  Ausdruck  des  Schönen  oder  durch  die  Nachahmung  der 
Natur  zu  befriedigen.  Die  technischen  Erfindungen  und  Erzeug- 
nisse endlich  dienen  zur  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse 
des  Menschen. 

Die  Verschiedenheit  der  Mittel,  durch  welche  sich  die  schaf- 
fende Geistesthätigkeit  äussert,  führt  zu  derselben  Eintheilung. 
Die  Schriftzeichen  und  Worte,  d.  h.  die  conventionellen  Mittel 
des  Ausdruckes  für  den  logischen  Gedanken,  bilden  den  Körper 
für  die  Werke  der  Literatur.  Die  Werke  der  bildenden  Kunst 
stellen  sich  in  räumlichen  Formen  dar,  welche  entweder  die 
Nachahmung  der  Natur  oder  den  Au.sdruck  des  Schönen  zum 
ästhetischen  N'orwurfe  haben.  Die  technischen  Erfindungen 
und  Erzeugnisse  endlich  bilden  einen  Gegenstand  des  geisti- 
gen Eigenthumes,  insofern  darin  eine  neue  Form  der  Er- 
zeugung oder  der  Verwendung  von  mechanischen  und  che- 
mischen Kräften  enthalten  ist.  Allein  wenn  auch  die  Einthei- 
lung nach  den  drei  Richtungen  der  Geistesthätigkeit  und  nach 
den  verschiedenen  Productionsmitteln  zur  Unterscheidung  der- 
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selben  drei  Klassen  von  Objecten  des  geistigen  Eigenthumes 
fahrt,  so  sind  doch  die  Grenzen  zwischen  den  beiden  ersten 
Klassen,  zwischen  den  Schriften  und  den  Kunstwerken  andere, 
je  nachdem  man  den  einen  oder  den  anderen  Eintheilungsgrund 
zur  Anwendung  bringt.  Die  Werke  der  Dichtkunst  gehören 
ihrem  Zwecke  nach  zu  den  Kunstwerken,  da  sie  zur  Befriedi- 
gung des  ästhetischen  Gefühles  dienen.  Der  Dichter  bedient 
sich  jedoch  der  Worte  und  Schriftzeichen  als  Mittel  des  Aus- 
druckes und  seine  Werke  zählen  daher  in  diesem  Sinne  zu  den 
Schriften.  Dasselbe  gilt  von  der  Musik.  Die  musikalischen 
Kunstwerke  werden  in  Notenschrift  verviellaltigt.  Sie  bilden 
daher  einen  Bestandtheil  der  Literatur. 

Für  den  juristischen  Zweck  Ist  die  Eintheilung  nach  den 
Productionsmitteln  vorzuziehen,  weil  sie  auf  äusserlich  erkenn- 
baren Unterscheidungszeichen,  nicht  auf  einer  inneren  Zweck- 
bestimmung beniht.  Diejenigen  Gesetzgebungen,  welche  eine 
nähere  Bestimmung  über  die  zur  Klasse  der  Schriften  und  der 
Kunstwerke  gehörigen  Productionen  treffen,  haben  daher  diesen 
Eintheilungsgrund  angenommen  und  den  juristischen  Begriff  der 
Kunstwerke  als  Objecte  des  geistigen  Eigenthumes  auf  die  Werke 
der  bildenden  Kunst  beschränkt. 

Eine  andere  Gruppe  von  Gegenständen,  welche  bald  den 
Schriften  bald  den  Werken  der  zeichnenden  Kunst  beigezählt 
wird,  sind  die  geographischen  Karten  und  die  architektoni- 
schen Risse.  Beide  werden  richtiger  zu  der  ersten  Klasse  ge- 
rechnet, da  sie  nicht  räumliche  Formen,  sondern  Raum  Ver- 
hältnisse darstellen  und  zur  Darstellung  sich  willkürlicher 
und  Conventioneller  Zeichen,  unter  andern  auch  der  Schriftzei- 
chen bedienen.  Diese  Zeichnungen  geben  nicht  ein  Bild  von 
dem  dargestellten  Gegenstände,  sondern  eine  graphische  Be- 
schreibung ; sie  erfüllen  nicht  einen  ästhetischen,  sondern  einen 
wissenschaftlichen  Zweck ; sie  werden  nicht  nach  künstlerischen, 
sondern  nach  wissenschaftlichen  Regeln  angefertigt. 

Das  PreussischeGesetz  vom  11.  Juni  1837  stellt  in  der 
Eingangsformel  die  beiden  Hauptklassen  von  Werken  der  Wis- 
senschaft und  der  Kunst  auf.  Es  unterscheidet  sodann  in  den 
§§.1.18.19.21  vier  Gruppen:  1.  Schriften,  2.  Geographische, 
topographische,  naturwissenschaftliche  und  ähnliche  Zeichnun- 
gen, 3.  Musikalische  Compositionen,  4.  Kunstwerke  und  bild- 
liche Darstellungen.  Es  stellt  jedoch  in  den  §§.  18  und  19  die 
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geographischen,  naturwissenschaftlichen  und  architektonischen 
Zeichnungen,  sowie  die  mu-sikalischen  Compositionen  den  Schrif- 
ten völlig  gleich  *)• 

Die  Kunstwerke  und  bildlichen  Darstellungen  werden  da- 
gegen in  den  §§.  21  ff.  andern  Regeln  in  Bezug  auf  die  Erwer- 
bung des  ausschliessenden  Rechtes  zur  Vervielfältigung  und  in 
Bezug  auf  die  Dauer  des  Rechtsschutzes*)  unterworfen. 

Von  den  deutschen  Landesgesetzen  schliessen  sich  das  Braun- 
schweigische Gesetz  vorn  10.  Februar  1842  §.  1 und  das  Gross- 
herzogl.  Sächsische  Gesetz  vom  11.  Januar  1839  §§.1.18.19. 
21  der  Terminologie  des  Preussischen  Gesetzes  vom  11.  Juni 
1837  an.  Ebenso  zählen  die  Gesetze  für  das  Grossherzogthuin 
Hessen  vom  23.  September  1830  Art.  1,  Sachsen  Coburg  Gotha 
vom  18.  September  1828  §.  1.  und  für  Sachsen  Meiningen  vom 
7.  Mai  1829  Art.  1,  welche  den  Rechtsschutz  des  geistigen  Ei- 
genthumes noch  nicht  auf  die  Kunstwerke  erstrecken,  die 
Landkarten,  topographischen  Zeichnungen  und  Musikalien  zu 
den  Schriften. 

Die  übrigen  deutschen  Gesetze  gebrauchen  die  Ausdrücke: 
)diterarisches  und  artistisches  Eigenthum,«  oder  »literarische  Er- 
zeugnisse und  Werke  der  Kunst«  lediglich  als  eine  Collectivbe- 
zeichnung,  ohne  zwischen  beiden  Kategorien  eine  bestimmte 
Grenze  zu  ziehen.  Wo  jedoch  besondere  Bestimmungen  in  Be- 
zug auf  das  artistische  Eigenthum  gegeben  werden,  sind  die- 
selben auf  die  Werke  der  zeichnenden  und  der  plastischen 


1)  §.  18.  Was  vorstehend  in  den  §§.  1.  2.  5 bis  17  über  das  aus- 
schliossende  Recht  zur  Vervielfältigung  von  Schriften  verordnet  ist,  fin- 
det auch  in  .\nwendung  auf  geographische,  naturwissenschaftliche,  ar- 
chitectonische  und  ähnliche  Zeichnungen  und  Abbildungen,  welche  nach 
ihrem  Hauptzwecke  nicht  als  Kunstwerke  (§.  21)  au  betrachten  sind. 

§.  19.  Dieselben  Vorschriften  gelten  hinsichtlich  der  aussobhes- 
senden  Befugniss  zur  Vervielfältigung  musikalischer  Compositionen. 

2)  In  Bezug  auf  die  Dauer  des  Rechtsschutzes  sind  die  Kunstwerke 
durch  den  liundesbeschluss  vom  IG.  Juni  1845  (Publicalions-Patent  v. 
16.  Januar  1846)  den  Schriften  gleichgestellt.  Dagegen  dauert  die  Ver- 
schiedenheit der  Rechtsnormen  in  Bezug  auf  die  Förmlichkeit  der  An- 
meldung fort,  welche  ffir  die  Kunstwerke,  nicht  aber  auch  für 
Schriften  zur  Bedingung  des  ausechliessUohen  Rechtes  der  Vervielftl- 
tigung  gemacht  ist. 
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Kunst  beschränkt  ‘).  so  dass  auch  hier  die  Musikalien  und  die 
Karten  den  für  das  Scbrifteigenthum  gegebenen  Kegeln  folgen. 

ln  Frankreich  besteht  eine  gesetzliche  Unterscheidung  zwi- 
schen den  Gegenständen  des  literarischen  und  artistischen  Ei- 
genthumes  nicht. 

ln  England  werden  übereinstimmend  mit  der  in  Deutschland 
angenommenen  Eintheilung  die  Karten,  Pläne  und  Musikalien 
zu  den  Gegenständen  des  literarischen  Eigenthumes  gezählt*), 
während  die  besonderen  Gesetze  über  das  artistische  Eigenthum 
sich  auf  »historische  Bilder,  Landschaften  und  andere  Bilder,« 
»Bilder  und  Büsten  von  Menschen  und  Thiei-figuren« »)  beziehen. 

Die  Klas.se  der  gewerblichen  Erfindungen  und  Erzeugnisse 
grenzt  auf  der  einen  Seite  an  das  Gebiet  der  wissenschaftlichen, 
auf  der  andern  an  das  der  künstlerischen  Production.  Die 
Grenze  gegen  das  Gebiet  der  Literatur  ergibt  sich  aus  dem 
oben  (S.  113)  aufgestellten  Grundsätze,  däss  das  geistige  Eigen- 
thum bedingt  ist  durch  ein  aus  der  Vervielfältigung  seines  Ob- 
jectes fliessendes  Vermögensinteresse.  Wissenschaftliche  Ent- 
deckungen und  Erfindungen,  welche  nur  in  der  Foi-ra  von  Schrif- 
ten durch  den  Buchhandel  verwerthet  werden,  können  daher 
nur  Gegenstand  eines  literarischen  Eigenthumes  sein.  Erst 
wenn  aus  der  practischen  Wiederholung  des  entdeckten  Pro- 
zesses ein  Verraögensgewinn  gezogen  werden  kann,  wird  der- 
selbe ein  geeigneter  Gegenstand  eines  Ei'findungspatentes.  So 
hätte  z.  B.  Wöhler  auf  die  Entdeckung  des  Aluminiums,  so 
lange  die  Darstellung  desselben  einen  blossen  wissenschaftlichen 
Versuch  ausmachte,  kein  Patent  erlangen  können.  Als  aber 
die  Verwendung  des  Aluminiums  zu  gewerblichen  Zwecken  und 
die  technische  Darstellung  im  Grossen  von  Deville  erfunden 
worden  war,  wurde  diese  Erfindung  Gegenstand  eines  wichtigen 
Fabricationspatentes  in  verschiedenen  Ländern  und  das  geistige 


1)  Oesterreich.  Gecetz  vom  19.  Ootober  1846  §§.9 — 11.  Bsyerisohes 
Gesetz  vom  28.  Juni  1866  Art.  26  ff. 

2)  5 A 6 Victoria  cap.  45.  §.  II.  And  be  it  exacted,  tliat  in  the 
construction  of  this  Act  the  word  »Book«  shall  be  constmed  to  mean 
and  include  every  voIume.  part  or  divUion  of  a voIume,  pamphlet, 
sheet  of  letter  press,  sheet  of  music,  map,  ohart  or  plan  se- 
parately  pnblishod. 

8)  8 George  II.  cap.  18.  cap.  38.  — 17  George  III.  cap.  67.  — 88. 
George  111.  cap.  71.  — 34  George  III.  cap.  66. 
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Eigenthum  derselben  wurde  nicht  dem  wissenschaftlichen  Ent- 
decker des  Aluminiums  zu  Theil,  sondern  demjenigen,  welcher 
den  Vermöge  ns  wert  h dieses  Productes  entdeckt  und  so  zu 
sagen  erechatfen  hatte,  indem  er  das  chemische  Experiment  der 
Aluminiumdarstellung  in  einen  Fabricationszweig  verwandelte. 

Gegen  das  Gebiet  der  Kunst  wird  die  technische  Erfindung 
und  Fabrication  dadurch  begrenzt,  dass  letztere  die  Befriedigung 
materieller  Bedürfnisse  zum  Gegenstände  hat,  während  die 
Kunst  nur  dem  geistigen  Genüsse  dient.  Die  verfeinerte 
Bildung  hat  das  Bestreben,  beide  Arten  des  Genusses  zu  ver- 
binden und  auch  den  Gegenständen  des  materiellen  Gebrauches 
eine  kün.stlerische  Form  zu  geben.  Das  artistische  Eigenthum 
bleibt  jedoch  nach  dem  oben  (S.  128)  Gesagten  auf  die  reinen 
Kunstgcgen  stände  beschränkt '),  während  die  Gegenstände  des 
materiellen  Gebrauches  auch  in  künstlerischer  Form  nur  Ob- 
ject eines  Erfindungspatentes  oder  eines  Musterschutzes  sein 
können,  mithin  in  die  dritte  Klasse  der  Gegenstände  des  gei- 
stigen Eigenthumes  fallen. 

Diese  Kegeln  sind  in  den  bestehenden  Gesetzen  über  Ei- 
findungspatente  und  artistisches  Eigenthum  übereinstimniend 
angenommen. 

Das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bestimmt  im 
§.  25: 

Die  Benutzung  von  Kunstwerken  als  Muster  zu  den  Erzeug- 
nissen der  Manufacturen,  Fabriken  und  Handwerke  ist  erlaubt 

Aus  der  Umkehrung  dieses  Satzes  ergibt  sich  die  unmit- 
telbare Folge,  dass  an  einem  Kunstwerke,  welches  ursprünglich 
in  der  Form  eines  Musters  zu  Erzeugnissen  der  Manufactur 
dargestellt  ist,  also  z.  B.  an  einem  Teppichmuster  (vergl.  oben 
S.  129),  ein  artistisches  Eigenthum  nicht  besteht.  Der  im  §.25 
cit.  ausgesprochene  Grundsatz  wird  auch  in  dem  Oesterreichi- 
schen  Gesetze  vom  19.  October  1840  §.  9 zu  b.  in  dem  Braun- 


1)  Dadurch  wird  allerdings  die  Müglichkeit  nicht  ausgeschlossen, 
dass  auch  ein  reiner  Kunstgegenstand  zufällig  auf  einem  Gegenstände 
des  materiellen  Gebrauches  dargestellt  sein  kann,  so  dass  letzterer  nur 
noch  als  Träger  des  Kunstwerkes  zu  betrachten  ist;  und  in  diesem 
Falle  ist  die  Existenz  eines  artistischen  Eigentliumes  nicht  zweifelhaft 
(vergl.  Wächter,  Verlagsrecht  Th.  I S.  136  Note  8.  Harum,  Oesterreich. 
Pressgesetzgebuug  S.  108.) 
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schweigischen  Gesetze  vom  10.  Februar  1842  §.  0 zu  H und  in 
dem  Grossherzogi.  Sächsischen  Gesetze  vom  11.  Januar  18.S9 
§.  25  anerkannt. 

Von  den  Patentgesetzen  enthält  nur  das  französische  Ge- 
setz vom  5.  Juni  1844  im  Art.  1 die  ausdrückliche  Bestimmung, 
dass  wissenschaftliche  Principien  nicht  patentfähig  sind.  Fa.'^t 
alle  übrigen  Gesetzgebungen  kommen  aber  in  der  practischen 
Anerkennung  desselben  Grundsatzes  überein,  indem  sie  die  prac- 
tische  Ausführung  des  patentirten  (Jegenstandes  zur  Bedingung 
für  die  Erhaltung  des  Patentrechtes  machen  ■). 

§.  16.  Schriften. 

Geistiger  Inhalt.  — Vorschriften.  — Musiktexte.  — Gesetze  und  Acten- 
Htücke.  — Privatbriefe.  — Verbotene  Schriften.  ~ Zeitungen.  — Te- 
legraphische Depeschen. 

Die  Gegenstände  des  literarischen  oder  des  Schrifteigen- 
thumes werden  in  den  Gesetzen  theils  als  Schrift  en  *),  theils 
als  literarische  Erzeugnisse“)  bezeichnet. 

Beide  Bezeichnungen  drücken  denselben  Begriff  ans,  wel- 
cher aus  der  Anwendung  der  in  den  §f$.  12  und  14  entwickelten 
allgemeinen  Erfordernisse  des  geistigen  Eigenthumes  auf  den 
vorliegenden  Fall  sich  ergibt  als : eine  originale  Mittheilung  von 


1)  Preussisches  Pnblicandum  vom  14.  October  1815  §.  6. 
Hannoversche  Gewerbe-Ordnung  vom  1.  August  1847  §.  287. 
Bayerisches  Gesetz  vom  10.  Februar  1842  §.  30  Nr.  4. 

Sächsische  Verordnung  vom  20.  Januar  1853  §.  9. 
Würtembergische  Gewerbe- Ordnung  vom  5.  August  1886  Art. 

157  Nr.  3. 

Oesterreichisches  Gesetz  vom  15.  .\ugust  1852  §.  29  Nr.  2 a. 
Französisches  Gesetz  vom  5.  Juni  1844  §.  32. 

Belgisches  Gesetz  vom  24.  Mai  1854  Art.  23. 

Niederländisches  Gesetz  vom  25.  Januar  1817  Art.  8 c. 
Vereinigte  Staaten,  Congressacte  vom  4.  Juli  1836  Seite  XV. 
Italienisehes  Gesetz  vom  30.  October  1859  Art.  68  Nr.  3. 

2)  Preuss.  Gesetz  vom  11.  Januar  1837  §.  1. 

Franzos.  Gesetz  vom  19.  Juli  1798  Art.  1. 

3)  Bundesbeschluss  vom  9.  November  1837  Art.  1. 

Oesteireioh.  Gesetz  vom  19.  October  1846  §.  1. 

Sächs.  Gesetz  vom  22.  Februar  1844  §.  1. 

10 
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Gedanken  durch  Schriftlichen,  deren  Vervielftltigung  durch 
den  Druck  ein  verinögensrechtliches  Interes.se  gewährt.  Beide 
Bezeichnungen  unterscheiden  sich  dadurch  von  einander,  dass 
die  zweite  mehr  die  allgemeinen  Requisite  des  geistigen  Eigen- 
thumes: das  h>forderniss  der  geistigen  Production  und  der  li- 
terarischen (buchhändlerischen)  Verwendbarkeit  hervorhebt,  wäh- 
rend die  erstere  lediglich  von  der  besondem  Form  der  Gegen- 
stände des  literarischen  Eigenthumes,  von  der  schriftlichen  Ab- 
fassung hergenommen  ist,  und  deshalb  fflr  den  wissenschaftli- 
chen flebrauch  den  Vorzug  verdient. 

Aus  dem  Begriffe  der  Schriften  als  einer  Mittheilung  von 
Gedanken  durch  Schriftzeichen  ergibt  sich  neben  den  allge- 
meinen Requisiten  des  geistigen  Eigenthumes  ein  doppeltes 
Erfordemiss  für  die  Gegenstände  des  Schrifteigenthumes,  von 
denen  das  eine  den  Inhalt,  das  andere  die  Form  betrifft,  nämlich: 

1.  Die  Schrift  muss  zur  Mittheilung  von  Gedanken  be- 
stimmt sein. 

2.  Die  Mittheilung  der  Gedanken  muss  in  schriftlicher 
Form  erfolgen  ‘). 

Ausser  diesen  beiden  Bedingungen  ist  das  Schrifteigenthum, 
wie  die  folgende  Untersuchung  ergeben  wird,  an  kein  objectives 
Erfordemiss  gebunden. 

Der  Inhalt  der  Schrift  muss  zur  Mittheilung  von  Gedan- 
ken bestimmt  sein.  Daher  bilden  blosse  Schrift-  und  Druck- 
proben, kalligraphische  Vorschriften  und  dgl.  keinen 
Gegenstand  des  Schrifteigenthumes*).  Dies  gilt  auch  dann,  wenn 
der  Text  der  Vorschriften  Gedanken  enthält,  die  der  Verfertiger 
zu  diesem  Gebrauche  gesammelt  oder  ursprünglich  aufgezeichnet 
hat,  da  der  Zweck  des  Werkes  eben  nicht  in  der  Mittheilung  der 
Geilanken,  sondern  in  dem  Gebrauche  als  Schreibmuster  be- 
steht. Aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  nach  S.  129  Sche- 
mata und  Formulare,  welche  zum  Gebrauche  als  Schreibpapier 
bestimmt  sind,  nicht  Gegenstand  des  literarischen  Eigenthumes 
sein  können,  wird  auch  bei  den  Vorschriften  dies  dadurch  ver- 
hindert, dass  hier  nicht  die  Schriftzeichen  zur  Mittheilung  von 


1)  In  Betreff  der  schriftliohen  F'orm  verel.  den  folgenden  Parairra- 
phen  (§.  17). 

2)  Heydemann  und  Dambaoh,  Die  preuggische  Naohdrncks(^esetz- 
gebung  S.  200 — 214. 
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Gedanken  bcatimint  sind,  sondern  umgekehrt  die  Worte  und 
Sätze  nur  als  Träger  der  Schriftzeichen  gelten,  zu  deren  Mit- 
theilung die  Vorschrift  bestimmt  ist. 

Bttchertitel  bilden  keinen  Gegenstand  des  geistigen  Ki- 
genthumes  — nicht  etwa,  wie  Wächter  ')  und  Gambastide 
annehmen,  weil  der  Titel  kein  Geistesproduct  wäre,  sondern  weil 
derselbe  nicht  zur  Mittheüung  von  Gedanken,  sondern  nur  zur 
Bezeichnung  des  Werkes  gebraucht  wird.  Die  Benutzung  eines 
fremden  Bttchertitels  ist  also  kein  Nachdruck.  Sie  kann  gleich- 
wohl unter  Umständeu  eine  Verletzung  der  Persönlichkeit  durch 
Missbrauch  des  Namens,  oder  eine  dolose  Vermogensbeschädi- 
gung enthalten,  und  folglich  eine  Delictsobligation  hervorrufen  ^). 

Auch  der  Text  einer  Melodie  kann  unter  Umständen 
lediglich  als  Träger  der  letzteren  erscheinen,  so  da.ss  ihm  die 
Geltung  als  selbständige  Gedankenmittheilung  abgesprochen 
werden  muss,  wie  dies  von  dem  Literarischen  Sachverständigen- 
Vereine  zu  Berlin  in  folgendem  Rechtsfalle  angenommen  ist^); 

Der  Worttext  eines  von  Schälfer  gedichteten  und  compo- 
nirten,  von  der  Schlesinger'schen  Buch-  und  Musikhandlung 
herausgegebenen  Polkaständchens : 

Komme  doch,  komme  doch,  komm’  du  Schöne, 

Komme  doch,  komme  doch,  tanz'  mit  mirl  etc. 
war  unverändert  einem  von  Massak  componirten  und  von  der 
Buch-  und  Musikhandlung  Bote  und  Bock  herausgegebenen 
Polkaständchen  untcrgelegt  worden. 

In  der  gegen  Bock  wegen  Nachdrucks  eingeleiteten  Vor- 
untersuchung gab  zunächst  der  Musikalische  Sachverständigen - 
Verein  sein  Gutachten  dahin  ab,  dass  beide  Compositionen 
ausserdem  durch  den  Gegenstand  bedingten  Taiizrhythmus  nichts 
miteinander  gemein  haben ; und  daher  in  musikalischer  Bezie- 
hung die  spätere  nicht  für  einen  Nachdruck  der  früheren  zu 
erachten  sei.  * 


1)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  170. 

2)  Traite  des  contrefagoas  p.  05. 

3)  Vergl.  Oesterreich.  Gesetz  vom  19.  October  184G  §.  !>  d.  Bayer. 
Gesetz  vom  28.  Jiini  1865  Art.  4.  Goltdammer,  Archiv  BJ.  XI.  S.  556  f. 
Godson,  A treatise  on  the  law  of  patents  for  invention  and  of  Copy- 
right p.  427  (Lord  Byron  v.  Johnson). 

4)  Heydemann  und  Dambach  a.  a.  0.  S.  221. 
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Es  wurde  hierauf  dem  Literarischen  Sachverständigen-Verein 
die  Frage  vorgelegt, 

ob  nicht  in  Bezug  auf  die  factische  Lage  der  Sache  in  der 
Benutzung  der  Dichtung  ein  strafbarer  Nachdruck  im  Sinne 
des  Gesetzes  zu  finden  sei  oder  nicht  ? 

Die.se  Frage  wurde  in  dem  (iutachteu  vom  21.  Dezember  184ö 
veraeint  und  zur  Begründung  Folgendes  ausgeführt: 

>Im  vorliegenden  Falle  erscheint  die  Ck)mposition  als  das 
essentiale,  das  Gedicht  kann  nur,  wenn  nicht  als  accidens,  doch 
nur  als  der  dünne  Faden  betrachtet  werden,  um  den  der  Kaufmann 
die  Rosinen,  die  Korallen  reiht,  der  Lichtzieher  die  Kerzen  zieht. 
Es  ist  Niemanden  eingefallen,  einem  Componisten  es  zu  verwehren, 
jedes  beliebige  Gedicht,  das  er  irgendwo  sieht  oder  hört,  abzu- 
schreiben, es  zu  componiren  und  die  Composition  mit  dem  Texte 
heratiszugeben.  Das  Publikum  kauft  nicht  das  Gedicht,  sondern 
die  Noten. 

Ein  allgemeines  Gesetz  lässt  sich  aus  dieser  Sitte  freilich  nicht 
hersteilen.  Ein  Gedicht  kann  einen  ganz  besondern  Werth  der 
Neuheit  und  Schönheit  haben,  die  Composition  kann  nur  ein  obligates 
Accompaguement  sein.  Es  könnte  der  Fall  sein,  dass  die  Musik 
gegen  die  Poesie  augenfällig  zurUckträte,  dass  eine  Musikalienhand- 
lung sich  daran  machte,  eine  leichtfertige  Begleitimg  dazu  anfer- 
tigen zu  lassen,  um  unter  diesem  Scheine  das  Gedicht  zu  verkau- 
fen. Dies  findet  indess  hier  nicht  statt,  weder  die  Länge  noch 
der  Werth  des  Gedichtes  kann  zu  einem  solchen  Manoeuvre  ver- 
anlassen.« 

Die  weiter  folgenden  Ausführungen  über  den  Werth  des 
Gedichtes  könnten  zu  der  Auffassung  verleiten,  als  ob  der  Li- 
terarische Sach  verständigen- \'erein  das  immerhin  subjective  Ur- 
theil  über  den  geistigen  ^Yerth  und  den  Umfang  der  Production 
zur  Grundlage  seines  rechtlichen  Gutachtens  machte.  Die  Ver- 
gleichung mit  dem  spätern'Gutachten  vom  7.  November  1859, 
welches  den  Nachdruck  von  vier  Theater  - Couplets  ')  betrifft, 
bestätigt  indess,  dass  diese  Itrörterung  nur  die  relative  Be- 
deutung des  Textes  gegenüber  der  Melodie  zum  Gegenstände 
hat,  dass  also  nach  der  Auffassung  des  Literarischen  Sachver- 
ständigen-Vereines  der  Text,  sei  er  gut  oder  schlecht,  gegen 
Nachdruck  geschützt  ist,  wenn  er  als  selbständiges  Object  der 

1)  a.  a.  U.  S.  458. 
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MittheiluDg  erscheint,  nicht  aber  in  dem  Falle,  wo  der  Text 
lediglich  als  Träger  der  Melodie  ohne  selbständigen  Inhalt  zu 
betrachten  ist. 

Verschieden  von  der  hier  erörterten  Frage  ist  die  zur  Er- 
örterung des  Thatbestandes  des  Nachdrucks  gehörige,  oh  ein 
gedrucktes  oder  ungedrucktes  Gedicht  ohne  Erlaubniss  des 
Verfassers  als  Text  zu  einer  musikalischen  Gotnposition  benutzt 
werden  darf.  Doch  auch  bei  dieser  Frage  ist  in  derselben 
Weise  wie  oben  zu  unterscheiden,  ob  der  Text  als  blosser  Trä- 
ger der  Melodie  benutzt  ist,  oder  ob  die  Reproduction  des 
Textes  selbst  als  Gegenstand  verinögensrechtlicher  Nutzung  ge- 
braucht worden  ist.  Daher  gilt  die  Herausgabe  der  Klavier- 
composition  eines  Lietles  allgemein  für  erlaubt,  weil  Niemand 
das  Mnsikstück  um  des  Textes  willen  kaufen  wird.  Dagegen 
wird  die  Benutzung  eines  fremden  Opemtextes  zur  Composition 
ebenso  allgemein  für  nicht  erlaubt  erachtet,  weil  die  Aufführung 
der  Oper  ebensowohl  die  Nutzung  des  Dramas  als  der  musikali- 
schen Composition  enthält.  Casuistische  Bestimmungen  sind  für 
beide  Fragen  entbehrlich.  Man  hat  solche  gleichwohl  verlangt  und 
es  sind  solche  Detailbestimmnngen  namentlich  aus  den  Gesetz- 
entwürfen des  Ijeipziger  Börsenvereines  (§.  37)  und  des  Frank- 
furter Bundestages  (§.  25)  in  das  Bayerische  Gesetz  vom  28. 
Juni  1865  flbergegangen,  welches  bestimmt: 

Art.  25.  «Lässt  der  Tonsetzer  einen  bereits  veröffentlich- 
ten Text  in  Verbindung  mit  einer  von  ihm  dazugesetzten 
musikalischen  Composition  abdrucken,  so  gilt  dies  nicht  als 
Nachdruck. 

Dagegen  ist  der  Abdruck  nur  mit  Genehmigung  des  Dich- 
ters ge.stattet,  wenn  der  Text 

a)  noch  nicht,  oder 

b)  nur  zum  Gebrauche  bei  Aufführungen  (Art.  47),  oder 

c)  nur  zusammen  mit  einer  musikalischen  Composition  ge- 
druckt und  im  letzten  Falle  auf  dem  Titelblatte  durch 
den  Dichter  Vorbehalten  ist,  der  Text  dürfe  nicht  in 
Verbindung  mit  einer  anderen  Composition  abgedruckt 
werden.« 

Alles  was  zum  Lobe  dieser  Bestimmungen  gesagt  werden 
kann,  ist,  dass  sie  sich  nicht  weit  von  dem  Resultate  der 
rationellen  Auslegung  entfernen.  * 

,\us  der  Terminologie  der  deutschen  Bundesbeschlüsse  und 
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einiger  deutschen  Landesgeaetze,  welche  die  Gegenstände  des 
Schriileigenthuines  als  literarische  Krzeugnisse  bezeichnen,  leiten 
einige  Schriftsteller  die  Folgerung  ab.  dass  die  Schrift  einen 
besonders  qualifizirten  geistigen  Inhalt  haben 
inilsse.  dass  sie  geeignet  sein  müsse,  in  die  öffentliche  Literatur 
einzutreten  ').  .\uch  der  Literarische  Sachverständigen-Verein 
zu  Berlin  hat  in  einer  grossen  Zahl  von  Gutachten  sich  mit 
der  Untersuchung  beschäftigt,  ob  die  nachgedruckte  Schrift 
nach  ihrem  geistigen  Gehalte  oder  nach  ihrer  schriftstellerischen 
Tendenz  als  ein  Object  des  geistigen  Eigenthumes  zu  qualifizi- 
ren  sei  'j.  Dennoch  gibt  das  Verzeichniss  der  zahlreichen  von 
dieser  Behörde  begutachteten  Hechtsfillle  den  handgreiflichen 
Beweis  dafür,  dass  die  grössere  Zahl  der  Nachdruckprozesse 
literarische  Erzeugnisse  untergeordneter  Art  betrifft,  welche 
keinesweges  nach  ihrem  geistigen  Gehalte  als  ein  Bestandtheil 
unserer  Nationalliteratur  gelten  können.  da.ss  Kochbücher,  Salz- 
tarife und  Quartierlisten  ebensowohl  nach  der  .Absicht  des  Ge- 
setzes gegen  Nachdruck  geschützt  werden  müssen,  als  Produc- 
tionen  von  höherem  geistigen  Gehalte’). 

Die  aufgestellte  Unterscheidung  ist  auch  theoretisch  ganz 
zu  verwerfen.  Unter  den  literarischen  Erzeugnissen  im  Sinne  des 
Gesetzes  sind  alle  die  Schriften  zu  verstehen,  welche  von  ihrem 
Verfasser  oder  durch  den  .Act  eines  unbefugten  Herausgebers 
zum  Gegenstände  eines  buchhändlerischen  Vertriebes  gemacht 
werden,  gleichviel  wie  wohl  oder  übel  sie  dazu  geeignet  sind. 
Der  geistige  Inhalt  eines  Werkes  hängt  von  subjectiver  Schätzung 
ah  und  kann  nicht  als  objectives  Merkmal  eines  juristischen 
Begriffes  aufgestellt  werden. 

.Andere  Schriftsteller  haben  zwar  die  Unzulässigkeit  dieser 


1)  Beseler,  System  des  deutschen  Privatrechts  S.  835. 

2)  Heydcmann  und  Dambach  a.  a.  0.  S.  73 — 122.  135.  208-  218- 


287—293  396.  411  ff.  422. 

3)  Der  literarische  Sachverständigen-Verein  schliesst  auch  im  po*c 
tischen  Resultate  nur  solche  Drucksachen  von  dem  Schutze  gegen  Nach 
druck  au.s,  welche  überhaupt  nicht  zur  Mittheilung  vou  Gedanken  he 
stiniint  sind,  sondern  wie  die  Klagschemata  und  Contobücher  » 
Schreibformulare  dienen  oder  wie  die  kalligraphischen  Vorschriften  an 
in  einem  Falle  der  Text  einer  Melodie  als  blosse  Träger  einer  andern 
geistigen  Production  dienen.  Vergl.  Ueydemann  und  Dambach  a.  a- 
S.  200-214.  S.  221  f. 


Digiti; 


Gesetze  and  Actenstüoke.  — Privatbriefe. 


l.’il 


Unterscheidung  anerkannt,  dagegen  behauptet,  die  Schrift  müsse, 
um  als  literarisches  Erzeugniss  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  gelten, 
von  dem  Verfasseriür  den  literarischen  Verkehr  bestimmt 
sein').  Man  hat  versucht,  durch  dieses  Kriterium  gewisse  Kate- 
gorien von  Schriften,  namentlich ; Gesetze,  amtliche  ActenstUcke, 
öfifeutliche  Anzeigen  und  Privatbriefe  von  den  Gegenständen  des 
literarischen  Eigenthumes  auszuschliessen.  Der  Grund,  welcher 
den  Verfasser  von  der  Erwerbung  des  Schrifteigenthumes  an 
Gesetzen  und  amtlichen  Actenstücken  ausschliesst, 
liegt  jedoch  nicht  in  dem  Objecte,  sondern  in  der  Person  und 
in  der  amtlichen  Stellung  des  Urhebers.  Daher  kann  auch  der 
Beamte  ohne  Zweifel  an  einem  Gesetzentwürfe,  sowie  an  einem 
amtlichen  Berichte  geistiges  Eigenthum  erwerben,  wenn  er  die 
Bewilligung  seiner  Vorgesetzten  Behörde  zur  Veröffentlichung  er- 
langt. (Vergl.  unten  g.  3Ü).  Die  fernere  Frage,  ob  der  Staat  und  des- 
sen Behörden  an  den  von  ihnen  publizirten  Gesetzen  und  Erlas- 
sen ein  V'erlagsrecht  besitzen  und  übertragen  können,  hängt  eben- 
falls nicht  von  übjectiven  Voraussetzungen,  sondern  lediglich  davon 
ab,  ob  der  Staat  und  die  Behörden  die  persönliche  Qualification 
zur  Erwerbung  von  Autorrechten  besitzen  und  ob  die  Bedin- 
gungen dieser  Erwerbung  erfüllt  sind.  fVergl.  unten  §.21.)  Oef- 
fentliche Anzeigen  sind  nach  dem  oben  (S.  137 f.)  Ausge- 
führten in  der  Kegel  wegen  des  mangelnden  Vermögens-Interesses 
nicht  als  Gegenstände  eines  ausschliesslichen  Rechtes  der  Ver- 
vielfältigung anzusehen,  wo  aber  ein  solches  Interesse  nachge- 
wiesen werden  kann,  wie  jede  andere  Schrift  gegen  Nachdruck 
geschützt.  Was  endlich  die  Privatbriefe  betrifft,  so  lehrt 
die  tägliche  Erfahrung,  dass  die  ursprünglich  nur  zur  Privat- 
mittheilung bestimmten  Briefe  berühmter  Personen  später  als 
wiclitige  Erzeugnisse  der  Literatur  gesammelt  und  veröffentlicht 
werden.  (Vergl.  unten  §.  30.)  Und  mit  Recht  bemerkt  BlunLschli  •’) 
in  Bezug  auf  den  Nachdruck  solcher  Privatbriefe:  »Ungereimt 
wäre  es,  wenn  der  unbefugte  Herausgeber,  welcher  die  Briefe 
als  literarisches  Erzeugniss  ausbeutet,  sich  darauf  berufen  dürfte, 
sie  seien  kein  literarisches  Erzeugniss.« 

Dasselbe  gilt  von  Tagebüchern,  Stammbüchern,  Collectaneen 

f 

1)  Jolly,  Die  Lohre  vum  Nechdruck  S.  121  ff. 

2)  Vergl.  Heydemann  und  Dambaeh  a.  a.  0.  8.  174  ff. 

3}  Kritische  Ueberschau  Bd.  I lieft  1 S.  16. 
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und  ähnlichen  Aufzeichnungen,  die  durch  zufällige,  mit  der  Per- 
son ihic.s  Verfassers  oder  mit  Ort  und  Zeit  ihrer  Abfassunf? 
verknüpile  Umstände  einen  literarischen  Werth  erlangen  kön- 
nen, den  sic  ursprünglich  nicht  besiissen  und  nicht  beanspruchten. 

Man  muss  hieraach  das  aufgestellte  Kriterium  der  ursprüDK- 
licheu  Bestimmung  für  den  schriftstellerischen  Verkehr  unbe- 
dingt verwerfen  und  den  Satz  aufstellen,  dass  jede  zur  Mit- 
theilung von  Gedanken  bestimmte  Schrift  ein  mögliches  Ob- 
ject des  Schrifteigenthumes  ist.  Ob  an  derselben  demnächst 
ein  Schrifteigenthum  entsteht  und  ausgettbt  wird,  ob  die  Schrift 
Gegenstand  eines  Verlagsvertrages  oder  eines  unbefugten  Nach- 
druckes wird,  hängt  von  äusseren  Umständen  ab,  die  keines- 
weges  immer  in  der  Form  und  dem  Inhalte  der  Schrift  begründet 
sind.  Manche  der  schönsten  Blüthen  unserer  Lyrik  ist  entstanden, 
ohne  ursprünglich  tür  den  Verlag  bestimmt  zu  sein  und  manche 
Schrift,  die  weder  für  den  literarischen  Verkehr  verfasst,  noch 
ihrem  geistigen  Gehalte  nach  Jür  denselben  geeignet  war,  hat 
durch  die  Launen  des  Zufalls  dennoch  eine  literarische  Verbrei- 
tung erlangt '). 

Noch  weniger  als  aul'  den  geistigen  Gehalt  und  die  schrift- 
stellerische Tendenz  kommt  es  auf  den  Umfang  der  Mitthei- 
luug  an.  Die  Frage,  wie  viel  Druckseiten  oder  Zeilen  eine 
Schrift  zählen  muss,  um  als  selbständiger  Träger  eines  ver- 
mogensrechtlichen  Interesses  gelten  zu  können,  ist  rein  thal- 
sächlicher  Natur  *J.  Sobald  ein  solches  vermögensrechtliches 
Interesse  vorhanden  ist,  muss  das  Recht  der  ausschliesslichen 
Vervielfältigung  anerkannt  und  geschützt  werden  *}.  Es  kann 
nur  als  ein  verfelüter  Versuch  bezeichnet  werden,  wenn  die 


1)  Ein  Beispiel,  in  Bezug  auf  welches  allerdings  die  .\miahme  eines 
geistigen  Eigentliumes  aus  mehr  als  einem  Grunde  ausgeschlossen  bleibt, 
ist  da»  sogenannte  Buch  der  Wilden:  das  Sohmierheft  eines  deut- 
schen llinterwäldlcr-Jungen  aus  Ober-Canada,  welches  dem  Abbe  Do- 
nieneoh  in  die  Hände  fiel  und  von  dem  der  deutschen  Schriftzüge  Un- 
kundigen als  eine  Hieroglyphenschrift  der  Kothhäute  angesehen  und 
veröffentlicht  wurde, 

2)  Vergl.  das  Gutachten  betreffend  den  Nachdruck  eines  Flugblat- 
tes bei  Heydemaun  und  Hambach  a.  a.  0,  S.  187. 

3)  Renouard,  Traitö  des  droits  d’auteurs  etc.  Tom  1 p.  16.  Une 
petite  propricte  est  aussi  sacree  qu’unc  grando  et  droit  trouver  dans 
la  loi  la  raeme  protection. 
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Oesterreichische  Gesetzgebung  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes 
in  einzelnen  Fällen  davon  abhängig  macht,  dass  das  zu  schützende 
Object  ein,  zwei  oder  drei  Druckbogen  umfasst  *). 

Auch  die  Frage,  ob  die  Schrift  nur  als  Ganzes  Gegen- 
stand des  geistigen  Figenthumes  sei,  oder  ob  sich  dieses  Recht 
auch  auf  die  einzelnen  Theile  der  Schrift  erstrecke,  ist 
aufgeworfen,  worauf  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  1 S.  169) 
treffend  bemerkt;  »Das  Ganze  besteht  aus  den  Theilen  und 
muss  daher  auch  in  diesen  geschützt  werden.« 

Dies  gilt  insbesondere  auch  dann,  wenn  die  Schrift  nur 
zu  einem  Theile  Original,  folglich  auch  nur  theilweise  Gegen- 
stand des  geistigen  Eigenthumes  ist,  wie  dies  bei  Commentarien, 
Bearbeitungen,  Sammelwerken  u.  dgl.  der  Fall  sein  kann.  Die 
Frage,  bis  zu  welchem  Umfange  die  theilweise  Benutzung  einer 
fremden  Schrift  gestattet  ist,  gehört  zu  dem  Thatbestande  des 
partiellen  Nachdrucks. 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  nach  einigen  Schrift- 
stellern das  geistige  Eigenthnm  durch  die  Gesetzwidrig- 
keit deslnhaltes  ausgeschlossen  werden  solP).  Nach  dieser 
Auffassung  würde  der  Verleger  einer  verbotenen  oder  verur- 
theilten  Schrift  nicht  berechtigt  sein,  den  Nachdruck  derselben 
zu  untersagen,  wenn  die  Polizei  denselben  nicht  verhindert. 
Die  Verleger  Heine’s,  Vehse’s,  der  Gartenlaube  u.  a.  m.  wären 
zu  ihiw  Zeit  durch  das  Verbot  der  von  ihnen  verlegten  Schriften 
nicht  bloss  an  der  Verbreitung  derselben  gehindert,  sondern  sie 
würden  zugleich  der  unbefugten  Vervielfiiltigung  derselben  ohne 
gesetzlichen  Schutz  preisgegeben  sein,  denn  der  Einwand,  dass 
die  Polizei  den  Nachdruck  verbotener  Bücher  ja  nicht  dulden 
werde,  kann  der  Mangel  eines  Rechtsschutzes  nicht  beheben, 
da  ja  die  Polizei  ebensowenig  den  Nachdruck  als  den  Handel 
mit  verbotenen  Büchern  absolut  zu  verhindern  im  Stande  ist. 
Pindlich,  wenn  die  Pirwerbung  des  geistigen  Piigenthumes  durch 
das  Verbot  der  Schrift  ausgeschlossen  würde,  so  würde  der  Verfasser 


1)  Geg.  V.  19.  October  1846  §.  6 h.  Vertrag  zwischen  Oesterreich 
und  Sardinien  v.  22.  Mai  1840  Art.  4 Art.  10. 

2)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  180.  llarnm,  Die  gegen- 
wärtige Oesterreich.  Pressgesetzgebung S.  72.  Dagegen:  Renouard,  Traitä 
des  droits  d’autcurs.  T.  I p.  96.  Eisenlohr,  Das  literarisch  - artistische 
Eigenthum  §.  82  Note  3. 
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einer  in  Oesterreich  erschienenen  und  verurtheilten  politischen 
Schrift,  deren  Nachdruck  auch  in  Preussen  nicht  verhindern 
können,  obgleich  dort  der  Verbreitung  des  Buches  keinerlei  ge- 
setzliches Verbot  entgegen  stände. 

Die  aufgestellte  Regel  ist  auch  wenigstens  nach  der  Preus- 
sischen  Pressgesetzgebung  nicht  für  begründet  zu  erachten. 
Allerdings  würde  ein  ausschliessliches  Recht  der  Vervielfältigung, 
. also  auch  ein  geistiges  Eigenthum,  nicht  an  einem  Objecte  be- 
stehen können,  dessen  Vervielfältigung  verboten  ist.  Allein  das 
Pressgesetz  vom  12.  Mai  1851  erklärt  im  §.  32  nur  die  Ver- 
öffentlichung eines  ge.setzwidrigen  Presserzeugnisses  für 
strafbar  und  schreibt  in  den  §§.  29  und  50  die  Beschlagnahme 
und  beziehungsweise  die  Vernichtung  solcher  Presserzeugnisse 
nur  insofern  vor,  als  dieselben  zur  Veröffentlichung  gelangt, 
d.  h.  nach  g.  33  a.  a.  0.  verkauft,  versendet,  verbreitet,  oder 
an  Orten,  welche  dem  Publikum  zugänglich  sind,  ausgestellt 
oder  angeschlagen  sind.  Die  blosse  Vervielfältigung  der  Druck- 
schrift macht  nicht  den  Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung 
aus,  sie  wird  also  durch  den  gesetzwidrigen  Inhalt  der  Schrift 
nicht  rechtlich  unzulässig.  Der  Verfasser  und  der  Verleger 
einer  solchen  Schrift  behalten  also  die  rechtliche  Möglichkeit- der 
Vervielfältigung  und  da  dieselben  auch  nach  dem  Obigen  ein 
rechtliches  Interesse  an  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung 
haben,  so  besteht  das  geistige  Eigenthum  trotz  des  Verbotes. 
Die  Benutzung  und  Verfolgung  des  geistigen  Eigenthumes  wird 
allerdings  durch  das  Verbot  der  Druckschrift  wesentlich  ein- 
geschränkt und  diese  Einschränkung  kann  sich  bis  zur  that- 
sächlichen  Aufhebung  steigern,  wenn  die  Druckschrift  nicht 
etwa  bloss'von  den  Pressgesetzen  eines  einzelnen  Staates  oder 
von  dem  Verbote  einer  bestimmten  Regierung  betroffen  wird, 
sondern  den  guten  Sitten  überhaupt  zuwider  läuft,  so  da.ss 
ihre  Verbreitung  zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  Orte  unstatt- 
haft ist. 

Die  bisherige  Untereuchung  hat  gezeigt,  dass  alle  die  ein- 
schränkenden Kriterien,  welche  für  den  geistigen  Inhalt  der 
Objecte  des  Schrifteigenthumes  von  verschiedenen  Seiten  auf- 
gestellt sind,  als  unhaltbar  und  unbegründet  verworfen  werden 
müssen.  Dasselbe  gilt  von  der  unfruchtbaren  Casuistik, 
welche  sich  in  Bezug  auf  die  verschiedenen  -Vrten  der  Schriften 
in  den  meisten  Lehrbüchern  vorgetragen  findet,  und  deren  zum 


Digitized  by  Google 


Zeitnng'en. 


15B 


Theil  schon  im  Vorhergehenden  gedacht  ist.  Wenn  gefragt 
wird,  ob  Gutachten,  Prozessschriften,  Anzeigen,  Fahrpläne, 
Programme,  Formulare,  Gelegenheitsgedichte.  Texte  von  Mu- 
sikstücken, Briefe,  Kirchenlieder,  Schulbücher,  Zeitungsartikel 
u.  s.  w.  zu  den  Gegenständen  de.s  geistigen  Eigenthumes  ge- 
hören oder  nicht,  so  ist  darauf  allgemein  zu  antworten,  dass 
keine  dieser  Schriften  objectiv  von  dem  Rechte  des  geistigen 
Eigenthumes  ausgeschlossen  ist.  sofern  sie  ein  originales  Gei- 
stesproduct  und  zur  Mittheilung  von  Gedanken  bestimmt  ist, 
und  sofern  die  Vervielfältigung  derselben  ein  vermögensrecht- 
liches Interesse  gewähren  kann. 

Es  kann  nur  als  ein  Nachtheil  bezeichnet  werden,  wenn 
diese  Casuistik  in  einzelne  neuere  Gesetze,  namentlich  in  das 
österreichische  Gesetz  vom  19.  October  1846  §.  5 b.  §.  7 und  in 
das  bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1863  Art.  4.  Art.  25  über- 
gegangen ist. 

Nur  einer  der  angeführten  Fälle : Das  Schrifteigenthum  an 
Zeitungsartikeln  bedarf  wegen  seiner  Wichtigkeit  und 
seiner  conftoversen  Natur  einer  besondem  Erwähnung.  Im 
Allgemeinen  ist  die  theoretische  ebenso  wie  die  practische  Ju- 
risprudenz darin  einverstanden,  dass  die  Auhiahme  eines  lite- 
rarischen Erzeugnisses  in  eine  Zeitung,  sofern  dasselbe  an  sich 
als  ein  Object  des  geistigen  Eigenthumes  zu  betrachten  ist, 
dieser  Eigenschaft  keinen  Eintrag  thut  ’). 

F.S  handelt  sich  dagegen  um  die  Frage,  ob  die  gewöhnli- 
chen Zeitungscorrespondenzen  und  die  raisonnirenden  Artikel 
zu  den  Objecten  des  geistigen  Eigenthumes  gehören  und  des- 
halb gegen  Nachdruck  geschützt  sind.  Dies  wird  von  einigen 
Schriftstellern  *),  wenigstens  in  Bezug  auf  die  bloss  thatsächlichen 
Mittheilungen,  verneint,  weil  denselben  das  Merkmal  der  gei- 
stigen Production  oder  doch  der  zu  einem  literarischen  Erzeug- 
nisse erforderliche  geistige  Bestand  fehle.  Dies  kann  indess 

1)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Bd.  I S.  174.  Kaiser,  Die  Preussi- 
sche  (tesetzgehang  in  Bezug  auf  Urhebrrrecht,  Buchhandel  und  Presse. 
Ergänznngsheft  1866  S.  19.  Heydemann  und  Dambaoh  a.  a.  0.  S. 
173  ff. 

2)  Friedländor,  Der  einheimisebu  und  ausländische  Uechtsschutz 
gegen  Nachdruck  S.  27.  Harum,  Die  gegenwärtige  Oesterreich.  Press- 
gesetzgebung S.  81  und  zum  Theil  auch  Wächter,  Das  Verlagsrecht 
Th.  1 S.  174 
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nicht  zugegeben  werden.  Eine  Zeitung,  welche  die  säniintlichcn 
Tagesercignis.se  aus  den  verschiedenen  Ländern  berichtet  und 
zu  diesem  Zwecke  die  Nachrichten  aus  den  verschiedenen  aus- 
wärtigen Blättern  und  aus  eigenen  Correspondenzen  sammelt 
und  sichtet  und  mit  raisonnirenden  Artikeln  begleitet,  ist  in 
ihrem  ganzen  Bestände  ein  unzweifelhaftes  (Jeistesproduct  und 
es  ist  möglich,  dass  in  einzelnen  Fällen  eine  Nummer  eines 
grossen  Journals  ebensoviel  Geist  und  Kritik  und  originale  Ar- 
beit enthält,  als  eines  der  Dutzendlehrbücher  vaterländischer 
Geographie  oder  Geschichte. 

Die  Zeitung  gibt  eine  Chronik  des  Tages  ebenso  wie  jene 
eine  Geschichte  von  Jahrhunderten  geben,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede. dass  die  Zeitungen  nicht  eine  blosse  Compilation  und 
Verarbeitung  des  von  fremden  Forschern  gesammelten  Stoffes, 
sondern  zum  Theil  neue,  von  ihren  eigenen  Mitarbeitern  ge- 
sammelte Thatsachen  bringen.  Wer  daher  eine  Zeitung  ganz 
oder  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  abdrncken  wollte,  würde 
sich  unzweifelhaft  einer  Verletzung  des  gei.stigen  Eigenthunis- 
rechtes  schuldig  machen.  Und  was  von  dem  Ganzen  gilt,  muss 
auch  von  den  einzelnen  Theilen  gelten.  Der  Herausgeber  einer 
Zeitung  würde  daher  ohne  Zweifel  befugt  sein,  den  Abdruck 
jedes  einzelnen  Artikels  zu  untersagen  und  den  etwaigen  Nach- 
druck zu  verfolgen,  sofern  er  ein  yermögensrechtliches  Interesse 
an  der  Verhinderung  des  Nachdrucks  nachzuweisen  vermag. 
Ein  solches  Interesse  liegt  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Zeitungs- 
nachrichten in  der  Regel  nicht  vor.  Es  ist  daher  allgemein 
üblich,  dass  eine  Zeitung  der  andern  solche  Nachrichten  ent- 
lehnt, da  eine  Sblche  Entlehnung  ebensowenig  den  Thatbe- 
stand  eines  Nachdrucks  enthält,  als  das  wörtliche  Anführen 
einzelner  Stellen  eines  bereits  gednickten  Werkes.  (G.  v.  11. 
Juni  1837  §.  4 Nr.  1.)  Vollkommen  irrig  ist  es  jedoch,  aus 
diesem  Gebrauche  einen  Usus  abzuleiten,  welcher  auch  den 
wirklichen  Nachdruck  straflos  mache  und  die  Praxis  hat  des- 
halb auch  das  Bestehen  eines  solchen  Usus  niemals  aner- 
kannt ’)• 

Der  Thatbestand  eines  Nachdrucks  kann  inde.ss  unter  Um- 
ständen nicht  bloss  durch  den  Abdruck  eines  grösseren  Theiles 


1)  Krkonntniss  des  Ubertribuuala  v.  24  April  1862  (Uoltdamroer 
Archiv  Hd.  10  S.488j. 
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der  Zeitungsnachrichten  oder  zusammenhängender,  durch  meii- 
rere  Nummern  laufender  Erzählungen  hergestellt  werden.  Viel- 
mehr kann  auch  der  Abdruck  einzelner  Nachrichten  von  ge- 
ringem Umfange  eine  Verletzung  des  geistigen  Eigenthumes  des 
Herausgebers  involviren,  wenn  an  den  ausschliesslichen  Besitz 
dieser  Nachrichten  sich  ein  vermögeusrechtliches  Interesse  knüpft. 
Dies  ist  der  Fall  bei  den  telegraphischen  Depeschen, 
die  sowohl  in  Bezug  auf  die  Kosten  des  Unternehmens,  als 
auch  in  Bezug  auf  den  Absatz  und  die  Verbreitung  des  Blattes 
wesentlich  ins  Gewicht  fallen. 

Die  Kölnische  Zeitung  brachte  in  ihrer  Nummer  vom  2.  April 
186,5  zur  Sprache,  dass  ein  an  demselben  Orte  erscheinendes 
Blatt,  welches  zwei  Stunden  nach  der  KölnLschen  Zeitung  aus- 
gegeben wurde,  die  telegraphischen  Depeschen  der  letztem  so- 
gar ohne  Angabe  der  Quelle  regelmässig  naclidruckte  Sie 
stellte  dies  Verfahren  dadurch  an  den  Pranger,  dass  sie  von 
ihrer  Nummer  zum  1.  April  einen  besondern  Abdruck  für 
ihre  CoUegin  hatte  herstellen  lassen,  in  welchem  eriündene  und 
in  scherzhafter  Weise  veränderte  Depeschen  den  echten  substi- 
tuirt  waren,  die  denn  auch  in  gewohnter  Hast  ohne  alle  Prü- 
fung von  dem  zwei  Stunden  später  erscheinenden  Blatte  über- 
nommen wurden.  Es  ist  indess  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der 
hier  signalisirte  Nachdruck  auch  unter  das  Verbot  des  Gesetzes 
fallt.  Denn  wenn  das  Ge.setz  vom  11,  Juni  1837  in  den  §§.  1.  2 
verbietet  »eine  bereits  herausgegebene  Schrift  ganz  oder 
theil weise  nachzudrucken«,  so  muss  dies  auch  von  dem 
Nachdruck  der  telegraphischen  Depeschen  der  Zeitungen  gel- 
ten, die  ja  in  den  grösseren  Hauptstädten  als  besondere  Schrif- 
ten von  den  sogenannten  Depeschenbureaus  herausgegeben 
werden. 

Ebenso  versteht  sich,  dass  ein  strafbarer  Nachdruck  nicht 
mehr  vorliegt,  wenn  das  vermögensrechtliche  Interesse  an  der 
ausschliesslichen  Vervielfältigung  der  Depeschen  aufgehört  hat ; 
und  dies  wird  meist  schon  am  folgenden  Tage  der  Fall  sein. 

Es  muss  hiernach  behauptet  werden,  dass  es  keinesweges 
an  ausreichenden  Rechtsnormen  für  den  Schutz  des  geistigen 
Eigenthumes  an  dem  Inhalte  der  Zeitungen  fehlt.  Vielmehr 
führt  die  logische  Anwendung  der  für  das  Schrifteigenthum 
überhaupt  gegebenen  Vorschriften  auf  den  vorliegenden  Fall 
zu  einem  ganz  sachgemässen  und  für  den  Verkehr  durchaus 
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genügenden  Resultate.  Uie  Praxis  hat  auch  die  im  Vorstehen- 
den entwickelten  Grundsätze  consequent  zur  Anwendung  ge- 
bracht und  die  von  JoUy  und  Friedländer  angenommene  ge- 
wohnheitsrechtliche  Schutzlosigkeit  des  eigentlichen  Zeitungs- 
inateriales  ')  keinesweges  angenommen,  wie  dies  ausser  dem 
angeführten  Erkenntnisse  des  Obertribunalcs  auch  die  (5ut- 
achten  des  literarischen  Sachverständigen-Vereines  beweisen  *). 

Gleichwohl  wird  die  Forderung  nach  besondem  Normen  des 
Rechtsschutzes  für  die  Zeitungspresse  vielfach  wiederholt  und 
der  Gesetzentwurf  des  Frankfurter  Bundestages  suchte  diesem 
Verlangen  dadurch  zu  entsprechen,  dass  er  im  Art.  4 den  Nach- 
druck von  Zeitungsartikeln  unter  der  Bedingung  der  Quellen- 
angabe im  Anschluss  an  das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19. 
Uctober  1846  §.  5 b.  allgemein  gestattete  und  nur  die  fortge- 
setzte Ausbeutung  eines  Blattes  durch  ein  anderes  unter  Strafe 
stellte.  Die  Tendenz  dieser  Vorschriften  geht  dahin,  das  Zei- 
tungsuntemehmen  als  solches  zu  schützen  ohne  das  Zeitungs- 
material als  solches  dem  Nachdruckverbote  zu  unterwerfen. 

Das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  ist  indess  in  die- 
sen Vorschriften  dem  sonst  fast  wörtlich  wiedergegebenen  Frank- 
furter Entwürfe  nicht  gefolgt.  Es  bestimmt  im  Art.  9 ; 

»Artikel,  welche  in  einer  Zeitung  erschienen  sind,  dürfen 
in  anderen  Zeitungen  sowohl  in  der  nämlichen  Sprache,  als 
auch  in  Uebersetzung  abgedruckt  werden. 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  und  der  Ab- 
druck gilt  als  Nachdruck,  wenn  der  Urheber  des  Artikels  in 
der  Zeitung  selbst,  in  welcher  der  Artikel  erschienen  ist, 
förmlich  erklärt  hat,  da.ss  er  den  Abdruck  untersagt.  Bei 
Artikeln  politischen  Inhalts  ist  jedoch  eine  solche  Untersa- 
gung nicht  zulässig. 

Bei  dem  nach  vorstehenden  Bestimmungen  erlaubten  Ab- 
drucke eines  in  einer  Zeitung  erschienenen  Artikels  in  einer 
andern  Zeitung  muss  stets  die  Quelle  angegeben  werden,  aus 
welcher  derselbe  geschöpft  wurde.  Ist  dieses  nicht  gesche- 

1)  Jolly,  Die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  111  f.  Friedländer,  Der 
einheimisehe  und  ausländische  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  S.  27  f. 
— Yergl.  dagegen  Wächter,  das  Verlagsrecht  Th.  II  S.  538  ff.  Eisen- 
lohr, Das  literarisch  - artistische  Eigenthum  S.  50.  Volkmann  in  der 
Zeitschrift  für  Rechtspflege  u.  Verwaltung,  Neue  Folge  VI  9.  273  f. 

2)  Heydomann  und  Damhaoh  S.  178  —200. 
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hen,  80  unterliegt  der  Redacteur  der  Zeitung,  in  welcher  der 
Artikel  abgedruckt  wurde,  auf  Antrag  des  Eigenthttmers  der 
Zeitung,  welcher  der  Artikel  entnommen  wurde,  einer  Geld- 
strafe bis  zu  50  Gulden. 

Das  in  Abs.  1—3  von  Zeitungsartikeln  Gesagte  gilt  auch 
von  Telegrammen ; das  von  Zeitungen  und  deren  Redacteuren 
Gesagte  auch  von  Zeitschriften  und  periodischen  Sammelwer- 
ken und  deren  Herausgebern.« 

Zur  Erläuterung  dieser  Vorschriften  bemerkt  Mandry  in 
seiner  Bearbeitung  des  angeitlhrten  Gesetzes  (Die  Gesetzge- 
bung des  Königreichs  Bayern  seit  Maximilian  I.  Th.  1 Bd.  5 
Heft  2 S.  211)  Folgendes: 

»1)  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1 und  2 
finden  Anwendung  ohne  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen 
in  einer  Zeitung  erscheinenden  Artikeln,  so  dass  also  nament- 
lich einerseits  sog.  Feuilletonartikel,  wenn  kein  Vorbehalt  ge- 
macht ist,  abgedruckt  werden  dürfen;  andererseits  rein  that- 
sächliche  Zeitungsberichte  und  Telegramme,  sobald  sie  nur  nicht 
politischen  Inhaltes  sind,  durch  Vorbehalt  gegen  Nachdruck 
geschützt  werden  können. 

2)  Der  Zeitungseigenthttmer  oder  Redakteur 
hat  das  Recht,  den  Abdruck  zu  untersagen,  nur  dann,  wenn 
er  — mindestens  bezügUch  der  Ausschliessungsbefugniss  gegen- 
über anderen  Zeitungen  — als  Rechtsnachfolger  des  Urhebers 
(Art.  50  Abs.  4),  oder  aber  bei  anonymen  Artikeln  als  Vertreter 
des.selben  (Art.  51  Abs.  2)  anzuseheu  ist. 

3)  Die  Quellenangabe  ist  bei  jedem  (wörtlichem  oder 
verdecktem)  Abdrucke  von  Zeitungsbestandtheilen  erforderlich, 
namentlich  auch  beim  Abdrucke  sog.  Zeitungsnachrichten  und 
von  Telegrammen,  und  ohne  Unterschied  zwischen  Artikeln 
politischen  und  nicht  politischen  Inhaltes. 

Natürlich  kann  solche  nur  für  Artikel  verlangt  werden, 
die  nicht  aus  anderen  Zeitungen  entnommen  sind,  bezw.  für  Te- 
legramme, die  von  der  betr.  Redaktion  allein  oder  mit  andern 
zusammen  bezogen  worden  sind  (Originaltelegramme).  Nicht 
minder  selbstverständlich  ist,  dass  die  Quelle  in  dem  Publikum 
verständlicher  Weise  bezeichnet  werden  und  die  Beziehung  auf 
den  entlehnten  Artikel  zweifellos  sein  muss. 

4)  Das  aus  der  Verletzung  der  unter  Ziif.  3 erörterten  Ver- 
bindlichkeit hervorgehende  Klagerecht  steht  dem  Zeitungseigen- 
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thümer  als  solchem,  nicht  dem  Urheber  des  Artikels  zu.  Hier- 
aus ergibt  sich,  dass  das  mit  dem  Zeitungsunternehnien  sich 
verbindende  Interesse  durch  die  Bestimmung  des  Absatzes  3 
geschützt  werden  will,  nicht  die  literarische  Ehre  des  Urhebers ; 
und  dass  keine  Erweiterung  des  Urheberrechtes  durch  die  betr. 
Strafbestimmung  bewirkt  wird.« 

Die  angeführten  Vorschriften  stimmen  mit  Art.  V des  Zu- 
satzvertrages zwischen  Preussen,  Sachsen  etc.  und  Grossbri- 
tannien vom  1.  Juni  1855  fast  wörtlich  überein  und  finden  sich 
ungefähr  gleichlautend  auch  in  den  übrigen  Staatsverträgen.  Sie 
sind  im  Allgemeinen  als  practisch  zweckmässig  zu  bezeichnen, 
da  sie  sich  einerseits  dem  in  der  Zeitungsliteratur  herrschenden 
Gebrauche  auschliessen,  andrerseits  keine  wesentliche  Abweichung 
von  den  allgemeinen  Grundsätzen  enthalten.  Dies  gilt  jedoch 
nicht  von  der  auf  die  politischen  Artikel  bezüglichen  Ausnahme. 
Es  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  ein  politischer  Artikel  der 
Grenzboten  oder  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift  nicht  durch 
einen  Vorbehalt  des  Verfassers  oder  des  Herausgebers  gegen 
Nachdruck  geschützt  werden  soll,  während  diese  Befugniss  dem 
Verfasser  jedes  Feuilletonartikels  gewährt  wird.  Wenn  eine 
solche  Ausnahme  in  dem  Staatsvertrage,  der  den  literarischen 
Verkehr  zweier  Nationen  regelt,  am  Platze  sein  mochte,  so  ist 
sie  in  einem  Uandesgesetze  wie  das  bayerische  gewiss  nicht 
motivirt. 

. g.  17.  Schriften  (Fortsetzung). 

Schriftliche  Form.  — Predigten  und  Lehrverträge.  — Reden  vor  Ge- 
richt und  im  Parlament.  — Wissenschaftliche  Zeichnungen.  — Dra- 
matische Werke.  — Musikalische  Coinpositionen.  — Variationen. 

Das  Schrifteigenthum  hat  in  der  Regel  die  Existenz  einer 
Druckschrift  oder  eines  Manuscriptes  zur  Voraussetzung.  Freie 
mündliche  Vorträge,  welchen  kein  Manuscript  zu  Grunde,  liegt, 
geniessen  den  Rechtsschutz  gegen  unbefugten  Abdruck  nur  in- 
soweit, als  dies  ausnahmsweise  (für  Predigten  und  Lehrver- 
träge) durch  die  einzelnen  Landesgesetze  bestimmt  ist. 

Diese  Regel  ergibt  sich  aus  den  übereinstimmenden  Vor- 
schriften der  französischen  und  englischen  Nachdrucksgesetze. 

Das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bezeichnet 
als  Gegenstände  des  Schrifteigenthumes; 

1.  bereits  herausgegebene  Schriften  (§.  1), 
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2.  Manuscripte  aller  Art  (§.  3,  a), 

3.  nachgeschriebene  Predigten  und  Lehrverträge  (g.  3,  b)  ‘). 

Es  erfordert  also  mit  der  zu  3 bemerkten  Ausnahme  die 

Existenz  einer  Druckschrift  oder  eines  Manuscriptes  zur  Er- 
werbung des  geistigen  Eigenthumes.  Auch  das  Französi- 
sche Gesetz  vom  19.  Juh  1793  im  Art.  1,  sowie  der  Code  pö- 
nal im  Art.  425  bezeichnen  als  Gegenstand  des  Rechtsschutzes 
nur  Schriften  (öcrits  en  tout  genre),-  ebenso  das  der  Französi- 
schen Gesetzgebung  nachgebildete  Badische  Landrecht  Buch  11 
§.  577da  bis  dh.  Das  Englische  Gesetz  vom  1.  Juli  1842 
(5  & 6 Victoria  cap.  45)  beschränkt  seine  Vorschriften  ausdrück- 
lich auf  bereits  herausgegebene  Druckschriften  *).  Der  Schutz 
gegen  den  unbefugten  Abdruck  von  Manuscripten  wird  von  den 
englischen  Juristen  aus  dem  körperlichen  Eigenthume  am  Ma- 
nuscripte abgeleitet’).  Die  Bundesbeschlüsse  vom  9.  No- 
vember 1837  und  vom  19.  Juni  1845,  deren  Terminologie  die 

1)  §.  1.  Das  Recht  eine  bereits  herausgegebene  Schrift 
ganz  oder  tbeilweise  von  Neuem  abdrucken  oder  auf  irgend  einem  me- 
chanischen Wege  vervielfiiltigen  zu  lassen,  steht  nur  dem  Autor  der- 
selben, oder  denjenigen  zu,  welche  ihre  Befugniss  dazu  von  ihm  her- 
leiten. 

§.  3.  Jede  solche  neue  Vervielfältigung,  wenn  sie  ohne  Genehmi- 
gung des  dazu  ausschliesslich  Berechtigten  (§.  1)  geschieht,  heisst  Nach- 
druck und  ist  verboten. 

§.  3.  Dem  Nachdruck  wird  gleich  geachtet,  und  ist  daher  ebenfalls 
verboten,  der  ohne  Genehmigung  des  Autors  oder  seiner  Rechtsnach- 
folger bewirkte  Abdruck 

a.  von  Manuscripten  aller  Art, 

b.  von  nachgeschriebenen  Predigten  und  mündlichen  Lehr  Vor- 
trägen, gleichviel  ob  dieselben  unter  dem  wahren  Namen  des 

Autors  herausgegeben  werden  oder  nicht. 

Dieser  Genehmigung  bedarf  auch  der  rechtmässige  Besitzer  eines  Ma- 
nnscriptes  oder  einer  Abschrift  desselben  (litt,  a),  imgleichen  naebge- 
Bchriebener  Predigten  oder  Lehrvorträge  (litt.b). 

Vgl.  Braunschweig.  Gesetz  vom  10.  Februar  1843  §.  1 §.  6. 

Orossherzogl.  Bäche.  Gesetz  v.  11.  Januar  1839  §.  1 §.3. 

Grossherzogl.  Hessisch.  Gesetz  v.  33.  September  1830  Art.  1. 

2)  A.  a.  0.  §.  II  »And  be  it  ezacted  that  in  the  construction  of 
this  act  the  word  »bookt  shall  be  construed  to  mean  and  include  every 
Tolume,  part  or  division  of  a volume,  pamphlet,  sheet  of  letter  press, 
aheet  of  music,  map,  chart,  or  plan  separately  published.« 

3)  Godson,  A practical  treatise  on  the  law  of  patents  for  inven- 
tiona  and  of  Copyright  2 ed.  p.  326. 

11 
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Oe.stPrreichisclie , Bayerische  und  Sächsische  Gesetzgebung  •) 
folgt,  bezeichnen  als  Gegenstände  des  Schrifteigenthumes:  »li- 
terarische Erzeugnisse  aller  Art,  sie  mögen  bereits  ver- 
ötfenthcht  sein  oder  nicht.«  Diese  Terminologie  zeichnet  sich, 
wie  bereits  die  vorige  Untersuchung  (oben  S.  151)  ergeben  hat, 
nicht  gerade  durch  grosse  Bestimmtheit  aus.  Wenn  nämlich 
unter  den  literarischen  Erzeugnissen  nur  solche  Werke  ver- 
standen werden,  welche  für  den  literarischen  Verkehr  produ- 
zirt  werden,  so  werden  dadurch  ausser  den  Werken  der  freien 
Rede,  auch  Privatbriefe  und  andere  nicht  ursprünglich  für  den 
Druck  bestimmte  Schriften  ausgeschlossen.  Ist  diese  Interpre- 
tation nach  'dem  Obigen  nicht  zulässig  und  darf  ebensowenig 
das  rein  subjective  Ermessen,  ob  das  Product  nach  seinem  gei- 
stigen Gehalte  für  den  literarischen  Verkehr  geeignet  sei,  über 
den  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigenthumes  entscheiden,  so 
schliesst  die  Bezeichnung:  literarische  Erzeugnisse  alle  Gei- 
stesproducte  ein,  welche  thatsächlich  Gegenstand  eines  buch- 
händlerischen Verkehres  werden  und  es  lässt  sich  daraus  nicht 
mit  Bestimmtheit  das  Requisit  ableiten,  dass  das  Werk  ur- 
sprünglich in  schriftlicher  Form  produzirt  sein  müsse.  Wenn 
also  der  Wortlaut  der  Bundesbeschlüsse  allein  maassgebend 
wäre,  so  würde  man  der  von  verschiedenen  Schriftstellern  *) 
aufgestellten  Ansicht,  dass  auch  die  Producte  der  freien  Rede 
als  solche  gegen  den  unbefugten  Abdruck  geschützt  seien,  nicht 
unbedingt  entgegen  treten  können. 

AUein  die  Bundesbeschlüsse  als  solche  sind  nicht  Quellen 
eines  gemeinsamen  formellen  Rechtes  für  das  Deutsche  Bundes- 
gebiet (oben  S.  80  f.),  sondern  nur  gemeinsame  Normen  für  die 
Gesetzgebung  der  zum  früheren  Deutschen  Bunde  gehörigen 
Staaten  und  eine  nähere  Prüfung  derjenigen  Landesgesetze, 
welche  die  hier  in  Rede  stehende  Terminologie  der  Bundesbe- 
schlüsse adoptirt  haben,  ergibt,  dass  dieselben,  mit  Ausnahme 
der  Bayerischen  und  der  Sächsischen  Gesetzgebung,  das  Erfor- 
demiss  der  schriftlichen  Abfassung  zur  Bedingung  des  literari- 
schen Eigenthumes  gemacht  haben. 

1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846  §.  1. 

Bayer.  Gesetz  v.  28.  Juni  1865  Art.  1. 

Sachs.  Gesetz  v.  22.  Februar  1844  Art.  1. 

2)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  168  S. 

Friedländer,  Der  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  S.  32  f. 


Digilized  by  Google 


Schriftliche  Form. 


168 


Das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  October  1846 
bezeichnet  im  §.  1 die  literarischen  Erzeugnisse  als  Eigenthnm 
des  Autors  und  im  §.3  die  unbefugte  VervielfJlltigung  als  ver- 
botenen Nachdruck.  Sodann  werden  im  §.  4 dem  verbotenen 
Nachdruck  gleichgestellt:  der  unbefugte  Abdruck  von  Manu- 
scripten  aller  Art  und  von  gehaltenen  Vorträgen  zum  Zwecke 
der  Erbauung,  der  Belehrung  und  des  Vergnügens.  Hieraus 
folgt,  dass  mündliche  Vorträge  überhaupt  unter  der  allgemei- 
nen Bezeichnung  des  §.  1 nicht  begriffen  sind  und  dass  die- 
selben nur  in  dem  durch  §.  4 b.  bezeichneten  Umfange  unter 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  fallen.  Die  übrigen  Deutschen 
Landesgesetze  beschränken  mit  der  bemerkten  Ausnahme  den 
Rechtschutz  des  literarischen  Eigenthumes  ebenso  wie  das  Preus- 
sische  Gesetz  ausdrücklich  auf  Schriften  ‘). 

Nur  die  Bayerische  und  die  Sächsische  Gesetzgebung  stehen 
mit  den  übereinstimmenden  Normen  sämmtlicher  übrigen  Nach- 
drucksgesetze in  einem  bemerkenswerthen  G^ensatze,  indem 
beide  die  literarischen  Erzeugnisse  auch  in  bloss  mündlicher 
Form  gegen  unbefugte  Vervielfältigung  schützen.  Beide  Ge- 
setze schränken  indess  gleichzeitig  den  Begriff  der  literarischen 
Erzeugnisse  durch  hinzugefügte  Ausnahmen  und  Qualificationen 
mit  der  Wirkung  Ai,  dass  trotz  des  an  die  Spitze  gestellten 
Begriffes  die  Producte  der  freien  Rede  — namentlich  die  Re- 
den vor  Gericht  und  in  den  Kammern  — von  den  Gegenstän- 
den des  Schrifteigenthumes  ausgeschlossen  sind  und  im  facti- 
schen  Resultate  eben  nur  die  Lehr-  und  Kanzelvorträge  g^en 
Nachdruck  geschützt  werden.  ' 

Das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  bestimmt  im 
Art.  1 im  Anschlüsse  an  das  Verbot  des  Nachdrucks  literari- 
scher Erzeugnisse: 

»Hinsichtlich  dieses  Verbotes  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  das  Werk  bereits  veröffentlicht  war  oder  nicht,  ob  es 
niedergeschrieben  ist  oder  nur  mündlich  vorge- 
tragen wurde « 

Es  fügt  jedoch  im  Art  3 die  Ausnahme  hinzu : 


1)  Vergl.  ausMr  den S.  161  Notel  oitirten Getetzen : Korfüratl. Hess. 
Verordnung  v.  16.  Mai  1820  §.  1.  — Würtemberg.  Gesetz  v.  17.  Octo- 
ber 1888  Art.  1.  — Saebsen-Coburg-Gotb.  Verordnung  t.  18.  Sept.  1828 
§.  1.  — Saebsen-Meining.  Verordnung  v.  7.  Mai  1829  Art.  1 Art.  5. 
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»Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen  die  Vcrvielßiltigung 
von  blossen  Notizen,  von  amtüchen  und  nichtamtlichen  An- 
zeigen, von  Gesetzen  und  amtlichen  Verfügungen  weltlicher 
oder  kirchlicher  Behörden,  von  öffentlichen  Acten,  von  Re- 
den, welche  bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte, 
der  Landes-  oder  Gemeindevertretungen  oder 
bei  politischen  Versammlungen  gehalten  wur- 
den, sowie  von  andern  nicht  als  literarisch  zu  betrachtenden 
Erzeugnissen.« 

Daneben  findet  sich  dann  im  zweiten  Absätze  des  Art.  3 als 
Ausnahme  von  der  Ausnahme  die  Bestimmung: 

»Die  Herausgabe  von  Sammlungen,  worin  eine  Reihe  von 
Reden  desselben  Urhebers  über  verschiedene  Gegenstände 
ohne  Genehmigung  des  Urhebers  aufgenommen  ist,  desglei- 
chen der  Abdruck  von  Sammlungen  oder  Bearbeitungen  von 
Schriften  der  im  Absatz  1 bezeichneten  Art  ohne  Genehmi- 
gung des  Sammlers  oder  Bearbeiters  gilt  als  Nachdruck«  '). 
Ueber  das  Zustandekommen  dieser  aus  dem  Entwürfe  des 
Bundestages  von  1864  mit  einigen  Abänderungen  entnommenen 
Vorschriften  bemerkt  Mandry  in  seiner  Bearbeitung  des  ange- 
führten Gesetzes  (Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern 
seit  Maiümilian  U.  mit  Erläuterungen  herams^geben  von  v.  DoU- 
mann  Th.  I Bd.  V Heft  2 S.  180  f.): 

>Die  durch  Absatz  2 verfügte  Beschränkung  des  literarischen 
Erzeugnissen  sonst  zukommenden  Schutzes  geht  nun  allerdings  nicht 
bloss  über  den  österr.  Entwurf  hinaus,  der  nur  den  Abdruck  in 
Zeitschriften  und  anderen  periodischen  Blättern  gestattet  (§.  7 lit.  g), 
sondern  auch  weiter,  als  die  Publizität  der  betr.  Reden  zu  fordern 
scheint.  Es  ist  nämlich  der  Abdruck  in  Zeitungen  und  Zeitschriften, 
in  historischen  und  anderen  Werken,  selbst  in  Sammelwerken  und 
Separatausgaben,  gestattet,  und  nur  verboten,  »die  Herausgabe  von 
Sammlungen,  worin  eine  Reihe  von  Reden  desselben  Urhebers  über 
verschiedene  Gegenstände  aufgenommen  ist.«  Der  Frankfurter  Ent- 
wurf hatte  »die  Herausgabe  einer  Sammlung  von  Reden  desselben 
Urhebers«  verboten  — eine  Fassung,  welche  wenigstens  möglicher 

1)  Die  oben  angeführten  Bestimmungen  geben  ein  Beispiel,  zu 
welchen  Resultaten  man  gelangen  muss,  wenn  man  unternimmt  die  Ge- 
genstände des  literarischen  Eigenthumes,  statt  nach  äusseren  greifbaren 
Kriterien,  nach  Zweckbestimmungen  und  nach  ihrer  inneren  Qualifica- 
tion  zu  begrenzen. 
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Weise  su  der  Annahme  hätte  f&bren  können,  dass  in  dem  betref- 
fenden Sammelwerke  Reden  eines  und  desselben  Redners  vereinigt 
sein  müssten,  wenn  die  Herausgabe  desselben  ohne  Genehmig^g 
des  Redners  verboten  sein  soll.  Die  jetzige,  znnächst  durch  den 
Ausschuss  der  2.  Kammer  festgestellte  Fassung  zeigt  dagegen, 
dass  diese  nicht  erforderlich  ist.  Der  ganzen  Bestimmung  aber 
soll  nach  der  Auffassung  des  Ausschussberichtes  (S.  277,  vgl.  auch 
stenogr.  Ber.  S.  397)  der  Gedanke  zu  Grunde  liegen,  dass  in  der 
Benützung  mehrerer  über  verschiedene  Gegenstände  sich  verbrei- 
tender Reden  eines  und  desselben  Mannes  zur  Ilervorbringnng  eines 
literarischen  Produktes  eine  eingreifendere  Verletzung  der  Persön- 
lichkeit des  Redners  liege,  als  in  der  Reproduction  einer  ein- 
zelnen Rede  oder  wiederholter  Aenssernngen  über  denselben  Gegen- 
stand. Obwohl  diese  Aeusserung  im  Widerspruche  steht  mit  der 
Anschauung  der  Frankfurter  Kommission,  welche  in  der  Anmassung 
der  Nutzung  fremder  Arbeit  den  Grund  für  das  Verbot  sieht  (Prot. 

S.  218),  dient  sie  immerhin  dazu,  die  Beschränkung  des  Verbotes 
auf  die  Herausgabe  einer  Sammlung  von  Reden  über  verschiedene 
Gegenstände  zu  erklären,  und,  — insofern  sie  in  dieser  Beschrän- 
kung eine  gesetzliche  Bestätigimg  erhalten  hat,  — wenigstens  eini- 
gen Anhaltspunkt  für  die  im  concreten  Falle  zu  gebende  Antwort 
auf  die  Frage,  wann  der  in  Art.  3 Abs.  2 verpönte  Eingriff  in  das 
Recht  des  Urhebers  vorliege,  zu  verschaffen.  Zur  Adoption  der 
Gmndanschanung  selbst  vermag  sie  dagegen  um  so  weniger  zu  nö- 
thigen,  als  die  Aenderung  gegenüber  dem  Frankfurter  Entwürfe  in 
beiden  Kammern  als  eine  blos  redactionelle  Aenderung  bezeichnet  ^ 
worden  ist  (Stenogr.  Berichte  S.  397 ; Prot,  der  Kammer  der  Reichs- 
räthe  S.  54).  Hieraus  aber  ergibt  sich  namentlich,  dass  nur  dann 
in  der  Herausgabe  einer  Sammlung  von  Reden  Nachdruck  enthalten 
ist,  wenn  die  einzelne  Rede  als  solche  literarisches  Erzengniss,  d.  h. 
verlagsfähig  ist,  und  dass  das  dem  Redner  zustehende  Recht  nicht 
etwa,  wie  ein  nur  zum  Schutze  der  Persönlichkeit  gegebenes  Recht, 
mit  dem  Tode  desselben  erlö.scht,  sondern  völlig  dieselbe  rechtliche 
Natur  und  Dauer  hat,  wie  das  durch  Verfassen  eines  Buches  oder 
eines  Lehrvortrages  begründete  Urheberrecht.* 

Das  Sächsische  Gesetz  vom  22. Februar  1844  gibt  dem 
Begriffe  der  literarischen  Erzeugnisse  in  Ansehung  der  Form 
ebenfalls  die  weitest  mögliche  Ausdehnung,  indem  es  bestimmt : 

2.  »Hierbei  kommt  nichts  darauf  an,  — ob  das  literari- 
sche Erzeugniss  vom  Urheber  selbst  handschriftlich  mitge- 
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theilt,  oder  nach  einem  mündlichen  Vortrage  von  einem  Än- 
dern abgeschrieben  ist.« 

£s  schliesst  also  die  Producte  der  freien  Rede  ansdrück- 
lich  ein.  Dasselbe  Gesetz  enthält  indess  im  §.  1 die  einschrän- 
kende Bestimmung; 

»Es  wird  jedoch  dabei  vorausgesetzt,  dass  solche  literari- 
sche Erzeugnisse  und  Werke  der  Kunst  zum  Gelderwerbe 
benutzt  werden  können  und  hierzu,  wie  aus  der  gewöhnli- 
chen Anwendung  oder  den  besondem  Umständen  erkennbar 
sein  muss,  wirklich  bestimmt  sind.« 

Diese  Bestimmung  schliesst  im  Effecte  gerade  diejenigen  Pro- 
ducte der  freien  Rede  aus,  welche  auch  nach  den  übrigen 
Deutschen  Gesetzgebungen  nicht  gegen  Nachdruck  geschätzt 
sind:  die  gerichtlichen  und  die  politischen  Reden.  Ja!  gerade 
das  Sächsische  Oberappellationsgericht  erkannte  in  dem  I^hts- 
streite  wegen  unbefugter  Veröffentlichung  der  Schelling'schen 
Vorlesungen  durch  Dr.  Paulus  auf  Grund  des  Bundesbeschlusses 
vom  9.  November  1837  abweisend,  »weil  mündliche  Lehrvor- 
träge nicht  zu  den  literarischen  Erzeugnissen  aller  Art  gehö- 
ren« '),  während  das  Gutachten  des  Preussischen  Obertribonals 
vom  13.  Februar  1844*)  für  die  Annahme  eines  Nachdrucks 
ausfiel. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung  ist,  dass  das 
literarische  Eigenthum  in  der  Regel  die  schriftliche  Form  des 
Gcistesproductes  zur  Voraussetzung  hat.  Dies  schliesst  in- 
dess keinesweges  die  Vorlesungen,  welche  nach  einem  Ma- 
nuscripte  erfolgen,  von  dem  Rcchtsschutze  des  geistigen  Eigen- 
thumes aus.  Denn  hier  ist  das  Product  ein  schriftliches  und 
nur  die  Veröffentlichung  erfolgt  durch  den  mündlichen  Vortrag. 
Diese  mündliche  Mittheilung  hebt  aber  keinesweges  das  durch 
die  schriftliche  Abfassung  erworbene  Schrifteigenthum  auf*). 
Der  Zuhörer,  welcher  die  Vorlesung  nachschreibt,  ist  also  eben- 
sowenig berechtigt,  dieselbe  ohne  Erlaubniss  des  Verfassers 
durch  den  Druck  zu  vervielfältigen,  als  der  Besitzer  einer  Ab- 
schrift des  Manuscriptes.  Für  eigentliche  Vorlesungen  bedurfte 


1)  Wochenblatt  für  merkwürdige  Rechtsfalle,  zunächst  für  das 
Königreich  Sachsen  1846  Jahrg.  V S.  807 — 811. 

2)  Justiz-Min.-Blatt  1844  S.  89. 

8)  VergL  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  168  Note  3. 
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es  also  der  besondem  Bestimmung  des  §.  B,  b.  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1837  nicht,  obgleich  dieselbe  auch  hier  die  Verfolgung 
des  unbefugten  Nachdruckes  erleichtert,  indem  sie  den  Verfasser 
des  Beweises  ttberhebt,  dass  der  Vortrag  nach  einem  Mann- 
scripte erfolgte. 

Die  freien  Vorträge  fallen  dagegen  nicht  unter  die 
allgemeine  Regel  des  Gesetzes,  welche  für  Druckschriften  und 
Manuscripte  das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung 
statttirt.  Sie  können  den  Rechtsschutz  des  geistigen  Eigen- 
thumes nur  durch  besondere  Ausnahmebestimmungen  erlangen, 
wie  solche  in  dem  §.  3,  b.  cit  und  in  den  entsprechenden  Vor- 
schriften des  Oesterreichischen  und  der  oben  S.  161  Note  1 
dtirten  Gesetze  vorliegen.  Diese  Aosnahmebestimmungen  mtks- 
sen  aber  strict  interpretirt  werden.  Der  Rechtsschutz  des  gei- 
stigen Eigenthumes  wird  also  nach  einheimischem  Rechte  nur 
Predigten  und  Lehrvorträgen»)  zu  Theil. 

Alle  übrigen  freien  Vorträge,  namentlich  die  Reden  vor 
Gericht  und  die  Kamm  erreden,  gehören  nicht  zu  den  Ob- 
jecten des  Schrifteigenthnmes  *).  Sie  können  daher  nachge- 
schrieben und  auf  Grund  einer  solchen  Nachschrift  von  Jedem 
vervielfältigt  werden. 

Einige  Schriftsteller  vindiziren  dem  Redner  ein  bedingtes 
Schrifteigenthum,  indem  sie  behaupten,  dass  zwar  die  Zeitungen 
berechtigt  seien,  den  öffentlich  gehaltenen  Vortrag  als  Theil 
des  Berichtes  über  die  öffentlichen  Verhandlungen  abzudrucken, 
dass  aber  die  besondere  Ausgabe  oder  die  Sammlung  solcher 
Vorträge  nur  dem  Verfasser  zustehe  “). 

1)  Mit  dieser  Definition  des  §.  8,  b des  Gesetees  vom  11.  Juni  1887 
stimmen  die  übrigen  oben  S.  161  citirten  deutschen  Nachdrucksgesetse 
überein.  Das  0 esterreichische  Gesetz  vom  19.  October  1846  nennt 
im  §.4b  die  Vorträge  zum  Zwecke  der  Erbauung,  der  Belehrung  und 
des  Vergnügens.  Es  zählt  also  auch  humoristische  Vorträge  hieher.  Das 
Englische  Statut  vom  9.  September  1835  (5  & 6 William  IV  cap.  65) 
bezieht  sich  auf  Vorlesungen  überhaupt,  nimmt  aber  in  sect.  V ausdrück- 
lich die  an  Universitäten  und  öffentlichen  Schulen,  sowie  die  auf  Grund 
von  Stiftungen  gehaltenen  Lehrvorträge  aus,  indem  es  solche  für  Ge- 
meingut erklärt. 

3)  Die  Voraussetzung,  dass  solche  Reden  in  der  Vorlesung  eines 
vorher  ausgearbeiteten  Mannscriptes  bestehen  könnten,  ist  durch  die 
Natur  der  gerichtlichen  und  parlamentarischen  Debatten  ansgesohlossen. 

8)  Gambastide,  Traite  theoriquo  ct  pratiquo  des  contrefa^on» 
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Man  kann  diese  Meinung  allerdings  nicht  wie  Eisenlohr  *) 
durch  eine  vermeintliche  gesetzliche  Präsumtion  widerlegen, 
wonach  der  Redner,  welcher  seine  Gedanken  nicht  durch  die 
Schrift  fixirt  hat,  auf  das  geistige  Eigenthum  verzichte.  Eben- 
sowenig reicht  der  von  Bluntschli  •)  angegebene  Grund  aus, 
dass  die  Reden  der  Staatsmänner  und  Deputirten  in  so  emi- 
nentem Grade  der  Oeffentlichkeit  und  Gemeinschaft  zugehSren, 
dass  ihrer  Bekanntmachung  kein  individuelles  Autorrecht  hin- 
derlich sein  dürfe. 

Es  bedarf  aber  weder  der  Annahme  eines  Verzichtes,  noch 
auch  einer  Entziehung  des  Eigenthumes  um  des  öffenüichen 
Wohles  willen,  da  in  der  That  nach  dem  Obigen  der  Redner 
an  den  nicht  schriftlich  concipirten  freien  Vorträgen  kein  Schrift- 
eigenthum  erwirbt.  Die  gerichtlichen  und  parlamentarischen 
Reden  werden  daher  unmittelbar  bei  ihrer  Entstehung  ein  ge- 
meinfreics  Object,  das  jeder  in  beliebiger  Form  und  Zusam- 
menstellung vervielfältigen  darf  und  an  dem  kein  Schrifteigen- 
thum  besteht.  Dem  Redner  bleibt  natürlich  unbenommen,  eine 
Sammlung  oder  eine  besondere  Ausgabe  seiner  Reden  zu  ver- 
anstalten und  diese  Ausgabe,  soweit  sie  eine  neue  Bearbeitung 
enthält,  ist  gegen  Nachdruck  geschützt.  An  dem  ursprüngli- 
chen Inhalte  der  Rede  erwirbt  der  Verfasser  aber  auch  durch 
solche  nachträgliche  Herausgabe  kein  Schrifteigenthum  und  es 
bleibt  daher  auch  nachher  jedem  Dritten  unbenommen,  eine 
gleiche  Ausgabe  oder  Sammlung  nach  dem  stenographischen 
Berichte  zu  veranstalten  •). 


en  tou8  genres  p. 80.  83.  Harum,  Die  Oesterreichuobe  Preaag^etz- 
gebuDg  S.  90.  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  161. 

1)  Das  literarisch-artistische  Eigeothum  S.  46. 

2)  Deutsches  Privatrecht  S.  106. 

3)  Ein  \N-underliches  Missverständniss  scheint  der  folgenden  Be- 
merkung von  Kaiser  (Die  Preussisebe  Gesetzgebung  cte.  S.  38)  zu  Grunde 
zu  liegen;  >Es  möge  noch  bemerkt  werden,  dass  das  Gesetz  auf  die  in 
den  letzten  Jahrzehnten  immer  allgemeiner  gewordene  Stenographie 
keine  Rücksicht  nimmt.  Der  Abdruck  stenographisch  nachgeschhebener 
I.,ehrvorträge  (?),  Gelegenheits-  nnd  Kammerreden  ist  den  Zeitungen 
noch  nirgend  verkümmert  worden,  obwohl  dem  Redner  bei  der  gros- 
sen Verbroitnng  der  Tagespresse  durch  solchen  Abdruck  sein  Verlags- 
recht in  vielen  Fällen  gewissermassen  werthlos  wird.s 

Wir  würdeu  gewiss  die  Casuistik  der  EngUsohen  Oesetigebung 
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Die  schriftliche  Form  der  Mittheilung  ist  unabhängig  von  der 
Gattung  der  Schriftzeichen,  deren  sich  der  Verfasser  und  der 
Drucker  bedienen.  Daher  geniessen  auch  stenographisch  geschrie- 
bene und  stenographisch  gedruckte  Werke  den  Rechts- 
schutz des  Schrifteigenthumes.  Dasselbe  gilt  von  Werken,  wel- 
che lediglich  in  Ziffern  abgefasst  sind,  wie  z.  B.  den  astro- 
nomischen und  nautischen  Tabellen,  Logarithmentafeln  n.  dgl. 
Ebenso  darf  nicht  bestritten  werden,  dass  auch  eine  Samm- 
lung von  Rebus  Gegenstand  des  Schrifteigenthumes  sein  kann  >). 

Hieran  schliessen  sich  ferner  die  wissenschaftlichen 
Zeichnungen,  welche  ebenfalls  nach  dem  oben  (S.  IGl)  Ge- 
sagten als  ein  Gegenstand  des  Schrifteigenthumes  anzuspre- 
chen sind  und  die  Modebilder  undMuster,  die  vom  juri- 
stischen Gesichtspuncte  ans  betrachtet  denselben  Character  von 
zur  Mittheilung  und  Erläuterung  technischer  Regeln  bestimmten 
Zeichnungen  haben. 

Dramatische  Werke  sind  vor  den  übrigen  Gattungen 
der  Schriften  dadurch  ausgezeichnet,  dass  sie  Gegenstände  eines 
doppelten  geistigen  Eigenthumes  sind,  nämlich  des  Schrifteigen- 
thumes und  des  Bühneneigenthumes,  von  denen  das  erste  in 
der  ausschUessUchen  Vervielfältigung,  das  zweite  in  dem  aus- 
schliesslichen Rechte  der  öffentlichen  Aufführung 
besteht.  Beide  Arten  des  geistigen  Eigenthumes  können  neben 
einander  uud  unabhängig  von  einander  an  demselben  dramati- 
schen Werke  ausgeübt  werden.  Die  Dauer  beider  Rechte  ist 
verschieden  normirt,  indem  das  Schrifteigenthum  30  Jahre,  das 
Bühneneigenthum  10  Jahre  (nach  den  übereinstimmenden  Vor- 
schriften der  Deutschen  Gesetzgebungen)  nach  dem  Tode 
des  Autors  erlischt*).  Beide  Rechte  können  unabhängig  von 
einander  veräusscrt  werden,  und  folglich  verschiedenen  Subjec- 
ten  zustehen. 

Die  Nothwendigkeit , ein  solches  Recht  der  öffentlichen 

noch  weit  äbertreffcn,  wenn  man  solchen  Erinnemngen  begegnen  und 
anch  den  Nachdruck  der  stenographisch  naohgesohricbeneu  CoIIegien- 
hefte  noch  besonders  verbieten  wollte. 

1)  Jolly,  Die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  108.  Harum,  Oesterreich. 
Preasgesetzgebnng  8.  79  f.  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  167. 

3)  Nach  Eoglischcm  und  Französischem  Rechte  ist  die  Dauer  bei- 
der Befugnisse  gleich  bemessen.  (5.  6.  Victoria  cap.  46  sect.  III,  sect.  XX. 
Loi  du  6 avril  1854.) 
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AofüQhrung  neben  dem  Schrifteigenthume  zu  statuiren,  ist  da- 
durch gegeben,  dass  die  verniögensrechtliche  Nutzung  der  mei- 
sten dramatischen  Werke  nicht  in  der  Vervielfältigung  durch 
den  Druck,  sondern  in  der  öffentlichen  Aufführung  besteht. 
Eine  grosse  Zahl  dieser  W’erke  wird  gar  nicht  oder  doch  nur 
in  geringer  Zahl  für  den  Bühnengebranch  (als  Manuscript)  ge- 
druckt. Während  nun  der  Bezug  solcher  Manuscripte  durch 
Theateragenten  vermittelt  wurde,  die  dafür  von  den  Schau- 
spieluntemehmem  honorirt  wurden,  fehlte  es  dem  Vei^fesser, 
der  einmal  sein  Werk  zur  Aufführung  herausgegeben  hatte,  frü- 
her an  der  Möglichkeit,  die  unbefugte  Mittheilung  an  andere 
Bühnen  zu  verhindern  *). 

Diese  Möglichkeit  wurde  den  Verfassern  dramatischer  Werke 
in  Preussen  zuerst  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  er- 
öffnet, welches  in  den  §§.^2— 34  die  Aufführung  der  noch  nicht 
durch  den  Druck  veröftntlichten  dramatischen  Werke  von  der 
Erlaubniss  des  Autors  abhängig  macht.  Derselbe  Grundsatz 
wurde  durch  den  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1841  für  das 
übrige  Deutschland  angenommen  “). 

Die  Beschränkung  auf  die  nicht  durch  den  Druck  veröf- 
fentlichten Werke  erwies  sich  als  unmotivirt,  da  eine  Verviel- 
fältigung durch  den  Druck  in  vielen  Fällen  schon  für  den  Büh- 
nengebrauch bedingt  wurde  und  da  überdies  kein  genügender 
Grund  vorlag,  dem  Verfasser  den  gleichzeitigen  Genuss  der  aus 
der  Aufführung  und  aus  der  buchhändlerischen  Verbreitung 
seines  Werkes  zu  ziehenden  Nutzung  vorzuenthalten.  Das  Preus- 

1)  Allerdings  hatte  das  Obertribanal  schon  vor  dem  Erlasse  des 
Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  durch  ein  Erkenntniss  vom  6.  April  18S5 
den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  der  Verfasser  eines  dramatischen  Wer- 
kes, so  lange  solches  nicht  durch  den  Druck  veröffentlicht  worden,  be- 
rechtigt sei,  jede  ohne  seine  Genehmigung  erfolgende  theatralische  Auffüh- 
rung desselben  zu  verhindern  und  S^lls  solche  geschehen,  Entschädigung 
zu  verlsngonfSimon  und  V.  Strampff,  Rechtsprüchc  Bd.  4 S.  223).  So  lange 
es  indess  an  einer  Strafandrohung  gegen  die  unbefugte  Aufführung  fehlte, 
blieb  das  Recht  des  dramatischen  Dichters  nur  zu  unwirksam,  wie  die 
von  Hitzig  (Das  Preussischc  Gesotz  vom  11.  Juni  1837  etc.  8.  97  ff.) 
mitgetheilten  Thatsachen  belegen. 

2)  ln  Frankreich  war  bereits  durch  das  Gesetz  vom  13 — 19.  Ja- 
nuar 1791  die  öffentliche  Anffuhrung  von  Dramen  (gleichviel  ob  ge- 
druckt oder  nicht)  von  der  schriftlichen  Erlaubniss  der  Verfasser  ab- 
haugig  gemacht. 
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sische  Gesetz  vom  20.  Februar  1854  gestattete  daher  dem  Ver- 
fasser, bei  der  Veröffentlichung  seines  Werkes  durch  den  Druck 
sich  das  ausschliessende  Recht  der  öffentlichen  Auffahrung  durch 
eine  auf  dem  Titelblatte  vorgedruckte  und  mit  seinem  Namen 
versehene  Erklärung  vorzubehalten,  wodurch  §.  32  des  Gesetzes 
vom  11.  Juni  1837  abgeändert  wurde  •).  Gleichzeitig  wurde  §.33 
desselben  Gesetzes,  welcher  dem  Verfasser  bei  Verlust  seines 
Rechtes  untersagte,  das  Stück  ohne  Nennung  seines  Namens 
aufzufahren,  aufgehoben.  Durch  den  Bundesbeschluss  vom 
12.  März  1857  wurden  dieselben  Grundsätze  für  das  übrige 
Deutschland  angenommen.  Sie  sind  auch  in  der  Oesterreichi- 
schen  Gesetzgebung  anerkannt ‘),  während  die  Englische  Ge- 
setzgebung gleich  der  Französischen  dem  Verfasser  auch  an 
gedruckten  Dramen  das  ausschliessliche  Recht  der  Auffahrung 
sichert,  ohne  dass  dazu  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  erforder- 
lich ist’). 

Musikalische  Compositionen^)  sind  wie  die  drama- 


1)  G.  T.  11.  März  183  7 §32.  Die  öffentliche  Aufführnng  eine» 
dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  im  Ganzen  oder  mit  unwe- 
sentlichen Abkürzungen  darf  nur  mit  Erlaubniss  des  Autors,  seiner 
Erben  oder  Bechtsnachfolger  Statt  finden,  so  lange  das  Werk  nicht 
durch  den  Druck  veröffentlicht  worden  ist.  Das  ausschliessliche  Recht, 
diese  Erlaubniss  zu  erthcilen,  steht  dem  Autor  lebenslänglich  und  sei- 
nen Erben  und  Rechtsnachfolgern  noch  zehn  Jahre  nach  seinem  Tode  zu. 

G.  V.  20.  Februar  1854  §.2.  Veröffentlicht  der  Autor  eines 
dramatischen  oder  dramatisch-musikalischen  Werkes  sein  Werk  durch 
den  Druck,  so  kann  er  sich  und  seinen  Erben  das  ausschliessliche  Recht, 
die  Erlaubniss  zur  öffentlichen  Aufführung  zu  ertheilen,  durch  eine  mit 
seinem  darunter  gedruckten  Namen  versehene  Erklärung  Vorbehalten, 
die  Jedem  einzelnen  Exemplare  seines  Werkes  auf  dem  Titclblatte  vor- 
gedruckt sein  muss.  Ein  solcher  Vorbehalt  bleibt  wirksam  auf  Lebens- 
zeit des  Autors  selbst  und  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  Rechtsnach- 
folger noch  zehn  Jahre  nach  seinem  Tode. 

2)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846  §.8.  Als  eine 
solcheVeröffentlichung  ist  es  nicht  anznsehen,  wenn  der  Autor  einzelne 
in  Druck  gelegte  Exemplare  als  Manuscript  ausgibt  und  dies  ausdrück- 
lich auf  den  Exemplaren  ersichtlich  ist. 

3)  Statut  V.  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45)  sect.  XX 
ond  XXII.  Statut  v.  10.  Juni  1833  (3  A 4 William  IV  cap.  15). 

4)  Vesqn  e v.  Pütt  lin  gen.  Das  musikalische  Autorrecht.  Eine  ju- 
ristisch-musikalische Abhandlung,  Wien  1864.  — Denkschrift  über  den 
Anschluss  der  Deutschen  Staaten  an  den  awischen  Hannover  und  Frauk- 
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tischen  Werke  Gegenstand  eines  doppelten  geistigen  Eigenthu- 
mes,  des  Rechtes  der  Vervielfältigung  und  des  Rechtes  der 
Öffentlichen  AutTührung. 

Das  Recht  der  Vervielfältigung  von  Musikalien  ist  dem 
Schrifteigenthume  ganz  analog.  Allerdings  haben  die  musika- 
lischen Compositionen  keinen  logischen  Inhalt,  sondern  einen 
ästhetischen  Zweck.  Allein  die  Mittheilung  und  Vervielfältigung 
derselben  erfolgt  wie  bei  den  Schriften  durch  conventioneile 
Zeichen:  die  Noten.  Sie  stehen  daher  in  Allem,  was  die  Aus- 
übung und  Verletzung  des  geistigen  Eigenthumes  betrifft,  den 
Schriften  völlig  gleich.  Dagegen  besteht  in  Ansehung  des  Ob- 
jectes des  geistigen  Eigenthumes  eine  wesentliche  Verschieden- 
heit zwischen  den  Musikalien  und  den  Schriften,  welche  nicht 
bloss  für  die  begriffliche  Eintheilung,  sondern  auch  für  die  Beur- 
theilung  der  0 r i g i n a 1 i t ä t eines  Musikstückes  von  Bedeutung 
ist.  Wenn  Friedländer  ‘)  sagt : »Die  Noten  sind  Surrogate  der 
Schriftzeichen,  die  Verbindung  der  Töne  eine  Sprache,  beider 
Inhalt  Gedanken«,  so  hat  diese  Characteristik  vielleicht  einen 
poetischen,  jedenfalls  aber  keinen  juristischen  Werth. 

Bei  den  Schriften  besteht  das  Object  des  geistigen  Eigen- 
thumes keinesweges  in  einer  bestimmten  Combination  von  Schrift- 
zeichen, oder  auch  nur  von  Worten.  Eine  Sammlung  algebrai- 
scher Aufgaben  bleibt  dasselbe  Werk,  auch  wenn  die  angewandten 
Buchstaben  durchgehends  und  in  jeder  beliebigen  Weise  ver- 
tauscht werden.  Ebenso  bleibt  ein  literarisches  Werk  dasselbe, 
auch  wenn  es  in  eine  andere  Sprache  übersetzt  wird,  obgleich 
dasselbe  nunmehr  aus  ganz  andern  Worten  und  in  durchgängig 
veränderter  Zusammenstellung  combinirt  erscheint.  Man  kann 
sogar  unter  Beibehaltung  derselben  Sprache  durch  Umstellungen 
und  Vertauschungen  der  Worte  Veränderungen  vornehmen, 
welche  keinesweges  die  Identität  des  Schriftwerkes  aufheben. 
Es  ist  dies  ja  das  gewöhnliche  Verfahren,  durch  welches  die 
Nachdrucker  die  Anmaassung  fremden  Geisteseigenthumes  zu 
verdecken  suchen,  nicht  aber  vermeiden.  Das  Object  des  gei- 
stigen Eigenthumes  an  Schriften  ist  also  nicht  eine  bestimmte 


reich  abgeschlossenen  Vertrag,  eingereioht  bei  der  Deutschen  Bundes- 
versanunlnng,  sowie  bei  den  Regierungen  von  Oesterreich,  Preussen, 
Sachsen  von  dem  Vereine  der  Deutschen  Musikalienhändler. 

1)  Der  einheimische  und  ausländische  Rechtsschutz  etc.  S.  35. 
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Combination  von  Worten,  sondern  von  Gedanken,  deren  Mit- 
theilung und  Reproduction  durch  die  angewendeten  Wortver- 
bindungen vermittelt  wird.  Das  Object  bleibt  dasselbe,  auch 
wenn  dieselbe  Gedankenfolge  unverändert  durch  andere  Mittel 
des  Ausdruckes  reproduzirt  wird. 

Bei  den  musikalischen  Compositionen  dagegen  besteht  der 
Inhalt  nicht  in  Gedanken,  sondern  in  einer  Zusammenstellung 
von  sinnlichen  Tönen  und  die  Noten  bezeichnen  unmittelbar 
diese  Töne  nach  ihrer  Höhe  und  ihrem  Zeitmaasse,  so  dass  man 
nur  mit  denselben  Noten  in  derselben  Aufeinanderfolge  dieselbe 
Musik  wiedergeben  kann.  Allerdings  findet  .auch  hier  eine 
Veränderung  nach  bestimmten  Regeln  statt,  wenn  dieselbe  Mu- 
sik in  einer  veränderten  Tonhöhe,  oder  durch  ein  anderes  In- 
strument wiedergegeben  werden  soll.  Ferner  besteht  die  Musik 
ausser  der  Combination  aufeinanderfolgender  Töne  (Melodie) 
auch  aus  der  Combination  gleichzeitiger  Töne  (Harmonie).  Die 
Harmonie  ist  jedoch,  .so  weit  sie  eine  wesentliche  ist,  zugleich 
eine  nothwendig  gegebene,  folglich  nicht  für  die  Identität  des 
Musikstückes  bestimmend.  Man  kann  also  die  Tonart,  die 
Instrumentation  und  die  Harmonie  eines  Musikstückes  verän- 
dern, ohne  die  rechtliche  Identität  desselben  aufzuheben.  Letz- 
tere besteht  in  der  Identität  der  Melodie.  Dabei  darf 
indess  unter  der  Melodie  nur  die  gesammte  Aufeinanderfolge 
der  Töne  des  Musikstückes  verstanden  werden,  nicht  das  mu- 
sikalische Grundthema.  Es  ist  nämlich  möglich,  eine  Melodie 
so  zu  verändern,  sei  es  durch  Veränderung  des  Rhythmus,  oder 
durch  Wiederholung  einzelner  Tonfolgen,  oder  durch  Abände- 
rung einzelner  Töne,  sei  es  endlich  durch  gleichzcitigf  Anwen- 
dung dieser  drei  Abänderungsarten,  dass  die  abgeänderte  Me- 
lodie eine  Verwandtschaft  zu  der  ursprünglichen  — dem  Thema 
— behält  und  als  eine  Variation  des  letzteren  bezeichnet 
werden  kann.  Ein  Musikstück  besteht  in  der  Regel  aus  einer 
solchen  Verarbeitung  eines  oder  mehrerer  Themas.  Die  Iden- 
tität des  Musikstückes  wird  aber  keinesweges  durch  die  Gleich- 
heit des  Themas  gegeben  und  die  veränderte  Benutzung  eines 
fremden  Themas  zu  einer  neuen  Melodie  oder  einer  Variation 
kann  zwar  ein  Plagiat,  aber  nicht  die  Verletzung  eines  geisti- 
gen Eigenthumes  im  juristischen  Verstände  darstellen*). 
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1)  Blanc  Trait4  de  la  contrefa^on  en  tous  genres  4.  ed.  p.  342. 
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Auch  bei  dieser  Frage  verfallen  verschiedene  Schriftsteller 
in  den  Fehler,  dass  sie  als  Maassstab  für  die  Originalität  der 
Production  den  Grad  der  künstlerischen  Leistung  annehmen, 
der  als  ein  rein  subjectiver  durchaus  ungeeignet  ist,  als  juri- 
stisches Merkmal  zu  dienen.  Sowie  die  Uebersetzungen  eines 
A.  W.  V.  Schlegel,  obgleich  literarische  Meisterwerke  in  der  Form, 
doch  dem  Inhalte  nach  nur  als  Rcproductionen  fremden  geistigen 
Eigenthumes  gelten  können  (Vergl.  §.  37),  während  die  elendeste 
Parodie,  weil  sie  eigene  Gedanken  enthält,  juristisch  als  ein  Origi- 
nal zu  gelten  hat,  so  sind  auch  Arrangements,  Auszüge  und  Trans- 
scriptionen allemal  nur  Copien  — seien  sie  auch  von  einer 
Meisterhand  ausgeführt  — Variationen,  Phantasien  und  Etüden 
dagegen  sind  Originalien,  seien  sie  auch  noch  so  stümperhaft 
geschrieben. 

Dieser  Gesichtspunkt  wird  von  der  Preussischen  Ge- 
setzgebung im  Wesentlichen  festgehalten.  Das  Gesetz  vom  11. 
Juni  1837  bestimmt: 

§.  20  »Einem  verbotenen  Nachdruck  ist  gleich  zu  achten, 
wenn  Jemand  von  musikalischen  Compositionen  Auszüge, 
Arrangements  für  einzelne  Instrumente,  oder  sonstige  Bearbei- 
tungen, die  nicht  als  eigenthümliche  Compositionen  betrachtet 
werden  können,  ohne  Genehmigung  des  Verfassers  herausgibt« 

Hinsichtlich  der  Variationen  bemerkt  Hitzig*),  dass 
bei  der  Redaction  des  Gesetzes  Zweifel  entstanden  seien,  ob 
solche  der  Regel  nach  gleich  veränderten  Arrangements  eines 
Musikstückes  für  einzelne  Instrumente  als  Arbeiten  zu  betrach- 
ten seien,  die  ohne  eigenthümliche  Composition  zu  Stande  ge- 
bracht werden  könnten,  oder  ob  nicht  umgekehrt  die  Regel  für 
die  Eigehthümlichkeit  der  Composition  im  Gesetze  ausgedrückt 
werden  solle.  Man  hat  sich  jedoch  bei  dem  schwankenden 
Unterschiede  über  die  Natur  des  fraglichen  Gegenstandes  im 
Allgemeinen  entschlossen,  von  dem  Letzteren  zu  abstrahiren  und 


La  difference  que  nous  etablissons  entre  un  motif  et  un  air  consiste 
en  ce  que  le  motif  est  en  gen4ral  une  partie  d’un  air,  comme  serait 
une  phrase  ou  une  pensie  dans  une  composition  litteraire,  tandis  que 
l’air  est  le  d4reloppement  d’un  motif  on  la  reunion  de  plusieurs. 

Conventionalaote  der  deutschen  Musikverleger  vom  29.  Mai  1829 ; 
>Die  Melodie  ist  das  aussohliesslicbe  Eigentbum  des  Verlegen.  (Kra- 
mer, Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  S.  112.) 

1)  Das  Königl.  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  etc.  S.  79. 
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die  Frage,  ob  eine  bestimmte  Variation  eines  bestimmten  Mu- 
sikstückes eine  eigeuthümliche  Coraposition  sei  oder  nicht,  dem 
Urtheile  der  Sachverständigen  vorzubehalten,  da  immer  nur 
eine  Regel  im  Gesetze  ausgesprochen  werden  könne  und  der 
Streit,  ob  nicht  einzelne  Fälle  zu  den  Ausnahmen  gehören, 
doch  nicht  vermieden  werden  könne. 

Das  Oesterreichische  Gesetz  vom.  19.  October  1840 
bestimmt  im  §.  6: 

»Dagegen  ist  als  verbotener  Nachdruck  oder  Nachstich  nicht 
anzusehen,  somit  gestattet: 

b.  Die  Benutzung  einer  Tondichtung  zu  Variationen, 

Phantasien,  Etüden,  Potpourris  etc.,  welche  als  selbständige 

Geistesproducte  angesehen  werden.« 
und  stellt  so  die  oben  entwickelte  Unterscheidung  mit  grosser 
Bestimmtheit  auf,  indem  es  die  Variationen,  Phantasien,  Etü- 
den, Potpourris  *)  den  Arrangements  eines  Tonstückes  für  an- 
dere oder  wenigere  Instrumente  gegenüber  stellt,  hinsichtlich 
deren  im  §.  6 c.  dem  Componisten  gestattet  wird,  sich  das  Vor- 
recht der  Herausgabe  auf  dem  Titelblatte  seines  Werkes  vor- 
zubehalten. Dabei  kann  allerdings  der  Zweifel  erhoben  werden, 
ob  die  Worte:  »welche  als  selbständige  Geistesproducte  ange- 
sehen werden,«  so  zu  verstehen  sind,  dass  alle  Variationen, 
Phantasien  etc.  als  selbständige  Geisteswerke  angesehen  wer- 
den sollen  — wie  oben  in  Uebercinstimmung  mit  Harum, 
(Oesterreich.  Pressgesetzgebung  S.  105)  angenommen  ist — oder 
ob  dieselben  nach  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  II  S.  596) 
vielmehr  als  eine  Bedingung  zu  verstehen  sind,  insofern  sie 
als  selbständige  Geisteswerke  angesehen  werden  können.  Die 
letztere  Annahme  wird  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes  jeden- 
falls nicht  unterstützt. 

Dagegen  findet  sie  sich  ausgesprochen  indemGrossher- 


1)  Unter  dem  Namen  von  Potpourris,  der  eigentlich  ein  Ge- 
richt von  allerhand  Abfallen,  also  eine  Verarbeitung  von  Melodien  ans 
verschiedenen  Werken  bedeutet,  werden  häufig  auch  auszugsweise  Ar- 
rangements einer  einzelnen  Oper  angekündigt.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass  dergleichen  Auszüge  trotz  des  gewählten  Titels  nicht  als 
selbständige  Originalwerko  angesehen  werden  können.  Vergl.  das  Gut- 
achten des  musikalischen  Sachverständigen-Vereines  in  Berlin  vom  24. 
August  18G0,  welches  ein  Potpourri  über  Motive  aus  Meyerbers  Dino- 
rah  als  strafbaren  Nachdruck  bezeichnet  (Justiz  Min.-Blatt  1663  Nr.  11.). 
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zog  1.  Hessischen  Gesetze  vom  23. September  1830,  welches 
im  Art.  6 bestimmt : 

»ln  Bezug  auf  musikalische  Compositionen  ist  jede  Ver- 
vielfältigung in  veränderter  Form  erlaubt,  wenn  die  Schaff- 
ung der  veränderten  Form  als  Geistesproduct  angese- 
hen werden  kann.  Ist  die  Schaffung  aber  nur  mechani- 
scher Natur,  dann  steht  sie  unter  dem  Verbote  des  Nach- 
druckes.« 

Hiernach  sind  also  gute  Variationen  und  Uebertragungen 
erlaubt,  schlechte  dagegen  verboten,  öewiss  die  vollkommenste 
Regel  1 wenn  nur  die  Richter  zugleich  gute  Musiker,  oder  auch 
die  Musiker  zugleich  gute  Richter  wären. 

ln  Bezug  auf  das  Recht  der  öffentlichen  Auffüh- 
rung stehen  die  musikalischen  Werke  den  dramatischen  voU- 
ständig  gleich  *)•  Nur  das  Preussische  Gesetz  vom  20.  Februar 
1854  weicht  von  der  Terminologie  des  früheren  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1837  und  der  Bundesbeschlüsse  vom  22.  April  1841  und 
vom  12.  März  1857  dadurch  ab,  dass  es  im  §.  2 nur  den  Autor 
eines  dramatischen  oder  dramatisch-musikalischen 
Werkes  berechtigt,  bei  der  Herausgabe  sich  das  Recht  der  öf- 
fentlichen Aufführung  vorzubehalten.  Hiernach  würde  es  für 
die  nicht  dramatischen  Musikstücke  bei  der  Regel  des 
§.  32  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  verbleiben,  dass  mit  der 
Veröffentlichung  durch  den  Druck  das  ausschliessliche  Recht 
der  öffentlichen  Aufführung  unbedingt  verloren  ginge.  Allein 
der  Bundesbeschluss  vom  12.  März  1857,  welcher  durch  das 
Publications-Patent  vom  4.  Mai  1857  für  den  ganzen  Preussischen 
Staat  als  Gesetz  verkündet  ist,  wiederholt  die  Bestimmung  des  §.  2 
cit.  ohne  die  Beschränkung  auf  dramatisch- musikalische 
Werke  •)  und  ändert  in  diesem  Puncte  das  Gesetz  vom  20.  Fe- 
bruar 1854  ab.  Doch  ist  der  Vorbehalt  der  öffentlichen  Auf- 


1)  Yergl.  die  oben  (S.  171)  aegefiäbrten  Gesetze. 

2)  Bundesbeschlass  vom  12.  März  1857.  §.<2.  Auch  in  dem  Falle, 
dass' der  Autor  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes 
ein  Werk  durch  den  Druck  veröffentlicht,  kann  er  sich  und  seinen  Er- 
ben oder  sonstigen  Rechtsnachfolgern  das  ausschUessende  Recht,  die 
Erlaubniss  zur  öffentlichen  Aufführung  zu  ertheilen,  durch  eine  mit 
seinem  darunter  gedruckten  Namen  versehene  Erklärung  Vorbehalten, 
die  jedem  einzelnen  Exemplar  seines  Werkes  auf  dem  Titelblatte  vor- 
gedruckt sein  muss. 
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fahruDg  in  der  Praxis  bisher  wohl  nur  für  dramatisch-mu- 
sikalische Werke  zur  Anwendung  gekommen. 

ln  England  ist  das  ausschliessliche  liecht  der  öiTenllichen 
Aull'ührung,  welches  durch  das  Statut  vom  10.  Juni  1833  (3  & 
4 William  IV  cap. .'})  den  Verfassern  dramatischer  Werke  bei- 
gelegt war,  durch  sect.  XX  des  Statuts  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 
Victoria  cap.  45)  auf  Musikstücke  aller  Art  — gedruckte  und 
ungedruckte  für  die  Dauer  des  Verlagsrechtes  ausgedehnt. 

ln  Frankreich  werden  die  auf  dramatische  Aufführun- 
gen bezüglichen  Bestimmungen  der  Oe.setze  vom  13.  u.  19.  Ja- 
nuar 1791,  vom  3.  August  1844  und  vom  8.  April  1854  von 
der  Praxis  auch  auf  die  musikalischen  Compositionen  angewandt. 

§.  18.  Kunstwerke. 

Kunstwerth.  — Keproduzirende  Kücste.  — Piloty  und  Löhle  wider 
Payue.  — Reclitmäsaige  Nachbildung.  — Selbständiges  Recht  an  der 
Nachbildung.  — Photographische  Aufnahmen. 

Die  bildende  Kunst  hat  den  Zweck,  ästhetische  Vorstellun- 
gen mitzutheilen.  Sie  bedient  sich  als  Mittel  der  räumlichen 
Formen.  Die.se  Formen  werden  den  Gegenständen  der  Wirk- 
lichkeit entlehnt.  Allein  da  sie  zur  Vermittelung  ästhetischer 
Vorstellungen  dienen  sollen,  so  mu.ss  die  gebrauchte  Form  Aus- 
druck einer  solchen  Vorstellung  sein.  Das  Kunstwerk  besteht 
also  niemals  in  der  nackten  Wiedergabe  eines  Gegenstandes 
der  Wirklichkeit,  sondern  auch  da,  wo  es  die  Abbildung  eines 
individuellen  Gegenstandes  zum  Vorwurfe  hat,  z.  B.  beim  Por- 
trait, in  einer  formgebenden  Thätigkeit  des  Künstlers,  welche 
die  sinnliche  Gestalt  durch  geistige  Vorstellungen  vermittelt 
reproduzirt. 

Zu  den  unterscheidenden  Merkmalen  eines  Werkes  der 
bildenden  Kunst  gehört  also; 

1.  Der  ästhetische  Zweck, 

2.  Die  formgebende  Thätigkeit  des  Künstlers. 

Das  erste  Requisit  ist  vielfach  missverstanden  und  mit  dem 
Kunstwerthe  der  Darstellung  verwechselt  worden.  Der  Kunst- 
werth der  Darstellung  gehört  der  subjectiven  Schätzung  an 
und  eignet  sich  nicht  zu  einem  objectiven  Merkmale  für  die 
juristische  Beurtheilung.  Wolil  aber  lässt  sich  in  jedem  Falle 
objectiv  und  allgemeingültig  entscheiden,  ob  ein  gegebenes 
Bild  zur  N’ermittelung  ästhetischer  Vorstellungeu  bestimmt  ist, 

12 
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oder  ob  cs  zur  Mittheilung  wissenschaftlicher  oder  technischer 
Regeln  bestimmt  ist,  wie  z.  B.  eine  anaU)mischc  Tafel  oder  ein 
Modebild. 

Zwischen  den  Bildwerken,  die  zum  ästhetischen  Genüsse 
bestimmt  sind,  besteht  vom  juristischen  Standpunct  ein  weiterer 
Unterschied  nicht.  Mag  die  Darstellung  noch  so  mangelhaft 
und  die  ästhetische  Vorstellung  noch  so  ungebildet  sein,  das 
Bildwerk  ist  dennoch  Gegenstand  des  artistischen  lugenthumes, 
wenn  seine  Vervielfältigung  ein  vcrmögensrechtliches  Interesse 
gewährt.  Es  ist  deshalb,  nicht  zulässig,  das  Recht  der  aus- 
schliesslichen Vervielfältigung  davon  abhängig  zu  machen,  dass 
das  Bildwerk  vermöge  seines  Kunstgehaltes  geeignet  sei,  in 
den  artistischen  Verkehr  zu  treten.  Vielmehr  genügt  die  That- 
sache,  dass  dasselbe  Gegenstand  des  Kunsthandels  geworden 
ist,  in  Verbindung  mit  dem  Umstande,  dass  das  Bildwerk  den 
ästhetischen  Sinn  zu  befriedigen  bestimmt  ist,  wobei  es  nicht  darauf 
ankommt,  ob  dasselbe  nach  künstlerischer  Werthschätzung  hierzu 
geeignet  ist  oder  nicht.  Es  wäre  deshalb  unrichtig,  mit  Jolly  (Die 
Lehre  vom  Nachdruck  S.  129  ff.  S.  131)  diejenigen  Gegenstände 
auszuschliessen,  »die  nur  dem  völlig  ungebildeten  Sinne  zur  Kurz- 
weil dienen  können  und  sollen,  oder  nur  eine  Befriedigung  der 
Neugier  gewähren,  oder  ihren  Werth  mehr  der  Mode  als  ihrer 
innern  künstlerischen  Beschaffenheit  verdanken«  und  also  Bil- 
derbücher, Bilderbogen,  Lithographien  von  Rhantasiestücken,  »die 
als  Erzeugnisse  der  Laune,  des  Witzes,  der  Frivolität  erscheinen,« 
von  dem  Rechtsschutze  auszusdilie.ssen,  wenn  sie  nach  Anlage 
und  Ausführung  nicht  wenigstens  annähernd  auf  die  Eigenschaft 
eines  Kunstwerkes  Anspruch  machen  können. 

Vielmehr  besteht  zwischen  Münchener  und  Neuruppincr 
Bilderbogen  ein  juristisch  - relevanter  Unterschied  ebensowenig 
als  zwischen  der  Abbildung  des  Siegers  vom  letzten  Derby- 
Rennen  und  einer  Radirung  der  apokalyptischen  Reiter. 

Das  zweite  Requisit ; Die  künstlerische  Formgebung,  unter- 
scheidet das  Kunstwerk  von  der  mechanischen  Abformung  eines 
Naturgegenstandes,  wie  solche  z.  B.  bei  einer  Todtenmaske 
und  vor  allen  in  den  photographischen  Aufnahmen  nach  der 
Natur  vorliegt. 

Die  formgebende  Thätigkeit  des  Künstlers  ist  zugleich  das- 
jenige Merkmal,  welches  die  Grenzen  des  geistigen  Eigenthumes 
bei  den  reproduzirenden  Künsten  bestimmt.  Unter 
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diesem  Namen  werden  hier  diejenigen  Zweige  der  künstlerischen 
Thätigkeit  verstanden,  welche  bezwecken,  ein  nicht  unmittelbar 
zurVervielfältigung  geeignetes  Kunstwerk,  z.  B.  ein  Gemälde  oder 
eine  Statue,  in  einer  zur  mechanischen  Vervielfältigung  geeig- 
neten Fonn  zu  copiren.  • Dahin  gehört  also  der  Kupferstich, 
der  Holzschnitt,  die  Lithographie,  die  Modellirkunst  im  Gegen- 
sätze zu  der  rein  mechanischen  Abformung  von  Bildwerken.  Die 
Producte  dieser  Künste  sind  einerseits  Reproductionen  des  be- 
nutzten Originals  *),  andrerseits  selbständige  Originalkunstwerke, 
da  sic  die  ästhetischen  Vorstellungen  des  ersten  Originals  durch 
neue  Mittel  der  Daretcllung,  durch  eine  selbständig  hervorge- 
brachte künstlerische  P'orm  wiedergeben.  Solche  Reproductio- 
nen bilden  daher  den  Gegenstand  eines  selbständigen  geistigen 
Eigenthumes,  ebenso  wie  die  Uebersetzungen  und  Bearbeitungen 
beim  Schrifteigenthunie.  Die  Grenzen  dieses  artistischen  Eigen- 
thumes des  Kupferstechers  oder  Modelleurs  reichen  so  weit,  wie 
die  künstlerische  P’onngebung,  welche  er  bei  der  Reproduction 
des  Kunstwerkes  angewandt  hat.  Gegenstand  des  artistischen 
Eigenthumes  des  Kupferstechers  ist  der  von  ihm  verfertigte 
Kupferstich  und  dieser  Gegenstand  fallt  mit  dem  Originalge- 
mälde in  dem  Inhalte  der  ästhetischen  Vorstellung  oder  der 
künstlerischen  Conception  zusammen.  Da  dieser  Inhalt  nun 
nicht  geistiges  Eigenthum  des  Kupferstechers  sondern  des  Ma- 
lers ist,  so  beschränkt  sich  das  artistische  Eigenthum  des  Er- 
stem auf  die  Vervielfältigung  der  von  ihm  angefertigten  Re- 
production, während  das  geistige  Eigenthnm  des  Malers  jede 
andere  Vervielfältigung  des  Originalkunstwerkes  begreift.  Zwi- 
schen beiden  durch  ihren  Inhalt  verknüpften  Gegenständen  des 
artistischen  Eigenthumes  kann  ein  dreifaches  Verhältniss  ob- 
walten, je  nachdem  das  Originalgcinälde  im  artistischen  Eigen- 
thume  des  Urhebers,  oder  ein  gemeinfreies  Object  der  Repro- 
duction ist,  und  je  nachdem  das  an  dem  Gemälde  bestehende 
artistische  Eigenthum  auf  den  Kupferstecher  übertragen  ist 
oder  nicht.  Ist  das  Gemälde  gemeinfrei,  so  schliesst  das  arti- 


1)  Es  ist  hier,  von  dem  Falle  abgesehen,  wo  durch  eine  der  oben 
bezeichneten  Künste  ohne  Benutzung  eines  fremden  Kunstwerkes  ledig- 
lich ein  neues  Originalwerk  pruduzirt  wird,  wie  das  bei  Zeichnungen 
auf  den  lithographischen  Stein  oder  bei  Modellirungeu  für  den  Kunst- 
guss der  Fall  sein  kann. 
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stischo  Eigenthum  des  Kupferstechers  die  Reproduction  des  Ge- 
mäldes nur  insofern  aus,  als  diese  Reproduction  eine  Verviel- 
fältigung seines  Kupferstiches  enthält,  während  Niemand  ge- 
hindert ist,  das  Gemälde  in  Kupfer  zu  stechen  und  den  neuen 
Kupferstich  zu  vervielfiiltigen  ').  • 

Ist  das  artistische  Eigenthum  an  dem  Gemälde  an  den 
Kupferstecher  übertragen,  so  umfasst  sein  Recht  beide  Gegen- 
stände des  geistigen  Eigenthunies  und  schliesst  jeden  Dritten 
sowohl  von  der  selbständigen  Reproduction  des  Gemäldes  als 
von  der  Vervielfältigung  des  Kupferstiches  aus. 

Ist  das  geistige  Eigenthum  an  dem  Gemälde  endlich  dem 
Urheber  oder  dessen  Rechtsnachfolger  verblieben  und  dem 
Kupferstecher  nur  die  Reproduction  durch  den  von  ihm  ange- 
fertigten Kupferstich  gestattet  worden,  so  schliesst  nicht  jdas 
Recht  des  Kupferstechers,  sondern  nur  dasjenige  des  Malers 
oder  seines  Rechtsnachfolgers  dritte  Personen  von  einer  neuen 
Reproduction  des  Gemäldes  aus  und  mit  der  Bewilligung  des 
Erstem  können  neue  Kupferstiche  (nicht  aber  Nachbildungen  des 
älteren  Kupferstiches)  von  dem  Gemälde  angefertigt  werden,  ohne 
dass  der  Verfertiger  des  früheren  Stiches  dem  widersprechen  kann. 

Das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  hat  die  beiden 
Arten  von  Gegenständen  des  artistischen  Eigenthuines  sehr 
scharf  unterschieden,  indem  es  in  den  §§.  21  und  22  die  Ori- 
ginalkunstwerke und  deren  Vervielfältigung,  im  §.  29  dagegen 
die  Abbildungen  von  Kunstwerken  »durch  ein  anderes  Kunst- 
verfahren  als  hei  dem  Originale  angewendet,«  d.  h.  durch  ein 
reproduzirendes  Kunst  verfahren  und  deren  mechanische  Verviel- 
fältigung auflführt  und  für  beide  Gegenstände  selbständige  und 
von  einander  abweichende  Normen  des  Rechtsschutzes  aufstellt  *). 

1)  »Der  Kellerecbe  Kupferstich  von  Rafaels  Disputa  z.B.  geniesst 
des  Schutzes,  ungeachtet  das  Originalgemälde  sich  an  der  Wand  des 
Vatican  befindet,  ebenso  wie  der  Kupferstich  nach  dem  Gemälde  des 
hiesigen  Malers  Richter:  .Tairi  Töchterlein  geschätzt  ist,  unabhängig 
davon,  ob  Richter  sein  Gemälde  zum  Schutze  angemeldet  hat  oder 
nicht.  Wäre  es  nicht  angemeldet,  so  würde  daraus  nur  folgen,  dass 
ohne  Erlaubniss  des  Künstlers  noch  andere  Publicationen  nach  dem 
Gemälde  selbst,  nicht  aber  nach  dem  vorhandenen  Kupferstich  gemacht 
werden  konnten.«  Gutachten  des  artistischen  Sachverständigen-Vereinea 
vom  25.  Juni  1863.  Goltdammers  Archiv  Bd.  12  S.  190. 

2)  §.21.  Die  Vervielfältigung  von  Zeichnungen  oder  Gemälden 
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Uebereinstimmend  mit  der  Preussisrhen  Gesetzgebung  be- 
handelt auch  das  Englische  Hecht  die  Abbildungen  von  alten 
und  neuen  Kunstwerken  als  selbständige  Objecte  des  artisti- 
schen Eigenthuines  ').  Eine  gleich  scharfe  Unterscheidung  findet 
sich  in  den  übrigen  Gesetzgebungen  nicht  ausgesprochen.  Die 
Oesterreichische*)  und  die  Französische*)  Gesetzgebung  schützt 
wörtlich  nur  die  von  dem  Autor  oder  seinen  Rechtsnachfolgern 
veranstalteten  Nachbildungen  von  Kunstwerken. 

Allein  die  Jurisprudenz  ist  auch  in  diesen  Ländern  niemals 
zweifelhaft  gewesen,  dass  jede  rechtmässige  Nachbildung  von 
Originalwerken,  auch  wenn  letztere  selbst  nicht  mehr  Gegen- 
stand des  artistischen  Eigenthumes  sind,  gegen  unbefugte  Ver- 
vielfältigung geschützt  ist.  In  Frankreich  ist  dies  namentlich 
durch  die  Entscheidungen  des  Pariser  Appellhofes  vom  27. 
September  1828  und  vom  2.  April  1833  ausgesprochen*). 

Nur  in  einem  namhaften  Falle  ist  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung den  Werken  der  reproduzirenden  Kunst  die  Eigen- 

diirch  Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt,  Lithographie,  Farbendruck, 
l'ebertragung  u s w.  ist  verboten,  wenn  sie  ohne  Genehmigung  des 
Urhebers  des  Uriginalkunstwerkes  oder  seiner  Rechtsnachfolger  be- 
wirkt wird. 

§.  22.  Unter  gleicher  Bedingung  ist  die  Vervielfältigung  von 
Sculpturen  aller  Art  durch  Abgüsse  und  Abformungen  u.  s.  w.  verboten. 

§.  29.  Die  Abbildung  eines  Kunstwerkes,  weiche  durch  ein  an- 
deres als  bei  dem  Original  angewendetes  Kiinstverfahren,  z.  B,  durch 
Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt  u.  s.  w.  (§.  22)  rechtmässig  ange- 
fertigt worden,  darf  nicht  ohne  Genehmigung  des  Abbildners  oder 
seiner  Rechtsnachfolger,  durch  ein  rein  mechanisches  Verfahren  verviel- 
fältigt werden,  so  lange  die  Platten,  Formen  und  Modelle,  mittelst 
welcher  die  Abbildung  dargestellt  wird,  noch  nutzbar  sind.  Auch  hier- 
bei kommt  die  Bestimmung  des  §.  28  zur  .Anwendung. 

1)  7 George  III  o.  38.  sec.  II. 

2)  Oesterreich.  Gesetz  vom  19.  October  1846  §.  3.  — .Als  Origi- 
nalwerk wird  ausser  dem  ursprünglichen  Erzeugnisse  der  Wissenschaft 
oder  Kunst  jeder  davon  gemachte  Abdruck  und  jede  Nachbildung 
behandelt,  welche  der  Urheber  oder  sein  Rechtsnachfol- 
ger zu  Folge  des  ihnen  zukommenden  Autorrechtes  veranstaltet  hat. 

3)  Loi  du  19.  juillet  1793  Art  1.  — les  peintres  et  dessinateurs 
qni  feront  graver  des  tableauz  ou  dessins  jouiront  dnrant  leur  vie  cn- 
tiöre  du  droit  ezclusif  etc. 

4)  Volkmann,  Zusammenstellung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Urheber  und  Verlagsrecht  S.  79. 
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Schaft  von  Kunstwerken  und  die  Fähigkeit,  Gegenstand  eines 
artistischen  Eigenthumes  zu  sein  abgesprochen,  und  zwar  durch 
die  Urtheile  der  Sächsischen  Gerichtshöfe  in  der  schon  (S.  62) 
erwähnten  Prozesssache  Piloty  und  Löhle  gegen  Payne  *). 

Die  Kunsthandlung  von  Piloty  und  Löhle  in  München  hatte 
eine  Sammlung  lithographischer  Abbildungen  von  Gemälden 
aus  der  Münchener  Pinakothek  und  der  Privatsammlung  des 
Königs  Ludwig  von  Bayern  mit  Genehmigung  des  genannten 
Monarchen  veranstaltet.  In  einer  Sammlung  von  Stahlsticheu, 
welche  unter  dem  Titel : Der  Kunstverein  von  A.  H.  Payne, 
Inhaber  der  englischen  Kunstanstalt  in  Leipzig  herauskamen, 
erschienen  Abbildungen  derselben  Gemälde,  welche  von  der 
Kunsthandlung  als  rechtswidrige  Nachbildung  ihrer  lithogra- 
phischen Blätter  bezeichnet  und  sowohl  in  Bayern  als  in  Sach- 
sen mit  der  Nachdrucksklage  verfolgt  wurden.  In  Bayern 
erfolgte  in  allen  Instiinzen  die  Verurtheilung  des  Verklagten 
wegen  widerrechtlicher  Nachbildung,  indem  angenommen  wurde, 
da,ss  die  fraglichen  lithographischen  Abbildungen  der  Gemälde 
als  künstlerische  Erzeugnisse  gegen  Nachbildung  geschützt  seien 
und  dass  in  den  von  Payne  herausgegebeneu  Stahlstichen  nicht 
selbständige  Nachbildungen,  sondern,  wie  der  Vergleich  mit  den 
Lithographien  ergebe,  nichts  anderes  als  Copien  der  letzteren 
zu  erkennen  seien.  Die  Sächsischen  Gerichte  wiesen  dagegen 
(1855)  die  Nachdrucksklage  zurück,  indem  sie  den  in  Frage 
stehenden  Lithographien  die  Eigenschaft  künstlerischer,  eines 
selbständigen  Itechtsschutzes  fähiger  Erzeugnisse  absprachen 
und  ausführten: 

»Es  sei  jedenfalls  nur  der  Urheber  des  Originalgemäldes  oder 
dessen  Rechtsnachfolger  gegen  die  unbefugte  Vervielfältigung  zu 
schützen.  Piloty  und  Löhle  leiteten  aber  ihr  Recht  der  Nachbil- 
dung nicht  von  den  Urhebern  der  Kunstwerke  oder  ihren  Nach- 
folgern im  Verlagsrechte  her.  Die  blosse  Erlaubniss  des  Besitzers 
der  Gemälde,  auf  welchen  das  Urheberrecht  nicht  übertragen  sei, 
könne  ein  ausschliessliches  Recht  zur  Vervielfältigung  nicht  be- 
gründen. 

Bei  der  Frage,  ob  Lithographien  oder  Producte  ähnheber 


t)  Vergl-  Volkmann.  Die  Werke  der  Kunst  in  den  deutsohen 
Gesetzgebungen  München  1856.  Wächter,  Das  Recht  des  Künstlers 
gegen  Nachbildung  imd  Nachdruck  seiner  Werke  Stuttgart  1869. 
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Kunstverfahren  als  selbständige,  des  Rechtsschutzes  gegen  Nachbil- 
dungen theilhaftige  Knnstwerke  zu  betrachten  seien,  sei  zu  unter- 
scheiden zwischen  solchen  Lithographien,  welche  selbständige  künst- 
lerische Erfindungen  zur  Anschauung  bringen,  und  solchen,  welche 
nur  eine  bereits  in  einem  andern  Kunstwerke  dargestellte  fremde 
Schöpfung  wiedergeben.  Pirstere  seien  als  Kunstwerke  zu  betrachten, 
welchen  der  Rechtsschutz  gegen  Nachbildungen  zukommt,  letztere 
seien  dagegen  nichts  als  Nachbildungen,  die,  so  vollkommen  sie 
snch  in  dem  Wiedergeben  des  Originals  sein  mögen,  auf  diesen 
Rechtsschutz  keinen  Anspruch  haben.« 

ln  einer  gleichzeitigen  und  gleichartigen  Entscheidung  des 
Oberappellationsgerichts  zu  Dresden  *)  wird  ferner  ausgeführt: 
»Ein  Kunstwerk  ist  die  Schöpfung  einer  freien  Thätigkeit 
eines  gebildeten  Geistes,  besteht  ganz  abgesehen  von  der  blossen 
Kunstfertigkeit,  durch  die  es  den  Sinnen  vorgeführt  wird  und  hängt 
weder  von  der  Art  noch  von  der  Vollkommenheit  dieser  letzteren 
ab.  So  lässt  sieh  namentlich  eine  bildliche  Darstellung  als  ein 
Kunstwerk  denken,  welche  nur  erst  in  einer  Skizze  entworfen  wor- 
den ist,  während  das  in  seiner  Form  vollendete  Gemälde  auf  diesen 
Namen  keinen  .Anspruch  haben  kann,  wenn  der  darin  dargestellten 
Idee  die  schöpferische  Erfindung  und  Originalität  abgeht.« 

Das  Unhaltbare  einer  so  auf  die  Spitze  getriebenen  Be- 
griffsbestimmung ist  von  W^ächter  a.  a.  0.  überzeugend  nach- 
gewiesen. Sie  findet  auch  in  den  besonderen  Bestimmungen 
der  Sächsischen  Gesetzgebung  keinen  Anhalt. 

Das  Sächsische  Gesetz  vom  22.  Februar  1844  bestimmt 
im  §.  1 : 

Das  Recht,  literarische  Erzeugnisse  und  Werke  der  Kunst 
auf  mechanischem  Wege  zu  vervielfältigen,  steht  ausschliess- 
lich dem  Urheber  selbst  und  seinen  Rechtsnachfolgern  zu. 

Es  unterscheidet  in  keiner  Hinsicht  zwischen  Kunstwerken, 
welche  selbständige  künstlerische  Erfindungen  wiedergeben  und 
solchen,  die  Gegenstände  der  Natur  oder  fremde  Kunstwerke 
in  selbständiger  künstlerischer  Form  nachbilden.  Es  schützt 
daher  auch  die  Reproductionen  gemeinfreier  Kunstwerke  in 
selbständiger  Kunstform  gegen  unbefugte  Nachbildung,  ebenso 
wie  dies  in  den  übrigen  Gesetzgebungen  entweder  ausdrücklich 

1)  Wächter  a.  a.  Ü.  8.  Sl. 
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ausgesprochen,  oder  doch  stillschweigend  nach  der  übereinstim- 
menden Auslegung  der  Gerichtspraxis  angenommen  ist. 

Für  das  Preussische  Recht  steht  der  Sächsischen  Entschei- 
dung das  Urtheil  des  Übertribunals  vom  24.  Februar  1864  ge- 
genüber, welches  den  folgenden  Rechtsfall  zum  Gegenstände 
hat  ‘). 

Der  Bildhauer  Franz  verfertigte  auf  Bestellung  des  Kunst- 
händlers Eichler  nach  den  beiden  Thorwaldsenschen  Mannor- 
reliefs:  Nacht  und  Morgen,  Modelle  in  verkleinertem  Mas.sstabc, 
nach  welchen  Eichler  Formen  zur  Darstellung  von  Gypsabgüs-sen 
herstellte.  Die  (jypsabgüsse,  deren  Modelle  Franz  zum  Schutze 
gegen  unbefugte  Nachbildung  gemäss  §.  27  des  Ge.setzes  vom 
11.  März  1837  beim  Kultusministerium  anmeldete,  hat  der  An- 
geklagte Ceriglioli  vervielfältigt  und  ist  deshalb  der  unbefugten 
Nachbildung  des  Franzschen  Modells  auf  mechanischem  Wege 
beschuldigt.  Der  Angeklagte  wandte  ein,  das  von  Franz  ver- 
fertigte Modell  sei  keine  rechtmässige  Abbildung,  weil  die 
Thorwaldsenschen  Originale  in  Preussen  nicht  geschützt,  also 
Gemeingut  seien.  Daher  habe  eine  üebertragung  eines  Rechtes 
zu  deren  Abbildung  oder  Vervielfältigung  nicht  erfolgen  können. 
Ausserdem  sei  die  von  Franz  ausgeführte  Modellirung  kein  an- 
deres Kunstvertähren,  als  das  bei  der  Herstellung  des  Origi- 
nales angewandte.  Es  fehle  daher  an  einem  geeigneten  Gegen- 
stände des  im  §.29  des  Gesetzes  vom  11.  März  1837  bestimm- 
ten Rechtsschutzes,  nämlich  an  einer  rechtmässigen  durch  ein 
anderes  Kunstverfahren,  als  bei  dem  Originale  angewendet,  her- 
gestellten Abbildung. 

Das  Obertribunal  hielt  die  in  erster  Instanz  ausgesprochene 
Verurtheilung  aufrecht.  Es  stellte  die  Anwendung  eines  an- 
deren Kunstverfahrens,  der  Modellirung  gegenüber  der  Sculptur 
in  Marmor,  fest  und  führte  ferner  aus: 

»Es  fragt  sich,  ob  der  §.29  vermöge  des  Ausdrucks  recht- 
mässig etwa  nur  von  jenen  Abbildungen  handelt,  welche  von 
dem  Künstler  selbst  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  während  der 
Dauer  ihres  noch  geschützten  Verlagsrechtes  genehmigt  worden 
sind,  welche  also  deshalb  »rechtmässige«  sind.  Dies  ist  jedoch 
nicht  der  F’all.  Denn  der  Umfang  des  Verlagsrechtes  mit  seinem 


1)  Vergl.  Goltdammer,  Ueber  die  strafbare  Nachbildung  von  Kunst- 
werken (Separatabdruck  aus  dem  Archiv  für  Strafrecht).  Berlin  1864. 
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▼ollen  Rechte  der  Aasechliesslichkeit  begreift  in  sich  auch  den 
Schutz  aller  Abbildungen,  welche  von  dritten  Personen,  sei  ee  un- 
ter Abtretung  des  t'erlagsrechtes  selbst,  oder  nur  unter  Genehmi- 
gung des  Künstlers  und  seiner  Rechtsnachfolger  angefertigt  sind. 
Nor  die  Frage  über  den  Umfang  des  Schutzes  ist  davon  abhängig, 
ob  das  Verlagsrecht  überhaupt  auf  den  Abbildner  übertragen  war, 
derselbe  also  jede  andere  unbefugte  Nachbildung  untersagen  darf, 
oder  ob  ihm  die  blosse  Gestattung  der  Abbildung  nur  den  Schutz 
gegen  die  Nachbildung  seines  Abbildes  gewährt.  Der  in  den  §§. 
:26  — 28  dem  Verlagsrechte  des  Künstlers  gewährte  Schutz  umfasst 
daher  auch  denjenigen  aller  dieser  Ableitungen  aus  demselben  und 
kann  somit  nicht  erst  Gegenstand  der  besondern  Schutzvorschrift 
des  §.  29  sein.  Da  aber  ferner  Abbildungen,  welche  nicht  mit  Ge- 
nehmigung des  Künstlers  gefertigt  sind,  als  selbst  unerlaubte  keinen 
Anspruch  auf  Schutz  gegen  Nachbildung  haben  können,  so  folgt 
von  selbst,  dass  der  im  §.  29  den  Abbildungen  gewährte  selbstän- 
dige Schutz  nur  solche  betreffen  kann,  welche  von  Originalwerken 
gefertigt  werden,  die  selbst  nicht  mehr  geschützt  sind  oder  von 
Anfang  an  nicht  geschützt  waren,  also  Gemeingut  sind.« 

Das  Obertribunal  gelangt  also  ebenso  wie  das  Dresdener 
Oberappellationsgericht  zn  dem  Resultate,  dass  das  Urheber- 
recht des  Nachbildners  kein  selbständiges  Object  habe,  nimmt 
aber  abweichend  von  den  Sächsischen  Gerichten  an,  dass  es  als 
selbständiges  Recht  be.stehen  könne,  wenn  an  dem  Originale 
selbst  kein  geistiges  Eigenthum  besteht.  Im  umgekehrten  Falle 
dagegen  könne  die  unbefugte  Vervielfältigung  der  Nachbildung 
nur  auf  Grund  eines  von  dem  Urheber  des  Originalwerkes  ab- 
geleiteten Rechtes  untersagt  werden. 

Es  ist  von  vom  herein  in  die  Augen  fallend,  dass  in  dieser 
Ausfflhrung  dem  Wortlaute  des  §.  29  cit.  Gewalt  angethan 
wird.  Denn  wenn  im  §.29  vorausge-setzt  wird,  dass  die  Ab- 
bildung des  Kunstwerkes  rechtmässig  angefertigt  worden, 
so  wird  in  diesen  Worten  die  Existenz  eines  Rechtes  der  aus- 
schliesslichen Vervielfältigung  an  den)  Originale  ausdrücklich 
wenigstens  als  möglich  vorausgesetzt.  Die  Interpretation  also, 
welche  den  §.  29  mir  in  dem  Falle  gelten  lassen  will,  dass 
das  Originalkunstwerk  Gemeingut  geworden  ist,  entfernt  sich 
ebensoweit  von  dem  Inhalte  dieser  Bestimmung,  als  die  ent- 
g^engesetzte , welche  unter  der  rechtmässigen  Nachbildung 
nur  eine  aus  dem  Rechte  des  Urhebers  des  Originales  abge- 
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leitete  Vervielfältigung  verstehen  will.  Das  richtige  Versttod- 
niss  des  g.  29  be.sfeht  also  darin,  dass  das  Urheberrecht  des 
rechtmässigen  Nachbildners  als  ein  selbständiges  Recht  mit 
eigenem  Gegenstände  aufgefässt  "wird  und  dass  die  Bedingung 
der  rechtmässigen  Anfertigung  nach  ihrem  einfachen  Wortver- 
ständnisse dahin  verstanden  wird,  dass  die  Nachbildung  ohne 
Verletzung  eines  an  dem  Originale  bestehenden  Vervielfölfi- 
gungsrechtes  angefertigt  sein  muss. 

Gleichwohl  ist  die  von  d^  Obertribunal  angenommene 
Auffassung  des  Begriffs  der  rechtmässigen  Nachbildung  sehr 
verbreitet  und  Goltdainmer  stellt  in  der  angeführten  Bearbei- 
tung des  erwähnten  Rechtsfalles  in  weiterer  Ausführung  dieser 
Ansicht  in  den  am  Schlüsse  forinulirten  Grundsätzen  (S.  36) 
folgende  Sätze  auf; 

XII.  »Der  Schutz,  den  das  Originalwerk  durch  die  An- 
meldung erlangt  hat.  begreift  alle  unter  diesem  Schutze  ge- 
fertigten Abbildungen.  also  die  von  dem  Autor  oder  seinen 
Rechtsnachfolgern  gestatteten  und  die  unter  dem  fbrmli- 
chen  Erwerbe  des  Verlagsrechtes  gefertigten. 

XIII.  Mit  dem  Ablauf  der  Schutzfrist  des  Originales  hört 
auch  der  Schutz  aller  von  dem  Autor  oder  seinen  Rechtsnach- 
folgern oder  auch  nur  unter  deren  Genehmigung 
während  dieser  Schutzfrist  gefertigten  Abbildungen  aul’.  Sie 
werden  mit  dem  Original  selbst  Gemeingut.  Nur  die  sodann 
erst  mit  dem  vom  Gesetze  anerkannten  selbständi- 
gen Titel  gefertigten  Abbildungen  geniessen  den 
ihnen  im  §.  29  des  Gesetzes  verliehenen  Schutz. 

XIV.  Der  §.  29  des  Gesetzes  hat  also  allein  diejenigen 
Abbildungen  vor  Augen,  welche,  weil  nicht  mehr  unter  dem 
Schutze  des  Verlagsrechtes  des  Originalwerkes  stehend,  auf 
einen  durch  selbständige,  wenn  auch  lediglich  nachbildende 
künstlerische  Thätigkeit  erworbenen  Schutz  Anspruch  haben.« 

Jeder  dieser  drei  Sätze  beruht  auf  der  irrigen  Voraus- 
setzung, dass  das  artistische  Eigenthum  des  Nachbildners  keinen 
selbständigen  Gegenstand  habe,  dass  dasselbe  folglich  von  dem 
geistigen  Eigenthume  des  Originalkünstlers  absorbirt  werde  und 
erst  zu  einer  selbständigen  Existenz  kommen  könne,  wenn  das 
Originalkunstwerk,  z.  B.  das  in  Kupfer  gestochene  Gemälde, 
aufgehört  habe,  Gegenstand  eines  geistigen  Eigenthumes  zu  sein. 
Die  angeführten  drei  Sätze  stehen  aber  auch  mit  dem  Inhalte 
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der  §§.  21.  22  und  29  des  Gesetzes  vom  11.  März  18.37  nicht 
ini  Einklänge.  Der  Schutz  des  Originalwerkes  (§§.  21.  22)  kann 
einer  bloss  gestatteten  Nachbildung  nicht  zu  Gute  kommen. 
Der  Kupferstecher,  welcher  die  Nachbildung  seines  nur  mit 
Genehmigung  des  Malers  angefertigten  Stiches  untersagen  will, 
würde  sich  vergeblich  auf  das  Recht  des  Malers,  welches  ihm 
nicht  übertragen  ist,  berufen.  Die  blosse  Genehmigung  des  Autors 
ist  nicht  dazu  angethan,  dessen  ausschliessliches  Recht  der  Verviel- 
fältigung auf  den  Nachbildner  zu  übertragen,  und  man  sucht  ver- 
geblich in  den  8§.  21  bis  28  nach  einer  Bestimmung,  welche  dem 
Kupferstecher,  dem  das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfälti- 
gung nicht  übertragen  ist,  berechtigen  könnte,  die  Nachbildung 
seines  Abbildes,  Namens  des  Urhebers  des  Originalgemäldes  zu 
untersagen.  Er  würde  einen  gänzlichen  Mangel  an  Ix)gik  ver- 
rathen,  wenn  er  verlangte,  die  Nachbildung  des  Originales 
müsse,  weil  sie  ihm  gestattet  worden.  Andern  untersagt  wer- 
den. Hieraus  folgt,  dass  er  die  Nachbildung  nicht  als  eine 
unbefugte  Vervielfältigung  des  Originalgemäldes,  sondern  seines 
eigenen  Kupferstiches,  nicht  aus  einem  abgeleiteten,  sondern 
aus  einem  ursprünglichen,,  auch  dem  Gegenstände  nach  selbst- 
ständigen Rechte  untersagen  kann.  Sein  Rechtsschutz  beruht 
also  aUein  auf  der  Bestimmung  des  §.  29,  welche  die  unbefugte 
Nachbildung  seines  rechtmässig  angefertigten  Kupferstiches  ganz 
unabhängig  von  dem  Rechte  des  Malers  untefsagt.  Der  §.  29 
ferner  hat  allerdings  diejenigen  Abbildungen  im  Auge,  welche 
nicht  unter  dem  Schutze  des  Originales  stehen,  sondern  auf 
eigenen,  durch  selbständige  künstlerische  Thätigkeit  erworbenen 
Schutz  Anspruch  haben.  Allein  es  ist  mit  keinem  Worte  darin 
die  Voraussetzung  ausgesprochen,  dass  das  Original  nicht  mehr 
im  geistigen  Eigenthume  stehen  dürfe,  dass  eine  rechtmässige 
Nachbildung  durch  ein  anderes  Kunstverfahren  nur  dann  gegen 
Nachbildung  geschützt  werde,  wenn  sie  von  einem  gemeinfreien 
Original  genommen  sei. 

Noch  weniger  lä.sst  sich  aus  g.  29  die  Folgerung  des  Satzes 
Xni  ableiten,  dass  eine  rechtmässige  Nachbildung  darum  min- 
der geschützt  sein  solle,  weil  sie  von  dem  Urheber  des  Origi- 
nals oder  seinem  Rechtsnachfolger  während  der  Dauer  ihres 
ausschliesslichen  Vervielfältigungsrechtes  angefertigt  ist,  dass 
eine  solche  Nachbildung  mit  Ablauf  der  Schutzfrist  des  Origi- 
nales Gemeingut  werde,  während  die  bloss  rechtmässige  Nach- 
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bildung  ohne  ausschliessende  Berechtigung  nach  §.  29  geschützt 
bleibt,  so  lange  die  Platten  und  Formen  noch  nutzbar  sind. 

Man  wird  daher  die  von  Goltdammer  aufgestellte  Ansicht 
über  die  objective  Identität  des  artistischen  Eigenthumes  an 
dem  Originale  und  der  Nachbildung  verwerfen  und  beide  als 
selbständige  Gegenstände  eines  geistigen  Eigenthumes  betrach- 
ten mitssen,  an  denen  neben  einander  und  unabhängig  von  ein- 
ander ein  Urheberrecht  bestehen  kann. 

Einer  besondem  Erörterung  bedarf  schliesslich  die  Frage, 
in  wie  weit  die  Erzeugnisse  der  Photographie  gegen 
unbefugte  Nachbildung  geschützt  sind.  Die  Photographie  kommt 
hierbei  in  einer  doppelten  Beziehung  in  Betracht:  aLs  Mittel  zur 
Verviellaltigung  von  Kunstwerken,  und  als  selbständiges  Kunst- 
verfahren, durch  welches  Originalbilder  von  Personen,  Natur- 
g^enständen,  Landschaften,  Architecturen  u.  dgl.  hergestellt 
werden. 

Es  bedarf  nicht  der  besonderen  Ausführung,  dass  photo- 
graphische lleproductionen  von  Kunstwerken  durch  das  an  dem 
Originale  bestehende  artistische  Eigenthum  gegen  unbefugte  Ver- 
vielfältigung geschützt  sind.  Wenn  auch  bei  der  photographischen 
Copie  einer  Zeichnung  die  forragebende  Thätigkeit  fehlt,  welche 
bei  der  Reproduction  durch  Kupferetich  oder  Holzschnitt  ein 
selbständiges  Object  des  artistischen  Eigenthumes,  also  ein  selbst- 
ständiges artistisches  Eigenthuni  erzeugt,  so  ist  doch  jede  photo- 
graphische Copie  in  dem  geistigen  Eigenthume  des  Urhebers  der 
Zeichnung  begriffen.  Ihre  unbefugte  Vervielftltigung  ist  also 
ebenso  verboten,  als  der  Nachdruck  eines  gedruckten  Buches. 

Die  in  neuester  Zeit  so  häufig  aufgeworfene  Frage,  ob 
photographische  Originalaufnahmen  den  Kunstwer- 
ken beizuzählen  und  als  Gegenstände  des  artistischen  Eigen- 
thumes anzuerkennen  seien,  muss  nach  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung ')  unzweifelhaft  verneint  werden,  sofern  nicht  der 
Gegenstand  der  Aufnahme  ein  Kunstwerk  und  gegen  Verviel- 
fältigung geschützt  ist,  in  welchem  Falle  die  Photographie  den 
Schutz  des  Originalwerkes  geniesst.  Abgesehen  von  diesem 
Falle  kann  die  photographische  Aufnahme  auf  den  Namen  eines 
Kunstwerkes  nicht  Anspruch  machen,  weil  die  formgebende 
Thätigkeit  fehlt,  welche  als  das  wesentliche  Requisit  eines  jeden 


I)  Mit  Ausnahme  des  Bayerisohen  Uosetzes,  s.  u.  S.  192. 
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Kunstwerkes  zu  bezeichnen  ist.  Der  Photograph  gibt  nicht 
empfangene  Eindrücke  und  Vorstellungen  durch  willkürliche 
Formen  wieder.  Er  ist  nur  im  Stande,  die  Lichteindrücke,  welche 
sein  Auge  empfängt,  unmittelbar  chemisch  zu  fixircn.  Er  würde 
ebensowenig  im  Stande  sein,  ein  photographisches  Portrait  aus 
dem  Gedächtnisse  herzustellen,  als  er  vermöchte,  das  Bild  eines 
Aufzuges,  einer  Beleuchtung  oder  einer  Sonnenfinsterniss  auch 
nur  wenige  Augenblicke  nach  deren  Verlaufe  zu  fixiren. 

^lan  hat  geltend  gemacht,  dass  der  Photograph  in  der 
Wahl  seines  Ohjectes  und  des  zur  Aufnahme  geeigneten  Mo- 
mentes und  in  der  richtigen  Gruppirung  der  beweglichen  Ob- 
jecte ebensowohl  künstlerische  Conception  anwenden  müsse,  als 
der  Zeichner  und  der  Maler ').  Allein  dies  zugegeben,  würde 
doch  selbst  die  Aufnahme  eines  'mit  dem  höchsten  Kunstge- 
schmack gruppirten  und  drapirten  lebenden  Bildes,  oder  das 
Portrait  eines  Dawison  als  König  Lear  oder  Shylok  nicht  selbst 
ein  Kunstwerk,  sondern  nur  die  Copie  eines  Kunstwerkes  sein 
und  auf  Schutz  gegen  Vervielfältigung  keinen  Anspruch  haben, 
da  die  mimische  und  die  darstellende  Kunst  selbst  nicht  gegen 
Nachahmung  geschützt  ist 

P'emer  wird  erinnert,  dass  die  Photographie  vielfach  der 
Nachhülfe  durch  die  zeichnende  Kunst  bedarf,  dass  photogra- 
phische Auhiahmen  nach  Gemälden  und  selbst  grössere  pho- 
tographische Portraits  so  dargestellt  werden,  dass  die  directe 
Photographie  nur  als  Unterlage  für  die  Iletouche,  d.  h.  für 
eine  freie  künstlerische  Zeichnung  dient,  von  der  dann  erst  das 
zur  Vervielfältigung  bestimmte  Negativ  genommen  wird.  Allein 
auch  in  diesem  Falle  ist  nicht  die  Photographie,  sondern  das 
retouchirte  Blatt  das  Kunstwerk  und  es  fehlt  dem  Künstler 
auch  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  die  Möglichkeit, 
sich  das  Recht  der  Vervielfältigung  dieser  Zeichnung  — als 
solche  ist  die  Retouche  ohne  Frage  zu  betrachten  — ebenso 
durch  Anmeldung  zu  sichern,  als  dies  mit  andern  photogra- 
phisch vervielfältigten  Zeichnungen  (z.  B.  den  Götheschen  Frauen- 
gestalten von  Kaulbach)  geschehen  ist. 

Die  Praxis  sämmtlicher  Rechtsgebiete*)  hat  daher  auch 


1)  Bluntschli,  Deutiches  Privatrecht  3.  Aufl.  S.  120. 

2)  Mit  Ausnahme  dea  neuesten  Bnyerisrhen  Rechts. 
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(^en  Photographien  als  solchen  den  Rechtsschutz  gegen  Verviel- 
fältigung versagt. 

In  Preussen  hat  der  Minister  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten durch  eine  Bekanntmachung  vom  9.  April  186.3  >)  zwar 
die  Eintragung  von  Photographien  in  das  Verzeichn  iss  der  zum 
Schutze  gegen  unberechtigte  Nachbildung  angeineldeten  Gegen- 
stände für  zulässig  erklärt,  jcnloch  mit  dem  Bemerken,  dass 
die  Frage,  ob  diese  Eintragung  zur  Erlangung  desjenigen  Rechts- 
schutzes dienen  könne,  welcher  den  Kunstwerken  gesetzlich 
zusteht,  im  streitigen  Falle  von  den  Gerichten  entschieden  wer- 
den müsse. 

Gerichtliche  Entscheidungen  über  die  vorliegende  Frage 
sind  nicht  bekannt  geworden  und  auch  wohl  nicht  ergangen, 
da  in  zwei  zur  gerichtlichen  "Verfolgung  gelangten  Fällen  die 
Staatsanwaltschaft  von  ihrem  Strafantrage  Abstand  genommen 
hat,  nachdem  der  artistische  und  der  literarische  Sachverstän- 
digen-Verein  die  photographischen  Originalaufnahmen  für  nicht 
schutzberechtigt  erklärt  hatten*). 

Auch  in  Frankreich  hat  sich  die  Praxis  der  Gerichte  gegen 
die  Schutzberechtigung  der  Photographien  als  solcher  ausge- 
sprochen ®)  und  in  Oesterreich  wird  dasselbe  durch  die  Petition 
der  photographischen  Gesellschaft  in  Wien  an  das  österreichi- 
sche Justizministerium  bezeugt.  Wenn  in  einzelnen  Fällen 
Verurtheilungen  wegen  unbefugter  Nachbildung  von  Photogra- 
phien erfolgt  sind,  weil  das  betreffende  Original  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Eigenthümlichkeit  des  angewendeten  V’erfahrens 
als  ein  Kunstwerk  angesehen  worden  ist,  so  wird  auch  durch 
diese  Urtheile nur  bestätigt,  dass  den  Photographien  als 


1)  Kaiser,  Die  Preiiss.  Pressgesetzgebung  Ergänzimgsheft  8.  50. 

2)  Kaiser,  Pressgesetzgebung  S.  57-  Hoydemaim  und  Damtiach, 
Naobdruckgesetzgebung  S.  254  ff. 

3)  Calmels,  De  la  propriete  et  de  la  cuntrefagons  des  oeuvres 
de  Vintelligence  p.  104  p.  651. 

4)  Die  Petilion  ist  nebst  dem  Entwürfe  eines  Gesetzes  zum  Schutze 
photographischer  Erzeugnisse  abgedruckt  im  Börsenl)latt  für  den  deut- 
schen Buchhandel  1863  S.  1218  ff. 

6)  Entscheidungen  des  Oberappellationsgericht  zu  München  vom 
28.  Juni  1864  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  Bd. 
XI  3 S.  195  und  die  daselbst  auf  3.200  weiter  angeführten  Entschei- 
dungeu  französischer  und  österreichischer  Gerichtshöfe. 
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solchen  nach  der  übereinstimmenden  Traxis  ein  Rechtsschutz 
nicht  gewährt  wird,  sofern  sie  nicht  etwa  Photographien  von 
Kunstwerken  sind. 

Dagegen  hat  sich  eine  grosse  Anzahl  gewichtiger  Stimmen 
dafür  ausgesprochen,  dass  die  Photographien  durch  die  Gesetz- 
gebung gegen  unbefugte  V ervielfältigung  zu  schützen  und  den 
Gegenständen  des  artistischen  Kigenthumes  beizuzählen  seien  ‘). 

Hierfür  lässt  sich  nicht  nur  geltend  machen,  dass  der  Ori- 
ginalphotograph oft  sehr  viel  Zeit,  Mühe  und  Kosten  auf  die 
Aufsuchung  und  Aufnahme  der  abgebildeten  Gegenstände  ver- 
wenden muss,  während  der  Verfertiger  der  photographischen 
Nachbildung  diese  Kosten  erspart  und  daher  die  Bildei'  wohl- 
feiler herstelleu  kann,  als  der  ursprüngliche  Urheber.  Es  kommt 
namentlich  hinzu,  dass  die  photographischen  Abbildungen  mit 
den  Werken  der  reproduzirenden  Künste  (Kupferstich,  Litho- 
graphie u.  s.  w.)  in  Bezug  auf  ihre  Bedeutung  für  den  vermö- 
gensrechtlichen Verkehr  vollkommen  auf  einer  Linie  stehen. 
Sie  haben  denselben  Zweck  wie  jene,  sie  werden  auf  dieselbe 
Art  durch  den  Buchhandel  vertrieben,  sie  werden  mit  derselben 
Leichtigkeit  vervielfältigt  wie  die  Stiche  und  gewähren  durch 
ihre  Vervielfältigung  denselben  Gegenstand  der  vermögensrecht- 
lichen Nutzung  wie  jene.  Sie  stimmen  also  mit  den  Werken 
der  reproduzirenden  Künste  in  allen  juristisch  relevanten  Merk- 
malen überein  und  unterscheiden  sich  eben  nur  dadurch,  dass 
sie  nicht  Producte  der  bildenden  Kunst,  sondern  der  photogra- 
phischen Technik  sind*). 


ürtheil  des  Pariser  KasaatioiishofeB  vom  Dezember  1862  bei 
Blimtachli,  Deutsches  Privatreclit  3.  Aufl.  S.  120. 

1)  Wächter  in  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift  1863  II  S.  173. 

— Kühne,  Gesetzentwurf  der  Deutschen  Kunstgenossenschaft  8. 15  ff. 

— Neumaun,  Beiträge  zum  Deutschen  Nachdrucks-  und  Verlagsrechte 
S.  124  ff.  — Commissionsbericht  an  das  Preuss.  Haus  der  Abgeordneten. 
Börsenblatt  1863  S.  1166. 

2)  Sie  gehören,  wie  Wächter  (Deutsche  Vierteljahrsschrift  1863 
n S.  173)  treffend  bemerkt,  wenn  auch  nicht  zu  den  Kunstwerken,  so 
doch  zu  den  artistischen  Erzeugnissen.  Nur  ist  hierzu  zu  bemerken, 
dass  die  Bundesbcscblüsse  und  einzelne  Landesgesetzgebungen  sich  zwar 
des  Ausdrucks;  artistische  Erzeugnisse  als  Kubriim  bedienen,  dass 
jedoch  der  Rcebtsschutz  gegen  Vervielfältigung  nach  den  dispositiven 
Bestimmungen  sämmtlicher  Deutschen  Gesetze  auf  die  Werke  der 
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Es  ist  daher  nicht  bloss  zulässig,  sondern  ein  offenbares 
Bedürfniss,  dass  die  photographischen  Originalaufnahmen  den 
Kunstwerken  in  Bezug  auf  das  Recht  der  ausschliesslichen  Ver- 
vielfältigung gleichgestellt  werden.  Dabei  ist  es  im  Begriffe 
offenbar  gleichgültig,  *ob  dieselben  ausdrilcklich  zu  den  Gegen- 
ständen des  artistischen  Eigenthumes  gezählt,  oder  als  Gegen- 
stand einer  besondern  Klasse  des  geistigen  Eigenthumes  be- 
trachtet, oder  endlich  nach  dem  Vorschläge  ffiiniger ')  den  Re- 
geln des  Musterschutzes  unterworfen  werden  sollen.  Aus  prac- 
tischen  Gründen  empfiehlt  sich  jedenfalls  nur  das  Erste,  da 
die  Regeln  und  die  Formen  des  Musterschutzes  für  Gegenstände 
des  buchhändlerischen  Verkehrs  nicht  passen. 

Es  kann  ferner  nicht  als  zweckmässig  bezeichnet  werden, 
dass  bei  der  etwaigen  Ausdehnung  des  Rechtsschutzes  auf  die 
Photographie  zwischen  künstlerischen  und  unkünstlerischen 
Photographien  unterschieden  werde.  Vielmehr  müssen  alle 
photographischen  Originalaufnahmen,  einerlei,  ob  sie  den  ästhe- 
tischen Geschmack,  oder  die  Neubegier,  oder  endlich  die 
Wissbegierde  zu  befriedigen  bestimmt  sind,  denselben  Rechts- 
schutz gegen  Nachbildung  gemessen. 

Von  allen  Gesetzgebungen  hat  bisher  nur  die  des  König- 
reichs Bayern  das  Bedürfniss  eines  solchen  Rechtsschutzes  der 
Photographie  anerkannt  Das  Gesetz  vom  2.5.  Juni  1865  be- 
stimmt im  Anschlüsse  an  den  Frankfurter  Entwurf  von  1864; 
Art.  28 : «Die  Verbote  der  Art.  26  und  27  finden  auch  An- 
wendung, wenn  das  zu  schützende  Werk  durch  Photographie 
oder  ein  anderes  ähnliches  Kunstverfahren  horgcstellt  wurde 
und  als  Werk  der  Kunst  zu  betrachten  ist.« 

Leider  wird  durch  die  Schlussworte  dieses  Artikels  dennoch 
die  Frage,  ob  eine  Photographie  als  Kunstwerk  zu  betrachten 
sei  oder  nicht,  abermals  und  ohne  Noth  zum  Gegenstände  der 
rechtlichen  Beurtheilung  gemacht.  Diese  Schlu-ssworte  sind 
indess,  wie  die  Entstehungsgeschichte  des  Frankfurter  Entwur- 
fes, aus  welchem  Art.  28  wörtlich  entnommen  ist,  ergibt,  nicht 


Kunst  beschränkt  ist,  für  welche  nur  in  Würtemberg  der  Ausdruck; 
künstlerische  Krzeu^isse  {gebraucht  wird. 

1)  Goltdammer,  Archiv  für  Preuss.  Strafrecht  Bd.  XII  S.  808.  — 
Kuhns,  Gesetzentwurf  der  Deutschen  Knnstgenossenschaft  S.  17  Note  13. 
Kaiser,  Pressgesetzgebung.  Ergänzungsheft  S.  45  ff. 
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SO  ZU  verstehen,  dass  nur  denjenigen  Photographien,  welche  als 
Werke  der  Kun.st  zu  betrachten  sind,  ilberhaupt  ein  Rechts- 
schutz zukomine.  Sie  bestimmen  vielmehr  nur,  dass  der  Rechts- 
schutz der  Photographien  Je  nach  ihrem  Gegenstände  verschie- 
dener Art,  bald  derjenige  der  artistischen  Erzeugnisse,  bald  der 
der  wissenschaftlichen  Zeichnungen,  oder  endlich  der  Industrie- 
erzeugnisse sein  soll,  wie  dies  Mandry  in  seiner  Bearbeitung 
des  angeführten  Bayerischen  Gesetzes  wie  folgt  ausführt ') : 
»Zwar  scheint  bei  den  ersten  Lesungen  des  Frankf.  Entwurfes, 
wenigstens  von  einzelnen  Mitgliedern  der  Commission,  davon  aas- 
gegangen worden  zu  sein,  dass  auch  neben  der  Bestimmung  des 
Gesetzes  immerhin  noch  zu  untersuchen  sein  werde,  ob  im  con- 
creten  Falle  die  allgemeinen  Prinzipien  die  Auffassung  der  Photo- 
graphie als  eines  Werkes  der  Kunst,  der  Tbätigkeit  des  Photogra- 
phen als  einer  künstlerischen  Thätigkeit  gestatten,  und  mag  der 
ausdrückliche  Beisatz 

»vorausgesetzt,  dass  dasselbe  (das  durch  Photographie  hergestellte 

Werk)  als  Werk  der  Kunst  zu  betrachten  ist« 
mannigfach  als  eine  Anweisung  zu  derartigen  Untersuchungen  an- 
gesehen worden  sein.  Allein  bei  der  dritten  Lesung  bleibt  darüber 
kein  Zweifel,  dass,  nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  der  Com- 
missionsmitglieder, aus  dem  Herstelluugsmodus  der  Photographien 
eine  Fiinwendung  gegen  deren  Qualität  als  Werke  der  Kunst  nicht 
soll  abgenommen  werden  dürfen  der  Beisatz  vielmehr  nur  eine 
völlige  Gleichstellung  mit  den  Produkten  sonstigen  Kunstverfahrens, 
d.  h.  den  Ausschluss  der  Industrieerzeugnisse,  bewirken  soll.  Denn 
nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  auf  besonderen  Antrag  zu 
Protokoll  genommene  Ausspruch  der  Commission,  dass  photogra- 
phische Portraits  allgemein  und  unbedingt  als  Werke  der  Kunst 
zu  betrachten  seien  (Prot.  S.  254),  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen.  Der  erste  Ausschuss  der  k.  bayer. 
Kammer  der  Abgeordneten  aber  hat  nicht  nur  diesen  Sinn  des 
Frankf.  Entwurfs  ausdrücklich  konstatirt  und  näher  dahin  präci- 
sirt,  dass  photographischen  Aufnahmen  unbedingt  der  Charakter 
eines  Kunstverfahrens  zukomme,  sondern  auch  eine  Aendernng  der 
Fassung  des  Artikels  gegenüber  dem  Frankf.  Entwürfe  beantragt 
und  dnrebgesetzt  — lediglich  um  jeden  Zweifel  darüber  auszu- 


1)  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern  Th.  I Bd.  6 Heft  2 
S.  298  f. 
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schliessen,  dass  die  Photographie  als  Kunstverfahreo  anerkannt  sei 
(Prot.  S.  280,  286.). 

Ist  hienach  ein  Unterscliied  zwischen  Photographien  und  Pro- 
dukten ähnlicher  Darstellungsweisen  auf  der  einen  und  den  Werken 
des  althergebrachten  Kuustverfahreus,  z.  B.  den  Kupferstichen,  ge- 
setzlich nicht  anerkannt,  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass 

1)  photographische  Aufnahmen  nach  der  Natur  auf 
Grund  und  nach  Massgabe  des  Art.  26  gescbfitzt  werden,  ohne 
dass  es  darauf  ankonimen  würde : ob  der  abgebildrte  Gegenstand 
beweglich  oder  unbeweglich  ist;  ob  der  .\ufnahme  eine  Aenderung 
und  Gruppirung  desselben  durch  den  Photographen  vorausgegaugen 
ist,  oder  nicht;  ob  dem  znuücbst  durch  Naturkräfte  geschaffenen 
Bilde  durch  künstlerische  Hand  nachgeholfen  ist,  wie  bei  den  re- 
tonchirten  und  farbigen  Photographien,  oder  nicht;  und  überhaupt7 
ob  sich  in  dem  Werke  in  Conception  oder  Durchführung  eine  in- 
dividuell-geistige Hervorbringung  erkennen  lässt,  bezw.  ob  demsel- 
ben Kunstwerth  zukömmt,  oder  nicht;  dass 

2)  photographische  Aufnahmen  nach  Werken  der 
Kunst  unter  den  Voraussetzungen  und  nach  Massgabe  des  Art.  27 
zu  schützen  sind  — auch  hier  ohne  Rücksicht  auf  die  unter  Z.  1 
angedeuteten  Unterschiede,  namentlich  auch  darauf,  ob  das  photo- 
graphirte  Objekt  den  plastischen  oder  graphischen  Kunstwerken 
augehürt  und  im  letzteren  Falle,  ob  es  farblos  oder  bemalt  ist  — 
dass  eine  durch  photographische  Aufnahme  einer  Photographie  ge- 
wonnene photographische  Kopie  keinen  Schutz  ansprechen  kann, 
ergibt  sich  aus  Art.  27  von  selbst,  und  hat  seinen  Grund  nicht 
darin,  dass  eine  solehe  Photographie  nicht  als  ein  \\'erk  der  Kunst 
betrachtet  werden  könnte  (Prot.  S.  51),  sondern  darin,  dass  hier 
die  Thätigkeit  des  Photographen  lediglich  als  Wiedergeben  eines 
schon  vorhandenen  Kunstwerkes  erscheint  (vgl.  Prot.  S.  51  unten 
und  oben  S.  284  f.) ; dass 

Z)  die  Beschränkung  des  Schutzes  auf  die  als  Werke  der 
Kunst  erscheinenden  Photographien  lediglich  die  Ausschliessung 
der  Industrieerzeugnissc,  bezw.  der  unter  Art.  36  fallenden,  übri- 
gens selbständig  geschützten  photogi-aphischen  Abbildungen  beab- 
sichtigt (vgl.  auch  Prot.  S.  45,  46,  244,252,254);  dass  endlich 

4)  der  Photograph  nicht  bloss  gegen  photographische 
-Abbildung  seiner  Photographie,  sondern  auch  gegen 
an  der  weite  Nachbildung  derselben,  z.  U.  durch  Lithographie. 
Stahlstich,  geschützt  ist  — natürlich,  so  weit  nicht  .Art.  30 
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Abs.  1 zutrifft.  F-s  ist  denn  auch  ein  Antrag,  den  Schutz  nach 
dieser  Richtung  hin  zu  beschränken,  ausdrücklicli  als  priuzipwidrig 
verworfen  worden  (Prot.  S.  245). 


§.  Ift.  Gewerbliche  F.rfin  düngen. 

Eintheilung.  — Verschiedene  Praxis  der  (iesetzgebungeii.  — Neue 
Waaren.  — Maschinen.  — Fabricatioiismethoden  — Watts  Patent. 

— Prinzipien  Ideen. 

Die  gewerblichen  Erfindungen  haben  die  Defriedigung  ma- 
terieller Lebensbedürfnisse  zur  Aufgabe.  Sie  erreichen  dieses  Ziel 
entweder  ilurch  die  Darstellung  neuer  GegenstÄnde  des  Ge- 
brauches und  des  Verbrauches,  oder  durch  die  Anwendung 
neuer  Mittel  zur  vortheilhafteren  Darstellung  bereits  bekannter 
Waaren.  Die  Gegenstände  der  gewerblichen  Erfindung  sind 
daher  entweder  neue  Waaren  oder  neue  Eabricationsmittel. 
Letztere  zerfallen  wieder  in  zwei  verschiedene  Klassen,  je  nach- 
dem das  Mittel  der  Fabrication  in  einer  neuen  bleibenden  Vor- 
richtung, oder  bloss  in  einer  Anwendung  neuer  technischer  Re- 
geln besteht. 

Die  drei  Klas.sen  von  Gegenständen  gewerblicher  Erfin- 
dungen: 1.  Waaren,  2.  Maschinen,  3.  technische  Pro- 
zesse oder  Fabricationsmethoden  la.ssen  sich  nun  nicht 
mit  derselben  Schärfe  sondern,  wie  etwa  die.  Gegenstände  der 
Architectur,  der  Bildhauerkunst  und  der  Malerei.  Ein  Werk- 
zeug, welches  nicht  zur  Fabrication  verkäufiieher  Waaren,  son- 
dern zum  unmittelbaren  Hausgebräuche  dient,  wie  etwa  eine 
patentirte  Kochmaschinc.  ein  Eisschrank  u.  dgl.  kann  zur  er- 
sten wie  zur  zweiten  Klas.<e  gezählt  werden.  Ein  neuer  tech- 
nischer Prozess,  wie  z.  B.  das  Pattinsoniren  des  Werkbleies, 
oder  die  F.ntsilberung  durch  Chlor  kann  häufig  ebensowohl 
durch  die  eigenthüinliche  Construction  der  dabei  gebrauchten 
Vorrichtungen  als  durch  die  angewendeten  technischen  Regeln 
von  den  früher  bekannten  Fabrikationsmethoden  unterschieden 
werden.  Endlich  kann  eine  chemische  Erfindung,  wie  z,  B.  die 
Darstellung  der  Anilinfarben,  ebensowohl  als  ein  neuer  techni- 
scher Prozess,  wie  als  eine  Waare  patentirt  werden. 

Es  ist  ferner  schwierig,  die  Gegenstände  der  gewerblichen 
Erfindung  genau  zu  individualisiren,  da  das  Unterscheidende 
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derselben  nicht  wie  bei  den  Objecten  des  Schrifteigenthuraes 
und  bei  den  Kunstwerken  in  der  äusseren  Form,  sondern  in 
der  Art  ihrer  gewerblichen  Benutzung  besteht.  So  kann  z.  B. 
die  Erfindung  eines  neuen  Motors,  wie  der  Dampf,  die  erhitzte 
wler  die  comprimirte  Luft  u.  dgl.  in  den  verschiedensten  äus- 
seren Formen  nachgebildet  werden,  wälmend  doch  alle  die  äus- 
serlich  verschiedeueu  Maschinen  durch  die  gleiche  Benutzung 
dersellten  Bewegungskraft  als  Wiederholungen  derselben  Er- 
findung characterisirt  werden.  Nur  eine  geringe  Zahl  von  Er- 
findungen ist  jedoch  so  einfacher  Natur,  dass  ihr  Gegenstand 
in  der  Anwendung  eines  einzigen  ganz  neuen  Prinzips  oder  in 
der  Darstellung  eines  ganz  neuen  Productes  bestände.  Vielmehr 
werden  mit  den  Fortschritten  der  Technik  die  Combinationen 
immer  mannichfaltiger  und  es  werden  wichtige  technische  Er- 
folge häufig  durch  sehr  unscheinbare  Veränderungen  in  den 
Productiousmitteln  erreicht.  Daher  ist  es  im  coucreten  Falle 
schwierig  zu  beurtheilen,  ob  eine  Eirfindung  neu  ist  und  ob  die 
unbefugte  Nachalunung  einer  fremdeu  Erfindung  vorliegt.  Damit 
beides  mit  Sicherheit  unterschieden  werden  könne,  ist  es  nothwen- 
dig,  (lass  die  Objecte  des  Rechtsschutzes  der  Erfindungen  durch 
die  Jurisprudenz  und  durch  die  Gesetzgebung  genau  nach  ihrea 
rechtlichen  Merkmalen  bestimmt  werden. 

Die  bestehenden  Gesetzgebungen  sind  jedoch  mehr  bemüht 
gewesen,  diese  Schwierigkeit  zu  umgehen  als  dieselbe  zu  lösen. 
Die  .Mehrzahl  derselben,  welche  dem  blossen  Anmeldungsver- 
fahren folgt,  überlässt  dem  llrfinder,  den  Gegenstand  seiner 
Erfindung  bei  der  Anmeldung  juristLsch  zu  defiuiren.  Sie  ma- 
chen den  Rechtsschutz  nicht  bloss  davon  abhängig,  dass  der 
E^rfinder  die  Erfindung  wirklich  gemacht  hat,  sondern  dass  er 
dieselbe  auch  richtig  detinirt,  dass  er  nicht  eine  neue  Maschine 
als  einen  technischen  Prozess  bezeichnet  oder  umgekehrt  *). 
Sie  bürden  dem  Gewerbtreibenden.  gegen  welchen  nach  fünfzehn 
Jahren  das  Patent  geltend  gemacht  wird,  die  Prüfung  auf,  ob 
der  Patentinhaber  die  beschriebene  Ivrfindung  wirklich  gemacht 
hat.  Sie  machen  die  Patente  durch  den  Mangel  einer  Vorprü- 
fung fast  ebensosehr  zu  einer  Belästigung  für  den  freien  Ver- 
kehr, als  zu  einer  Wohlthat  für  den  E^rfinder. 


1)  \ergl.  unten  die  RechtsfSIle  Houlton  & Watt  v Hüll,  und 
Hill  V.  'Fhompson. 
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Die  andere  Klasse  von  Gesetzen,  welche  die  Prüfung  des 
Gegenstandes  der  Erfindung  lediglich  in  das  Ermessen  der 
Verwaltungsbel;örde  legt,  ohne  durch  ein  geordnetes  Verfahren 
sowohl  dein  Erfinder  als  den  concurrirenden  Gewerbtreibenden 
die  Möglichkeit  zu  geben,  ihre  Rechte  und  Interessen  geltend 
zu  machen,  scheitel  t au  den  unausbleiblichen  Mängeln  jedes 
Untersuchungsverfahrens.  Die  Verwaltung,  die  lediglich  auf 
Grund  ihres  selbst  gewonnenen,  keiner  Berufung  unterworfenen 
Urtheils  über  die  Gegenstände  der  Erfindungen  entscheidet, 
beraubt  sich  selbst  des  wirksamsten  Hülfsinittels  zur  Erfor- 
schung der  Wahrheit,  nämlich  der  Wachsamkeit  der  Bethei- 
ligten, welche  durch  ihre  Kenntniss  und  durch  ihr  Interesse  am 
meisten  befähigt  sind,  das  zur  Entscheidung  über  die  Neuheit 
und  die  Identität  der  Gegenstände  dienliche  Material  herbeizu- 
schaffen. Welche  Behörde  vermöchte  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Technik  den  .Vnspruch  zu  erheben,  da.ss  sie  dieses 
Material  als  ein  für  alle  Fälle  bereites  Mittel  der  Entscheidung 
vollständig  beherrschte  V Fehler  und  Irrthümer  sind  allerdings 
auch  bei  einem  contradictorischen  Verfahren  und  bei  dem  best 
geordneten  Instauzenzuge  unvermeidlich.  Sie  werden  aber  in 
diesem  Falle  mit  Recht  den  Fehlern  der  l’artheien  und  der 
Unvollkommenheit  der  menschlichen  Dinge  aufgebürdet,  nicht 
der  entscheidenden  Behörde,  die  auf  Grund  der  Verhandlungen 
entscheidet  und  nicht  den  .\nspruch  erhebt,  selbst  alle  von 
Anfang  her  gemachten  und  veröffentlichten  Erfindungen  zu 
kennen. 

Es  gereicht  der  1‘reussischen  l’atentverwaltung  zu  nicht 
geringem  Ruhme,  dass  sie  mit  einem  so  unvollkommenen  Ver- 
fahren bisher  so  anerkennenswerthe  Resultate  erzielt  hat.  .Allein 
es  sind  weniger  die  auch  hier  unvermeidhehen  Fehler,  als  das 
Verfahren  selbst  mit  seinen  fast  despotischen  Formen,  welche 
das  Selbstgefühl  des  betheiligten  Publikums  verletzen  und  dem 
Preussischen  Systeme  eine  Menge  zum  Theil  ungerechter  Vor- 
wUife  eingetragen  haben  und  noch  eintragen  werden,  bis  man 
davon  abgeht,  die  entscheidende  Behörde  dem  schutzsuchenden 
Erfinder  gewi.ssermas.sen  als  einzigen  Gegner  gegenüber  zu 
stellen. 

Ein  weiterer  Nachtheil  unseres  einheimischen  Systemes  ist 
der,  dass  mit  den  in  den  Acten  der  Ministerialabtheilung  und 
der  technischen  Deputation  für  Gewerbe  vergrabenen  Entschei- 
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düngen  über  l’atentgesuchc  ein  werthvoUes  Material  für  dir 
juristische  Begriffsbestiininung  der  Gegenstände  der  Erfindungs- 
patente der  Benutzung  entzogen  ist.  Die  Jurisprudenz  ist  da- 
her fast  au.s.schliesslich  auf  die  Beispiele  angewiesen,  welche 
die  ausländische  Praxis,  namentlich  der  französischen  und  eng- 
lischen Gerichte  bietet.  Und  beim  Gebrauche  dieses  Materials 
muss  auf  den  characteristischen  Gegensatz  der  englischen  und 
der  französischen  Praxis  Rücksicht  genommen  werden,  von  de- 
nen die  eine  sich  mit  einer  fast  spröden  Beharrlichkeit  an  den 
Wortlaut  der  Geselzesvorschrift  anschliesst  und  unter  denselben 
‘furch  scharfsinnige  Distinctiouen  die  täglich  sich  erweiternde 
Masse  der  Gegenstände  des  technischen  Verkehrs  zu  subsumiren 
sucht,  während  die  andere  mit  einer  lebhaften  Expansion  den 
Text  des  Gesetzes  nach  allen  Ausdehnungen  hin  zu  erweitern 
sucht  und  selbst  die  Rolle  des  Gesetzgebers  zu  übemehinen 
geneigt  ist,  wo  die  Entwickelung  des  Verkehrs  dies  zu  erfor- 
dern scheint 

Es  sollen  übrigens  im  Folgenden  nur  die  wesentlichen 
Merkmale  für  die  verschiedenen  .\rten  von  Gegenständen  tech- 
nischer Erfindungen  festgestellt  werden,  da  die  Erörterung  der 
Einzelheiten  dieser  schwierigen  und  wichtigen  Materie  dem 
zweiten  Baude  Vorbehalten  bleiben  muss. 


1)  Calmel».  (De  la  propriete  et  de  la  contrefa^on  deaoeuvresde 
l’intelligence  p.  93  i'rwähiit,  dass  das  lediglich  für  Lyon  erlassene  Mn- 
sterschutz  Decret  vom  18.  Marz  180ü  von  der  Praxis  auf  ganz  Frank- 
reich ausgedehnt  worden  sei  und  dass  dagegen  von  der  Kritik  Bedenken 
erhoben  seien.  Er  beseitigt  indess  diese  Bedenken  mit  folgender  chs- 
ractcristischon  Bemerkung:  »Ces  critiques  ii’avaient  d’ailleurs,  au  fond,  rien 
de  serieux  : ( lies  demaniinient  l'applioation  de  la  maxime  Intine : iuclusio 
uniiis  est  exclusio  alterius.  Ce  n’btait  pas  au  nom  du  droit  sacre  du 
travail  qu’elles  etaitent  faites,  ce  n’etait  pas  dans  le  biit  de  conserier 
ä 1’auti‘ur  Ic  fruit  des  ses  etudes  et  des  sa  pensee,  mais  uuiqueracnt 
pour  donner  ä celui  qui  n’avait  rien  pu  ou  rien  voulu  produire,  l ex- 
ploitation  et  le  boiiefice  des  oeuvros  d'autrui.« 

Im  bemorkenswertben  Gegensätze  zu  dieser  .\uffassung  stehen 
die  Ausführungen  der  englischen  Juristen  über  die  Frage,  ob  die 
Worte:  a nein  mamifaettire  in  dem  Statut  31  Jacob  1 c.  3 auch  auf 
einen  technischen  Prozess,  wie  die  Condensation  des  Dampfes  bei  der 
VVattschen  Dampfmaschine  oder  auf  ein  chemisches  Verfahren,  wie  die 
Darstellung  der  Soda  aus  Kochsalz,  bezogen  werden  könne.  Godson,  -t 
practical  treatise  on  the  law  of  patents  for  inventions  p.  93 — 103. 
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Eine  neue  Waare  muss,  um  den  Gegenstand  eines  Er- 
tindungspatentes  auszumachen : 

1.  verkäuflich  sein, 

2.  dem  materiellen  Gebrauche  dienen. 

Das  erste  Requisit  folgt  aus  der  im  Begriff  des  geistigen 
Eigeuthumes  überhaupt  enthaltenen  Bedingung,  dass  die  Re- 
production  des  Gegenstandes  ein  vemögensrechtliches  Interesse 
gewähren  muss.  Die  Eilindung  des  Ozons  und  anderer  Stoffe, 
die  überall  dargest(dlt,  aber  nicht  gekauft  und  verkauft  werden 
können,  ist  >laher  selbstverständlich  nicht  Gegenstand  eines 
Patentes.  Ebenso  sind  alle  diejenigen  Stoffe  ausgeschlossen, 
welche  wegen  eines  entgegenstehenden  gesetzüchen  Verbotes 
nicht  verkauft  werden  dürfen,  also  namentlich  die  durch  die 
sanitätspolizeilichen  Verordnungen  verbotenen  Waaren*).  Viele 
Patentgesetzgebungen  schliessen  ferner  die  Arzneimittel 
ausdrücklich  von  der  Patentirung  aus 

Das  zweite  Requisit  enthält  die  Bedingung,  dass  die  erfun- 
dene Waare  durch  ihre  neuen  Eigenschaften  geeignet  ist,  einem 
materiellen  Gebrauche  zu  dienen.  Waaren,  die  nur  durch  ihre 
Form  sich  von  andern  früher  bekannten  Waaren  unterscheiden 
und  durch  die.se  neue  Form  nur  dem  Geschmacke  oder  der 
Mode  dienen,  ohne  dass  dieselbe  einen  materiellen  Nutzen  für 
den  Gebrauch  gewährt,  sind  möglicher  Weise  Gegenstand  des 
Muster-  oder  Formschutzes,  nicht  aber  Gegenstand  eines  Pa- 
tentes. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Waare  zwar  zu  einem  neuen  ma- 
teriellen Gebrauche  bestimmt  und  eingerichtet  ist,  aber  diesen 
Zweck  in  der  Wirklichkeit  nicht  erfüllt,  ln  dem  Rechtsfalle 
Manton  gegen  Parker“)  handelte  es  sich  um  eine  patentirte 
Flinte  mit  durchbohrtem  Hahn,  welcher  nach  der  Patentbe- 
schreibung das  Entweichen  der  Luft  gestatten  sollte,  ohne  dass 
ein  l'heil  des  Pulvers  mit  weggerissen  würde.  Der  Versuch 
ergab,  dass  das  Pulver  ebensowohl  Durchgang  fand  als  die 


1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  15.  August  185Z  §.  3.  Bayer.  Verord- 
uuug  V.  10.  Februar  1843  §.  15.  Ilaliän.  Gesetz  v.  30.  Octobor  1859 
Art.  37  ff. 

2}  Preuss.  Rescri^it  v.  30.  Januar  1816.  Sachs.  Verordnung  v. 
30.  Januar  1853  §.  1.  Franzos.  Gesetz  v.  6.  Juni  1844  Art.  8. 

3)  Godsou,  A treatise  on  the  law  of  patents  for  inventious  p.  67. 
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Luft,  und  das  Patent  wurde  für  ungültig  erklärt.  Man  könnte 
vielleicht  einwenden,  dass  es  Xiemandein  einfallen  würde,  ein  Pa- 
tent für  unnütze  Dinge  zu  nehmen  und  dass  ein  solches  Patent 
wenigstens  Niemandem  schaden  würde.  Allein  es  ist  eine  gewöhn- 
liche Erscheinung,  dass  gerade  die  Ei^indungspatente  als  Mittel 
der  Reclame  benutzt  werden  und  dass  das  Publikum  Waaren 
im  V^ertrauen  auf  deren  patentirte  Eigenschaften  kauft,  mögen 
diese  auch  noch  so  handgreiflich  erdichtet  sein.  Wäre  es  also 
zulässig,  Patente  für  Waareu  zu  nehmen,  die  die  angegebenen 
Eigenschaften  in  Wirklichkeit  nicht  erfüllen,  und  wäre  es  nicht 
gestattet,  solche  Patente  als  ungültig  anzufechten,  so  würde 
die  Paten tertheilung  dem  Schwindel  geradezu  Vorschub  leisten 
und  die  Gewerbefreiheit  erheblich  beeinträchtigen. 

FürdieMaschinen  gelten  dieselben  Ihigeln  in  einer theilweise 
veränderten  Form.  Das  vermögensrechtliche  Interesse  des  Erfin- 
ders beruht  bei  ihnen  nicht  auf  dem  Verkaufs werthe  der  Maschine, 
sondern  in  ihrem  Gebrauchswerthe.  Es  steht  dem  patentirten  Er- 
finder allerdings  frei,  die  Fabrication  der  Maschine  zu  monopolisi- 
ren  und  sich  durch  den  Kaufpreis  der  einzelnen  Exemplare  für  sein 
geistiges  Eigenthum  bezahlt  zu  machen,  ln  diesem  Falle  unter- 
scheidet sich  indess  das  geistige  Eigenthnm  des  Erfinders  dem  Ge- 
genstände nach  nicht  von  demjenigen  an  Waaren.  Die  Maschine 
oder  das  Werkzeug  kommt  lediglich  als  verkäufliche  Waare 
in  Betracht  und  muss  vom  juristischen  Standpunkte  aus  der 
ersten  Klasse  der  Erfindungspatente  zugezählt  werden. 

ln  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Gebrauchswerth 
der  Maschine  ihren  Verkaufswerth  erheblich  überwiegt,  wird 
dagegen  der  Erfinder  vorziehen,  die  Maschine,  falls  er  solche 
selbst  fabrizirt,  an  den  .Abnehmer  nicht  einfach  zu  verkaufen, 
sondern  nur  zum  eigenen  Gebrauche  abzulassen.  Er  winl  es  häufig 
in  seinem  Interesse  finden,  sich  mit  der  Fabrikation  selbst  gar 
nicht  zu  befaüseu  und  die  Anschaffung  und  den  Gebrauch  sei- 
ner Erfindung  gegen  eine  bestimmte  Vergütung  Jedem,  der 
davon  Gebrauch  machen  will,  zu  überlassen.  Es  ist  bekannt, 
dass  James  Watt  die  Benutzung  seiner  Condensationsmaschine 
gegen  Vergütung  eines  Drittels  der  Brennmaterialersparniss, 
welche  gegen  die  frühere  Saveryschc  Maschine  erzielt  wurde, 
jedem  Bergwerksbesitzer  überliess.  Ebenso  wird  noch  gegen- 
wärtig der  Gebrauch  des  Giffardschen  Injectors  (der  Dampf- 
strahlpuuipej  nach  festen  Sätzen  von  jedem  Dampfkessel-  oder 
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Locomotiv-Fabrikanten,  der  diese  Vorrichtung  anwendet,  an  den 
Erfinder  vergütet. 

Das  Rechtsgeschäit,  durch  welches  die  Erfindung  verwer- 
thet  wird,  nimmt  also  bei  dieser  Klasse  der  Erfindungen  nicht 
die  Gestalt  des  Verkaufes,  sondern  der  Vermiethung  an,  weil 
auch  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Preis  der  Benutzung 
durch  eine  einmalige  Zahlung  entrichtet  wird,  doch  nur  die 
Verwenduug  zum  eigenen  Gebrauche,  nicht  die  unbeschränkte 
frei  veräusserliche  Dispositiitn  übertragen  wird. 

Das  zweite  Requisit:  (TieAützlichkeit  der  Erfindung  nimmt 
bei  den  Maschinen  eine  zweifache  Ge.stalt  an,  indem  dieselben 
entweder  ein  neues,  dem  materiellen  Gebrauche  dienendes  Pro- 
duct, oder  ein  bereits  bekanntes  Product  unter  vortheilhafteren 
Bedingungen  liefern.  Hierbei  muss  bemerkt  werden,  dass  der 
Efifect  der  Maschine  nicht  bloss  in  einer  körperlichen,  zum 
Verbrauch  bestimmten  Sache  bestehen  kann,  sondern  auch  in 
einer  Arbeitsleistung,  die  geeignet  ist,  unmittelbar  materielle 
Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Das  Letztere  ist  der  Fall  bei  den 
ürtsbewegungsmaschinen  und  den  Arbeitsmaschinen,  welche 
zum  Transport  von  Menschen  und  VVaaren,  zum  Säen  und 
Pflügen,  zur  Wasserhebung  u.  dgl.  bestimmt  sind. 

Bei  allen  diesen  Maschinen  ist  das  Product  der  Arbeitslei- 
stung nicht  eine  verkäufliche  Waare.  Gleichwohl  erfüllen  die- 
selben in  hervorragender  Weise  den  Zweck  der  materiellen 
Nützlichkeit,  indem  sie  entweder  die  Erzeugung  oder  den  Aus- 
tausch der  Lebensbedürfnisse  erleichtern. 

In  Bezug  auf  die  technischen  Prozesse  und  die 
F a b r i k a t i 0 u s m e t h 0 d e n besteht  eine  Meinungsverschieden- 
heit darüber,  ob  und  in  welchem  Umfänge  sie  Gegenstand  eines 
Erfindungspatontes  sein  können. 

In  England,  in  der  ursprünglichen  lleiinath  der  Erfindungs- 
patente, gilt  als  herrschende  Meinung  die  Regel,  dass  technische 
Prozesse  oder  h'abrikationsmethoden  nur  dann  Gegenstand  eines 
gültigen  Patentes  sein  können,  wenn  dieselben  entweder  als 
Product  eine  neue  Waare,  oder  als  Mittel  der  Fabrication  eine 
neue  maschinelle  Vorrichtung  einschlie.ssen.  Nach  dieser  An- 
sicht würde  das  Verfahren  oder  die  Methode  der  Fabrication 
an  sich  überhaupt  nicht  Gegenstand  des  geistigen  Eigenthumes 
sein,  sondern  nur  insofern,  als  sie  entweder  der  ersten  oder 
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der  zweiten  Klasse  der  Gegenstände  der  Erfindungen  zugezählt 
werden  können.  Diese  Meinung  wird  allerdings  vorzugsweise 
auf  den  Wortlaut  des  Statuts  21  Jacob  I cap.  3 gestützt,  wel- 
ches als  Gegenstand  des  Erfindungspatentes  eine  neue  Verfer- 
tigung (o  neiv  matmfacture)  bezeichnet,  und  welches  in  dieser 
den  Gegenstand  der  Erfindnngspatente  betrelTenden  Bestimmung 
noch  jetzt  in  Kraft  ist.  Xach  der  Meinung  der  Mehrzahl  der 
englischen  Juristen  soll  unter  der  augetiihrten  Bezeichnung 
nur  ein  greifbarer  und  verkäuflicher  Gegenstand  vei’standcn 
werden,  so  dass  als  Object  des  Patentes  nur  das  körperliche 
Product  oder  das  körperliche  Mittel  der  Eabricatiou,  niemals 
aber  die  unkörpcrliche  Regel  des  Fabricatiousverfahrens  gelten 
könne  '). 

Ein  auftälleudes  Beispiel  für  diese  Uechtsanschauung  bietet 
der  Rechtsfall  Boulton  und  Watt  wider  Bull,  welcher  einen 
Eingrifif  in  das  Patent  für  die  von  Watt  erfundene  Gondensa- 
tion  des  Dampfes  ausserhalb  des  Cylinders  zum  Gegenstände 
hatte  -).  Das  Patent  war  gewährt  für  eine  «neue  Methode“ 
zur  Fhsparung  des  Dampf-  und  Heizmaterialverbrauches  bei 
Feuermaschinen,'  vermittelst  deren  die  alte  Maschine  mit  eini- 
gen Abänderungen  in  einer  vortheilhaftercn  Weise  als  bisher 
bekannt,  gebraucht  werden  könne. 

Die  Beschreibung  besagte,  die  Methode  .sei  auf  gewisse 
Prinzipien  gegründet,  und  schilderte  die  Art  der  Anwendung 
dieser  Prinzipien  in  der  gemachten  Erfindung,  welche  durch 
gewisse  Zuthaten  zu  der  alten  Maschine  realisirt  werde.  Die 
Neuerung  bestehe  darin,  dass  der  Damiifcylinder  ebenso  heiss 
erhalten  werde,  als  der  eintretende  Dampf,  indem  derselbe  ei-- 
stens  in  ein  hölzernes  Gehäuse  oder  durch  andere  schlechte 
Wärmeleiter  eiugehüllt.  zweitens  mit  Dampf  oder  andern  er- 
hitzten Substanzen  umgeben  werde  und  drittens,  indem  man 
weder  Was.ser  noch  andere  Substanzen  von  geringerer  Temi)e- 
ratur  als  der  Dampf  während  des  Ganges  der  Maschine  in  den 
Cylinder  oder  an  denselben  herantreten  lasse.  Die  Condensa- 
tion  des  Dampfes  werde  in  besondern  Behältern  ausserhalb  des 
Dampfeylinders  bewirkt.  Dies  sei  ganz  neu,  da  in  den  alten 


1)  (jodson,  .\  ti'calise  ou  the  law  of  patents  for  iiiventions  p.  72  - 100. 

2)  Godeou  a.  a.  0.  p.  92  ff. 
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Dampf-  oder  Feuermaschinen  das  Wasser  zur  Condensatiou  des 
Dampfes  in  den  Cylinder  eingespritzt  werde. 

Der  Ueberrest  der  lieschreibung  war  rein  speculativer 
Natur.  Die  Vorrichtungen,  durch  welche  die  beschriebenen  Ab- 
änderungen der  alten  Feuermaschine  bewirkt  werden  sollten, 
waren  nicht  angegeben. 

(legen  die  Gültigkeit  des  auf  die-se  lieschreibung  hiu  er- 
theilten  Patentes  — welclies  durch  eine  Pariameutsacte  über 
die  Dauer  von  vierzehn  Jahren  verlängert  worden  war  ~ wurde 
von  dem  Beklagten  eingewendet,  dass  eine  blosse  Methode  nicht 
Gegenstand  eines  F,rfindung.spatentcs  sein  könne. 

Die  Richter  der  ersten  Instanz  (Common  Pleas)  kamen  zu 
keiner  Entscheidung,  da  ihre  Stimmen  gleich  getheilt  waren. 
In  dem  Gerichtshöfe  der  Kings  Beuch  sprachen  sich  zwar  sämmt- 
liche  Stimmen  für  die  Gültigkeit  des  Patentes  aus,  doch  wurde 
nur  von  einer  Stimme,  dem  Richter  Eyre,  die  Ansicht  unter- 
stützt, dass  ein  blosses  Prinzip  Gegenstand  eines  Patentes  sein 
könne,  während  die  übrigen  fünf  Stimmen  sich  dahin  vereinig- 
ten, dass  zwar  das  Wattsche  Patent,  insofern  es  für  ein  blosse.s 
Prinzip  ertheilt  sei,  ungültig  sein  würde,  dass  jedoch  der  Inhalt 
der  Beschreibung  so  zu  verstehen  sei,  dass  nicht  für  das  ent- 
wickelte Prinzip,  sondern  für  die  zu  dessen  .Ausführung  be- 
stimmten materiellen  Vorrichtungen  und  Einrichtungen  das 
Monopol  verlangt  sei. 

Godson  (a.  a.  ü.  S.  98)  ist  geneigt,  zu  glauben,  dass  die 
Richter  in  ihrer  Entscheidung  von  dem  Gefühle  beeinflusst  wor- 
den seien,  dass  Watt  verdiene,  den  vollen  Nutzen  .seiner  Erfin- 
dung zu  ernten.  Er  kann  nicht  umhin,  zu  beklagen,  dass  gerade 
Watt  sein  Patent  für  die  Methode  der  CV)ndensntion  statt  für 
die  Verbesserung  der  Dampfnia.schinc  genonimen  habe,  da  sonst 
Wühl  niemals  eine  Controveisse  über  die  Möglichkeit  der  Pa- 
tentirung  einer  blossen  Methode  sUttgefunden  hätte.  Er  hält 
auch  an  der  Unzulässigkeit  der  Pateutirung  eines  blossen  Ver- 
fahrens mit  solcher  Entschiedenheit  fest,  dass  er  folgerichtig 
(a.  a.  ().  S.  103)  einen  chemischen  Prozess  nur  daun  für  pa- 
tentfähig hält,  wenn  durch  denselben  ein  neuer  Stolf  erzeugt 
wird. 

Nach  dieser  Auffassung  würde  also  das  Leblancsche  Ver- 
fahren der  Sodaläbricatiou,  die  Gu.ssstahl-  und  die  Bessemer- 
fabricatiou,  kurz  alle  die  wichtigsten  Erfindungen  der  Chemie 
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und  der  Hüttenkunde,  welche  nicht  neue  Stoffe  produziren, 
sondern  die  Darstellunt;  bekannter  Stoffe  verbessern  und  er- 
leichtern, von  der  Patentertheilung  ausgeschlossen  gewesen  sein. 
Uebrigens  zeigen  die  von  Godson  (S.  101  f.)  angeführten  entge- 
gengesetzten Autoritäten,  dass  seine  Auffassung  auch  nach  dem 
englischen  Rechte  keine  unbestrittene  ist. 

Noch  weniger  gilt  die  Regel,  da.ss  technische  Prozesse  und 
Fabricationsmethoden  von  den  Gegenständen  des  Patentschutzes 
ausgenommen  seien,  für  die  übrigen  Rechtsgebiete.  Vielmehr 
werden  sie  in  den  meisten  Patentgesetzen  ausdrücklich  zur 
Patentirung  zugelassen,  soweit  sie  nicht  rein  theoretischer  Na- 
tur, sondern  einer  gewerblichen  Anwendung  fähig  sind. 

Das  französische  Gesetz  vom  5.  Juli  1844  führt  unter  den 
zur  Patentirung  zugela-ssenen  Erfindungen  im  Art.  2 namentlich 
die  Erfindung  neuer  Mittel  oder  die  neue  Anwendung  bekann- 
ter Mittel  zur  Erlangung  eines  industriellen  Resul- 
tates oder  Produetes  auf. 

Im  Art.  30  Nr.  3 werden  ferner  als  ungültig  nur  diejenigen 
Patente  bezeichnet,  welche  rein  wissenschaftliche  und 
theoretische  Principien  und  Methoden  betreffen,  sofern 
deren  Anwendung  auf  die  Industrie  nicht  angege- 
ben ist. 

Die  Fassung  dieser  Artikel  ist  aus  den  Vorschlägen  Ara- 
gos  in  der  Kommission  der  Deputiiteukammer  hergegangen, 
welcher  zu  ihrer  Motivirung  Folgendes  bemerkt '): 

»Nach  der  allgemeinen  Meinung  gilt  jeder  Prozess,  welcher 
nicht  mannichfaltige  Vorkehrungen,  verwickelte  mechanische  An- 
ordnungen erfordert,  für  eine  blosse  Idee.  Was  Anderes  war  denn 
aber  die  erste  Verbesserung,  welche  Watt  der  Dampfmaschine  durch 
die  Condensation  des  Dampfes  ausserhalb  des  Cy lindere  gabV  — 

Ich  füge  ein  anderes  noch  schlagenderes  Beispiel  hinzn. 

'Man  hat  von  jeher  in  armen  Ländern  kleine  Laternen  ge- 
braucht, in  welchen  die  Flamme  von  einem  Drahtnetz  umzogen 
ist.  Diese  Laternen  wiu-den  in  der  Regel  nur  in  den  Ställen  und 
in  den  Hütten  der  .Vrmen  gebraucht.  Sie  sind  jetzt  die  Sicher- 
heitslainpe  des  Bergmannes  geworden  in  Folge  einer  glücklichen 
Idee  Davy’s. 


1)  (Jeuvres  completcs  tom.  6 p-  093. 
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Alle  Welt  weise,  dass  gewisse  Gasgemische  explosiv  sind. 
Brmgt  mau  in  diese  Mischungen  eine  Flaniine  von  hinreichend  ho- 
her Temperatur,  so  entsteht  im  Augenblick  eine  furchtbare  Ex- 
plosion, welche  sich  mit  der  Schnelligkeit  des  Blitzes  fortpflanzt. 
Diese  schlagenden  Wetter  sind  die  Ursache  zahlreicher  und  hekla- 
genswerther  Unfölle. 

Was  that  Davy.  Er  ermittelte  durch  eine  geniale  Untersu- 
chung, dass  die  im  Innern  des  Drahtnetzes  erzeugte  Flamme  sich 
beim  Durchgänge  durch  die  Maschen  des  Drahtgewehes  abkUhlt, 
so  dass  sie  auswendig  keine  Entzündung  mehr  verursachen  kann. 
Die  alte  Lampe 'wurde  nicht  verändert.  Es  wurde  nur  gezeigt,  dass 
sie  Eigenschaften  besitzt,  die  bisher  niemand  gekannt  hatte.  Seit 
dem  Augenblick  ihrer  Einführung  hat  sie  das  Leben  der  Bergleute 
beschützt  und  möglich  gemacht,  in  Strecken  zu  arbeiten,  die  man 
sonst  hätte  aufgeben  müssen. 

Soll  man  sagen,  hier  liege  nichts  vor  als  eine  Idee?  Ich  ant- 
worte, dass  Jedermann  in  England  anerkannte,  dass  sie  patentfähig 
sei.  Davy  in  seiner  hohen  Stellung  und  bei  seinem  Reichthume 
hielt  es  nicht  für  passend,  sich  ein  solches  crtheileu  zu  lassen. 
Aber  sein  Anrecht  wurde  so  wohl  anerkannt,  dass  die  Ueberlassuug 
der  Lampe  zum  freien  Gebrauch  durch  glänzende  Feste  gefeiert 
wurde  und  dass  die  Eigenthümer  der  Steinkohlengruben  Davy  ein 
glänzendes  Geschenk  machten. 

Ich  habe  das  Ausland  angeführt.  — Ich  will  ferner  zeigen, 
dass  man  in  unserm  Lande  eine  Idee  patentirt  und  mit  Recht  pa- 
tentirt  hat,  welche  ein  altes  Product  der  Industrie  verwerthete.  Der 
Prozess  der  Verzinkung  ist  bekannt.  Er  war  längere  Zeit  wenig 
geachtet,  weil  er  das  Eisen,  wie  man  sagte,  brüchig  machte.  Diese 
Schwierigkeit  wurde  überwunden.  Man  kann  jetzt  das  Eisen  ver- 
zinken , ohne  seine  ursprünglichen  Eigenschaften  zu  verändern. 
Nun  war  der  Gedanke,  das  Eisen  durch  einen  Zinküberzug  vor 
dem  Roste  zu  schützen,  schon  vor  ungefähr  hundert  Jahren  von 
Malouin  veröffentlicht.  Aber  die  Fabricanten  erwiederten  Malouin : 
>Es  bleiben  immer  einige  Stellen  vom  Zink  unbedeckt  und  hier 
wird  das  Eisen  wie  zuvor  vom  Roste  angegriffen  werden.«  Die 
Verzinkung  wurde  aufgegeben.  Nach  hundert  Jahren  kommt  ein 
französischer  Ingenieur  und  sagt:  »Ihr  irrt  Euch,  wenn  ihr  glaubt, 
das  Zink  schütze  die  Röhren  nur  soweit  es  sie  bedeckt.  Ich  er- 
kläre, gestützt  auf  Voltas  grosse  Entdeckung,  dass  das  Zink  das 
Eisen  in  eine  von  dem  gewöhnlichen  Zustande  ganz  verschiedene 
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electriscbe  Spannung  versetzt.  Ich  erkläre,  dass  das  Zink  das 
Eisen  negativ  electrisch  macht,  dass  das  Eisen  sich  selbst  im  In- 
nern des  Kohrs  nicht  oxydiren  wird,  so  lange  noch  ein  Atom  von 
Zink  da  ist. 

Sorel  fand  also  in  einem  unbenutzten  Producte,  das  Niemand 
anwendete,  an  das  kein  Gewerbtreibeuder  dachte,  Eigenschaften, 
weiche  es  sehr  werthvoll  gemacht  haben,  ^^’a8  ist  das  anders  als 
eine  einfache  blosse  IdeeV« 

Die  oben  angeführten  Bestimmungen  des  französischen 
Patentgesetzes  über  die  Patentirung  von  Fabricationsmetlioden 
sind  in  dem  italiänischen  Gesetze  vom  .30.  October  1859  Art  2 
Nr.  3 und  Art  6 Nr.  2 und  3 wiedergegeben. 

In  den  Zollvereinsstaaten  ist  die  Patentirung  einer  neuen 
Fabricationsmethode  durch  Art.  IV  Nr.  2 der  Uebereinkunft 
vom  21.  September  1842  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt  Das- 
selbe gilt  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  nach 
dem  Statut  vom  4.  Juli  1830,  welches  in  der  Section  6 als 
Gegenstände  der  Erlindungspatente  neue  und  nützliche  Ge- 
werbe, Maschinen  und  Waarem  (arl,  machine,  mauufacture) 
bezeichnet. 

Jj.  20.  \V  a a r e n in  u s t e r und  Fabrikzeichen. 

Kunst  und  Industrie.  — Grenze  des  Formschutzes.  — Französische 
Praxis.  — Waarenbezeiolimmgen.  — F'irmen.  — Marken. 


Der  Muster- unil  Formenschutz  umfasst  in  seiner  weitesten 
Ausdehnung  alle  Gegenstände  des  materiellen  Gebrauches,  in- 
sofern deren  äussere  Gestalt  neue  auf  Befriedigung  des  Ge- 
schmackes berechnete  Formen  aufweist.  Die  Gegenstände  des 
Muster-  und  Formschutzes  unterscheiden  sich  von  Eriindungen 
dadurch,  dass  neue  Waaren,  um  Gegenstände  eines  Erfindungs- 
patentes zu  seini,  zu  einem  neuen  materiellen  Gebrauche  dienen 
müssen,  während  die  Waarenmuster  und  Formen  zu  keinem 
andern  Gebrauche  dienen,  als  zur  Befrieiligung  des  Geschmackes. 
Gleichwohl  ist  der  Zweck  und  die  Wirkung  der  Waarenmuster 
keiuesweges  eine  ästhetische,  da  die  gebrauchten  Formen  niclit 
dazu  bestimmt  sind,  ästhetische  Vorstellungen  mitzutheilen.  son- 
dern nur  durch  eine  gewisse  Zusammenstellung  von  Linien  und 
Farben  das  Auge  zu  erfreuen.  Die  Waarenmuster  werden  daher 
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auch  nicht  von  den  Regeln  der  Aesthetik,  sondern  von  den 
Gesetzen  der  Mode  beherrscht,  und  ihr  Zweck  und  dire  Wir- 
kung sind  wesentlich  teleologischer  Art. 

Allerdings  ist  die  Grenze  zwischen  den  Werken  der  Kunst 
und  der  Industrie  keine  ganz  scharf  bestimmte.  Man  kann  auch 
Kunstwerke  zu  Gebrauchsgegenstünden  umwandelu,  indem  man 
etwa  eine  Statuette  des  Apoll  von  Helvedere,  oder  was  noch 
häufiger  ist,  den  Merkur  von  Bologna  zum  Gaslichtträger  ver- 
wendet, oder  indem  man  die  Polyhymniu  zur  Stutzuhr  metamor- 
phosiit.  B'emer  kann  der  Geschmack  eines  Volkes  o<ler  eines 
Zeitalters  so  rein  gebildet  sein,  dass  nur  künstlerische  Formen 
auch  für  die  Gebrauchsgegenstiinde  verwendet  werden  und  dass 
die  Mode  selbst  sich  den  Regeln  der  Aesthetik  unterordnet.  So 
werden  bekanntlich  die  Geräthe  der  griechischen  und  römischen 
Blüthezeit  als  Kunstwerke  im  weiteren  Sinne  anerkannt  und 
die  davon  erhaltenen  Stücke  als  werthvolle.s  Material  der  Kunst- 
geschichte geschätzt. 

Allein  die  Berührung  beider  Gebiete  ist  gleichwohl  nur 
zulallig  und  vorübergehend.  Es  bleibt  immer  im  Begriffe  so- 
wohl als  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ein  durchgreifender  Gegen- 
satz bestehen  zwischen  den  Kunstwerken,  welche  zur  Mitthei- 
lung ästhetischer  Vorstellungen  dienen,  und  den  Waarenmustern 
und  Formen,  welche  nur  den  materiellen  Farben-  und  Formensinn 
zu  befriedigen  bestimmt  sind. 

Der  Muster-  und  Formenschutz  umfasst  also  in  seiner  wei- 
testen möglichen  Ausdehnung  das  ganze  Gebiet  der  foringe- 
benden  Thätigkeit,  welches  zwischen  den  Kunstwerken  und  den 
Ei'findungen,  zwischen  dem  ästhetisch  Schönen  und  dem  ma- 
teriell Nützlichen  mitten  inne  liegt.  Allein  in  diesem  Umfange 
ist  derselbe  bisher  von  keiner  Gesetzgebung  anerkannt  worden 
und  die  Berechtigung  desselben  auch  innerhalb  engerer  Grenzen, 
ist  nicht  unbestritten.  Der  Uechts.schutz  der  geistigen  Arbeit 
ist,  wie  bereits  in  der  Einleitung  ausgeführt  wurde,  nur  inner- 
halb beschränkter  Grenzen  möglich,  da  derselbe  nur  durch  eine 
entsprechende  Einschränkung  der  Freiheit  des  \'erkehrs  reali- 
sirt  werden  kann.  Die  Freiheit,  aus  den  Resultaten  der  fremden 
Geistesthätigkeit  Belehrung  und  Nutzen  zu  ziehen,  ist  ein  noth- 
wendiges  Postulat.  Die  ganze  menschliche  Gesellschaft  und 
jeder  Fortschritt  des  menschlichen  Daseins  beiuht  auf  diesem 
Satze.  Diese  Freiheit  darf  also  zum  Schutze  der  geistigen 


Digilized  by  Google 


208  V.  GegenstÄnde.  §.  20.  Waarenraugter  und  Fabrikzeichen. 

Arbeit  nur  insoweit  beschränkt  werden,  dass  nicht  die  Beschrän- 
kung den  Werth  der  geistigen  Arbeit  überwiegt. 

Nun  ist  auf  dein  Gebiete  de.s  Schrift-  und  des  Kunstei- 
genthuraes  die  Beschränkung  des  freien  Verkehrs  eine  geringe, 
da  nur  ein  bestimmter  Gebrauch  der  fremden  geistigen  Arbeit, 
die  Vervielfältigung  zum  Zwecke  des  Verkaufes  verboten  ist 
Bei  den  Erfindungen  geht  diese  Beschränkung  viel  weiter,  da 
das  Verbot  der  unbefugten  Anwendnng  und  der  Nachahmung 
jeden  Dritten  von  irgend  welcher  Benutzung  der  fremden  Idee 
ohne  die  Erlaubnis.s  des  Urhebers  ausschlie.sst.  Diese  tief  grei- 
fende Beschränkung  des  freien  Verkehrs  wird  jedoch  gerecht- 
fertigt durch  den  hohen  Werth  der  geistigen  Arbeit  des  Erfin- 
ders, gemildert  dnreh  die  kurze  Dauer  und  durch  die  Bedingung 
der  sofortigen  Ausführung  und  aufgewogen  durch  die  Vortheile, 
welche  der  Verkehr  aus  der  Realisirung  wichtiger  Erfindungen 
zieht,  die  erfahrungsmässig  nur  unter  diesem  Schutze  zu  er- 
warten ist 

Der  Muster-  und  Formenschutz  steht  in  jeder  dieser  drei 
Beziehungen  offenbar  gegen  die  Erfindungspatente  zurück.  Der 
Werth  der  Erfindung  von  Waarenraustern  ist  an  sich  ein  un- 
tergeordneter. Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  bleibende  gei- 
stige Schöpfungen,  sondern  wesentlich  um  eine  Virtuosität,  welche 
versteht,  den  wechselnden  Geschmack  der  Mode  durch  immer 
neue  Foimen  zu  befriedigen,  zu  reizen  und  zu  beherrschen. 
Durch  den  Mutterschutz  wird  auch  nicht  sowohl  die  geistige 
Arbeit  des  Musterzeichners  oder  Modelleurs  geschützt,  als  viel- 
mehr die  Speculation  des  Fabrikanten.  Es  ist  nicht  der  Mu- 
sterzeichner, welcher  den  Schutz  gegen  Nachahmung  seiner 
Muster  verlangt '),  sondern  der  Seidenweber,  der  auf  die  Fa- 
brikation eines  neuen  Modeartikelsein  grosses  Kapital  verwendet 
hat  und  Vorbeugen  will,  dass  nicht  andere  Fabrikanten  durch 
dessen  Nachahmung  die  Früchte  der  Speculation  ziehen,  deren 
Risiko  er  allein  getragen  hat. 

Der  Musterschutz  ist  also  lediglich  ein  Schutz  des  Verle- 

1)  Pas  französische  Pccret  vom  18.  März  1806  Art.  14  gestattet 

geradezu  nur  dem  Fa b r i kan t en  die  Hinterlegung  des  Waareumusters, 
während  das  englische  Recht  folgerichtiger  zunächst  dem  Erfinder  und 
erst  in  zweiter  Linie  dem  Itesteller  oder  Käufer  des  Musters  die  Regi- 
strirung  gestattet. 
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gers,  nicht  des  geistigen  Arbeiten,  und  wenn  eben  jetzt  (April 
1867)  die  feiernden  Bronzearbeiter  in  Paris  den  Modellschutz, 
welchen  zur  Zeit  ihreFabrikherren  geniessen,  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  so  ist  dies  zwar  in  den  Augen  vieler  Verehrer  des 
Musterschutzes  eine  sehr  ungerechtfertigte  Forderung,  aber  doch 
eine  unzweifelhafte  Consequenz  des  Musterschutzes  selbst. 

Dem  relativ  geringen  Werthe  der  geistigen  Arbeit  des 
Musterzeichners  steht  eine  sehr  ausgedehnte  Beschränkung  der 
Gewerbefreiheit  durch  den  Mustersidiutz  gegenüber.  Des  Nach- 
drucks fremder  Bücher  oder  Kupferstiche  kann  sich  Jeder  ent- 
halten, ohne  dadurch*  eine  Beschränkung  in  seiner  gewohnten 
Gewerbethätigkeit  zu  erleiden.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade 
von  der  Anwendung  und  der  Nachahmung  fremder  Erlindungen, 
obgleich  die  alte  VVaare  und  die  alte  Fabrikation  häufig  durch 
die  t'oncurrenz  der  neuen  Erfindung  entwerthet  werden  wird. 
Bei  den  Waarenmustern  ist  dagegen  schon  die  zufällige  und 
unwillkührliche  Nachahmung  eines  geschützten  fremden  Musters 
schwer  zu  vermeiden.  Der  Musterschutz  beschränkt  aber  die  an- 
dern Fabrikanten  nicht  bloss  in  der  Anwendung  des  geschützten 
Musters,  sondern  indirect  auch  in  der  Fabrikation  und  in  dem 
Absätze  des  Stoffes,  welcher  das  Muster  trägt.  Der  geschützte 
Fabrikant  beherrscht,  wenn  seine  Ei-findung  glücklich  war,  den 
Markt  und  die  Mode.  Jeder  wird  vorzugsweise  den  Stoff  zu 
kaufen  suchen,  dessen  Muster  den  Beifall  der  Mode  erlangt 
hat.  Da  nun  die  übrigen  Fabrikanten  durch  den  Musterschutz 
behindert  werden,  diese  Nachfrage  zu  befriedigen,  so  überträgt 
sich  das  für  das  Muster  verliehene  Monopol  mittelbar  auf  den 
Stoff,  in  welchem  das  Muster  gearbeitet  ist. 

Die  Frage  nach  den  Vortheilen,  welche  der  Musterschutz 
der  Industrie  gewährt,  ist  eine  vielfach  bestrittene  und  sie  muss 
nach  der  Verschiedenheit  der  Gegenstände,  auf  welche  derselbe 
angewendet  wird,  sehr  vei-schieden  beantwortet  werden.  Der 
Werth  des  Musterschutzes  ist  ein  wi-sentlich  anderer  für  die 
Spitzenindustrie  von  Valenciennes  und  die  Seidenweberei  von 
Lyon  als  z.  B.  für  die  Tapeten-  oder  die  Fayencefabrikation. 

Die  positive  Gesetzgebung  hat  daher  den  Musterschutz 
niigend  auf  alle  Arten  von  Waarenmustern  und  Formen  er- 
streckt, sondern  ihn  auf  bestimmte  Waaren  beschränkt.  Die 
französische  Gesetzgebung,  welcher  der  Musterschutz  überhaupt 
seine  Entstehung  verdankt,  beschränkte  sich  ursprünglich  auf 
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den  Kreis  der  Lyoner  Seidenweberei,  für  welche  die  Hinterle- 
gung der  Waarenmuster  durch  die  Reglements  von  1737  und 
1744  geordnet  wurde.  Ein  Staatsrathsbeschluss  vom  19.  Juli 
1787  dehnte  diese  Einrichtungen  auf  die  Fabrikation  von  Ge- 
weben überhaupt  und  in  der  ganzen  Monarchie  aus ').  Das 
spätere  Decret  vom  18.  März  1806,  auf  welchem  das  heutige 
Recht  beruht,  hatte  zunächst  wieder  nur  die  Einrichtung  eines 
Gewerberathes  für  die  Stadt  Lyon  zum  Gegenstände  und  regelte 
im  zweiten  Titel  die  Hinterlegung  der  Waarenmuster  bei  die- 
sem Rathe. 

Die  1‘raxLs  und  später  das  Decret  vom  17.— ‘29.  Augu.st 
1825  haben  diese  Einrichtungen  auf  die  ganze  Monarchie  über- 
tragen. Der  Musterschutz  bleibt  aber  nach  dem  Wortlaute 
der  Decrete  vou  1806  und  1825  auf  die  Muster  von  Ge- 
weben beschränkt,  da  die  Vorschriften  über  die  Hinterlegung 
von  Proben  unter  vereiegeltem  Cmivert  nur  auf  solche  Stoffe 
pa.ssen. 

Dies  ist  auch  von  der  französischen  Gerichtspraxis  im  All- 
gemeinen anerkannt.  Indess  ist  das  Vorurtheil  für  die  Rechte 
des  geistigen  Eigenthunies  bei  den  französischen  Juristen  so 
gross,  dass  die  Frage  über  den  Schutz  eines  Geistesproductes 
gegen  Nachahmung  nicht  dahin  gestellt  zu  werden  pflegt,  ob 
dasselbe  überhaupt  gesetzlich  geschützt  ist,  sondern  vielmehr, 
welche  Form  des  Rechtsschutzes  auf  dasselbe  anzuwenden  sei. 
Der  gesetzliche  Grund  für  dieses  Verfahren  pflegt  aus  Art.  7 
des  Decrets  vom  19.Juli  1793  entnommen  zu  werden,  welcher 
bestimmt : 

Die  Erben  des  Urhebers  eines  Werkes  der  Literatur,  oder 
des  Kupferstiches,  oder  jeder  andern  Hervorbrin- 
gung des  Geistes  oder  des  Genies,  welche  den 
schönenK  (Insten  angehört,  behalten  das  ausschliessliche 
Eigenthum  während  zehn  Jahren. 

Dieser  Artikel  trift't  allerdings  nicht  über  die  Gegenstände  des 
geistigen  Eigenthumes  Bestimmung,  welche  vielmehr  im  Art  1 
in  einer  viel  engeren  und  bestimmteren  Weise  definirt  werden, 
sondern  er  betrifft  die  Rechte  der  Erben.  Man  hat  jedoch  aus 
der  Art,  wie  hier  beiläufig  die  Gegenstände  des  artistischen 
Eigenthumes  erwähnt  werden,  das  Postulat  abgeleitet,  dass 


1)  Reuouard,  Trsite  des  brevet«  d’invention  p.  78. 
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Jedes  Product  der  Zeichnung  und  Modellirung  gegen  Nachah- 
mung geschützt  sei,  gleichwohl  ob  dasselbe  als  ein  Kunstwerk 
oder  als  ein  Erzeugniss  der  Industrie  zu  betrachten  ist.  Das 
ürtheil  des  Pariser  Cassationsliofes  vom  ‘2.  August  1859 '),  wel- 
ches diesen  Satz  aufs  Neue  in  bestimmtester  Weise  aus.spricht, 
führt  aus  : 

> Dass  die  BeBtimmungen  des  Gesetzes  von  1793  bezwecken,  das 
Eigentham  an  jeder  Schöpfung,  sei  es  der  Kunst  im  eigentlichen 
Sinne,  sei  es  der  auf  die  Gewerbe  angewendeten  Kunst  gegen 
Nachbildung  zn  schätzen,  dass  dieser  Schutz  sich  anf  das  Eigen- 
tham an  Zeichnungen  und  Modellen  erstreckt,  welche  in  getrie- 
bener Arbeit  dargestellt  werden  sollen, 

dass  weder  der  Gebrauch,  zu  dem  das  Product  bestimmt  ist, 
noch  die  Einfachheit  der  Zeichnung,  noch  endlich  die  Abwe- 
senheit jeder  Verzierung,  ausreichen,  um  demselben  den 
gesetzlichen  Schutz  zu  entziehen,  wenn  nur  feststeht : 

1.  dass  das  Product  einen  eigenen  lud  beeondei'n  Character 
hat,  so  dass  es  als  originell  und  eigenthümlich  erkannt  wor- 
den kann; 

2.  dass  sein  Urheber  beabsichtigt  hat,  sich  das  Pligenthum 
vorzubehalten  und  dass  er  zu  diesem  Zwecke  alles  gethan  hat, 
was  die  Natur  der  Sache  zuliess  ; 

3.  wenn  die  sclavische  Nachahmung  beweist,  dass  der  Nach- 
bildner nichts  gethan  hat,  als  sich  der  Früchte  fremder  Arbeit 
zu  bemächtigen.« 

In  Folge  dieses  Princips  hat  die  französische  Gerichts- 
praxis den  Schutz  des  geistigen  Eigenthumes  nach  dem  Gesetze 
von  1793  unter  anderm  auf:  Stutzuhren  von  Alabaster.  — 

Den  Pendel  einer  Stutzuhr,  Amor  in  der  Schaukel  darstellend. 
— Knöpfe  zum  Jagdrocke  mit  einem  Eberkopfe  nach  der 
Zeichnung  von  Adam.  — Bronceschilder  für  Theekessel  und 
Feuerstflbchen.  — Verzierungen  zu  den  Amtsschildem  der  No- 
tare. — Pfeifen  mit  dem  Kopfe  des  Herzogs  von  Orleans  u. 
dgl.  m.  angewendet  *). 

Es  bedarf  nicht  der  Ausführung,  dass  die  Auffassung,  welche 
jede  Benutzung  fremder  geistiger  Arbeit  an  sich  für  verboten 
erklärt,  die  gerade  Umkehrung  des  oben  S.  207  f.  entwickelten 


1)  Devilleneuve  et  Carette  Recueil  general  LIV.  I.  549. 

2)  Calmels  a.  a,  ü.  p.  79  ff. 
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Grundsatzes  enthält.  Ebenso  ist  es  klar,  dass  die  angeführte  Praxis 
nicht  sowohl  eine  Ausdehnung  des  geistigen  Eigenthumes  an 
Kunstwerken,  als  vielmehr  die  Einführung  eines  allgemeinen 
Musterschutzes  lür  alle  Zweige  der  Fabrikation  enthält. 

Einige  Gerichte  haben  es  deshalb  auch  für  sachgemässer 
gehalten,  statt  des  Gesetzes  von  17'J.S  vielmehr  dasDecret  von 
1806  in  ausdehnende  Anwendung  auf  alle  Zweige  der  Kunst- 
industrie zu  bringen.  So  erklärte  insbesondere  der  Pariser 
.Vppellhüf:  Gemälde  auf  Pfeil'euköpfen  sowie  die  Form  von 
Porzellanvasen,  der  Appellhof  zu  Lyon:  neue  Gaslampen,  und 
das  Pariser  Tribunal : das  Modell  eines  Säbelgriffes  für  Gegen- 
stände des  Mostei'schutzes  und  der  Deposition  nach  den  Vor- 
schriften des  Decrets  vom  18.  März  1806  *). 


l)  CalmelB  a.  a.  O.  p.  82,  welcher  die  angeffihrten  Beispiele  mil- 
theilt, fügt  hinzu;  «Toutes  les  d^cisiona  reudues  sur  cette 
matiere  unt  pour  biit  de  uombler  une  laciine  de  la  loi  et 
non  de  conduire  a aon  application.  Cependant  nous  devona 
faire  connaitre  le  Systeme  qui  nuus  parait  le  plus  couforme  a la  loi. 

Tout  d’abord,  nous  cruyons  que  les  productious  qui  n'appartiennent 
pas  aux  beaux-arts  ne  reutrent  pas  dans  la  loi  de  1793.  Nous  pensons 
que  la  seule  action  possible  contre  celui  qui  s’en  empare  et  les  repro- 
duit,  ne  peut  avoir  d’aiitre  base  que  l’article  1382  du  Code  Napoleon, 
et  que  les  tribunaux  civils  ou  consulaires  sont  seuls  competents.  Les 
articlea  du  Code  penal  qui,  considerant  la  contrefagon  eomme  uu  delit, 
la  punissent  de  certaines  paiucs.  ne  sunt  pas  applicables  aux  erdations 
Sans  caractere  artistique.  Assuremeut  cette  mauiere  de  penser  est  la 
plus  couforme  aux  luis  existautes,  dont  aucune  n’a  ete  faite  pour  les 
productious  dont  nous  parlons,  les  modeles  de  fabrique. 

Ce  Systeme,  il  est  vrai,  presente  le  double  inconvement  de  re- 
chereber  la  ligne  qui  separe  l’art  de  Tindustrie.  et  d’affaiblir  la  garantie 
donnee  aux  createurs  de  formes  nouvelles,  en  supprimant  le  caractere 
du  delit  au  fait  de  la  reproduction  sans  droit;  mais  c est  lä  un  vice  in- 
herent ä la  legislation,  et  non  ä son  interprdtation. 

Le  seoond  Systeme,  auquel  nous  donnerions  la  preference,  est 
celui  que  parait  adopter  en  dernier  lieu  la  cour  supreme;  celui  qui 
tend  ä faire  rentrer  toutes  les  productions  artistiques  et  industrielles 
dans  le  cadre  de  la  loi  de  1793,  par  cette  cousideration  que  cette  loi 
ne  fait  aucune  distinction  entre  les  productions  du  genie,  parce  que 
l’art  a ses  degres,  et  que  le  legislatcur  doit  ä tous  les  talents,  aux 
grands  et  aux  petits,  aux  superbes  et  aux  humbles,  une  egale  pro- 
tection. 

Cette  Interpretation  est  evidemment  trop  large,  puisque  l’art.  7 
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In  England  war  der  Musterschutz  ursprünglich  auf  ge- 
druckte Gewebe  beschränkt  ‘),  wurde  dann  auf  gewirkte  Stoffe*') 
und  endlich  auf  Tapeten,  Metallwaaren,  Holz-,  Glas-  und  Töp- 
ferwaaren  ausgedehnt.  Nach  dem  jetzt  geltenden  Rechte  be- 
stehen die  Gegenstände  des  Musterschutzes  in  Mustern,  For- 
men und  V^erzierungen,  die  entweder  durch  Druck,  durch 
Färben,  durch  Sticken,  M'eben,  Nähen,  durch  getriebene  .\r- 
beit,  durch  Giessen,  Modelliren  oder  durch  Eingraviren  darge- 
stellt werden*). 

DieWaarenbezeichn  un  gen  bilden  nur  uueigentlich einen 
Gegenstand  des  geistigen  Eigenthumes.  Das  Recht  an  einem 
Fabrik-  oder  Waarenzeichen  kommt  allerdings  in  seiner  äusseren 
Erscheinung  mit  den  verschiedenen  Arten  de.s  geistigen  Eigen- 
thumes überein,  da  es  in  dem  ausschliesslichen  Gebrauche  eines 
bestimmten  Namens  oder  Zeichens  für  die  Rezeichnung  von 
Waaren  besteht.  .4uch  in  seinem  Zwecke  trifft  es  mit  dem 
Patent-  und  Mustei'schutze  n.ahe  zusammen.  Während  nämlich 
die  Erfindungspatente  und  der  Schutz  der  Waarenmuster  den 
Gewerbfreibenden  gegen  die  Nachahmung  seiner  geschützten 
Fabrikate  sichern,  gibt  der  Firmen-  und  Zeichenschutz  ihm  die 
Mittel,  die  Unterschiebung  fremder  Fabrikate  unter  seine  Ur- 
heberschaft abzuwehren.  Beide  Einrichtungen  haben  also  wie 
das  inlerdictum  de  liberis  exhibeitdis  und  die  actio  de  filiaiione 


üe  la  loi  de  1793  ue  parle  que  des  productiuus  qui  appartiennent  aux 
beaux-arts,  Cependant,  cette  violation  est  moins  flagrante  que  colle 
qui  resulte  de  l’application  du  decret  de  1P06  aux  modeles  de  fabrique. 

Ce  ilecret,  portant  Creation  d’iine  Institution  de  prud’hommes  ä 
Lyon,  ne  renferme  que  tres-acoessoiroment  quelques  reglca  aur  la  pro- 
priete  des  deasina  de  fabrique,  et  ii’a  eu  pour  but  que  l’amelioration 
des  fabriquea  de  aoierie,  qui  aont  la  ricbessc  de  la  seconde  ville  de 
F rance. 

Le  mode  de  depöt  preacrit  pour  l’exercice  de  l'action  en  coutre- 
fa^on  de  ces  dessens  est  oxceptiiinnel ; nous  ne  comprenona  paa  la  ne- 
ceasitc  de  depoaer  un  echantillon  aous  enveloppe  cachetce,  et  nous  som- 
mcB  lea  adversaires  de  la  pcrperpetiiite  dana  la  jouisaance  privative 
accordee  par  ce  decret.» 

1)  27  üeorgelll  c.  38;  29  George  III  c.  19;  34  George  III  c.  23. 

2)  3 Victoria  c.  17. 

3)  5 & 6 Victoria  c.  100.  (i  & 7 Victoria  c.  tiö.  - 13  & 14 
Victoria  c 104. 
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negativa  den  gemeinschaftlichen  Zweck,  von  verschiedenen  Seiten 
unberechtigte  Eingriffe  in  das  Urheberrecht  des  Fabrikanten 
abzuwehren. 

Dagegen  beruht  das  Recht  der  Firmen  und  Fabrikzeichen 
aut'  einem  wesentlich  anderen  Grunde  als  das  geistige  Eigen- 
thum an  Erfindungen  und  Waarenmustern,  es  ist  nicht  ein  Pro- 
duct der  geistigen  Arbeit,  durch  welche  die  Firma  oder  das 
Waarenzeichen  hervorgebracht  wird,  sondern  ein  Ausfluss  der 
Persönhchkeit,  als  deren  .Ausdiuck  sich  die  Firma  und  das 
Waarenzeichen  darstellt. 

Gegenstand  des  Zeichen-  oder  Markenschutzes  ist  jede 
Bezeichnung  von  Waaren  oder  deren  Verpackung,  welche  ent- 
weder den  Namen  oder  die  Handlungsfirma  des  Fabrikanten, 
oder  ein  von  den  Gesetzen  als  dessen  Eigenthum  geschütztes 
Zeichen  enthält.  Die  Gesetzgebungen  zerfallen  hinsichtlich  des 
Zeichenschutzes  in  zwei  gros.se  Klassen,  von  denen  die  eine  nur 
die  fälschliche  Bezeichnung  mit  dem  Namen  oder  der  Finna  ei- 
nes andern  F.ibrikanten  verbietet,  während  die  andere  Klasse  dem 
Fabrikanten  die  Wahl  bestimmter  Zeichen  (Marken),  gestattet 
welche  gleich  der  Firma  von  ihm  ausschliesslich  zur  Bezeichnung 
von  Waaren  benutzt  werden  dürfen.  Die  Gestalt  der  Zeichen  ist 
willkührlich.  Doch  verbieten  einige  Gesetze  die  Anwendung 
von  Buchstaben  und  Worten  Zahlen,  Länderwappen*)  oder 
allgemein  üblichen  Handelsbezeichnungen  *). 

Der  Gebrauch  einer  bestimmten  Firma  gilt  nach  dem  ge- 
meinen Rechte  nicht  als  ein  ausschliessliches  Recht  desjenigen, 
der  solche  zuerst  gewählt  hatM.  Auch  die  missbräuchliche  An- 
wendung einer  fremden  Firma  bei  Waarenbezeichnungen  wurde 
vom  gemeinrechtlichen  Gesichtspuncte  aus  nicht  als  ein  Eingriff 
in  das  Recht  der  Persönlichkeit  und  nicht  als  ein  strafbarer 
Betrug  betrachtet.  Es  wurde  insbesondere  geltend  gemacht, 
dass  zwar  der  rechtmässige  Inhaber  der  Firma  durch  deren 
unbefugten  Gebrauch  in  seinem  Gewerbe  bedeutenden  Schaden 
leiden  könne.  .-Vllein  es  liege  keine  Entziehung  erworbener 
Rechte,  mithin  kein  rechtlicher  Schaden  vor.  Ferner  werde  durch 


1)  Prouss.  Gesetz  v.  18.  August  1847  §.  2. 

2)  Oesterreich.  Gesetz  v.  7.  Dezember  18.58  §.  3. 

3)  Engl.  Gesetz  v.  7.  .\ugust  1862  (25  & 26  Victoria  cap.  88;. 

4)  Tbö],  Ilaudelsrecht  S.  112 
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den  unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  nicht  der  Firmeninha- 
ber getäuscht,  sondern  der  Abnehmer  der  Waare;  die.ser  aber 
werde  nicht  beschädigt.  Da  also  der  Getäuschte  nicht  zugleich 
der  Beschädigte  sei  und  umgekehrt,  so  fehlen  die  Merkmale 
eines  strafrechtlichen  Betruges  *). 

Allerdings  wurde  in  einzelnen  Entscheidungen  die  Straf- 
barkeit des  unbefugten  Gebrauches  einer  fremden  Firma  auch 
ohne  ein  entgegenstehendes  \'erbot  des  positiven  Ge.setzes  be- 
hauptet. Bekannt  ist  namentlich  die  Entscheidung  des  Kam- 
mergerichts zu  Berlin,  durch  welche  der  Dichter  Hauff  zu  mehr- 
wöchentlicher Gefängnissstrafe  verurtheilt  wurde,  weil  er  den 
angenommenen  Automamen  des  Schriftstellers  Carl  Heuu 
missbraucht  und  den  Mann  im  Monde  unter  dem  Namen 
Clauren  herausgegeben  hatte  und  zwar  nicht  in  gewinnsüchti- 
ger oder  beschädigender  Absicht,  sondern  bekanntlich  nur  um 
daran  eine  strafende  und  vernichtende  Kritik  der  damals  weit 
verbreiteten  süsslichen  Novellen  des  echten  Clauren  zu  knüpfen. 

Für  den  Gebrauch  der  Handelsfirm  en  ist  übrigens  das 
ausschliessliche  Recht  des  Firmeniuhabers  durch  Art.  27  des 
Deutschen  Handelsgesetzbuches  nunmehr  ausdrücklich  anerkannt. 
.\n  diese  Voi-schrift.  welche  die  Civilklage  auf  Unterlassung  der 
weiteren  Führung  der  Firma  und  auf  Ersiitz  des  durch  den 
unbefugten  Gebrauch  verursachten  [Schadens  gestattet,  schliessen 
sich  die  übereinstimmenden  Vorschriften  der  deutschen  Strafge- 
setzbücher, welche  sämmtlich  die  fälschliche  Bezeichnung  von 
Waaren  oder  deren  V’erpackung  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  und  dem  Wohnorte  eines  andern  Fabrikanten  verbieten 
und  unter  Strafe  stellen  *). 

Der  ausschliessliche  Gebrauch  besonderer  Fabrikzeichen 
ist  nur  in  einem  Theile  der  deutschen  Staaten,  (insbesondere  in 


1)  Hefter  in  Hitzigs  Zeitschrift  für  Criminalrechtepflege  in  den 
preuuischen  Staaten  Heft  31. 

2)  Prousa.  Strafgeaetzbuob  v.  14.  April  18öl  $.  269. 

Würtemberg.  Geset-.  v.  12.  Februar  1862. 

Thüring.  Strafgeaetzbuch  Art.  258. 

Oldenburg.  Strafgeaetzbuch  vom  3.  Juli  1858  Art.  251. 

Frankfurt.  Geaetz  vom  22.  Mai  1855. 

Vergl.  ausserdem  die  in  andern  deutschen  Staaten  ergangenen 
beaundern  Gesetze  über  den  Gebrauch  der  Firmen  und  Fabrikzei- 
chen (oben  S.  68.  S.  69). 
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Preussen  nur  in  den  Provinzen  Westfalen  und  Rheinland  für  Eisen- 
und  Stahlwaaren,  ferner  in  Hannover  und  Nassau)  geschützt  •). 
Die  Einführung  eines  gleichmässigen  Rechtsschutzes  für  die  frei 
gewählten  Fabrikzeichen  ist  jedoch  seit  Langem  der  Gegenstand 
zahlreicher  Anträge  des  Handels-  und  Gewerbestandes.  Es  wird 
geltend  gemacht,  dass  die  Bezeichnung  mit  dem  vollen  Namen 
und  dem  Wohnorte  des  Fabrikantea  bei  vielen  Arten  vonWaa- 
ren  nicht  möglich  sei,  dass  der  traditionelle  Ruf  vieler  Fabri- 
kate gerade  an  gewisse  Marken  geknüpft  sei,  deren  Missbrauch 
dem  Gewerbe  des  Berechtigten  Eintrag  thue  und  das  Vertrauen 
in  seine  Leistung  zu  erschüttern  im  Stande  sei. 

»Es  gelte  die  Thätigkeit  und  Production  des  Einzelnen  in 
seinem  berechtigten  Erfolge  zu  schützen,  ihm  die  F'rüchte 
seiner  geistigen  und  körperlichen  Arbeit  zu  sichern,  diejenigen 
Mittel  möglichst  zu  garantiren.  welche  er  sich  zur  Verwerthung 
seiner  eigenen  Thätigkeit  wählt.  Die  Coutrole  des  Erfolgs  seiner 
Arbeit  und  seines  Vertriebs  werde  aber  wesentlich  auch  durch 
Vermittelung  der  fraglichen  Handels-  und  Fabrikzeichen  be- 
dingt. Im  Vertrauen  auf  die  Güte  seines  b'abricats  füge  der 
Fabrikant  dem  in  den  weiten  Handelsverkehr  zu  sendenden 
Fabricate  sein  Zeichen  bei,  das  sein  Product,  das  Resultat  sei- 
nes Fleisses  und  seiner  Thätigkeit,  gleichsam  als  Vertreterseiner 
Person  begleiten  solle.  Der  Markt  sei  zu  gross,  als  dass  er 
persönlich  — (wöe  in  dem  untersten  Stadium  des  Kleinverkehrs) 
— den  Vertrieb  seines  Productes  besorgen  und  dadurch  den 
Erfolg  selbst  controliren  könne.  Der  fern  von  seinem  Aufenthalt 
bewerkstelligte  Absatz  seiner  Waaren  werde  aber  dadurch  sein 
Verdieu.st  belohnen,  dass  das  ihn  repräsentirende  Zeichen  seinen 
Ruf  begründe  oder  erweitere,  seinen  .\bsatz  vermehre,  die  be- 
rechtigten Erfolge  seiner  Arbeit  sichere.  An  das  seiner  Waare 
raitgegebene  Zeichen  knüpfe  sich  oft  das  Schicksal  seines  fer- 
neren Geschäftsbetriebes,  der  Ruf  und  die  Zukunft  seines  Ge- 
werbes, es  können  die  wichtigsten  Handels-  und  Industrieinter- 
e.ssen  davon  abhängig  sein.  Darum  müsse  man  ihm  dieses 
Mittel  eines  entsprechenden  Resultates  und  Verdienstes,  diese 
Controle  des  Erfolges  und  der  Resultate  seiner  .\rbeit  zu 
schützen  und  zu  garantiren  suchen,  ihm  gegen  denjenigen 
wirksame  Hülfe  verleihen,  der  hinterlistig  und  mit  der 


1)  Vergl.  üben  S.  67.  S.  00. 
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grössten  Leichtigkeit  (bei  der  Schwierigkeit  der  Entdeckung  im 
grossen  Weltverkehr)  ihm  jene  berechtigten  Erfolge  ninbc.  ihm 
seine  Controle  unmöglich  mache,  das  Mittel  derselben  verlälschc 
und  missbrauche. 

Die  Billigkeit  und  die  Moral  sprechen  daher  fUr  einen 
Schutz  der  Handelszeichen  und  es  Jiege  im  Interesse  der  (ie- 
rechtigkeit,  der  Aufrichtigkeit  und  Wahrheit  im  ge- 
sammten  Handelsverkehr,  die  üebereinstimnuing  äusse- 
rer Abzeichen  mit  dem  wahren  Ursprung  der  Waare,  die  Aecht- 
heit  und  Zuverlässigkeit  äusserer  Anhaltspuncte  möglichst 
zu  sichern  und  also  auch  das  Vertrauen  des  l’ublikums,  das 
Vertrauen  der  Consu menten  auf  stillschweigende  und  aus- 
drückliche Zusagen  und  Garantien  überhaupt,  das  Vertrauen 
auf  Wahrheit  im  Handelsverkehr  möglichst  zu  fördern  und  wo 
es  bereits  zu  Grunde  gegangen,  zu  erwecken«  *)• 

Diesen  Ausführungen  gegenüber  wird  theils  die  Schwierig- 
keit der  Registrirung  und  der  genauen  Unterscheidung  der 
Fabrikzeichen,  theils  die  aus  dem  Markenschutze  entspringende 
Beschränkung  des  Verkehrs  geltend  gemacht  *).  Es  ist  jedoch 
nicht  zu  verkennen,  dass  die  Abneigung  gegen  die  all.itenieine 
■Vnerkennung  des  Markenschutzes  zum  Theil  darin  begründet  sein 
mag,  dass  die  einheimische  Industrie  vielfach  ausländische,  na- 
mentlich englische  Fabrikzeichen  benutzt  und  zu  die.ser  Benutzung 
durch  das  Vorurtheil  des  I’ublicums  gezwungen  ist.  Da  nun  durch 
die  internationalen  Handelsverträge  (oben  S.  (58  Note  2)  die  Gleich- 
stellung der  Engländer,  Franzosen,  Belgier  und  Italiäner  mit 
den  Inländern  hinsichtlich  des  Firmen-  und  Markenschutzes  aus- 
gesprochen ist,  so  würde  die  allgemeine  Einführung  des  Marken- 
■schutzes  ini  Inlande  natürlich  auch  diesen  Gebrauch  oder  vielmehr 
Missbrauch  künftig  verhindern,  während  gegenwärtig  die  Lage  der 
Dinge  zu  Gunsten  der  deutschen  Industrie  so  beschaffen  ist,  dass 
zwar  der  preussische  Fabrikant  den  Zeicheuschutz,  welchen  ihm 
die  einheimische  Gesetzgebung  versagt,  in  Frankreich  dadurch 
erlangen  kann,  dass  er  seine  Marke  bei  dem  Handelsgerichte 
eines  in  Frankreich  gewählten  Wohnortes  hinterlegt  *),  dagegen 

1)  Vergl.  Krug,  L'ebor  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Waarenzei- 
chen  S.  13  f. 

2)  DeuUehe  üewerbezeitung  1869  S.  127  ff. 

3)  Oer  Art.  6 des  französischen  Gesetzes  vom  23.  Juni  1857,  wel- 
cher den  Schutz  fremder  Marken  von  der  Reciprocität  abhängig  macht, 
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der  französische  oder  englische  Fabrikant  weder  sein  in  der 
Heiinath  deponirtes  Fabrikzeichen  in  Preussen  gegen  Nachah- 
mung schützen,  noch  auch  dasselbe  in  Preussen  deponiren  kann, 
sofeiTi  es  sich  nicht  etwa  um  den  Absatz  von  Eisen-  und  Stahl- 
waaren  nach  Rheinland  oder  Westfalen  handelt. 

Man  muss  ferner  zugeben,  dass  die  Schwierigkeiten  in  der 
Registrirung  und  die  Bescliränkung  des  Verkehrs  durch  den 
Markenschutz  nicht  in  dem  behaupteten  Umfange  existiren.  Es 
werden  in  beiden  Rücksicliten  schwerlich  grössere  Schwierig- 
keiten zu  erwarten  sein,  als  solche  durch  die  bereits  bestehende 
Registrirung  der  HandeLslirraen  und  durch  das  Verbot  der  Füh- 
rung einer  bereits  bestehenden  Firma  herbeigeführt  werden. 
Jedenfalls  ist  es  nicht  zulässig,  den  Markenschutz  in  beiden 
Beziehungen  dem  Mustei-schutz  gleichzustellen.  Die  Marke  ist 
ein  ganz  äusserliches  Merkmal  der  Waare,  lediglich  bestimmt, 
ihre  Herkunft  zu  bezeichnen.  Da  niemand  gezwungen  ist,  seiner 
Waare  eine  Marke  zu  geben,  so  kann  sich  auch  niemand  mit 
der  Schwierigkeit  entschuldigen,  die  Wiederholung  einer  bereits 
geschützten  Marke  zu  vermeiden. 

Ks  ist  daher  zu  erwarten,  dass  die  künftige  Gesetzgebung 
Preussens  und  der  übrigen  deutschen  Staaten  die  durch  die 
Handelsverträge  bedingte  Reciprocität  zur  Wahrheit  machen 
und  neben  dem  Firmenschutz  auch  den  Schutz  der  Fabrikzei- 
chen zur  allgemeinen  Geltung  erheben  wird. 


ist  für  die  Preussen  durch  Art.  28  des  Handelsrertmges  vum  2.  August 
1882  aufgehoben,  welcher  den  preussischen  Unterthaiiun  in  Bezug  auf 
den  Markenschutz  in  Frankraich  die  Rechte  des  Inländers  beilegt. 


VI.  Entstehung  und  Endigung. 


§.  21.  Person  des  Urhebers. 

Physische  Persönlichkeit.  — Indij^enat.  — -\hgeleitetes  goisti^fcs  Kigen- 
thum.  — Vermutheter  und  fingirter  Urheher.  — Besteller  und  Her- 
ausgeber. - Erster  Eriinder.  --  Einführungspatentc. 

Durtth  die  Hervorbringung  eines  geeigneten  Gegenstandes 
in  Schrift,  Kunst  oder  Gewerbe  wird  unter  den  iiu  tj.  14  erör- 
terten Bedingungen  das  geistige  Eigenthuni  desselben  in  der 
Person  des  Urhebers  erworben. 

Nur  dem  wirklichen  Urheber  steht  ein  ursprüngliches 
(,'eistiges  Eigenthum  zu.  Jeder  Dritte,  auf  welclien  das  aus- 
schliessliche Recht  der  Reproduction  übergeht,  liat  uur  ein 
abgeleitetes  Recht  an  dem  Geistesproducte.  Wer  daher 
ein  geistiges  Eigenthum  an  einer  Schrift  oder  einem,  Kunst- 
werke. an  gewerblichen  Erfindungen  oder  l‘>zeugnissen  geltend 
machen  oder  verfolgen  will,  muss  mit  den  unten  erörterten 
Ausnahmen  (vermuthete  und  fingirte  Autorschaft)  sein  Recht 
auf  den  wirklichen  Urheber  zurückführen.  Nach  der  Person 
des  Urhebers  allein  werden  die  Bedingungen  der  Entstehung 
und  in  den  meisten  Fällen  auch  die  Bedingungen  der  Isndigung 
des  geistigen  Eigenthumes  (Schutzfristen)  bemessen. 

Urheber  eines  Geisteswerkes  kann  nur  eine  physische  Per- 
son sein  und  die  juristische  (Jualification  der  letztem,  ihre 
Handlungs-  und  Willensfähigkeit  kommt  als  solche  bei  der 
Frage  nach  der  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  nicht 
in  Betracht.  Die  geistige  Production  ist  kein  Rechtsgeschäft. 
Es  ist  daher  ebensowenig  zulässig,  fingirten  juristischen  Per- 
sonen ein  geistiges  Eigenthum  beizulegen,  als  es  gerechtfertigt 
wäre,  die  juristische  Handlungs-  und  Willensfähigkeit  des  Ur- 
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hebers  zur  Bedingung  der  Entstehung  eines  geistigen  Eigenthu- 
nies  zu  machen.  Wenn  Dichter,  wie  Lenau  oder  Hölderlin, 
noch  in  der  Nacht  des  Wahnsinns  einzelne  Gedichte  verfertigt 
haben,  die  Gegenstand  eines  Verlagsrechtes  werden  konnten, 
so  haben  sie  dasselbe  ebenso  unbestritten  erworben,  als  andere 
Leidensgetahrten  das  daheim  in  ihren  Forsten  wachsende  Holz. 

Andrerseits  ist  das  geistige  Eigenthum,  welches  einzelne 
Gesetze  dem  Staate')  oder  den  gelehrten  Körperschaften®)  an 
den  in  ihrem  Namen  herausgegebenen  Schriften  beilegen,  nicht 
als  ein  ursprüugliches,  sondern  als  ein  von  der  Person  des 
physischen  Urhebers  abgeleitetes,  zu  bezeichnen  (vergl.  unten 
S.  224  f.). 

Von  der  Regel,  da.ss  die  Autorschaft  nur  die  natürliche 
Persönlichkeit  des  Urhebers  und  nichts  Weiteres  zur  Voraus- 
setzung hat,  macheu  einzelne  Gesetzgebungen  eine  Ausnahme, 
indem  sie  das  Indigenatdes  Urhebers  als  Bedingung  der  Ent- 
stehung des  geistigen  Eigenthumes  erfordern. 

Für  das  literarische  und  artistische  Eigenthum  ist  dies  in 
den  Vereinigten  Staaten  und  in  Belgien  vorgeschriebeu. 

Das  Nordamerikanische  Statut  vom  3.  Februar  1831 
schliesst  von  dem  Schutze  gegen  Nachdruck  alle  Schriften  und 
Kunstwerke  aus,  welche  nicht  von  Bürgern  oder  Einwohnern 
der  Vereinigten  Staaten  verfasst  oder  verfertigt  sind. 

ln  Belgien  und  Holland  ist  nach  dem  Gesetze  vom  25. 
•Januar*1817  *)  der  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  davon  ab- 

1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Ootuber  184(5  S-  18- 
Badische  Verordnuug  v.  8.  September  1806  §.  1. 

Grosaherzogl.  Hess.  Gesetz  v.  23.  September  1830  Art.  10. 

2)  Preuss.  Gesetz  v.  11.  Juni  1837  §.6.  Bundesbeschluss  v 19. 
Juni  1845  u.  a.  m. 

3)  Sec.  8.  -And  he  it  further  exacted,  that  uothing  in  this  act 
shall  be  construed  to  extond  to  probibit  the  importation  or  vending, 
printing  or  Publishing  of  any  map,  chart,  book,  musical  composition 
print  or  engraving,  written  composed  or  made  by  any  person  not  being 
a Citizen  uf  the  Cnited  - States,  nor  resident  within  the  jnrisdiction 
thereof. 

Der  .Autor  muss  zur  Zeit  der  E i n registrirung  des  Werkes 
bei  dem  Bezirksgerichte  (Statut  v.  3.  Februar  1831  sec.  4)  Bürger  oder 
Einwohner  der  Vereinigten  Staaten  sein.  Curtis.  A Treatise  on  the 
law  ot  Copyright  S.  145. 

4)  Art.  6.  Pour  pouvoir  reclamer  Ic  droit  de  copic,  dont  il  est 
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hängig,  dass  auf  dem  Titel  der  Name  eines  belgischen  Einwoh- 
ners als  Herausgeber  genannt  wird,  dass  also  neben  dem  aus- 
ländischen Urheber  ein  Inländer  als  fingirter  Urheber  namhaft 
gemacht  wird. 

Erfindungspateute  werden  in  Preussen  nacli  §.  1 
des  Publicandums  vom  14.  October  1815')  nur  an  Inländer  er- 
theilt,  welchen  durch  die  Uebereinkunft  vom  21.  September  1842 
dieUuterthanen  der  übrigen  Zollvereinsstaaten  gleichgestellt  sind. 

In  England  sind  die  Ausländer  zwar  nicht  von  der  Er- 
langung von  Erfindungspatenten , dagegen  von  den  Einfüh- 
ruugspatenten  für  ausländische  Erfindungen  au.sgeschlosseu  *). 

Das  abgeleitete  geistige  Eigeuthum  kann  von  allen 
Rechtssubjecten  ohne  Ausnahme  erworben  und  besessen  werden. 
Das  geistige  Eigentbum  ist  nämlich  Gegenstand  der  freien  Ver- 
äusserung.  Es  ist  nicht,  wie  die  Personalservituten  oder  die 
Obligationen  des  Römischen  Rechtes,  ein  unübertragbares,  an 
die  Person  des  Urhebers  gebundenes  Rechtsverhältniss,  dessen 
Benutzung  allein  an  andere  Personen  abgetreten  werden  könnte. 
Vielmehr  kann  das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung 
von  Schriften  und  Kunstwerken,  das  Recht  der  Benutzung  einer 
Krfinduug,  eines  Waarenmusters,  einer  Firma  oder  einer  Marke 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  vererbt  und  veräussert  werden^). 


fait  mentioD  ä Part.  1 et  2,  tout  ouvragc  de  Htterature  ou  d’art  qui 
scra  publie  dant  les  Pays-Üas  apres  la  promuIgation  de  la  presente  loi 
dem  ä chaque  edilion,  qui  en  sera  faite,  et  soit  qu’il  a’agiase  d'une 
imprestion  primitive  ou  d’une  reimpresaion,  remplir  lee  conditione  eui- 
rantea,  aavoir : 

a.  Que  l’ouvrage  aoit  imprime  dana  une  des  impriraeriea  du  Royaurae 

b.  Que  l’editeur  aoit  habitant  dea  Paya  - Kaa  et  quo  aon  nom,  acul 
ou  reuni  ä celui  de  aon  cu-editeur  ötranger  auit  imprime  aur  la 
page  du  titre  ou  ä defaut  de  titre  ä l’endroit  de  l’ouvrage  le 
plus  oonvenable  avec  indication  du  lieu  de  aon  domicile  ainei  que 
de  l’epoque  de  la  publication  de  l’ouvrage. 

1)  §.  1'  Von  der  Fähigkeit,  ein  Patent  in  obigen  verachiedcnen 
Beziehnngeu  zu  erhalten,  iat  Niemand  persönlich  ausgeachloaaen,  der 
irgendwo  im  Staate  Bürger  oder  atimnifähigea  Mitglied  einer  Gemeinde  ist. 

2)  Godaou,  A Treatiae  on  tbe  law  of  patente  for  inventiona  p.  34 
Supplement  p.  2. 

8)  PreuBB,  Gesetz  v.  11.  Juni  1637  §.9.  — Erläuterungen  des  Publi- 
candums  v.  14.  October  181f>  über  die  Ertheilung  von  Patenten  vom 
7.  Mai  1817  zu  §.  1.  — Verordnung  zum  Schutze  der  Fabrikzeichen  etc. 
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Da.<i  abgeleitete  geistige  Eigenthum  des  Cessionars  oder  des  Erben 
unterscheidet  sich  seinem  Inhalte  nach  nicht  von  dem  ursprüng- 
lichen Hechte  des  Urhebers.  Allein  wie  bei  der  Transmission 
oder  der  (Zession  des  Erbrechtes')  die  Bedingungen  der  Er- 
werbung des  l'irbrechtes  in  der  Person  des  ursprünglichen  Er- 
ben erfüllt  sein  müssen,  so  hängt  auch  die  Frage  nach  der 
Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  von  der  Person  iles  Ur- 
hebers ab,  welcher  den  Gegenstand  desselben  ursprünglich  her- 
vorgebracht hat. 

Der  IJebergang  des  geistigen  Eigenthumes  von  dem  Ur- 
heber auf  einen  Di  itten  kann  vennöge  einer  gesetzlichen  Ges- 
sion  unmittelbar  hei  der  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes 
eintreten  und  dies  ist  nach  den  übereinstimmenden  Vorschriften 
der  Gesetze  der  E'all,  wenn  die  geistige  Production  als  Leistung 
in  einem  zwischen  dem  Urheber  und  einem  Dritten  geschlosse- 
nen Vertrage  bedungen  war,  wenn  also  die  Schrift  oder  das 
Kunstwerk  oder  das  Waarenmuster  vorher  bestellt  war.  Das- 
selbe gilt  von  einer  Erfindung,  wenn  der  EMnder  von  dem 
Staate  oder  einer  Privatperson  dazu  bestininit  war,  für  deren 
Rechnung  technische  Untereuchungen  anzustelleu  unter  der  Be- 
dingung, dass  die  Resultate  derselben  Eigenthum  des  (ieschäft-s- 
herrii  werden  sollten.  Allein  auch  in  diesen  E'ällen  müssen 
die  subjectiven  Bedingungen  der  Entstehung  und  der  Endigung 
des  geistigen  Eiigenthumsrechtes  nach  der  Person  des  Urhebers, 
nicht  nach  der  des  Bestellei-s  beurtheilt  werden. 

Wenn  daher  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  den  Rechtsschutz  des  Verlagsrechtas  ausdrücklich 
davon  abhängig  macht,  dass  der  Autor  (nicht  etwa  der  Her- 
ausgeber) Bürger  oder  Einwohner  der  Vereinigten  Staaten  ist*), 
so  genügt  es  nicht,  dass  das  Werk  aul’  die  Bestellung  eines 
Bürgei-s  der  Vereinigten  Staaten  von  einem  Ausländer  verfasst 
wird.  Wenn  feraer  die  Schutzfrist  des  literarischen  und  des 
artistischen  Eagenthumes  nach  den  meisten  Gesetzen  von  dem 
Tode  des  Autors  an  berechnet  wird,  so  kann  auch  in  den 


V.  lö.  AnguBt  1847  §.  8.  — Die  ausIäadiBche  OoBctzgcbung  stimmt  mit 
diesen  Vorschriften  durchgehends  überein. 

1)  Vergl.  L.  4 §.28  Dig.  de  doli  exceptione  (44.  4.) 

2,  Statut  V.  3.  Februar  18111  »ec.  8. 
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erwähnten  Fällen  nur  der  Tod  des  Urhebers,  nicht  derjenige 
des  Bestellers  für  die  Endigung  der  Schutzfrist  massgebend  sein. 

Nur  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  findet  ein  ver- 
muthetes  Urheberrecht  statt,  so  dass  das  geistige  Eigen- 
thum ohne  den  Nachwei.s  der  Ei-werbung  von  dem  wirklichen  Ur- 
heber als  existent  angenommen  wird.  Dies  ist  der  Fall  bei  Schrifbm 
und  Kunstwerken,  welche  ohne  Nennung  des  Verfassers  verviel- 
ßiltigt  werden.  Das  Gesetz  bestimmt  für  solche  anonyme  oder 
pseudonyme  Publicationen  eine  besondere  Schutzfrist,  welche 
nicht  von  der  Lebensdauer  des  Verfassers  abhängig  ist,  sondern 
von  dem  Tage  der  ersten  Veröffentlichung  läuft.  Dem  Heraus- 
geber oder  Verleger,  welcher  sich  mit  die.ser  Dauer  begnügen 
und  nicht  auf  die  längere  Schutzfrist  des  Autors  Anspruch 
machen  will,  steht  die  Vermuthung  zur  Seite,  dass  er  das  gei- 
stige Eigenthum  der  Publication  von  dem  ursprünglichen  Ur- 
heber erworben  hat.  Dass  es  sich  um  eine  blosse  Ilechtsver- 
muthung  und  nicht  um  eine  juristische  Fiction  handelt,  geht 
daraus  hervor,  dass  es  dem  ungenannten  Verfasser  frei  steht, 
durch  nachträgliche  Nennung  seines  Namens  sich  oder  seinem 
Rechtsnachfolger  die  volle  Dauer  der  Schutzfrist  zu  sichern  ‘). 

Mit  diesen  Regeln  des  Preussischen  Rechtes  stimmen  die 
Vorschriften  aller  derjenigen  Nachdruckgesetzgebungen  über- 
ein, welche  nur  die  Endigung,  nicht  die  Entstehung  des  Urhe- 
berrechtes von  subjectiven  Voraussetzungen  abhängig  machen, 
ln  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  dagegen,  wo  nur 
die  von  inländischen  Autoren  verfassten  Werke  geschützt  wer- 
den, kann  von  einem  solchen  vermutheten  Urheberrechte  nicht 
die  Rede  sein. 

Im  Gegensätze  zu  der  vorstehenden  Ausführung  wird  von 
einigen  Schriftstellern  ein  fingirtes  Urheberrecht  des  Bestellers 
und  der  juristischen  Personen  angenommen,  kraft  dessen  beiden 
das  ursprüngliche  geistige  Eigenthum  an  den  für  ihre  Rechnung 
angefertigten  Schriften  und  Kunstwerken  zustehen  solle. 

Diese  Ansicht  ist  nach  Preussischem  Rechte  unzweifelhaft 
nicht  begründet,  wie  bereits  Wächter  *)  nachgewiesen  hat.  Das 
Allg.  Preussische  Landrecht  bestimmt  im  Th.  I Tit.  1 1 : 

§.1021.  Vorstehende  Einschränkungen  des  Verlagsrechtes 

1)  Preuaa.  Oeaetz  v.  1837  §.7. 

1)  Daa  Verlsgarecht  Bd.  I S.  192. 
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zum  Besten  des  Schriftstellers  fallen  ganz  weg,  wenn  der 
liiichliändler  die  Ausarbeitung  eines  Werkes  nach  einer  von 
ihm  gefassten  Idee  dem  Schriftstellei'  zuerst  übertragen  und 
ilieser  die  Ausfüliruug  ohne  besondern  V orbehalt  ttbernominen ; 
oder  wenn  der  Buchhändler  mehrere  Verfasser  zur  Ausfüh- 
rung einer  solchen  Idee  als  Mitarbeiter  angestellt  hat. 

S-  1022.  ln  diesen  Fällen  gebührt  das  volle  Verlagsrecht 
vom  .Antange  an  dem  Buchhändler  und  der  o<ler  die  V'er- 
lässer  können  sich  auf  fernere  .VuHagen  oder  Ausgaben  wei- 
ter kein  liecht  anmassen.  als  was  ihnen  in  dem  schriftlichen 
V'ertrage  ausdrücklich  Vorbehalten  ist. 

Hier  ist  otienbar  nur  von  der  ge.setzlichen  Cession  des  gei- 
stigen Eigenthumes  die  Rede,  welche  cintritt,  wenn  der  .Autor 
sich  durch  einen  Innoininatvertnig  zn  der  geistigen  Arbeit  ver- 
l)flichtet  hat,  deren  l’roduct  Gegenstand  desselben  ist.  Es  wird 
dem  Besteller  nicht  ein  ui'spnlngliches,  sondern  ein  abgeleitete.s 
geistiges  Eigeiithum  beigelegt,  wie  daraus  erhellt,  dass  nach 
S.  1022  cit.  der  Schriftsteller  •sich  auch  in  diesem  Falle  durch 
ausdrückliche  Stipulation  das  Verlagsrecht  für  künftige  Auflagen 
Vorbehalten  kann. 

Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  auf  die  Akademieen 
und  andere  gelehrte  Körperschaften  bezüglichen  V'orschrift  des 
Ge.setzes  vom  11.  März  1837,  welche  lautet: 

§.8.  Akademieen,  Universitäten,  ötfentliche  ünterrichts- 
anstalten,  gelehrte  und  andere  erlaubte  Gesellschaften  ge- 
niesseu  das  ausschliessende  Recht  zur  neuen  Herausgabe 
ihrer  Werke  dreissig  Jahre  laug. 

Biese  Frist  ist 

• a.  bei  Werken,  die  in  einem  oder  mehreren  Bänden  eine 
einzige  .Aufgabe  behandeln  und  mithin  als  in  sich  zusammen- 
hängend betrachtet  werden  können,  zu  denen  namentlich  auch 
die  lexikalLschen  zu  zählen  sind,  von  dem  /eitpuncte  ihrer 
Vollendung  an, 

b.  bei  Werken  aber,  die  nur  als  fortlaufende  Sammlungen 
von  Aufsätzen  und  Abhandlungen  über  verschiedene  Gegen- 
stände der  gelehrten  Forschung  anzusehen  sind,  vom  Erschei- 
nen eines  jeden  Bandes  au 
zu  rechnen. 

Veranstalten  jedoch  die  Verfasser  besondere  Ausgaben  sol- 
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rher  Aufsätze  und  .\bhandlunfien,  so  kommen  ihnen  die  Be- 
stimmungen der  §§.  5 u.  6 zu  statten. 

Das  üe.setz  behandelt  in  dieser  Vorschrift  die  Publicationen 
der  Akademien  etc.  als  anonyme  Erscheinungen  und  zwar  auch 
die  mit  dem  Namen  der  Verfasser  bezeichneten  Abhandlungen, 
da  die  Vertässer  nach  dem  Schlusssätze  erst  durch  die  beson- 
dere Herausgabe  der  Abhandlung  unter  ihrem  Namen  das  volle 
Verlagsrecht  für  sich  erhalten.  Das  Gesetz  legt  ferner  den 
Akademien  das  verniuthete  Urheberrecht  für  die  Dauer  von 
dreissig  Jahren,  also  für  das  Doppelte  derjenigen  Frist  bei, 
während  deren  nach  §.  6 a.  a.  Ü.  die  anonymen  Schriften  sonst 
geschützt  wurden.  Die  angeführte  Bestimmung  enthält  also 
eine  doppelte  Singularität  bezüglich  der  akademischen  Schriften, 
von  denen  jedoch  die  letztere  dadurch  erloschen  ist,  dass  der 
Uechtsscliutz  der  anonymen  und  pseudonymen  Publicationen 
durch  den  Bundesbeschluss  vom  lü.  Juni  1845  (Publications- 
Patent  vom  16.  Januar  1846)  zu  Nr.  2 allgemein  auf  dreissig 
Jahre  erstreckt  worden  ist.  Von  einem  fingirten  Urheberrechte 
der  Akademien  ist  aber  in  der  angeführten  Vorschrift  schon 
deshalb  nicht  die  Rede,  weil  neben  demselben  das  geistige  Ei- 
genthum des  ursprünglichen  Autors  nicht  erhalten  bleiben  könnte. 
Es  wird  also  den  Akademien  etc.  durch  das  Gesetz  nicht  ein 
ursprüngliches,  sondern  ein  abgeleitetes  Verlagsrecht  beigelegt, 
und  letzteres  soll  ihnen  kraft  gesetzlicher  Vermuthung  in  dem- 
selben Umfange  zustelien,  wie  dem  Herausgeber  eines  anony- 
men Werkes,  jedoch  unbeschadet  des  Rechtes  des  wirklichen 
Autors  zur  abgesonderten  Herausgabe  seiner  Beiträge. 

.Auch  die  Bestimmungen  des  Oesterreichischen  Rechtes, 
welche  vorzugsweise  für  die  .Annahme  eines  fingirten  Urheber- 
rechtes des  Bestellers  angeführt  werden,  rechtfertigen  diese  An- 
nahme keinesweges.  Die  Vorschrift  des  üesterreichischeu  Allg. 
Bürgerlichen  Gesetzbuches: 

g.  1170.  Wenn  ein  Schriftsteller  nach  einem  ihm  von  dem 
Verleger  vorgelegten  Plane  die  Bearbeitung  eines  Werkes 
übernimmt,  so  hat  er  nur  auf  die  bedungene  Belohnung  An- 
spruch. Dem  Verleger  steht  in  der  Folge  das  ganze  freie 
Verlagsrecht  zu. 

enthält  zunächst  nur  eine  Bestimmung  über  das  Rechtsverhält- 
niss  zwischen  dem  Schriftsteller  und  Verleger  und  legt  dem 

15 
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letztem  ebenso  wie  §§.  1021  f.  Allg.  Preiis.s.  Landrecht  Th.  I 
Tit.  11  nur  ein  abgeleitetes  Verlagsrecht  bei. 

Das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  October  1846  bestimmt 
dann  ferner  im  §.  1 : 

Dem  Urheber  werden,  sofern  nicht  besondere  Verträge  ent- 
gegenstehen, in  Bezug  auf  den  durch  dieses  Gesetz  gewährten 
Schutz  gleichgehalten: 

a.  Der  Besteller  eines  Werkes,  welcher  dessen  Bearbei- 
tung und  Ausführung  nach  einem  gegebenen  Plane  und 
auf  seine  Kosten  an  einen  Andern  übertragen  hat. 
und  aus  dieser  Vorschrift  wird  von  Harum  ')  und  Wächter  *) 
mit  Bestimmtheit  die  Fiction  eines  ursprünglichen  Eigenthumes 
in  der  Pereon  des  Bestellers  abgeleitet.  Nach  dieser  Auffassung 
soll  der  Besteller  in  Beziehung  auf  den  gesetzlichen  Schutz  ge- 
radezu als  der  wahre  Autor  behandelt  werden.  Hieraus  würde 
folgen,  dass  auch  die  Schutzfrist,  welche  nach  §.13  des  ange- 
führten Gesetzes  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Urhebers 
währt,  von  dem  Tode  des  Bestellers  abgerechnet  werden  müsste. 
Diese  Annahme  ist  aber  mit  dem  übrigen  Inhalte  des  §.  1 und 
des  §.  13cit.  geradezu  unvereinbar.  Im  §.  1 wird  zunächst  die  an- 
derweitige Bestimmung  durch  Verträge  Vorbehalten.  Durch  Ver- 
träge kann  aber  nur  über  das  abgeleitete  geistige  Eigenthum  dis- 
ponirt  werden,  nicht  über  die  Dauer  der  Schutzfrist,  also  auch 
nicht  über  die  Person,  nach  deren  Lebensdauer  letztere  bemessen 
werden  soll.  Es  würde  sowohl  hegriffswidrig  als  auch  practisch 
unzuträgUch  sein,  wenn  dem  Schriftsteller  und  dem  Besteller 
frei  stände,  vertragsmässig  festzustellen,  wer  von  beiden  als 
Urheber  gelten  solle,  auf  wessen  von  beiden  Lebensdauer  also 
die  Schutzfrist  berechnet  werden  solle.  Oder  sollte  es  vielleicht 
gar  gestattet  sein,  die  Person  des  Urhebers  unter  einer  Bedin- 
gung zu  vereinbaren  und  einfach  den  Längstlebenden  als  den- 
jenigen zu  bezeichnen,  von  dessen  Lebensdauer  ab  die  dreis- 
sigjährige  Schutzfrist  gezählt  werden  soll? 

Der  §.  1 dt.  stellt  ferner  ausser  dem  Besteller  auch  den 
Herausgeber  eines  anon}Tnen  oder  pseudonymen  Werkes  und 
den  Herausgeber  eines  Werkes  aus  Beiträgen  verschiedener 
Mitarbeiter  dem  Urheber  gleich. 


1)  Oesterreichische  Pressgesetzgebung  S.  115. 

2)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  118  ff. 
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Für  diese  Fälle  des  anonymen,  pseudonymen  oder  Collec- 
tivverlages  wird  nun  im  §.  14  die  Schutzfrist  auf  dreissig  Jahre, 
von  der  ersten  Ausgabe  gerechnet,  bestimmt  mit  dein  Zusatze ; 
svorausgesetzt,  dass  nicht  auf  dem  Titelblatte,  unter  der  Zu- 
eignung, oder  am  Schlüsse  der  Vorrede  der  Herausgeber, 
Unternehmer,  Besteller  (§.  1)  genannt  ist,  welcher  in  das 
volle  Recht  eines  Urhebers  tritt. 

Uebrigens  steht  die  Wahrnehmung  der  Rechte  des  anony- 
men oder  pseudonymen  Autors  dem  Verleger  des  Werkes 
als  Stellvertreter  zu.« 

Hier  ist  also  unter  der  Beschränkung  auf  die  Fälle  des 
§.  l.b.  c.  .die  Möglichkeit  vorgesehen,  dass  die  Schutzfrist  nach 
der  Lebensdauer  des  Herausgebers,  Unternehmers  oder  Bestel- 
lers bestimmt  wird.  Es  ist  diesen  Personen  gestattet,  das  von 
dem  anonymen  oder  pseudonymen  Verfasser  oder  von  einer 
Mehrheit  von  V'crfasseni  abgeleitete  Verlagsrechte  auf  ihre 
eigene  Lebensdauer  mit  der  Nachfrist  von  dreissig  Jahren  für 
ihre  Rechtsnachfolger  auszunutzen,  und  in  dieser  Beziehung 
stellt  das  Oesterreichische  Gesetz  eine  auffallende  Abweichung 
von  den  Regeln  der  übrigen  deutschen  Nachdruckgesetze  dar, 
welche  alle  in  üebereinstimmung  mit  dem  Bundesbeschlusse 
vom  19.  Juni  1845  die  Schutzfrist  für  das  vermuthete  Verlags- 
recht der  Verleger  oder  Herausgeber  anonymer,  pseudonymer 
oder  collectiver  Werke  lediglich  nach  dem  Tage  des  ersten 
Erscheinens,  nicht  nach  der  Lebensdauer  des  Verlegers  oder 
Herausgebers  bestimmen.  Man  könnte  hier  vielleicht  von  einem 
fingirten  Verlagsrechte  sprechen,  wenn  eben  nicht  die  Voraus- 
setzung die  wäre,  dass  der  wirkliche  Urheber  unbekannt  oder 
ungewiss  ist.  Das  Gesetz  will  also  nicht  einen  finghten  Au- 
tor, sondern  eine,  den  Nachweis  der  Autorschaft  ersetzende 
Vermuthung  aufsteUen.  Dass  es  dabei  die  Berechnung  der 
Schutzfrist  nach  der  Lebensdauer  des  Verfassers  auf  den  blossen 
Herausgeber  oder  Verleger  überträgt,  statt  die  Schutz!  rist  ano- 
nymer oder  pseudonymer  Werke  allgemein  vom  Zeitpuncte  der 
Herausgabe  zu  berechnen,  ist  offenbar  unzweckmässig  und  konnte 
allerdings  der  Auffassung  Vorschub  leisten,  als  ob  die  Gleich- 
stellung des  Herausgebers  und  Verlegers  mit  dem  Urheber  im 
§.  1 als  eine  vollständige  Uebertragung  aUer  auf  das  Recht 
des  Urhebere  bezüglichen  Regeln  auf  dessen  gedachte  SteUver- 
treter  aufzulassen  wäre.  Allein  der  Gesetzgeber  hat  offenbar 
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Bedenken  getragen,  diese  Gonsequenz  für  den  Fall  des  §.  1 a, 
also  für  den  Fall  der  Bestellung  einer  unter  dem  Namen  des 
wirklichen  Urhebers  erscheinenden  Schrift  zu  ziehen.  Er  hat 
für  diesen  Fall  die  Dauer  der  Schutzfrist  nicht  nach  der  Le- 
bensdauer des  Bestellers  bemessen,  sondern  es  bei  der  Regel 
des  §.13  belassen,  wonach  die  Lebenszeit  des  wirklichen  Ur- 
hebers massgebend  ist. 

Wie  übrigens  auch  die  im  Vorigen  angeführten  Bestim- 
mungen des  Oesterreichischen  Gesetzes  ausgelegt  werden  mö- 
gen, so  wii'd  doch  keine  Verschiedenheit  der  Meinungen  über 
ihre  Unzweckmässigkeit  und  ihre  mangelhafte  Redaction  be- 
stehen. Dieser  Tadel  trifft  insbesondere  auch  die  im  §.  1 a 
enthaltene  Voraussetzung  der  Bestellung  »nach  einem  gegebe- 
nen Plane.«  Es  ist  bereits  von  Harum  (a.  a.  0.  S.  115f.)  und 
von  Wächter  (a.  a.  0.  S.  190  f.)  hervorgehoben,  dass  unter  die- 
sem gegebenen  Plane  nicht  die  blosse  Bezeichnung  des  Gegen- 
standes der  Bestellung,  also  die  Angabe  verstanden  werden 
könne,  dass  der  Schriftsteller  ein  Lehrbuch  des  Civilprozesses 
oder  der  deutschen  Geschichte  liefern  solle.  Es  muss  vielmelir 
unter  dem  gegebenen  Plane  ein  Mehreres  verstanden  sein. 
Worin  aber  dieses  Mehrere  bestehen  solle,  ist  schlechterdings 
nicht  aufzuklären.  Wenn  nämlich  angenommen  würde,  dass 
der  Besteller  in  dem  gegebenen  Plane  zugleich  den  eigentlich 
geistigen  Inhalt  des  Werkes  beitrage  und  dem  Empfänger  der 
Bestellung  nur  die  äusserliche  Ausführung  überlasse,  so  würde 
der  Besteller  selbst  der  Urheber  des  Werkes  sein  und  es  be- 
dürfte zur  Herstellung  eines  Autorrechtes  nicht  noch  der  Vor- 
aussetzung, dass  er  die  Bearbeitung  »auf  seine  Kosten«  ma- 
chen lässt.  Wird  dagegen  angenommen,  dass  der  Besteller 
ausser  den  Kosten  zwar  nicht  die  ganze  geistige  Production, 
so  doch  einen  unbestimmten  Theil  davon  hergegeben  haben 
müsse,  um  der  Vortheile  des  §.T  a theilhaftig  zu  werden,  so 
würden  wir  in  der  That  mit  einem  halb  reellen,  halb  fingirten 
Urheberrechte,  mit  einer  Mischung  von  materieller  und  geisti- 
ger Production  zu  thun  haben. 

In  jedem  Falle  beruht  die  Gleichstellung  des  BesteUers 
und  des  Herausgebers  mit  dem  wirklichen  Autor  im  §.  1 des 
Oesterreichischen  Gesetzes  auf  einer  unklaren  Vermischung  der 
Begriffe.  Die  Aufnahme  derselben  in  den  Gesetzentwurf  der 
Frankfurter  Bundesversammlung  ist  de.shalb  auch  bei  der  Be- 
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rathung  dieses  Entwurfes  ausdrücklich  abgelehnt '),  und  auch 
das  aus  diesem  Entwürfe  hervorgegangene  bayerische  Gesetz 
vom  28.  Juni  1865  hält  im  Art.  1 an  dem  Grundsätze  fest,  dass 
für  die  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  nur  die  Person 
des  wirklichen  Urhebers  in  Betracht  kommt  und  dass  alle  an- 
dern Besitzer  dieses  Hechtes  (Herausgeber,  Besteller,  Verleger) 
nur  als  Rechtsnachfolger  des  wirklichen  Urhebers  angesehen 
werden  dürfen  2). 

Die  Bestimmung  des  Niederländisch  - Belgischen  Gesetzes 
vom  25.  Januar  1817  Art.  6,  welches  für  Werke  eines  auslän- 
dischen Autors  die  Nennung  eines  inländischen  Herausgebers 
— also  eines  fingirten  Urhebers  — erfordert,  ist  bereits  oben 
S.  221  erwähnt. 

Ausserdem  kann  unter  den  Begriff  der  fingirten  Autorschaft 
die  Bestimmung  des  Bayerischen  Gesetzes  vom  28.  Juni  1865 
über  die  Herausgabe  noch  ungedruckter  und  nicht  mehr  ge- 
schützter Gcistesproducte  (Inedita)  subsumirt  werden,  welche 
lautet : 

Art.  11.  Dem  Urheber  wird  hinsichtlich  des  Schutzes  gegen 
Nachdruck  gleichgeachtet  der  Herausgeber  bisher  nicht  ge- 
druckter Schriften,  deren  Urheber  bereits  gestorben  ist  und 
die  au  sich  gegen  Nachdruck  nicht  geschützt  sind,  mögen 
sie  literarische  Erzeugnisse  sein  oder  nicht.  Von  derartigen 
Schriften  ist  jedoch  Dritten  ein  freierer  Gebrauch  als  bei 
anderen  durch  dieses  Gesetz  geschützten  Werken  gestattet, 
soweit  derselbe  durch  das  Bedürfniss  oder  die  Sitte  des  lite- 
rarischen Verkehres  gerechtfertigt  ist,  so  namentlich  z.  B. 
das  wörtliche  Abdrucken  zusammen  mit  einem  Commentar 
oder  als  Beleg  der  vorgetragenen  eigenen  Ansichten. 

Es  ist  bereits  oben  (S.  136)  hervorgehoben,  dass  diese  Be- 
stimmung ein  durchaus  singuläres  Privilegium  für  buchhänd- 
lerische Unternehmungen  schafft,  welches  in  der  älteren  Ge- 
setzgebung nur  in  der  analogen  Vorschrift  des  Allg.  Preuss. 
Landrechts  Th.  I Tit.  11  §.1032  einen  Vorgang  findet.  Ueber 
die  Auslegung  und  die  Tragweite  dieser  Vorschrift  bemerkt 
Mandry  (Die  Gesetzgebung  des  Königi'eichs  Bayern  Th.  I Bd.  5 
Heft  2 S.  222  f.)  Folgendes : 

1)  Protokolle  S.  13.  14. 

2)  (Mandry),  Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern  Th.  I Bd.  5 
Heft  2 S.  139. 
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i'l)  Die  Voraussetzungen  des  Schutzes,  namentlich  dass  es 
auf  die  literarische  Qualität  der  betreffenden  Schriften,  auf 
deren  Alter,  Inhalt  und  Umfang,  auf  den  Grund  der  Schutz- 
losigkeit nicht,  wohl  aber  darauf  ankommt,  dass  die  Schrift 
noch  nicht  durch  Druck  veröffentlicht,  der  Verfasser  dei-selben 
gestorben,  die  etwa  in  der  Person  des  Verfassers  begründet 
gewesene  Schutzfrist  abgelaufen  ist  — ergeben  sich  von  selbst 
aus  dem  Inhalte  des  Artikels.  Hervorgehoben  werden  mag 
dagegen,  dass  der  Schutz  begründet  wird  durch  die  Heraus- 
gabe und  nur  durch  die  Herausgabe,  d.  h.  dass  einer  Seits 
die  Herausgabe  zur  Begründung  genügt,  wenn  solche  in  der 
Person  des  Herausgebers  auch  keine  vorbereitende  Thätigkeit 
erforderte,  wie  solche  allerdings  durch  Lesbarmachen,  Entzif- 
fern, Umschreiben  der  Manuscripte  u.dgl.  vorliegen  wird  (Prot. 
S.  G2  oben);  anderer  Seits  aber  ohne  wirkliche  Herausgabe, 
also  durch  die  vorbereitenden  Handlungen,  auch  wenn  sie  das 
Manuscript  druckfertig  gemacht  haben,  das  Recht  des  Heraus- 
gebers nicht  begründet  wird.  Letzteres  könnte  zwar,  um  der 
hieraus  unter  Umständen  resultirenden  Unbilligkeit  willen  und 
in  analoger  Anwendung  der  Bestimmung  des  Art.  1 Abs.  1 
(»ob  das  Werk  bereits  veröffentlicht  war  oder  nicht«)  bezwei- 
felt werden;  allein  der  oben  angedeutete  innere  Grund  der 
Gewährung  einer  Ausschliessungsbefugniss  an  den  Herausgeber, 
die  Collisionen,  welche  bei  entgegengesetzter  Annahme  zwischen 
mehreren  Herausgebern  entstehen  könnten  und  müssten,  die 
Berechnung  der  Schutzfrist  von  der  ersten  Herausgabe  (Art.  18), 
der  Inhalt  der  Protokolle,  endlich  der  Wortlaut  des  Artikels 
selbst  entscheiden  für  die  oben  aufgestellte  Ansicht.  Nicht  er- 
forderlich ist  dagegen  eine  Einwilligung  desEigenthü- 
mers  des  Manuscriptes  in  die  Herausgabe,  wie  solche 
im  Börsenvereinsentwurfe  verlangt  wurde.  Wird  der  Grund 
fler  Aussclüiessungsbcfugniss  in  der  eigenen  Thätigkeit  des  Her- 
ausgebei-s  gesehen,  die  ein  für  den  literarischen  Verkehr  bis 
dahin  bedeutungsloses  oder  bedeutungslos  gewordenes  Product 
zum  Verkehrsobjecte  macht,  so  ergibt  sich  der  Wegfall  des 
Re<]uisites  vou  selbst  — so  nahe  liegend  solches  auch  vom 
ÜUindpuucte  des  französ.  Rechtes  aus  ist,  welches  den  Eigen- 
thümer  des  Manascriptes  als  schutzberechtigt  anerkennt.  Eine 
andere  Ei'age  ist  es,  ob  nicht  derjenige  Herausgeber,  der  sich 
widerrechtlich  den  Besitz  des  Manuscriptes  und  hiemit  die  Mög- 
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lichkeit  der  Herausgabe  verseljalft  hat,  vom  Eigenthümer  des- 
selben auf  Schadensersatz  bezw.  Ueberlassung  der  durch  die 
Herausgabe  erworbenen  Ausschliessungsbefugniss  belangt  wer- 
den kann;  da  in  der  Veröffentlichung  keinesfalls  Nachdruck 
gegen  den  Eigenthümer  zu  sehen  ist,  mag  solche  hier  auf  sich 
beruhen. 

2)  Das  durch  die  Herausgabe  für  den  Herausge- 
ber begründete  Recht  steht  dem  Rechte  des  Urhebers 
gleich;  doch  ist  seine  Dauer  eine  kürzere  (15  von  der  ersten 
Herausgabe  an  zu  berechnende  Jahre)  und  ist  eine  freiere,  als 
die  durch  Art.  6 gestattete  Benützung  der  herau.sgegebenen 
Schrift  behufs  der  Production  neuer  literarischer  Werke  zuge- 
lassen. Das  Gesetz  selbst  verweist  in  dieser  Beziehung  auf  die 
Sitte  des  literarischen  Verkehres  und  lässt  durch  die  beigefüg- 
ten Beispiele  (»wörtliches  Abdrucken  zusammen  mit  einem 
Comraentar  oder  als  Beleg  der  vorgetragenen  eigenen  Ansicht«) 
keine  erheblichen  Zweifel  über  die  Grenzen,  innerhalb  deren 
die  Sitte  des  literarischen  Verkehres  massgebend  sein  soll. 
Sobald  es  sich  in  Wirklichkeit  um  die  Production  eines  neuen 
Werkes  handelt,  ist  nicht  blos-s,  wie  bei  der  Benützung  anderer 
geschützter  Werke,  das  Anführen  einzelner  Stellen  oder  ein- 
zelner Abschnitte,  sondern  auch  die  Aufnahme  von  Auszügen 
und  grösseren  Stücken  der  herausgegebenen  Schrift,  ja  selbst 
der  wörtliche  Abdruck  der  ganzen  Schrift  gestattet  — ohne 
dass  die  Schranken  des  Art.  G in  Betracht  kämen ; doch  darf 
selbstverständlich  die  Production  des  neuen  Werkes  nicht  als 
Verdeckung  des  Nachdruckes  erscheinen,  nicht  behufs  der  Um- 
gehung des  Verbotes  blossen  Abdruckens  unternommen  sein. 
Während  also  der  wörtliche  Abdruck  selbst  einer  grösseren 
Schrift  mit  einem  ernstlich  gemeinten  Commentare  oder  in  Be- 
gleitung einer  umfassenden,  den  Charakter  des  neuen  Werkes 
bestimmenden  kritischen  Besprechung  durchaus  zulässig  ist; 
während  ferner  die  Mittheilung  edirter  Urkunden  in  historischen 
Werken  unbedenklich  stattfinden  kann ; während  weiterhin  auch 
die  Aufnahme  derartiger  neu  anfgefundener  Producte  in  Samm- 
lungen, die  nicht  zum  Schul-  und  Unterrichtsgebrauche  einge- 
richtet sind,  nicht  ausgeschlossen  ist;  kann  es  dagegen  einem 
Dritten  nicht  gestattet  sein,  den  edirten  Text  mit  nach  Um- 
fang und  Bedeutung  völlig  zurücktretendeu  Noten,  oder  mit 
etlichen  kritischen  und  lüstorischen  Einleitungsworteu  abzu- 
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drucken,  oder  die  Schrift  in  Sammlungen  aufzunehraen,  die 
keine  andere  Bedeutung  haben,  als  den  Text  der  einzelnen 
Stücke  in  die  Hände  der  Abnehmer  zu  bringen  u.  s.  f. 

Ob  dem  Herausgeber  auch  das  Recht  cinzuräumen  ist, 
durch  Vorbehalt  bei  der  Herausgabe  das  Uebersetzungsrecht 
zu  erwerben,  dürfte  wohl  zweifelhaft  sein.  Auf  der  einen  Seite 
stellt  Art.  11  hinsichtlich  des  Schutzes  gegen  Nachdruck  den 
Herausgeber  dem  Urheber  gleich  und  ist  nach  Art.  7 Abs.  1 
Herausgabe  einer  üebersetzung  gegen  ausdrücklichen  Vorbehalt 
Nachdruck,  sind  überdiess  durch  Art.  49  des  Gesetzes  die  in 
Art.  11  erwähnten  Werke  den  Originalwerken  gleichgestellt; 
auf  der  anderen  Seite  erscheint  die  Gestattung  des  Abdruckes 
in  der  Ursprache  u.  s.  f.  eine  weitergehende  Schmälerung  der 
regulären  Befugnisse  des  Urhebers,  als  die  Beibehaltung  der 
Uebersetzungsfreiheit,  scheint  auch  das  Bedürfniss  und  die  Sitte 
des  literarischen  Verkehres  im  .Vllgemeinen  auf  letztere  hinzu- 
führen.  Die  letzteren  Gründe  müssten  vorwiegend,  also  dem 
Herausgeber  von  Inedita  eine  Ausschliessungsbefugniss  in  Bezug 
auf  Uebersetzungen  nicht  zuzuerkennen  sein. 

U.  Das  durch  Art.  1 1 fe.stge stellte  Recht  steht  dem  Her- 
ausgeber bereits  gedruckter  Schriften  nicht  zu  — auch  wenn 
solche  längst  aus  dem  literarischen  Verkehre  verschwunden 
und  erst  durch  die  Wiederherausgabe  für  solchen  geschaffen 
worden  sind.« 

Während  nach  dem  Vorigen  auf  dem  Gebiete  des  litera- 
rischen und  artistischen  Eigenthumes  die  Fiction  eines  Urhebers 
in  der  Regel  nicht  stattfindet,  ist  dieselbe  dagegen  allgemein  in 
der  Patentgesetzgebung  derjenigen  Staaten  zugelassen, 
welche  wie  Frankreich  das  blosse  Anmeld ungssystein  angeuoin- 
men  haben. 

Nach  dem  französischen  Rechte  gilt  als  Urheber  der  Er- 
findung derjenige,  welcher  sie  zuerst  zur  Patentirung  ange- 
nieldet  hat.  Wenn  zwei  Patente  über  dieselbe  Erfindung  nach- 
gesucht sind,  so  ist  das  zuerst  angemeldete  Patent  das  allein 
gültige.  Wenn  daher  dem  Erfinder  ein  Anderer  mit  dem  Pa- 
tentgesuche zuvorgekommen  ist,  so  kann  Jener  die  Gültigkeit 
des  Patentes  nicht  unter  der  Behauptung  anfechten,  dass  er 
der  wahre  Erfinder  .sei.  Es  bleibt  ihm  nur  die  Entschädigungs- 
klage gegen  denjenigen  offen,  welcher  ihm  etwa  durch  Anwen- 
dung unerlaubter  Mittel  (durch  Bestechung  von  .\rbcitern  n. 
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dgl.)  das  GeheininifiS  und  die  Frttrhte  seiner  Erfindung  ent- 
rissen hat  *).  Dieselben  Regeln  gelten  in  Bayern  *).  Wttrtem- 
berg  s) , Oesterreich  *) , Italien  ■') , Belgien  ®) , Spanien  ’)  und 
Schweden  *). 

Dagegen  kann  in  England ")  und  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten *“)  nur  der  wirkliche  Eidinder  einer  neuen  Waarc,  einer 
Maschine  oder  eines  Gewerbes  ein  gültiges  Patent  auf  dieselben 
erlangen.  Jedermann  ist  berechtigt,  das  Patent  als  ungültig 
anzufechten,  wenn  er  nachweist,  dass  der  patentirte  Gegenstand 
nicht  von  dem  Patentsucher  selbst  zuerst  erfunden  ist").  Selbst 
der  Käufer  einer  fremden  Erfindung  ist  nicht  berechtigt,  ein 
Patent  für  dieselbe  auf  seinen  eigenen  Namen  nachzusuchen  "), 
ebensowenig  der  Fabricant  für  die  von  seinem  Arbeiter  ge- 
machte f>findung.  Nur  wenn  zwei  Patentinhaber  um  das  Ei- 
genthum der  Erfindung  streiten,  welche  beide  dieselbe  Erfin- 
dung selbständig  und  unabhängig  von  einander  gemacht  ha- 
ben, so  entscheidet  nicht  die  Priorität  der  Erfindung,  sondern 
die  Priorität  des  Patentgesuches.  Als  Grund  für  diese  Regel 
wird  angeführt,  dass  dadurch  die  frühzeitige  Realisirung  der 
Erfindungen  begünstigt  werde  "). 

Allein  auch  das  englische  Recht  gewährt  in  einem  Falle 
den  Patentschutz  einem  fingirten  Erfinder,  nämlich  für  die 
Einführung  ausländischer  Erfindungen.  Die  Einführungspatente 
werden  nach  G.ewohnheitsrecht  Jedem  gewährt,  welcher  eine 
ausländische  Erfindung  zuerst  in  Grossbritannien  einführt  oder 


1)  Kenouard,  Traite  de»  brevets  d’iiivention  p.  312f. 

2)  Gesetz  V.  10.  Februar  1842  §.  29. 

3)  Gewerbeordnung  v.  6.  August  1636  Art.  144. 

4)  Gesetz  v.  15.  August  1862  §.  13. 

6)  Gesetz  v.  30.  October  185!)  Art.  29  — 36. 

6)  Gesetz  v.  24.  Mai  1854  Art.  17.  18. 

7)  Gesetz  v.  27.  Marz  1826  Art  16. 

8)  Gesetz  v.  19.  .August  1856  §.  8. 

9)  Statut  V.  1623(21  Jacob  I cap.  3)  sec.  6 #to  the  true  aud  fir.st 
inventor.« 

10)  Statut  V.  4.  Juli  1836  sec  6. 

11)  Godson,  A treati.se  on  the  law  of  patents  p.  26  sq.  — Vergl. 
das  Statut  v.  20.  April  1852  (15  & 16  Victoria  cap.  83)  sec.  10.  — Webster, 
The  new  patent  law  p.  109  a. 

12)  Godson  1.  o.  p.  34. 

13)  Godson  1.  c.  p.  30. 
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bekannt  macht;  und  ihre  Rechtsgültigkeit  hängt  nicht  davon 
ab,  dass  der  Patentinhaber  selbst  Urheber  der  Erfindung  ist  *). 

Unter  denselben  Bedingungen  werden  in  den  Staaten  des 
deutschen  Zollvereines,  in  Russland  *)  und  in  Spanien  ®)  Ein- 
führungspatente an  denjenigen  ertheilt,  welcher  eine  neue  Er- 
findung iin  Inlande  zuerst  bekannt  macht,  im  Zollverein  jedoch 
mit  der  Beschränkung,  dass  für  die  in  einem  Vereinsstaate 
bereits  patentirte  Erfindung  nur  dem  Erfinder  selbst  oder  des- 
sen Rechtsnachfolger  ein  Patent  zur  Einführung  in  einen  an- 
dern Vereinsstaat  ertheilt  werden  soll  *). 

Das  Spanische  Gesetz  (Art.  5)  gestattet  sogar  Einführungs- 
patente auch  für  inländische  Erfindungen,  wenn  die  darüber 
ertheilten  Patente  durch  Nichtausführung  binnen  drei  Jahren 
erloschen  sind. 

Die  übrigen  Gesetzgebungen  gestatten  nur  dem  im  Aus- 
lande patentirten  Erfinder  ein  Einführungspatent  für  die  Dauer 
seines  ausländischen  Patentes  zu  nehmen*)  und  lassen  also  in 
dem  hier  erörterten  Falle  einen  bloss  fingirten  Urheber,  den 
Aneigner  einer  fremden  Erfindung  zur  Patentirung  nicht  zu. 

Mehrere  Urheber  können  sich  zur  Entstehung  eines  Gei- 
stesproductes  vereinigen.  Dies  kann  so  geschehen,  dass  ver- 
schiedene Werke  verschiedener  Autoren  zu  einem  Ganzen  ver- 
einigt werden,  welches  als  einheitliches  Werk  in  den  Verkehr 
tritt,  oder  auch  so,  dass  das  ganze  Werk  ungetheilt  aus  der 
geistigen  Arbeit  mehrerer  Urheber  hervorgeht.  Das  erste  ist 
der  Fall  bei  Sammelwerken  (Encyclopädien , Zeitschriften  u. 
dgl.),  bei  illustrirten  Schriften,  ferner  bei  Kunstwerken,  die 
aus  verbundenen  Theilen  bestehen,  endlich  bei  Erfindungen, 
welche  aus  einer  Verbindung  verschiedener  Maschinentheile 
oder  verschiedener  neuer  chemischer  Prozesse  bestehen,  wie 
z.  B.  die  Aldchydisirung  des  Nitroglycerins  oder  die  Darstel- 
lung des  CoUodiums  aus  der  zuvor  in  Schiesswolle  umge- 
wandelten Baum  Wüllenfaser.  Der  zweite  Fall  dagegen  liegt 

vor  bei  solchen  Geistesproducten,  in  welchen  die  von  den  ver- 


1)  Godson  1.  c.  p.  32. 

2)  Gesetz  vom  22  November  1833  §.  122. 

3)  Gesetz  vom  27.  März  1.826  Art.  3 Art.  6. 

4)  Franzos.  Gesetz  vom  6.  .Iniii  1844  §.  29.  Italien.  Gesetz  vom 
30.  October  18.59  Art.  4.  Belg.  Gesetz  vom  24.  Mai  1854  Art.  14, 
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schiedenen  Urhebern  geleisteten  Theile  der  geistigen  Arbeit 
nicht  unterschieden,  oder  doch  nicht  getrennt  vrerden  können, 
z.  B.  in  den  zahlreichen  Lustspielen  von  Scribe  und  Genossen, 
in  den  Opern  oder  andern  dramatisch  - musikalischen  Werken, 
in  welchen  der  Text  nur  für  die  Musik  und  die  Composition 
nur  auf  der  Grundlage  des  Textes  besteht ; ferner  in  den  W'and- 
gemälden,  die  nach  den  Cartons  eines  Cornelius  oder  Kaulbach 
von  deren  Schülern  ausgeführt  werden;  in  Erfindungen,  die 
wie  die  Photographie  aus  der  gemeinschaftlichen  Arbeit  Da- 
guerre’s  und  Xiepees  oder  wie  die  Spectralanalyse  aus  den  ge- 
meinsamen Untersuchungen  Bunsens  und  Kirchhoffs  hervorge- 
gangen sind. 

In  allen  diesen  Fällen  entsteht  eine  ungetheilte  Gemein- 
schaft der  verschiedenen  Urheber  an  dem  aus  ihrem  Zusam- 
menwirken hervorgegangenen  Geistesproducte.  Dabei  besteht 
nur  der  Unterschied,  dass  in  den  Fällen  der  ersten  Art  auch 
die  einzelnen  Theile  Gegenstand  eines  selbständigen  geistigen 
Eigenthumes  sind,  in  Bezug  auf  welches  der  Autor  des  Theiles 
als  alleiniger  Urheber  in  Betracht  kommt  Für  die  Entstehung 
und  Endigung  des  geistigen  Eigenthumes  bietet  daher  der  Fall 
der  Vereinigung  trennbarer  Geistesproducte  zu  einem  Ganzen 
keine  juristischen  Besonderheiten.  Vielmehr  muss  jeder  ein- 
zelne Theil  in  Bezug  auf  die  Bedingungen  der  Entstehung  und 
Endigung  lediglich  nach  der  Person  seines  besondem  Urhebers 
beurtheilt  werden.  Daher  kann  in  einem  Sammelwerke,  bei 
einer  Oper,  bei  einer  Verbindung  chemischer  Prozesse,  der  eine 
Bestandtheil  des  Ganzen  gemeinfrei,  der  andere  dagegen  Gegen- 
stand eines  Verlagsrechtes  oder  eines  Patentes  sein.  Ebenso 
kann  das  geistige  Eigenthum  an  dem  einen  Bestandtheile  un- 
abhängig von  dem  andern  und  vor  dem  andern  erlöschen. 

In  dem  andern  Falle  dagegen  ist  das  untrennbare  Product 
< der  gemeinsamen  geistigen  Arbeit  Gegenstand  eines  untheilba- 
ren  geistigen  Eigenthumes.  Wenn  daher  die  Bedingungen  der 
Entstehung  dieses  Rechtes  in  der  Person  nur  eines  Urhebers 
erfüllt  sind,  so  wird  dasselbe  erworben  und  es  bleibt  bestehen, 
so  lange  die  Bedingungen  seiner  Fortdauer  in  der  Person  auch 
nur  eines  Urhebers  vorhanden  sind.  Daher  bestimmt  das  Baye- 
rische Gesetz  vom  28.  Juni  1865  im  Anschlüsse  an  den  Entwurf 
des  Frankfurter  Bundestages: 

Art.  10.  Bei  einem  Werke,  das  durch  Beiträge  mehrerer 
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Mitrbeitera  gebildet  wird,  steht,  wenn  dasselbe  zugleich  in 
sich  ein  Ganzes  ausmacht,  wie  z.  B.  ein  Conversationslexicon 
etc.  demjenigen,  welcher  die  einzelnen  Beiträge  zu  einem 
Ganzen  verbunden  hat,  das  Urheberrecht  am  Ganzen  zu. 

Das  Urheberrecht  hinsichtlich  der  einzelnen  Beiträge,  mö- 
gen dieselben  zu  einem  Ganzen  verbunden  oder  nur  äusser- 
lich  aneinandergereiht  sein,  verbleibt  den  Urhebern  derselben. 

Art.  13.  Bei  einem  von  mehreren  Personen  als  Miturhe- 
bern verfassten  Werke  erstreckt  sich  die  Schutzfrist  auf  die 
Dauer  von  dreissig  Jahren  nach  dem  Tode  des  Längstlebenden 
derselben. 

Die  erste  Bestimmung  hat  den  Fall  der  trennbaren  Ver- 
einigung mehrerer  Geistesproducte  zum  Gegenstände,  wobei 
nur  die  zufällige  ^'oraussetzung  hineingetragen  ist,  das.s  die 
verschiedenen  Beiträge  von  einem  besondern  Herausgeber  zu 
einem  Ganzen  verbunden  sind.  Wird  von  dieser  Voraussetzung 
abgesehen,  so  ergibt  sich  aus  Art.  10  die  Regel,  dass  das  Ganze 
gemeinschaftliches  Eigenthum  der  verschiedenen  Urheber  ist. 
Die  Regel  des  Art.  13  dagegen  bezieht  sich,  wie  die  Verbindung 
mit  Art.  10  ergibt,  nur  auf  den  Fall  der  untrennbaren  Verei- 
nigung mehrerer  Geistesproducte;  denn  in  dem  Falle  des  Art. 

10  ist  das  geistige  Eigenthum  der  einzelnen  Urheber  an  ihren 
Beiträgen  ausdrücklich  anerkannt,  folglich  nach  dem  Erlöschen 
dieses  Rechtes  in  der  Person  der  einzelnen  Autoren  und  ihrer 
Rechtsnachfolger  die  Fortdauer  desselben  an  dem  Ganzen  in 
der  Person  des  Längstlebenden  oder  seiner  Rechtsnachfolger 
nicht  mehr  denkbar. 

Die  vorstehenden  Regeln  müssen  unzweifelhaft  auch  da 
Anwendung  linden,  wo  sie  nicht  durch  die  Gesetzgebung  aus- 
drücklich ausgesprochen  sind. 

Bei  Sammelwerken  und  Zeitschriften  pflegt  die  Person  des 
Herausgebers  von  derjenigen  der  Mitarbeiter  untei-schieden  . 
zu  werden.  Allein  dem  Herausgeber  steht  ein  Urheberrecht 
nur  insofern  zu,  als  er  durch  die  Auswahl,  Anordnung  und  etwa 
durch  die  Bearbeitung  der  einzelnen  Beiträge  geistig  schaffend 
zur  Entstehung  des  Ganzen  mitwirkt.  Er  erlangt  durch  diese 
redactionelle  Thätigkeit  ein  geistiges  Eigenthum,  welches  das 
ganze  Werk  zum  Gegenstände  hat  und  durch  das  geistige  Ei- 
genthum der  Mitarbeiter  in  derselben  Weise  eingeschränkt 
wird,  wie  das  Eigenthum  des  Uebersetzers  oder  des  Commen- 
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tators  durch  das  an  dem  Originalwerke  bestehende  geistige 
Eigenthuni  (vergl.  §.  14  S.  133).  Eine  weitere  Bedeutung  ist 
der  Person  des  Herausgebers  nicht  beizumessen.  Namentlich 
hat  die  blos.se  Nennung  eines  Herausgebers  bei  Sammelwerken 
und  Zeitschriften  nicht  die  Wirkung,  die  Anonymität  der  ein- 
zelnen Beiträge  aufzuheben  und  denselben  die  nach  der  Lebens- 
dauer des  Herausgebers  bemessene  Schutzfrist  zu  verschaffen, 
sofern  dies  nicht,  wie  in  dem  Oesterreichischen  Gesetze,  aus- 
drücklich bestimmt  ist  (oben  S.  227)  •)• 

Der  Herausgeber  des  Niederländisch  Belgischen  Gesetzes 
(oben  S.  221)  ist  ein  blosser  Strohmann,  der  streng  genommen, 
nicht  in  die  Klasse  der  Urheber,  sondern  in  die  Kategorie  der 
Förmlichkeiten  gehört. 

Von  den  Miturhebern  sind  die  blossen  Gehülfen  zu  un- 
terscheiden, welche  nicht  selbst  Urheber  des  Geiste.sproductes 
sind,  sondern  nur  den  Urheber  in  der  Production  seines  Wer- 
kes unterstützen.  Die  Frage,  ob  ein  Mitarbeiter  als  Urheber 
oder  blosser  Gehülfe  anzusehen  sei,  ist  nicht  nach  der  Absicht, 
sondern  nach  der  Leistung  des  Mitarbeiters  zu  beurtheilen  *). 

Im  Uebrigen  ist  diese  Frage  Gegenstand  des  Beweises  und 
der  factischen  Beurtheilung,  da  juristische  Merkmale  zur  Un- 
terscheidung zwischen  dem  selbständigen  Mitarbeiter  und  dem 
nur  handlangenden  Gehülfen  nicht  aufzustellen  sind. 

Zum  Beschluss  dieser  Untersuchung  ist  noch  ein  Fall  der 
Concurrenz  verschiedener  Urheber  zu  erwähnen,  welcher  aus- 
schliesslich bei  den  Erfindungen  stattfindet,  nämlich  dass  eine 
Erfindung  von  verschiedenen  Pereonen  gleichzeitig  und  unab- 
hängig von  einander  gemacht  wird,  wie  dies  bei  der  Darstel- 
lung der  Schiessbaumwolle  durch  Schönbein  in  Basel  und  Bött- 
cher in  Frankfurt  der  Fall  war.  (Es  bedarf  nicht  der  Ausfüh- 
rung, dass  bei  Schriften  und  Kunstwerken  eine  solche  Concurrenz 
wegen  der  unmöglichen  Voraussetzung  einer  vollständigen  Iden- 
tität des  produzirten  Gegenstandes  nicht  stattfinden  kann).  EMr 


1)  Die  gleiche  Bestiminmig  findet  eich  noch  in  der  Gothaiechen 
Verordnung  vom  18.  September  1828  §.  8:  Bei  Werken,  welche  von 
mehrern  Mitarheitem  verfasat  werden,  siud  die  Unternehmer  der- 
selben ale  diejenigen  zu  betrachten,  von  deren  Ableben  au  das  aus- 
•chliessende  Verlagsrecht  während  dieser  bestimmten  Zeit  fortbestebt. 

2)  It.  Sebmid,  Kritische  Zeitschrift  Jahrgang  1859  S.  452. 
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den  vorausgesetzten  Fall  würde  sich  als  rationale  Lösung  eben- 
falls eine  Gemeinschaft  des  geistigen  Eigenthumes  ergeben, 
vorausgesetzt,  dass  die  Priorität  der  Erfindung  entweder  nicht 
festgestellt  werden  kann,  oder  doch  die  jüngere  Erfindung  ge- 
macht ist,  ehe  die  ältere  den  Schutz  des  Gesetzes  gegen  Re- 
production  erlangt  hatte.  — 

Die  bestehenden  Patentgesetzgebungen  nehmen  jedoch  diese 
Lösung  nicht  an.  Auch  entscheidet,  nach  den  Regeln  sämmt- 
licher  Patentgesetze  (soweit  dieselben  überhaupt  Regeln  für  die 
Berechtigung  zur  Patentertheilung  geben,  was  von  der  Preus- 
sischen  Gesetzgebung  nicht  behauptet  werden  kann),  nicht  etwa 
die  Priorität  der  Erfindung,  sondern  die  Priorität  der  Anmel- 
dung. Dies  gilt  nicht  bloss  in  denjenigen  Ländern,  welche 
den  ersten  Patentsucher  als  fingirten  Erfinder  betrachten,  son- 
dern auch  in  Grossbritannien  und  Nordamerika,  sofern  es  sich 
um  die  Concurrenz  zwischen  zwei  »ersten  und  wahren  Erfin- 
dern handelt«  (vergl.  oben  S.  233). 

§.  22.  Zeit  der  Entstehung. 

llervorbringung.  — Veröffentlichung.  — Pseudonyme  und  anonyme 
Schriften.  — Anmeldung.  — Lauf  der  Schutzfristen. 

Das  geistige  Eigenthum  entsteht  gleichzeitig  mit  der  Her- 
vorbringung des  Geistesproductes.  Es  wird  in  dem  Augenblicke 
erworben,  in  welchem  das  Product  in  einer  zur  Mittheilung 
geeigneten  Form  äusserlich  dargestellt  ist.  Vor  diesem  Zeit- 
puncte  fehlt  es  an  einem  äusserlich  erkennbaren  Gegenstände 
der  Nachahmung  oder  Reproduction.  Die  bloss  im  Geiste  des 
Autors  concipirte  Idee  ist  daher  weder  geeignet,  in  den  Rechts- 
verkehr einzutreten,  noch  kann  in  Bezug  auf  dieselbe  ein  Ein- 
griff in  die  Rechtssphäre  des  Urhebers  stattfinden,  da  es  voll- 
ständig in  seiner  Macht  liegt,  sich  die  ausschliessliche  Benutzung 
der  noch  nicht  mitgetheilten  Idee  zu  wahren. 

Das  geistige  Eigenthum  entsteht  also  mit  dem  Nieder- 
schreiben oder  der  Anfertigung  des  Werkes  und  mit  der  er- 
sten Ausführung  der  Erfindung.  Dagegen  ist  es  keinesweges 
Bedingung  des  Rechtsschutzes,  dass  die  Darstellung  des  Gei- 
stesproductes vollendet  sei.  Daher  sind  auch  die  blossen  Vor- 
arbeiten zu  einer  Schrift,  zusammengetragene  Materialien  u. 
dgl.  gegen  Nachdruck  geschützt. 
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Wenn  auch  das  faieistige  Kigenthum  mit  der  Hervorbrin- 
gung des  Geistesproductes  seinem  ganzen  Inhalte  nach  entsteht, 
so  wird  es  doch  nicht  auch  mit  diesem  Zeitpunkte  in  seinem 
ganzen  Umfange  wirksam.  Diese  volle  Wirksamkeit  tritt  viel- 
mehr erst  mit  der  Veröffentlichung  des  Geistesproductes  ein. 
Vor  der  Veröffentlichung  äussert  sich  die  Wirksamkeit  des 
geistigen  Eigenthumes  ausschliesslich  in  der  Delictsobligation, 
welche  durch  die  unbefugte  Ileproduction  des  nicht  veröffent- 
lichten Werkes  entsteht.  Durch  die  Veröffentlichung  wird  das- 
selbe dagegen  Gegenstand  der  directen  vermögensrechtlichen 
Nutzung.  Es  wird  Object  von  abgeleiteten  Rechten  und  Ge- 
genstand vertragsmässiger  Obligationen.  Ausserdem  ist  der 
Zeitpunct  der  Veröffentlichung  massgebend  für  die  Dauer  des 
Rechtsschutzes,  also  für  die  Endigung  des  geistigen  Eigenthu- 
mes, bei  allen  posthumen,  anonymen  und  pseudonymen  Schrif- 
ten und  Kunstwerken.  Jal  man  kann  in  gewissem  Sinne  be- 
haupten, dass  bei  anonymen  und  pseudonymen  Werken  der  Tag 
der  ersten  Veröffentlichung  als  der  Zeitpunct  der  Entstehung 
des  geistigen  Jligenthumes  fingirt  werden  muss.  Bei  diesen 
Schriften  kann  auf  den  Zeitpunct  der  Hervorbringung  des 
Geiste.sproductes  nicht  zurückgegangen  werden,  weil  der  Ver- 
fasser unbekannt  oder  ungewiss  ist  und  der  Herausgeber  und 
Verleger  ein  vermuthetes  geistiges  Eigenthum  ausübt,  wel- 
ches er  nicht  auf  die  Person  eines  bestimmten  Verfassers  zu- 
rückführt und  als  dessen  Anfang  nur  die  Zeit  der  ersten 
Veröffentlichung  angenommen  werden  kann  (oben  S.  223).  — 
Dies  Alles  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  der  wirkliche  Ver- 
fasser eines  anonymen  oder  pseudonymen  Werkes  sein  ursprüng- 
liches, durch  die  Production  erworbenes  Pligenthurasrecht  neben 
dem  Rechte  des  Verlegers  und  eventuell  auch  gegen  denselben 
geltend  machen  kann.  Allein  in  diesem  Falle  handelt  es  sich 
nicht  mehr  um  das  besondere  an  anonymen  und  pseudonymen  Wer- 
ken bestehendeRecht,  dessen  Eigenthümlichkeit  eben  in  der  man- 
gelnden Zurfickführung  auf  einen  bestimmten  Autor  besteht. 

Von  dem  Zeitpuncte  der  Veröffentlichung  kann  ferner  noch 
der  Zeitpunct  der  Anmeldung  des  Werkes  zur  öffentlichen  Ein- 
tragung unterschieden  werden,  welche  für  die  Erfindungen  und 
die  Waarenmuster  allgemein  und  auch  für  die  Schriften  und 
die  Kunstwerke  in  vielen  Landesgesetzgebungen  als  eine  we- 
sentliche Bedingung  des  Rechtsschutzes  vorgeschrieben  ist. 
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Die  Anmeldung  zur  öffentlichen  Eintragung,  wo  solche  mit 
der  ersten  Veröffentlichung  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften 
verbunden  werden  muss,  hat  eine  doppelte  Wirkung  in  Bezug 
auf  die  Erwerbung  des  geistigen  Eigcnthumes.  Zunächst  übt 
sie  eine  erhaltende  Wirkung,  indem  die  zur  gehörigen  Zeit  ge- 
schehene Anmeldung  dem  Verluste  des  Hechtes  vurbeugt,  wel- 
cher in  Folge  der  unangemeldeten  Veröffentlichung  eintreten 
würde.  Ausserdem  tritt  aber  in  vielen  Fällen  eine  umgestal- 
tende Wirkung  durch  die  öffentliche  Anmeldung  ein.  Die  Ver- 
äusserlichkeit  des  geistigen  Eigenthumes  an  Kunstwerken  hängt 
nach  l’reussischem  Kochte  von  der  vorherigen  Anmeldung  bei 
dem  Cultus-Ministerium  ab  (Gesetz  vom  11.  März  1837  §.27), 
ebenso  kann  nach  Englischem  Kochte  das  geistige  Eigenthum  iin 
einer  Erfindung  erst  nach  der  Anmeldung  bei  dem  Fatentamte 
wirksam  an  einen  Andern  übertragen  werden.  Die  Anmeldung 
selbst  kann  — mit  Ausnahme  der  Einführungspatente  — nur  der 
Erfinder  in  eigenem  Kamen  bewirken  ').  In  denjenigen  Ländern, 
in  welchen  das  blosse  Anmeldungssystem  nach  dem  Vorbilde  der 
französischen  l’atentgesetzgebung  Geltung  hat,  wo  also  der  erete 
Patentsucher  als  fingirter  Urheber  angesehen  wird  (oben  S.  232), 
hat  die  Anmeldung  der  Erfindung  zur  Patentiruug  eine  noch  grös- 
sere Bedeutung,  indem  durch  die  Erfüllung  dieser  Förmlichkeit 
allein  das  geistige  Eigenthum  an  der  Erfindung  erworben  wird. 
Nach  der  französischen  Gesetzgebung  ist  die  geistige  Hervor- 
bringung der  Erfindung  von  keinem  Einflüsse  auf  die  Erwer- 
bung des  Patentschutzes,  da  sie  weder  Bedingung  oder  Erwer- 
bung ist,  noch  die  Verleihung  eines  Patentes  an  einen  Andem, 
der  dasselbe  früher  nachgesucht  hat,  ausschliesseu  kann  *).  Das- 
selbe gilt  von  dem  Schutze  der  Waarenmuster  nach  dem  fran- 
zösischen Decret  vom  18.  März  1806. 

EndUch  ist  der  Zeitpuuet  der  Endigung  des  geistigen  Ei- 
genthumes vielfach  von  dem  Zeitpuncte  der  Anmeldung  ab- 
hängig, indem  der  Lauf  der  Schutzfrist  von  diesem  Termine 
an  gerechnet  wird,  wie  dies  in  den  meisten  Patentgesetzgebun- 
gen der  Fall  ist.  Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  der  Lauf  der 
Schutzfrist  von  der  ersten  Veröffentlichung  gezählt  wird,  wie 


1)  Godson,  A Treatiae  on  tho  law.of  patenta  for  inventiona 
p.  26  aq.  Webater,  The  new  patent  law  p.  109  (a). 

2)  Kenouard,  Traite  des  breveta  d’invention  p.  312. 
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dies  in  England  und  in  Nordamerika  bei  dem  literarischen  und 
artistischen  Eigenthume  geschieht,  muss  der  Tag  der  erfolgten 
Anmeldung  als  der  Zeitpunct  der  Veröffentlichung  angesehen 
werden,  wenn  derselbe  nicht  anderweit  festgestellt  werden  kann. 

Die  Anmeldung  muss  nach  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Gesetze  entweder  vor  der  Veröffentlichung  oder  gleichzeitig 
mit  derselben  oder  binnen  einer  bestimmten  Frist  nach  der 
ersten  Veröffentlichung  erfolgen.  Das  Nähere  hierüber  sowie 
über  die  sonstigen  Bedingungen  dieser  Förmlichkeit  gehört  in 
den  Kreis  der  besonderen  Darstellung. 

Nach  der  bisherigen  Erörterung  bestimmt  sich  also  der 
Zeitpunct  der  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes: 

1.  nach  dem  Zeitpuncte  der  Anmeldung:  bei  den  Erfin- 
dungspatenten in  Frankreich  und  in  den  übrigen  Ländern 
des  Anmeldungssystemes,  sowie  auch  bei  dem  Schutze  der 
Waarenmuster; 

2.  nach  dem  Zeitpuncte  der  Veröffentlichung:  beiden  ano- 
nymen und  pseudonymen  Werken; 

3.  nach  dem  Zeitpuncte  der  Hervorbringung  des  Geistes- 
productes:  in  allen  übrigen  Fällen. 

Die  Schutzfrist  oder  der  Zeitpunct  der  Endigung  des  Rech- 
tes bestimmt  sich: 

1.  nach  der  Anmeldung : bei  den  Erfindungspatenten  über- 
haupt (soweit  nicht,  wie  im  Preussischen  Rechte,  das  Datura 
des  Patentes  massgebend  ist),  sowie  beim  Musterschutz; 

2.  nach  der  ersten  Veröffentlichung : bei  den  pseudonymen 
und  anonymen  Werken,  sowie  in  England  und  Nordamerika 
beim  literarischen  und  artistischen  Eigenthume  überhaupt; 

3.  in  allen  übrigen  Fällen  nach  der  Lebensdauer  des  Ur- 
hebers. 


§.  23.  Ort  der  Entstehung. 

Productionsort.  — Ort  der  Erfladiing.  — Aufenthaltaort  dei  Urhebers. 
— Mittheilung  im  Auslände.  — Indigenat. 

Bei  der  Untersuchung  über  den  OrtderEntstehungdes 
geistigen  Eigenthumes  sind  die  in  der  vorstehenden  Untersu- 
chung über  die  Zeit  der  Entstehung  erörterten  Momente  eben- 
falls zu  unterscheiden.  Ebenso  wie  nach  der  Zeit  der  Production, 

16 
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der  Veröffentlichung  oder  der  Anmeldung  sich  der  Zcitpunct 
der  Erwerbung,  der  Veriiusserlichkeit  oder  der  Endigung  des 
geistigen  Eigenthumes  bestimmt,  ebenso  w’crden  die  territorialen 
Rechtsnormen,  nach  welchen  die  Entstehung,  die  Veräusscrung 
und  die  Endigung  des  geistigen  Eigenthumes  beurtheilt  wird, 
durch  den  Ort  der  Hervorbringung,  der  Veröffentlichung  oder 
der  Anmeldung  gegeben. 

Die  relative  Geltung  der  drei  verschiedenen  Momente  ist 
indess  bei  dieser  Bestimmung  eine  wesentlich  andere,  als  bei 
der  vorhin  erörterten.  Während  die  Zeit  der  Entstehung,  von 
den  positiven  Ausnahmen  einzelner  Gesetze  abgesehen,  regel- 
mässig nach  dem  Zeitpuncte  der  Production  beurtheilt  wird, 
wird  die  Anwendung  der  territorialen  Rechtsvorschriften  regel- 
mässig durch  den  Ort  der  Veröffentlichung  bestimmt  und  der 
Ort  der  Production  kommt,  von  einzelnen  positiven  Ausnahmen 
abgesehen,  nur  für  die  noch  nicht  veröffentlichten  Geistespro- 
ducte  in  Betracht  Durch  die  Veröffentlichung  wird  also  re- 
gelmässig eine  Novation  des  Rechtsverhältnisses  mit  der  Wir- 
kung hervorgebracht,  dass  das  geistige  Eigenthum  nur  bis  zu 
seiner  Veröffentlichung  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  an  dem 
es  entstanden  ist,  nach  der  Veröffentlichung  aber  entweder  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  der  Publicalion  oder  des  Ortes  der 
Anmeldung  beurtheilt  wird. 

Von  dieser  Regel  besteht  nur  eine  Ausnahme.  Nach  der 
Englischen  Patentgesetzgebung  nämlich  sind  nur  diejenigen  Er- 
findungen, die  innerhalb  des  Vereinigten  Königreiches  gemacht 
sind,  au.sschliessliches  Eigenthum  des  Plrfinders,  so  dass  ein 
zum  Nachtheil  des  wirklichen  ersten  Erfinders  von  einem  Drit- 
ten genommenes  Patent  keine  Gültigkeit  erlangt ').  P'ür  die 
ausserhalb  des  Reiches  gemachten  Erfindungen  werden  dagegen 


1)  Statut  vom  20.  April  1852  ( 15  <&  16  Victoria  cap.  83)  sect.  10. 
In  caae  of  any  application  for  lettcrü  patent  für  any  invention  and 
the  obtaining  upon  such  application  of  provisional  protection  for  such 
invention,  or  of  protection  for  the  same,  by  reason  of  the  deposit  of 
a complete  gpecification  aa  aforeaaid  in  fraud  of  the  true  and  firat  in- 
ventor,  any  lettera  patent  granted  to  the  true  and  firat  inventor  of 
such  invention  ahall  not  be  invalidated  by  reaaon  of  auch  application 
or  of  such  provisional  or  other  protection  as  aforeaaid,  or  of  any  nse 
or  publication  of  the  invention  subsequent  to  such  application  and  be- 
fore  the  expiration  of  the  term  of  such  provisional  or  other  protection. 
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nur  Einführungspatente  ertheilt,  deren  Gültigkeit  und  Wirk- 
samkeit lediglich  von  der  Priorität  der  Anmeldung  abhängt '). 

Alle  übrigen  Gesetzgebungen  berücksichtigen  nach  der  er- 
folgten Veröffentlichung  oder  der  Anmeldung  nur  den  Ort 
der  Pubheation  oder  der  Anmeldung,  so  dass  der  Ort  der 
Production  des  Geisteserzeugnisses  nur  bis  zur  erfolgten  Ver- 
öffentlichung oder  Anmeldung  in  Betracht  kommt.  Dem  Orte 
der  Hervorbringung  kommt  daher  in  Bezug  auf  die  Entstehung 
des  geistigen  Eigenthumes  nur  eine  vorübergehende  Geltung 
zu.  Diese  Regel  ist  jedoch  auf  das  Gebiet  des  literarischen 
und  artistischen  Eigenthumes  beschränkt,  sie  gilt  nicht  für  das 
Gebiet  des  industriellen  Eigenthumes,  da  das  Recht  des  Erfin- 
ders entweder  wie  bei  den  Pinglischen  Erfindungspatenten  dau- 
ernd und  ausschliesslich  nach  dem  Orte  der  Hervorbringung, 
oder  wie  in  allen  übrigen  Ländern  ebenso  ausschliesslich  nach 
dem  Orte  der  Anmeldung  oder  der  Patentertheilung  beur- 
theilt  wird. 

Das  geistige  Eigenthum  an  Schriften  und  Kunstwerken  ist 
also  bis  zu  ihrer  Veröffentlichung  ausschliesslich  nach  den  Ge- 
setzen zu  beurtheilen,  unter  deren  Herrschaft  sie  verfasst  oder 
verfertigt  wurden. 

Diese  Regel  erleidet  in  der  practischen  Anwendung  eine 
scheinbare  Modification.  Bei  depjenigen  Werken,  welche  noch 
nicht  veröffentlicht  wurden,  die  also  sich  noch  im  Besitze  des 
Autors  befinden,  lässt  sich  in  der  Regel  der  Ort  der  Hervor- 
bringung  von  dem  jeweiligen  Anfenthaltsorte  des  Urhebers  nicht 
mit  Sicherheit  unterscheiden.  Man  kann  deshalb  für  gewöhn- 
lich als  richtig  annehmen,  dass  ein  Schriftsteller  den  unerlaub- 
ten Abdruck  seines  ungedruckten  Manuscriptes  in  dem  Staate, 
in  welchem  er  sich  eben  aufhält,  zu  untersagen  befugt  ist,  da 
ihm  der  Einwand,  dass  dieses  Manuscript  in  einem  andern 
Lande  verfasst  sei,  welchem  gegenüber  ein  gegenseitiger  Rechts- 
schutz der  Uterarischen  Production  nicht  besteht,  kaum  mit 
Erfolg  entgegengesetzt  werden  kann.  Sollte  selbst  der  Beweis 
geführt  werden,  dass  das  Manuscript  bereits  niedergeschrieben 
war,  bevor  der  Verfasser  seinen  Aufenthalt  in  dem  Staate  nahm, 
dessen  Rechtsschutz  er  anruft,  so  würde  man  dennoch  Beden- 
ken tragen,  ihm  diesen  Rechtsschutz  zu  versagen,  weil  ein  im 
Besitze  des  Autors  verbliebenes  und  gar  nicht  mitgetheiltes 
1)  Godion,  A traotiso  on  tba  law  of  patente  p.  84. 
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Manuscript  in  so  eminentem  Sinne  eine  Aeusserung  seiner  Per- 
sönlichkeit darstellt,  dass  er  dasselbe  mit  Recht  als  eine  Pro- 
duction bezeichnen  kann,  die  erst  in  dem  Augenblicke  ihrer 
Mittheilung  für  den  Rechtsverkehr  entsteht,  die  also,  wie  seine 
jenseit  der  Grenze  erworbenen  nicht  niedergeschriebenen  Er- 
fahrungen und  Kenntnisse  als  in  Preussen  entstanden  gelten 
muss,  wenn  das  Product  nicht  früher  mitgetheilt  wurde.  Mit 
andern  Worten:  ein  blosses  Manuscript,  das  der  Autor  jederzeit 
ändern  oder  unterdrücken  kann,  muss  in  jedem  Augenblicke 
bis  zu  seiner  Veröffentlichung  als  der  neue  Ausdruck  seiner 
Gedanken  gelten.  In  diesem  Sinne  darf  man  also  sagen,  dass 
der  Autor  den  unbefugten  Abdruck  seines  nicht  mitgetheilten 
Werkes  an  jedem  Orte,  an  dem  er  sich  aufhält,  auf  Grund 
der  dort  geltenden  Gesetze,  deren  Rechtsschutz  er  geniesst, 
untersagen  kann. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch,  wenn  vor  der  Veröffentlichung 
eine  Mittheilung  stattgefunden  hat,  wenn  mithin  der  Urheber 
nicht  im  Besitze  oder  doch  nicht  im  ausschliesslichen  Besitze  des 
im  Auslande  entstandenen  Geistesproductes  geblieben  ist.  Wenn 
ein  Künstler  ein  in  Frankreich  verfertigtes  Kunstwerk  dort  vor 
seiner  Uebersiedelung  nach  Oesterreich  verkauft,  so  kann  er 
gegen  die  unbefugte  Nachbildung  dieses  Werkes  den  Schutz 
der  Oesterreichischen  Gesetze  nicht  anrufen,  weil  das  Werk 
weder  in  Oesterreich  hervorgebracht,  noch  auch  in  Oesterreich 
oder  in  einem  durch  gegenseitigen  Rechtsschutz  mit  Oesterreich 
verbundenen  Staate  erschienen ')  ist,  folglich  nicht  zu  den  nach 
§§.  36  bis  39  des  Gesetzes  vom  19.  October  1846  gegen  Nach- 
druck geschützten  Werken  gehört. 

Dieselbe  Regel  gilt  nach  dem  Preussischen  Rechte  und  nach 
den  übrigen  Deutschen  Nachdruckgesetzgebungen,  welche  im 
Anschluss  an  den  Bundesbeschluss  vom  9.  November  1837  aus- 
drücklich auch  die  noch  nicht  veröffentlichten  Schrillen  und 
Kunstwerke  gegen  unbefugte  Vervielfältigung  schützen,  und  für 


1)  >Unter  dem  hier  msssgebendeu  Erscheiuen  des  Werken 
ist  natürlich  nur  die  rechtmässige  Publication.  nicht  das  Erscheinen 
der  Nachdruckansgabe  verstanden;  denn  in  letzterem  Falle  müsste 
jeder  Nachdruck  ausländischer  Verlagsartikel , welcher  in  Deutsch- 
land erfolgt,  als  verboten  gelten,  was  der  Intention  unserer  dermaligen 
positiven  Gesetze  widerspricht«  iWäohter,  Das  Verlagsrecht  Th.  1 S.  399.) 
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das  angeführte  Beispiel  ist  nur  deshalb  die  Oesterreichische 
Gesetzgebung  gewählt,  weil  nach  Preussischem  Rechte  die  un- 
bedingte Veräusserung  eines  Kunstwerkes  nach  §§.  26.  27  des 
Gesetzes  vom  11.  März  1837  schon  an  sich  den  Verlust  des  gei- 
stigen Eigenthumes  nach  sich  ziehen  würde. 

Aus  dem  Vorigen  geht  hervor,  dass  bis  zur  Publication 
des  Werkes  der  Verfasser  berechtigt  ist,  gegen  die  unbefugte 
Vervielfältigung  desselben  den  Schutz  der  Gesetze  seines  Auf- 
enthaltsortes anzurufen,  vorausgesetzt,  dass  das  Werk  im  In- 
lande produzirt  oder  doch  bis  zu  seiner  Einbringung  in  das 
Inland  im  ausschliesslichen  Besitze  des  Urhebers  geblieben  ist; 
denn  in  letzterem  Falle  kann  aus  Gründen  der  Billigkeit  die 
Production  als  bis  zur  erfolgten  Mittheilnng  fortdauernd  ange- 
sehen werden,  so  da,ss  das  noch  nicht  mitgetheilte  Werk  in 
jedem  Augenblicke  als  gegenwärtig  hervorgebracht  gelten  darf. 

Dieselben  Regeln  müssen  auch  nach  dem  Französischen 
und  dem  Englischen  Rechte  gelten,  welche  beide  kein  aus- 
drückliches Verbot  gegen  den  unbefugten  Abdruck  noch  nicht 
veröffentlichter  Werke  enthalten.  Die  Unzulässigkeit  eines  sol- 
chen Abdruckes  wird  nach  beiden  Rechten  aus  dem  Rechte  der 
Persönlichkeit  des  Autors  oder  aus  dem  Besitze  des  Manuscrip- 
tes ')  nach  allgemeinen  Rechtsregeln  gefolgert. 

Diese  Folgerung  muss  jedem  Urheber  ohne  Unterschied 
zu  statten  kommen,  der  sich  in  Frankreich  oder  England  auf- 
hält, da  in  Bezug  auf  allgemeine  gegen  die  Person  oder  gegen 
den  Besitz  gerichtete  Rechtsverletzungen  Jedem  die  Gesetze 
des  Aufenthaltsortes  gleichen  Schutz  gewähren,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Wohnort  des  Verletzten,  oder  auf  den  Ort,  an  welchem 
die  verletzten  Rechte  erworben  sind.  Wenn  jedoch  ein  Kunst- 
werk ira  Auslande  verfertigt  und  dort  veräussert  ist,  so  liegt 
eine  solche  Verletzung  des  Besitzes  oder  der  Persönlichkeit 
nicht  vor,  da  der  Urheber  sich  seines  Besitzes  an  dem  Kunst- 
werke freiwillig  entäussert  hat.  Die  unbefugte  Vervielfältigung 
kann  also  nicht  mehr  diesen  Besitz,  sondern  nur  Rechte  des 
geistigen  Eigenthumes  kränken,  welche  der  Künstler  nicht  durch 
die  im  Auslande  erfolgte  Production  erwirbt,  sondern  erst  durch 
eine  im  Inlande  veröffentlichte  und  angeineldete  Vervielfältigung 


1)  Blanc,  Traitc  de  la  contrefagou  4.  edit.  p.  86  p.  39.  — Oodaon. 
A treatUe  oii  Ihe  law  of  paO^nU  for  iiivmilioii  and  of  Copyright  p.  326. 
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des  Kunstwerkes  erwerben  würde.  Dasselbe  gilt  für  den  Fall 
der  abschriftlichen  Mittheilung  eines  im  Auslande  verfassten 
Manuscriptes.  Auch  nach  Englischem  und  Französischem  Rechte 
sind  also  noch  nicht  veröffentlichte  Werke  gegen  unbefugten 
Abdruck  geschützt,  sofern  das  Werk  entweder  im  Inlande  pro- 
duzirt,  oder  doch  bis  zur  Einbringung  in  das  Inland  im  aus- 
schliesslichen Besitze  des  Autors  verblieben  ist  *). 

Dieser  Auffassung,  wie  sie  aus  den  übereinstimmenden  Regeln 
der  verschiedenen  Nachdruckgesetzgebungen  hier  entwickelt 
ist,  steht  die  Ansicht  gegenüber,  dass  für  den  Rechtsschutz 
noch  nicht  veröffentlichter  Werke  das  Indigenat  des  Urhe- 
bers massgebend  sei,  welche  von  Jolly  *)  vertheidigt,  aber  von 
Wächter  ®)  überzeugend  widerlegt  wird.  Das  Erforderniss  des 
Indigenates  lässt  sich  insbesondere  nicht  aus  den  Beschlüssen 
des  Deutschen  Bundes  und  den  damit  übereinstimmenden  Lan- 
desgesetzen ableiten.  Keines  dieser  Gesetze  macht  das  Indige- 
nat oder  den  inländischen  Wohnort  des  Schriftstellers  zur  Be- 
dingung des  Rechtsschutzes.  Ein  solches  Erforderniss  folgt 
auch  keinesweges,  wie  Jolly  meint,  daraus,  dass  bei  erschienenen 
Werken  das  Erscheinen  im  ehemaligen  Bundesgebiete  massge- 
bend ist.  Wenn  die  Bnndesbeschlflsse  bei  den  erschienenen 
Werken  einen  Unterschied  zwischen  Inland  und  Ausland  ma- 
chen, so  werden  dadurch,  wie  Wächter  richtig  bemerkt,  die- 
jenigen Werke,  welche  noch  im  Inlande  erscheinen  können,  kei- 
nesweges ausgeschlossen.  In  Ansehung  der  noch  nicht  erschie- 
nenen Werke  entscheidet  mithin  über  die  örtliche  Herrschaft  der 
Rechtsvorschriften  allein  der  Ort  der  Entstehung  des  geistigen 
Eigenthumes,  also  der  Ort  der  Hervorbringung  des  Geistespro- 
ductes  ‘). 

Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf  die  Sächsische  Ge- 

1)  Renouard,  Traite  des  droits  d’autciirs  tom.  2 No.  73  & 89. 
Oambastide,  Traitö  theoriquo  et  pratiqiie  des  contrefaqons.  No.  36  & 
126.  Godsoa,  1.  e.  p.  832. 

2)  Die  Lehre  vom  Nacbdmck  S.  189. 

3)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S 404. 

4)  Die  Bedingung  des  Indigenates  oder  des  inländischen  Wohn- 
ortes findet  sich,  wie  oben  (S.  221)  bemerkt  ist,  in  dem  Nordamerika- 
nischen und  in  dem  Niederländisch-Belgischen  Rechte.  Die  Gesetzge- 
bung der  Vereinigten  Staaten  knüpft  an  diese  Bedingung  den  Rechts- 
schutz sowohl  der  verüSentlicbten  als  der  nicht  veröffentlichten  Werke. 
Der  Autor  eines  Manuscriptes  wird  gegen  den  unbefugten  Abdruck  nur 
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setzgebung,  welche  in  ihrer  Anordnung  ganz  von  dem  Plane 
der  Bundesbeschlilsse  von  1837  und  1845,  sowie  des  Preussi- 
scheu  Gesetzes  durchaus  abweicht,  obgleich  ihre  Bestimmungen 
ebenfalls  auf  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  beruhen. 

Nach  dem  Gesetze  vom  22.  Februar  1844  §§.  11  u.  12  ')  ge- 
winnt es  den  Anschein,  als  ob  nur  Angehörige  des  Sächsischen 
Staates  oder  eines  Staates  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes 
zur  Erwerbung  des  geistigen  Eigenthnmes  befähigt  seien,  als 
ob  folgUch  die  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  durch 
das  Indigenat  des  Verfassers  oder  seines  Plechtsnachfolgers 
bedingt  sei. 

Allein  die  Miuistcrialverfügung  vom  19.  Juni  1844*),  welche 
sich  mit  der  Interpretation  der  §§.11  u.  12  beschäftigt,  verneint 
diese  Folgerung  ausdrücklich  mit  den  Worten:  »Das  Gesetz 
erkennt  ein  ausschliessliches  Recht  — der  mechanischen  Ver- 
vielfältigung — an  dem  Urheber  und  dessen  Rechtsnachfolgern 
an  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  er  In-  oder  Aus- 
länder sei.  Es  macht  nur  den  hierländischen  Schutz  des 
Ausländers  in  diesem  Rechte  von  den  §§.  11  u.  l2  aufgestellten 


insofern  geschützt,  als  er  Bürger  oder  Einwohner  der  Vereinigten 
Staaten  ist  (Statut  vom  8.  Februar  1831  sect.  9)  und  der  Verfasser  eines 
veröffentlichten  Werkes  muss  zur  Zeit  der  Veröffentlichung  und  Ein- 
tragung desselben  Bürger  oder  Einwohner  der  Vereinigten  Staaten  sein. 
(Curtis,  A treatise  on  the  law  of  Copyright  p.  148  ) 

1)  §.  11.  Der  durch  dieses  Gesetz  geordnete  Reohtsschutz  wird 
Ausländern  nur  insoweit  gewährt,  als  sie  naobzuweisen  vermögen,  dass 
in  dem  Staate,  dessen  Angehörige  sie  selbst  sind,  hiesigen  Angehörigen 
ein  dergleichen  Rechtsschutz  gewährt  werden  würde. 

Von  Seiten  der  Angehörigen  anderer  deutscher  Bundesstaaten 
bedarf  es  einer  solchen  Nachweisung  zwar  nicht,  es  ist  jedoch  der  ih- 
nen za  ertheiiende  Rechtsschutz  denselben  Beschränkungen  der  Dauer 
unterworfen,  welchen  er  nach  der  Gesetzgebung  ihres  Landes  unterliegt. 

§.  12.  Ein  Ausländer  wird  rücksichtlich  der  Gewährung  des 
Rechtsschutzes  einem  sächsischen  Staatsangehörigen  dann  gleich  be- 
handelt : 

a.  wenn  er  das  zu  schützende  Recht  crwlesenermassen  unmittelbar 
oder  mittelbar  von  einem  hiesigen  Staatsangehörigen  erworben  hat; 

b.  wenn  er  mit  einer  bierländischen  Buch-  und  Kunsthandlung  für 
gemeinschaftliche  Rechnung  eine  Vervielfältigung  in  einer  hierländi- 
schen Druckerei  veranstaltet  und  die  inländische  Handlung  sodann 
den  Rechtsschutz  für  den  Ausländer  zugleich  in  Anspruch  nimmt. 

2)  Eisenlohr,  Sammlung  S.  72. 
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Bedingungen  abhängig.«  Prüft  man  aber  diese  Bedingungen 
genauer,  so  jiängt  die  Erlangung  des  Rechtsschutzes  an  aus- 
ländischen Werken  eben  von  dem  Erscheinen  im  Inlande  oder 
im  Bundesgebiete  ab. 

Sieht  man  daher  von  einigen  auffallenden  Singularitäten 
ab,  wie  dass  ein  ira  Auslande  produzirtes  und  erschienenes  Werk 
durch  die  bloss  vorübergehende  Cession  an  einen  sächsischen 
Staatsangehörigen  den  Rechtsschutz  in  Sachsen  erlangt  (§.  12  a) 
und  dass  ein  bereits  durch  Veröffentlichung  im  Auslande  ge- 
meinfrei gewordenes  Werk  durch  die  spätere  Herau^abe  in 
Sachsen  — selbst  wenn  es  dort  bereits  nachgedruckt  war  — 
den  Rechtsschutz  nachträglich  erlangt,  nur  unbeschadet  der 
bereits  nachgedruckten  Auflage  (§.  13),  so  lassen  sich  auch  die 
Bestimmungen  des  Sächsischen  Gesetzes  mit  den  oben  ent- 
wickelten Regeln  der  Deutschen  Bundesgesetze  und  des  Preussi- 
schen  Rechtes  vereinigen. 

§.  24.  Ort  des  Erscheinens. 

Novation  des  Rechtsverhältnisses.  — Act  der  Publication. — Verlagsort. 
— Schutzfristen  für  Ausländer.  — Verfolgung  im  Inlande.  — Publication 
in  verschiedenen  Rechtsgebieten.  — Anmeldung. 

Durch  die  VeröfiFentlichung  des  Werkes  vollzieht  sich  eine 
vollständige  Novation  des  Rechtsverhältnisses,  so  dass  die  Be- 
dingungen der  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  nicht 
mehr  nach  dem  Orte  der  Production  oder  nach  dem  Aufent- 
haltsorte des  Urhebers,  sondern  ausschliesslich  nach  den  Ge- 
setzen des  Ortes  der  Veröffentlichung  beurtheilt  werden.  Daher 
wird  das  im  Auslande  produzirte  Werk  durch  die  blosse  Ver- 
öffentlichung im  Inlande  Gegenstand  des  geistigen  Eigenthumes, 
auch  ohne  dass  der  Urheber  seinen  Aufenthalt  im  Inlande  ge- 
nommen hat  ‘)-  Umgekehrt  geht  das  geistige  Eigenthum  an 


1)  Unter  der  Bezeichnung  Inland  wird  hier  dasjenige  Rechtsgebiet 
begriffen,  auf  welches  sich  der  inländische  Rechtsschutz  des  geistigen 
Eigenthumes  erstreckt,  also  mit  Inbegriff  desjenigen  Auslandes,  mit 
welchem  Literarconventionen  mit  vollkommener  Gegenseitigkeit  abge- 
schlossen sind;  unter  dem  Namen  des  Auslandes  dagegen  dasjenige 
Rechtsgebiet,  dessen  literarische  Production  keinen  Rechtsschutz  im 
Inlande  geniesst. 
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dem  im  Inlande  hervorgebrachten  Werke  durch  die  blosse  Ver- 
öffentlichung im  Auslande  vollständig  unter  ')• 

Nach  der  V'eröffentlichung  wird  also  die  Entstehung  des 
geistigen  Eigenthumes  nicht  mehr  nach  den  Gesetzen  des  Pro- 
ductionsortes  oder  des  Aufenthaltsortes,  sondern  ausschliesslich 
nach  den  am  Orte  des  Erscheinens  geltenden  Gesetzen  be- 
urtheilt. 

Diese  Kegel  gilt  fUr  die  Nacbdruckgesetzgebungen  aller 
Länder.  Sie  bedarf  einer  Erläuterung  nur,  insofern  es  nöthig 
ist,  den  Act  der  Veröffentlichung  und  den  Ort  des  Erscheinens 
näher  zu  bestimmen. 

Der  Act  der  Veröffentlichung  wird  in  unsem  Rechts- 
quellen  bald  als  die  Herausgabe  ’),  bald  als  das  Erscheinen  ’), 
bald  endlich  als  die  Veröffentlichung*)  schlechthin  bezeichnet 
Sowenig  dieser  verschiedene  und  zuweilen  in  demselben 
Gesetze  wechselnde  Sprachgebrauch  eine  Verschiedenheit  des 
Begriffes  ausdrückt,  ebensowenig  besteht  ein  Zweifel  darüber, 
dass  unter  der  Veröffentlichung  der  Herausgabe  oder  dem  Er- 
scheinen die  mechanische  Vervielfältigung  des  Werkes  zum 
Zwecke  des  Buchhandels  verstanden  wird.  Daher  hat  der  blosse 
Abdruck  des  Werke.s,  wenn  er  nicht  für  den  Buchhandel  bestimmt 
ist,  nicht  die  Wirkung  der  Veröffentlichung.  Solche  zum  Pri- 
vatgebrauch gedruckte  Werke  werden  den  ungedruckten  Ma- 
nuscripten  gleich  geachtet  und  pflegen  nach  dem  herrschenden 


1)  Das  Bayer.  Gesetz  v.  28.  Juni  1865  weicht  im  Art.  66  von  die- 
■er  Regel  insofern  ab,  als  es  die  Werke  der  im  Gebiete  des  Dentseben 
Bandes  sich  ständig  aiifhaltenden  Urheber,  gleichviel  wo  die 
Werke  erschienen  sind,  und  ebenso  die  Werke  fremder  Urheber, 
welche  bei  einem  im  Bundesgebiete  ansässigen  Verleger  erschienen 
sind,  für  geschützt  erklärt. 

Es  legt  also  der  Veröffentlichung  nur  einen  erwerbenden  Einfluss 
bei,  BO  dass  das  geistige  Eigenthum  zwar  durch  das  Erscheinen  eines 
ausländischen  Werkes  im  Inlande  erworben  wird,  nicht  aber  durch  das 
Erscheinen  eines  inländischen  Werkes  im  Auslande  verloren  geht.  Das- 
selbe gilt  für  das  Königreich  Sachsen  nach  den  oben  angeführten  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1844. 

2)  Preuss.  Gesetz  v.  11.  März  1837  §.  1. 

8)  Bundesbescbluss  v.  19.  Juni  1846  Art.  1. 

Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Ootober  1846  § 36  §.  38. 

4)  Bondcsbescbluss  v.  9.  November  1837  Art.  1. 

Sächs.  Gesetz  v.  22.  Februar  1844  $.  2. 
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Gebrauche  mit  der  Bezeichnung  »als  Manuscript  gedruckt«  ver- 
sehen zu  werden. 

In  der  deutschen  Bundesversammlung  erklärte  Baden  (Pro- 
tokolle von  1839  S.  68) ; man  glaube,  als  sich  von  selbst  ver- 
stehend, voraussetzen  zu  können,  dass  ein  Werk,  welches  nur 
als  Manuscript  gedruckt  wird,  nicht  so  anzusehen  ist,  als 
wäre  es  durch  den  Druck  veröffentlicht,  da  gerade  durch  die 
Worte:  als  Manuscript  gedruckt,  die  Intention  des  Gegenstan- 
des ausgesprocheu  werde  und  der  Druck  hierbei  nur  an  die 
Stelle  einer  beschränkten  Vervielfältigung  durch  Abschriften 
treten  solle. 

Auch  das  Englische  Recht  bezeichnet  als  den  Zeitpunct 
der  Veröffentlichung  den  Tag,  an  w elchem  das  erste  Exemplar 
verkauft  oder  zum  Verkaufe  ausgelegt  wird  '). 

Bei  den  dramatischen  und  den  musikalischen  Werken  ent- 
spricht dem  doppelten  Rechte  der  Vervielftltigung  und  der 
öffentlichen  Aufführung  auch  ein  doppelter  Modus  der  Ver- 
öffentlichung durch  den  Druck  und  durch  die  Darstellung.  Solche 
Werke  gelten  daher  als  nicht  veröffentlicht  für  den  Buchhan- 
del, so  lange  sie  bloss  aufgeftthrt  sind  und  als  nicht  veröffent- 
licht für  die  Aufführung,  so  lange  sie  nur  mit  dem  gehörigen 
Vorbehalte  gegen  unbefugte  Aufführung  gedruckt  sind  (oben 
S.  171). 

Der  Ort  des  Erscheinens  wird  in  den  Gesetzen  nicht 
näher  definirt.  Nur  das  Niederländisch  - Belgische  Gesetz  vom 
2.  Januar  1817  schreibt  im  Art.  6 vor,  dass  das  Werk  in  einer 
inländischen  Druckerei  gedruckt  sein  muss.  Dasselbe  gilt  nach 
Sächsischem  Rechte  für  die  von  Ausländern  verfas.stcn  Werke*). 
Die  übrigen  Deutschen  Gesetzgebungen  begnügen  sich  dagegen 
ebenso  wie  die  Englische,  den  Rechtsschutz  auf  die  im  Inlande 
erschienenen  oder  veröffentlichten  Werke  zu  beschränken  *). 

1)  SUtut  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45)  sect.  VI  »after 
the  day  on  whioh  any  auch  book  shall  first  be  sold.  published  or  offered 
for  sale.« 

2)  Gesetz  v.  22.  Februar  1844  §.  1,  a. 

3)  Die  Französische  Gesetzgebung  macht,  abweichend  von  allen 
übrigen  Nachdruckgesetzgebnngen,  die  Entstehung  des  literarischen 
Eigenthumes  nicht  von  dem  Orte  des  Erscheinens,  sondern  von  dem 
Orte  der  Anmeldung  abhängig.  Sie  schützt  daher  die  im  Auslande  er- 
Bchioneiuu  liücUer  ohne  llulorschied  von  den  inländischen,  vorausge- 


t 
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Auch  die  mit  Pmgland,  Frankreich  und  Belgien  geschlossenen 
Staatsverträge  machen  den  vertragsmässigen  Rechtsschutz  da- 
von abhängig,  dass  das  Werk  in  einem  der  contrahirenden 
Staaten  zum  ersten  Male  erschienen  oder  veröffentlicht  ist. 

Da  jedoch  nach  dem  Obigen  der  Act  der  Veröffentlichung 
in  der  mechanischen  V'ervielfältigung  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
besteht,  so  gelangt  man  auch  hier  zu  dem  Resultate,  dass  der 
Ort  der  Pubhcation  da  ist,  wo  das  Buch  gedruckt  wird.  Diese 
Regel  ist  in  England  ohne  jede  Ausnahme  anerkannt,  so  dass 
nur  innerhalb  des  Vereinigten  Königreiches  gedruckte  Bücher 
als  im  Inlande  erschienen  gelten,  alle  ausserhalb  gedruckten 
dagegen  als  ausländische  Publicationeu  angesehen  werden. 

Anders  in  Deutschland,  wo  sich  der  einheimische  Bücher- 
markt über-  viele  verschiedene  Staaten  erstreckt.  Hier  ist  es 
nicht  ungewöhnlich,  dass  ein  Buch,  welches  ausschliesslich  oder 
doch  vorzugsweise  zum  Absatz  in  Preussen  bestimmt  ist  (wie 
z.  B.  der  Commentar  eines  preussischen  Gesetzes  oder  ein  preus- 
sisches  Schulbuch),  in  Leipzig  oder  Gotha  gedruckt  wird,  wäh- 
rend der  Verlag  des  Buches,  d.  h.  die  Verbreitung  desselben, 
auf  dem  Wege  des  Handels  durch  einen  preussischen  Verleger 
erfolgt,  für  dessen  Rechnung  das  Buch  im  Auslände  gedruckt 
wird,  ln  diesem  Falle  gilt  das  Werk  nach  dem  allgemeinen 
Sprachgebrauche  als  in  Preussen  erschienen  und  das  geistige 
Eigenthuni  an  demselben  beurtheilt  sich  folglich  nicht  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes,  au  welchem  es  gedruckt  wird,  sondern 
nach  dem  Orte  des  Verlages.  Das  literarische  oder  artistische 
Eigenthum  wird  also  nach  den  Regeln  der  einheimischen  Ge- 
setzgebung erworben,  wenn  das  Werk  entweder  im  Inlande  ge- 
druckt und  verlegt,  oder  im  Auslande  für  Rechnung  eines  in- 
ländischen Verlegers  gedruckt  wird. 

Das  Kriterium  des  inländischen  Verlages  ist  vielfach  un- 
richtig aufgefasst  und  zu  irrthümlichen  Schlussfolgerungen  be- 
nutzt worden.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  die  Uebertra- 
gung  des  geistigen  Eigenthumes  auf  einen  inländischen  Verleger, 
nicht  um  ein  Rechtsgeschäft,  sondern  um  ein  rein  thatsächliches 
Moment,  wie  solches  aus  der  in  den  Gesetzen  enthaltenen 


setzt,  dass  sie  nach  Vorschrift  des  Fraiizösiacben  Gesetzes  in  Paris  an- 
gcnieldet  sind. 
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Bedingung  des  Erscheinens  im  Inlande  allein  abgeleitet  wer- 
den kann. 

Das  Rechtsverhältniss  hat  seinen  Ort  da,  wo  dasselbe  seine 
Wirkungen  äussert.  Wie  also  der  Wohnsitz  durch  den  that- 
sächlichen  Mittelpunct  der  rechtlichen  Beziehungen  der  Person 
gegeben  ist,  so  bestimmt  sich  auch  der  Ort  der  Entstehung 
des  geistigen  Eigenthumes  nach  dem  thatsächlichen  Requisite 
seines  Erscheinens,  d.  h.  nach  dem  Orte,  von  welchem  das  Werk 
auf  dem  Wege  des  Buchhandels  ursprünglich  bezogen  wird. 

Hieraus  folgt  zunächst,  dass  dem  Requisite  des  Erscheinens 
im  Inlande  nicht  dadurch  genügt  wird,  dass  das  im  Auslande 
erschienene  Werk  die  Firma  eines  inländischen  Verlegers  oder 
die  Bezeichnung  eines  inländischen  Verlagsortes  trägt  Es  ge- 
nügt nicht  etwa,  dass  der  auswärtige  Verleger  an  ijinem  Orte 
im  Inlande  ein  Lager  von  Exemplaren  unterhält  und  diesen 
Ort  auf  dem  Titelblatte  bezeichnet  Durch  solche  Massregeln 
würde  jedes  im  Auslande  erscheinende  Buch  willkürlich  zu  einem 
im  Inlande  erschienenen  gestempelt  werden  können.  Sie  genü- 
gen aber  den  Anforderungen  des  Gesetzes  nicht,  welches  durch 
die  Bedingung  des  Erscheinens  im  Inlande  verlangt,  dass  nicht 
bloss  ein  inländischer  Absatz  stattfindet,  sondern  dass  auch  die 
Herstellung  desselben  im  Inlande  — wenn  auch  möglicher 
Weise  mit  Hülfe  einer  ausländischen  Druckerei  — erfolgt.  Da- 
her muss  die  Vervielfältigung  für  Rechnung  eines  inländischen 
Verlegers  erfolgen ; und  dies  gilt  auch  in  dem  unten  weiter  zu 
erörternden  Falle  der  gleichzeitigen  Ausgabe  im  Inlande  und 
im  Auslande.  Die  inländische  Firma  darf  in  diesem  Falle  nicht 
ein  blosses  Gefälligkeitsaccept  enthalten,  sondern  sie  muss  an 
dem  Unternehmen  für  eigene  Rechnung  betheiligt  sein. 

Auf  der  anderen  Seite  bedarf  es  zur  Erfüllung  der  gesetz- 
lichen Bedingung  nicht  der  Uebertragung  des  geistigen  Eigen- 
thumes auf  einen  inländischen  Verleger.  Auch  ein  blosser 
Commissionsverleger,  welcher  die  Herstellung  und  den  Absatz 
nur  auf  Gefahr  des  Autors  übernimmt,  ohne  selbst  ein  Ver- 
lagsrecht an  dem  Werke  zu  erwerben,  erwirbt  doch  durch  die 
von  ihm  bewirkte  Herausgabe  im  Inlande  das  geistige  Eigen- 
thum für  den  Verfasser.  Es  bedarf  also  nicht  der  Consti- 
tuirung  eines  V'^erlagsrechtes  zu  diesem  Zwecke.  Ebensowenig 
reicht  jedoch  die  blosse  Uebertragung  des  Verlagsrechtes  aus, 
um  die  Bedingung  des  inländischen  Erscheinens  zu  erfüllen. 
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Mit  Unrecht  bemerkt  daher  Wächter*):  «Allerdinps  kann  der 
zu  dem  Verlage  für  Deutschland  berechtigte  Verleger  sein  dies- 
seitiges Recht  erst  in  Verfolgung  setzen,  wenn  er  es  ausübt, 
d.  h.  wenn  er  sein  Werk  hier  erscheinen  lässt,  allein  begründet 
würde  es  seinem  inneru  rechtlichen  Bestände  nach  durch  den 
Act  der  üebertragung  von  dem  ausländischen  Autor  oder  Ver- 
lagsberechtigten.« DerV'ertrag  zwischen  dem  inländischen  Ver- 
leger und  dem  ausländi.schen  Autor,  der  noch  keinerlei  geisti- 
ges Eigenthum  im  Inlande  erworben  hat,  kann  selbstverständ- 
lich kein  solches  Recht  auf  den  Verleger  übertragen,  er  kann 
nur  obligatorische  Rechte  zwischen  den  Contrahenten,  nicht 
aber  Rechte  des  geistigen  Eigenthumes  gegenüber  dritten  Per- 
sonen begründen.  Man  darf  daher  auch  nicht  mit  Bomemann*) 
behaupten,  dass  es  genüge,  wenn  der  inländische  Verleger  den 
Erwerb  des  literarischen  Eigenthumes  gehörig  bekannt  macht, 
da  ein  literarisches  Eigenthum  an  ausländischen  Productionen 
erst  durch  das  Erscheinen  im  Inlande  begründet  wird,  also 
auch  nicht  vor  der  Erfüllung  dieser  Bedingung  erworben  und 
übertragen  werden  kann.  Daher  ist  der  Vertrag  zwischen  dem 
Autor  und  dena  inländischen  Verleger  für  die  Entstehung  des 
geistigen  Eigenthumes  nur  insoweit  von  Bedeutung,  als  der 
unbefugte  Abdruck  eines  im  Auslande  verfassten  Werkes  na- 
türlich keine  Rechte  begründen  kann  und  nicht  gegen  Verviel- 
fältigung geschützt  ist. 

Endlich  muss  einigen  Zweifeln  entgegen  getreten  werden, 
welche  Bomemann  ’)  darüber  angeregt  hat,  ob  die  Gesetze  des 
Verlagsortes  auch,  soweit  sie  sich  auf  die  Person  des  Urhe- 
bers beziehen,  Anwendung  finden  dürfen,  wenn  der  Urheber 
selbst  nicht  unter  diesen  Gesetzen  lebt.  Bomemann  findet  es 
bedenklich,  die  Dauer  der  Schutzfrist  für  ein  im  Inlande  er- 
schienenes Werk  eines  Ausländers  nach  der  Lebensdauer  des 
ausländischen  Urhebers  imd  zugleich  nach  dem  Preussischen 
Gesetze  zu  bemessen.  Er  meint,  dass  entweder  die  Iiebens- 
dauer  des  inländischen  Verlegers  substituirt  werden,  oder  die 
Dauer  der  Schutzfrist  nach  denjenigen  Gesetzen  bemessen  wer- 
den müsse,  unter  denen  der  Autor  lebt,  so  dass  also  bei  der 


1)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  398. 

3)  System  des  Preuss.  Civilrechtes  Bd.  III  S.  209. 
3)  a.  a.  0.  S.  209. 
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letzteren  Annahme  ein  Englischer  Autor  für  seinen  inländischen 
Verlag  nicht  dreissig  Jahre  nach  seinem  Tode,  sondern  nur 
sieben  Jahre  nach  seinem  Tode,  öder  zwei  und  vierzig  Jahre 
nach  der  Veröffentlichung  geschützt  sein  würde. 

Diese  Bedenken  l>eruhen  auf  einer  nicht  zntreffenden  Auf- 
fassung der  territorialen  Beschränkung  des  Rechtsschutzes.  Die 
Deutschen  Nachdrucksgesetze  schützen  im  Anschlüsse  an  den 
Bundesbescliluss  vom  9.  November  1837  die  »ini  Umfange  des 
Bundesgebietes  erscheinenden  literarischen  und  artistischen  Er- 
zeugnisse« ohne  eine  Beschränkung  in  Bezug  auf  die  Person 
des  Urhebers.  Sie  bestimmen  ferner  im  .\nschlusse  an  den 
Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1845  die  Dauer  des  Rechts-schutzes 
für  alle  diese  Erzeugnisse  ohne  Unterschied  der  Person  des 
Urhebers  auf  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des  letzteren.  Sie 
gewähren  also  weder  dem  inländischen  Autor  Rechtsschutz  für 
ein  im  Auslande  veröffentlichtes  Werk,  noch  schliessen  sie  den 
ausländischen  Urheber  des  im  Inlande  erschienenen  Werkes 
von  diesem  Rechtsschutzc  aus '). 

Daher  ist  das  in  Preussen  veröffentlichte  Werk  eines  Nord- 
amerikaners gegen  Nachdruck  geschützt,  während  das  in  den 
Vereinigten  Staaten  erschienene  Werk  eines  Preussen  in  Preus- 
sen keinen  Rechtsschutz  geniesst. 

Auch  die  Dauer  der  Schutzfrist  wird  nicht  nach  der  Na- 
tionalität oder  nach  dem  Wohnorte  des  Urhebers,  sondern  le- 
diglich durch  den  Ort  des  Erscheinens  bestimmt.  Daher  be- 
trägt die  Schutzfrist  für  das  in  Preussen  erschienene  Werk 
eines  Nordamerikaners  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Au- 
tors, nicht  acht  und  zwanzig  Jahre  nach  der  Veröffentlichung, 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten.  Es  würde  ganz  unzulässig  sein, 
die  Regel  eines  Nordamerikanischen  Rechtes  auf  ein  in  Preussen 
erworbenes  geistiges  Eigenthum  in  Anwendung  zu  bringen, 
zumal  der  Urheber  durch  die  in  Preussen  erfolgte  Publication 
in  den  Vereinigten  Staaten  kein  geistiges  Eigenthum  erwirbt 

Die  Berechnung  der  Schutzfrist  nach  dem  Orte  des  Er- 
scheinens gilt  als  Regel  auch  in  den  P'ällen,  wo  ein  im  Auslande 
erschienenes  Werk  durch  Staatsverträge  den  Rechtsschutz  des 
Inlandes  geniesst.  Daher  ist  das  in  England  erschienene  Werk 


1)  lieber  die  abweicUetiden  Regeln  der  Sachs.  Gesetxgebung  (vergl. 
oben  S.247) 
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eines  Preussen  — z.  B.  die  ursprüngliche  en^ilische  Ausgabe 
Tou  Hoffmanns  Einleitung  in  die  moderne  Chemie,  oder  von  Max 
Müllers  Vorträgen  über  die  Sprache  — zwar  in  Preussen  auf 
Grund  der  Verträge  vom  13.  Mai  184fi  und  vom  14.  Juni  1855 
gegen  Nachdruck  geschützt.  Die  Schutzfrist  beträgt  jedoch 
nicht,  wie  für  die  in  Preussen  erschienenen  deutschen  Bear- 
beitungen derselben  Werke  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des 
Autors,  sondern  nach  dem  am  Orte  des  Erecheinens  geltenden 
Enghschen  liechte,  sieben  Jahre  nach  dem  Tode  des  Urhebers 
oder  zwei  und  vierzig  Jahre  nach  der  ersten  VeröflFenthchung. 

Die  Schutzfrist  des  fremden  Rechtes  kommt  indess  im  In- 
lande nur  soweit  zur  Geltung,  als  sie  die  Dauer  der  inländi- 
schen Schutzfrist  nicht  übersteigt.  Der  Ort  des  Erscheinens 
bestimmt  also  in  diesem  Falle  zwar  die  Regel  für  die  Dauer 
des  geistigen  Eigenthumes,  diese  Regel  erleidet  jedoch  eine 
Ausnahme,  wenn  die  einheimische  Schutzfrist  kürzer  ist  als  die 
am  Orte  des  Erscheinens  geltende. 

Die  Staatsverträge  sprechen  diese  Regel  und  diese  Aus- 
nahme häufig  in  ausdrücklichen  Worten  aus.  So  bestimmt  die 
Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Frankreich  vom  2.  Au- 
gust 1862  über  die  Rechte,  welche  die  Urheber  der  in  dem 
einen  der  contrahirenden  Staaten  erschienenen  Werke  in  dem 
andern  Staate  gemessen,  im  Art.  I : 

»Sie  sollen  denselben  Schutz  und  dieselbe  Rechtshfllfe  ge- 
gen jede  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte  geniessen,  als  wenn 
diese  Beeinträchtigung  gegen  die  Urheber  solcher  Werke  be- 
gangen wäre,  welche  zum  ersten  Male  in  dem  Lande  selbst 
veröffentlicht  worden  sind.« 

»Es  sollen  ihnen  jedoch  diese  Vortheile  gegen- 
seitig nur  so  lange  zustehen,  als  ihre  Rechte  in 
dem  Lande,  in  welchem  die  erste  Veröffentli- 
chung erfolgt  ist,  in  Kraft  sind,  und  sie  sollen 
in  dem  andern  Lande  nicht  über  die  Frist  hin- 
aus dauern,  welche  für  den  Schutz  der  einheimi- 
schen Autoren  gesetzlich  festgestellt  ist.« 
Andere  Verträge  kehren  jedoch  das  Verhältniss  von  Regel 
und  Ausnahme  um.  So  bestimmt  z.  B.  der  Vertrag  zwischen 
Baden  und  Frankreich  vom  3.  April  1854  im  Art.  I : 

»Die  hohen  contrahirenden  Theile  verpflichten  sich  wech- 
selseitig, den  Angehörigen  des  andern  Staates  hinsichtlich 
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ihrer  Werke  des  Geistes  und  der  Kunst  — denselben  Schutz 
gegen  den  in  diesem  Staate  begangen  werdenden  Nachdruck 
oder  unbefugte  Vervielfältigung  zu  gewähren,  welchen  die  An- 
gehörigen des  eigenen  Staates  genie.ssen;  in  der  Weise,  dass 
alle  Gesetze,  Verordnungen  und  Bestimmungen,  welche  bezüg- 
lich des  Nachdruckes  und  der  unbefugten  Vervielfältigung 
solcher  Werke  gegenwärtig  bestehen,  oder  künftig  noch  er- 
lassen werden,  auf  die  Angehörigen  beider  Staaten  gleich- 
mässig  anwendbar  sind.  Jedoch  sollen  die  Angehöri- 
gen des  einen  Staates  diesen  Schutz  im  andern 
Lande  nicht  über  den  Zeitpuuct  geniessen,  wel- 
cher für  die  Dauer  dieses  Schutzes  durch  die 
Gesetzgebung  ihres  eigenen  Staates  bestimmt  ist« 
Hier  wird  scheinbar  nicht  der  Ort  des  Erscheinens,  son- 
dern der  Ort  der  Kechtsverfolgung  als  massgebend  für  die 
Dauer  der  Schutzfrist  angenommen  und  diese  Regel  durch  die 
Ausnahme  beschränkt,  dass  die  am  Orte  des  Erscheinens  mass- 
gebende Schutzfrist  nicht  überschritten  werden  darf. 

Es  bedarf  jedoch  nicht  der  Ausführung,  dass  diese  Bestim- 
mung, welche  im  Resultate  mit  der  des  preussisch -französi- 
schen Vertrages  durchaus  übereinkommt,  insofern  incorrect 
gefasst  ist  ’),  als  das  in  Frankreich  entstandene  geistige  Eigen- 
thum zunächst  durch  die  am  Orte  seiner  Entstehung  geltenden 
Gesetze  zeitlich  begrenzt  wird  und  erst  bei  der  Rechtsverfol- 
gung in  Baden  eine  weitere  Beschränkung  durch  das  Maximum 
der  dortigen  Schutzfristen  erfahren  kann. 

Eine  dritte  Gruppe  von  Verträgen  endlich  ist  so  gefasst, 
dass  anscheinend  die  oben  aufgestellte  Regel  umgekehrt  wird, 
indem  nicht  die  am  Orte  des  Erscheinens  geltenden  Gesetze, 
sondern  lediglich  diejenigen  des  andern  Staates  als  massgebend 


1)  Die  incorrecte  Fassuog  des  Art.  8 tritt  noch  deutlicher  im 
EiD|<anf|^  hervor,  wo  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  der  gleiche 
Rechtsschuts  für  ihre  Werke  garantirt  wird,  während  beabsichtigt 
wurde,  den  in  beiden  Staaten  erscheinenden  Werken  gegen- 
seitigen Rechtsschutz  zu  Thoil  werden  zu  lassen.  Weder  die  Badi- 
sche noch  die  Französische  Gesetzgebung  macht  einen  Unterschied 
zwischen  den  Werken  von  Inländern  und  Ausländern.  Der  Vertrag  hat 
also  nur  insofern  Bedeutung,  als  er  im  Art.  3 den  in  dem  einen  Staate 
veröffentlichten  oder  angemeldeten  Werken  den  Rechtsschutz  gegen 
Nachdruck  in  dem  andern  Staate  garantirt. 
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fUr  die  Entstehung  und  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes  be- 
zeichnet werden. 

So  bestimmt  z.  H.  der  Vertrag  zwischen  Prcu.ssen  und  Eng- 
land vom  16.  Juni  1840  im  Art.  1 ; 

»Die  Autoren  von  Büchern  — luier  von  irgend  einem  an- 
dern Werke  der  Literatur  und  der  schönen  Künste,  für  wel- 
ches die  (iesetze  Preussens  und  ürossbritanniens  ihren  eige- 
nen Unterthanen  ein  ausschliessliches  liecht  zur  Vervielfäl- 
tigung gegenwärtig  beilegen  oder  iu  Zukunft  ertheilen  mögen, 
sollen  in  Betreff  eines  jeden  solchen  Werkes  oder  Gegenstan- 
des, der  in  dem  einen  der  Inüden  Staaten  zuerst  erschienen 
ist,  in  dem  andern  Staate  das  gleiche  ausschliess- 
liche Recht  zur  Vervielfältigung  geniessen,  als 
dem  Autor  — eines  gleichartigen  Werkes  gesetz- 
lich zustehen  würde,  wenn  es  in  diesem  Staate 
zuerst  erschienen  wäre,  gegenseitig  mit  den  gleichen 
gesetzlichen  Rechtsmitteln  und  gleichem  Schutze  gegen  Nach- 
druck und  unbefugte  Vervielfältigung.» 

Der  Wortlaut  dieser  Bestimmung  liesse  die  Deutung  zu, 
dass  das  Englische  Geisteseigenthum  nicht  bloss  in  Preussen 
nach  den  Preussischen  Gesetzen  verfolgt  und  gegen  Verletzung 
geschützt  werden  solle,  sondern  dass  auch  die  Entstehung  und 
die  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes  an  dem  in  England  er- 
schienenen Werke  nicht  nach  den  Englischen,  sondern  nach  den 
Preussischen  Gesetzen  beurtheilt  werden  solle  und  umgekehrt. 
Daraus  würde  folgen,  dass  z.  B.  ein  in  Preussen  erschienenes 
posthumes  Werk,  an  welchem  nach  §.  0 des  Gesetzes  vom  11. 
Juni  1837  das  geistige  Piigenthum  nach  dreissig  Jahren  erlischt, 
in  Pingland  noch  zwölf  weitere  Jahre  geschützt  wäre.  Ferner 
würden  die  Vorlesungen  an  den  Englischen  Universitäten,  an 
welchen  nach  Englischem  Rechte  kein  geistiges  Ivigenthum  er- 
worben wird  (oben  S.  167  Note  1),  in  Preussen  gemäss  §.  3 b 
des  angeführten  Gesetzes  gegen  den  unbefugten  Abdruck  ge- 
schützt werden  müssen. 

Es  ist  jedoch  einleuchtend,  dass  das  in  England  entstan- 
dene geistige  Eigenthum  in  l’reussen  nur  insofern  und  so  lange 
geltend  gemacht  und  verfolgt  werden  kann,  als  dasselbe  nach 
Englischen  Gesetzen  erworben  ist.  Der  zum  gegenseitigen 
Schutze  der  Autorrechte  abgeschlossene  Staatsvertrag  kann 
nicht  die  Wirkung  haben,  dass  er  den  Autoren,  die  nach  den 
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Gesetzen  ihres  Landes  kein  Urheberrecht  erworben  haben,  oder 
dasselbe  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  bereits  wieder  ver- 
loren haben,  ein  solches  Recht  für  den  andern  Staat  beilegte. 

Hiernach  muss  auch  in  den  Art.  I des  Preussisch- Engli- 
schen Vertrages  die  stillschweigende  Voraussetzung  hereinge- 
tragen werden,  dass  die  Autoren  am  Orte  der  Veröffentlichung 
ihres  Werkes  geistiges  Eigenthum  erworben  haben  ; und  die  Ge- 
setze des  andern  Staates  kommen  mithin  in  Bezug  auf  die 
Entstehung  und  die  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes  nur  in- 
sofern in  Betracht,  als  dieses  Recht  für  die  ausländischen  Pro- 
ducte  nicht  in  weiterem  Umfange  und  nicht  für  längere  Dauer 
in  Anspruch  genommen  werden  kann,  als  filr  die  Werke  des 
eigenen  Landes. 

Ein  und  da.sselbe  Werk  kann  in  mehreren  Rechtsgebieten 
erscheinen,  d.  h.  in  jedem  besonders  veröffentlicht  werden.  Es 
ist  daher  der  Fall  der  Publication  an  verschiedenen  Erscheinungs- 
orten in  Betracht  zu  ziehen.  Diese  mehrfache  Veröffent- 
lichung ist  entweder  eine  gleichzeitige,  oder  sie  erfolgt  zu  ver- 
schiedenen Zeiten.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Ort  der  ersten 
Veröffentlichung  allein  massgebend  für  die  Entstehung  und  die 
Dauer  des  geistigen  Eigenthumes.  Daher  kann  ein  zuerst  im 
Auslande  veröffentlichtes  Werk  nicht  nachträglich  im  Inlande 
mit  der  Wirkung  veröffentlicht  werden,  dass  dadurch  ein  Recht 
der  ausschliesslichen  Vervielfältigung  erworben  würde.  Vielmehr 
ist  durch  die  Veröffentlichung  im  Auslande  ‘)  das  geistige  Ei- 
genthum an  dem  Werke,  auch  wenn  ein  solches  nach  den  Ge- 
setzen des  Inlandes  vorher  bestanden  hat,  vollständig  und  für 
immer  zu  Grunde  gegangen  und  Jeder  ist  berechtigt,  das  zu- 
erst im  Auslande  erschienene  Werk  als  ein  gemeinfreies  auch 
ohne  Genehmigung  des  Urhebers  nachzudrucken ‘). 

1)  Vergl.  oben  S.  248  Note  1. 

2)  Dieser  Gmndsatz  ist  von  der  Praxis  der  Gerichte  in  zahlrei- 
chen Anwendungen  anerkannt  worden. 

Der  Belgische  auch  in  Leipzig  domicilirte  Buchhändler  Meline 
hatte  mit  Thiers  einen  Vertrag  abgeschlossen,  durch  welchen  er  das 
Verlagsrecht  der  Geschichte  des  Consulates  und  des  Kaiserreiches  für 
Deutschland  ankauile.  Er  lies  dieses  Werk  dann  im  Jahre  1845,  also 
vor  Abschluss  der  Literarconventionen  zwischen  Frankreich  und  den 
Deutschen  Staaten  in  Leipzig  drucken  und  erhob  gegen  die  Verbrei- 
tung belgischer  Nachdrücke  desselben  Werkes  bei  dem  Preussisohen 
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Umgekehrt  hat  die  nachträgliche  Veröffentlichung  eines 
zuerst  im  Inlande  erschienenen  Werkes  in  einer  besonderen 
ausländischen  Ausgabe  nicht  den  Verlust  des  geistigen  Eigen- 
thum&s  zur  Folge. 

Dies  ist  gleichwohl  in  einem  Erkenntnisse  des  Obertribu- 


Gprichte  Klage.  Diese  Klage  »’urde  indess  in  beiden  Instanzen  abge- 
wiesen. ln  dem  Drtheile  des  Rheinischen  .Xppellationsgerichtsbofes  vom 
18.  Jnli  1845  wird  ausgeführt; 

>In  Erwägung,  dass  Thiers  den  Verlag  seines  Werkes ; Histoire  du 
consulat  et  de  l’empirc  notorisch  einem  Pariser  Buchhändler  über- 
tragen hat,  dass  daher  dem  Nachdrucke  dieses  in  Frankreich  erschie- 
nenen Werkes  oder  der  Verbreitung  anderswo  veranstalteter  Nach- 
drucke desselben  in  Preussen  ein  Hindw^dSs  nicht  entgegensteht; 

In  Erwägung,  dass  zwar  der  Buchhändler  Meline  zu  Leipzig 
ebenfalls  ein  Verlagsrecht  gedachten  Werkes  direct  von  Thiers  und 
zwar  für  Deutschland  erworben  haben  will,  dass  aber,  wenn  ein  sol- 
cher Contract  abgeschlossen  sein  mag,  darauf  von  Meline  ein  Antrag 
auf  Confiscation  der  in  Belgien  veranstalteten  und  in  Deutschland 
verbreiteten  Nachdrucke  nicht  gestützt  werden  kann,  indem  eben  durch 
die  von  Seiten  des  rechtmässigen  Verlegers  veranstaltete  Originalaus- 
gabe eines  Werkes  in  Frankreich  für  Preussen  die  natürliche  und  nur 
für  den  Fall  beobachteter  Reciprocität  beschränkte  Befugniss  eintritt, 
dies  Werk  in  Deutschland  nachzndrucken  oder  Nachdrucke  dahin 
zu  verbreiten,  welche  natürliche  Befugniss  durch  einen  Privatvertrag 
zwischen  dem  Französischen  Schriftsteller  und  dem  in  Deutschland 
domicilirteii  Buchhändler  keinesweges  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden  kann; 

aus  diesen  Gründen  verwirft  der  Königl.  Appellationsgerichtshof 
die  gegen  den  Rathskammerljeschluss  — eingelegte  Opposition  als 
nicht  begründet.«  (Vergl.  Deutsche  Vierteljahrsschrift  1846  Bd.  2 
S.  196  fif.) 

Ebenso  wies  das  Obertribunal  durch  das  Erkenntniss  vom  4.  Juni 
1856  die  Klage  eines  Französischen  Verlegers  wegen  Nachdruckes  eines 
zuerst  in  Paris  und  dann  nach  erfolgter  Niederlassung  des  Verlegers 
in  Berlin  auch  hier  veröffentlichten  Kupferstiches  zurück  und  bemerkte : 
»Wenngleich  daher  ein  im  Auslande  domicilirter  Verleger  auch  in 
Preussen  naturalisirt  worden  ist.  und  nach  erlangter  Concession  in 
Preussen  eine  Verlagshandlung  als  Commaudite  errichtet  hat,  so  kann 
dies  doch  nicht  hindern,  seinen  zuerst  im  Orte  seines  ausländischen 
Domicils.  dann  aber  auch  in  Preussen  ausgegebenen  Verlag^rtikel 
als  im  Anslande  erschienen  anzusehen.«  Goltdammers  Archiv  Bd.  4 
S.  683  ff. 
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nales  vom  15.  Juli  1857  angenommen,  welches  den  folgenden 
Rechtsfall  betrifft: 

Eine  in  Preussen  ei'schieuene  Sammlung  von  Musterzeich- 
nungen wurde  später  in  England  mit  Bewilligung  des  ersten 
Herausgebers  in  einei'  be.sonderen  Ausgabe  veröffentlicht,  und 
demnächst  in  Preussen  ohne  Erlaubniss  des  Herausgebers  nach- 
gedruckt. Das  Obertribunal  wies  die  Denuntiation  wegen  die- 
ses Nachdruckes  zurück,  indem  es  feststellte,  dass  das  Vorbild 
des  Nachdruckes  nicht  die  erste  preussische,  sondern  die  eng- 
lische Ausgabe  der  Musterzeichnungen  gewesen  sei,  und  dass 
diese  englische  Ausgabe  nicht  nach  Vorschrift  des  Vertrages  vom 
13.  Mai  1846  durch  Einregistrirung  in  Preussen  gegen  Nachbil- 
dung geschützt  sei.  Es  könne  daher  der  Herausgeber  der 
Zeichnungen  die  Ileproduction  derselben  nach  der  in  England 
veröffentlichten  Copie  auch  in  Preussen  nicht  hindern  •). 

Diese  Entscheidung  kann  jedoch  nicht  als  zutreffend  an- 
erkannt werden.  Der  Urheber  der  fraglichen  Musterzeichnun- 
gen erwarb  durch  deren  Erscheinen  in  Preussen  nach  §.  18  des 
Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  das  ausschliessliche  Recht  der  Ver- 
vielfältigung. Wenn  er  demnächst  eine  besondere  Ausgabe 
in  England  autorisirte,  wozu  er  nach  dem  Staatsvertrage  vom 
13.  Mai  1846  ausschliesslich  befugt  war,  so  übte  er  dadurch  nur 
das  ihm  zustehende  Recht  aus.  Er  beging  jedenfalls  eine  ganz 
erlaubte  Handlung,  mit  welcher  die  Gesetze  einen  Rechtsnach- 
theil, insbesondere  den  Verlust  des  ausgeübteu  Rechtes  keines- 
weges  verbunden  haben.  Die  fraglichen  Musterzeichnungen 
sind  also  nach  wie  vor  gegen  Nachdruck  geschützt  und  dies 
scheint  auch  das  Obertribunal  anzuerkennen,  indem  es  seine 
Entscheidung  darauf  stützt,  dass  nicht  ein  Exemplar  der  Preus- 
sischen,  sondern  der  Englischen  Ausgabe  als  Vorbild  für  den 
Nachdruck  benutzt  worden  sei.  Allein  beide  Ausgaben  waren 
Reproductionen  derselben  Zeichnung,  an  der  der  Herausgeber 
das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung  besass.  Es 
kann  also  auf  die  Herkunft  der  benutzten  Copie  nicht  ankom- 
men, da  es  für  die  Beurtheilung  einer  Rechtsverletzung  offen- 
bar gleichgültig  ist,  welcher  Mittel  sich  der  Urheber  zu  dereel- 
ben  bedient  hat.  Auch  würde  es  nicht  bloss  theoretisch  unrichtig, 
sondern  practisch  geradezu  verkehrt  sein,  die  Strafbarkeit  des 


1)  GoltdttininerB  Archiv  Bd.  6 S.  C31  ff. 
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Nachdrucks  davon  abhängig  zu  machen,  ob  das  eine  oder  das 
andere  Exemplar  eines  und  desselben  Werkes  zur  Herstellung 
des  Nachdruckes  benutzt  worden  ist.  Endlich  ist  die  Einregi- 
strirung  der  Englischen  Verlagsartikel  in  Preussen  durch  den 
Vertrag  vom  13.  Mai  1846  im  Art.  II  mit  folgenden  Worten 
vorgeschrieben : 

"‘2.  Wenn  das  Werk  innerhalb  des  Gebietes  Ihrer  Briti- 
schen Majestät  zuerst  erschienen  ist,  muss  dasselbe  in 
das  V'erzeichniss  eingetragen  werden,  welches  zu  diesem  Zwecke 
bei  dem  Preussischen  Ministerium  der  geistlichen  Unterrichts- 
und Medicinal- Angelegenheiten  gefiihrt  werden  soll.» 

Diese  Fassung  schliasst  vollständig  die  .\unahme  aus,  dass 
ein  in  Preussen  zuerst  erschienenes  Werk,  falls  der  Urheber 
dasselbe  in  England  eintragen  und  demnächst  auch  dort  ver- 
vielfältigen lässt,  nunmehr  wieder  in  Preussen  einregistrirt  wer- 
den müsse,  um  dort  den  Rechtsschutz  gegen  unbefugte  Ver- 
vielfältigung zu  behaupten. 

Die  gleichzeitige  Veröffentlichung  desselben  Werkes 
in  verschiedenen  llechtsgebieten  hat  zur  Folge,  dass  in  Jedem 
derselben  das  geistige  Eigenthum  nach  den  dortigen  Gesetzen 
erworben  wird.  Das  durch  das  Erscheiuen  im  Inlande  erwor- 
bene Recht  wird  also  durch  die  gleichzeitige  Ausgabe  im  Aus- 
lande keinO'<w'eges  alterirt,  vorausgesetzt,  dass  das  Werk  wirk- 
lich vor  dem  Erscheiuen  im  Inlande  noch  an  keinem  andern 
Orte  im  .\uslande  ausgegeben  worden  ist 

Die  Anmeldung  des  Geistesproductes  zur  öUentlichen 
Eintragung  ist  in  der  Regel  nur  als  eine  Förmlichkeit  vorge- 
schricben,  welche  mit  der  Veröffentlichung  verbunden  werden 
muss,  um  durch  die  letztere  geistiges  Isigenthum  zu  erwerben. 
Sie  hat  daher  keine  selbständigen  Wirkungen  in  Bezug  auf  die 
Entstehung  des  geistigen  Eigenthuines,  .\nders  verhält  es  sich 
nach  der  Französischen  Nachdruckgesetzgebuug,  welche  nicht 
den  Ort  des  Erscheinens,  sondern  den  Ort  der  Anmeldung  als 
mas.sgebend  für  die  Entstehung  des  geistigen  Eigenthumes  be- 
zeichnet *). 

1)  Vcrgl.  die  Aufsätze  von  Volkmann  in  der  deutschen  Viertel- 
jahrsschrift  1846  Bd.  i S.  196  ff.  and  in  der  Sachs.  Zeitschrift  für  Rochta- 
pflege  und  Verwaltung  Bd.  14  S.  110  ff. 

2)  Decret  du  28  Mars  1852 

.Art.  1.  La  coutrefa^on  sur  le  territoire  frangais,  d’ouvrages  pu- 
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In  Frankreich  werden  die  im  Auslande  erschienenen  Werke 
gleich  der  inländLschen  Production  geschützt,  wenn  sie  durch 
Einreichung  von  zwei  Exemplaren  bei  der  Pariser  Bibliothek 
zum  Schutze  angemeldet  werden.  Alles  was  daher  für  die 
Deutsche  und  Englische  Gesetzgebung  von  dem  Orte  des  Er- 
scheinens gesagt  ist,  gilt  nach  Französischem  Rechte  von  dem 
Orte  der  Anmeldung,  nach  dessen  Gesetzen  sowohl  die  Ent- 
stehung als  die  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes  beurtheilt  wird. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  industriellen  Eigenthumes  tritt 
der  Ort  der  Anmeldung  allgemein  an  die  Stelle  des  Ortes  der 
Veröffentlichung,  so  dass  die  Wirksamkeit  und  die  Dauer  des 
Patent-  und  des  Musterschutzes  ausschliesslich  nach  derjenigen 
Gesetzgebung  zu  beurtheilen  ist,  unter  welcher  das  Patent  nach- 
gesucht oder  das  Waareninuster  augemeldet  worden  ist. 


§.  25.  Untergang  des  geistigen  Eigenthumes. 

Verlust  durch  die  Veröffentlichung.  - Veräusserung  von  Kunstwer- 
ken. — Verwirkung  und  Entziehung.  — Untergang  des  Objectes.  — 
Ablauf  der  Schutzfristen. 


Der  Verlust  des  geistigen  Eigenthumes  kann  sogleich  bei 
der  Veröffentlichung  des  Geistosproductes  eintreten,  wenn  diese 
Veröffentlichung  in  einem  nicht  geschützten  Rechtsgebiete  er- 
folgt (oben  S.  248  f.)  oder  wenn  bei  der  Veröffentlichung  im  In- 
lande die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  der  Anmeldung  zur 
Eintragung  nicht  beobachtet  werden  (oben  S.  240j.  Die  Ver- 
öffentlichung kann  ferner  trotz  der  Beobachtung  dieser  Förm- 


blics  ä l’etranger  et  mentionnes  en  l’art.  426  du  Code  penal  constitue 
un  delit.  Art.  4.  Neamnoins  la  poursuite  ne  sera  admise  que  sous  l’ac- 
complissement  des  conditions  exigees  relativement  aux  ouvrages  pu- 
blies  en  France  iiotamment  par  l’article  6 de  la  loi  du  19  Jiiillet  1793. 

Loi  du  19  Juilict  179  3. 

.Art.  6.  Tont  citoyen  qui  mettra  au  Jour  un  ouvrage  soit  de 
litterature  ou  de  gravure  dans  quelque  geure  que  ce  soit,  sera  oblige 
d’en  deposer  deux  exemplaires  ä la  bibliotheque  nationale  ou  au  ca- 
binct  des  estampes  de  la  Uepublique,  dont  il  recevra  un  re<;u  signe  par 
le  bibliothecaire,  faute  de  quoi  il  ne  pourra  etre  admis  en  justice  pour 
la  poursuite  des  cuntrofaqons. 
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licbkeiten  den  Verlust  des  geistigen  Eigenthumes  in  Bezug  auf 
andere  mögliche  Fürmen  der  Reproduction  nach  sich  ziehen, 
wenn  das  Gesetz  vorschreibt,  dass  mit  der  ersten  Veröffentli- 
chung auch  ein  besonderer  Vorbehalt  in  Bezug  auf  solche  ver- 
änderte Reproductionen  (Aufführung,  üebersetzung,  Kupferstich 
u.  dgl.)  verbunden  werden  muss.  In  dieser  Hinsicht  bestimmen 
die  deutschen  Landesgesetze  im  Ansclilusse  an  das  Preussische 
Gesetz  vom  20.  Februar  1854  und  den  Bundesbeschluss  vom 
12.  März  1857,  dass  der  Autor  eines  dramatischen  oder  mu- 
sikalischen Werkes  bei  der  Veröffentlichung  desselben  durch 
den  Druck  die  ausschliessliche  Befugniss  zur  öffentlichen  Auf- 
führung durch  einen  Vermerk  auf  dem  Titelblatte  Vorbehalten 
muss.  Ferner  bestimmen  die  Landesgesetze  ')  und  die  Staatsver- 
träge zwischen  Preussen,  England,  Frankreich  und  Belgien  über- 
einstimmend, dass  das  Recht  der  Üebersetzung  auf  dem  Titel- 
blatte der  Originalausgabe  Vorbehalten  werden  muss.  Das  Oester- 
reichische  Gesetz  vom  lO.üctober  1846  gestattet  im  §.  6,  c.  dem 
Tondichter,  sich  das  Vorrecht  des  Arrangements  seiner  Composi- 
tion  im  Allgemeinen  oder  für  bestimmte  Instrumente  auf  dem 
Titelblatte  seines  veröffentlichten  Werkes  ausdrücklich  vorzube- 
halten. Endlich  bestimmt  das  Oesterreichische  Gesetz  im  §.  10, 
dass  der  Urheber  eines  Kunstwerkes  »sich  bei  der  Veröf- 
fentlichung desselben  das  Recht  zu  dessen  Vervielfälti- 
gung ausdrücklich  Vorbehalten  und  diesen  Vorbehalt  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  zwei  Jahren  nach  Ablauf  des  Erschei- 
nungsjahres in  Ausführung  bringen  muss,  widrigens  jede  Nach- 
bildung des  Kunstwerkes  unbeschränkt  erlaubt  ist.«  Nach  den 
scharfsinnigen  Erläuterungen,  welche  Harum  (Die  Oesterreichi- 
sche Pressgesetzgebung  S.  111  ff.)  zu  dieser  mehr  als  gewöhn- 
lich dunklen  Stelle  des  Oesterreichischen  Gesetzes  gegeben  hat, 
muss  hier  unter  der  Veröffentlichung  des  Kunstwerkes  im  Ge- 
ll Soweit  nie  das  Recht  der  Üebersetzung  überhaupt  anerkennen. 
Dahin  gehört : das  Preussische  Gesetz  v.  1 1.  Juni  1837  §.  4.  b.  — Das  Oester- 
reich. Gesetz  vom  lU.  October  1846  6,  c.  — Das  Bayer.  Gesetz  v.  28. 

Juni  1666  Art.  8.  — Braunsohw.  Gesotz  v.  10.  l’ebruar  1842  §.  2.  — 
Grossherzogi.  8ächs.  Gesetz  v.  11.  Januar  1839  §.  4,  b. 

Ohne  Vorbehalt  wird  das  Recht  der  Üebersetzung  allein  durch 
das  luxemburgische  Gesotz  v.  26.  Januar  1817  Art.  1 und  für  Werke  in 
todten  Sprachen  durch  das  Grossherzogl.  Hessische  Gesetz  v.  23.  Sept. 
1830  Art.  4 geschützt. 
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nensatze  zur  Vervielfältigung  die  Ausstellung  des  Original- 
kunstwerkes  in  öffentlichen  Orten  verstunden  werden,  wobei 
dann  freilich  sowohl  über  den  Thatbestand  der  Veröffentlichung 
und  die  Zeit  des  »Krscheinung.sjahresi<  als  über  die  Form,  in 
welcher  der  Vorbehalt  ausgedrückt  werden  soll,  die  erheblichsten 
Zweifel  übrig  bleiben. 

Wird  der  in  dem  Gesetze  vorgeschriebene  Vorbehalt  bei 
der  ersten  Veröffentlichung  unterlassen,  so  ist  die  Publication 
in  Bezug  auf  die  nicht  vorbehaltenen  Arten  der  Reproduction 
ungeschützt.  Das  geistige  Eigenthum  geht  daher  in  Bezug 
auf  diese  Formen  der  Vervielfältigung  unter. 

Fünen  besonderen  Fall  der  nicht  geschützten  Veröffentli- 
chung bildet  nach  Bayerischem  Rechte  (Gesetz  v.  28.  Juni  1865 
Art.  33)  und  nach  Braunschweigischem  Rechte  (Gesetz  v.  10. 
Februar  1842  §.9)  die  Aufstellung  von  Denkmälern  auf 
öffentlichen  Plätzen. 

ln  allen  diesen  Fällen  geht  das  an  dem  nicht  veröffent- 
lichten Geistesproducte  bestandene  geistige  Eigenthum  durch 
die  Veröffentlichung  entweder  ganz  oder  in  Bezug  aut  die  nicht 
geschützten  Formen  der  Reproduction  unter  und  das  Pniduct 
wird  gemeinfrei.  Derselbe  Erlolg  tritt  vor  der  Veröffentlichung 
nach  Preussischem'  Rechte  in  einem  vereinzelten  Falle,  nämlich 
bei  der  Veräusserung  eines  Kunstwerkes  ein,  wenn  nicht  bei 
der  Veräusserung  des  Originals  eine  ausdrückliche  Verabredung 
über  den  Uebergaug  oder  den  Vorbehalt  des  geistigen  Fügen- 
thumes  getroffen  und  diese  Verabredung  bei  dem  Cultusmini- 
sterium  angcmeldet  wird  *)• 

1)  Gesetz  v.  11.  Juni  1837  §.28.  »Begeben  sich  der  Urheber  oder 
seine  Erben  des  Eigenthumes  des  Kunstwerkes,  ehe  mit  der  Verviel- 
fältigung ein  .\nfang  gemacht  worden  ist,  so  gebt,  falls  eine  ausdrück- 
liehe  Verabredung  darüber  nicht  stattgefundeu  hat,  das  aussehliessende 
liecht  dazu  gänzlich  Terloreu  Es  kann  aber  auf  die  Dauer  von  zehn 
Jahren  (jetzt;  von  drcissig  Jahren  nach  dem  Tode  des  Urhebers  — 
Publicationspatent  vom  16.  Januar  1846)  fortbestehen,  entweder  zu  Gun- 
sten des  Urhebers  oder  seiner  Erben,  indem  sie  sich  solches  Vorbehal- 
ten, oder  zu  Gunsten  des  Erwerbers,  indem  sie  ihm  solches  übertragen, 
insofern  mir  in  beiden  Fällen  gleichzeitig  mit  der  Veräusserung  eine 
Verabredung  in  glaubhafter  Form  darüber  gotroffeu  unil  davon  dem 
obersten  Curatorium  der  Künste  die  obgedaohte  Anzeige  gemacht  wird.« 

Dieselbe  Vorschrift  hat  das  Grosshcrzogl.  Säehs.  Gesetz  v.  11  Ja- 
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Ausser  diesem  vereinzelten  Falle  und  ausser  den  Fällen 
der  ungeschützten  Veröfientlichung  kann  das  geistige  Eigen- 
tlium  in  keinem  Falle,  weder  vor  noch  nach  der  Veröffentli- 
chung des  Werkes  durch  eine  Handlung  des  Betheiligten  ver- 
loren gehen.  Es  findet  weder  eine  Verzichtleistung  auf  das 
geistige  Eigenthum,  noch  eine  Verwirkung  desselben  statt. 
Die  Verzichtleistimg  insbesondere  kann  weder  in  der  F’orm  der 
üereliction  stattfinden  wie  beim  Sacheigenthume.  da  an  dem 
(Jeistesproducte  kein  köi-perlicher  Besitz  besteht,  welcher  auf- 
gegeben werden  könnte,  noch  auch  in  der  Gestalt  der  blossen 
Willenserkläning  ( Renuntiation),  da  dein  Berechtigten  nicht  ein 
bestimmter  Verpflichteter  gegenübersteht,  welchem  gegenüber 
der  Verzicht  mit  rechtlicher  Wirkung  erklärt  werden  könnte. 
Wenn  daher  auch  der  Urheber  das  erworbene  geistige  Eigen- 
thum thatsächlich  unbenutzt  lassen  und  diese  Absicht  allenfalls 
in  einer  öffentlichen  Erklärung  aussprechen  kann,  so  schliesst 
eine  solche  Erklärung  zwar  die  Strafe  des  Nachdrucks  aus; 
sie  kann  indess  zu  jeder  Zeit  zurückgenoinmen  werden  und  hat 
nicht  den  Verlust  des  geistigen  Eigenthumes  zur  Folge. 

Der  Fall  der  Verwirkung  des  geistigen  Eigenthumes  ist 
in  keiner  Gesetzgebung  vorgesehen.  Allerdings  enthalten  sänimt- 
liche  l’atentgesetzgebungen  die  Bestimmung,  dass  das  Patent 
erlischt,  wenn  die  Erfindung  nicht  binnen  einer  bestimmten 
Frist  (in  Preussen  binnen  sechs  Monaten)  ini  Inlande  ausgeführt 
wird.  Allein  der  Verlust  des  geistigen  Eigenthumes  wird  in 
diesem  Falle  lediglich  durch  den  Ablauf  der  Zeit,  nicht  durch 
eine  Handlung  des  Berechtigten  herbeigeführt.  Es  handelt  sich 
also  im  Grunde  nur  um  eine  kürzer  bemessene  Schutzfrist  für 
die  unausgeführte  Erfindung. 

Das  Englische  Gesetz  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria 
cap.  45)  sect.  5 ermächtigt  die  Regierung,  die  Veröffentlichung 
eines  noch  im  geistigen  Eigenthume  befindlichen  Buches  nach 


Dimr  1839  §.  28 ; ferner  das  Braunschw.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842 
§.  10  und  die  Kurhossische  Verordnune  v.  8.  Februar  1865  §.  4. 

Nach  dem  Oesterreichischen  Gesetze  vom  19.  October  1846  S-  H 
und  dem  Bundesbesohlusse  vom  9.  November  1837  geht  bei  der  Ver- 
äiissernng  des  Originales  ohne  Vorbehalt  das  geistige  Eigenthura 
auf  den  Erwerber  über,  w&hrend  nach  den  übrigen  Deutschen  Landes- 
gesetzgebungen, sowie  nach  Englischem  und  Französischem  Rechte  das 
geistige  Eigenthum  besonders  übertragen  werden  muss. 
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dem  Tode  des  Verfassers  einem  Dritten  zu  gestatten,  wenn 
der  Verlagsberechtigte  die  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage 
verweigert  ‘). 

Allein  auch  hier  tritt  nicht  der  Verlust,  sondern  nur  eine 
Beschränkung  des  geistigen  Eigenthumes  im  öffentlichen  Inter- 
esse ein. 

Auch  durch  den  Untergang  des  Objectes  kann  das 
geistige  Kigenthum  nicht  aufgehoben  werden,  da  auch  die  zer- 
störte Form  reproduzirt  werdeu  kann.  Daher  kann  die  Zer- 
störung eines  Kunstwerkes,  von  welchem  keine  Uopie  genommen 
ist,  allerdings  die  factische  Ausübung  des  geistigen  Eigenthuraes 
auf  niclits  zurückführen.  Der  Urheber  bleibt  gleichwohl  auch 
nach  dem  Untergange  seines  Werkes,  mit  Ausschluss  aller  An- 
dern, berechtigt,  die  Form  desselben  aus  dem  Gedächtnisse  .re- 
produzirt zu  vervielfältigen. 

Die  Bestimmung  des  Preussischen  Hechtes,  dass  die  Werke 
der  reproduzirenden  Künste  (Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt 
u.  s.  w.)  nur  so  lange  gegen  Nachdruck  geschützt  sind,  als  die 
Platten,  Formen  und  Modelle,  mittelst  welcher  die  Abbildung 
hergestellt  wird,  noch  nutzbar  sind,  betrifft  offenbar  nicht  einen 
Fall,  in  dem  das  Object  des  geistigen  Eigenthumes  unte^e- 
gangen  wäre.  Es  liegt  hier  nur  eine  eigenthümlich  bemessene 
unbestimmte  Schutzfrist  vor.  Und  diese  Frist  ist  ebenso  un- 
zweckmässig als  unbestimmt  bemessen.  Wenn  z.  B.  eine  starke 
Auflage  des  Kupferstiches  oder  des  Holzschnittes  von  der  Ori- 
ginalplatte  veransUiltet  wird  und  die  Originalplatte  durch 
einen  Unfall  beim  Druck  zerstört  wird,  so  kann  vielleicht  das 
geistige  Pligenthum  in  demselben  Augenblicke  untergehen,  in 
welchem  das  Werk  erst  im  Begriff  ist,  in  den  Verkehr  zu  tre- 
ten. Wenn  dagegen,  wie  dies  häufig  geschieht,  galvanoplastische 
Abdrücke  oder  Uliches  der  Originalplatte  zum  Druck  verwen- 
det werden,  so  wird  die  letztere  kaum  irgend  einer  Abnutzung 


1)  >And  whereas  it  is  expedieul  to  provide  against  the  Suppression 
of  books  of  importanue  lo  the  public,  be  it  cnacted,  that  it  be  lawful 
for  the  ludicial  Comittce  of  her  Majosty’s  Privy  Council  on  complaint 
made  to  thcm,  tliat  the  proprietor  of  the  Copyright  in  any  book  after 
the  death  of  its  author  bas  rufused  to  republish  or  to  allow  the  republi- 
cation  of  the  same  — to  grant  a liceuse  to  such  complainant , to  publisb 
such  book.« 
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ausgesetzt,  folglich  das  ausschliessliche  Recht  der  Vervielfälti- 
gung auf  unbegrenzte  Zeit  erhalten  ‘). 

Der  Untergang  des  geistigen  Eigenthunies  erfolgt  also, 
abgesehen  von  dem  Falle  der  ungeschützten  Veröffentlichung, 
regelmässig  nur  durch  den  Ablauf  der  in  den  (jesetzen  be- 
stimmten Schutzfristen.  Die  Beschränkung  der  Dauer  des  gei- 
stigen Eigenthumes  auf  gewisse  Fristen  ist  allen  Gesetzgebun- 
gen gemein.  Eine  unbegrenzte  Dauer  wird  nur  in  einzelnen 
Gesetzen  ausnahmsweise  den  Verlagsrechten  beigelegt,  welche 
vom  Staate  an  den  unter  öffentlicher  Autorität  erscheinenden 
Werken  übertragen  werden.  In  Oesterreich  bleibt  nach  §.  18 
des  Gesetzes  vom  19.  October  1846  das  Nachdruckverbot  für 
die  von  der  Staatsgewalt  unmittelbar  ausgegangenen  Acte  so 
lange  in  Kraft,  bis  dasselbe  ausdrücklich  aufgehoben  wird. 
Dasselbe  gilt  für  Werke,  welche  auf  Befehl  der  Regierung 
und  mit  dem  Vorbehalte  dieses  fortdauernden  Schutzes  erschie- 
nen sind.  In  Baden  dürfen  nach  §.  1 der  Verordnung  vom  8. 
September  1«06  die  auf  öffentliche  Veranstaltung  herauskom- 
menden Schriften  niemals  ohne  besondere  Erlaubniss  nachge- 
druckt werden.  Dasselbe  gilt  im  Grossherzogthum  Hessen  hin- 
sichtlich der  Gesetze  und  amtlichen  Verfügungen,  nur  dass  der 
beiläufige  Abdruck  zum  Zwecke  der  wisseaschaftlichen  Commen- 
tation  frei  gegeben  ist“).  In  England  gelten  die  Verlagsrechte 
der  Krone  nach  Gewohnheitsrecht  für  unbeschränkt  *),  doch  ist 
die  rechtliche  Gültigkeit  der  von  der  Krone  ausgeübten  Verlags- 
rechte. welche  sich  auf  Farlamentsacten  und  Bibeln  erstrecken, 
nicht  unbestritten,  vielmehr  ist  in  Bezug  auf  den  Druck  von 
Kalendern,  welcher  ebenfalls  als  au-sschliessliches  Recht  von 
der  Krone  in  Anspruch  genommen  und  der  Londoner  Buch- 
händler-Corporation übertragen  worden  war,  die  Existenz  dieser 
Prärogative  durch  richterliches  Urtheil  verneint  worden  ‘). 

1)  Vergl.  das  P^rkeimtuiss  dos  Obertribunals  vom  13.  Mai  1857 
(Börsenblatt  für  den  Deutschen  Uiichhandel  1857  S.  2020),  in  welchem 
aiisgcfuhrt  wird,  dass  die  Platte  eines  Kupferstiches  ihre  Nutzbarkeit 
im  Sinne  des  §.  29  cit.  auch  dann  behält,  wenn  einzelne  von  ihr  auf 
galvanoplastisobem  Wege  entnommene  Tochterplatten  diese  Nutzbarkeit 
bereits  eingebüsst  haben. 

2)  Gesetz  V.  23.  September  1830  Art.  10. 

3)  Curtis,  A treatise  on  the  law  of  Copyright  p.  97. 

4)  Godson,  A treatise  on  the  law  of  patents  for  invention  and  of 
Copyright  p.433. 


Digitized  by  Google 


368  VI.  Rntstebuni^  und  Rndigung.  §.  26.  Dauer  der  Schutzfristen. 

8-  2G.  Dauer  der  Schutzfristen. 

Anfaiigspunct.  — Alternative  und  bedingte  Fristen.  — Paleutgeaetzgc- 
liiiiig.  Literarisch-artistische.'!  Eigenthum.  Reformvorschläge. 

Die  Berechnung  der  Schutzfristen  erfolgt  in  verschiedener 
Art,  indem  als  Anfangspunct  entweder  die  Zeit  der  Veröffent- 
lichung oder  Anmeldung,  oder  der  Tod  des  Urhebers  gewählt 
wird.  Einige  Gesetzgebungen  ferner  bemessen  zwar  die  Schutz- 
frist nach  der  Lebenstlauer  des  Autors,  jedoch  so.  dass  nach 
dem  Tode  desselben  nur  gewissen  ihm  persönlich  nahe  stehen- 
den Personen  die  Verlängerung  der  Schutzfrist  auf  bestimmte 
Zeit  gewährt  wird.  Ebenso  gestatten  andere  (Jesetze  die  Ver- 
längerung der  von  der  Zeit  der  Veröffentlichung  ab  laufenden 
Fristen  zu  Gunsten  des  Urhebers,  seiner  Wittwe  oder  seiner 
Kinder,  falls  eine  dieser  Personen  beim  Ablaufe  der  Frist  noch 
am  Leben  ist.  Endlich  lassen  einige  Gesetzgebungen  die  ^Vahl 
zwischen  einer  vom  Tage  der  Veröffentlichung  bemessenen  und 
einer  andern  vom  Tode  des  Urhebers  ab  laufenden  Frist,  so 
dass  in  jedem  Falle  die  längere  von  beiden  Fristen  Anwen- 
dung findet. 

Es  gibt  also  absolute  und  relative  (nach  der  Lebensdauer 
bemessene)  F'ristbestimmungen,  unbedingte  Endfristen  und  be- 
dingte Fristverlängerungen,  einfache  und  alternativ  bestimmte 
Schutzfristen. 

Die  relativ  grösste  Uebereinstimmung  hinsichtlich  der  Frist- 
bestiramungen  findet  sich  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen 
über  die  Erfindungspatente  und  den  Musterschutz.  Sämmtliche 
Schutzfristen  werden  entweder  vom  Tage  der  Anmeldung  oder 
vom  Tage  der  Patentertheilung  ')  bemessen.  Die  Dauer  der 
Fristen  variirt  bei  den  Erfindungspatenten  zwischen  sechs  Mo- 
naten und  fünfzehn  Jahren.  Sie  ist  für  alle  Fälle  gleich- 
mässig  durch  das  Gesetz  bestimmt:  in  Grossbritannien*) 
und  Nordamerika  ®)  auf  vierzehn  Jahre,  in  Sachsen  <)  auf  fünf 

1)  Das  Datum  der  Ausfertigung  des  Patentes  entscheidet  in  Preus- 
sen,  Oesterreich,  Sachsen  und  Spanien  - in  den  übrigen  Staaten  das 
Datum  der  .\nmeldung.  Vergl.  die  in  den  folgenden  Noten  allegirten 
Gesetze. 

2)  Statut  V.  1623  (Jacob  I cap.  3)  sect.  6. 

3)  Statut  V.  4.  Juli  1836  sect.  5.  Statut  v.  29.  .August  1842  sect.  3. 

4)  Gesotz  V.  21.  Januar  1853  § 8. 
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Jahre  mit  unbedingter  Erneuerung  auf  fünf  Jahre,  in  Belgien 
auf  zwanzig  Jahre  *).  Die  Frist  wird  für  den  einzelnen  P’all 
nach  dem  Ermessen  der  verleihenden  Behörde  be- 
stimmt; inPreussen^j  von  sechs  Monaten  bis  zu  fünfzehn  Jah- 
ren — in  Russland  ’)  auf  drei,  fünf  oder  zehn  Jahre  — in 
Schweden^)  auf  drei  bis  fünfzehn  Jahre  und  im  Kirchenstaate 
auf  fünf  bis  fünfzehn  Jahre. 

Sie  wird  endlich  nach  der  Wahl  des  Erfinders  er- 
streckt : in  Oesterreich  ^ ) und  Bayern  ’),  Italien  *)  und  Portu- 
gal’; bis  zu  fünfzehn  Jahren,  in  Frankreich'*)  und  in  Spa- 
nien ")  auf  fünf,  zehn  oder  fünfzehn  Jahre  — iu  Würtemberg  **) 
und  in  den  Niederlanden  *’)  bis  zu  zehn  Jahren. 

Diese  Puristen  sind  in  Preussen,  Oesterreich,  Würtemberg, 
Frankreich,  Belgien,  Spanien,  Italien  und  Schweden  resolutiv 
bedingt  durch  die  Vorschrift  der  ununterbrochenen  Benutzung, 
so  dass  das  Patent  ungültig  wird  oder  aufgehoben  werden  kann, 
wenn  die  Ausführung  der  Erfindung  länger  als  ein  Jahr  (in 
Preu&seu  und  Spanien)  oder  länger  als  zwei  Jahre  unterblieben 
oder  unterbrochen  ist  '*).  In  denjenigen  Staaten  ferner,  welche 
jährliche  oder  in  längereu  Perioden  wiederkehrende  Patentab- 
gaben erheben  (Grossbritaunien,  Frankreich,  Belgien  und  Ita- 
lien), ist  der  Lauf  der  Schutzfrist  durch  die  Fintrichtung  der 
fälligen  Taxen  resolutiv  bedingt,  so  dass  mit  der  unterlassenen 
Entrichtung  einer  Abgabenrate  das  Patent  für  den  noch  übrigen 
Theil  der  Dauer  erlischt. 

Verlängerungen  der  Schutzfrist  sind  bis  zu  dem  Maximum 


1)  Gesetz  v.  24.  Mai  18.54  Art.  3. 

2)  Publicandum  v.  14.  October  1815  §.  4. 

3)  Gesetz  v.  22.  November  1833  §.129. 

4)  Gesetz  v.  19.  August  1656  §.  3. 

6)  Edict  V.  23.  September  1833  §§.2—4. 

6)  Gesetz  v.  16.  August  1852  §.  9 c.  §.  26. 

7)  Gesetz  v.  10.  Februar  1842  §.  16. 

8)  Gesetz  v.  30.  October  1859  Art.  10. 

9)  Gesetz  Vr  16.  Januar  1837  Art.  3. 

10)  Gesetz  v.  5.  Juni  1644  Art.  6. 

11)  GeseU  v.  27.  März  1826  Art.  3. 

12)  Gesetz  v.  26.  Januar  1817  Art.  3. 

13)  Allg.  Gewerbeordnung  v.  6.  August  1886  Art.  146. 

14)  Vergl.  die  in  den  Noten  8— 10  angeführten  Gesetze. 
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der  gesetzlichen  Dauer  allgemein  zngelassen.  lieber  das  Ma- 
ximum hinaus  kann  das  Patent  nach  dem  Ermessen  der  ver- 
leihenden Behörde  in  Grossbritannien  ')  um  fernere  sieben  bis 
vierzehn  Jahre,  in  den  Vereinigten  Staaten  *)  um  sieben  Jahre 
und  in  den  Niederlanden“)  um  fernere  fünf  Jahre  verlängert 
werden,  wenn  der  Erfinder  l>eim  Ablaufe  der  Schutzfrist  nach- 
weist, dass  die  Benutzung  derselben  nicht  ausgereicht  hat,  ihn 
für  die  Mühe  und  die  Unkosten  seiner  Erfindung  zu  ent- 
schädigen. 

Für  den  Musterschutz  bestimmt  die  Englische  Gesetzge- 
bung <)  nach  \'erschiedenheit  der  Waaren  dreizehn  verschie- 
dene Fristen  von  neun  Monaten  bis  zu  drei  Jahren;  das  Fran- 
zösische Recht  “)  nach  der  Wahl  des  Fabrikanten : ein  Jahr,  drei 
oder  fünf  Jahre,  oder  die  unbegrenzte  Dauer ; das  Oesterreichi- 
sche  Gesetz  ®)  drei  Jahre  und  das  Gesetz  der  Vereinigten  Staa- 
ten’) sieben  .Jahre  — gleichförmig  für  alle  Fälle. 

Während  das  industrielle  Eigenthum  nach  dem  Vorigen 
überall  durch  absolut  bestimmte  Endfristen  begrenzt  wird,  ist 
die  Dauer  des  literarischen  und  artistischen  Eigen- 
thumes in  der  Regel  durch  relativ  bestimmte  Fristen  be- 
grenzt. Man  ist  darin  übereingekommen,  dass  dem  Schrift- 
steller und  dem  Künstler  für  seine  Lebensdauer  das  Recht  der 
ausschliesslichen  Vervielfältigung  seines  Werkes  Vorbehalten 
bleiben  müsse.  Da  indess  die  nach  der  Lebensdauer  des  Ver- 
fassers allein  bemessene  Frist  gar  keine  bestimmte  Dauer  des 
geistigen  Eigenthumes  sichert,  wie  dies  doch  für  Verlagsunter- 
nehmungen unerlässlich  ist,  so  haben  die  Gesetzgebungen  fast 
sämmtlicher  europäischen  Staaten  entweder  der  Lebensdauer 
des  Autors  eine  weitere  von  dem  Tode  desselben  laufende  Frist 
hinzugefügt,  oder  alteniativ  neben  der  lebenslänglichen  Schutz- 
frist eine  andere  nach  bestimmter  Zeit  bemessene  Frist  einge- 
führt. Nur  die  Türkei  beschränkt  das  geistige  Eigenthum  der 


1)  Statut  V.  6.  August  1844  (TAB  Victoria  cap.  67)  sect.  2. 

2)  Statut  V.  4.  Juli  1836  sect.  18. 

3)  Gesetz  V.  26.  Januar  1817  Art.  3. 

4)  Statut  V.  10.  August  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  100)  sect.  3. 

5)  Decret  v.  18.  März  1806  Art.  18. 

6)  Gesetz  v.  7.  Dezember  1856. 

7)  Statut  V.  28.  August  1842  sect.  3. 
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Sehriftsteller  und  Künstler  auf  deren  Lebensdauer,  während 
Griechenland  demselben  sogar  nur  eine  fünfzehnjährige  Dauer 
nach  der  ersten  Veröffentlichung  beilegt.  Auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  weichen  von  der  in  Europa  ange- 
nommenen Regel  ab,  indem  die  Schutzfrist  auf  acht  und  zwan- 
zig Jahre  und  falls  der  Verfasser,  seine  Wittwe  oder  seine 
Kinder  diese  Frist  überleben,  auf  weitere  vierzehn  Jahre  be- 
stimmt ist.  In  den  übrigen  Staaten  dagegen  sind  absolut  be- 
stimmte Fristen,  von  der  ersten  Veröffentlichung  gerechnet, 
nur  für  diejenigen  Werke  vorgesehen,  welche  entweder  nach 
dem  Tode  des  Urhebers  erscheinen,  oder  deren  Verfasser  un- 
bekannt oder  ungewiss  sind,  also  bei  posthumen,  anonymen 
und  pseudonymen  Werken.  Das  Nähere  über  die  Schutzfristen 
in  den  mit  I'reussen  in  Rechtsgemeinschaft  stehenden  Staaten 
ergibt  die  folgende  Uebersicht. 

InPreussen,  in  sämmtlichen  übrigen  Deutschen  Staa- 
ten und  in  Oesterreich  beträgt  die  Schutzfrist  dreissig 
Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors,  bei  posthumen  anonymen 
oder  pseudonymen  Werken  dreLssig  Jahre  nach  der  ersten  Ver- 
öffentlichung')- Das  ausschliessliche  Recht  der  ödentlichen  Auf- 
führung dramatischer  und  musikalischer  Werke  ist  nach  §.  2 des 
Preuss.  Gesetzes  vom  20.  Februar  1854  und  nach  §§.  1. 2.  des  Bun- 
desbeschlusses vom  4.  Mai  1857  auf  zehn  Jahre  nach  dem 
Tode  des  Verfassers  beschränkt.  Bei  posthumen,  anonymen  und 
pseudonymen,  dramatischen  und  musikalischen  Werken  muss, 
da  die  angeführten  Gesetze  keine  ausdrückliche  Bestimmung 
enthalten,  nach  der  Analogie  der  für  den  Schutz  gegen  Nachdruck 
bestehenden  Schriften  die  zehnjährige  Frist  von  der  ersten  Auf- 
führung an  gerechnet  werden,  wie  dies  auch  im  §.  1 des  Bundes- 
beschlusses vom  6.  November  1841  für  die  ungedruckteu  dra- 
matischen und  musikalischen  Werke  vorgeschrieben  war.  Das 
Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  October  1846  §.23  und  das 
Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  42.  43  bestimmen 
ausdrücklicb,  dass  bei  posthumen  oder  ohne  den  Namen  des 
Autors  veröffentlichten  musikalischen  und  dramatischen  Werken 
die  zehnjährige  Schutzfrist  von  der  ersten  öffentlichen  Auffüh- 
rung gerechnet  wird. 

1)  Bundeabeusbluss  vom  19.  Jimi  1845  §§.  1.  u.  2.  — Preuss.'Oesetz 
V.  11.  Juni  1837  §§.  5.  6.  8.  — Publications-Fatent  v.  16.  Januar  1846.  — 
Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846  §§.  13. 14. 
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In  Bezug  auf  das  Recht  der  Uebersetzung  ist  zu  bemerken, 
dass  weder  die  Bundesbeschlttsse  noch  auch  die  Mehrzahl  der 
deutschen  Landesgesetzgebuugen  dem  Verfasser  ein  ausschliess- 
liches Uebersetzungsrecht  beilegen.  Nur  das  Preussische,  Oester- 
reichische,  Bayerische.  Braunschweigische  und  das  Grossherzogi. 
Sächsische  Gesetz  gestatten  dem  Verfasser,  sich  das  Recht  der 
Uebersetzung  bei  der  Herausgabe  vorziibehalten.  Ausserdem 
ist  in  den  mit  England,  Frankreich  und  Belgien  abgeschlossenen 
Verträgen  dem  Verfasser  dieselbe  Befugniss  auch  für  diejeni- 
gen Staaten  beigelegt,  welche  dieselbe  in  ihrer  Landesgesetz- 
gebung nicht  anerkannt  haben.  Alle  diese  Landesgesetzgebun- 
gen  und  internationalen  Verträge  U bedingen  das  ausschliess- 
liche Uebersetzungsrecht  resolutiv  dadurch,  dass  die  vorbehaltene 
Uebersetzung  binnen  einer  Frist  von  zwei  Jahren  herausgegeben 
• werden  muss.  Wenn  indess  diese  Bedingung  erfüllt  wird,  so 
ist  die  Schutzfrist  in  Bezug  auf  das  Recht  der  Uebersetzung 
von  derjenigen  gegen  den  Nachdruck,  mit  Ausnahme  der  gleich 
zu  erwähnenden  Oe.sterreichischen  und  Bayerischen  Gesetzgebung, 
nicht  unterschieden*). 

Die  übereinstimmenden  Vorschriften  der  Preussischen  Ge- 
setzgebung und  der  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  über  die 
Dauer  der  Schutzfristen  sind  in  sämmtlichen  deutschen  Staaten 
durch  die  Publication  der  betreffenden  Bundesbeschlflsse  zur 
Geltung  gebracht  und  durch  spätere  Gesetze  nicht  abgeändert. 
In  Oesterreich  ist  jedoch  die  Frist  für  die  Publicationen 
der  Akademien,  Universitäten  und  der  sonstigen  unter  dem 
besonderen  Schutze  des  Staates  stehenden  wissenschaftlichen 
oder  artistischen  Institute  und  Vereine  auf  fünfzig  Jahre  er- 
streckt, während  zugleich  das  Recht  der  Uebersetzung  auf  ein 
Jahr  nach  dem  Erscheinen  beschränkt  ist*).  Auch  das  Baye- 
rische Gesetz  vom  28.  Juni  1865  weicht  in  derselben  Richtung 
von  den  Normen  des  Rundesbeschlusses  von  1845  ab,  indem  es 
das  Recht  der  Uebersetzung  auf  fünf  Jahre  nach  dem  Erschei- 

1)  Mit  Ausnahme  dos  Oesterreichischen  Gesetzes  vom  19.  Octobrr 
1846  Vcrgl.  Harum,  Oesterreich.  Pressgesetzgebuntr.  S.  201.  - Wäch- 
ter, Das  Verlagsrecht  Th.lll  S.  569  Notc86,b. 

2)  Das  Nähere  über  das  ausschliessliche  Recht  der  Uebersetzung 
ist  unten  im  §.  38  mitgetheilt. 

3)  Gesetz  v.  19.  October  1849  §.  5,  c §.16. 
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nen  beschränkt.  Ausserdem  ist  das  dem  Bayerischen  Rechte 
eigenthümliche*  \'erlagsrecht  des  Herausgebers  bisher  unge- 
druckter, nicht  im  geistigen  Kigenthume  befindlicher  Werke  (der 
sogenannten  Inedita)  auf  fünfzehn  Jahre  nach  der  ersten  Ver- 
öffentlichung beschränkt 

In  Frankreich  steht  das  aus.schliessliche  Recht  der  Ver- 
vielfältigung ; 

1.  dem  Autor  für  seine  Lebenszeit, 

2.  nach  seinem  Tode  der  überlebenden  Wittwe  für  ihre 
Lebenszeit  zu,  wenn  der  Khevertrag*)  ihr  dieses  Recht  gibt, 

H.  nach  dem  Tode  des  Autors  und  seiner  berechtigten 
Wittwe  steht  das  geistige  Eigeuthura  ferner  den  Descen- 
denteu  des  Autors  für  weitere  dreissig  Jahre  zu,  die  von 
dem  Tode  des  zuletzt  V^erstorbenen  an  gerechnet 
werden »). 

4.  Hinterlässt  der  Autor  keine  berechtigte  Wittwe  und 
keine  Descendenten  oder  sterben  beide  vor  Ablauf  von  zehn 
Jahren  nach  dem  Tode  des  Autors,  so  steht  seinen  Erben 
das  geistige  Eigenthum  noch  zehn  Jahre  vom  Tode  des 
Autors  an  gerechnet,  zu^). 

Streitig  ist,  ob  die  zu  Gunsten  der  Wittwe  und  der  Des- 
cendenten des  Autors  bestimmten  Schutzfristen  auch  dann  An- 

1)  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  17.  18. 

2)  Decret  ilu  5.  fevncr  1310.  Art.  39.  Le  droit  de  propriete 
Mt  garanti  ä l’auteur  «st  a sa  veuve  pendant  leur  vie,  8ile.s  convenlioiis 
matrimoniales  de  celle  ci  lui  eii  donnent  Ic  droit  — . 

Nach  der  Entscheidung  des  Pariser  Appelhofes  vom  8.  April  1854 
(Pataille  et  Huguet  Code  international  p.  40)  ist  diese  Bestimmung  so 
zu  verstehen,  dass  nicht  bloss  der  Ehevertrag,  sondern  auch  die  ge- 
setzliche Gütergemeinschaft  das  Recht  der  Wittwe  begründet, 
weil  das  geistige  Eigenthum  rIs  Mobiliargegenstand  in  die  Güterg«-- 
meinschaft  fallt  und  als  untheilbares  Object  nicht  bloss  zur  Hälfte  nach 
dem  Tode  des  .Autors  fortbestehen  kann.  Es  muss  folglich  für  die 
Lebensdauer  der  Wittwe  in  seinem  ganzen  Umfange  bestehen  bleiben 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Vorschrift  des  .Art.  89  auch  auf  die  gesetz- 
liche Gütergemeinschaft  angewendet  werden. 

3)  Loi  du  5 avril  1859;  La  durce  de  la  jouissance  acoordee  aux 
enfants  — est  portce  ä trente  ans  a partir  soit  du  deoes  de  l’auteur, 
compositeur  ou  artiste,  soit  de  l’exstinction  des  droits  de  la  veuve. 

4)  Loi  du  19  juillct  1793.  Art.  2.  Leura  heritiers  ou  ecssionai- 
res  jouiront  du  meme  droit  durant  l’espace  de  dix  ans  apres  la  mort 
des  auteurs. 

18 
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Wendung  finden,  wenn  der  Autor  daa  geistige  Eigeothum  in 
seinen  Lebzeiten  veräussert  hat.  Diese  Frage  muss  indess  mit 
Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  U S.  745)  bejaht  werden,  da 
das  Decret  vom  5.  Februar  1810  bestimmt: 

Art.  40.  Les  tiuteurs  seit  nationaux,  soit  dtrangers  de  tont 
ouvrage  imprime  ou  grav6,  peuvent  ceder  leur  droit  ä uu 
imprimeur  ou  librairc  ou  ä toute  autre  personne,  qui  est 
alors  substitude  en  leur  lieu  et  place  pour  eux 
et  leurs  ayants  cause  comme  il  cst  dit  ä l’article 
prdc6dant. 

Diese  Vorschrill  legt  dem  .\utor  ausdrücklich  das  Recht  bei. 
das  geistige  Eigenthuni  nicht  bloss  für  seine  Lebenszeit,  son- 
dern auch  für  die  seiuer  Wittwe  und  für  die  zu  Gunsten  seiner 
Descendenteu  bestimmte  Schutzfrist  zu  veräussern.  Wenn  die 
letztere  Frist  demnächst  durch  das  Gesetz  vom  5.  .\pril  1854 
unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  das  Decret  vom  5.  Fe- 
bruar 1810  auf  dreissig  Jahre  erweitert  ist,  so  Lst  dadmxh  au 
der  Regel  des  Art.  40  cit.  nichts  geändert. 

Die  entgegeustehende  Ansicht  von  Pataille  und  Huguet 
(Code  international  p.  42)  geht  dahin,  dass  die  Verlängerung 
der  Schutzfrist  für  die  Descendenteu  von  zwanzig  Jahren  (nach 
demDecrete  vom  5.  F'ebruarl810)  auf  dreissig  Jahre  ausschliess- 
lich im  besonderen  Interesse  der  Descendenteu  getroffen  sei 
und  dem  Rechte  des  Cessionars  nichts  zulegen  könne.  Daraus 
würde  folgen,  dass  die  totale  Veräusserung  des  geistigen  Eigen- 
thumes bei  Lebzeiten  des  Autors  die  Anwendung  der  zu  Gun- 
sten der  Descendenteu  bestimmten  Schutzfristen  ganz  ausschlösse. 
Pataille  und  Huguet  nehmen  dagegen  offenbar  ohne  Grund 
an,  dass  das  ohne  Fiiuschränkung  veräusserte  I'.igenthum  nach 
Ablauf  von  zehn  Jahren  nach  dem  Tode  des  Autors  an  dessen 
berechtigte  Wittwe  oder  die  Descendenteu  zurückkehre.  Diese 
Annahme  widerspricht  überdies  dem  Wortlaute  des  oben  ange- 
führten Art.  40  des  Decrets  vom  5.  Februar  1810,  welcher  den 
Autor  ermächtigt,  das  geistige  Eigenthum  in  voller  Wirkung 
für  sich  und  seine  im  Art.  39  bezeichneten  Rechtsnachfolger  zu 
übertragen. 

Für  posthume  Werke  bestehen  dieselben  nach  der  Lebens- 
dauer des  Autors  und  seiner  Wittwe  berechneten  Schutzfristen  ')• 


I)  Decret  du  1 germinal  an  13  (22  mars  1805)  Art.  7.  Les  pro- 
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Auch  gelten  in  Frankreich  keine  besondem  Schutzfristen  für 
anonyme  und  pseudonyme  Werke.  Das  geistige  F.igenthuni 
muss  daher  in  jedem  Falle  zum  Nachweise  seiner  Fortdauer 
auf  eine  bestimmte  Person  als  Urheber  zurückgeführt  werden. 

ln  Grossbritannien  beträgt  die  Dauer  der  Schutzfrist 
für  Druckschriften,  Karten,  Pliine  und  Musikalien  alternativ 
sieben  Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors  oder  zwei  und  vierzig 
Jahre  nach  der  ersten  Veröffentlichung,  so  da.ss  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  der  spätere  dieser  beiden  Zeitpuncte  entscheidet. 
Wenn  also  sieben  Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors  noch  nicht 
seit  dem  ersten  Frscheineii  des  Werkes  zwei  und  vierzig  Jahre 
verstrichen  sind,  so  erlischt  das  Verlagsrecht  eret  mit  dem  Ab- 
laufe dieser  letzten  Frist Für  posthume  Werke  erhält  die 
Schutzfrist  die  einfache  Dauer  von  zwei  und  vierzig  Jahren  seit 
der  ersten  Veröffentlichung*). 

Auch  anonyme  und  pseudonyme  Werke  werden  geschützt*). 
Es  ist  jedoch  streitig,  ob  der  Besitz  des  von  einem  ungenannten 
Verfas.ser  herrührenden  Manuscriptes  genügt,  um  den  Rechts- 
schutz gegen  Nachdruck  zu  begründen  oder  ob  die  schriftliche 
Ctesion  eines  bestimmten  Autors  beigebracht  werden  muss,  wie 
bei  den  unter  dem  wahren  Automamen  veröffentlichten  Werken. 

W'enn  nach  der  Analogie  der  vorhin  (Note  2)  angeführten 
bestimm  ung  über  posthume  Manuscripte  die  erstere  Meinung 
angenommen  wird,  so  verwandelt  sich  auch  hier  die  alternative 
Schutzfrist  beim  .Mangel  eines  bekannten  Autors  in  die  einfache 
Frist  von  zwei  und  vierzig  Jahren  nach  der  ei-sten  Veröffent- 
lichung. 


prietaires  par  aucoession  ou  a autre  titre  d’uB  ouvrage  poathume  ont 
le«  meines  droits  qoe  l'auteur  c-t  los  dispositions  des  lois  sur  la  pro- 
priote  exclusive  des  auteurs  et  sur  sa  duree  leur  sout  applicables,  tou- 
tes  fois  ä la  Charge  d’imprimer  separemeot  les  ueuvres  posthumes  et 
saus  les  joindre  ä une  nourelle  edition  des  ouvrages  deja  pnblies  et 
devenus  propriete  pobliqiie. 

1)  Statut  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45)  seot.  3. 

2)  a.  a.  ().'  sect.  3.  — and  tbat  the  Copyright  in  overy  book  which 
shall  be  published  after  the  deatb  of  its  autbor  shall  endure  for  the 
term  of  forty  two  years  from  the  first  publicatioa  thereof  and  shall 
be  tbe  property  of  the  proprietor  of  the  authors  manii- 
script  from  wich  such  book  shall  be  first  published. 

3)  Gudsuu,  A tieatiae  on  the  law  of  patents  and  Copyright  p.  427. 
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Das  ausschliessliche  Recht  der  öffentlichen  Aufführung 
dramatischer  und  musikalischer  Werke  dauert  von  der  ersten 
Aufführung  an  ebensolange,  wie  das  \ ervielfältigungsrecht  an 
Büchern. 

Kupferstiche  und  Lithographien  von  Kunstwerken  sind 
acht  und  zwanzig  Jahre  von  dem  ersten  Erscheinen  an  ge- 
schützt ').  Für  Killten  und  wissenschaftliche  Zeichnungen  gel- 
ten dagegen  die  Schutzfristen  des  literarischen  Eigenthumes  *). 
Sculpturen.  Modelle  und  Abgüsse  dürfen  während  vieraehn 
Jahren  nach  der  ersten  Publication  nicht  ohne  Erlaubniss  des 
.Vutors  vervielfältigt  werden.  Diese  Frist  wird  zu  tluusten  des 
Autors  um  weitere  vierzehn  Jahre  verlängert,  wenn  er  heim 
Ablaufe  der  ersten  Frist  noch  lebt  und  sein  Recht  nicht  ver- 
äussert  hat  “). 

ln  Belgien  (and  in  den  Niederl  anden)  dauert  die 
Schutzfrist  für  die  durch  den  Druck  vervielfältigten  literari- 
schen und  artistischen  Werke  zwanzig  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Autors ‘). 

Von  den  übrigen  Staaten,  welche  nicht  mit  Preussen  in 
vertragsmässiger  Rechtsgemeinschaft  in  Bezug  auf  den  Schutz 
des  geistigen  Eigenthumes  stehen,  haben  Sjtanien  und  Russland 
eine  Schutzfrist  von  fünfzig  Jahren,  Italien,  Dänemark  und 
Portugal  von  dreissig  Jahren,  Schweden  von  zwanzig  Jahren, 
der  Kirchenstaat  von  zwölf  Jahren  — sämmtlich  von  dem  Tode 
des  Autors  ab  gerechnet.  Die  Schweiz  gewährt  den  Rechtsschutz 


1)  Statut  V.  1784  (8  George  II  cap.  13).  Statut  v.  1766  (7  George  III 
cap.  38)  Bcct.  1. 

2)  Statut  V.  1.  .luli  1842  (5  4 6 Victoria  cap  45)  soct.  2. 

3)  Statut  V.  18.  Mai  1814  (54  George  III  cap.  .56)  sect.  1,  sect.  6. 

4)  Loi  du  25  janvier  1817  Art.  3.  — Für  Sculpturen  wird  in  Bel- 
gien das  Gesetz  der  Französischen  Republik  voce  19.  Juli  1793  in  An- 
wendung gebracht,  welches  eine  Schutzfrist  von  zehn  Jahren  nach  dem 
Tode  des  Autors  gewährt  (Delalain,  Legislation  Fran(aise  et  Beige  p.  82 
Note  I).  Da  indess  das  angeführte  Gesetz  ebenfalls  nur  die  Werke  der  Li- 
teratur und  die  Stiche  (un  ouvrage  de  litterature  ou  de  gravure  Art. 
6 4 7)  namentlich  aufiührt,  so  würde  mit  demselben  Maasse  ausdebnender 
Interpretation  auch  das  Niederländisch-Belgische  Gesetz  mit  der  Schutz- 
frist von  zwanzig  Jahren  auf  die  Sculpturen  angewendet  werden  kön- 
nen. — In  den  Niederlanden  gelten  die  Sculpturen  nicht  als  Gegen- 
stände des  Rechtsschutzes  gegen  unerlaubte  VervieUaltigung  (Wächter, 
Das  Verlagsrecht  Bd.  11  S.  800;. 
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für  die  I/cbenszeit  des  Autors  und  mindestens  für  dreissig 
Jahre.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben  eine 
Schutzfrist  von  acht  und  zwanzig  Jahren  mit  einer  Verlänge- 
rung von  ferneren  vierzehn  Jaliren  zu  Gunsten  des  Autors, 
seiner  Wittwe  oder  seiner  Kinder. 

So  verschieden  die  Vorschriften  der  positiven  (Jesetze  über 
die  Dauer  der  Schutzfristen,  ebenso  verschieden  sind  die  Mei- 
nungen über  die  Zweckmä-ssigkeit  und  (Jerechtigkeit  der  ver- 
schiedenen Bestimmungen.  Man  hat  der  Verlängerung  der 
Fristen,  ja  der  unbegrenzten  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes 
im  Namen  der  natürlichen  Rechte  der  .Autoren  das  Wort  ge- 
redet. Man  hat  auf  der  andern  Seite  im  Namen  der  Bildung 
und  des  öffentlichen  Interesses  die  Beschränkung,  ja  die  Auf- 
hebung des  ausschliesslichen  Vervielfältigungsrechtes  verlangt. 
In  Deutschland  insbesondere  hat  man  einen  practischen  Ver- 
such mit  einer  bedeutenden  Ausdehnung  der  literarischen  Ei- 
genthumsrechte an  den  Werken  einiger  unserer  grössten  Dich- 
ter gemacht,  indem  die  Werke  Göthe’s,  Schillers  und  Anderer 
zunächst  durch  besondere  Bundesprivilegien  und  sodann  durch 
den  Bundcsbeschluss  vom  ti.  November  185(i  bis  zum  9.  Novem- 
ber 1867  gegen  Nachdruck  geschützt  wurden.  Diese  Ausdeh- 
nung des  Rechtsschutzes  über  die  gesetzliche  Schutzfrist  bis 
auf  mehr  als  das  Doppelte  derselben  (bei  Schillers  Werken)  hat 
indess  keinesweges  ungetheilte  Anerkennung  gefunden,  da  nach 
der  vorherrschenden  Meinung  der  Verlust,  welcher  unserer  Li- 
teratur durch  die  Monopolisirung  der  Schiller-  und  Götheaus- 
gaben,  durch  die  Erschwerung  der  kritischen  Bearbeitung  ihrer 
Werke  zugefügt  ist  und  der  Nachtheil,  welchen  die  Bildung  des 
Volkes  durch  die  Vertheuerung  ihrer  Werke  erleidet,  nicht 
aufgewogen  wird  durch  die  Vortheile,  welche  den  Erben  beider 
Dichter  aus  der  Foi-tdauer  des  Munopoles  ihrer  Verleger  zu- 
äi essen  mögen. 

Gegenüber  den  Schwierigkeiten,  welchen  die  Systeme  der 
bestehenden  Gesetzgebungen  bei  dem  Versuche  begegnen,  das 
Vermögensinteres.se  des  Autors  und  seiner  Rechtsnachfolger 
mit  dem  öffentlichen  Interesse  zu  vereinigen,  verdient  ein 
Vorschlag  Beachtung,  der  neuerdings  in  einer  französischen 
Broschüre  •)  gemacht  ist,  welcher  die  freie  Goncurrenz  in  der 


1)  Hutzel,  La  proprietc  et  le  doraaine  public  payaiit.  Pari»  16(51. 
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Vervielfältigung  der  Geisteswerke  mit  der  entsprechenden  Be- 
lohnung des  Urhebers  zu  vereinigen  beabsichtigt.  Nach  diesem 
Vorschläge  behält  der  Verfasser  der  Schrift  während  seiner 
Lebenszeit  das  Recht,  über  dieselbe  nach  seinem  Gutdünken 
zu  verfügen.  Allein  fünf  Jahre  nach  seinem  Tode,  mag  er 
directe  Nachkommen  hinterlassen  oder  nicht,  wird  sein  Buch 
Gemeingut,  vorbehaltlich  einer  Gebühr,  welche  seinen  Erben 
oder  Rechtsnachfolgern  für  den  Wiederabdruck  gezahlt  wer- 
den muss. 

Hiernach  würde  jedes  Buch  kürzere  Zeit  nach  dem  Tode 
des  Verfassers  vorbehaltlich  der  Gebühr  für  den  Wiederabdruck 
in  den  freien  Verkehr  treten,  so  dass  Jeder  dasselbe  in  belie- 
bigem l-'ormate  und  in  beliebiger  Zahl  auflegen  kann.  Zur 
Regelung  der  Gebührenerhebung  würde  im  Mittelpunkte  des 
Buchhandels  (für  Frankreich  nach  Hetzeis  Vorschläge  in  Paris) 
ein  Centralbureau  errichtet  werden,  bei  welchem  der  Verleger, 
welcher  den  Wiederabdruck  einer  Schrift  beabsichtigt,  die  Zahl 
der  aufzulegeuden  Exemi)larc  anmeldet  und  die  Totalgebühr 
für  dieselben  entrichtet.  Bei  demselben  Bureau  würden  die 
Rechtsnachfolger  der  Schriftsteller  ihre  Rechtstitel  zur  Erhe- 
bung der  Gebühr  anmelden.  .\uch  würden  Schriftsteller  noch 
bei  ihren  Lebzeiten  den  Wiederabdruck  ihrer  Werke  gegen 
die  Entrichtung  der  Gebühr  gestatten  und  diesen  Entschluss 
bei  dem  Centralbureau  anmelden  können. 

Die  Gebühr  würde  nach  Hetzeis  Vorschläge  in  einer  festen 
Abgabe  vom  Bruttopreise  bestehen  und  zwei  bis  drei  Pro- 
zent desselben  betragen.  Sie  würde,  wie  er  meint,  bei  diesem 
Satze  sich  als  hinreichend  einträglich  erweisen.  Allerdings 
würde  bei  einem  Buche,  welches  grossen  Absatz  findet,  die 
Menge  der  Auflagen  eine  beträchtliche  Summe  abwerfen,  so 
gering  auch  die  Gebühr  im  Einzelnen  erscheint;  während  zu- 
gleich auch  bei  schwerer  verkäuflichen  Büchern  die  Geringfü- 
gigkeit der  Gebühr  immerhin  deu  Versuch  einer  Wiederauflagc 
gestatten  würde  *). 

I)  Die  zur  Codificirung  der  Nachdruckgesetze  im  .lahre  1862  be- 
rufene kaiserliche  Commission  (vergl.  S.  58)  nahm  die  Vorschliige  HeUels 
mit  der  sehr  erheblichen  Veränderung  an,  das»  das  Recht  der  aus- 
schliesslichen Verrielfiiltigung  fünfzig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Au- 
tors dauern  und  dann  durch  das  Recht  der  Tantiemen  mit  ewiger 
Dauer  abgelost  werden  solle. 
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Man  sieht,  dass  diese  Vorschläge  auf  demselben  Principe 
beruhen , wie  die  Tantiemen , welche  bei  der  öffentlichen 
Aufführung  dramatischer  und  musikalischer  Werke  vertrags- 
missig  gewährt  werden  ').  Auch  die  Benutzung  neuer  lüfin- 
dungen  pflegt  häufig  nach  dem  Massstabe  des  durch  ihre  An- 
wendung erzielten  Gewinnes  vergütet  zu  werden.  So  ist  bereits 
oben  (S.  13)  erwähnt  worden , dass  Watt  seine  verbesserte 
Dampfmaschine  allen  Bergwerksbesitzern,  welche  bisher  die 
alte  Saverysche  Maschine  gebraucht  hatten,  gegen  Vergütung 
von  einem  Drittel  der  erzielten  Brennmaterialersparniss  über- 
liess.  Dies  Beispiel  zeigt,  dass  der  Vorschlag  Hetzels  auch 
ausserhalb  des  Buchhandels  einer  ausgedehnten  und  wie  es 
scheint  einer  sehr  zweckmässigen  Anwendung  fähig  wäre.  Wel- 
chen grossartigen  Eitrag  würde  z.  B.  die  Erfindung  der  Dampf- 
schifffahrt deu  Nachkommen  Euitons  gewähren , wenn  von 
jedem  zur  Fahrt  auf  einem  Dampfschiffe  gelösten  Fahrbillete 
ein  noch  so  geringfügiger  Betrag,  etwa  von  dem  Bruchtheile 
eines  Pfennigs,  an  die  Erben  des  Erfuders  gezahlt  würde.  Eine 
solche  Abgabe  würde  auch  mit  der  Beschränkung  auf  einen 
gewissen  begrenzten  Zeitraum  die  reichste  Natioualbelohnung 
oder  vielmehr  internationale  Belohnung  enthalten,  die  den  V'er- 
diensten  des  Erfinders  gewährt  werden  kann,  während  Fulton 
bei  dem  anscheinend  viel  werthvolleren  Monopole  der  Dampf- 
schifffahrt auf  allen  Strömen  der  Union,  welches  ihm  die  Ge- 
setzgebung der  Vereinigten  Staaten  verlieh,  sich  ökonomisch 
zu  Grunde  richtete. 

Allerdings  können  die  V'orschläge  Hetzels  das  Monopol 
weder  auf  dem  Gebiete  des  literarischen  noch  auch  des  indu- 
striellen Eigenthumes  gänzlich  verdrängen.  Dem  ersten  Verle- 
ger eines  Buches  muss  in  jedem  Falle  für  eine  gewisse  Frist 
das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung  gesichert  sein. 


1)  Wenn  Carey  (Briefe  über  scliriftstellerisches  Eigenthum  S.  81) 
sagt:  I ln  Krankreicb  sind  die  Tantiemen,  welche  an  dramatische  Schrift- 
steller bezahlt  werden  müssen,  durch  das  Gesotz  bestimmt  und 
Jeder,  der  ein  Stück  bezahlt,  darf  es  auch  aufiführen,«  so  ist  dies  durch- 
aus unrichtig,  da  nach  den  noch  jetzt  gültigen  Gesetzen  vom  19.  Ja- 
nuar 1791  Art.  3 und  vom  6.  August  1791  Art.  1 die  AufTührung  eines 
Dramas  nur  mit  der  schriftlichen  Krlaubuiss  dos  Autors  erfolgen  darf 
und  die  Aufführung  ohne  diese  Erlaubniss  nach  Art.  435  des  Code  pc- 
nal  die  Confiscatiou  der  ganzen  Einnahme  nach  sich  zieht. 
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Ebenso  be<larf  die  Realisirung  vieler  Erfindungen  wegen  der 
damit  verbundenen  Kosten  nothwendig  eines  monopolisirenden 
SchuUes.  Allein  die  gesetzliche  Regelung  einer  Gebühr  für 
die  Benutzung  von  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst  und 
von  Erfindungen  würde  gestatten,  die  Frist  der  ausschliesslichen 
Benutzung  einzuschränken.  Sie  würde  dein  .Autor  und  dem 
Ei-finder  gestatten,  noch  vor  dem  Ablaufe  dieser  Frist  zu  sei- 
uein  Vortheile  und  zum  gemeinen  Besten  auf  diese  ausschliess- 
liche Benutzung  zu  verzichten  und  sich  auf  den  Bezug  der 
gesetzlichen  Gebühr  für  die  freigegebene  Benutzung  zu  be- 
schränken. 


Wälireud  de.s  Druckes  dieser  Bogen  erschien  unter  dem 
Titel:  Die  nationalökonoraische  Theorie  der  ausschliessenden 
Absatzverhältnisse  von  Schäffle  (Tübingen  18G7),  ein  Werk, 
welches  die  Aufgabe  verfolgt,  das  Prinzip  des  Autorschutzes 
auf  Grund  einer  neuen  Theorie  der  Rentenfuuetion  zu  ent- 
wickeln und  zu  begrenzen. 

Es  muss  der  Beurtheilung  der  N'atioualökonoinen  über- 
lassen werden,  in  wie  weit  diese  .Aufgabe  gelöst  ist.  Doch  darf 
dies  von  demjenigen,  was  der  Verfasser  über  das  Tantiemen- 
recht des  .Autors  sagt,  wohl  in  keinem  Falle  behauptet  werden. 
Er  bemerkt  (S.  215) : 

»Weit  eher,  als  Besoldungen,  würde  ein  System  der  Tanti^ 
ra  e nb  e t h e i 1 i g un  g des  .Autors  am  V er  1 a gsg  e w inu,  un- 
ter Freigebung  der  Vervielfältigung,  dem  temporären 
Monopol  der  jetzigen  Autorrechte  den  Rang  ablaufen  können. 
ist  jedoch  ohne  sehr  belästigende  Polizeiinstitute  nicht  ausführbar 
und  würde  eine  h'ixirung  des  Tantiemensatzes  verlangen,  welche, 
statt  gerecht  zu  sein,  den  Knoten  der  Schwierigkeiten  eben  nur 
zerhauen  würde.  Auch  müsste  entweder  allen  Verlagslustigen  gleich- 
zeitig das  Manuscript  mitgetheilt  werden,  wofür  ein  Mittel  nicht 
wohl  gefunden  werden  kann,  oder  hätte  der  erste  Verleger  Vor- 
theile ohne  gröstere  Lasten  zu  haben.« 

Die  Behauptung,  dass  bei  frei  gegebenem  Verlage  der 
erste  Verleger  grössere  Vortheile  ohne  grössere  Lasten  haben 
würde,  ist  offenbar  ganz  unhaltbar.  Gerade  den  ersten  \’er- 
leger  trifft  die  Last,  das  bis  dahin  unbekannte  Werk  dem  Pu- 
blicum bekannt  zu  machen.  Ihn  trifft  das  Risico  einer  Auflage. 
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die  veranstaltet  wird,  bevor  sich  entschieden  hat,  ob  das  Werk 
Absatz  finden  wird  oder  nicht,  während  der  zweite  und  dritte 
Verleger  ihre  Auflage  lediglich  nach  der  auf'getretenen  Nach- 
frage bemessen  werden. 

Wäre  die  Stellung  des  ersten  Verlegei’s  bei  frei  gegebenem 
Nachdrucke  wirklich  eine  so  vortheilhafte,  wie  Schäftie  anniinmt. 
so  könnte  man  füglich  des  ausschliesslichen  Verlagsrechtes  und 
des  Autorschutzes  überhaupt  entbehren. 

Das  Taiitiemenrecht  des  Autors  kann  im  Gegeutheile  nur 
deshalb  nicht  für  sich  allein  bestehen,  weil  die  Interessen  des 
ersten  Verlegers  unter  allen  Umständen  ein  aus.schliessliches 
Vervielfältigungsrecht  von  gewisser  Dauer  ert'ordern. 

Berücksichtigt  man,  dass  das  Tantiemenrecht  nur  im  An- 
schlüsse an  ein  solches  Monopol  von  beschränkter  Dauer  ge- 
fordert wird,  so  erledigen  sich  die  übrigen  Einwürfe  Schäftles 
von  selbst,  zumal  es  ebenso  unbedenklich  i.st,  den  Uewinnantheil 
des  Autors  gesetzlich  zu  fixiren,  als  schon  gegenwärtig  die  Schutz- 
frist für  die  ewigen  Schöpfungen  unsrer  grossen  Dichter  und 
für  die  Productionen  der  T.agesliteratur  nach  gleichen  (iesetzen 
bemessen  ist.  Die  Ausführbarkeit  der  Tantiemenberechtigung 
ohne  beschränkende  Polizeiinstitute  wird  endlich  durch  die  Praxis 
unserer  Theater  und  durch  die  gesammte  Organisation  im- 
•seres  Buchhandels  bewiesen. 


g.  27.  Anwendung  der  Schutzfristen. 

Fristberechnung.  — Kalenderjahre.  ~ Fristen  von  Tag  zu  Tag.  — 
Verschollenheit.  — Erscheinen  in  l,ieforimgen.  — Ergänziiiigspatenle. 
— Fosthume  Werke.  — Anonyme  Schriften.  — Schriftstcllernamc.  — 
Veränderungen  der  Fristen. 


Die  Anwendung  der  im  vorigen  Paragraphen  nach  ihrer 
Dauer  untersuchten  Scliutzfristen  ist  bedingt  durch  die  Fest- 
stellung des  Anfangs-  und  des  Endtermines,  durch  die  Sub- 
sumtion des  Oeistesproductes  unter  eine  von  piehrern  neben 
einander  geltenden  Schutzfristen,  endlich  durch  die  Verände- 
rungen, welche  während  des  Laufes  der  Schutzfristen  in  der 
Dauer  derselben  eintreten  können. 

Für  die  Zeitberechnung  zwischen  dem  Anfänge  und  dem 
Endtermine  der  Schutzfrist  gelten  die  allgemeinen  Kegeln  des 
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Civilrechtes,  welche  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten  über- 
einstimmend dahin  gehen,  dass 

1.  der  Tag  als  untheilbare  Zeiteinheit  betrachtet  wird. 

2.  bei  Fristen,  deren  Ablauf  den  Verlu.st  eines  Rechtes 
bedingt,  der  Zeitraum  überschritten  sein  muss,  so  dass  erst 
der  Tag  nach  demjenigen,  in  w elchen  der  Anfangsmoment  fällt, 
als  der  erste  Tag  der  Schutzfrist  gerechnet  wird  '). 

Wichtiger  als  die  hier  und  da  über  die  Zählung  der  Tage 
bestehenden  Controversen,  denen  für  den  vorliegenden  Fall 
kaum  eine  practische  Bedeutung  zugeschrieben  werden  kann, 
ist  die  in  verschiedenen  Gesetzgebungen  enthaltene  Abweichung, 
dass  bei  der  Berechnung  der  Schutzfristen  des  geistigen  Eigen- 
thumes nach  Kalenderjahren  gezählt  werden  soll.  Wo 
solche  Vorschriften  bestehen,  gilt  das  Kalenderjahr,  ebenso  wie 
anderwärts  der  Tag  als  untheilbare  Zeiteinheit,  so  dass  die 
Frist  erst  mit  dem  Kalenderjahre,  welches  auf  den  Anfangs- 
moment (den  Todestag  oder  den  Tag  der  Publication  oder  der 
Anmeldung)  folgt,  zu  laufen  beginnt. 

Die  Berechnung  nach  Kalenderjahren  ist  in  den  Beschlüs- 
sen des  ehemaligen  Deutschen  Bundes  über  den  Schutz  der 
literarischen  und  artistischen  Erzeugnisse  nur  ausnahmsweise 
für  den  Fall  anerkannt,  dass  die  Schutzfrist  von  dem  Erschei- 
nen des  Werkes  an  gerechnet  würde.  Sowohl  in  dem  Beschlüsse 
vom  9.  November  18.37  Art.  2,  als  auch  in  dem  Beschlüsse  vom 
19.  Juni  1845  ist  festgesetzt,  dass  die  Schutzfrist  vom  Jahre 
des  Ei'scheinens  an  gerechnet  werden  soll  und  es  ist  unstreitig, 
dass  dabei  da.s  Jahr  des  Erscheinens  nicht  in  die  Zahl  der  in  der 
Schutzfrist  begriffenen  Jahre  eingerechnet  wird,  sondern  dass 
dem  Autor  nach  Ablauf  des  Erscheinungsjahres  das  ausschliess- 
liche Recht  der  Vervielfältigung  noch  volle  dreissig  (früher 
zehn)  Kalenderjahre  gewahrt  bleiben  soll. 

Die  Bundesbeschlüsse  haben  indess  die  Berechnung  der 
Schutzfrist  nach  Kalenderjahren  nicht  allgemein  angenommen. 

1)  Vergl.  L.  101  Dig.  de  regul.  jur.  (50.  17).  Ubi  lex  duoruro 
ineusium  fatdt  montionein,  et  qui  sexagosimo  et  primo  die  veuerit  »u- 
diendus  est,  ita  enim  et  Imperator  AuUminus  cura  divo  patre  siio  re. 
scripsit. 

Die  Frist  von  zwei  Monaten  umfasst  nämlich  nach  der  Berech- 
nung der  Pandecten  sechszig  Tage.  L 40  Dig.  de  reb.  cred.  (12.  1)  L.H 
§.  6 L.  29  §.  5 ad  leg.  Jul.  de  adult.  (48.  5). 


Diqilii’C'j . >glc 


Friatbercchiiuni;,  — Kalender  jithre.  'i88 

Vielmehr  bestimmt  der  Beschluss  vom  19.  Juni  1845  im  Art.  1, 
dass  den  unter  dem  Namen  des  Verfassers  erschienenen  Wer- 
ken der  Schutz  gegen  Nachdruck  auf  die  Lebensdauer  des  Au- 
tors und  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  desselben  gewährt 
werden  solle.  Ebenso  berechnet  der  Beschluss  vom  6.  Novem- 
ber 1841  im  §.  2 die  Schutzfrist  für  das  ausschliessliche  Recht 
der  öffentlichen  Aulführung  von  der  ersten  rechtmässi- 
gen Aufführung  an.  Dass  dabei  nicht  stillschweigend  an 
eine  Berechnung  nach  Kalenderjahren  gedacht  ist,  ergibt  der 
Bundesbeschluss  vom  6.  November  1856,  welcher  die  Schutzfrist 
für  die  Werke  der  vor  dem  9.  November  18.97  verstorbenen 
.Vutoren  bis  zum  9.  November  1867  verlängert. 

Dagegen  haben  einzelne  deutsche  Landesgesetze  die  Be- 
rechnung nach  Kalenderjahren  für  die  Schutzfristen  des  lite- 
rarisch-artistischen Eigenthumes  allgemein  angenommen.  Dies 
ist  der  Fall  in  Oesterreich,  Bayern,  Sachsen  und  Braunschweig*). 

1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Oefober  1846 
§.13.  — 1)88  Todesjahr  des  Antors  wird  nicht  mitgezählt. 

§.  14.  Ein  (gleicher  Schutz  in  der  Daner  von  dreissi);  Jahren,  und 
zwar  vom  Ablanfe  desjenigen,  in  welchem  das  Werk  zuerst  erschienen 
ist,  wird  zugestanden  ctc. 

Bayer.  Gesetz  vom  28.  Juni  186,') 

Art.  48.  In  allen  in  diesem  Gesetze  vorhergesehenen  nach  Jahren  be- 
stimmten Schutzfristen  ist  das  Kalenderjahr  nicht  einzurcchnen,  in 
welchem  die  den  Beginn  der  Schutzfrist  bedingende  Thatsache  ein- 
getreten ist. 

Sachs.  Gesetz  v.  22.  Febrnar  1844 
§.  3.  Es  erlöschen  jedoch  derartige  Rechte  durch  .Ablauf  einer 
dreissigjährigen  Frist.  Diese  beginnt: 

a.  wenn  der  Urheber  nachzuweisen  ist,  und  die  Veröffentlichung 
erlebt  bat  mit  dem  nächsten  Kalenderjabrc  nach  dem  Zeitpnncte, 
in  welchem  dieser  erwiesenermassen  noch  gelebt  hat. 

b.  in  allen  andcni  Fällen  mit  dem  nächsten  Kalenderjahre  nach 
der  erstmaligen  Veröffentlichung  des  Goisteserzeugnisses. 

Braunschweig.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842 
§.6.  Der  durch  diese  Vorschrift — gewährte  Schutz  erlischt  nach 
Ablanf  von  dreissig  Jahren,  welche  zu  laufen  anfangen 

1.  mit  dem  auf  den  Tod  des  Urhebers  folgenden  Kalenderjahre, 
wenn  er  sich  mit  seinem  wahren  oder  offenkundigen  Schriftsteller- 
namen genannt  hat. 

2.  falls  dies  nicht  geschehen  — mit  dem  Kalenderjahre,  welches 
auf  das  Erscheinen  des  Werkes  folgt. 
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In  den  übrigen  deutschen  Staaten,  namentlich  in  Preussen  und 
ebenso  in  Frankreich,  Kngland  und  Belgien  werden  die  Schutz- 
fristen für  das  literarisch  - artistische  Kigenthum  von  Tag  zu 
Tag  berechnet. 

In  der  Patentgesetzgebung  gilt  allgemein  die  Berechnung 
der  Fristen  von  Tag  zu  Tag  Nur  das  Italienische  Gesetz 
vom  .SO.  October  1859  schreibt  im  Art.  10  eine  Berechnung  nach 
Kalenderquartalen,  von  dem  auf  die  Anmeldung  folgenden  Quar- 
taltermin an  gerechnet,  vor*). 

Der  Anfang  der  Schutzfrist  ist  für  das  literarische  und 
artistische  Kigenthum  entweder  durch  den  Tod  des  Urhebers’) 
oder  durch  die  Zeit  der  ersten  Veröffentlichung;  für  das  indu- 
strielle Kigenthum  entweder  durch  die  Anmeldung  oder  durch 
die  Ausfertigung  des  Patentes  gegeben. 

Wenn  der  Tod  des  Autors  ungewiss  ist,  so  muss  nach  den 
allgemeinen  Regeln  über  die  Beweislast  der  Nachweis  des  To- 
destages von  demjenigen  geführt  werden,  welcher  aus  dem 
Ereignisse  ein  Recht  herleitet.  Wer  also  das  Werk  unter  Be- 
rufung auf  den  Ablauf  der  Schutzfrist  vervielfältigen  will,  muss 
beweisen,  dass  der  Tod  des  Autors  vor  dreissig  Jahren  einge- 
treten ist  ’).  Nur  das  Sächsische  Gesetz  vom  22.  Februar  1844 
kehrt  in  dem  oben  (S.  283)  angeführten  §.  3 diese  Beweisregel 
um,  indem  es  dem  Verlagsberechtigten  den  Nachweis  des  Zeit- 
punctes  aulerlegt,  in  welchem  der  Urheber  noch  gelebt  hat 

Die  rechtliche  Vermuthung  des  Todes,  welche  für  den  lall 


1)  Verjfl.  Oesterreich  Gesetz  v.  lö.  August  1852 
§.  26.  Jedes  ausschliessende  Privilegium  beginnt  von  dem  Tage 
der  Ausfertigung  der  Privileg^umsurkunde. 

Frenzös.  Gesetz  v-  ö.  Juli  1844 

Art.  8.  La  duree  du  brevet  courra  du  jour  du  depot  present  psr 
l’article  5- 

Engl.  Statut  v.  l.Jiili  1852  (15  & 16  Victoria  cap.  83)  secl  iS- 

3)  La  durata  d’una  privativa  non  sarä  xnaggiore  d’anni  15  ne 
luinore  d’un  anno,  cominciando  sempre  a coutare  d’all  ultimo  giorno 
d'uno  dei  mesi  di  marzo,  giugno,  settembre,  o dicembre  sussecutno  e 
piu  prossimo  al  di  in  cui  easo  attestato  fu  chiesto,  ne  conterrk  mai 
frazione  d*anno. 

3)  Ueber  die  Berechnung  der  Schutzfrist  bei  mehreren  Urhebern 
eines  Werkes  vergl-  oben  S.  235. 

4)  Wächter,  l>as  Verlagsreoht  Th.  1 S.  460. 
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der  Verschollenheit  durch  die  Todeserklärung'  begründet  wird, 
ist  auch  für  den  Ablaut  der  Schutzfrist  ma.ssgebend. 

Die  (Jontroversen  des  gemeinen  Rechtes  über  den  Zeitpunkt 
des  vermutheten  Todes,  ob  derselbe  in  die  Zeit  der  Verschol- 
lenheit, oder  des  zur  Todeserklärung  berechtigenden  Alters, 
oder  endlich  auf  den  Tag  der  gerichtlichen  Todeserklärung  zu 
verlegen  sei  *),  sind  in  das  Gebiet  des  Civilrechtes  zu  verwei- 
sen, da  die  fmtscheidung  dieser  Frage  für  die  Berechnung  der 
Schutzfrist  des  geistigen  Figenthumes  keinen  andern  Regeln 
folgt,  als  die  Entscheidung  über  die  rechtliche  Verinuthung 
des  Todes  überhaupt.  Es  ist  daher  offenbar  unbegründet,  wenn 
Friedländer  die  Frage  »wann  Werke  eines  verschollenen  Au- 
tors Gemeingut  werden,«  als  eine  besonders  schwer  zu  ent- 
scheidende bezeichnet  *). 

Der  Zeitpunct  der  Veröffentlichung  ist  bereits  oben  (S.  239) 
aus  einer  andern  Veranlassung  erörtert  worden.  Zu  dem  oben 
Gesagten  ist  hier  nur  noch  hiuzuzufttgen,  dass  neue  Ausgaben 
einer  bereits  erschienenen  Schrift  zwar  den  Lauf  einer  neuen 
Schutzfrist  für  die  in  der  neuen  Ausgabe  enthaltenen  Zusätze 
und  Veränderungen,  nicht  aber  für  das  ursprüngliche  Werk 
bedingen. 

Für  die  Berechnung  der  SchutzfrLsten  wird  in  man- 
chen Gesetzgebungen  eine  besondere  Bestimmung  für  solche 
Werke  getroffen,  welche  nicht  auf  einmal,  sondern  in  Abthei- 
lungen zu  verschiedenen  Zeiten  veröffentlicht  werden.  Nach 
dem  Bundesbeschlusse  vom  9.  November  1837  Art.  2 wird  die 
Schutzfrist  bei  den  in  mehrern  Abtheilungen  herauskommenden 
Werken  für  das  ganze  Werk  erst  von  Herausgabe  des  letzten 
Bandes  oder  Heftes  gezählt,  vorausgesetzt,  dass  zwischen  der 
Herausgabe  der  einzelnen  Bände  oder  Hefte  kein  längerer  als 
ein  dreijähriger  Zeitraum  verflossen  ist“). 


1)  Vergl.  Savigny,  System  Bd.  II  §.  68.  Eichhorn,  Deutsches  Pri- 
vatrecht  §.  827.  Vangerow,  Leitfaden  Hd.  1 S-  57  f. 

2)  Der  einheimische  und  ausländische  Rechtsschutz  gegen  Nach- 
druck S.  63  Note  2.  - Vergl  dagegen  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I 
S.450  Note  61. 

3)  Diese  Vorschrift  ist.  wie  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  I 
S.  451)  zutreffend  auslührt,  durch  den  späteren  Bundesbeschluss  vom 
19.  Juni  1845  keinesweges  aufgehoben,  da  der  letztere  sich  selbst  als 
eine  Ergänzung  der  seitherigen  Normen  bezeichnet.  Soweit  daher  der 
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In  Preussen  ist  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  im 
§.8,  a die  Berechnung  der  Schutzfrist  von  der  letzten  Liefening 
an  nur  ftlr  die  fortlaufenden  und  zusammenhängenden  Publi- 
cationen  der  gelehrten  Anstalten  und  Gesellschaften  vorge- 
schrieben. Doch  hat  auch  hier  der  Bundesbeschluss  vom  9. 
November  1837  durch  das  Publicationspatent  vom  29.  November 
1837  gesetzliche  Geltung  erlangt. 

ln  Oesterreich  ist  die  angeführte  Vorschrift  dieses  Be- 
schlusses durch  S-  16  dps  Gesetzes  vom  19.  October  1848  wie- 
derholt. Die  Fassung  beider  Bestimmungen  ist  insofern  ver- 
schietlen,  als  nach  dem  Bundesbeschlusse  die  einheitliche  Frist- 
berechnung  nur  unter  der  Voraus-setzung  stattfindet,  dass  zwi- 
schen der  Herausgabe  der  einzelnen  Bände  oder  Hefte  kein 
längerer  als  dreijähriger  Zeitraum  verflossen  ist, 
während  nach  dem  Oesterreichischen  Gesetze  die  Zusammen- 
rechnung nicht  statttindet.  wenn  zwischen  der  Herausgabe  der 
einzelnen  Abtheilungen  ein  Zeitraum  von  mindestens  drei 
Jahren  veiHossen  ist.  Zwischen  beiden  Vorschriften  besteht, 
wie  Wächter’)  ausführt,  ein  materieller  Unterschied  insofern, 
als  nach  der  einen  Vorschrift  die  Ausgabe  der  folgenden  Lie- 
fening  am  ersten  Tage  des  vierten  Jahres  nach  dem  Erschei- 
nen der  vorhergehenden  genügt,  um  die  Schutzfrist  zu  er- 
strecken, während  nach  dem  Oesterreichischen  Gesetze  die 
Ausgabe  am  letzten  Tage  des  dritten  Jahres  erfolgen  müsste. 
Wichtiger  ist  wohl  die  Frage,  ob  der  Zwischenraum  von  drei 
Jahren  von  Tag  zu  Tag  oder  nach  Kalendeijahren  zu  rechnen 
sei.  Diese  Frage  muss  bei  der  Anwendung  des  Bundesbe- 
schlusses nach  dem  oben  (S.  281)  Ausgeftthrten  im  Sinne  der 
ersten  Alternative  beantwortet  werden,  für  das  Oesterreichische 
Hecht  dagegen  hat  die  Berechnung  nach  Kadenderjahren  die 
Analogie  der  conformen  Bestimmungen  der  §§.  13  und  14  des 
Gesetzes  vom  19.  October  1846  für  sich. 

Das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  wiederholt  im 
Art.  19  die  Vorschrift  des  Bundesbeschlusses,  indem  es  bestimmt: 

"Wenn  jedoch  zwischen  dem  Erscheinen  einzelner  Abthei- 


Beschluss  von  1846  die  Zeit  des  Erscheinens  als  Anfangspiinct  der 
Schutzfrist  beibehslten  hat,  gilt  Ihr  diese  Berechnung  auch  gegenwärtig 
die  angeführte  Vorschrift  dos  Beschlusses  von  1887. 

1)  a.  a.  0.  Th.  I S.  462. 
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lungeu  ein  Zwischenraum  von  mehr  als  drei  Jahren  liegt, 
wird  die  Schutzfrist  fflr  jede  einzelne  Abtheilung  nach  der 
Zeit  ihres  Krscheinens  berechnet. 

Ini  Art  48  wird  smlann  bestimmt,  dass  bei  allen  Fristen, 
insbesondere  auch  bei  der  des  Art.  19  das  Kalenderjahr,  in 
welches  der  Anfang  der  Frist  fällt,  nicht  mitgerechnet  wird. 
Hiernach  kann  die  Lieferung  noch  bis  zum  Schlüsse  tics  drit- 
ten Jahres  nach  dem  Jahre  der  Ausgabe  der  vorhergehenden 
Lieferung  mit  PMolg  ausgegeben  werden. 

Die  Unterbrechung  der  Lieferungen  durch  eine  mehr  als 
dreijährige  Frist  kanu  die  Schutzfrist  für  die  früher  in  den 
gesetzlichen  Zwischenräumen  erschienenen  Lieferungen  nicht 
rückwirkend  alteriren.  Daher  werden  nun  die  vorher  erschie- 
nenen Lieferungen  zusammen  als  ein  mit  der  Ausgabe  der  letz- 
ten rechtzeitigen  Lieferung  erschienenes  Werk  behandelt  *)• 
Schliesslich  Ist  zu  bemerken,  dass  die  angeführten  Vorschriften 
sammtlich  voraussetzen,  dass  das  abtheilungsweise  erscheinende 
Werk  wirklich  ein  Ganzes  bildet  und  nicht  bloss  aus  einer  buch- 
händlerischen  Verbindung  mehrerer  selbständigen  Werke  besteht. 

Dem  fortgesetzten  Erscheinen  der  Schriften  entspricht  auf 
dem  Gebiete  des  industriellen  Eigenthumes  die  I’atentirung  von 
Xachträgen  zu  bereits  patentirteu  Erfindungen.  Solche  Ergän- 
zungs])atentc  besitzen  keine  selbständige  Schutzfrist,  sie  erlö- 
schen mit  dem  für  die  ursprüngliche  Erfindung  ertheilten  Pa- 
tente und  sind  dagegen  von  der  Erlegung  der  jährlichen  Pa- 
tentabgabe  befreit.  Die  für  das  literarische  Eigenthum  bestehende 
Regel  kehrt  sich  hier  also  vollständig  um,  so  dass  die  Schutz- 
frist für  die  successiven  Verbesserungen  einer  Erfindung,  wenn 
dieselben  als  Ergänzungen  des  ursprünglichen  Patentes  ange- 
meldet werden,  mit  der  ersten  Anmeldung  der  ursprünglichen 
Erfindung  zu  laufen  beginnt’;. 

Die  Frage,  welche  von  zwei  verschiedenen  Schutzfristen  An- 
wendung findet,  tritt  nur  auf  dem  Gebiete  des  literarischen  und 


1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  184<i  §.  16.  Haram,  Die 
Oesterreiebisohe  Pressgesetzgebung  S.  177  f.  Anderer  Meinung  ist  Man- 
dry  (Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern  Th.  1 Bd.  5 Heft  2 
S.  241). 

2)  Franzos.  Gesetz  v.  5.  Juli  1844  Art.  16  sq. 

Italien.  Gesetz  v.  SO.  October  1869  Art.  16  Art  20. 
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urtistischeD  Eigenthumes  nach  den  deutschen  Gesetzgebungen 
ein,  welche  bei  der  Berechnung  der  Schutzfristen  zwischen  den 
bei  I^bzeiten  des  Autors  unter  seinem  Namen  erschienenen  und 
den  iM)8tbun«n,  anonymen  und  pseudonymen  Werken  unter- 
scheiden. 

Zu  den  posthumen  Werken  sind  nicht  zu  zählen Ge- 
sammtausgaben  der  bei  Lebzeiten  des  Autors  einzeln  erschie- 
nenen Werke.  Doch  gewährt  die  Hambiirgische  Verordnung 
vom  29.  November  1«47  im  Art.  G singulärer  Weise  den  Erben 
des  Autors  für  eine  solche  binnen  zwei  Jahren  nach  seinem 
Tode  begonnene  Gesammtausgabe  eine  besondere  Schutzfrist 
von  dreissig  Jahren,  welche  von  der  Ausgabe  des  ersten  Hef- 
tes beginnt.  Die  Herausgabe  eines  posthumen  Werkes  hat  der 
richtigen  Meinung  nach,  nur  wenn  sie  hinnen  dreissig  Jahren 
nach  dem  Tode  des  Autors  erfolgt,  auf  den  dreissigjährigen 
Schutz  gegen  Nachdruck  Anspruch.  Sobald  nach  dem  Tode 
des  Verfassers  dreissig  Jahre  verstrichen  sind,  ist  das  an  dem 
ungednickten  W’erke  bestandene  geistige  Eigenthnin  erloschen 
und  das  Werk  ist  Gemeingut  geworden.  Erfolgt  die  Heraus- 
gabe dagegen  im  dreLssigsten  Jahre  nach  dem  Tode,  so  wini 
nun  das  geistige  Eigenthum  novirt  und  auf  eine  neue  Frist 
von  dreissig  Jahren  erstreckt 

Den  anonymen  Werken  werden  in  dem  Bundesbeschlu.sse 
vom  19.  Juni  1845  Art.  2,  sowie  in  den  deutschen  Landesge- 
setzgebungeu  die  unter  dem  Namen  von  Akademien  und  an- 
deren Corporationen  erschienenen  Schriften  gleichgestellt  und 
dies  versteht  sich,  sofern  nicht  der  Name  des  wirklichen  Ur- 
hebers genannt  ist,  eigentlich  von  selbst.  Soweit  indess  jene 
Vorschriften  zugleich  eine  Ausdehnung  der  für  gewöhnliche 
anonyme  Werke  geltenden  Schutzfrist  enthalten,  wie  dies  ur- 
sprünglich in  Breussen  der  Fall  war  (§.  8 cit.  im  Vergleich  mit 
§.  7)  und  in  Oesterreich  noch  jetzt  der  Fall  ist,  haben  die-seltien 


1)  Vergl.  oben  S.  239.  Anderer  Meinung  ist  Wächter,  Pas  Ver- 
lagsrecht Th.  I 8.443.  Oie  Verordnung  für  Sachsen -Meiningen  vom 
7-  Mai  1829  beschränkt  im  S.  7 den  Schutz  der  posthumen  Werke  auf 
die  hinnen  zwanzig  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers  veröffent- 
lichten Schriften. 

2)  Preuss.  Gesetz  v.  II.  Juni  1837  §.8. 

Oesterreich.  Gesetz  v.  19.0ctober  1846  §.  16  (mit  Ausdehnung 
der  Schutzfrist  auf  fünfzig  Jahre). 
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eine  selbständige  Bedeutung.  Nur  dürfen  dieselben  nicht  zu 
der  Annahme  verleiten,  dass  der  wirkliche  Urheber,  welcher 
seinen  Namen  nennt,  durch  die  Herausgabe  unter  der  Firma 
einer  Akademie  die  nach  seiner  Lebensdauer  berechnete  Schutz- 
frist einbOsste  und  dafür  die  Hechte  der  Anonymität  ihm  als 
Privilegium  odiosum  aufgezwungen  würden. 

Die  Wiederautlage  des  anonymen  Werkes  unter  dem  Na- 
men des  Autors  begründet  eine  neue  nach  der  l.«ben8dauer 
des  Autors  bemessene  Frist,  wenn  sie  innerhalb  der  Schutzfrist 
von  dreissig  Jahren  nach  dem  ersten  Erscheinen  bewirkt  wird. 
Das  blosse  Bekanntwerden  des  Yerfas-sers  ohne  eine  neue  unter 
seinem  Namen  veranstaltete  Ausgabe  reicht  hierzu  nicht  aus  ‘). 

Zu  den  pseudonymen  Werken  rechnet  das  Preussi- 
sche  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  im  §.7  alle  Werke,  die  unter 
einem  andern  als  dem  wahren  Namen  des  Autors  erschienen 
sind.  Das  Braunschweigische  Gesetz  vom  10.  F’ebruar  1842 
behandelt  dagegen  auch  diejenigen  Werke  als  nicht  pseudo- 
nyme, welche  unter  einem  offenkundigen  Schriftstel- 
lern amen  herausgegeben  sind.  Wo  eine  solche  Bestimmung 
fehlt,  mmss  unter  den  im  Bundesbeschlusse  vom  19.  Juni  1845 
§.2  aufgeführten  Werken  pseudonymer  Autoren  offenbar 
Jedes  Werk  verstanden  werden,  welches  unter  einem  angenom- 
menen Namen  erscheint,  also  auch  die  Schriften  von  Jean  Paul 
und  Jeremias  Gotthelf*)  oder  andere  unter  bekannten  Autor- 
namen erschienene  Werke  nicht  ausgenommen. 

Veränderungen  der  Gesetzgebung,  welche  im  Laufe 
der  Schutzfrist  eintreten,  haben,  sofern  sie  die  Dauer  der 
Schutzfristen  verlängern,  sofort  die  Erstreckung  der  noch  lau- 
fenden Frist  auf  die  verlängerte  Dauer  zur  Folge.  Dieser  Grund- 
satz ist  in  den  meisten  Gesetzgebungen  durch  die  transitori- 
schen Bestimmungen  anerkannt  worden.  Dies  ist  insbesondere 
auch  in  den  neueren  Patentgesetzen  der  Fall  *). 

Die  deutschen  Nachdruckgesetze  haben  demselben  je<loch 

1)  Vergl.  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  436f.  Anders  nach 
Sächsischem  Rechte  (Verordnung  v.  22.  Februar  1644  §.  3). 

2)  Anderer  Meinung  ist  Wächter  a.  a.  0.  Th.  I S.  434.  Vergl. 
dagegen  Harum,  Oesterreichische  Pressgesetzgebung  S.  181. 

3)  Oesterreich.  Oesetz  v.  16.  August  1862  §§.  61  ff. 

Uelg.  Oesetz  v.  24.  Mai  1864  Art.  27. 

Italieu.  Gesetz  v.  31.  Januar  1867  Art.  2 fl'. 

19 
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eine  positive  Erweitening  nach  zwei  Richtungen  gegeben,  einer- 
seits, indem  .sie  die  neue  Schutzfrist  auch  auf  solche  Werke 
erstrecken,  deren  Schutzfrist  unter  der  alten  Gesetzgebung  be- 
reits abgelaufen  war,  die  jedoch  nach  dem  neuen  Gesetze,  wenn 
dasselbe  zur  Zeit  ihres  Erscheinens  bereits  gegolten  hätte,  noch 
geschützt  sein  würden,  andrerseits,  indem  sie  die  Schutzfrist 
für  die  vor  dem  Erlasse  des  neuen  Gesetzes  erschienenen  Werke 
nicht  von  dem  Tage  des  Erscheinens  oder  dem  Todestage  des 
Autore,  sondern  von  dem  Tage  des  neuen  Gesetzes  (sofern  nicht 
der  Autor  den  Erlass  desselben  erlebt  hat),  datiren. 

Die  erstere  Ausnahme,  die  Ausdehnung  der  neuen  Schutz- 
frist auf  die  schon  vor  dem  Erlasse  des  Gesetzes  zum  Gemein- 
gut gewordenen  Werke  findet  sich  ausserdem  in  den  zwischen 
Preussen,  Frankreich,  England  und  Belgien  geschlossenen  Staats- 
verträgen. Sie  wird  als  allgemeine  Interpretationsregel  auf- 
gestellt von  Jolly ‘)  und  Wächter“).  Sie  erleidet  jedoch  die 
ebenfalls  allgemein  anerkannte  Beschränkung,  dass  Vervielläl- 
tigungen,  welche  ohne  Erlaubniss  des  Autors  zu  einer  Zeit 
vorgenommeu  wurden,  in  der  das  vervielfältigte  Werk  noch 
nicht  geschützt  wai-,  auch  nach  erfolgter  Ausdehnung  des  Rechts- 
schutzes gegen  Nachdruck  auf  diese  Werke  ungehindert  ver- 
trieben werden  können.  Die  mit  dem  Auslände  geschlossenen 
Staatsverträge  regeln  zum  Theil  den  Vertrieb  dieser  erlaubten 
Nachdrücke  durch  die  Bedingung  der  polizeilichen  Stempelung. 

Die  zweite  Ausdehnung  des  oben  aufgestellten  Grundsatzes, 
wonach  den  vor  dem  Erlasse  des  neuen  Gesetzes  erschienenen 
Werken,  sofern  ihre  Autoren  den  Erlass  des  Gesetzes  nicht 
überlebt  haben,  eine  vom  Tage  der  Rechtskraft  des  neuen  Ge- 
setzes laufende  Schutzfrist  gewährt  wird,  enthält  eine  rein 
positive  und  keinesweges  zu  rechtfertigende  Ausnahme,  welche 
auch  in  dem  neuen  Bayerischen  Gesetze  vom  28.  Juni  1865  Art. 
69  f.  mit  Recht  verworfen  wird. 


1)  Di«  Lehre  vom  Nachdruck  S.  221  ff. 

2)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  460  ff. 
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VII.  Der  Verlags  vertrag. 


§.28.  Inhalt. 

BegriiTibpstimmung.  — Uneigentliche  VerlagnTerträge.  — Verpflichtung 
zur  VoröCrentlichung.  — BesteUung.  — Coramissioiisverlag.  — Be- 
schränkte VeräuBserung.  — Unterscheidung  von  der  Ceasion.  — Ho- 
norar. — Stillschweigende  Verabredung.  — Unbestimmtes  Honorar- 
versprechen. 

Verlagsvertrag  heisst  die  Uebereinkunft,  durch  welche  der 
Verleger  das  ausschliessliche  Recht  der  Vervielfältigung  an 
einer  Schrift  oder  an  einem  Kunstwerke  gegen  die  Verpflichtung 
der  Veröffentlichung  für  seine  Rechnung  erwirbt.  Herausgeber 
ist  entweder  der  Autor  des  Werkes  oder  dessen  Rechtsnach- 
folger. Der  Verleger  dagegen  darf  weder  das  ursprüngliche 
noch  das  abgeleitete  geistige  Eigenthum  des  Werkes  besitzen '). 
Er  erwirbt  auch  durch  den  Verlags  vertrag  nicht  das  geistige 
Eigenthum.  Es  wird  vielmehr  durch  diesen  Vertrag  nur  ein 
Nutzungsrecht  an  dem  geistigen  Eigenthume  : das  Verlagsrecht 
constituirt,  welches  seiner  Natur  nach  von  beschränktem  In- 
halte ist  und  eine  be.stimmtc  Art  der  Rcproduction  in  mehr 
oder  weniger  beschränktem  Umfange  zum  Gegenstände  hat. 

Unter  den  Merkmalen  dieser  Begriffsbestimmung  gehören 
einige  zu  den  wesentlichen,  andere  zu  den  bloss  vermutheten 
Bestandtheilen  des  detinirten  Rechtsgeschäftes.  Wesentlich  ist: 
1.  die  Uebertragung  des  Rechtes  der  Vervielfältigung, 


1)  Der  Contracl,  duroh  welchen  eia  Buchhändler  sich  zur  Her- 
ausgabe seines  eigenen  Werkes  gegen  eine  Subvention  oder  ge- 
gen die  Bestellung  einer  Anzahl  von  Exemplaren  verpflichtet,  ist  kein 
Verlagsvortrag. 
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2.  die  Verpflichtung  zur  Veröffentlichung, 

3.  die  Veröffentlichung  für  Rechnung  des  Verlegers. 

Dagegen  ist  kein  wesentliches  Erforderniss  des  Verlagsvcr- 

träges,  dass  das  unbeschränkte  Verlagsrecht  übertragen 
wird,  oder  dass  die  Veröffentlichung  für  alleinige  Rechnung 
des  V'erlegers  stattfindet.  Es  kann  vielmehr  durch  den  Verlags- 
vertrag ein  beschränktes  Recht  der  Vervielfältigung  übertragen 
und  es  kann  bedungen  werden,  ^ass  die  Publication  für  ge- 
meinschaftliche Rechnung  des  Herausgebers  und  des  Verlegers 
bewirkt  wird. 

Alle  sonstigen  Stipulationen,  welche  in  Verlagsverträgen 
enthalten  sein  können,  beruhen  durchaus  auf  besonderer  Fest- 
setzung. Dies  gilt  insbesondere  von  der  Bedingung  eines  Hono- 
rars für  den  Autor  oder  Herausgeber,  die  weder  für  die  Existenz 
des  Verlagsvertrages  wesentlich  ist,  noch  auch  vermuthet  wird. 

Bevor  auf  der  Grundlage  der  hier  aufgestellten  Begriffs- 
bestimmung der  Verlags  vertrag  nach  seinen  Subjecten  und  sei- 
nem Gegenstände,  nach  seiner  Entstehung,  Wirkung  und  Auf- 
lösung dargestellt  wird,  soll  die  oben  gegebene  Definition  in 
ihren  einzelnen  Sätzen  näher  erläutert  und  gerechtfertigt  werden. 

1.  Durch  den  Ve rlagsvertrag  wird  das  aus- 
schliessliche Recht  der  Vervielfältigung  in  einem 
bestimmten  Umfange  übertragen ‘)-  Durch  dieses 
wesentliche  Merkmal  werden  diejenigen  Fälle  ausgeschlossen  in 
welchen  der  Herausgeber  entweder  selbst  das  ausschliessliche  Recht 
der  Vervielfältigung  nicht  besitzt,  oder  dem  Verleger  nur  eine 
nicht  ausschliessliche  Befugniss  zur  Veröffentlichung  einräunit. 
ln  beiden  Fällen  ist  ein  Verlags  vertrag  nicht  vorhanden,  auch 
wenn  die  übrigen  Requisite  desselben  zutreffen.  Wenn  z.  B. 
von  einer  älteren  Schrift  nur  noch  ein  einzelnes  Exemplar 
vorhanden  ist,  so  kann  der  Besitzer  mit  einem  Verleger  über 
die  Wiederherausgabe  derselben  einen  Vertrag  schliessen,  wel- 
cher in  allen  übrigen  P mieten  dem  Verlagsvertrage  voUkommeo 
analog  ist.  Ein  wirklicher  Verlagsvertrag  liegt  jedoch  nicht 
vor,  sofern  nicht  besondere  Gesetze  dem  Herausgeber  eines 
solchen  Werkes  das  Recht  der  ausschliesslichen  Vervielfältigung 
beilegen,  wie  diess  in  Bayern  für  un ged  ruckte  Schriften  der 


1)  Die  Krage,  ob  die  V'ermuthung  für  die  uubeachränkte  Ueber- 
tragung  des  VerlagBrechtes  spriebt,  wird  unten  im  §.  32  erörtert  werden. 
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Fall  ist  *).  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  fehlt  ein  wesentlicher 
Bestandtheil  des  Verlagsvertrages:  die  Uebertraguug  des  aus- 
schliesslichen Rechtes  der  Vervielfältigung.  Es  können  daher 
auch  die  an  dieses  Requisit  gebundenen  Wirkungen  des  Ver- 
lagsvertrages, z.  B.  die  Gewähr  für  dius  geistige  Eigenthuni, 
die  Beschräukung  des  Verlages  auf  eine  bestimmte  Auflage 
nicht  eintreten.  Das  Rechtsgeschäft  ist  überhaupt  trotz  vieler 
-Analogien  ein  von  dem  eigentlichen  Verlagsvertrage  wesentlich 
verschiedenes  “). 

Dasselbe  gilt  von  dem  Vertrage  über  die  Vervielfältigung 
eines  gemeinfreien  Kunstwerkes,  welchen  der  Besitzer  desselben 
mit  einem  Verleger  abschliesst.  Auch  dieser  Vertrag  berechtigt 
den  Verleger  nicht,  andere  Vervielfältigungen  desselben  Kunst- 
werkes zu  untersagen  “).  Eine  Gewährleistung  gegen  ander- 
weitige Vervielfältigungen  würde  nur  etwa  auf  Grund  der  aus- 
drücklichen Verabredung  stattfinden,  dass  das  Kunstwerk  keinem 
Anderen  zur  Abzeichnung  überlassen  werden  dürfe. 

Wenn  endlich  der  Herausgeber  zwar  das  geistige  Eigenthum 
des  Werkes  besitzt,  aber  dem  Verleger  nur  die  blosse  Befug- 
niss  der  Vervielfältigung  einräumt,  ohne  sich  selbst  dadurch 
in  der  Reproduction  des  Werkes  irgendwie  zu  beschränken  und 
ohne  dem  Verleger  ein  von  seinem  geistigen  Eigenthume  ab- 
geleitetes Recht  der  Veiwielfältigung  zu  übertragen,  so  fallen 
ebenfalls  mit  einer  wesentlichen  Voraussetzung  des  V'erlagsver- 
trages  auch  wesentliche  Wirkungen  desselben,  z.  B.  die  Nach- 
druckklage, selbst  gegen  unbefugte  Vervielfältigungen,  und  na- 
mentlich gegen  den  Autor  fort. 

Die  angeführten  F'älle  stimmen  also  darin  überein,  dass 
ein  wesentliches  Requisit  des  Verlagsvertragcs,  das  in  demsel- 
ben enthaltene  dingliche  Rechtsgeschäft  der  Uehertragung  des 
Verlagsrechtes  mangelt  und  deshalb  auch  alle  dinglichen  Wir- 
kungen, namentlich  die  Nachdruckklage  des  Verlegers  fortfallen. 

1)  GcBcti  V.  28.  Juni  1865  -Art.  11. 

2)  Die  entgegengesetzt«  Meinung  Uössigs  (Uiiohhandelsrecbt 
S. 84)  ist  eingehend  widerlegt  von  Wächter  (Das  Verlagsrecht,  Th.  I 
S.  243). 

3)  Vergl.  das  oben  S.  182  mitgctheiltc  Erkenntniss  des  Oberap- 
pellationsgerichtes zu  Dresden,  in  welchem  allerdings  auf  das  geistige 
Eigenthum,  welches  der  Verleger  selbst  durch  die  lithographische  Re- 
production erworben  batte,  nicht  Rücksicht  genommen  ist. 
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Die  bezeichneten  Verträge  können  also  nicht  als  wirkliche, 
sondern  nur  als  uneigentliche  Verlagsverträge  angesehen 
werden. 

2.  Der  Verleger  übernimmt  die  Verpflichtung, 
das  Werk  zu  veröffentlichen.  Wo  diese  Bedingung 
fehlt,  liegt  eine  blosse  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes 
vor,  es  besteht  statt  des  Verlagsvertrages  ein  Rechtsgeschäft, 
welches  je  nach  der  für  die  Uebertragung  bedungenen  Gegen- 
leistung als  Kauf,  als  Dienstmiethe  (Lohnvertrag)  oder  als  ir- 
gend ein  Innominatcoutract  aufgefasst  werden  kann.  Der  häu- 
figste Fall  der  bezeichneten  Art  ist  der,  wenn  ein  Schriftsteller 
oder  Künstler  auf  Bestellung  des  Verlegers  ein  Werk 
verfertigt,  dessen  geistiges  Eigenthum  durch  Erfüllung  des 
Dienstvertrages  gegen  den  bedungenen  Lohn  auf  den  Verleger 
übertragen  wird,  ohne  dass  dieser  eine  Verbindlichkeit  in  Bezug 
auf  die  Veröffentlichung  übernimmt. 

Auch  dieser  Fall  ist  mit  Unrecht  unter  den  Begriff  des 
Verlagsvertrages  subsumirt  worden  und  hat  zu  ganz  unrichti- 
gen Schlüssen  in  Bezug  auf  die  Natur  dieses  Vertrages  Anlass 
gegeben  ').  Es  ist  nicht  einmal  zulässig,  den  zwischen  dem 
Verleger  und  dem  Schriftsteller  geschlossenen  Dienstvertrag 
als  ein  dem  Verlagsvertrage  hinzutretendes  Kechtsverhältniss 
zu  bezeichnen  *).  Der  Dienstvertrag  schliesst  vielmehr  den 


1)  Dies  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  Koch  in  seinem  Lehrhache 

des  Preiiss.  gern.  Privatrechtes  8.  Auf).  Bd.  II  S.  420  sagt:  »Der  Ver' 

lagscontract  — hat  nicht  in  allen  Fällen  dieselbe  rechtliche  Natur. 
Veräussert  der  Verfasser  sein  Erxeugniss  ohne  vorherige  Bestellung, 
so  gehört  das  Geschäft  zu  den  kaufähnlichen  Verträgen,  arbeitet  er  auf 
ücstellung,  so  ist  das  Abkommen  eine  Verdingung  (Mietbe),  welche 
entweder  mit  dem  Verlagscontracte  vermischt,  oder  reine  Dienstmiethe 
ist,  je  nachdem  derVerfasser  nach  eigener  Idee  arbeitet,  oder  nur  den 
Plan  des  Bestellers  ausfiihrt.« 

In  dieser  Definition  wird  nämlich  nicht  bloss  ein  rein  zufälligo 
und  auBserwesentliches  Momeut:  die  Stipulation  über  das  Honorar  det 
Verfassers  zur  Begriffsbestimmung  des  Verlagsvertrages  verwendet;  cs 
wird  auch  eine  Voraussetzung,  die  die  Annahme  eines  V erlagscontractes 
geradezu  ausschliesst:  der  Fall  der  blossen  Dienstmiethe  unter  den  Be- 
grifl"  desselben  subsumirt. 

2)  Zu  diesem  Resultate  gelangt  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th  I 
S.  247;,  der  übrigens  den  Unterschied  zwischen  beiden  Reohtsverbält- 
niesen  mit  grosser  Schärfe  bervorhebt. 
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Verlagsvertrag  vollständig  aus.  Der  Buchhändler,  welcher  eine 
Karte  des  neuesten  Kriegsschauplatzes  für  seine  Rechnung  ste- 
chen lässt,  tritt  durch  die  Herausgabe  desselben  keinesweges  in  ein 
neues  Rechtsverhältniss  zu  dem  Urheber,  welcher  sein  geistiges 
Eigenthum  durch  die  Ausführung  der  Bestellung  bedingungslos 
auf  ihn  übertragen  hat.  Er  übt  durch  die  Veröffentlichung 
nur  das  früher  erworbene  geistige  Eigenthum  unmittelbar  aus. 

Gleichwohl  darf  nicht  jede  Bestellung  eines  Verlegers  als 
ein  Dienstvertrag  zwischen  ihm  und  dem  Autor  qualifizirt  wer- 
den. Wenn  Lamartine  sich  aus  Anlass  einer  der  öfter  wieder- 
kehrenden pecuniären  Bedrängnisse  contractlich  seinem  Verle- 
ger gegenüber  verpflichtete,  jährlich  vier  Bände  gegen  ein  festes 
Honorar  von  100000  Francs  zu  liefern,  so  wird  niemand  an- 
nehmen, da.ss  ein  solcher  Vertrag  als  eine  Dienstmiethe  zu  be- 
trachten sei,  und  dass  durch  die  Erfüllung  desselben  der  Ver- 
leger das  bedingungslose  geistige  Eigenthum  der  gelieferten 
Schrillen  erworben  habe,  so  dass  er  etwa  sich  der  Herausgabe 
derselben  beliebig  hätte  entziehen  können.  Einer  solchen  An- 
nahme würde  schon  die  Regel  entgegenstehen,  dass  die  Dienst- 
miethe nur  auf  Mietharbeiten  (operae  locare  solitae)^)  An- 
wendung findet,  nicht  auf  die  freie  geistige  Production  des 
Schriftstellers  oder  des  Künstlers. 

Die  Bestellung  des  Verlegers  hat  also  in  allen  Fällen,  wo 
nicht  der  Gegenstand  derselben  eine  lediglich  gedungene  Arbeit 
betrifft,  nur  die  Bedeutung  eines  pactum  de  contrahendo,  d.  h. 
eines  Vertrages,  durch  welchen  der  Buchhändler  sich  zum  vor- 
aus die  Erwerbung  des  Verlagsrechtes  für  das  von  dem  Autor 
produzirteWerk  sichert.  Die  Erfüllung  dieses  Vertrages  erfolgt 
nicht  durch  die  einfache  Lieferung  der  bestellten  Arbeit  und 
durch  die  bedingungslose  L'ebertragung  des  geistigen  Eigen- 
thumes, sondern  durch  den  Abschluss  des  Verlagsvertrages 
über  das  fertige  Werk,  durch  welchen  dann  der  Verleger  auch 
die  Verpflichtung  zur  Veröffentlichung  übernimmt. 

Die  Bestellung  eines  Werkes  durch  den  Verleger  ist  also 
entweder  als  eine  blosse  Dienstmiethe,  oder  als  ein  pactum  de 
contrahendo  in  Bezug  auf  den  künftigen  Verlagsvertrag  aufzu- 
fassen (für  Letzteres  streitet  die  Vermuthung),  niemals  als  ein 
Rechtsgeschäft,  welches  den  eigentlichen  Verlagsvertrag  in  so- 

1)  L.  6 §.2.  Big.  de  praescr.  verb.  (19.  6). 
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feru  niodifiziren  könnte,  dass  dadurch  die  Verpflichtung  des 
Verlegers  zur  Veröttentlichung  ausgeschlossen  wird. 

3.  Die  Veröffentlichung  muss  für  Rechnung 
des  Verlegers  erfolgen.  Dieses  Requisit  folgt  bereits  aus 
der  zu  1.  erläuternden  Bedingung,  dass  ein  von  dem  geistigen 
Eigenthuine  abgeleitetes  Recht  der  Vervielfältigung  durch  den 
Verlagsvertrag  übertragen  werden  mu.ss.  Da  nämlich  der  ju- 
ristische Inhalt  des  geistigen  Eigenthunies  nach  S.  126  in  der 
vermögensrechtlichen  Nutzung  besteht,  die  aus  der  Vervielfäl- 
tigung des  Werkes  gezogen  wird,  so  ist  auch  die  gänzliche 
oder  theilweise  Uebertragung  dieses  Rechtes  nur  so  denkbar, 
dass  die  Vervielfältigung  für  Rechnung  des  Erwerbers  erfolgt, 
folglich  diesem  der  Ertrag  derselben  zu  Theil  wird.  Der  An- 
theil,  welcher  dem  Autor  nach  der  Natur  des  Geschäftes  an 
diesem  Ertrage  gebührt,  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  da- 
durch geregelt,  das.s  demselben  entweder  ein  Honorar  von  dem 
Verleger  bi^willigt  winl,  oder,  wenn  der  voraussichtliche  Ertrag 
des  Unternehmens  ein  negativer  ist,  dass  der  Autor  seinerseits 
dem  Verlier  eine  Entschädigung  für  die  Herausgabe  bewilligt. 
Es  ist  jedoch  nicht  selten  der  Fall,  dass  der  Autor  und  der 
Verleger  gemeinschaftlich  an  dem  Ertrage  und  an  dem  Risico 
des  Unteniehmens  betheiligt  sind,  dass  also  die  Herausgabe 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  erfolgt,  und  dadurch  wird  das 
Wesen  des  Verlagsvertrages  nicht  beeinträchtigt,  da  die  Ge- 
genleistung des  V'^erlegers,  auch  wenn  sie  auf  einen  aliquoten 
Theil  beschränkt  ist,  doch  ihrem  Inlialte  nach  nicht  alterirt  wird. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  der  Buchhändler 
die  Veröffentlichung  lediglich  für  Rechnung  des  Autors  oder 
des  Herausgebers  übernimmt.  In  diesem  Falle  fehlt  nicht  bloss 
das  hier  erörterte  dritte  Requisit,  sondern  auch  das  ei’ste  Re- 
quisit des  Verlags  Vertrages:  die  Uebertragung  des  Rechtes  der 
Vervielfältigung,  da  dieses  Recht,  wie  gezeigt  ist,  von  dem  da- 
mit verbundenen  vermögensrechtlichen  Inhalte  nicht  getrennt 
werden  kann. 

Bei  dem  sogenannten  Commissionsverlage  liegt  also 
nicht  ein  Verlags  vertrag,  sondern  ein  anderes  Rechtsgeschäft 
vor,  welches  unter  den  Begriff  des  Mandates  und  zwar  unter 
das  kaufmännische  Commissionsgeschäft  des  Handelsrechtes  fällt, 

4.  Der  Verlagsvertrag  enthält  keine  Vcräussc- 
rung  des  geistigen  Eigenthumes,  sondern  die  Con- 
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stituiruDg  eines  Verlagsrechtes  von  wesentlich 
beschränktem  Inhalte'). 

Das  Verlagsrecht  enthält  nur  die  Befugniss  zu  einer  bc- 
stininiten  Art  der  licpruduction  und  auch  diese  nur  in  be- 
grenztem Umfange.  Ueber  die  Grenzen,  welche  dem  durch 
den  Verlagsvertrag  begründeten  Rechte  der  Vervielfältigung 
in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  über  die 
Zahl  der  anzufertigenden  Exemplare  gezogen  sind, . bestehen 
in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  abweichende  Vorschriften. 
Nach  einigen  deutschen  Gesetzgebungen^)  ist  das  Verlagsrecht 
im  Zweifelsfalle  auf  die  einmalige  Vervielfältigung  beschränkt, 
so  dass  das  Recht,  neue  Auhagen  zu  veranstalten,  besonders 
übertragen  werden  muss.  Nach  dem  Allg.  Breuss.  Landrechte 
dagegen  und  nach  dem  Oesterreich.  Bürgerl.  Gesetzbuche  un- 
terliegt das  Verlagsrecht  dieser  Beschränkung  nicht,  wenn  die 
Zahl  der  Auhagen  nicht  zum  voraus  festgesetzt  ist  ^).  Der 
Verleger  kann  also  ohne  Beschränkung  neue  Auhagen  veran- 
stalten. 

Allein  diese  Vorschriften  des  l’reussischen  und  des  Oester- 
reichischen  Rechtes  laufen  dem  allgemeinen  Geschäftsgebrauche 
zuwider,  da  durch  buchhändlerische  Gewohnheit  das  unbestimmt 
übertragene  Verlagsrecht  auf  nur  eine  Auhage  beschränkt  wird'). 
Diese  Regel  muss  auch  jetzt  nach  Art.  I des  Allgemeinen  Deut- 
schen Handelsgesetzbuches  mit  Ausschliessung  der  entgegenste- 
henden Vorschriften  der  Breussischen  und  Oesterreichischen 
Gesetzbücher  zur  Anwendung  kommen,  da  in  Handelssachen 
in  erster  Linie  die  Handelsgebräuche  und  erst  in  deren  Er-  - 
mangelung  die  Vorschriften  der  Civilgesetze  zur  Anwendung 
kommen. 

Allei-dings  kann  durch  besondere  Festsetzungen  das  Ver- 
lagsrecht auf  mehrere  Auhagen  erstreckt  und  sonst  beliebig 


1)  Vergl.  unten  §.32.  — Badisches  Landrecht  §.677  dd.  - Blano, 
Traitö  de  la  contrefa^on  p.  97. 

2/  Sachs.  Gesetz  v.  22.  Februar  1S4 1 §.4. 

Badisches  Landrecht  Buch  II  Tit.  II  Cap.  6 §.  577  d e. 

3)  .\llg.  Preuss.  Landrecht  T)i.  I Tit.  11  §.  1013. 

Oesterreich.  Bürgerl.  Gesetzbuch  §.  1164  §.  1167. 

4)  Kössig,  Handbuch  des  Bucbhandelsrechtes  S.  129  f.  Wächter, 
Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  262  und  die  daselbst  Note  12  angeführten 
Schrift  steiler. 
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ausgedehnt  werden.  Immer  bleibt  aber  beim  Abschlüsse  eines 
Verlagsvertcages  das  geistige  Eigenthum  in  dem  Besitze  des 
Herausgebers  und  der  Verlagsvertrag  ist  deshalb  in  seinem 
Inhalte  und  seinen  Wirkungen  von  der  Veräusserung  des  gei- 
stigen Eigenthumes  wesentlich  verschieden,  mag  auch  das  Ver- 
lagsrecht in  dem  ausgedehntesten  Umfange  bestellt  sein. 

Dieser  Unterschied  zeigt  sich  hauptsächlich  in  folgenden 
Anwendungen : 

I.  Die  Veräusserung  des  geistigen  Eigenthumes  umfasst 
jede  Art  der  Reproduction,  also  auch  das  liecht  der  Ueber- 
setzung,  während  beim  Verlagsrechte  die  Vermuthung  für  die 
Beschränkung  des  Rechtes  streitet,  folglich  die  Uebertragung 
des  Verlagsrechtes  für  sämmtliche  Auflagen  dennoch  nicht  das 
Recht  der  Uebersetzung  begreitl. 

II.  Der  Autor,  welcher  das  Verlagsrecht  für  sämmtliche 
Auflagen  übertragen  hat,  ist  befugt,  die  Veranstaltung  oder 
die  Gestattung  einer  neuen  Auflage  zu  verlangen,  wenn  die 
alte  vergriffen  ist,  selbst  wenn  er  das  etwa  bedungene  Honorar 
bereits  bezogen  hat.  (Vergl.  Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  1 1 §.  1018.) 
Der  Grund  zu  dieser  Befugniss  liegt  in  dem  fortbestehenden 
geistigen  Eigenthume  des  Autors,  während  bei  einer  Veräus- 
serung des  geistigen  Eigenthumes  eine  Forderung  auf  Veröf- 
fentlichung überhaupt  nicht  stattfindet. 

lU.  Der  Autor  eines  für  sämmtliche  Auflagen  in  Verlag 
gegebenen  Werkes  tritt  wieder  in  den  unbeschränkten  Besitz 
seines  geistigen  Eigenthumes,  wenn,  der  Verleger  auf  das  wei- 
tere Verlagsrecht  verzichtet,  oder  wenn  durch  die  Auflösung 
der  Verlagsfirma  die  Person  des  Verlagsberechtigten  erlischt, 
ohne  dass  das  Verlagsrecht  auf  eine  andere  Person  übertragen 
wird.  Das  veräussertc  geistige  Eigenthum  geht  dagegen  in 
den  gleichen  Fällen  vollständig  unter  und  das  Werk  (z.  B. 
ein  mit  dem  geistigen  Eigenthuinsrechte  verkauftes  Kunstwerk) 
wird  gemeinfrei. 

Alle  diese  Anwendungen  zeigen  den  durchgreifenden  Un- 
terschied zwischen  dem  Verlagsrechte  und  dem  geistigen  Ei- 
genthume und  es  ist  namentlich  zu  bemerken,  dass  diejenigen 
Schriftsteller,  welche  beide  Rechte  identifiziren  und  den  Ver- 
lagsvertrag als  eine  Veräusserung  des  geistigen  Eigenthumes 
betrachten,  schon  dadurch  in  ein  Dilemma  gerathen,  dass  sie 
die  beschränkte  Natur  des  unbestimmt  übertragenen  Verlags- 
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rechtes  anerkennen  mflssen,  obgleich  bei  der  Veräusserung 
von  Rechten  die  unbeschränkte  Uebertragung  verinuthet  wer- 
den muss. 

5.  Das  Honorar  des  Autors  gehört  weder  un- 
ter die  wesentlichen  noch  unte  r die  vermutheten 
Bestandth eile  des  Verlagsvertrages. 

üeber  den  ersten  Theil  dieses  Satzes  be.steht  keine  Mei- 
nungsverschiedenheit. Es  ist  notorisch,  dass  eine  namhafte  Zahl 
von  Verlagsverträgen  ohne  die  Bedingung  eines  Honorars  ab- 
geschlossen wird  und  dass  nicht  selten  sogar  der  Herausgeber 
dem  Verleger  eine  Geldentschädigung  für  die  von  ihm  über- 
nommene Verpflichtung  der  Veröffentlichung  bewilligt.  Allein 
wenn  auch  allseitig  anerkannt  wird,  dass  die  Stipulation  eines 
Honorars  nicht  zum  Begriffe  des  Verlags  Vertrages  wesentlich 
gehört  und  ohne  die  Natur  dieses  Vertrages  zu  verändern  aus- 
geschlossen sein  kann,  so  sind  doch  die  Meinungen  darüber 
getheilt,  ob  diese  Stipulation  sich  von  selbst  versteht,  daher 
ausdrücklich  ausgeschlossen  werden  muss  oder  ob  das  Ho- 
norar nur  gefordert  werden  kann,  wenn  dasselbe  besonders  be- 
dungen ist.  Doch  nimmt  die  grosse  Mehrzahl  der  Schriftsteller 
mit  Recht  an,  dass  das  Honorar  nicht  zu  den  stillschweigenden 
Voraussetzungen  des  Verlags  Vertrages  gehört,  also  nur  gefor- 
dert werden  kann,  wenn  dasselbe  bedungen  ist  •). 


1)  Für  die  stillschweigende  Bedingung  der  Honorarleistang  scheint 
sich  Rössig,  Handbuch  des  B'ncbhandelsrecbtes  S.  169  auszusprechen, 
indem  er  sagt;  »Die  Absicht  des  Verlagsvertrages  besteht  in  der  Ver- 
vielfältigung der  Handschrift  durch  Abdruck  gegen  ein  bestimmtes 
Honorar,  oder  auch  wenn  es  verabredet  ist,  unentgeltlich, 
um  davon  Absatz  zu  machen.« 

2)  Vergl.  Maurenbrecher,  Deutsches  Privatrecht  § 417.  Beseler, 
Deutsches  Privatrecht  2.  Aufl.  §.  228  Nr.  6.  Bluntscbli,  Deutsches  Pri- 
vatrecht §.  107  Nr.  4.—  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  865)  drückt 
sich  über  die  vorliegende  Frag^  etwas  unbestimmt  aus,  indem  er  sagt ; 
»Die  Leistung  eines  Honorars  an  den  Autor  ist  keine  wesentliche  Folge 
des  Verlagsvertrages,  so  dass  sie  sich  von  selbst  verstände;  denn  ein 
Verlags  vertrag  kann  anch  die  Bestimmung  enthalten,  dass  der  Autor 
kein  Honorar  beziehen  solle  und  bleibt  nichts  desto  weniger  Ver- 
lagsvertrag.« In  diesen  Worten  wird  zwar  mit  Bestimmtheit  ausge- 
sprochen, dass  das  Honorar  nicht  zu  den  euentialia  negotii  zu  rechnen 
sei.  üb  dasselbe  aber  als  eine  naturale  oder  als  ein  aeeidentale  ne- 
gotii zu  betrachten  sei,  bleibt  unentschieden  und  diese  Unbestimmtheit 
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Auch  das  Allg.  Preussische  Landrecht  macht  im  Th.  I 
Tit.  11  999  die  Forderung  des  Honorars  davon  abhängig, 

dass  dasselbe  wenigstens  mündlich  bedungen  worden  ist. 

Eine  nur  scheinbare  Ausnahme  von  dieser  Regel  macht 
der  Fall  der  Bestellung  seitens  des  ^'erlegers.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  dass  der  Buchhändler,  welcher  die  Abfassung 
einer  Schrift  oder  die  Anfertigung  eines  Kunstwerkes  in  Auf- 
trag gibt,  um  dieselben  in  Verlag  zu  nehmen,  dafür  dem  Autor 
ein  Honorar  leisten  muss,  auch  wenn  dasselbe  nicht  bedungen 
war.  Diese  Verpflichtung  entspringt  jedoch  nicht  aus  dem  Ver- 
lagsvertrage, sondern  aus  dem  wesentlich  davon  verschiedenen 
Vertrage  über  die  Anfertigung  des  Werkes.  Die  Nothwendig- 
keit  dieser  Unterscheidung  ist  bereits  oben  hervorgehoben  und 
es  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  solche  Bestellung  entweder 
eine  blosse  Dienstmiethe  (locatio  conductio  operanm  vd  ope- 
ris)  enthält,  wenn  der  Besteller  das  unbeschränkte  geistige 
Eigenthum  des  Werkes  zu  erwerben  beabsichtigt  mit  der  Wir- 
kung darüber  nach  seinem  Belieben  verfügen  zu  können,  oder 
einen  unbenannten  Vertrag  über  die  Herstellung  des  W'erkes,  ver- 
bunden mit  einem  Verlags  vertrage  über  das  künftige  Werk. 
Nur  diese  Unterscheidung  rechtfertigt  auch  die  Forderung  eines 
nicht  bedungenen  Honorars,  da  in  dem  Dienstvertrage  oder  in 
dem  Innominatcontract  über  die  Herstellung  des  Werkes  der 
Leistung  des  Autors  eine  Gegenleistung  des  Bestellers  gegen- 
überstehen muss.  Wenn  also  Wächter  ‘)  unter  Berufung  auf 
L.  22  Dig.  de  praescr.  verb.  (19,5)  sagt:  »W'enn  man  sich 

überhaupt  Dienste  leisten  lässt  von  einem  Solchen,  der  von 
seinen  Diensten  sich  ganz  oder  theilweise  zu  erhalten  pflegt, 
so  kann  Bezahlung  gefordert  werdeü,  wenn  sie  auch  nicht  aus- 
drücklich bedungen  wurde,«  so  gilt  dies  als  unzweifelhaft  richtig 
für  den  erwähnten  Bestellungsvertrag.  Dagegen  findet  das 
Argument  auf  den  Verlagsvertrag  keine  Anwendung,  welcher 
nach  W^ächters  eigener  Ausführung  (a.  a.  0.  S.  246  f.)  gar 
keinen  Fall  der  Dienstmiethe  bildet.  Es  ist  daher  unzulässig, 

wiederholt  lich  im  weiteren  Verlaufe  der  Darstellung  (so  a.  B.  auf 
S.  857  Note  6).  Doch  ergibt  sich  aus  dem  Zusammenhänge,  dass  auch 
nach  Wächters  Aufiassung  ein  nicht  ausdrücklich  bedungenes  Honorar 
nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  (der  Bestellung  oder  der  ge- 
werbsmässigen literarischen  Tbätigkeit)  verlangt  werden  kann. 

1)  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  366  Note  2. 
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die  fflr  den  Bestellungsvertrag  geltende  Regel  auf  den  eigent- 
lichen Verlagsvertrag  anzuwenden,  mag  derselbe  über  ein  be- 
reits vollendetes,  oder  über  ein  künftiges  Werk  des  Autors 
(vergl.  unten  §.  33)  abgeschlossen  werden. 

Die  Regel,  dass  das  Honorar  besonders  bedungen  werden 
muss,  schliesst  nicht  aus,  dass  die  Leistung  desselben  auch 
ohne  mündliche  oder  schriftliche  Worte  durch  blosse  conclu- 
dente  Handlungen  gefordert  und  gewährt  werden  kann.  Man 
Ist  in  diesem  Sinne  berechtigt,  von  einer  stillschweigen- 
den Honorarbedingung  zu  reden,  wenn  nur  dabei  das  Miss- 
verständniss  vermieden  wird,  dass  die  Stipulation  des  Honorars 
stillschweigend  in  dem  Verlagsvertrage  selbst  enthalten  sei; 
vielmehr  müssen  ausser  der  blossen  VertragschUessung  beson- 
dere Momente  vorliegen,  welche  die  Absicht  der  Contrahenten 
zu  erkennen  geben,  dass  ein  bestimmtes  Honorar  geleistet  wer- 
den soll.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  Beiträge  zu  einem 
periodischen  Werke  geliefert  werden,  für  welches  der  Verleger 
einen  bestimmten  Honorarsatz  (nach  Bogen  oder  Zeilen)  ange- 
kündigt hat,  da  in  diesem  Falle  aus  der  blossen  Einsendung 
und  Aufnahme  des  Beitrages  auch  ohne  besondere  Verabredung 
geschlossen  werden  kann,  dass  die  Contrahenten  die  Forderung, 
resp.  Gewährung  des  angekündigten  Honorars  bAbsichtigen. 
Zweifelhafter  ist  dagegen  die  Frage,  ob  die  Stipulation  eines 
ganz  unbestimmten  Honorares  von  rechtlicher  Wirkung  sein 
kann.  Sie  pflegt  bejaht  zu  werden  unter  Berufung  auf  die  für 
die  Vergütung  geleisteter  Dienste  geltenden  Regeln.  Dabei 
wird  jedoch  ausser  Acht  gelassen,  dass  diese  Regeln  auf  den 
Verlagsvertrag  keine  Anwendung  linden  können.  Es  muss  auch 
behauptet  werden,  dass  die  richterliche  Arbitrirung  eines  Prei- 
ses nur  da  Anwendung  finden  kann,  wo  die  Leistung  desselben 
als  eine  natürliche'  Folge  des  Rechtsgeschäftes  erscheint,  also 
in  den  Fällen,  wo  Sachen,  Nutzungen  oder  Dienste  ohne  eine 
andere  Gegenleistung  als  den  ihrem  Werthe  entsprechenden 
Preis  überlassen  werden.  Daher  bestimmt  das  Oesterreichische 
Bürgerhche  Gesetzbuch  für  den  Fall  der  Bestellung  im  §.1152 
folgerichtig: 

«Sobald  jemand  eine  Arbeit  oder  ein  Werk  bestellt,  so  wird 
auch  angenommen,  dass  er  in  einen  angemessenen  Lohn  ein- 
gewilligt habe.  Ist  der  Lohn  weder  durch  die  Verabredung 
noch  durch  ein  Gesetz  festgesetzt,  so  bestimmt  ihn  der  Richter.« 
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Beim  Verlagsvertrage  besteht  dagegen  die  durch  die  Natur 
des  Geschäfts  bedingte  Gegenleistung  des  Verlegers  in  der  Ver- 
öffentlichung des  Werkes.  Es  gehört  keinesweges  zu  den  ver- 
mutheten  Bedingungen,  dass  der  Autor  einen  dem  Nutzungs- 
werthe  seines  Werkes  entsprechenden  Preis  erhält.  Dieser 
wird  vielmehr  nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Festsetzung  ge- 
währt. Enthält  nun  diese  besondere  Verabredung  gar  kein 
Maass  für  das  zu  gewährende  Honorar,  so  ist  dieselbe  wegen 
der  völligen  Unbestimmtheit  des  Gegenstandes  wirkungslos. 

Es  würde  auch  ausser  dem  Falle  der  Bestellung  an  jedem 
Massstabe  für  die  richterliche  Arbitrirung  des  Honorars  fehlen, 
da  dasselbe  nicht  sowohl  eine  Gegenleistung  für  Dienste  de;! 
Autors,  sondern  einen  Antheil  an  den  Nutzungen  des  buch- 
händlerischen Unternehmens  darstellt,  zu  welchem  der  Autor 
seine  geistige  Arbeit,  der  Buchhändler  sein  Kapital  und  seine 
Geschäftsthätigkeit  hergibt.  Wenn  es  also  auch  anginge,  den 
Ertrag  dieses  Unternehmens  zu  ermitteln  oder  zu  schätzen,  so 
würde  doch  in  dem  vorausgesetzten  Falle  jede  Bestimmung 
dafür  fehlen,  in  welchem  Verhältnisse  nach  der  Absicht  der 
Contrahenten  der  Autor  an  diesem  Ertrage  theilnehmen  sollte. 

Hiernach  muss  ein  ganz  unbestimmtes  Honorarvereprechen 
als  unwirksam  bezeichnet  werden  und  daraus  folgt,  dass  auch 
eine  stillschweigende  Honorarbedingung  nur  da  vorliegt,  wo 
aus  den  Umständen  oder  aus  concludenten  Handlungen  ge- 
schlossen werden  kann,  dass  die  Centrahenten  ein  bestimmtes 
Honorar  zu  fordern  und  zu  gewähren  beabsichtigten  '). 


1)  Anderer  Meinnng  ist  Wächter,  welcher  a.  s.  0.  S.  356  behaup- 
tet, dass  ein  nach  richterlicher  Schätzung  festzusetzendes  Honorar  ge- 
fordert werden  könne,  wenn  der  Verleger  erklärte,- er  werde  sich  dank- 
bar beweisen,  oder  ein  guter  Absatz  würde  der  Vortheil  des  .\utora 
sein  u.  dgl.;  ferner  wenn  er  wusste,  dass  der  Autor  sich  seine  Werke 
honoriren  zu  lassen  pflegt.  Allein  von  den  zum  Beweise  angeführten 
' Stellen  beweist  die  erste  (L.  24  pr.  Dig.  locati  19, 2)  nichts  für  die  auf- 
gestellte  Ansicht,  da  sie  sich  nicht  auf  den  Preis,  sondern  auf  die  Aus- 
führung des  bedungenen  Werkes  bezieht.  Die  zweite  Stelle  (L.  22  de 
praescr.  verb.  19,  6)  lautet; 

Si  tibi  poUenda  sarciendave  vestimenta  dederim,  si  quidem  gratis 
hanc  operam  te  suscipiente,  mandati  est  obligatio,  si  vero  mercede 
data  aut  constituta,  locationis  conductionisque  negotium  geritur.  Quodsi 
ncque  gratis  hanc  operam  snsceperis,  neque  protinus  aut  data  aut 
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§.29.  Begriff  und  For in. 

Eieenthümliche  Natur  des  Verlags  Vertrages-  — Unterschied  von  der 
Dienstmietbe,  dem  Mandate  und  der  Societüt.  — Innominatverträge  — 
Schriftliche  Form.  — Briefwechsel.  — Telegraphische  Depeschen. 

Der  Verlagsvertrag  bildet  für  sich  allein  eine  besondere 
Klasse  von  Verträgen.  Er  kann  nicht  unter  eine  der  übrigen 
benannten  Vertragsformen  des  Civilrechtes  oder  des  Handels- 
rechtes subsumirt  werden.  Dies  folgt  aus  der  im  vorigen  Pa- 
ragraphen gegebenen  Definition  seines  Inhaltes. 

coDstituta  sit  merces,  sed  eo  animo  negotium  gestum  fuerit,  ut  postea 
tantum  mercedis  nomine  daretiir,  quantum  inter  nos  statutum  sit; 
placet  quasi  de  novo  negotio  in  factum  dandum  iudiciiim,  id  cat 
praescriptis  verbis. 

In  dieser  Stelle  ist  zunächst  nicht  von  einem  unbestimmten  Lohne, 
sondern  von  einem  bestimmten  (quantum  inter  nos  statutum  sit) 
die  Rede.  Die  vorhergehenden  Worte:  »ncque  protinus  aut  data  aut 
constituta  sit  merces«  beziehen  sich  nicht  auf  die  Bestimmung  des 
Preises,  sondern  auf  das  eonnilutam  detiti,  durch  welches  der  Preis- 
bestimmung aus  einem  an  sich  nicht  klagbaren  Geschäfte  die  Klagbar- 
keit beigelugt  werden  konnte.  Die  Voraussetzung  des  Falles  ist  also  fol- 
gende ; Der  Preis  für  die  Ausbesserung  der  Kleider  war  nicht  vorbe- 
dungen, sondern  erst  bei  der  Ablieferung  festgesetzt.  Es  fehlten  also 
die  Bedingungen  der  actio  locati  conducti.  Erfolgte  nun  sogleich  die 
Zahlung  oder  ein  Zahlnngsversprechen  in  der  Form  des  constitutum 
dubiti,  BO  erhielt  das  Geschäft  die  factische  Gestalt  der  Dienstmiethe 
(locationis  conductiouisque  negotium  geritur).  Wurde  aber  der  Preis 
vereinbart,  ohne  gleich  gezahlt  oder  constituirt  zu  werden,  so  fehlte 
es  an  einem  civilrechtlich  klagbaren  Vertrage  und  es  wurde  die  actio 
praescriptis  verbis  gegeben. 

Auch  aus  dieser  Stelle  lässt  sich  also  die  Klagbarkeit  eines  un- 
bestimmten Lohnversprechens  bei  der  Dienstmiethe  nicht  ableiten,  die 
denn  auch  nach  römischem  Rechte  mindestens  sehr  bestritten  ist.  Eher 
hätte  auf  L.  1.  Dig.  de  eztraord.  cogpiit.  (50,  13;  Bezug  genommen 
werden  können,  da  es  sich  ja  bei  dem  Verlagsvertrage  jedenfalls,  wie 
auch  Wächter  S.  247  bemerkt,  um  operae  liberales  bandelt.  Allein  die 
ganze  Beweisführung  wird  dadurch  hinfällig,  dass  es  bei  dem  Verlags- 
vertrage auch  ohne  die  Stipulation  eines  Ilonorares  an  einer  Gegen- 
leistung des  Verlegers  nicht  fehlt,  mithin  wenn  die  Nebenbedingung 
der  Honorarleistung  der  nolhwendigen  Bestimmtheit  entbehrt,  der 
Maassstab  für  die  richterliche  Schätzung  derselben  nicht  aus  der  Lei- 
stung des  Autors  entnommen  werden  kann. 

20 
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Man  kann  sogar  darüber  zweifelhaft  sein,  welcher  der  bei- 
den Hauptgattungen  der  Contracte  der  Verlags  vertrag  beizu- 
zählen ist,  ob  derselbe  zu  den  Realcontracten  oder  zu  den 
Consensualcontracten  gehört. 

Für  die  Annahme  eines  Realcontractes  spricht  der  Um- 
stand, dass  durch  den  Verlagsvertrag  ein  dingliches  Recht  an 
dem  Objecte  des  geistigen  Eigenthumes,  und  zwar  in  der  Gestalt 
eines  Verlagsrechtes  von  beschränkter  oder  von  unbeschränktei 
Dauer  auf  den  Verleger  übertragen  wird.  Wenn  der  Vertrag 
daher  über  ein  fertiges  Werk  abgeschlossen  wird  und  wie  dies 
häufig  der  Fall  ist,  der  Verlagsvertrag  gerade  durch  dieUeber- 
gabe  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes  abgeschlossen  wird,  so 
erhält  das  Geschäft  die  factische  Gestalt  eines  Realvertrages 
und  würde  nach  der  Terminologie  des  Römischen  Rechtes  unter 
den  Innomiuatcontracten  nach  der  Formel  do  ut  facias  unter- 
gebracht werden  können. 

Allein  es  ist  für  den  Begriff  des  Verlagsvertrages  keines- 
weges  wesentlich,  dass  derselbe  über  ein  fertiges  Werk  abge- 
schlossen wird,  oder  dass  der  Contract  durch  die  Uebergabe 
des  Manuscriptes  oder  des  Kunstwerkes  geschlossen  wird.  Der 
Vertrag  kann  vielmehr  gültig  auch  über  ein  künftiges  Werk 
und  in  beiden  Fällen  ohne  Uebergabe  durch  übereinstimmende 
Willenserklärungen  geschlossen  werden.  Zur  Perfection  des 
Vertrages  ist  also  der  blosse  Consensus  ausreichend  und  der 
Verlagsvertrag  gehört  unter  die  Kategorie  der  Consensual- 
verträge. 

Man  könnte  geneigt  sein,  nach  dem  was  im  vorigen  Pa- 
ragraphen über  die  Bestellung  seitens  des  Verlegers  gesagt  ist, 
den  Vertrag  über  ein  künftiges  Werk  von  dem  gewöhnlichen 
Verlagsvertrage  zu  unterscheiden  und  denselben  als  zusammen- 
gesetzt auzusehen  aus  einem  unbeuannten  Vertrage  über  die 
Herstellung  des  Werkes  und  aus  einem  Verlagsvertrage.  Diese 
Unterscheidung  ist  indess  nur  in  dem  Falle  berechtigt,  wenn 
eine  Bestellung  seitens  des  Verlegers  vorliegt,  d.  h.  wenn  der 
Verleger  sich  die  Herstellung  des  Werkes  als  eine  contractliche 
Leistung  besonders  versprechen  lässt ').  Dies  ist  bei  dem  ge- 


ll Die  Unterscheidung  zwischen  dem  Bcstellungsvertrage  und  dem 
Verlsgsverlrage  über  ein  künftiges  Werk  ist  sowohl  im  Preussisehen 
Hechte  (Allg.  Landrecht  Th.  I TU.  11  §.  1021.  1022)  als  auch  im  Oester- 
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wohnlichen  Verlagsvertrage  über  ein  künftiges  Werk  nicht  der 
Fall.  Vielmehr  wird  in  der  Regel  der  Verlagsvertrag  es  ganz 
unbestimmt  lassen,  ob  das  Werk  bereits  vollendet  ist  oder 
nicht  und  der  Autor  wird  nur  die  einheitliche  Ver[)tlichtung 
übernehmen,  das  nach  seinem  Gegenstände  bezeichnete  Werk 
in  das  Verlagsrecht  des  Verlegers  zu  übertragen.  Noch  weniger 
wird  aber  nach  irgend  einer  der  bestehenden  Gesetzgebungen 
zur  Gültigkeit  des  Verlagsvertrages  erfordert,  dass  derselbe 


reichischen  Rechte  (Allg.  Rürgert  Gcset/.biich  §.  1170)  ausdrücklich 
aufgestcllt.  Beide  Gesetze  sind  jedoch  insofern  lückenhaft,  als  sie  von 
dem  Verlagavertrage  nur  den  Fall  des  blossen  Lohnvertrages  unter- 
scheiden, durch  dessen  Erfüllung  der  Verleger  das  abgeleitete  geistige 
Eigentbum  in  seinem  vollen  Umfange  erwirbt,  ohne  eine  V'erpflichtuug 
•zur  Veröffentlichung  zu  übernehmen,  bei  welchem  daher  der  Vrrlags- 
vertrag  ganz,  ausgeschlossen  bleibt.  Zwischen  beiden  Fällen  liegt  aber 
nach  dem  Obigen  noch  ein  dritter  Fall,  in  welchem  der  Verleger  sich  als 
Besteller  die  llerslellnng  des  Werkes  als  besondere  Leistung  verspre- 
chen lässt,  BO  jedoch,  dass  das  geistige  Eigeuthum  dem  Autor  verbleibt 
und  über  die  Veröffentlichung  des  Werkes  ein  Verlagevertrag  geschlos- 
sen wird.  Dass  dieser  Vertrag  nicht  als  eine  blosse  Dienstmiethe  an- 
gesehen werden  darf  und  nicht  unter  die  Regel  der  oben  angeführten 
Bestimmungen  des  Preussischen  und  des  Oesterreichischen  Gesetzes  fallt, 
bedarf  keiner  Ausführung.  Ebenso  richtig  ist  es  jedoch,  dass  derglei- 
chen Bestellungsvcrträge  von  dem  einfachen  Verlagsvertrage  über  ein 
künftiges  Werk  unterschieden  werden  müssen  und  dieser  Unterschied 
wird  an  den  Wirkungen  des  Rechtsverhältnisses  ersichtlich,  wenn  man 
insbesondere  den  Fall  in  Betracht  zieht,  dass  die  Erfüllung  des  Ver- 
lagsvertrages  durch  Zufall  vereitelt  wird. 

Hat  z.  B.  der  Vortrag  die  Uebersetzung  eines  Werkes  zum  Gegen- 
stände, welches  vor  der  Erfüllung  des  Verlagsvertrages  verboten  wird, 
oder  handelt  es  sich  etwa  um  den  Uommentar  zu  einem  vor  der  Er- 
füllung des  Vertrages  aufgehobenen  Gesetze,  um  einen  inzwischen  aus- 
ser Wirkung  gesetzten  Tarif  u.  dgl.,  so  trifft  bei  dem  gewöhnlichen 
Verlagavertrage  der  Zufall  beide  Theile  gleichmässig,  so  dass  der  Autor 
weder  die  bedungene  Veröffentlichung,  noch  das  etwa  bedungene  Ho- 
norar fordern  kann.  Anders  dagegen,  wenn  solche  Werke  auf  Be- 
stellung angefertigt  sind,  selbst  wenn  der  Autor  nicht  lediglich  als 
Lohnarbeiter,  sondern  unter  beschtänkter  Uebertragung  seines  Rechtes 
der  ausschliesslichen  Vervielfältigung  contrahirt  bat.  Er  ist  in  diesem 
Falle,  selbst  wenn  der  Zweck  der  Veröffentlichung  durch  Zufall  weg- 
gefalleu  ist,  doch  berechtigt,  den  bei  der  Bestellung  für  die  Anferti- 
gung des  Werkes  bedungenen  Lohn  zu  fordern.  (Vergl.  §.  36). 
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durch  die  Uebergabe  des  fertigen  Werkes  an  den  Verleger  ge- 
schlossen werde. 

Der  Verlagsvertrag  gehört  also  zu  den  Consensualverträ- 
gen  und  er  nimmt  unter  denselben  eine  eigenthümliche  von 
den  übrigen  benannten  Arten  verschiedene  Stellung  ein.  weil 
die  gegenseitigen  Leistungen,  welche  den  Inhalt  des  Verlags- 
vertrages ausmachen:  die  Uebertragung  des  Verlagsrechtes 
und  die  Verpflichtung  zur  Veröffentlichung  nicht  einmal  eine 
entfernte  Analogie  mit  einem  der  übrigen  Consensusverträge 
zulassen. 

Wenn  gleichwohl  der  Verlagsvertrag  bald  als  ein  kauf- 
ähnliches Geschäft,  bald  als  eine  Art  der  Dienstmiethe,  bald 
als  ein  Pachtvertrag,  als  gewagtes  Geschäft,  als  Mandat,  oder 
als  ein  Societätsverhältniss  bezeichnet  wird  *_),  so  beruhen  alle 
diese  Analogien  auf  einer  unklaren  Auffassung  des  Rechtsver- 
hältnisses, um  so  mehr,  als  bei  denselben  meistens  auf  die 
Honorarleistung  des  Verlegers  Gewicht  gelegt  ist,  mithin  der 
Grund  der  Vergleichung  aus  einer  Bedingung  entnonnmen  wird, 
welche  keiuesweges  zu  dem  we.sentlicheu  oder  zu  dem  regel- 
mässigen Inhalte  des  V'erlagsvertrages  gehört. 

Dies  gilt  allerdings  nicht  von  den  beiden  zuletzt  erwähn- 
ten Auffassungen  und  es  darf  zugegeben  werden,  dass  der  Ver- 
lagsvertrag in  manchen  Fällen  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit 
dem  Mandate  oder  der  Societät  darbiefet.  Die  Verwandtschaft 
mit  dem  Mandate  liegt  in  der  Constituirung  des  Repräsen- 
tationsverhältnisses,  kraft  dessen  der  Verleger  zur  Verfolgung 
des  dem  Autor  zustehenden  Rechtes  des  geistigen  Eigenthmnes 
gegen  fremde  Eingriffe  (Nachdruck)  und  zur  Ausübung  dieses 
Rechtes  durch  die  Vervielfältigung  und  den  Verkauf  des  Wer- 
kes ermächtigt  wird*).  Ein  Mandatsverhältniss  liegt  deshalb  un- 
zweifelhaft bei  dem  sogenannten  Commission.sverlage  vor  (oben 
S.  298),  wo  der  Verleger  lediglich  die  Ausführung  dieser  Ge- 
schäfte für  Rechnung  des  Herausgebers  übernimmt,  und  von 
dem  Herausgeber  den  Ersatz  des  dafür  gemachten  Aufwandes 
zu  fordern  hat.  Allein  der  eigentliche  Verlagsvertrag  Ist  ein 


1)  Vergl.  die  bei  Wächter  a.  a.  O.  S.  246 — 250  angeführten 
Schriftsteller. 

2)  Vergl.  Zachariä  in  Mittermaiers  Krit.  Zeitschr.  f.  Kechtswis- 
sensebaft  Bd.  1 1 S.  222. 
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zweiseitiges  Geschäft,  bei  welchem  der  Verleger  den  Vertrieb 
des  Werkes  für  seine  eigene  Rechnung  erwirbt  und  den  Auf- 
wand für  die  Veröffentlichung  als  Gegenleistung  übernimnit. 
Allerdings  hat  das  Römische  Recht  auch  zweiseitige  Verträge 
in  die  Form  des  Mandates  eingekleidet,  so  den  Kauf  der  For- 
derungen und  die  Bürgschaft  (mandatum  qualificatum).  £s  ist 
daher  möglich,  dass  die  Römischen  Juristen  den  Verlagsvertiag, 
falls  er  ihnen  mit  seinem  heutigen  Inhalte  bekannt  geworden 
wäre,  ebenfalls  den  Formen  des  Mandates  angenähert  haben 
würden,  um  ihn  unter  die  klagbaren  Rechtsgeschäfte  zu  sub- 
suiniren.  Allein  der  Eutwickelungsprozess  des  Römischen  Rechtes 
ist  abgeschlossen  und  ähnliche  Analogien,  wie  diis  mandaium 
actionis  und  das  mandatum  qualificatum  dürfen  heutzutage  um- 
soweniger aulgestellt  werden,  als  der  Grund  derselben:  die  be- 
schränkte Klagbarkeit  der  Rechtsgeschäfte  weggefallen  ist. 

Mit  der  Societät  stimmt  der  Verlagsvertrag  darin  über- 
ein, dass  beide  Theile  ihre  Leistungen  zur  Erreichung  eines 
gemeinsamen  Zweckes  vereinigen ').  Bei  dem  Verlagsvertrage 
ist,  wie  bei  der  Erwerbsgesellscliaft,  der  Inhalt  der  gegenseiti- 
gen Leistungen  nicht  eine  directe  Zuwendung  oder  Uebertragung 
in  das  Vermögen  des  andern  Contrahenten,  sondern  die  ge- 
meinschaftliche Ausführung  eines  Geschäftes  Oder  der  Veröf- 
fentlichung des  Werkes),  an  weichem  beiden  Contrahenten  ge- 
legen ist.  Eine  wirkliche  Societät  liegt  beim  Verlags  vertrage 
jedoch  nur  ausnahmsweise  dann  vor,  wenn  der  Verleger  die 
Veröffentlichung  für  gemeinschaftliche  Rechnung  übernimmt; 
und  dies  gilt  keinesweges  als  Regel.  Vielmehr  kommt  in  Ei- 
mangelung  besonderer  Verabredung  Gewinn  und  Verlust  des 
Geschäftes  allein  dem  Verleger  zu  und  das  Interesse  des  Au- 
toi-s  besteht,  abgesehen  von  dem  etwa  bedungenen  Honorare, 
in  der  Veröffentlichung  des  Werkes  selbst. 

Endlich  wird  der  V'erlagsvertrag  mit  den  Innominat- 
contracten  des  Römischen  Rechtes  verglichen^)  und  auch 
diese  Analogie  ver.^tösst  nicht  wie  die  Vergleichung  mit  dem 
Kaufe  oder  der  Dieustmiethe  unmittelbar  gegen  das  Wesen 
lies  Verlagsvertrages.  Sie  hat  vielmehr  vom  Standpuncte  des 

1)  Vcrgl.  Thöl,  Handelsrecht  §.  107. 

2)  Vergl.  von  der  Pfordten,  .\bhaudlungen  aus  dem  Paudecteii- 
rcchte,  Erlangen  1840  S.  326. 
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Römischen  Rechtes  eine  gewisse  Berechtigung,  wenn  man  dar- 
auf verzichtet,  ihr  eine  practische  Geltung  für  das  heutige 
Recht  beizulegen.  Die  Untei-scheiduug  der  sogenannten  Inno- 
minatcontracte  beruht  nur  auf  der  im  früheren  Römischen  Rechte 
hergebrachten  beschränkten  Klagbarkeit  der  Rechtsgeschäfte. 
Neben  den  einzelnen  benannten  Verträgen,  welchen  die  Klag- 
barkeit nach  dem  Civilrechte  zustand,  hatte  das  prätorische 
Recht  den  andern  unbenannten  Verträgen,  welchen  als  solchen 
(als  mda  pacla)  kein  Klagrecht  zustand,  die  actio  praescriptis 
vcrbis  unter  der  Voraussetzung  gegeben,  dass  die  Leistung 
bereits  erfolgt  war.  Die  unbenannten  Verträge,  welche  als 
blosse  Consensualcontracte  nicht  klagbar  waren,  erlangten  also 
durch  die  Erfüllung  von  einer  Seite  die  Klagbarkeit  als  Real- 
contracte  und  diese  Klagbarkeit  war  durch  das  sogenannte  itis 
poenitendi  eigenthümlich  modifizirt , indem  dem  erfüllenden 
Theile  die  Wahl  zwischen  der  Forderung  der  Gegenleistung 
und  der  Rückforderung  des  Geleisteten  (zwischen  der  adio 
praescriptis  vcrbis  und  der  cottdictio  cavsa  data  causa  non  secuta) 
gelassen  wurde. 

Bestände  diese  Unterscheidung  und  die  beschränkte  Klag- 
barkeit der  Verträge  noch  nach  dem  heutigen  gemeinen  Rechte, 
so  würde  allerdings  keine  andere  Wahl  übrig  bleiben,  als  den 
Verlagsvertrag  nach  der  Regel  der  Innominatcontracte  zu  be- 
handeln ').  Der  Verlagsvertrag  würde  dann  erst  durch  die 
^ Leistung  von  einer  Seite  klagbar  werden.  Der  Autor  würde 
erst  nach  erfolgter  Hingabe  des  Manuscriptes  auf  die  Veröf- 
fentlichung und  auf  das  etwa  bedungene  Honorar  klagen  kön- 
nen. Ebenso  könnte  der  Verleger  erst  nach  erfolgter  Veröf- 
fentlichung auf  den  etwa  bedungenen  Kostenbeitrag  klagen.  Da- 
gegen fände  eine  Klage  auf  Lieferung  des  zur  \'eröffentlichung 
bestimmten  Werkes  überhaupt  nicht  statt.  Dem  Autor  wie 
dem  Verleger  würde  ferner  das  ius  poenitendi  zustehen,  so  dass 


1)  Es  sei  denn,  dass  das  wissensoliafUioho  Recht  den  Verlags- 
vertrag  7.ur  Oellung  eines  benannten  Vertrages  erhöbe,  indem  es  den- 
selben etwa  nach  dem  oben  (S.  309)  Gesagten  als  eine  Abänderung  des 
Mandatsrertrages  auffasste.  Dies  würde  vielleicht  geschehen  sein,  wenn 
die  Römischen  Juristen  unsem  Verlags  vertrag  gekannt  hätten.  Nach 
dem  heutigen  gemeinen  Rechte  ist  eine  solche  analoge  Ausdehnung 
der  Regeln  des  Mandates  nicht  mehr  zulässig  und  nicht  mehr  nothwendig* 
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beiden  die  Wahl  offen  bliebe,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten 
statt  die  Erfüllung  zu  fordern.  Dem  Autor  würde  also  das 
Recht  zustehen,  sein  Werk  zurückzuforderu,  wenn  die  Veröf- 
fentlichung unterbleibt.  Der  Verleger  würde  ebenso  den  Auf- 
wand der  erfolgten  Vervielfältigung  condiciren  können,  wenn 
die  bedungene  Fortsetzung  des  Werkes  nicht  geliefert  wird. 

Vielleicht  würde  die  Anwendung  dieser  Kegeln  des  früheren 
Römischen  Rechtes  mit  den  Bedürfnissen  des  heutigen  Verkehrs 
nicht  gerade  in  Widerspruch  stehen.  Die  Unterscheidung  des 
Römischen  Rechtes,  kraft  welcher  die  unbedingte  Klagbarkeit 
nur  gewissen  benannten  Verträgen  von  scharf  ausgeprägtem 
Inhalte  beigelegt  wurde,  während  die  vielgestaltete  Zahl  der 
sonstigen  Geschäfte  des  täglichen  Lebens  erst  durch  die  Lei- 
stung von  einer  Seite  die  durch  das  Rücktrittsrecht  modifizirte 
Klagbarkeit  erhielt,  beruhte  ja  eben  auf  dem  richtig  erkannten 
Bedürftiisse  des  Verkehi's  selbst.  Es  war  keine  Beschränkung 
des  Verkehrs,  wenn  die  Klagbarkeit  der  blossen  Verabredungen 
davon  abhängig  gemacht  wurde,  dass  entweder  eine  der  be- 
stimmten durch  das  Gesetz  anerkannten  tJontractsformen  ge- 
wählt wurde,  oder  doch  die  liCistung  von  einer  Seite  bereits 
erfolgt  war.  Ebensowenig  widersprach  es  der  Natur  des  Ge- 
schäftsverkehres, dass  im  letzteren  Falle  die  Wahl  zwischen 
dem  Rücktritte  und  der  Klage  auf  Erfüllung  gelassen  war. 
Die  blossen  Verabreduugen,  wenn  sie  sich  nicht  an  eine  der 
bestimmten  Vertragsformen  anschliesscn,  entbehren  häufig  der 
zur  Klagbarkeit  erforderlichen  Bestimmtheit  des  luhaltes.  Wo 
diese  Unbestimmtheit  nicht  wie  bei  den  benannten  Verträgen 
(Kauf,  Miethe  u.  dgl.)  durch  gesetzliche  Normen  ergänzt  wird, 
da  entspricht  die  durch  die  Klage  erzwingbare  Gegenleistung 
in  der  That  selten  dem  rechtlichen  Interesse  des  vorleistenden 
Thciles,  zumal  wenn  es  sich  um  nicht  fungible,  oder  doch  um 
solche  Leistungen  handelt,  bei  denen  es  nicht  gleichgültig  ist, 
von  wem  das  Bedungene  geleistet  wird.  Daher  kann  auch  bei 
dem  Verlagsvertrage  die  Klage  des  Verlegers  auf  Lieferung 
des  bedungenen  Werkes,  und  unter  Umständen  auch  die  Klage 
des  Autors  auf  Veröffenthchung  mit  Recht  als  ein  gänzlich  un- 
genügendes Rechtsmittel  bezeichnet  werden,  welchem  in  der 
Regel  der  Rücktritt  von  dem  Vertrage  vorgezogen  werden  wird. 

Das  heutige  Recht,  welches  den  Grundsatz  der  beschränkten 
Klagbarkeit  der  Rechtsgeschäfte  verlassen  hat,  trägt  diesen 
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Bedürfnissen  des  Verkehrs  dadurch  Rechnung,  dass  die  mo- 
dernen Gesetzgebungen  in  weitem  Umfange  die  schriftliche  Form 
der  ^'ertragschliessung  als  Bedingung  der  Klagbarkeit  auf- 
stellen,' und  dass  das  Recht  des  Rücktrittes  von  dem  Vertrage, 
welches  nach  Römischem  Rechte  bei  allen  unbenannten  Ver- 
trägen stattfand,  wenigstens  für  eine  grosse  Zahl  von  Fällen 
durch  besondere  Vorschriften  zugelassen  ist.  (Vergl.  §.  35.) 

Man  kann  in  Frage  stellen,  ob  nicht  gegenüber  diesen  ca- 
suistischen  Bestimmungen  der  modernen  Gesetzgebungen  die 
Grundsätze  des  Römischen  Rechtes  über  die  bedingte  Klagbar- 
keit der  unbenannten  Verträge  den  \'orzug  verdienen.  Un- 
zweifelhaft ist  aber,  dass  diese  Girnndsätze  in  dem  heutigen 
Gemeinen  Rechte  keine  Geltung  mehr  haben  und  dass  es  auch 
ein  verfehltes  Beginnen  wäre,  denselben  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung wieder  Geltung  zu  verschaffen  *). 

Der  Verlagsvertrag  ist  daher  kein  unbenannter  Realvertrag, 


1)  Um  diese  .\ufgabe  zu  lüsen,  müsste  erst  eine  Jurisprudenz  ge- 
schaffen werden,  welche  die  gegen  die  römische  Zeit  unendlich  erwei- 
terte Menge  der  Uechtsgeschäfte  auf  eben  solche  bestimmte  und  scharf 
ausgeprägte  Typen  zuriiekführte,  als  solche  durch  die  römischen  Juri- 
sten für  die  Geschälte  des  damaligen  Verkehrs  geschaffen  sind.  Die 
Thätigkeit  der  moderuen  Jurisprudenz  beschränkt  sich  indess  zur  Zeit 
noch  wesentlich  auf  die  Aneignung  des  von  den  Römern  überlieferten 
Rechtsstoffes  und  auf  die  .\iiwendung  desselben  auf  die  heutigen  so 
sehr  verschiedenen  und  so  wesentlich  erweiterten  Verkehrsverhältnissc. 
Da  die  römischen  Vertragskategorien  auf  den  soviel  weiter  ausgedehn- 
ten Kreis  der  Verkehrsbeziehungen  nicht  mehr  passen,  da  ferner  die 
Jurisprudenz  es  nicht  verstanden  hat,  mit  diesen  Fortschritten  des 
Verkehres  durch  die  weitere  Ausbildung  ihrer  typischen  Kategorien 
Schritt  zu  halten,  wie  dies  in  der  römischen  Zeit  durch  das  prätorische 
Recht  und  durch  die  wisseuschaftliche  Rochtsbildung  geschah,  su  ist 
es  als  ein  Gewinn  zu  bezeichnen,  dass  das  heutige  Recht  die  beschränkte 
Klagbarkeit  der  Verträge  ahgeworfen , obgleich  dasselbe  an  Be- 
stimmtheit cingebüsst  hat,  was  es  an  unmittelbarer  Beherrschung  der 
wechselnden  und  wachsenden  Verkebrsbeziehungen  gewonnen  hat. 

Soll  der  Standpunct  des  Kömisehun  Rechtes  wieder  gewonnen 
werden,  so  bedürfen  wir  einer  Jurisprudenz,  die  weniger  ausschlieisend 
auf  rechtshistorische  und  antiquarische  Forschung  gerichtet  ist,  die  den 
gegebenen  Stoff  des  heutigen  Rechtsverkehrs  mit  derselben  freieu  und 
selbstthätigen  Erkenntniss  durchdringt,  nur  freilich  auch  mit  derselben 
Schärfe  und  Geschlossenheit,  als  dies  von  den  römischen  Juristen  frir 
ihi-en  Verkehrskreis  in  bisher  unerreichter  Weise  geschehen  ist. 
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sondern  ein  Consensualvertrap.  Er  wird  nicht,  erst  durch  einsei- 
tige Leistung,  sondern  durch  die  blosse  Willensübereinstinimung 
der  Contrahenten  gültig.  Die  iin  Römischen  Rechte  fiir  die 
Innominatverträge  geltenden  Regeln  finden,  wie  sie  überhaupt 
ihre  Geltung  verloren  haben,  so  auch  auf  den  Verlagsvertrag 
keinerlei  Anwendung. 

Die  Gültigkeit  des  Verlagsvertrages  ist  nach  1’reus.sischem 
Rechte  an  die  schriftliche  h'orm  gebunden. 

Das  Allg.  Landrecht  bestimmt  im.  Th.  1 Tit.  11  §.998:  »In 
der  Regel  erlangt  der  Buchhändler  d:is  Verlagsrecht  nur  durch 
einen  mit  dem  W*rfasser  darüber  geschlossenen  schriftli- 
chen Vertrag.« 

Zur  Erfüllung  dieser  Form  ist  nach  §.118  u.  §.  27  Allg. 
Landrecht  Th.  I Tit.  5 erforderlich,  dass  der  ganze  Inhalt  des 
Vertra’ge.s  niedergeschrieben  und  dass  diese  .Aufzeichnung  von 
beiden  Contrahenten  eigenhändig  unterschrieben  wird.  Vor  der 
Unterschrift  ist  auch  die  eigenhändig  geschriebene  Willenser- 
klärung nicht  bindend  (§.  118  1.  c,''.  Mündliche  Nebenabreden, 
welche  in  den  schriftlichen  Vertrag  nicht  aufgenommen  sind, 
haben  keine  Gültigkeit  (§.  128  1.  c.l.  Wenn  der  Vertrag  mit 
Versäumung  der  schriftlichen  Form  bloss  mündlich  geschlossen 
ist,  so  treten  nach  Preussischem  Rechte  ähnliche  Regeln  ein, 
wie  solche  im  Römischen  Rechte  für  die  unbenannten  V^erträge 
galten.  So  lange  der  Vertrag  noch  von  keiner  Seite  erfüllt 
ist,  findet  daraus  keine  Klage  statt.  Ist  aber  die  Leistung  von 
einer  Seite  erfolgt,  so  wird  dadurch  die  alternative  Verpflich- 
tung des  andei-n  Contrahenten  begründet,  entweder  den  Ver- 
trag auch  seinerseits  zu  erfüllen,  oder  das  Empfangene  zurück- 
ziigeben.  Doch  steht  nicht,  wie  im  Römischen  Rechte,  dem 
Gläubiger  die  Wahl  zwischen  der  Condiction  und  der  Klage 
auf  Erfüllung  zu.  sondern  der  Schuldner  hat  die  Wahl,  oh  er 
die  bedungene  Gegenleistung  übernehmen  oder  das  Erhaltene 
zurückgeben  will  Allg.  Landrecht  a.  a.  0.  §§.  155  f.).  Wenn 
die  Zurückgabe  nicht  möglich  ist,  so  muss  der  Werth  vergütet 
werden  und  zwar  nach  der  mündlichen  Abrede.  Die  alternative 
Verpflichtung  desjenigen,  welcher  die  Leistung  aus  dem  münd- 
lich geschlossenen  Vertrage  angenommen  hat.  verwandelt  sich 
also  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  als  Gegenleistung 
ein  Preis  bedungen  war,  in  eine  einfache  Obligation,  sobald  die 
Rückgabe  des  Geleisteten  nicht  möglich  ist.  Der  Vorleistende 
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kann  also  direct  auf  Erfüllung  klagen.  Dies  ist  insbesondere 
der  Fall  bei  den  Verträgen  über  Handlungen,  da  eben  gelei- 
stete Dienste  nicht  zurückgegeben  werden  können,  folglich  auch 
nach  der  bloss  mündlichen  Abrede  vergütet  werden  müssen 
(Allg.  Landrecht  a.  a.  0.  §.  159  §.  165f.). 

Im  Anschluss  an  die  allgemeinen  Regeln  über  die  Erfül- 
lung bloss  mündlich  geschlossener  Verträge  bestimmt  das 
Allg.  Landrecht  für  Jen  Verlagsvertrag  insbesondere  im  Th.  1 
Titll§.  999: 

»Ist  dergleichen  schriftlicher  Vertrag  nicht  errichtet,  die 
Handschrift  jedoch  von  dem  Schriftsteller  abgeliefert,  so  gilt 
die  mündliche  Abrede  zwar  in  Ansehung  des  dem  Verfasser 
versprochenen  Honorarii,  in  allen  übrigen  Stücken  aber  sind 
die  Verhältnis.se  beider  Theile  lediglich  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zu  beurtheilen.« 

Das  Allg.  Landrecht  betrachtet  also  und  mit  Recht  die 
Stipulation  des  Honorares  als  eine  für  sich  bestehende  Verab- 
redung, welche  auch  ohne  schriftlichen  Vertrag  durch  die  Er- 
füllung seitens  des  Autors  klagbar  wird,  während  der  eigent- 
liche Verlagsvertrag  nach  den  in  Bezug  genommenen  gesetz- 
lichen Vorschriften  nur  die  Geltung  eines  pactum  claudicans 
erlangt,  so  dass  zwar  der  Verleger  berechtigt  ist,  das  ohne 
schriftlichen  Vertrag  gelieferte  Werk  unter  den  verabredeten 
Bedingungen  zu  veröffentlichen,  dass  ihm  Jedoch  freisteht,  von 
dem  Vertrage  zurückzutreten,  vorbehaltlich  seiner  Verpflichtung, 
das  mündlich  bedungene  Honorar  zu  zahlen. 

Die  schriftliche  Form  des  Verlagsvertrages  kann  auch  durch 
blossen  Briefwechsel  erfüllt  werden,  wenn  aus  den  gewech- 
selten und  eigenhändig  unterschriebenen  Briefen  der  Inhalt 
des  Vertrages  und  die  Absicht  beider  Theile,  sich  bindend  zu 
verpflichten,  hinreichend  erhellt  (Allg.  Landrecht  Th.  1 Tit.  5 
§.113).  Auch  durch  telegraphische  Depeschen  kann 
unter  denselben  Voraussetzungen  der  Vertrag  geschlossen  wer- 
den, wenn  die  anfgegebenen  Telegramme  von  den  Ckintrahenten 
eigenhändig  unterzeichnet  sind  *)• 


1)  Dass  die  tolograpUische  Corrcspoiidenz  bei  der  Vertrag-schlies- 
Hunt^  die  scliriftliche  Form  erfüllt,  wenn  die  Aufgabe  - Depeschen  von 
den  Contraheuten  unterschriehen  sind,  ist  durch  die  Entscheidung  des 
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Auch  das  Englische  Recht  erfordert  die  schriftliche  Form 
zur  Erwerbung  des  Verlagsrechtes  *).  Nach  Französischem  Rechte 
ist  die  Klagbarkeit  der  gegenseitigen  Leistungen  von  der  schrift- 
lichen Abfassung  des  Verlagsvertrages  abhängig,  wenn  der 
Werth  der  eingeklagten  Leistungen  150  Franken  übersteigt. 
Die  schriftliche  Urkunde  muss  in  soviel  Exemplaren  ausgefer- 
tigt werden,  als  Parteien  vorhanden  sind  fCode  Napoleon  Art. 
1341.  1325).  Ausserdem  erfordert  das  Gesetz  vom  19.  Juli 
1793  im  Art.  3 den  schriftlichen  Nachweis  der  Erwerbung  des 
Verlagsrechtes  zur  Abwendung  der  auf  Antrag  des  Autors  ver- 
fügten Beschlagnahme  des  Nachdrucks.  Zur  Gültigkeit  des 
Verlagsvertrages  selbst  ist  aber  die  schriftliche  Form  keines- 
weges  erforderlich*). 

Nach  Gemeinem  Deutschen  Rechte  ist  der  bloss  mündlich 
geschlossene  Verlags  vertrag  ohne  jede  Einschränkung  rechts- 
verbindlich. Auch  das  Oesterreichische  Recht  erfordert  nicht 
die  schriftliche  Form  *). 

§.  30.  Subjecte:  1.  Der  Autor  und  sein  Rechts- 
nachfolger. 

UnircmalsuccesBion.  — Hechte  der  Wittwe  tind  der  Kinder.  — Cessiou. 
— Mandat.  — Vervielfältigung  von  Bildnisaen.  — liriefweohsel.  — Ver- 
aiuierung  dos  Manuscripts.  — Veräusaerung  von  Kuuatwerken.  — Exe- 
cution  und  Expropriation. 

Subjecte  des  Verlagsvertrages  sind  der  Herausgeber  und 

Obertribunals  (IV  Senat)  vom  2.  Mai  1861  (Entacbeidungen  Bd.45,  S.58) 
angenommen,  und  wie  folgt  motivirt : 

»Die  Bchriftliche  Erklärung  exiatirt.  Der  Erklärende  hat  von  ihr, 
um  Bich  durch  sic  zu  verpflichten,  gegen  den,  dem  er  eich  verpflich- 
ten wollte,  Gebrauch  gemacht.  Die  Erklärung  ist  dem  Letztem  zwar 
nicht  ausgehändigt,  aber  als  für  ihn  amtlich  niedcrgelegt  anzuaehen. 
.älle  Erforderniase  einer  verpflichtenden  achriflliohen  Willenserklärung 
sind  hiernach  in  diesem  Falle  vorhanden.» 

1)  8 Anne  c.  19  sect.  1 : »witbout  the  consent  of  the  proprietor  or 
proprietors  thercof  first  had  and  obtained  in  writing.»  Vergl.  64 
George  III  c.  166  sect.  4.  — Godson,  A treatise  on  the  law  of  patents 
and  of  Copyright  p.  428. 

2)  Uenouard,  Traite  des  droits  d’auteur  No.  165.  — Gambastide, 
Traite  de  la  ooutrefafon  No.  90. 

3;  Vergl.  Uarum,  Die  Oesterreichische  Pressgesetzgehung  S.  144. 
S.  150. 
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der  Verleger.  Herausgeber  ist  entweder  der  Autor  oder  sein 
Rechtsnachfolger.  Das  geistige  Eigenthum  des  Autors  kann 
sowohl  im  Wege  der  Universal-  als  der  Singularsuccession  auf 
andere  Peissonen  übertragen  werden.  Wenn  der  Autor  stirbt, 
so  geht  das  geistige  Eigenthum  auf  seine  Erben  über  und  zwar 
nach  denselben  Regeln,  nach  welchen  sich  das  übrige  Vermögen 
des  Erblassers  vererbt.  Diese  Regel  erleidet  im  Französischen 
Rechte  eine  Ausnahme,  indem  das  geistige  Eigenthum  nicht 
mit  dem  übrigen  Vermögen  vererbt,  sondern  zunächst  auf  die 
Wittwc  übergeht,  falls  diese  mit  dem  Autor  in  vertragsmässiger 
oder  gesetzlicher  Gütergemeinschaft  lebte  und  nach  deren  Tode 
an  die  Kinder  des  Autors  fällt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
seine  Erben  geworden  sind,  oder  nicht*).  ‘ 

Der  Grund  dieser  Ausnahme  ist  derselbe,  welcher  in  der 
Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  dazu  geführt  hat,  zwei 
Schutzfristen  zu  gewähren,  die  eine  von  achtundzwanzig  Jah- 
ren für  den  Autor  und  seine  Rechtsnachfolger  überhaupt,  die 
zweite  von  weiteren  vierzehn  Jahren  für  die  Person  des  .Au- 
tors, seiner  Wittwe  und  seiner  Kinder  (oben  S.  271).  Man 
will  das  Recht  des  Autors  zu  Gunsten  seiner  unmittelba- 
ren Familie  noch  über  die  Grenzen  hinaus  schützen,  in- 
nerhalb deren  es  seinen  sonstigen  Erben  und  den  Singularsuc- 
cessoren  gewahrt  bleibt.  Deshalb  ist  auch  in  dem  Französischen 
Rechte  mit  der  singulairen  Transmission  des  geistigen  Eigen- 
thuuies  eine  Verlängerung  der  Schutzfrist  zu  Gunsten  der  Wittwe 
und  der  Kinder  auf  dreissig  Jahre,  statt  der  für  die  übrigen 
P)rben  bestimmten  Schutzfrist  von  zehn  Jahren  verbunden. 

Allein  im  Nordamerikanischen  Rechte  ist  die  Begünstigung 
der  Familie  des  Autors  ohne  irgend  einen  Eingriff  in  die  all- 
gemeinen Successionsregeln  durchgeführt.  Das  geistige  Eigen- 
thuni  wird  zunächst  durch  die  erste  Inscriptiou  nur  auf  die 
Dauer  von  achtundzwanzig  Jahren  erworben  und  kann  auch 


1)  Deoret  du  5 fevricr  1810  arl.  39.  — Loi  du  8 avril  1854.  — 
Das  Gesetz  von  1793  gab  allen  Erben  oder  Rechtsnachfolgern  des  .Au- 
tors ohne  Unterschied  eine  Schutzfrist  von  zehn  Jahren  nach  dessen 
Tode.  Das  Decret  von  1810  dehnte  dieselbe  zu  Gunsten  der  Kinder 
auf  zwanzig  Jahre  aus  und  das  Gesetz  vom  8.  April  1864  verlängerte 
diese  Frist  auf  dreissig  Jahre,  indem  es  gleichzeitig  der  Wittwe  für 
ihre  Lebenszeit  das  Reckt  der  Naclifolge  gab. 
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nur  auf  diese  Dauer  veräussert  werden.  Erst  beim  Ablaufe 
der  ersten  Frist  wird  durch  die  erneuerte  Anmeldung  seitens 
des  überlebenden  Autors,  seiner  Wittwe  oder  seiner  Kinder 
das  geistige  Eigenthum  Ton  Neuem  für  vierzehn  Jahre  erwor- 
ben. Ist  also  der  Autor  beim  Ablauf  der  ersten  Frist  bereits 
verstorben,  so  erlöschen  mit  dieser  Frist  die  Rechte  seiner 
nicht  zur  Familie  gehörigen  Rechtsnachfolger;  und  die.  Wittwe 
und  die  Kinder  treten  vermöge  der  neuen  Anmeldung  in  das 
erledigte  geistige  Eigenthum  für  fernere  vierzehn  Jahre  ein. 

Ganz  anders  nach  Französischem  Rechte.  Der  Autor  kann 
bei  seinen  Lebzeiten  das  geistige  Eigenthum  in  seinem  ganzen 
möglichen  Umfange  veräussern  ')•  Die  Dauer  des  veräusserten 
Rechtes  wird  auch  in  diesem  Falle  nach  der  Lebenszeit  der 
Wittwe  und  zwar  wenn  Kinder  hinterlassen  werden,  auf  fer- 
nere dreissig  Jahre,  im  andern  Falle  aber  auf  zehn  Jahre  be- 
messen. Hatte  der  Autor  nicht  veräussert,  so  geht  das  gei- 
stige Eigenthum  auf  die  Wittwe  (falls  Gütergemeinschaft  be- 


1)  Decret  du  6 fevrier  1810  Art.  40. 

Lea  autcurs  peuvent  ceder  lour  droit  ä un  imprimeur  ou  libraire, 
on  a toute  autre  personne,  qui  est  alors  sabstitue  en  leur  lissii 
et  place  pour  eux  et  leurs  ayant  cause,  comme  il  est  dil  ä 
l’article  precedent. 

Diese  Bestimmung,  auf  welche  das  Gesets  von  1854  Bezug  nimmt, 
schliesst  ausdrücklich  die  von  Pataille  und  Huguct,  Code  international 
p.  42  aufgestellte  Annahme  aus,  dass  der  Cessionar  des  .\utors  nur 
für  zehn  Jahre  nach  dessen  Tode  das  geistige  Eigenthum  behalte  und 
letzteres  dann  für  die  noch  übrigen  zwanzig  Jahre  an  die  Kinder  zu- 
rückfalle. - Vorgl.  Blanc,  Traite  de  la  contrefaqon  p.  134.  — Wächter, 
Das  Verlagsrecht  Th.  II  S.  744  Note  5.  — Controvers  ist  in  der  fran- 
zösischen Gerichtspraxis  nur  die  Frage,  ob  die  Verlängerung  der  Schutz- 
frist zu  Gunsten  der  Kinder  durch  das  Gesetz  vom  8.  April  1854  den 
Cessionarien  oder  den  Verlegern  zu  statten  komme,  welche  vor  diesem 
Tage  das  Verlagsrecht  für  die  ganze  Dauer  des  geistigen  Eigenthumes 
von  dem  Autor  erworben  haben,  oder  ob  für  die  verlängerte  Dauer  der 
Frist  ein  neues  Verlagsrecht  von  den  Kindern  übertragen  werden  kann. 
Diese  Frage,  welche  bereits  früher  in  Folge  der  im  Decrete  von  1810 
ausgesprochenen  Fristverlängerung  aufgeworfen  wurde,  ist  von  den 
französischen  Gerichten  übereinstimmend  zu  Gunsten  der  Kinder  und 
gegen  die  Ansprüche  der  Cessionarien  und  Verleger  entschieden  wor- 
den. Vergl.  Devillcnenve  et  Carette,  Recueil  general  II.  1.  848.  II. 
1.  177.  LII.  2.  585.  — Renonard,  Traite  des  droits  d’auteurs  No.  210  s. 
— Cahuels,  De  la  propriete  et  de  la  contrefaqon  No.  292.  — 
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Stand)  über  und  diese  kann  nun  zum  Nachtheile  der  Kinder 
und  der  sonstigen  Erben  des  Autors  veräussern,  während  wie- 
derum das  Recht  desjenigen,  welcher  von  der  Wittwe  erwirbt, 
seiner  Dauer  nach  davon  abhängig  ist,  ob  dieselbe  Kinder  von 
dem  Autor  hinterlässt  oder  nicht.  Endlich  wenn  weder  der 
Autor  noch  die  Wittwe  veräussert,  so  geht  zwar  das  geistige 
Eigenthum  mit  Ausschluss  der  sonstigen  Erben  auf  die  Kinder 
über,  allein  es  kehrt,  w’enn  diese  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren 
sterben,  an  die  sonstigen  Erben  des  Autors  zurück,  falls  nicht 
die  Kinder  ihrerseits  veräussert  haben.  Ist  das  Letztere  ge- 
schehen, so  erwirbt  der  Cessionar  zwar  das  geistige  Eigenthum 
für  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  jedoch  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  so  lange  Descendenten  des  Autors  vorhanden 
sind.  Stirbt  die  Familie  des  Autoi-s  vor  diesem  Zeitimncte 
aus,  so  kommt  auch  dem  Rechtsnachfolger  der  Kinder  nur  die 
zehnjährige  Schutzfrist  des  (lesetzes  vom  19.  Juli  179,3  zu 
statten,  falls  diese  alsdann  noch  nicht  abgelaufen  ist. 

Es  bedarf  nicht  der  Ausführung,  dass  diese  verwickelten 
Regeln,  welche  mit  den  Grund.sätzen  der  allgemeinen  Succes- 
sionsordnung  in  direktem  Widerspruche  stehen , vielfach  zu 
theoretischen  Zweifeln  und  zu  practischen  Irrungen  Anlass 
geben  müssen.  Dem  Deutschen  Rechte  ist  die  ausnahmsweise 
Begünstigung  der  Wittwe  und  der  Kinder  des  Autors  bei  der 
SuccessioD  in  das  geistige  Eigenthuin,  ebenso  wie  dem  Englischen 
und  dem  Belgischen  Rechte  gänzlich  fremd '). 

Die  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  unter  Le- 
benden erfolgt  im  Wege  der  Cession“). 


1)  Das  frühere  Preussische  Recht  Hess  das  Recht  des  Verfassers 
an  den  bei  seinen  Lebzeiten  pedruckten  Büchern  auf  seine  Erben  nicht 
fiberpehen  und  gab  nur  den  Kindern  des  ersten  Grades  für  ihre 
Lebenszeit  die  Nachfolge  in  das  geistige  Eigenthura  (Allg.  Landrecht 
Th.  I Tit.  11  §§.  1020.  1030).  Dagegen  blieb  das  von  dem  Verfasser  bei 
seinen  Lebzeiten  übertragene  Verlagsrecht  auch  nach  seinem  Tode  be- 
stehen, so  lange,  bis  die  rechtmässig  veranstalteten  Auflagen  abgesetzt 
waren  (ibid.  §§.  1018.  1020).  Diese  Bestimmungen  sind  durch  das  Gesetz 
vom  11.  Juni  1837  aufgehoben. 

2)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  217  bemerkt:  »Manche 

wollen  diese  Uebertragung  als  Cession  bezeichnen,  allein  dies  ist  un- 
passend, sofern  man  unter  Oession  nur  die  Uebertragung  eines  Forde- 
rungenrochtes  begreift.«  — Allein  man  begreift  bekanntlich  unter  Ces- 
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DieCession  gründet  sich  entweder  auf  einen  Vertrag,  wel- 
cher durch  die  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthunies  erfüllt 
wird  (Kauf,  Schenkung,  Bestellung  etc.)  oder  auf  ein  Kechts- 
verhältniss,  welches  den  Autor  unabhängig  von  seinem  Willen 
zur  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  nöthigt. 

Unter  den  Füllen  einer  solchen  nothwendigen  Cessiou  ist 
insbe.sondere  der  Fall  des  Mandates  hervorzuheben.  Wer  Schrif- 
ten in  fremden  Angelegenheiten  verfertigt,  ist  verjiflichtet,  das 
geistige  Eigenthum  derselben  auf  den  Vollmachtgeber  zu  über- 
tragen. Daher  ist  es  der  Staat  und  nicht  der  Beamte,  welcher 
befugt  ist,  die  von  dem  Letztem  verfassten  Gesetze,  Verfü- 
gungen und  sonstigen  amtlichen  Actenstücke  zu  vervielfältigen. 
Dasselbe  gilt  von  den  Prozessschriften  der  Advocaten  gegen- 
über der  vollmachtgebenden  Partliei.  Leistet  jedoch  der  Voll- 
machtgeber auf  die  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  Verzicht,  so  wird  der  Autor 
durch  nichts  verhindert,  das  durch  die  geistige  Production  er- 
worbene literarische  Eigenthum  selbst  auszuüben.  Daher  kann 
der  Beamte  mit  staatlicher  Genehmigung  die  von  ihm  ver- 
fassten Gesetzentwürfe,  Gutachten,  Urtheile  u.  dgl.  in  Verlag 
geben  und  es  ist  nicht  gerechtfertigt,  solche  Actenstücke  von 
den  Objecten  des  geistigen  Eigenthumes  auszuschliessen  (oben 
S.  151). 

In  Bezug  auf  die  Kunstwerke  liegt  ein  gleiches  Mandats- 
verhältniss  vor  bei  der  Anfertigung  eines  Portraits.  Es  ist 
zweifelhaft  und  soll  unten  näher  untersucht  werden,  ob  bei  der 
Bestellung  eines  Kunstwerkes  überhaupt  zu  vermuthen  ist,  dass 
der  Vertrag  bloss  auf  das  einzelne  bestellte  Exemplar  oder  auch 
auf  das  Recht  der  Vervielfältigung  gerichtet  sei.  Bei  den  Bild- 
nissen von  Personen  dagegen  muss  unabhängig  von  dieser  Frage 
behauptet  werden,  dass  der  Besteller  das  geistige  Eigeiithum 
im  Wege  der  nothwendigen  Cession  erwirbt,  weil  der  Künstler 
nicht  etwa  ein  bestelltes  Werk  als  Unternehmer  ausführt,  son- 

sion  nicht  nur  die  Uebertragung  von  Fordeningsrechten,  sondern  auch 
von  Pfandrechten  und  sonstigen  übertragbaren  dinglichen'  Rechten. 
Man  begreift  darunter  die  Uebertragung  von  Rechten  überhaupt.  Das 
Unterscheidende  der  Cession  der  Forderungsrechte  liegt  eben  nur  in 
ihrer  nach  Römischem  Rechte  beschränkten  Wirkung,  während  die  Re- 
geln über  den  Act  und  die  Bedingungen  der  Cession  auf  die  Uebertra- 
gung aller  Arten  von  Rechten  gleicbmässig  Anwendung  finden. 
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(lern  eine  persönliche  Angelegenheit  des  Bestellers  als  dessen 
Mandatar  besorgt.  Dies  ist  in  dem  Bayerischen  Gesetze  vom 
28.  Juni  1865  Art.  35  in  Uebereinstiinmung  mit  dem  Frank- 
furter Entwürfe  (§.35)  durch  folgende  Bestimmung  anerkannt; 

Durch  die  Erwerbung  des  Eigenthuines  an  einem  neuen 
Kunstwerke  wird  das  Recht  zur  ^■ervielfältigung  nicht  er- 
langt, bei  Bildnissen  (I’ortraits)  geht  jedoch  das- 
selbe auf  den  Besteller  über  ‘). 

Bei  der  freiwilligen  Cession  ist  der  Cessionsact  selbst  und 
das  zu  Grunde  liegende  Rechtsgeschäft  (eafisa  eessMmis),  wel- 
ches auf  die  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  gerichtet 
ist,  zu  unterecheiden.  Der  Act  der  Cession  selbst  besteht  in 
der  Uebergabe  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes  an  den 
Cessionar.  Ist  das  Geistesproduct  bereits  vervielfältigt,  so 
dass  der  Cessionar  das  geistige  Eigenthum  auf  Grund  des 
über  die  Erwerbung  abgeschlosseneu  Rechtsgescliäftes  unmit- 
telbar ausüben  kann,  so  ist  ein  besonderer  C-essionsact  nicht 
mehr  erforderlich,  da  dieser  alsdann  in  dem  Rechtsgeschäfte, 
welches  die  Cession  begründet,  bereits  enthalten  ist.  Die 
Form  des  Cessionsactes  unterliegt  nach  Preussischem  Rechte 
der  allgemeinen  Regel  des  §.131  Allg.  Landr.  Th.  1 fit.  11, 
welche  für  Verträge,  deren  Gegenstand  sich  über  50  Tlr.  be- 
läuft, die  schriftliche  Form  erfordert.  Nach  Gemeinem  Deut- 
schen Rechte  ist  die  Cession  an  keine  Form  gebunden.  Nach 
Englischem  Rechte  wird  dagegen  allgemein  die  schrifthehe 
Uebertragung  verlangt  *). 

Das  Rechtsgeschäft,  welches  der  Cession  zu  Grunde  liegt, 
kann  von  verschiedenem  lulialte  sein.  Es  kann  sich  als  Kauf. 


1)  Die  übri"en  (leset zgobunpen  schweigen  über  die  vorliegende 
Frage.  Die  frauzoRisebe  .lurisprudenz,  welche  auch  hier  zu  einer  über- 
wiegenden Begünstigung  der  Ansprüche  des  Künstlers  neigt,  spricht 
auch  dem  Portraitmaler  das  Recht  der  Vervielfältigung  seines  WerkeR 
zu.  Nach  einem  Urtheile  des  PariRer  Zuchtpolizeigerichtes  vom  29.  Au- 
gust 1850  (Ilonuet  c.  Comberworlh)  ist  sogar  die  Abnahme  einer  Copie 
zum  Ciebrauche  eines  P’amilieumitgliedes  für  eine  Verletzung  der  Recht4> 
des  Porlraitinalers  erachtet  worden.  — Calmels,  de.  la  propriete  et  de 
la  contrefacon  p.  G49. 

2)  8 Anne  c.  19.  sect.  1.  51  George  111  c.  156.  sect.  4.  — Nach 
I ranzösiachem  Rechte  ist  die  schriftliche  Form  zur  Gültigkeit  der  Ces- 
sion nicht  erforderlich. 
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Tausch,  Schenkung  oder  als  irgend  ein  anderer  Vertrag  dar- 
stellen, der  seinem  Inhalte  nach  der  Veräus-serung  des  geisti- 
gen Eigenthuines  zur  Grundlage  dienen  kann.  Der  Verlags- 
vertrag dagegen  ist  nicht  zu  diesen  Rechtsgeschäften  zu  zählen. 
Er  kann  nicht  die  Grundlage  einer  Veräusserung  des  geistigen 
Eigenthumes  bilden,  da  er  zur  wesentlichen  Voraussetzung  hat, 
dass  der  Herausgeber  das  geistige  Eigeiithum  des  Werkes  be- 
hält und  dass  ein  neues  aus  einem  Bestandtheile  des  geistigen 
Eigenthumes  gebildetes  Recht:  das  Verlagsrecht,  constituirt 
wird,  welches  nur  eine  Beschränkung  des  geistigen  Eigenthu- 
mes des  Herausgebers  herbeifübrt.  (Vergl.  oben  S.  299  f.j. 

Die  Auslegung  der  Verträge,  welche  die  Gegenstände  des 
geistigen  Eigenthumes  betreffen,  folgt  den  allgemeinen  Regeln. 
Es  ergibt  sich  jedoch  dabei  eine  eigenthümliche  Schwierigkeit, 
welche  daraas  entspringt,  dass  das  geistige  Eigeuthum  und 
das  Sacheigenthum  an  der  Schrift  oder  dem  Kunstwerke  in 
einem  und  demselben  Gegenstände  verkörpert  sind. 

Bei  der  Auslegung  des  über  ein  Manuscript  oder  ein  Kunst- 
werk geschlossenen  Vertrages  kann  es  daher  zweifelhaft  wer- 
den, ob  die  Absicht  der  Coutrahenten  darauf  gerichtet  war, 
nur  das  Sacheigenthum  oder  zugleich  das  geistige  Eigenthum 
des  Werkes  zu  übertragen.  Dieser  Zweifel  wird  noch  dadurch 
begünstigt,  weil  auch  die  'l’radition  des  körperlichen  Eigen- 
thumes mit  dem  Acte  der  Cession  des  geistigen  Eigenthumes 
in  der  Uebergabe  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes  zusammen- 
trifft. Die  Schwierigkeit,  welche  hieraus  für  die  Auslegung  der 
Verträge  entspringt,  lässt  sich  im  Allgemeinen  durch  juristische 
Regeln  nicht  beseitigen.  Vielmehr  mass  in  jedem  Falle  nach 
dem  Inhalte  des  V'ertrages  und  nach  den  begleitenden  Umstän- 
den erforscht  werden,  ob  die  Absicht  der  Contrahenten  bei  der 
Veräusserung  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes  zugleich  auf 
die  Uebertragung  des  Vervielfältigungsrechtes  gerichtet  war 
oder  nicht. 

Gleichwohl  hat  die  Feststellung  besonderer  Auslegungsre- 
geln für  diese  Unterscheidung  sowohl  die  Wissenschaft  als  die 
Praxi.s  und  die  Ge.setzgebung  vielfach  beschäftigt.  In  Bezug 
auf  die  Schriften  ist  besonders  die  Frage  nach  dem  geistigen 
Eigenthume  der  Briefe  vielfach  Gegenstand  wissenschaftlicher 
und  practischer  Erörterungen  geworden. 
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Der  Absender  eines  Briefes  überträgt  ohne  Zweifel  das 
körperliche  Eigenthuin  desselben  auf  den  Adressaten  >).  Das 
geistige  Eigenthuin  des  Briefes  geht  dagegen  der  richtigen 
Meinung  nach  auf  den  Adressaten  nicht  über.  Es  verbleibt 
dem  Absender,  welcher  allein  befugt  ist,  die  von  ihm  verfas.sten 
Briefe  zum  Zwecke  der  vermögensrechtlichen  Nutzung  zu  ver- 
vielfältigen. Dies  folgt  daraus,  dass  das  geistige  Eigenthum 
des  Briefes  ein  von  dem  Sacheigenthume  an  der  Schrift  un- 
abhängiges, selbständiges  Hecht  ist,  welches  nicht  ohne  Wei- 
teres mit  dem  Eigenthumc  des  Manuscriptes  übertragen  wird. 
Vielmehr  muss  die  Absicht  des  Contrahenten  erhellen,  dass  das 
Eigeuthum  des  körperlichen  Manuscriptes  zum  Gebrauche  der 
Vervielfältigung  übertragen  worden  ist,  wenn  der  gleichzeitige 
Uebergang  des  geistigen  Eigenthumes  angenommen  werden  soll. 

Dies  ist  aber  beim  Briefwechsel  keineswcges  der  Fall,  da 
der  Absender  des  Briefes  den  Inhalt  desselben  nur  zur  eigenen 
Kenntnissnahmc,  nicht  zur  Publication  und  zur  vermögensrecht- 
lichen Nutzung  an  den  Adressaten  mittheilt -). 


1)  Es  i.st  uiinöthig,  zu  untersuchen,  worin  beim  Briefwechsel  die 
enuta  traditionit  oder  der  rechtliche  Grund  der  Eigenthumsübertragung 
Ijesteht.  Er  kann  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  als  Sehenkung,  oder 
als  Begründung  einer  Obligation,  oder  als  Erfüllung  einer  solchen  (bei 
der  Beantwortung  eines  Briefes)  charactcrisirt  werden.  Unzweifelhsdt 
ist  aber  in  allen  Fällen  der  reehtliehe  Wille  der  Correspondenton,  nicht 
den  blossen  Besitz,  sondern  das  Eigeuthum  des  Briefes  auf  den  Adres- 
saten zu  übertragen,  daher  diese  von  dem  Absender  zwar  unter  Um- 
ständen (z.  B,  bei  aufgehobenen  Verlöbnissen)  condieirt,  niemals  aber 
vindicirt  werden  können. 

2)  Bluntschli,  Kritische  Uebersohau  Bd.  1 Heft  I 8.  17.  — Wäch- 
ter, Das  Verlagsrecht  Tli.  I S.  239.  — Blanc,  Traite  de  la  contrefa^on 
p.  78.  — Godson,  A Treatise  on  the  law  of  patents  and  of  Copy- 
right p 328. 

Allerdings  kann  dem  Adressaten  das  Recht  zur  Veröffentli- 
chung der  an  ihn  gerichteten  Briefe  nicht  uubedingt  abgesprochen 
werden.  Er  ist  dazu  befugt,  wenn  die  Veröffentlichung  zur  Wahrung 
seiner  Rechte,  zur  Abwehr  eiues  öffentlichen  Angriffes  n.  dgl.  dient 
(Harum,  Die  Oesterreichische  Pressgesetzgebung  S.  97).  Allein  bei  einer 
solchen  Veröffentlichung  bleibt  die  vermogonsrechtliche  Nutzung,  also 
das  geistige  Eigenthum  des  Briefschreibers  ausser  Frage  und  cs  han- 
delt sich  nur  darum,  ob  die  Veröffentlichung  ohne  Zustimmung  des 
Absenders  das  Recht  der  Persönlichkeit  des  Briefschreibers  verletzt. 
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Sowohl  die  deutsche  als  auch  die  englische  und  französische 
Gerichtspraxis  hat  diese  Grundsätze  anerkannt  und  angenom- 
men, dass  nur  der  Verfasser  der  Briefe,  nicht  der  Empfänger 
berechtigt  ist,  dieselbeu  zu  vervielialtigen  und  die  anderweitige 
Vervielfältigung  zu  untersagen,  wie  dies  durch  die  nachfolgen- 
den Rechtsfalle  belegt  wird ; 

1.  Im  Verlage  der  Cotta’schen  Buchhandlung  in  Stuttgart 
erschien  im  Jahre  1828  der  Briefwechsel  zwischeu  Göthe  und 
Schiller  aus  den  Jahren  1794 — 1805,  sodann  unter  dem  Titel: 
»Giilhe  und  Weither.  Briefe  Göthe’s,  meist  aus  seiner  Jugend- 
zeit mit  erläuternden  Documenten  herausgegeben  von  A.  Kest- 
ner.  2.  Aull.  1855«  eine  Anzahl  von  Briefen  Göthe’s  an  Char- 
lotte Kestner  und  den  ilofrath  Kestner.  Der  Inhalt  beider 
Sammlungen  wurde  theilweise  nachgedruckt  in  den  von  der 
Allgemeinen  Deutschen  V'^erlagsanstalt  in  Berlin  im  Jahre  185G 
herausgegebeneu  Sammlungen:  «Schillers  Briefe  mit  geschicht- 
lichen Einleitungen  und  Erläuterungen«  und:  «Göthe’s  Briefe 
mit  geschichtlichen  Einleitungen  und  Erläuterungen.«  In  der 
auf  Antrag  der  Cotta'schen  Verlagshandlung  eingeleiteten  Un- 
tersuchung wegen  Nachdrucks  bestritt  der  Denunciat  sowohl 
die  literarische  (Qualität  der  nachgedruckten  Briefe  als  auch 
die  Legitimation  der  Cotta’schen  Buchhandlung  zur  Verfolgung 
des  behaupteten  Nachdruckes,  indem  er  namentlich  geltend 
machte,  dass  sie  die  Briefe  Göthe’s  an  Charlotte  Kestner  etc. 
nicht  von  den  Erben  des  Verfassers,  sondern  von  dem  Erben 
der  Adressaten  in  Verlag  erhalten  habe. 

Der  erste  Einwand  wurde  durch  das  Erkenntniss  des  Ober- 
tribunales  vom  28.  Junil8Gl  verworfen,  weil  auch  Briefe  als 
ein  literarisches  Erzeugnis.s  angesehen  werden  und  des  Schutzes 
gegen  den  Nachdruck  theilhaftig  werden  können.  Dagegen 
wurde  in  Bezug  auf  die  Briefe  Güthe’s  an  Charlotte  Kestner 
dem  Uutersuchungsverfahren  keine  Folge  gegeben,  weil  der 
Verlagsvertrag  lediglich  zwischen  den  Rechtsnachfolgern  des 
Hofraths  Kestner  und  der  Cotta’schen  Buchhandlung  ohne  Zu- 


Difse  Frage  kuimnt  aber  für  die  vorliegende  üntersnehung  nicht  in 
Betracht.  Es  handelt  sich  vielmehr  hier  nur  darum,  wein  das  geistige 
Eigenthum,  also  die  aus  der  Verüfleutlichung  der  Briefe  zu  ziehende 
vermögensrechtlichc  Nutzung  zusteht  und  diese  Frage  muss  unbedingt 
zu  Gunsten  des  Briefsohrcibers  beantwortet  werden. 
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Stimmung  der  Erben  Göthe’s,  des  Verfas.sers  der  Briefe,  ge- 
schlossen war'). 

2.  E.  de  Girardin  veröffentlichte  im  Jahre  1849  in  der 
Presse  Briefe  von  Benjamin  Constant  an  Madame  Kecaniier  auf 
Grund  einer  Abschrift,  welche  die  Adressatin  der  Madame 
Collet  mit  der  schriftlichen  Ermächtigung  übergeben  hatte,  die 
Briefe  nach  ihrem  Tode  zu  veröffentlichen.  Die  Erben  des 
Verfassers  B.  Constant  und  der  Adre.ssatin  Mme  Recamier 
erhoben  gegen  die  Herausgeber  E.  de  Girardin  und  Mme  Collet 
Klage,  mit  dem  Anträge,  die  Fortsetzung  der  begonnenen  Ver- 
öffentlichung zu  untersagen  und  die  Rückgabe  des  Manuscriptes 
zu  verordnen.  Das  Pariser  Tribunal  gab  durch  Erkenntniss 
vom  8.  August  1849  dem  ersten  Anträge  statt,  verwarf  dage- 
gen den  auf  die  Rückgabe  des  Manuscriptes  gerichteten  An- 
trag, weil  Mme  Recamier  zwar  nicht  befugt  gewesen  sei,  die 
Veröffentlichung  der  an  sie  persönlich  gerichteten  Briefe  zu 
autorisiren,  ihre  Erben  dagegen  nicht  berechtigt  seien,  die  Rück- 
gabe einer  aus  freien  Stücken  und  als  Geschenk  der  Mme  Collet 
übergebenen  Abschrift  zu  fordern.  Der  Appelhof  dagegen  re- 
formirte  dieses  Urtheil  und  erkannte  unter  dem  10.  November 
1850  auch  nach  dem  zweiten  Anträge  der  Kläger,  indem  er 
ausführte,  dass  die  Abschrift  der  Briefe  nur  zum  Zwecke  der 
Veröffentlichung  nach  dem  Totle  der  Adressatin  übergeben  sei, 
also  nicht  als  Geschenk,  sondern  zur  Erfüllung  eines  speciellen 
Auftrages,  dass  dieser  Auftrag  ausserhalb  der  Befugniss  der 
Mandatin  gelegen  habe,  folglich  Mme  Collet  gehalten  sei. 
die  zur  Erfüllung  des  Auftrages  erhaltene  Abschrift  zurück- 
zugeben, da  das  übernommene  Mandat  nicht  erfüllt  werden 
durfte 

3.  Lord  Chesterfields  Briefe  an  seinen  Sohn  Mr.  Stanhope 
wurden  nach  beider  Tode  von  der  Wittwe  des  Sohnes  heraus- 
gegeben. Auf  die  Klage  der  Testamentsexecutoren  des  Ver- 
fassers wurde  die  ohne  seine  Einwilligung  erfolgte  Veröffent- 
lichung untersagt.  Ebenso  wurde  auf  den  Antrag  von  Pope 
die  Herausgabe  seines  Briefwechsels  mit  Swift  und  andern 

1)  Oppenhofl',  Rechtssprechung  des  Künigl.  Obertribunals  Bd.  1 
S.  473  Bd.  2 S.  210- — Goltdamnier,  Archiv  für  Preusa.  Strafrecht  Bd.  9 
S.  533  fl'.  — Heydemann  und  Dainbach,  Die  Preussische  Nachdruckge- 
setzgehung  S.  284  fl'. 

2)  Devilleneuve  et  Carettc,  Recueil  general  L 2. 620. 
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Freunden,  soweit  sie  die  von  Pope  verfassten  Briefe  betraf, 
untersagt  *)• 

In  Bezug  auf  die  übrigen  Schriften  gilt  ebenfalls  die  iin 
Vorigen  für  die  Briefe  aufgestellte  Regel,  dass  die  blosse  Ver- 
äusserung  des  Manuscriptes  nicht  das  geistige  Eigenthum  über- 
trägt, falls  nicht  erhellt,  dass  die  Absicht  der  Contrahenten  auf 
die  üebertragung  des  Rechtes  der  Vervielfältigung  gerichtet  war. 
Daher  enthält  die  blosse  handschriftliche  Mittheilung  eines  un- 
gedruckten Gedichtes  oder  einer  Coniposition  an  einen  Freund 
nicht  die  Veräusserung  des  geistigen  Eigenthunies,  da  auch 
hier  im  Zweifelsfalle  zu  vermuthen  ist,  dass  die  Mittheilung 
nur  zur  Kenntniss  des  Inhaltes  bestimmt  war  •). 

Auf  der  andern  Seite  begründet  die  blosse  Veräusserung 
des  Manuscriptes  in  vielen  Fällen  eine  starke  Vermuthung  für 
die  Üebertragung  des  geistigen  Eigenthumes,  wenn  nämlich 
ein  anderer  Zweck  der  Veräusserung  nicht  ersichtlich  ist.  Diese 
Vermuthung  ist  von  französischen  Gerichten  mehrfach  als  Be- 
weismittel für  die  Ei-werbung  des  geistigen  Eigenthumes  zuge- 
lassen, jedoch  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  dass  die 
blosse  Rechtsvermuthung  für  die  Redlichkeit  des  Besitzes  an 
der  Handschrift  (en  fait  de  meuhles  la  possession  vatU  lUre)  nicht 
ausreicht,  um  auch  die  Erwerbung  des  Vervielfältigungsrechtes 
zu  beweisen,  sofern  nicht  aus  den  begleitenden  Umständen  auf 
die  gleichzeitige  üebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  ge- 
schlossen werden  kann  ’). 

1)  Godson,  .K  Treatise  on  the  law  of  patents  and  of  Copyright 
p.  329. 

2)  Haydn  sandte  der  Marschallin  Moreau  eine  ungedruckte  Sonate 
zu.  Der  Abdruck  derselben  durch  die  Musikalienhandlung  von  Lanner 
wurde  auf  die  Klage  des  Verlegers  Gerdes,  bei  welchem  dieselbe  Sonate 
später  von  Haydn  herausgegeben  war,  durch  das  Urtbeil  des  Pariser 
Appelhofes  vom  14.  .\ugust  1841  für  einen  Naehdruck  erachtet,  weil 
angenommen  wurde,  dass  die  Ueborsendung  des  Manuscriptes  nicht  die 
Üebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  eingeschlossen  habe.  (Revue 
critique  de  la  jurisprudence,  an  1851  p.  104). 

3)  Dcvilleneuve  et  Carette,  Recucil  general  XLIII.  3.  479.  XL1\'. 
2.3.  — Die  Gründe  des  an  der  letzteren  Stelle  mitgethoilten  Urtbcils 
des  Pariser  Appellhofes  vom  13. November  1841  lauten: 

»Attendu  que  si,  en  matiere  de  manuscrit  et  de  droit  d’auteur,  la 
possession  n’öquivaut  pas  k un  titre  ou  du  moins  n’a  pas  la  meme 
force  que  lorsqu’il  s’agit  de  mcubles  ordinairos,  il  est  constant  qu’ello 
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Gleichwohl  begegnet  man  nicht  selten  der  irrigen  Auffas- 
sung, als  üb  auch  der  Finder  eines  fremden  Manuscriptes  ein 
ausschliessliches  Recht  der  VeiwielfiUtigung  in  Anspruch  neh- 
men könne. 

Bald  nach  Peter  v.  Cornelius  Tode  (im  März  18G7)  wurden 
in  der  Kölner  Zeitung  Briefe  desselben  an  einen  Jugendfreund 
veröffentlicht,  welche  ein  Nachkomme  des  Adressaten  nach 
mehr  als  sechszig  Jahren  als  verlassenes  Gut  auf  dem  Haus- 
boden gefunden  hatte.  Diese  Briefe  zeugten  ebensosehr  von 
der  reichen  geistigen  Bildung,  die  der  damals  erst  zwanzigjäh- 
rige Künstler  sich  ausserhalb  der  gebahnten  Wege  der  Schule 
zu  erwerben  gewusst  hatte,  als  auch  von  dem  Mangel  einer 
zunftmässigen  Schulbildung,  der  sich  in  einer  ganz  regellosen 
Orthographie  offenbarte.  Diese  Regellosigkeit  der  Schreibweise 
des  jugendlichen  Künstlers  hatte  der  ebenso  jugendliche  Her- 
ausgeber mit  diplomatischer  Treue  wiedergegeben,  und  damit 
angezeigt,  dass  er  sich  jeder  Bearbeitung  enthalten  habe,  die 
für  ihn  als  Herausgeber  ein  Recht  der  ausschliesslichen  Ver- 
vieltältigung  begründen  könnte.  Wenn  gleichwohl  die  Veröf- 


formc,  cn  favom-  de  celui  qui  l’invoque,  une  grave  presomption  qui 
impose  ä cciix  qui  la  conteslenl  l’obligation  de  prouvor  que  la  pos- 
Bcssion  donl  on  excipe  contre  cux  ost  irregulicre  oii  illegitime; 

».\ttcndu  que  Ics  heritiers  Broussais  ne  font  pas  cette  preuve ; que 
le  droit  de  Moiitcgro  ä la  propriete  du  manuncrit  est  juslifie  d’ail- 
leurs  sufüsamment  par  sa  position  aupres  de  Broussais,  par  la  bien- 
veillance  que  cclui-ci  lui  temoignait  et  l’intimite  qui  regnait  entre 
eux;  que  la  fraude  ne  se  presuine  pas;  que  cependant  denier  ii  Mon- 
tegre  la  propriete  du  manuscrit  qu’il  a public,  ce  serait  supposer 
qu’il  s’cn  est  emparö  ou  qu’il  l’a  retciiu  par  un  abus  de  confiancei 
allögation  qui  n’cst  pas  manifeste  et  que  repousseraieut  d’ailleurs  sa 
Position  est  son  caractero  . . . etc.« 

Nach  der  Praxis  der  Englischen  Gerichte  wird  die  Erwerbung 
des  Manuscriptes  obne  schriftliche  Uebcrtragiing  des  Rechtes  der 
Vervielfältigung  mit  Rücksicht  auf  die  oben  (S.  315  Note  1)  angeführten 
Gesetze  zur  Uehertragung  des  geistigen  Eigeuthumes  nicht  für  ausrei- 
chend erachtet,  auch  wenn  kein  Zweifel  darüber  bestellt,  dass  die  Ver- 
äusscrung  zum  Zweck  der  Veröffentlichung  erfolgt  war.  Doch  wurde 
in  einem  Falle  von  dem  Mangel  der  schriftlichen  Uehertragung  abge- 
sehen, W'cil  der  wegen  Nachdrucks  belangte  Verklagte  selbst  das  Ver- 
lagsrecht mündlich  veräussert  und  das  Honorar  empfangen  batte.  — 
Godson,  A Troatisc  etc.  p.  429. 
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fentlichunff  von  der  Bemerkung  begleitet  war:  »Der  Wieder- 

abdruck ist  nicht  gestattet«,  so  lag  dabei  die  irrige  AufTassuiig 
zu  Grunde,  dass  das  Eigenthum,  welches  der  Finder  an  den 
herrenlosen  Manuscripten  erworben  hatte,  auch  ein  ausschliess- 
liches Recht  der  VerölTentlichung  begründe.  Es  bedarf  jedoch 
nicht  der  Ausführung,  dass  dieses  Recht  dem  Verfasser  der 
Briefe  und  seinen  Fbben  verblieben  war  und  dass,  wenn  die 
Letzteren  etwa  kein  ausschliessliches  Recht  der  Veröffentlichung 
für  sich  geltend  machen  wollten,  wenn  man  also  auch  den  In- 
halt wie  den  Körper  der  Briefe  als  derclinquirt  ansehen  wollte, 
doch  Niemand  an  dem  Inhalte  durch  Occupation  ein  ausschliess- 
liches Recht  der  Veröffentlichung  erwerben  kann. 

Während  bei  den  Schriften  im  gegebenen  Falle  leicht  zu 
beurtheilen  ist,  ob  die  Veriiusserung  des  Manuscriptes  zum 
Zwecke  der  Veröffentlichung  erfolgte,  oder  ob  der  Verfasser 
das  gei.stige  Eigenthum  zurückbehiclt,  hat  diese  Unterscheidung 
bei  den  Kunstwerken  häufig  nicht  geringe  Schwierigkeiten.  Diese 
Schwieri  gkeiten  beruhen  darin,  dass  das  Originalkunstwerk  als 
solches,  auch  abgesehen  von  der  möglichen  Vervielfältigung, 
einen  V«rmögenswerth  besitzt,  was  bei  den  Manuscripten  meist 
nicht  der  Fall  ist,  und  dass  der  Werth  des  Originales  in  vielen 
I'ällen  den  aus  der  Reproduction  zu  ziehenden  Nutzen  über- 
wiegt. Die  vermögensrechtliche  Nutzung  aus  der  Reproduction 
des  Kunstwerkes  erscheint  daher  in  vielen  Fällen  als  ein  un- 
tergeordneter Bestandtheil  des  durch  die  Arbeit  des  Künstlers 
produzirten  Vermögenswerthes.  Bei  vielen  Kunstwerken  ist  es 
zur  Zeit  ihrer  ersten  Veräusserung  noch  ganz  ungewiss,  ob  ihre 
Reproduction  eine  vermögensrechtliche  Nutzung  gewähren  wird. 
Erst  später,  wenn  das  Gemälde  in  weiteren  Kreisen  bekannt 
und  beliebt  geworden  ist,  findet  sich  ein  Verleger,  der  die  Ver- 
vielfältigung durch  Kupferstich  unternehmen  will.  Dazu  kommt, 
dass  nur  wenige  Gemälde  überhaupt  zur  Vervielfältigung  durch 
den  Stich  oder  den  Druck  gelangen,  so  dass  also  bei  ihrer 
Entstehung  und  bei  ihrer  ersten  Veräusserung  die  vermögens- 
rechtliche Nutzung  aus  der  Reproduction  eine  sehr  ungewisse 
ist.  Man  kann  bei  den  Kunstwerken  in  der  Regel  nicht  wie 
bei  den  Schriften  sagen,  da.ss  sie  zur  Vervielfältigung  bestimmt 
seien.  Diese  Art  der  Nutzung  ist  vielmehr  meist  etwas  Zu- 
fäUiges  und  Nebensächliches,  an  das  bei  der  ersten  Veräusse- 
rung des  Kunstwerkes  häutig  gar  nicht  gedacht  wird.  In  der 
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Mehrzahl  der  Fälle  wird  man  daher  bei  der  Veräusserunfj  von 
Kunstwerken  nicht  im  Stande  sein,  aus  dem  Inhalte  des  Ver- 
trages und  den  begleitenden  Umständen  auf  eine  bestimmte 
Absicht  der  Partheien  bezüglich  des  Reproductionsrechtes  zu 
schliessen.  Man  hat  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  weder  beab- 
sichtigt dasselbe  zu  übertragen,  noch  dasselbe  auszuschliessen, 
man  hat  vielmehr  diese  eventuelle  Nutzung  ganz  ausser  Acht 
gelassen,  und  es  bleibt  vollkommen  ungewiss,  welches  die  Ab- 
sicht der  Partheien  gewesen  sein  würde,  wenn  bei  der  Ver- 
äusserung  das  Reproductionsrecht  in  Betracht  gezogen  wäre. 

Mehrere  Gesetzgebungen  haben  für  nothwendig  erachtet, 
diese  Ungewissheit  durch  die  Aufstellung  von  Rechtsvermu- 
thungen zu  beseitigen.  Nach  dem  Oesterreichischen  Gesetze 
vom  19.  October  ,1846  spricht  die  Vermuthung  für  die  gleich- 
zeitige Veräus.serung  des  Vervielfältigungsrcchtes  '),  nach  dem 
Bayerischen  Gesetze  vom  28. Juni  1865  dagegen’*). 

Nach  dem  Preussischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  geht 
das  ausschlies.scnde  Recht  der  Vervielfältigung  durch  die  Ver- 
äusserung  des  noch  nicht  vervielfältigten  Kunstwerkes  gänzlich 
verloren,  wenn  nicht  bei  der  Veräusserung  ausdrücklich  ver- 
abredet ist,  dass  entweder  der  Künstler  dasselbe  behalten,  oder 
der  Käufer  dasselbe  erwerben  solle’).  War  schon  vor  der  Ver- 
äusserung die  Reproduction  erfolgt  und.  gemäss  §.  27  a.  a.  0. 


1)  §.  11.  Durch  die  Abtretung  des  Rechtes  der  Venielfältigung 
eines  Werkes  der  zeichnenden  oder  plastischen  Kunst  verliert  zwar 
der  Urheber  oder  sein  Rechtsnachfolger  das  Eigeuthum  an  dem  Uri- 
giuale  nicht;  wird  jedoch  das  Originalkunstwcrk  Eigenthuro  eines 
Andern,  so  übergeht,  wenn  nicht  ein  Anderes  bedungen  wurde,  das 
ausschliessende  Recht,  die  Vervielfältigung  zu  veranlassen  oder  zu  ge- 
statten, zugleich  auf  den  Erwerber 

2)  Art.  3!>  vergl.  oben  S.  320. 

3)  §.  28.  Begeben  sich  der  Urheber  oder  seine  Erben  des  Eigen- 
thumes  des  Kunstwerkes,  ehe  mit  dessen  Vervielfältigung  ein  .Anfang 
gemacht  worden  ist,  so  geht,  falls  eine  ausdrückliche  Verabredung  dar- 
über nicht  stattgefunden  hat,  das  ausschliessende  Recht  dazu  gänzlich 
verloren.  Es  kann  aber  — fortbestehen,  entweder  zu  Gunsten  des 
Urhebers  oder  seiner  Erben,  indem  sie  sich  solches  Vorbehalten,  oder 
zu  Gunsten  des  Erwerbers,  indem  eie  ihm  solches  übertragen,  insofern 
nur  in  beiden  Fällen  gleichzeitig  mit  der  Veräusserung  eine  Verabre- 
dung in  glaubhafter  Form  darüber  getroffen  und  davon  dem  obersten 
Curatorium  der  Künste  die  obgedaebte  Anzeige  gemacht  wird. 
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angcmeldet,  so  ist  die  Veräusserung  des  Originales  ohne  allen 
Einfluss  auf  das  bereits  abgesonderte  Keproductionsrecht. 

Die  (Ibrigcn  deutschen  Gesetzgebungen  stellen  ebensowenig 
wie  das  Französische  und  das  Englische  Recht  eine  Regel  über 
die  Wirkung  auf,  welche  die  Veräusserung  des  Originalkunst- 
werices  in  Bezug  auf  das  geistige  Eigenthum  ausübt. 

Allerdings  bestimmt  der  Bunde-sbeschluss  vom  9.  Novem- 
ber 1837: 

Art.  1.  Literarische  Erzeugnisse  aller  Art,  sowie  Werke 
der  Kunst,  sie  mögen  bereits  veröffentlicht  sein  oder  nicht, 
dürfen  ohne  Einwilligung  des  Urhebers  oder  desjenigen, 
welchem  derselbe  seine  Rechte  an  dem  Originale 
übertragen  hat,  auf  mechanischem  Wege  nicht  verviel- 
fältigt werden. 

Art.  2.  Das  im  Art.  2 bezeichnete  Recht  des  Urhebers  oder 
dessen,  der  das  Eigenthum  des  literarischen  oder  artistischen 
Werkes  erworben  hat,  geht  auf  dessen  Erben  und  Rechts- 
nachfolger über  etc. 

Diese  Vorschrift  ist  mehrfach  dahjn  ausgelegt  worden, 
da.ss  die  Veräusserung  des  Originalkunstwerkes  ohne  Vorbehalt 
die  Uebertragung  des  geistigen  Eigenthumes  nach  sich  ziehe. 
Allein  trotz  der  scharfsinnigen  Ausführungen  von  Wächter  (Das 
Verlagsrecht  Th.  I S.  228  f.)  muss  man  der  Ansicht  Jollys  (Die 
Lehre  vom  Nachdruck  S.  206)  beitreten,  dass  in  dem  Art.  1 
cit.  nicht  von  der  Veräusserung  des  Originalkunstwerkes,  son- 
dern von  der  Uebertragung  des  Rechtes  der  Reproduction  die- 
ses Originales,  also  von  der  Veräusserung  des  geistigen  Eigen- 
thumes  die  Rede  ist.  Gerade  weil  der  im  Art.  1 erwähnten 
Uebertragung  »der  Rechte  an  dem  Originale«  im  Art.  2 die 
Erwerbung  des  »Eigenthumes  des  literarischen  oder  artistischen 
Werkes«  entspricht,  kann  unter  den  Rechten  an  dem  Originale 
nicht  das  körperliche  Eigenthum  verstanden  sein,  weil  im 
Art.  2 doch  offenbar  von  dem  geistigen  Eigenthume  die  Rede 
ist.  Hierzu  kommt,  dass  die  Uebertragung  der  Rechte  an  dem 
Originale  im  Art.  1 nicht  bloss  auf  die  Werke  der  Kunst,  son- 
dern auch  auf  die  literarischen  Erzeugnisse  bezogen  wird.  Man 
müsste  also  für  die  Schriften  dieselbe  Recht.svermuthung  auf- 
stellen. Ja  noch  mehr!  man  müsste  mit  Rücksicht  auf  die. 
Worte,  »sie  mögen  bereits  veröffentlicht  sein  oder  nicht,«  an- 
nehmeii,  dass  auch  bei  den  bereits  gedruckten  Schriften  und 
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Kunstwerken  das  Recht  der  Vervielfältigung  durch  die  Ver- 
äusserung  des  Originalmanuscriptes  oder  des  üriginalkunstwcr- 
kes  mit  veräussert  würde. 

Die  hervorgehobenen  Worte  des  Art.  1 enthalten  also  nichts 
als  eine  anticipirte  Wiederholung  des  im  Art  2 ausgesprochenen 
Satzes,  dass  das  ausschliessende  Recht  der  Vervielfältigung  ver- 
äussert oder  auf  einen  Rechtsnachfolger  übertragen  werden 
kann.  Sie  begründen  dagegen  nicht  die  Rechtsvermuthung, 
dass  diese  Uebertragung  mit  der  Veräusserung  des  Sacheigen- 
thumes  an  dem  Originale  verknüpft  sei. 

Es  muss  vielmehr  für  das  Rechtsgebiet  des  Bundesbe- 
schlusses von  1837  — mit  Ausnahme  von  Preussen  und  Oester- 
reich — die  entgegengesetzte  Regel  aufgestellt  werden,  die  auch 
für  das  Englische  und  Französische  Recht  Geltung  hat,  da.ss 
das  geistige  Eigenthum  durch  die  blosse  Veräusserung  des 
Kunstwerkes  nicht  übertragen  wird,  sondern  besonders  übertra- 
gen werden  muss.  Diese  Regel  folgt  unmittelbar  aus  der  Un- 
terscheidung eines  von  dem  Sacheigenthume  unabhängigen  Rech- 
tes der  \'ervielfältiguüg.  Da  dieses  Recht  keinen  Bestandtheil 
des  Sacheigenthumes  an  dem  Kunstwerke  bildet,  so  wird  es 
auch  nicht  mit  demselben  übertragen.  Es  muss  vielmehr  für 
sich  übertragen  werden  und  die  gleichzeitige  Uebertragung  des 
geistigen  Eigenthumes  mit  dem  Kunstwerke  darf,  ebenso  wie 
bei  den  Schriften,  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  der  In- 
halt des  Vertrages  oder  die  begleitenden  Umstände  ergeben, 
dass  die  Absicht  der  Partheien  auf  die  gleichzeitige  Uebertra- 
gung des  Vervieltältiguugsrechtes  gerichtet  war.  Dies  ist  z.  B. 
der  Fall,  wenn  der  Künstler  eine  Zeichnung  auf  dem  lithogra- 
phischen Stein  oder  eine  gestochene  Kupferplatte  verkauft,  weil 
ein  anderer  Zweck  der  Erwerbung  als  der  der  Vervielfältigung 
nicht  ersichtlich  ist  *). 

1)  üloiohwohl  hat  dor  Pariser  Appelhof  durch  Erkcimtniss  vom 
3.  Februar  1842  in  Sachoii  Bulla  & Dclaruc  C.  Laroche  (Dcvilloneuvc  et 
Caretle,  Hccueil  göueral  XLIII.  2.  70)  dem  Aiisteigerer  einer  in  gc- 
richllichor  Auctioti  verkauften  gestochenen  Kupfcrplatte,  nach  einem 
Gemälde  von  Delaroche  das  Verviclfaltigungarecht  abgesprochen  aus 
dem  »ehr  richtigen  Grunde,  dass  weder  der  abpfändende  Gerichtsvoll- 
zieher noch  der  Käufer  wissen  konnten,  ob  der  Kupferstecher  nicht  das 
Verviolfältigungsrecht  an  der  bei  ihm  abgepfandeten  Platte  bereits  ver- 
äussert hatte.  Es  musste  deshalb,  nach  dem  Inhalte  des  Auctionsprote- 
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Nach  der  entgegengesetzteu  Meinung  soll  die  Veräusserung 
dcu  Originalkunstwerkes  jedesmal  auch  die  Ucbertnigung  des 
Vervielfältigungsrechtes  nach  sich  ziehen,  wenn  dasselbe  nicht 
ausdrücklich  Vorbehalten  wird  und  diese  Annahme  wird  darauf 
gestützt,  dass  das  Recht  der  Vervielfältigung  eine  blosse  Ac- 
cession  sei,  welche  mit  dem  Kigeuthume  an  der  Hauptsache: 
dem  Originalkunstwerke  stillschweigend  übertragen  werde. 

Dies  ist  die  Ansicht,  welche  der  Pariser  Cassationshof  in  der 
neueren  Zeit  festgehalten  hat,  nachdem  er  in  einem  früheren  Er- 
kenntnisse vom  23.  Juli  1841  (I)evilleneuve  et  Carette,  Recueil 
gdn^ral  XLL  1.  561)  sich  der  im  Texte  gebilligten  Meinung  an- 
geschlossen hatte  ')• 


kolles,  in  welcliom  nur  von  der  Platte  selbst  die  Rede  war  und  nach 
den  begleitenden  Umständen  angenommen  werden,  dass  nur  die  Platte 
und  nicht  das  Vervieiraltigungsrecht  den  (iegenstand  des  Verkaufes  bildete. 

1)  Die  neuere  Meinung  des  Cassationshofos  wird  in  dem  Erkennt- 
nisse vom  27.  Mai  1842  (a.  a.  0.  XLll.  1.385)  wie  folgt  begründet: 

»Attendu,  cn  droit,  que  confurm^ment  aux  dispositions  du  Code 
civil,  la  ventc  faite  sans  röserve  transmet  ä l’acquereur  la  pleinc  ot 
absolute  propriete  de  la  chose  veudue,  avec  tous  les  accossuircs, 
avec  tous  les  droits  ct  avantages  qui  s’y  rattaehent  ou  en  dependent; 

»Attendu  quo  la  ventc  d’un  tableau  ct  les  effets  qu’elle  est  appclee 
ä produiro  ne  sauraient  dchapper  ä l’application  de  cc  principe, 
qii'autant  qii’iine  loi  speciale  et  exccptionnelle  on  aurait,  d’uno  ma- 
niere  formelle,  autrement  dispose;  puisque,  par  sa  naturc,  un  tableau 
ct  les  avantages  qui  penvent  se  rattacher  ä sa  possession,  sont  sus- 
ceptibles  de  l’appropriation  la  plus  complete; 

»Attendu  quo  Ic  droit  de  reproduire  le  tableau  par  la  gravure  doit 
etre  compris  au  nombre  des  droits  et  facultes  que  transmet  ä l’ac- 
quercur  nno  ventc  faite  sans  reserve; 

»Attendu  que  la  loi  du  19  juillct  1793,  invoqueo  par  les  deman- 
deura  en  cassation,  so  borne,  en  ce  qui  concorne  les  peintres,  ä as- 
snrer  k oeux  qui  font  graver  des  tableaux  ou  dessins,  ä lours  höri- 
tiers  on  cessiunaires,  la  propriete  de  lours  ouvrages  ct  lo  droit  de 
Ic  reproduire,  en  plagant  lo  droit  de  reproduction  sous  la  protection 
d’un  privilego  temporairoment  cxclusif;  mais  que  cette  memc  loi  ap- 
plicable seulcment  au  cas  oü  le  peintro,  roste  proprietaire  de  son 
tableau,  a entrepris  de  le  reproduire  par  le  proeöde  de  la  gravure, 
n’a  aucunoment  en  vue  de  erder  ä son  profit,  qiiant  ä ce  droit  de 
reproduction,  une  propriete  distincte  de  celle  du  tableau  et  qui  lui 
scrait  totijours  conserve  malgrc  l'atienation  par  lui  faite,  sans  aucune 
restrictioD,  du  tableau  auquci  se  rattacho  I’exercice  de  cc  droit,  qu’aii- 
tant  que  le  peintre  a cede  ce  droit  par  une  stipulation  partieuliero.« 
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Nach  dieser  Auffassung,  an  welcher  der  Cassationshof  auch 
in  einer  neueren  Entscheidung  vom  5.  Juni  1855  (Devilleneuve 
et  Carette  LV.  2.  431)  festgehalten  hat,  bestände  das  geistige 
Eigenthum  als  ein  selbständiges  Recht  unabhängig  von  dem  Sach- 
eigenthume  an  dem  Kunstwerke  erst  von  dem  Momente  der  Ver- 
vielfältigung durch  den  Stich  an.  Diese  Ansicht  steht  allerdings 
mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1793  Art.  1 nicht 
im  Widerspruch.  Sie  lässt  sich  jedoch  schwer  vereinigen  mit 
der  sehr  viel  weiter  gehenden  Ausdehnung  und  mit  der  selb- 
ständigen Geltung,  welche  der  Ca.ssationshof  in  dem  oben  S.  211 
mitgetheilten  Erkenntnisse  vom  2.  August  1854  dem  künstle- 
rischen Eigeuthurae  gibt. 

Allein  wenn  auch  das  Reproductionsrecht  thatsächlicb  bei 
der  Mehrzahl  der  Kunstwerke  nur  eine  nebensächliche  Bedeu- 
tung hat  (oben  S.  327),  so  ist  man  doch  nicht  berechtigt,  das- 
selbe im  juristischen  Sinne  als  eine  Accession  des  Originalkunst- 
werkes zu  bezeichnen,  da  das  Gesetz  das  Reproductionsrecht 
ausdrücklich  als  ein  selbständiges  Recht  anerkennt,  welches  für 
sich  veräussert  und  übertragen  werden  kann.  Auch  würde  sich 
in  vielen  Fällen  nicht  unterscheiden  lassen,  zu  welchem  Exem- 
plare des  Originalkunstwerkes  das  geistige  P^igenthum  als  Ne- 
bensache geliort,  ob  zu  dem  Carton  oder  zu  dem  Freskoge- 
mälde, zu  dem  Gypsmodell  oder  zu  dem  Bronzegusse,  oder  im 
Falle  der  doppelten  Aufführung,  ob  zu  dem  zuerst  ausgeführten 
oder  zu  dem  zuerst  veräusserten  Kunstwerke. 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  und  der  französischen  Schrift- 
steller hat  sich  daher  für  die  Ansicht  entschieden,  dass  das 
Reproductionsrecht  nicht  dem  Eigenthume  des  Originalkunst- 
werkes folgt,  sondern  unabhängig  von  demselben  besessen  und 
übertragen  wird,  dass  es  also  eines  besonderen  Vorbehaltes  in 
Bezug  auf  das  Vervielfältigungsrecht  bei  der  Veräusserung  von 
Kunstwerken  nicht  bedarf  und  die  gleichzeitige  Uebertragung 
nur  da  angenommen  werden  darf,  wo  sie  nach  der  Interpre- 
tation des  \ ertrages  in  der  .Absicht  der  Contrahenten  gele- 
gen hat '). 

1 ) Jolly,  Die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  206. 

Wächter,  Das  Verlagsrecht  8.  227  f. 

(iainbastide,  Tratte  des  contrefa^ons  p.  312. 

Dalloz,  Dictionnaire  general  s.  v.  Propriete  litieraire  et  arti- 
stiijue  uo.  182. 
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Nach  Englischem  Rechte  bedarf  es  zur  Uebertragung  des 
Vervielfältigungsrechtes  einer  schriftlichen  Cession  seitens  des 
Urhebers  des  Kunstwerkes,  so  dass  hier  die  Annahme  einer 
stillschweigenden  Uebertragung  bei  der  Veräusserung  des  Ori- 
ginales ganz  ausgeschlossen  bleibt  *). 

Die  zwangsweise  Veräusserung  des  geistigen  Eigenthumes 
kann  im  Wege  der  Execution  oder  der  Expropriation  erfolgen. 
Der  Execution  unterliegt  das  literarische  und  artistische  Ei- 
genthum wie  jedes  andere  Vermögensrecht,  jedoch  gilt  für  die 
Schriften  die  Einschränkung,  dass  die  Veröffentlichung  nicht  wi- 
der den  Willen  des  Verfassers  erzwungen  werden  kann.  War  da- 
her die  abgepfändete  Schrift  nicht  gedruckt  oder  wenigstens  zum 
Zwecke  des  Druckes  veräussert,  so  hat  der  Gläubiger  nicht  das 
Recht,  dieselbe  ohne  Einwilligung  des  Verfassers  behufs  seiner 
Befriedigung  in  Verlag  zu  geben,  da  die  öffentliche  Mittheilung 
der  Gedanken  ein  höchst  pei-sönliches  Recht  ist,  welches  dem 
Zwange  der  gerichtlichen  Hülfsvollstreckung  nicht  unterliegt*). 

Die  Expropriation  von  Schriften  und  Kunstwerken  im  öf- 
fentlichen Interesse  kann  nur  da  stattfinden,  wo  dieselbe  durch 
das  Gesetz  ausdrücklich  zugelassen  ist.  Dies  ist  nach  den 
deutschen  Gesetzgebungen  nicht  der  Fall,  ln  England  fin- 
det nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45 
sect.  5)  die  Expropriation  in  Bezug  auf  Schriften  statt,  deren 
Wiederherausgabe  nach  dem  Tode  des  Verfassers  von  dem  Ver- 
lagsherechtigten  verweigert  wird.  Die  Expropriation  wird  auf 
Antrag  desjenigen,  der  die  neue  Auflage  veranstalten  will,  von 

1)  8 George  II  cap.  13  sect  1.  38  George  III  cap.  71  sect.  2. 

Dass  in  diesen  Gesetzen  in  den  Worten  »the  consent  of  the  proprie- 
tor  thereof  obtained  in  writing«  nicht  die  Erlaubniss  des  liesilzers  des 
Originales,  sondern  des  Urhebers  des  Kunstwerkes  verstanden  wird 
ergibt  sich  aus  der  Bezeichnung  des  zuerst  angeführten  Gesetzes:  An 
Act  for  the  encourragement  of  the  arts  of  designing,  engraving  and 
etching  historical  and  olher  prints  by  vesting  the  properties 
thereof  in  the  inventors  and  engravers.  Unter  properly  of 
print  wird  daher  in  den  angeführten  Gesetzen  das  geistige  Eigenthuui 
(the  sole  right  of  printing  and  reprinting)  verstanden. 

2J  Vergl  Hamm,  Oesterreich.  Prcssgesetzgebung  S.  16G.  — God- 
son,  A Treatise  etc.  p-  430.  — Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  1 S.  218 
Note  4,  erachtet  dagegen  nur  den  Zwang  der  Production  als  der  per- 
sönlichen Freiheit  zuwiderlaufend,  nicht  die  zwangsweise  Veröffent- 
lichung. 
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der  richterlichen  Abtheilung  des  Königlichen  Geheinieraths  aus- 
gesprochen. 

In  Frankreich  ist  die  Zulässigkeit  der  Expropriation  durch 
das  Erkeiintniss  des  Pariser  Cassationshofes  vom  3.  März  182fi  ‘) 
verneint  worden. 


g.  31.  Subjecte;  2.  Der  Verleger. 

Gewerbamänsiger  Verlag.  — Ilamlclsrcchtliche  Normen.  — Uebertrag- 
barkeit  de.f  Yorlagsrechtos.  — Ueclitsfall. 

Wer  gewerbsmä.s.sfg  Handelsge.schäfte  betreibt,  gehört  nach 
Art.  4 und  Art.  271  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches zu  den  Kaufleuten.  Der  Veilagsbuchhändler  ist  daher 
den  Vorschriften  des  Handelsrechtes  in  Bezug  auf  die  Firma, 
die  Führung  der  Handelsbflcher  und  die  Eintragungen  in  das 
Gesellschaftsregister  unterworfen.  Ebenso  sind  die  Rechtsver- 
hältnisse der  zum  Betriebe  des  Buchhandels  gegründeten  Ilan- 
delsgesellschalR'n  nach  den  Regeln  des  Handelsrechtes  zu  be- 
urtheilen.  Der  zwischen  dem  Buchhändler  und  dem  Heraus- 
geber geschlos-senc  Verlagsvertrag  ist  ein  Handelsgeschäft  und 
unterliegt  in  streitigen  Fällen  der  Entscheidung  der  Handels- 
gerichte (a.  a.  0.  Art.  273. 277). 

Ist  der  Verleger  nicht  Buchhändler,  betreibt  er  also  den 
Verlag  des  Werkes  nicht  gewerbsmässig,  sondern  zu  einem  be- 
sonderen Zwecke,  so  finden  die  Vorschriften  des  Handelsge- 
setzbuches nicht  Anwendung  und  die  entstehenden  Prozesse 
gehören  zur  Competenz  der  ordentlichen  Gerichte.  Ein  ge- 
werbsmä.ssiger  Betrieb  ist  jedoch  auch  da  anzunchmen,  wo  zwar 
der  Verleger  nicht  zum  Zwecke  des  Erwerbes,  sondern  zu  re- 
ligiösen, politi.schen  oder  wissenschaftlichen  Zwecken,  Schriften 
oder  Kunstwerke  veröffentlicht,  sich  aber  nicht  auf  den  Verlag 
eines  einzelnen  Werkes  beschränkt,  sondern  dergleichen  Un- 
ternehmungen regelmässig  und  dauernd  betreibt,  wie  dies  bei 
dem  Verlage  von  Mission.sanstaltcn,  Akademien  u.  dgl.  der  Fall 
ist  Die  Anwendung  der  handelsrechtlichen  Normen  ist  daher 
nur  in  dem  Falle  ausgeschIo,ssen,  wo  jemand,  der  sonst  sich 
mit  dem  Verlage  von  Büchern  nicht  befasst,  ein  einzelnes  Werk 


1)  Devillenpnve  ct  Caretto,  Rrciioil  ffönernl  VIII  1 290. 
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ZU  einem  besonderen  Zwecke  in  Verlag  nimmt.  Dies  ist  in  der 
Regel  nur  bei  dem  eigenen  Verlage  des  Autors  der  Fall,  kann 
aber  ausnahmsweise  auch  beim  V'erlagsvertrage  vorkomnien. 

Bei  Zeitschriften  und  Sammelwerken  bildet  häufig  der 
Redacteur  oder  der  Herausgeber  die  Vermittelung  zwischen 
dem  Verleger  und  dem  Verfasser,  so  dass  die  Autoren  der 
einzelnen  Beiträge  nicht  mit  dem  Verleger  selbst,  sondern  mit 
dem  Redacteur  contrahiren.  Ijetzterer  erscheint  indess  in  die- 
sem Geschäftsverkehre  nur  als  der  Stellvertreter  des  Verlegers, 
sei  es  auf  Grund  eines  ausdrücklichen  Mandates,  sei  es  als 
Geschäftsführer  ohne  Auftrag.  Die  Ansprüche  wegen  des  etwa 
bedungenen  Honorares  sind  daher  nicht  gegen  den  Redacteur, 
sondern  unmittelbar  gegen  den  Verleger  zu  verfolgen');  falls 
nicht  die  Absicht  der  Contrahenten  erhellt,  dem  Redacteur  für 
seine  Person  das  geistige  Eigenthum  an  dem  in  Verlag  gege- 
benen Beitrage  gegen  das  bedungene  Honorar  zu  übertragen. 

Der  Verleger  kann  das  durch  den  Verlagsvertrag  erwor- 
bene Verlaf5srecht  im  Wege  der  Cession  auf  einen  Rechtsnach- 
folger übertragen. 

Die  Uebertragbarkeit  des  Verlagsrechtes  wird  in  Frage 
gestellt  von  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  1 S.  365),  welcher 
ausführt:  das  Verlagsrecht  könne  von  der  Verbindlichkeit  der 
Vervielfältigung  nicht  getrennt  werden.  Die  Uebertragung  ohne 
Zustimmung  des  andern  Contrahenten  sei  daher  unzulässig,  weil 
der  Schuldner  sich  dadurch  einseitig  einen  andern  Schuldner 
substituiren  würde. 

Wenn  dies  richtig  wäre,  so  könnte  auch  von  einer  Cession 
des  Faustpfandrechteji,  oder  der  Miethe  nicht  die  Rede  sein, 
weQ  in  beiden  Fällen  mit  dem  cedirten  Rechte  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  die  Verwahrung  und  Rückgabe  der  ver- 
pfändeten oder  vermietheten  Sache  untrennbar  verbunden  sind. 
Es  gilt  jedoch  die  Regel,  dass  die  Rechte  aus  zweiseitigen  Con- 
tractsverhältnissen  cessibel  sind,  soweit  die  Cession  nicht  (wie 
im  Preussischen  Rechte  bei  der  Miethe)  ausdrücklich  von  der 
Einwilligung  des  andern  (Kontrahenten  abhängig  gemacht  ist. 
Es  ist  auch  nicht  richtig,  dass  durch  eine  solche  Cession  der 
Schuldner  sich  einseitig  einen  andern  Schuldner  substituire.  Er 
lässt  vielmehr  nur  durch  einen  Andern  für  sich  erfüllen,  wäh- 

1)  Bluntschli,  Dentschcfl  Privalrcclit  Tid.  3 S.  516. 
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rend  er  selbst,  ungeachtet  der  Abtretung  seiner  Rechte,  dem 
andern  Contrahenten  als  Schuldner  verhaftet  bleiht.  Daher 
bleibt  der  Verleger,  ungeachtet  der  Abtretung  des  Verlagsrech- 
tes für  die  Erfüllung  des  Verlagsvertrages,  nicht  bloss  in  Be- 
zug auf  das  etwa  stipulirte  Honorar,  sondern  auch  in  Bezug 
auf  die  Vervielfältigung  und  Verbreitung,  als  ursprünglicher 
Schuldner  dem  Autor  verhaftet.  Dagegen  ist  er  unbedenklich 
befugt,  nicht  bloss  das  stipulirte  Honorar  durch  einen  Andern 
zahlen  zu  lassen,  sondern  auch  die  Vervielfältigung  und  Ver- 
breitung durch  einen  andern  Buchhändler  bewirken  zu  lassen, 
da  beides  fungible  Handlungen  sind,  die  nicht  nothwendig  von 
dem  Contraheuten  in  Person  erfüllt  werden  müssen.  Allerdings 
wird  der  Verlagsvertrag  nicht  selten  mit  Uückicht  auf  die 
Person  des  Verlegers  geschlossen,  weil,  wie  Wächter  a.  a.  0. 
bemerkt,  die  Controle  der  gehörigen  Vervieltultigung  und  Ver- 
breitung, sowie  des  Umfanges  der  Auflagen,  dem  Autor  in  der 
Regel  nicht  möglich  ist.  Allein  der  Autor,  welcher  sich  die 
in  der  Persönlichkeit  seines  Verlegere  liegende  Garantie  erhalten 
will,  miig  ausdrücklich  bedingen,  dass  eine  Uebertragung  des 
Verlagsrechtes  nicht  ohne  seine  Einwilligung  erfolgen  soll  ')• 

Jedenfalls  ist  nicht  ersichtlich,  warum  nach  Wächter  (a.  a.O. 
S.  365)  trotz  des  angenommenen  Grundsatzes  der  Verleger  nach 
erfolgter  vollständiger  Herstellung  der  Auflage  befugt  sein  soll, 
das  N’erlagsrecht  mit  der  Verpflichtung  zum  Vertriebe  abzu- 
treten, da  doch  der  Autor  an  der  gehörigen  Erfüllung  dieser 
Verbindlichkeit  gerade  das  grösste  Interesse  hat  und  es  ihm 
unmöglich  gleichgültig  sein  kann,  ob  die  Auflage  aus  dem  Ver- 
lagskataloge einer  angesehenen  Firma  in  ein  Maculaturmagazin 
wandert. 

Berücksichtigt  man  ferner,  dass  Wächter  (a.a.O.  S.  367  f.) 
die  unbeschränkte  Uehertragung  des  Verlagsrechtes  für  den 
Fall  des  Todes  des  Verlegers,  der  Veräusserung  des  Verlags- 
geschäfles,  oder  der  Auflösung  der  Verlagssocietät  zugibt,  dass 
er  ferner  (H.  370)  den  Autor  nicht  für  befugt  erachtet,  die  Aus- 
führung eines  halbvollendeten  Druckes,  welchen  der  Rechts- 
nachfolger ebensogut  wie  <ler  erste  Verleger  ausführen  mag, 
ohne  besonderen  Grund  durch  seinen  Einspruch  gegen  die  Ue- 
bertragung  des  Verlagsrechtes  zu  vereiteln,  so  ergibt  sich, 


1)  Ganibastide,  Traite  des  contrefacons  p.  138. 
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dass  auch  Wächter  der  aufgestellten  Beschränkung  in  der  Ver- 
äusserung  des  Verlagsrechtes  keine  andere  practische  Tragweite 
beiinisst,  als  diejenige,  welche  sich  auch  ohne  die  aufgestellte 
Beschränkung  aus  der  wesentlich  auf  Treu  und  Glauben  ge- 
gründeten Natur  des  Verlags  Vertrages  von  selbst  ergibt. 

Es  würde  mit  der  bona  ßdes  und  mit  der  Absicht  des  Ver- 
lagsvertrages allerdings  unverträglich  sein,  wenn  der  Verleger 
von  vorn  herein,  ohne  übei  haupt  die  Ausführung  des  Vertrages 
selbst  beabsichtigt  zu  haben,  das  erworbene  Verlagsrecht  an 
einen  andern  Buchhändler,  etwa  gar  an  den  Verleger  eines  con- 
currirenden  L'nternehmeus  veräussern  wollte.  Der  Autor  würde 
in  einem  solchen  Falle  eben.so  wie  in  dem  Falle  des  §.  1005 
Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  ')  berechtigt  sein,  von  dem  Ver- 
trage zurückzutreten. 

Abgesehen  vor.  dem  Falle  einer  solchen  der  Absicht  des 
Verlags  Vertrages  unmittelbar  zuwider  laufenden  Veräus-serung 
ist  dagegen  der  Verleger  in  der  Uebertragung  des  Verlags- 
rechtes nicht  beschränkt.  Dies  ist  auch  neuerdings  in  dem  fol- 
genden Rechtsfalle 2)  .anerkannt  worden: 

Im  Februar  1855  schloss  Dr.  Joseph  Viktor  Scheffel,  der 
sich  damals  zu  Heidelberg  aufhielt,  mit  der  Verlagsbuchhand- 
lung Meidinger  Sohn  & Co.  in  Frankfurt  a.  M.  einen  Vertrag 
ab,  wonach  er  dieser  Buchhandlung  seinen  Roman  »Ekkehard« 
zu  »einem  freien  unbeschränkten  Verl.agsrechtc  auf  fünfzehn 
Jahre«  gegen  ein  Honorar  von  1200  tl.  ttberliess.  Nach  Ab- 
lauf gedachter  Zeit  sollte  das  Werk  dem  Vertrage  nach  in 
das  volle  Eigenthuinsrecht  des  Schriftstellers  zurückfallen.  Die 
Handlung  Meidinger  Sohn  A Co.  gerieth,  nachdem  sie  das  Werk 
herausgegeben  hatte,  im  Jahre  1860  in  Concurs.  Die  Verwal- 
tung der  Concuremasse  verkaufte  das  Verlagsrecht  am  »Ekke- 
hard« dem  Buchhändler  Otto  Janke  in  Berlin.  Durch  Letzte- 
ren von  diesem  Verkaufe  benachrichtigt,  erklärte  Scheffel,  den 
Verkauf  nicht  anzuerkennen,  wie  er  schon  fiülher  der  Ma.sse- 
verwaltung  gegenüber  gegen  jede  ohne  seine  Zustimmung  ge 
Hchehende  ^'eräus.serung  des  fraglichen  Verlagsrechtes  Verwah- 


1)  § 1005.  Ereignen  sich  Umstünde  oder  Hindernisse,  welche 
den  Verfasser  veranlassen,  das  versprochene  Werk  gar  nicht  herauszii- 
gebcu,  so  kann  er  von  dem  Vertrage  zurücktreten. 

2)  Börsenblatt  für  den  Deutschen  Buchhandel  1S67  S.  1144. 
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rung  eingelegt  hatte,  die  indessen  unbeachtet  geblieben  war. 
Buchhändler  Janke  veranstaltete  weitere  Auflagen  des  »Ekke- 
hard«, kündigte  überdies  in  der  von  ihm  herausgegebenen  Ko- 
inan/eitung  an,  diuss  er  iu  dieser  den  »Ekkehard«  erscheinen 
las.sen  werde,  und  eröft'nete  brieflich  dem  Dr.  ScheflTel,  dass  er 
eine  illustrirte  Ausgabe  gedachten  Buches  zu  veranstalten  vor- 
habe, indem  er  denselben  hierbei  raitzuwirken  aufforderte. 

Bei  dieser  Sachlage  erhob  Scheffel  unter  der  Behauptung, 
dass  der  fragliche  Vertrag  zu  Heidelberg  zum  Abschlüsse  ge- 
langt sei,  bei  dem  gros.sh.  Kreisgerichte  Heidelberg  gegen  Janke 
eine  Klage  diihin: 

1)  der  Uebergang  des  Verlagsrechtes  aus  der  Meidinger’- 
schen  Masse  auf  Janke  sei,  da  er  nicht  ini  Wege  der  nach 
Frankfurter  liecht  nothwendigen  öffentlichen  Versteigerung  be- 
wirkt worden,  ungültig; 

2)  das  Hecht  aus  einem  Verlagsvertrage  sei, 
weil  ein  solcher  Vertrag  auf  gegenseitigem  per- 
sönlichem Vertrauen  beruhe,  ein  höchst  persönli- 
ches, darum  unübertragbar  und  greife  diese  Unübertrag- 
barkeit im  vorliegenden  Falle  insbesondere  Platz,  weil  zwischen 
Kläger  und  der  Verlagsbuchhandlung  Meidinger  Sohn  k Co. 
neben  dem  fraglichen  Vertrage  noch  andere  mit  demselben  in 
V'erbindung  stehende  literarische  Beziehungen  gewaltet  hätten; 

3)  selbst  wenn  man  den  Buchhändler  Janke  als  Rechts- 
nachfolger von  Meidinger  & Co.  betrachten  könnte,  sei  Ersterer 
doch  nicht  zum  Abdrucke  des  »Ekkehard«  in  der  Romanzeitung, 
einer  Wochenschrift,  befugt,  indem  der  mehrerwähntc  Vertrag 
nach  seinem  Wortlaute  sowie  nach  der  gemeinschaftlichen  Ab- 
sicht der  Vertragstheile  die  Verbreitung  des  »Ekkehard«  in 
der  Form  eines  Buches  voraussetze,  und  indem  die  Verbrei- 
tung gedachten  Werkes  in  der  Romanzeitung  die  eventuellen, 
d.  i.  nach  Ablauf  der  vertragsraässigen  Zeit  wiederauüebenden 
Rechte  des  Schriftstellers  schädigen  würde; 

4)  ebenso  sei  dem  fraglichen  Vertrage  zufolge,  sowie  nach 
richtigen  Grundsätzen  über  das  Verlagsrecht,  Janke  nicht  be- 
rechtigt, ohne  Zustimmung  und  Mitwirkung  des  Verfassers  eine 
illustrirte  Ausgabe  erscheinen  zu  lassen. 

Das  Klaggesuch  ging  dahin,  dass 

a)  der  Rechtsübergang  von  Meidinger  Sohn  & Co.  auf 
Janke  für  nichtig  erklärt, 
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b)  jedenfalls  aber  ausgesprochen  werde,  Janke  sei  weder 
zum  Abdrucke  des  »Ekkehard«  in  der  Ronianzeitung,  noch  zur 
Veranstaltung  einer  illustrirten  Ausgabe  desselben  berechtigt. 

Das  grossherzogl.  Kreisgericht  Heidelberg  wies  die  Klage 
»als  hier  nicht  statttindeud«  ab.  Auf  Berufung  des  Klägers 
erklärte  der  Appellatioussenat  des  grossherzogl.  Kreis-  und 
Hüfgerichts  Mannheim  das  Kreisgericht  Heidelberg  hinsichtlich 
der  Klaggründe  3 und  4,  mithin  des  Klaggesuches  zu  b für 
zuständig,  und  wies  dasselbe  zur  Verhandlung  und  Entschei- 
dung bezüglich  dieser  Klaggründe  an.  Dagegen  wurde  hin- 
sichtlich des  Klagantrages  a das  erstgerichtliche  Erkenntniss 
bestätigt  und  die  gegen  den  Uebergang  des  Verlagsrechtes  auf 
den  Beklagten  Janke  erhobenen  Einwendungen  (Klaggrund  l 
und  2)  verworfen ‘). 

§.32.  Umfang  und  Dauer  des  Verlagsrechtes. 

Zahl  der  Auflagen  — Stärke  der  .Auflage.  — Neue  Ausgabe.  — Ver- 
änderung des  Formates.  — Gesammtausgaben  und  Separatabdrücke.  — 
Veränderung  des  Inhaltes.  — Willkürliche  und  uothwendige  Verände- 
rungen. — Getheiltea  Verlagsrecht. 

Ausser  den  obligatorischen  Leistungen  des  Autors  und 
des  Verlegers,  welche  in  den  folgenden  Paragraphen  werden 
erörtert  werden,  begründet  der  Verlagsvertrag  für  den  Verle- 
ger ein  dingliches  Recht  der  Vervielfältigung,  das  Verlagsrecht, 
welches  von  dem  geistigen  Eigenthurae  des  Autors  abgeleitet  ist 
(oben  S.  299). 


1)  Auf  die  orueuertc  Verhandlung  Uber  den  zweiten  Klagantrag 
erkannte  das  Kreisgericht  Heidelberg  am  31.  Alai  18C6 

der  Beklagte  sei  nicht  berechtigtt,  das  Buch  »Ekkehard«  in  der 
Romanzeituug  abzudrucken  und  ebensowenig  eine  Ausgabe  mit  Illu- 
strationen zu  veranstalten. 

Dieses  Urtheil  wurde  auf  die  Berufung  des  Beklagten  von  dem 
vorhin  gedachten  Appellationssenate  zu  Mannheim  unter  dem  16.  Juni 
1866  und  auf  die  weitere  Berufung  von  dem  grossherzogl.  Oberhofge- 
richte unter  dem  4.  Februar  1867  bestätigt.  Die  Gründe  dieser  Ent- 
scheidungen berühren  die  vorgenommene  Uebertragung  des  Verlags- 
rechtes nicht.  Sie  sind  aus  dem  Inhalte  des  ursprünglich  mit  Meidin- 
ger  Sohn  & Co.  abgeschlossenen  Verlags  Vertrages  entnommen  und  wer- 
den in  der  folgenden  Erörterung  über  den  Umfang  des  Verlagsrechtes 
(§.  32)  berücksichtigt  werden. 
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Die  Dinglichkeit  dieses  Rechtes  zeigt  sich  in  derBefugniss 
des  Verlegers,  sein  Recht  gegen  jeden  Dritten  zu  verfolgen,  der 
dasselbe  durch  Nachdruck  verletzt,  ohne  dass  er  dazu  eines 
Mandates  von  dem  Autor  bedarf  (unten  4.5). 

Das  Verlagsrecht  ist  jedoch  keioesweges  mit  dem  geistigen 
Kigenthume  identisch,  sondern  von  wesentlich  beschränkterem 
Inhalte.  Der  Autor  behält  auch  bei  der  Uebertragung  des  Ver- 
lagsrechtes auf  die  ganze  Dauer  der  Schutzfrist  dennoch  einen 
nicht  veräusserten  Theil  des  geistigen  Eigenthumes  zurück, 
vermöge  dessen  er  befugt  ist,  von  dem  Verleger  die  Verviel- 
fältigung und  ^■erbreitung  des  Werkes,  also  nach  \'ergreifung 
der  AuHage,  die  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage  zu  fordern, 
und  vermöge  des.sen  er,  wenn  dies  verweigert  wird,  in  das  ver- 
äusserte  Vervielfältigungsrecht  wieder  eintritt.  Das  Verlags- 
recht unterliegt  also  einer  Beschränkung  durch  die  damit  ver- 
knüpfte Verbindlichkeit  der  Verölfentlichung,  welche  dem  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  veräusserten  geistigen  Kigenthume  nicht 
anklebt.  Au.sscr  dieser  Beschränkung  .seines  Inhaltes  kann  das 
Verlagsrecht  auch  in  Bezug  auf  seine  Dauer  beschränkt  sein, 
indem  dasselbe  nicht  für  die  ganze  Schutzfrist  des  geistigen 
Eigenthumes,  sondern  entweder  für  eine  be.stimmte  kürzere  Zeit, 
oder  für  einen  bestimmten  Umfang  der  Vervielföltigung  über- 
tragen wird. 

Es  ist  bereits  oben  (8. 299)  ausgeführt,  dass  nach  dem 
buchhändlerischeu  (lehrauche,  welcher  in  einigen  deutschen 
Landesgesetzgebungen  ausdrücklich  anerkannt  wird,  die  Ver- 
muthung  für  die  Uebertragung  in  be.schränktem  Umfange  spricht, 
so  dass  das  W-rlagsrecht,  falls  über  dessen  Umfang  und  Dauer 
nichts  ausdrücklich  festgesetzt  ist,  durch  den  Verlagsvertrag 
nur  für  eine  Auflage  erworben  wird.  Es  ist  ferner  gezeigt, 
dass  diese  tiewohnheit  nach  Art.  1 des  Allgem.  Deutschen  Han- 
delsgesetzbuches mit  Ausschliessung  der  entgegeusteheudeu  Vor- 
schriften des  Allg.  l’reuss.  Landrechtes  und  des  Oesterreich. 
Bürgerl.  Gesetzbuches  auch  in  Preussen  und  Oesterreich  zur 
Anwendung  zu  bringen  ist.  Dieselbe  Regel,  dass  das  ohne  aus- 
drilckliche  Bestimmung  flbertragene  Verlagsrecht  nur  für  eine 
Auflage  erworben  ist,  gilt  nach  Französischem  Rechte').  Auch 
nach  Englischem  Rechte  wird  angenommen,  dass  der  Verleger 


1)  Calmol»,  l>e  la  propriete  et  de  la  contrefa^on  p.  39(!. 
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der  früheren  Ausgaben  ohne  die  schrittliehe  Autorisation  des 
Verfassers  nicht  zur  Veranstaltung  einer  neuen  Ausgabe  be- 
fugt sei  *). 

Die  Stärke  der  Auflage  soll  nach  dem  Sächsischen  Gesetze 
vom  22.  Februar  1844  §.  4 in  Krmangelung  einer  vertragsmäs- 
sigen  Bestimmung  auf  1000  Exemplare  angenommen  werden. 
Den  übrigen  Gesetzgebungen  ist  diese  Bestimmung  fremd.  Der 
Verleger  unterliegt  daher  in  dieser  Beziehung  keinerlei  Beschrän- 
kung. Es  kann  indess  in  dem  gegebenen  Falle  die  Frage  ent- 
stehen, was  unter  einer  Auflage  zu  verstehen  sei  und  diese  Frage 
ist  nach  dem  buchhändlcrischen  Sjirachgebrauchc  dahin  zu  beant- 
worten, dass  der  Umfang  einer  Auflage  diejenige  Zahl  von  Exem- 
plaren umfasst,  welche  mit  denselben  Vervieltaltigungsmitteln 
in  einem  zusammenhängenden  Prozesse  darge.stellt  werden.  Bei 
den  Drnckschrillen  wird  die  Grenze  der  Auflage  in  der  Regel 
hinreichend  .«charf  dadurch  bestimmt,  dass  die  einzelnen  Bogen 
nacheinander  in  einer  bestimmten  Zahl  von  Exemplaren  abge- 
zogen werden  und  der  Satz  der  ersten  Bogen  meist  schon  zur 
Verwendung  der  Schriften  für  den  weiteren  Druck  zerstört  wird. 
Bei  den  Kunstwerken  (Kupferstichen,  Lithogiaphien.  Ilolz.schnit- 
ten  etc.)  und  ebenso  bei  den  Musikalien  bleibt  dagegen  die  zur 
Vervieltältiguug  gebrauchte  Platte  meist  erhalten,  so  da.ss  ohne 
die  Herstellung  neuer  Platten  weitere  Abzüge  gemacht  werden 
können.  Hier  kann  also  die  Grenze  der  Auflage  nur  da  ange- 
nommen werden,  wo  der  Druck  ohne  die  bestimmte  Absicht, 
ihn  nach  einer  kurzen  Frist  fortznsetzen.  unterbrochen  worden 
ist.  Bei  manchen  Reproduct innen  fehlt  auch  dieses  Merkmal, 
also  überhaupt  die  erkennbare  Grenze  einer  Auflage.  Dies  ist 
bei  dem  stereotypirten  Drucksatze  der  Fall,  wenn  von  dem- 
selben fortwährend  nach  Bedarf  in  unbestimmten  Zwischenräu- 
men und  Quantitäten  Abzüge  genommen  werden.  Ebenso  bei 
Kupferstichen  und  Holzschnitten,  wenn  von  den  Originalplatten 
Tochteriiliitten  oderCliches  aligenommeii  und  zu  einer  gleichen 
ununterbrochenen  Vervielfältigung  benutzt  werden.  Wusste  der 
•\utor,  da.ss  diese  Art  der  VervicHaltigung  beabsichtigt  wurde, 
so  muss  angenommen  werden,  dass  das  Verlagsrecht  in  unbe- 
schränktem Umfange  lür  die  ganze  Dauer  der  Schutzfrist  über- 

1)  Godson , A Troatisc  on  tbc  law  of  and  of  Copy- 

right p.  429  Note  o. 
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tragen  sei.  Ist  dagegen  diese  Art  der  Vervielfältigung  gegen 
sein  Wissen  und  seinen  Willen  unternommen,  so  ist  er  berech- 
tigt. zu  verlangen,  dass  der  Verleger  binnen  einer  richterlich 
zu  bestimmenden  I'rist  die  von  ihm  beabsichtigte  Auflage  her- 
stellt und  sich  demnächst  der  weiteren  Vervielfältigung  enthält. 

Für  Zeitschriften  ergibt  sich  aus  der  aufgestellten  Regel, 
dass  die  lieiträge  der  Mitarbeiter  nur  für  den  Umfang  der  Auf- 
lage der  Zeitschrift  dem  Verleger  übertragen  sind.  Sammlun- 
gen und  Separatabdrücke  der  Aufsätze  aus  Zeitschriften  darf 
nur  der  Autor  veranstalten. 

Der  Autor  darf  von  seinem  Rechte,  eine  neue  Auflage  zu 
veranstalten,  nicht  eher  Gebrauch  machen,  bis  die  von  dem 
Verleger  hergestellte  erste  Auflage  vergriffen  ist.  Dies  gilt 
auch  für  Zeitschriften  mit  Ausnahme  der  Tageblätter.  Doch 
ist  der  Autor  befugt,  dem  Verleger  die  noch  vorräthigen  Exem- 
plare der  ereten  .\uflage  zum  Buchhändlerprcisc  abzunehmen  D. 

Ist  das  Verlagsrecht  für  eine  bestimmte  Zahl  von 
Exemplaren  übertragen,  so  ist  der  Verleger  in  der  Zahl  der 
-\uflagen  nicht  beschränkt.  Er  ist  daher  befugt,  zunächst  einen 
Theil  der  zulässigen  Anzahl  von  Exemplaren  aufzulegen’)  und 
nach  Absatz  derselben  eine  neue  Auflage  bis  zur  Erschöpfung 
der  bedungenen  Zahl  zu  veranstalten.  Die  entgegengesetzte  An- 
sicht von  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Bd.  I 8.274)  widerspricht 
der  Regel,  dass  Einschränkungen  nicht  vermuthet  werden.  Wenn 
also  der  Gebrauch  die  unbestimmte  Uebertragung  des  Verlags- 
rechtes auf  eine  einzelne  Auflage  von  beliebiger  Stärke  beschränkt, 
also  die  Vennuthung  einer  Beschränkung  für  den  Fall  der 
ganz  unbestimmten  Uebertragung  begründet,  so  lässt  sich  dar- 
aus keinesweges  eine  gleiche  Vermuthung  für  den  Fall  herlei- 
ten, in  welchem  die  Contrahenten  den  Umfang  des  Verlags- 
rechtes ausdrücklich  bestimmt  haben.  Uebrigens  stehen  nicht 
bloss  die  Vorschriften  des  l’reussischen  und  des  Oesterreichi- 


1)  Allg.  Landrecht  Th.  1 Tit.  11  §.  1018  §.  1019.  Vergl.  Oester- 
reich. liürgerl.  Gesetzbuch  § 11G8. 

2)  Anders  wenn  der  Verleger  die  Verpflichtung  übernommen 
hat,  eine  Aufl.age  von  bestimmter  Stärke  zu  veranstalten.  Ist  im  Ver- 
lagsvertrage bloss  die  Stärke  der  Auflage  bestimmt,  so  ist  zu  vermu- 
then,  dass  der  Verleger  nicht  bloss  berechtigt,  sondern  auch  verpflich- 
tet sein  soll,  die  bedungene  Zahl  von  Exemplaren  aufzulegen  (Vergl.  §.  34). 


Digilized  by  Google 


Neue  Ausfälle . 


34:1 


sehen  Rechtes,  wie  Wächter  (a.  a.  ().  S. ‘274  Note  36)  anerkennt, 
jener  Annahme  entgegen,  sondern  auch  das  Sächsische  Gesetz 
vom  22.  Februar  1844  bestimmt  im  tj-  4 deutlich  das  Gegentheil '). 
Nach  «!§.  1014.  1015  Allg.  Landrechts  Th.  1 Tit.  11  wurde  der 
Verleger  auch  nach  Erschöpfung  der  be,stimmten  Zahl  von 
Exemplaren,  für  welche  das  Verlagsrecht  übertragen  ist,  ein 
Anrecht  auf  weitere  Auflagen  gegen  Zahlung  der  Hälfte  des 
für  die  erste  Auflage  gezahlten  llonorares  haben.  Der  Autor 
würde  indess  diesen  Anspruch  nach  j5§.  1016  bis  1019  a.  a.  0. 
dadurch  beseitigen  können,  dass  er  eine  neue  veränderte  Au.s- 
gabe  veranstaltet,  für  welche  er  den  Verleger  frei  wählen  kann. 
(Vergl.  unten  8.  351).  Es  muss  indess  angenommen  werden, 
dass  auch  die  fjtj.  1014. 1015  cit.  als  dem  llandelsgebrauche  zu- 
widerlaufend nach  Art.  1 des  Allg.  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches nicht  mehr  Anwendung  finden. 

Wenn  das  Verlagsrecht  für  eine  be.stimmte  Zeit  übertra- 
gen wird  “),  so  ist  der  ^'erleger  weder  iu  der  Zahl  noch  in  dem 
Umfange  der  Auflagen  beschränkt.  Er  muss  sich  indess  so 
einrichten,  dass  er  die  veranstalteten  Auflagen  innerhalb  der 
bestimmten  Zeit  absetzt,  denn  mit  dem  Ablauf  derselben  er- 
lischt nicht  nur  sein  Recht  der  Verviellaltigung,  sondern  auch 
das  Recht  des  Vertriebes  der  noch  vorräthigen  Exemplare  und 
er  ist  nicht  befugt,  von  dem  Autor  zu  verlangen,  dass  er  vor 
der  Vcranstiiltung  einer  neuen  Auflage  diesen  Vorratli  über- 
nehme. 

Von  der  neuen  Auflage  wird  iu  unseren  RechLsqucllen  die 
neue  Ausgabe  unterschieden.  Diese  Bezeichnung  wird  je- 
doch in  einem  doppelten  Sinne  gebraucht,  indem  einmal  darun- 
ter eine  dem  Inhalte  nach  veränderte  Auflage,  sodann  aber 
auch  eine  Ausgabe  in  verändertem  Formate  verstanden  wird  ’). 


1)  >Uie  Zahl  der  Exemplare,  in  welchen  die  Vervielfältigung  eines 
literarischfu  Erzeugnisses  oder  Werkes  der  Kunst  erfolgen  darf,  bängt 
von  der  Vereinigung  mit  dem  Urheber  oder  demjenigen  ab,  der  in 
dessen  Rechte  eingetreten  ist. 

Ist  daher  dieZahl  der  Exemplare,  überdie  man  sich 
vereinigte,  erschöpft,  so  bedarf  e.s,  insofern  nicht  ein  Anderes 
zum  Voraus  bedungen  war,  einer  neuen  Zustimmung  zu  ferne- 
ren Vervielfältigungen.« 

2J  Vergl.  den  oben  8.  337  mitgotheiltun  Reehtsfall. 

3)  .\Ug.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  §.1011:  »Wenn  ein  neuer  an- 
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Diese  doppelte  Bedeutung  entspricht  durchaus  dem  gemei- 
nen Sprachgebrauche.  denn  man  spricht  ebensowohl  von  Aus- 
gaben in  Quart  oder  Octav,  von  illustrirten  und  Prachtausga- 
ben, als  man  verschiedene  Ausgaben  des  Götz  von  Berlichingen 
oder  des  Don  Carlos  in  Bezug  auf  die  Recension  des  Textes 
unterscheidet '). 

I-Is  unterliegt  .jedoch  keinem  Zweifel,  dass  unter  demselben 
Namen  zwei  ganz  verschiedene  Dinge  bezeichnet  werden.  Es 


veränderter  Abdruck  einer  Schrift  in  eben  demselben  Formstc  veran- 
lasst wird,  so  heisst  solches  eine  neue  Auflage.«  ^.1012:  »Wenn 

aber  eine  Schrift  in  verändertem  Formate,  oder  mit  Veränderungen  im 
Inhalte,  von  neuem  gedruckt  wird,  so  wird  solches  eine  neue  A usgabe 
genannt.«  §.  1013:  »Ist  im  Verlagsvertrege  die  Zahl  der  Exemplare 
der  ersten  Auflage  nicht  bestimmt,  so  steht  es  dem  Verleger  frei,  auch 
ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Verfassers  neue  Auflagen  lu 
veranstalten.«  §.  1016:  »Hingegen  erstreckt  sich  das  Verlagsrecht  in 
der  Regel,  und  wenn  nicht  in  dem  geschlossenen  schriftlichen  Vertrage 
ein  .\nderes  verabredet  ist,  nur  auf  die  erste  Ausgabe  des  Werkes, 
mit  Inbegriff  aller  ferneren  Theile  und  Fortsetzungen  desselben.«  §.  1017: 
»Der  erste  Verleger  kann  also  niemals  eine  neue  Ausgabe  machen, 
ohne  mit  dem  Schriftsteller  einen  neuen  Vortrag  darüber  geschlossen 
zu  haben.« 

1)  Eine  ausführliche  Erörterung  des  Sprachgebrauches  findet  sich 
in  dem  Gutachten  des  Interarisohen  Sachverständigenvereines  vom  29. 
■lanuar  1856  (Heydemann  und  Damhach.  Die  Prcussische  Nachdruckge- 
setzgebung S.  27  f.).  Es  steht  mit  dem  im  Texte  behaupteten  Sprach- 
gebrauche  nicht  im  Widerspruch,  wenn  sich  auf  BUchertiteln  die  Be- 
zeichnung findet : Sechste  veränderte  .\uflage.  (Wächter  a.  a.  O.  S.  263 
Note  14.)  Denn  die  neue  Ausgabe  ist  oben  eine  veränderte  Auflage. 
Wenn  irgendwo  auch  die  Bezeichnung  : L'nveiändertc  Ausgabe  gebraucht 
sein  sollte,  so  würde  auch  dagegen  nichts  Erhebliches  einzuwenden 
sein.  Die  .tusdrücke  Auflage  und  .\usgabe  sind  in  gewissem  Grade 
synonym,  so  jedoch,  dass  die  .\uflage  mehr  den  .Act  der  blossen  Ver- 
vielfältigung, die  Ausgabe  dagegen  die  redigirende  und  ausstattende 
Thätigkcit  des  Herausgebers  und  des  Verlegers  bezeichnet. 

Es  kann  also  auch  die  Auflage  als  der  Gattungsbegriff  für  jede 
neue  Vervielfältigung,  gleichviel,  ob  in  veränderter  oder  unveränderter 
Form,  angesi'hen  werden,  während  die  Ausgabe  als  der  engere  Begriff 
die.  veränderte  Auflage  bezeichnet. 

Werden  endlich  beide  Bezeichnungen  einander  gegenübergestclll. 
wie  in  den  angeführten  Paragraphen  des  -Allg.  Landreebtes,  so  bezeich- 
net die  Ausgabe  die  Reproduction  mit  Veränderung  der  Form  oder 
des  Inhaltes ; die  Auflage  die  unveränderte  Reproduction. 
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muss  daher  die  Befugniss  des  Verlegers  zur  Veranstaltung  neuer 
Ausgaben  abgesondert  erörtert  werden  in  Bezug  auf  die  Aus- 
gaben mit  verändertem  Formate  und  in  Bezug  auf  diejenigen 
mit  verändertem  Inhalte. 

DieAusgabe  in  verändertem  Formate  wird  dem  zu 
neuen  Auflagen  berechtigten  Verleger  durch  das  Allg.  l’reuss. 
Landrecht  Th.  I TU.  11  §.  1012  §.  1017  untersagt.  (Vergl.  oben  S. 
343  Note  3.)  Die  übrigen  Gesetzgebungen  enthalten  eine  solche 
Beschränkung  des  Verlegers  nicht.  Sie  steht  auch  mit  der 
buchhändlerischen  Gewohnheit  keinesweges  in  Einklang.  Die 
angeführten  Vorschriften  des  Allg.  Landrechtes  sind  daher  nach 
Art.  1 des  Allg.  Deutschen  Handelsgesetzbuches  für  das  Recht 
des  Preussischen  Buchhandels  nicht  mehr  massgebend.  Hiernach 
ergibt  sich  die  Regel,  dass  der  Verleger  in  Bezug  auf  die  Ver- 
änderung des  Formates  bei  neuen  Auflagen  keiner  andern  Be- 
schränkung unterliegt,  als  derjenigen,  welche  ihm  durch  den 
Verlagsvertrag  für  die  erste  Auflage  auferlegt  worden  ist.  So- 
weit ihm  für  die  erste  Auflage  die  Wahl  zwischen  verschiede- 
nen Formaten  orten  gelassen  war,  soweit  kann  er  auch  bei  den 
folgenden  Auflagen  von  der  einmal  getrolTenen  Wahl  wieder 
abgehen  und  das  zuerst  in  einem  Bande  herausgegebene  Werk 
in  drei  Bänden  wieder  auflegen  oder  der  Grossoctavausgabe  das 
Schillerformat  substituiren. 

Be.schränkuiigen  in  der  Form  der  Ausgabe  können  übri- 
gens nicht  nur  au.sdrücklich  bedungen  werden,  sondern  sich  auch 
aus  der  Absicht  der  Contrahenten  stillschweigend  ergeben.  So 
darf  z.  B.  der  Verleger  eine  ihm  zum  Verlage  als  Buch  über- 
gebene Novelle  nicht  durch  das  Feuilleton  einer  Zeitung  ver- 
öffentlichen, oder  einen  zum  besonderen  Verlage  erworbenen 
Kupferstich  als  Titelkupfer  oder  als  Prämie  für  einen  Alma- 
nach  oder  für  ein  Album  benutzen.  Das  entgegenstehende  In- 
teresse des  Autors  liegt  darin,  dass  die  beabsichtigte  Art  der 
Veröfl'entlichung  unterbleibt,  während  eine  von  dem  .Autor  nicht 
beabsichtigte  Art  der  Veröffentlichung  eintritt.  Hierzu  kann  noch 
pecuniäres  Interesse  hinzutreten,  wenn  das  Verlagsrecht  nur 
mit  beschränkter  Dauer  eingeräumt  war  und  wenn  durch  die 
vertragswidrige  Form  der  Veröffentlichung  die  weitere  Nutzung 
des  geistigen  Eigenthumes  nach  Beendigung  des  Verlagsvertra- 
ges erschwert  wird. 

Die  Absicht  der  Contrahenten,  eine  bestimmte  Form  der 


Digitized  by  Google 


34f»  V’^lf  [>er  Verlaj^svertrag.  32.  Umfang  u Dauer  d.  Vcrlagsrechloa. 

Herausgabe  zu  wählen,  kann  unter  Umständen  durch  die  für  die 
erste  Auflage  gewählte  Form  docunientirt  werden.  Und  in 
diesem  Sinne  ist  es  zulässig,  zu  behaupten,  dass  der  Verleger 
bei  der  neuen  .Auflage  nicht  gegen  den  Willen  und  das  Wissen 
des  Vertä.s.sers  die  Form  der  Ausgabe  we.sentlich  verändern 
dürfe.  In  diesem  Sinne  war  es  daher  möglich,  dass  in  dem 
oben  S,  337  mitgetheilten  Kechtslälle,  dem  Kechtsnachfolger  des 
Verlegers  untersagt  wurde,  den  historischen  Roman  »Ekkehard« 
in  der  Romanzeitung  ahzudrucken  und  eine  illustrirtc  Ausgabe 
desselben  zu  veranstalten.  Die  Gründe  des  bezüglichen  Theiles 
der  Entscheidung  des  Oberhofgerichtes  zu  Karlsruhe  vom  4. 
Februar  18(17  lauten  wie  folgt*): 

. . . »Die  Behauptung,  dass  der  oberappellantiscbe  Theil  in 
Folge  des  Verlagsvertrags  zur  Herausgabe  des  »Ekkehard«  in  der 
Ronianzeitung,  sowie  mit  Illustrationen  befugt  sei,  scheitert  zu- 
nächst schon  an  dem  Umstande,  dass  Verlagsverträge  nach  ihrer 
besonderen  Natur,  sowie  nach  der  zu  unterstellenden  Absicht  der 
Vertragstheile,  wenn  und  insoweit  keine  abweichenden  Verabredungen 
getroffen  sind,  den  Verleger  nur  dazu  berechtigen,  das  ihm  in  Ver- 
lag gegebene  Werk  in  der  Gestalt,  wie  es  ihm  überlassen  worden 
ist,  nicht  aber  in  einer  veränderten  Gestalt  zu  vervielfältigen. 

U.  Wächter,  Verlagsrecht.  I.  S.  279,  280,  297,  298,  345. 

Renouard,  Traitö  de  droits  däutours.  II.  No.  192. 

Beseler,  deutsches  Privatrecht.  2.  Aull.  §.230.  S.  946. 

Mittermaier,  deutsches  Privatrecht.  7.  AuÜ.  §.  296a.  Bd.  2. 

S.  79. 

Vergl.  auch  Bluntschli,  deutsches  Privatrecht.  §.  127^,  und 

Gerber,  deutsches  Privatrecht.  §.200. 

»Sicherlich  gibt  nun  der  im  vorliegenden  Falle  zwischen  Kläger 
und  Meidinger  Sohn  & Co.  abgeschlossene  Verlags  vertrag,  wenn 
er,  den  Roman  »Ekkehard«  als  V^ertragsgegenstand  bezeichnend, 
von  Zahlung  des  dafür  festgesetzten  Honorars  von  1200  tl.  nach 
Beendigung  des  Druckes  spricht,  wenn  er  verfügt,  dass  gedachter 
Roman  nach  Ablauf  von  1 5 Jahren  dem  Kläger  mit  vollem  Eigen- 
thumsrechte, jedoch  unter  dem  Vorbehalte  wieder  zufalle,  dass  es 
der  V'erlagshandlung  unbenommen  sei,  auch  nachher  etwa  noch 
sich  ergebende  »Reste«  (womit  ofl'enbar  dann  noch  vorhandene 
Exemplare  bezeichnet  werden  sollen)  beliebig  zu  verwerthen,  wenn 


1)  Börsenblatt  1867  S.  1145  f. 
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er  dem  Kläger  25  Freiexemplare  zueagt,  wenn  er  endlich  dem 
Kläger  die  Reviaion  der  einzelnen  I)ruckl>ogen  auferlegt,  ganz  klar 
zu  erkennen,  dass  die  vertragschliessrnden  Personen  ein  Itncli 
als  abgeschlossenes  Ganzes  mit  dem  vom  Schriftsteller  be- 
liebten Inhalte  im  Auge  hatten.  Nur  in  dieser  Gi'stalt  darf  mithin 
dem  Obigen  zufolge  das  fragliche  Werk  vom  Verleger  vervielfältigt 
werden.  Gegenwärtiger  Auffassung  vom  Vertrage  widerspräche  aber 
nicht  nur  der  Abdruck  in  der  Romanzeitung,  sondern  auch  die 
Herausgabe  mit  Illustrationen.  Die  erstere  würde  den  Charakter 
eines  Buches  als  eines  abgeschlossenen  Ganzen  aufheben 
und  den  darin  enthaltenen  Stoff,  mit  andern  hirzeugiiissen  der  Ro- 
manliteratnr  vermischt,  der  periodischen  Presse  überliefern.  Die 
letztere  würde  in  den  Illustrationen  dem  Inhalte  Zusätze  geben,  die 
gerade  so  unerlaubt  erscheinen  müssten,  als  ohne  Kinwilligung  dos 
Schriftstellers  dem  Werke  beigegobene  Anmerkungen.  Dass  Klager 
an  dem  Unterbleiben  der  eben  bezeiebneten  Aenderungen  der  Ge- 
stalt, in  der  das  Werk  ursprünglich  zu  Tage  trat,  ganz  wesentlich 
interessirt  ist,  lässt  sich  sicherlich  nicht  in  Abrede  stellen.  Abge- 
sehen nämlich  von  dem  Gewichte,  welches  ein  Schriftsteller,  der 
sein  Werk  als  geschlossenes  Ganze  in  Verlag  gegeben  hat,  in  gei- 
stiger Beziehung  darauf  legen  kann  und  wird,  dass  dasselbe  als 
solches  Ganze  erhalten  bleibe,  dass  es  mithin  insbesondere  nicht 
ohne  seinen  Willen  mit  den  Geisteserzeugnissen  Anderer  in  ein 
Sammelwerk  vereinigt  oder  mit  fremden  Zuthaten  vereehen  werde, 
kommt  in  materieller  Beziehung  in  Betracht,  dass  die  Verbreitung 
des  fraglichen  Werkes  in  der  Romanzeitnng  ganz  offenbar  derVer- 
werthung  desselben  in  weiteren,  nach  Ablauf  der  15jährigen Ver- 
tragsdaner,  mithin  zum  Vortheile  Klägers,  zu  bewirkenden  Auflagen 
wesentlich  Abbruch  zu  thun  vermag,  und  dass  durch  die,  seitens 
des  Beklagten  zu  bewirkende  Illustration  einer  nach  Ablauf  der  Ver- 
tragsdauer vom  Verfasser  selbst  zu  veranstaltenden  Illustration  vor- 
gegriffen werden  würde,  überdies  aber  durch  eine  dermalen  in  un- 
passender Weise  ausgeführte  Illustration  das  Ansehen  und  der  Werth 
des  gesummten  Werkes  für  die  Folgezeit  leiden  könpte.  Der  Illu- 
stration durch  den  Verleger  ohne  Zuthun  oder  Einwilligung  des 
Schriftstellerswürde  auch  offenbar  die  Bestimmung  des  L.R.  S.  577 d.  o 
entgegenstehen,  wonach  der  Verleger  zwar  »den  Abdruck  ira 
Aeussern  nach  seinem  Belieben  einrichten,  aber  am  Inhalte  nichts 
mindern  oder  mehren  darf«.  Unmöglich  kann  nämlich  der  Begriff 
des  »Inhalts«  im  Sinne  dieser  Gesetzesstelle  so  beschränkt  aufgo- 
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fasst  werdeu.  dass  die  Illustration,  welche  doch  dem  Worte  bild- 
lichen Ausdruck  verleihen,  also  mit  demselben  e i n geistiges  Ganze 
bilden  soll,  nicht  als  Theil  des  »Inhalts«  zu  betrachten  wäre. 

V'ergl.  auch  Dalloz,  Repertoire  t.  38in.  »Propriete  litteraire« 
X.  .816  (wo  eine  dem  Verleger  das  Recht  zur  Illnstration  ab- 
sprechende Kntscheidnng  des  Appellhofs  zu  Lyon  angeführt  ist). 
»Gegen  die  bisher  dargelegte  Anschauungsweise  kann  man  sich 
für  den  vorliegenden  Kall  mit  Erfolg  auch  nicht  darauf  hernfen, 
dass  Kläger  dem  ofterwahnten  Vertrage  zufolge  den  fraglichen 
Roman  der  Firma  Meidinger  Sohn  &,  Co.  zu  »einem  freien  unbe- 
schränkten Verlagsrechte«  überliess.  Zunächst  weiset  nämlich  schon 
die  Festsetzung  der  Vertragsdaner  auf  15  Jahre,  und  das  Zuräck- 
fallen  des  vollen  Rechts  am  Werke  an  den  Schriftsteller  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  auf  die  Nothwendigkeit  einer  nicht  allzuweiten 
Deutung  der  Ausdrücke  »frei«  und  »unbeschränkt«  liin.  Sodann 
spricht  für  eine  solche  Nothwendigkeit  auch  das  mit  jenen  .\ns- 
drücken  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzte  Wort  »Verlagsrecht*. 
Es  müssen  sich  hier  die  Begriffe  frei  und  unbeschränkt  doch 
stets  auf  dem  Gebiete  des  Verlagsrechtes  bewegen.  Sie  dürfen 
nicht  dazu  gebraucht  werden,  dieses  Recht  ganz  oder  nahezu  in 
ein,  dem  vollen  Rechte  des  Schriftstellers  an  seinem  Geisteser- 
zeugnisse gleichkommendes  Recht  umzn wandeln.  Es  können  mit- 

hin die  Worte  »freies  unbeschränktes  V'erlagsrecht«  im  Zweifel 
keine  Auslegung  erhalten,  wobei  die  oben  dargelegte  gewöhnliche 
Tragweite  der  Verlags  vertrage  und  des  daraus  abfliessenden  Rechts 
der  \'erleger  zu  Gunsten  der  letzteren  gänzlich  verändert  würde: 
es  sind  vielmehr  diese  Worte  mit  dem  gewöhnlichen  Sinne  der 
Verlagsverträge  üljerhaupt  und  mit  dem  übrigen  Inhalte  des  vor- 
liegenden Vertrages,  wie  solcher  sich  nach  Wortlaut  und  der  un- 
terstellbaren Absicht  der  Parteien  darlegt,  möglichst  in  Einklang 
zu  bringen. 

»Geschieht  dies  aber,  so  finden  sie  eine  völlig  entsprechende 
Bedeutnng  schon  darin,  dass  der  Verleger  nicht  auf  eine  .Auflage 
beschränkt  werde,  und  dass  ihm,  wie  hiernach  die  Zahl  der  inner- 
halb der  fünfzehn  Jahre  zu  bewirkenden  Auflagen,  so  auch  die 
Zahl  der  bei  den  einzelnen  .Auflagen  zu  druckenden  Exemplare 
freigegeben  sein  sollte. 

O.  Wächter  a.  a.  0.  S.  256. 

»Man  muss  es  nämlich  im  Zweifel  als  in  der  .\bsicht  der 
V erlagstheilc  liegend  betrachten,  dass  der  Verleger  auf  eine  Auf- 
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läge  beschränkt  bleibe,  nnd  man  wird  ans  naheliegenden  Gründen 
gewöhnlich  in  den  Verlagsyerträgen  auch  eine  Beschränkung  der 
Auflagen  auf  eine  gewisse  Anzahl  von  Exemplaren  finden. 

0.  Wächter  a.  a.  U.  8.260—262,  269,270. 

>Für  Baden  sagt  das  Gesetz,  nachdem  es  im  L.R.  8.  577  d.  d. 
die  Hingabe  der  Handschrift  an  einen  Verleger  zum  Abdrucken  für 
eine  Abtretung  des  Eigcnthumes  an  der  Handschrift  und  für  eine 
Beschränkung  des  Eigenthnmes  am  Inhalt  durch  das  Verlagsrecht 
erklärt  hat,  im  L.R.  8.  ö77d.  e:  »Diese  Beschränkungen,  soweit 

der  Verlagsvertrag  nichts  .Anderes  oder  Mehreres  festgesetzt  hat, 
bestehen  darin,  dass  der  Verleger  zwar  die  Auflage  so  gross  ma- 
chen kann,  als  er  will,  sie  hingegen  ohne  Einwilligung  des  Eigen- 
thümers  nicht  wiederholen  darf.«  Es  gewinnen  mithin  die  Ver- 
tragsworte »zum  freien  unbeschränkten  Verlagsrechte«  im  Bereiche 
des  Badischen  Rechtes  wenigstens  in  Bezug  auf  die  gewichtige  Frage 
der  Auflagen  zahl  eine  besondere  Bedeutung. 

»Die  dem  Bisherigen  zufolge  den  fraglichen  Vertragswerten 
im  Hinblicke  auf  den  Gegenstand  und  den  Gesammtinhalt  des  be- 
treffenden Vertrages  gegebene  Deutung  muss  um  so  mehr  für  mass- 
gebend erachtet  werden,  als  sie  in  allen  Richtungen  den  gesetzli- 
chen Auslegungsregeln  der  L.R.  8.  1158,  1160,  1162,  1163  ent- 
spricht. 

»Aus  diesen  Gründen,  musste,  wie  geschehen,  erkannt  werden.« 

Zu  (len  wesentlichen  Veränderungen  in  der  Foriii  der  Aus- 
gabe gehört  auch  die  vereinzelte  Herausgabe  von  Werken,  welche 
als  Btjstaudtheile  eine.s  grösseren  Ganzen  in  Verlag  gegeben 
sind.  Der  Verleger  ist  nicht  befugt,  ohne  Zustimmung  des  Au- 
tors einzelne  Theile  des  Werkes  besonders  herauszugeben,  auch 
wenn  er  das  Verlagsrecht  für  mehrere  oder  für  alle  Ausgaben 
erworben  hat,  da  durch  eine  solche  vereinzelte  Herausgabe  unter 
Umständen  die  Verbreitung  des  Gesammtwerkes  beeinträchtigt 
wird.  Dagegen  liegt  kein  Grund  vor,  dem  Verleger  die  Her- 
ausgabe mehrerer  Werke  desselben  Autors  in  einer  Gesamint- 
ausgabe  zu  untersagen,  vorausgesetzt,  dass  es  für  jedes  dieser 
Werke  die  Befugniss  zur  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage 
basitzt '). 

1)  Anderer  .Meinung  iet  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  300, 
weil  der  Verleger  durch  Veränderung  des  von  dem  Autor  dem  Werke 
gegebenen  Titels  den  Verlags  vertrag  verletzen  würde.  Es  scheint  in- 
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In  Bezug  auf  die  .\us  gäbe  mit  verändertem  Inhalte 
gilt  die  Regel  des  §.  1017  Allg.  Landrechts  Th.I  Tit.  11,  dass 
der  Verleger  zu  derselben  nur  mit  be.sonderer  Bewilligung  des 
Verfassers  befugt  ist.  Diese  Regel  folgt  aus  dem  geistigen 
Eigenthume,  welches  der  Verfasser  an  dem  Werke  ungeachtet 
der  Einräumung  des  Verlagsrecht(;s  behält,  und  welches  ihn 
berechtigt,  die  unveränderte  Reproduction  seines  Werkes  zu 
verlangen ').  Sie  ist  deshalb  auch  in  den  übrigen  Rechtsgebieten 
übereinstimmend  anerkannt  '^). 

Die  angeführte  Regel  bedarf  indess  einer  näheren  Bestim- 
mung. Es  ist  zunächst  zu  unterscheiden  zwischen  willkürli- 
chen Veränderungen  und  solchen,  die  durch  den  Ablauf  der 
Zeit  seit  der  ersten  Ausgabe  nothwendig  geworden  sind. 

Willkürliche  Veränderungen  darf  nur  der  Ver- 
fasser vornehmen.  Der  Verleger  darf  sich  der  Aufnahme  sol- 
cher Veränderungen  in  die  neue  Ausgabe  nicht  widersetzen, 
wenn  er  nicht  ein  nachweisliches  Interesse  an  der  unveränderten 
Beibehaltung  des  ursprünglichen  Textes  hat®).  Das  Letztere 
ist  der  Fall,  wenn  die  Veränderungen  die  Herstellungskosten 
vermehren  oder  den  ursprünglichen  Plan  oder  den  Character 
des  Werkes  zum  Nachtheile  seines  Verkaufswerthes  alteriren. 


dess  unbedenklich,  dass  der  Verleger  unter  Beibehaltung  der  von  dem 
Verfasser  gewählten  Titel  der  Einzelwerke  einen  Titel  für  die  Gesammt- 
ausgabe  hinzufügt,  vorausgesetzt,  dass  dieser  Gesammttitel  keine  andere 
Bezeichnung  enthält,  als  die  sich  aus  der  Zusammenstellung  der  Ein- 
zelwerke thatsächlich  ergibt. 

1)  Das  Badische  Landrecht  bestimmt  treffend  im  §.677  d.  d. : 
>\Ver  seine  Handschrift  zum  Abdruck  Tür  eigenen  Verlag  hingibt, 

begibt  sich  damit  des  Eigenthumes  in  keinem  Stück. 

Wer  sie  zum  Verlag  des  üebernehraers  unentgeltlich  oder  gegen 
einen  bedungenen  Preis  hingibt,  der  tritt  dadurch  das  Eigenthum  an 
der  Handschrift  ganz  ab  und  beschränkt  sein  Eigenthum  am 
Inhalte  durch  das  Verl agsrocht.c 

Ebenso  bemerkt,  vom  Standpunctc  des  französischen  Rechte.', 
Blanc,  Traite  de  la  contrefa^on  p.  97:  Cen’est  pas  positivcinent  le  droit 
d’auleur  qui  est  cede;  c’cst  plutöt  la  jouissance  de  oe  droit,  c’est  ä 
dire  la  faculte  de  l’cxploiter  en  publiant  l’ouvrage. 

2)  Oesterreich.  Allg.  Bürgerl.  Gesetzbuch  §.  1168. 

Wächter,  Das  Verlagsrecht  S.  279  f. 

Renouard,  Traitö  des  droits  d’auteur  No.  192. 

3)  Wächter  a.  a.  0.  S.  294  f. 
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Der  Verleger  ist  ohne  Erlaubniss  des  Verfassers  niemals  be- 
fugt, willkürliche  Veränderungen  des  Inhaltes  vorzunehmen, 
die  Berichtigung  von  blossen  Druckfehlern  der  ersten  Ausgabe 
allein  ausgenommen.  Es  ist  ihm  ebensowohl  untei-sagt,  Ab- 
kürzungen und  Weglassungen  vorzunehmen,  als  Zusätze  zu  dem 
ursprünglichen  Texte  zu  machen  ‘). 

Ebensowenig  als  der  Verleger  eine  willkürlich  veränderte 
Ausgabe  ohne  Genehmigung  des  Autors  veranstalten  darf,  ist 
der  Autor  befugt,  eine  veränderte  Ausgabe  im  eigenen  oder  in 
fremdem  Verlage  erscheinen  zu  lassen,  so  lange  das  Verlags- 
recht an  der  ersten  Ausgabe  dauert.  Diese  Regel  erlitt  nach 
den  Vorschriften  des  Allg.  Preuss.  Landrechts  Th.  I Tit.  11 
§§.  1018.  1019*)  und  des  Oesterreich.  Bürgerl.  Gesetzbuches 
g§.  1107.  1168  eine  Ausnahme,  insofeni  dem  Autor  bei  unbe- 
stimmter Uebertragung  des  Verlagsrechtes  gestattet  wurde, 
eine  neue  Au.sgabe  mit  verändertem  Inhalte  zu  veranstalten, 
sobald  die  bis  dahin  veranstalteten  Auflagen  der  ersten  Aus- 
gabe vergriffen  waren.  Diese  Ausnahme  enthielt  eine  Milde- 
rung des  sehr  misslichen  Grundsatzes,  dass  die  unbestimmte 
Uebertragung  des  \'erlagsrechtes  sich  auf  alle  Auflagen  er- 
strecke. Dem  Autor  wurde  also  Gelegenheit  gegeben,  durch 
eine  veränderte  Ausgabe  das  unbestimmt  veräus.serte  Verlags- 
recht wieder  an  sich  zu  ziehen,  wenn  er  dem  Verleger  den 
noch  vorhandenen  Vorrath  seiner  Exemplare  abkaufte  *). 


1)  Urtheil  des  Pariser  Uandclsgerichts  vom  22.  August  1845.  — 
Devilleneuve  et  Carette,  Recueil  general  XLV.  2.  549.  — Gutachten  des 
Literarischen  Sachverständigenvereins  v.  25.  Januar  1856  bei  Heyde- 
maun  und  Dambach,  Die  Preuss.  Nachdruckgesetzgebung  S.  27  f. 

2)  Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  §.  1018.  Dagegen  kann  auch  der 
Schriftsteller  keine  neue  Ausgabe  veranstalten,  so  lange  der  erste  Ver- 
leger die  von  ihm  nach  §.  1013.  1014  rechtmässig  veranstalteten  Auf- 
lagen noch  nicht  ahgesetzt  hat. 

§.  1019.  Können  Verfasser  und  Buchhändler  sich  wegen  der  neuen 
Ausgabe  nicht  vereinigen,  so  muss  Ersterer,  wenn  er  dieselbe  in  einem 
andern  Verlage  herausgeben  will,  zuvörderst  dem  vorigen  Verleger  alle 
noch  vorräthigen  Exemplare  der  ersten  Ausgabe  gegen  baare'Bezahlung 
dos  Buchhändlerpreises  abnehmen. 

8)  Es  bedarf  nicht  der  Erwähnung,  dass  unter  der  vom  Schrift- 
steller veranstalteten  neuen  Ausgabe  nur  eine  Auflage  mit  verändertem 
Inhalte,  nicht  in  bloss  verändertem  Formate  verstanden  werden  darf. 

AlsCuriosum  ist  die  Auslegung  zu  erwähnen,  welche  die  §§.1011 
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Da  indess  nach  dem  oben  S .299  Gesagten  die  Kegel  des 
g.  1013  Allg.  Landrechts  Th.  I Tit.  11  als  aufgehoben  zu  be- 
trachten ist  und  das  unbestimmt  übertragene  Verlagsrecht 
sich  auch  nach  l’reu.ssischeni  Buchhandelsrechte  auf  eine  Auf- 
lage be.schräukt,  so  fällt  damit  auch  die  Ausnahme  des  g.  1018 
eit.  fort.  Jedenfalls  lässt  sich  daraus  nicht  die  Folgerung  zie- 
hen, dass  der  Verfa.s.ser  die  ausdrücklich  erfolgte  Ueber- 
tragung  künftiger  AuHagen  dadurch  vereiteln  könnte,  da.ss  er 
eine  veränderte  Ausgabe  iin  fremden  Verlage  erscheinen  lässt. 
Kr  darf  dies  auch  nicht  so  thiin,  dass  er  die  neue  Ausgabe 
unter  einem  veränderten  Titel  versteckt.  Das  Nähere  über  den 
Nachdruck  des  Autors  gegenüber  dem  Verleger  wird  unten  im 
§.  .36  erörtert  werden. 

Veränderungen,  die  durch  denAblauf  der  Zeit 
seit  der  ersten  Ausgabe  nothwendig  werden,  muss 
der  Autor  dem  Verleger  für  die  zu  veranstaltende  neue  Auflage 
liefern.  Dahin  gehören  Fortsetzungen,  Nachträge  und  Umar- 
beitungen. Es  gibt  keinen  Zweig  der  Literatur  ausser  der 
Belletristik,  in  welchem  nicht  eine  solche  Ergänzung  der  neu 
aufgelegten  Werke  nothwendig  wäre,  um  dieselben  verkäuflich 
zu  erhalten.  Wollte  man  dem  Verleger,  welcher  das  Verlags- 
recht zugleich  für  künftige  Auflagen  erworben  hat.  das  Kecht 
absprechen,  solche  Ergänzungen  von  dem  Verfasser  zu  ver- 
langen, so  würde  man  sein  Recht  auf  die  künftigen  Auflagen 
in  vielen  Fällen  illusorisch  machen.  Man  setze  nur  den  Fall, 
dass  ein  Verleger  ein  Coursbuch  mler  einen  Wohnungsanzeiger 
für  alle  oder  mehrere  Auflagen  in  Verlag  genommen  hat  und 
man  wird  finden,  dass  das  Recht  des  blo.ssen  unveränderten 
Wietierabdruckes  ein  ganz  inhaltsloses  sein  würde. 

Die  Frage,  ob  der  Autor  für  die  Vornahme  der  nothwen- 
digen  Veränderungen  eine  (iegenleistung  beanspruchen  kann, 
ist  verschieden  zu  beantworten.  Wenn  für  jede  künftige  Auf- 
lage ein  be.sonderes  Honorar  bedungen  ist,  so  enthält  dasselbe 
zugleich  die  Entschädigung  für  die  Mühewaltung  des  Autors  bei 


und  1016  f.  cit.  in  dem  von  Hitzig,  Das  Preuss.  Gesetz  v.  11.  Juni  1837 
S.  11  mitgctheilten  RechtHfalle  von  den  Bayerischen  Gerichten  erfahren 
haben,  welche  annahmen,  <lass  der  Verleger  nicht  berechtigt  sei,  den 
in  einem  andern  Formate  veranstalteten  Nachdruck  zu  verfolgen,  weil 
sein  Recht  auf  die  von  ihm  veranstaltete  Quartansgabe  l>eschränkt  si'i. 
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der  Kedaction  der  neuen  Ausgabe.  Ist  überhaupt  kein  Honorar 
bedungen,  so  kann  der  Verleger  die  nothwendige  Umarbeitung 
der  neuen  Ausgabe  nur  gegen  eine  angemessene  Entschädigung 
verlangen.  Ist  das  Honorar  für  sämmtliche  Auflagen  in  einer 
Summe  zum  voraus  entrichtet,  so  muss  nach  den  Umständen 
beurtheilt  werden,  ob  die  Absicht  der  Contrahenten  dahin  ging, 
den  Autor  zu  künftigen  unentgeltlichen  Dienstleistungen  bei  der 
Redaction  der  neuen  Auflage  zu  verpflichten.  Zu  vermuthen 
ist  diese  Absicht  keinesweges. 

Wenn  der  Autor  der  Auft'orderung  des  Verlegeis  zur  Um- 
arbeitung des  Textes  für  die  neue  Ausgabe  nicht  entspricht, 
so  ist  derselbe  befugt,  die  nothwendigen  Ergänzungen  und  Ver- 
änderungen des  Werkes  anderweit  bewirken  zu  lassen.  Er  muss 
alsdann  jedoch  den  Druck  so  einrichten,  dass  der  ursprüngliche 
Text  des  Verfassers  von  den  späteren  Zusätzen  unterschieden 
werden  kfinn. 

Hiernach  lässt  sich  das  Resultat  der  vorigen  Untersuchung 
über  die  Ausgaben  mit  verändertem  Inhalte  in  folgenden  Sätzen 
zusam  inenzufassen : 

1.  Der  Autor  ist  befugt,  bei  jeder  neuen  Auflage  Verän- 
derungen in  dem  Inhalte  des  Werkes  vorzunehmen  und  der 
Verleger  ist  nur  dann  berechtigt,  dem  zu  widersprechen,  wenn 
sein  vermögensrechtliches  Intere.sse  durch  diese  Veränderungen 
verletzt  wird. 

2.  Der  Verleger  ist  zu  willkürlichen  Veränderungen  ohne 
die  Genehmigung  des  Autors  nicht  befugt.  Nothwendig  ge- 
wordene Abänderungen  der  früheren  Ausgabe  darf  er  von  dem 
Autor  fordern  und  wenn  dieser  sie  vorzunehmen  weigert,  die 
Abänderung  andei’swo  bewirken  lassen,  so  jedoch,  dass  in  der 
neuen  Ausgabe  die  fremden  Zusätze  von  dem  ursprünglichen 
Texte  unterschieden  werden  müssen. 

Ein  beschränktes  ^'erlagsrecht  kann  auch  so  übertragen 
werden,  dass  mehrere  Ausgaben  gleichzeitig  bei  verschie- 
denen Verlegern  erscheinen.  Dabei  pflegt  das  Verlagsrecht 
jedes  Verlegers  auf  ein  bestimmtes  Absatzgebiet  beschränkt  zu 
werden.  So  wird  bei  Musikalien  häufig  das  Verlagsrecht  gc- 
theilt  für  Deutschland,  Frankreich  und  England  veräussert. 
Ebenso  wird  aus  Anlass  der  hohen  Englischen  Papiersteuer 
häutig  von  Englischen  Schriften  eine  besondere  Ausgabe  zur 
Verbreitung  auf  dem  Conti  nente  in  Deutschland  veranstaltet 
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und  SO  ein  zwischen  dem  englischen  und  dem  deutschen  Ver- 
leger getheiltes  Verlagsrecht  constituirt 

§.33.  Leistungen  des  A utors. 

Vertrag  über  ein  fertiges  Werk.  — Evictionsleistung.  — Gewährsmän- 
gel. — Vertrag  über  ein  künftiges  Werk.  — Zeit  der  Lieferung.  — 
Plan  und  Umfang.  — Grad  des  Versehens.  — Klage  imd  Execution. 

Der  Verlags  vertrag  wird  entweder  über  ein  bereits  voll- 
endetes oder  über  ein  künftiges  Werk  geschlossen.  Im  ersten 
Falle  wird  der  Vertrag  von  dem  Autor  dadurch  erfüllt,  dass 
er  das  Werk  zur  Vervielfältigung  übergibt.  Da  hier  über  eine 
beiden  Contrahenten  nach  Form  und  Inhalt  bekannte  Species 
contrahirt  ist,  so  genügt  der  Autor  seiner  Verbindlichkeit,  in- 
dem er  das  Werk  in  dem  Zustande,  wie  dasselbe  zur  Zeit  des 
Vertragschlusses  beschaffen  war,  übergibt.  Er  ist  nicht  ver- 
pflichtet, die  Güte  und  Verkäuflichkeit  desselben  zu  garantiren. 
Dagegen  haftet  er  dem  Verleger  dafür,  dass  das  Werk  wirklich 
sein  geistiges  Eigenthum  ist.  Es  ist  also  zur  Evictionsleistung 
verpflichtet,  wenn  ein  Dritter  be.sser  Berechtigter  dem  Verleger 
das  Recht  der  V’ervielfältiguug  evincirt,  sei  es  dass  er  dasselbe 
früher  von  dem  Autor  erworben  hatte,  sei  es  dass  er  das  Werk 
als  eine  Nachbildung  eines  andern  in  seinem  geistigen  Eigen- 
thume  befindlichen  Werkes  nachweist. 

Ausserdem  haftet  der  Autor  für  solche  Fehler,  welche  die 
Brauchbarkeit  des  Werkes  als  Gegenstand  des  Verlages  beein- 
trächtigen , nach  den  allgemeinen  Regeln  von  der  Gewähr- 
leistung. Er  muss  also  einerseits  die  ausdrücklich  vorbedun- 
genen Eigenschaften  garantiren  (z.B.  dass  das  Werk  nach  den 
neuesten  Quellen  gearbeitet,  dass  der  Stich  in  reiner  Linien- 
manier ausgeführt  sei  u.  dgl.),  andrerseits  muss  er  solche  Feh- 
ler vertreten,  welche  nicht  in  die  Augen  fallen,  während  der 
Verleger  für  offenbare  Fehler,  auch  wenn  er  sie  übersehen 
hatte,  keine  Vertretung  fordern  kann.  Wenn  also  eine  Zins- 


1)  üeber  die  Wirkungen  einer  solchen  Thciliing  des  Verlagsrech- 
tes vergl.  Volkraann,  Das  getheilte  Eigcnthura  unter  dem  bestehenden 
Oesetse  gegen  den  Nachdruck.  In  der  Zeitschrifl  für  Rechtspflege  nnd 
Verwaltung.  Neue  Folge  Bd.  14  S.  110-125. 
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tabelle  in  Verlag  gegeben  wird,  welche  sich  nachher  wegen 
zahlreicher  Rechenfehler  als  unbrauchbar  herausstellt,  so  ist 
der  Autor  zur  Gewährleistung  verpflichtet,  weil  die  Fehler  erst 
durch  Rechnung  gefunden  werden  konnten.  Bei  dem  oben 
S.  152  Note  1 erwähnten  «Buche  der  Wilden«,  in  welchem 
unter  Andern  der  deutsche  Name:  »Gertrud«  als  das  hierogly- 
phische  Zeichen  einer  indianischen  Gottheit  angesehen  wurde, 
war  dagegen  der  Fehler  für  den  französischen  Verleger  ebenso  in 
die  Augen  fallend,  als  für  den  Autor.  Er  konnte  daher  für  die 
Kosten  der  veranstalteten  Prachtausgabe  von  dem  Autor  keine 
Vertretung  fordern  *). 

Gewährsmängel,  welche  die  Brauchbarkeit  des  Verlagsge- 
genstandes aufheben,  berechtigen  den  \’erleger,  von  dem  V'er- 
trage  zui’ückzutreten,  oder  wenn  die  Vervielfältigung  bereits 
erfolgt  war,  ehe  sie  entdeckt  wurden,  Schadensersatz  zu  ver- 
langen. Können  die  Fehler  durch  den  Umdruck  einzelner  Bo- 
gen oder  durch  eingelegte  Cartons  gehoben  werden,  so  muss 
der  Autor  die  Kosten  dieser  Berichtigung  tragen. 

Wenn  über  ein  künftiges  Werk  contrahirt  ist,  so  muss  der 
Autor  dasselbe  persönlich  ausführen  und  innerhalb  der 
bestimmten  Frist  abliefern.  Thut  er  dies  nicht,  so  kann  der 
Verleger  von  dem  Vertrage  wieder  abgehen.  Ist  keine  Frist 
bestimmt,  so  hängt  nach  Prcussischem  Rechte  die  nähere  Be- 
stimmung von  dem  Autor  ab,  doch  kann  der  Autor  von  dem 
Verleger  angehalten  werden,  eine  gewisse  Zeit  für  die  Lieferung 
des  Werkes  zu  bestimmen  oder  sich  den  Rücktritt  vom  Ver- 
trage gefallen  zu  lassen  (Allg.  Landrecht.  Th.I.  Tit.  11.  §§.  li)00 
bis  1004).  Bei  Schriften  soll  nach  S§.  1002,  1003  a.  a.  ü.,  wenn 
keine  Zeit  der  Lieferung  bestimmt  ist,  angenommen  werden, 
dass  das  Manuscript  derge.stalt  geliefert  werden  sollte,  dass 

1)  Aehnlich  verhält  e«  sich  mit  haudgreiflichen  Fehlern  in  der 
Lebersetzung,  wie  z.  li.  ein  Mitarbeiter  des  »Auslandes«  in  einer  Be- 
schreibung der  Turtlebay  auf  der  Insel  Ascension  turtle  Schildkröte 
mit  turtle  Turteltaube  verwechselte  und  nach  englischen  Quellen  be- 
richtete: »Die  Turteltauben  fliegen  Abends  vom  Meere  an  den  Strand, 
am  daselbst  ihre  Eier  zu  legen.  Sie  kratzen  mit  den  Hiuterfüsseu  den 
Sand  auf,  um  damit  die  Eier  zu  beeiecken  und  werden  hierbei  gelangen. 
Die  Inselbewohner,  deren  Hauptnahrungszweig  iu  den  gefangenen  Tur- 
teltauben besteht,  wälzen  dieselben  nämlich  mit  llebebäumen  auf  den 
Rücken  und  verhindern  sic  auf  diese  Weise  ins  Meer  zurückzukehren.« 
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der  Verleger  die  Schrift  noch  auf  die  nächste  Leipziger  Messe 
bringen  könne.  Wird  jedoch  diese  Vermuthung  durch  die  Um- 
stände ausgeschlossen,  so  bleibt  die  Zeit  der  Lieferung  dem 
Schriftsteller  überlassen. 

Nach  Gemeinem  Deutschen  Hechte  muss  dagegen  ange- 
nommen werden,  dass  die  nicht  ausdrücklich  bestimmte  Zeit 
der  Lieferung  nicht  in  das  Belieben  des  Autors  gestellt  ist, 
sondern  auf  Anrufen  des  Verlegers  der  richterlichen  Fest- 
setzung unterliegt. 

Der  Autor  muss  vorleisten.  Der  Verleger  ist  daher  nicht 
verpflichtet,  vor  der  vollständigen  Ablieferung  des  Manuscriptes 
mit  der  Vervielfältigung  vorzugehen,  wenn  nicht  das  Gegen- 
theil  bedungen  ist. 

Das  Werk  muss  nach  dem  bedungenen  Plane  und  in  dem 
bedungenen  Umfange  ausgeführt  werden.  Ueber  den  Grad 
der  Sorgfalt  und  des  Versehens,  welchen  der  Autor  vertreten 
muss,  weichen  die  Vorschriften  des  Preussischen  und  des  Ge- 
meinen Rechtes  von  einander  ab. 

Nach  §.  281  Allg.  Landrecht  Th.  I.  Tit.  5 muss  derjenige, 
welcher  eine  Handlung  übernommen  hat,  welche  besondere 
Sach-  oder  Kunstkenntnisse  voraussetzt,  auch  ein  geringes  Ver- 
sehen vertreten.  Nach  Gemeinem  Rechte  wird  dagegen  bei  der 
Verpflichtung  zu  Diensten,  die  in  der  Ausübung  einer  Wissen- 
schaft oder  Kunst  bestehen,  nur  die  gewöhnliche  Sorgfalt,  also 
nur  die  Vertretung  eines  groben  Versehens  erfordert,  weil  die 
Ausübung  einer  Wissenschaft  oder  Kunst  nicht  Gegenstand  der 
strengen  juristischen  Verpflichtung  sei  und  der  Auftraggeber 
selbst  Zusehen  möge,  wen  er  auswählt  *). 

War  über  den  Plan  und  den  Umfang  des  Werkes  nichts 
verabredet,  so  bleibt  beides  dem  Ermessen  des  Autors  über- 
lassen. Doch  richtet  sich  der  Umfang  zugleich  nach  dem  Zwecke 
der  Publication,  so  dass  das  Werk  nicht  unverhältnissmässig 
kurz  und  nicht  übermässig  lang  gefasst  werden  darf.  Dasselbe 
gilt,  wenn  nicht  eine  bestimmte  Bogenzahl,  .sondern  nur  eine 


1)  L.  I.  Dig.  Si  mensor  (11.  6)  §.  1.  Haec  actio  dolum  malnm 
dumtaxat  exigit;  visam  est  enitn  aatis  abundoquc  coerccri  mcnsorem. 
üi  dolus  malus  conveniatur  eius  hominis,  qui  civiliter  obligatus  non 
est;  proinde  si  imperite  veraatus  est,  sibi  imputare  debet,  qui  eiim 
adhibuit.  — I.ata  culpa  plane  dolo  cnmparabitur. 
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ungefähre  Norm  für  den  Umfang  des  Werkes  vereinbart  ist, 
die  alsdann  nach  keiner  Seite  unverhältuissmässig  überschritten 
werden  darf. 

Eine  Mitwirkung  bei  der  Vervielfältigung  des  Werkes  liegt 
dem  Autor  nicht  ob.  Doch  ist  cs  üblich,  dass  der  Autor  sich 
iin  eigenen  Interesse  an  der  Correctur  des  Druckes  betheiligt. 
Dagegen  ist  es  Sache  des  Autors,  wenn  er  der  Schrift  ein 
Namen-  oder  Sachregister  anhängen  will,  dieses  nach  erfolgtem 
Drucke  des  Textes  herzustellen. 

W'egen  der  vertragsmässigen  Leistungen  findet  gegen  den 
Autor  die  Klage  aus  dem  Verlagsvertrage  statt,  welche  haupt- 
sächlich auf  Lieferung  des  versprochenen  Manuscriptes  gerichtet 
ist’).  Ist  die  Erfüllung  des V’ertrages  nicht  mehr  möglich  oder 
kann  der  Zweck  des  Verlagsvertrages  nicht  mehr  erreicht  wer- 
den, so  geht  die  Klage  auf  das  Interesse  des  Verlegers,  d.  h. 
auf  den  Ersatz  des  durch  die  Nichterfüllung  des  Vertrages  ihm 
erwachsenen  Schadens,  einschliesslich  des  entgangenen  Gewinnes. 

Nach  der  Meinung  einiger  Autoren  dürfte  überhaupt  ein 
Zwang  gegen  den  Autor  nicht  stattfinden  und  deshalb  die  Klage 
niemals  auf  Erfüllung,  sondern  nur  auf  Entschädigung  des  Ver- 
legers gerichtet  werden,  weil  der  Natur  der  Sache  nach  eine 
schriftstellerische  Thätigkeit  niemals  erzwungen  werden  könne 

Allein  hierbei  ist  zunächst  nicht  berücksichtigt,  dass  doch 
jetlenfalls  die  Klage  auf  Ablieferung  des  fertigen  Manuscriptes 
oder  Kunstwerkes  zugelassen  werden  müsste’*).  Ausserdem 
kann  nicht  zugegeben  werden,  dass  es  sich  mit  der  Erzwingung 
schriftstellerischer  Leistlingen  wesentlich  anders  verhalte,  als 
mit  andern  Forderungen,  welche  auf  eine  wissenschaftliche  oder 
künstlerische  Thätigkeit  gerichtet  sind.  Das  Römische  Recht 
allerdings  nahm  bei  den  Diensten,  die  in  der  Ausübung  einer 
Wissenschaft  oder  Kunst  bestehen,  nur  ein  unvollkommenes 
obligatorisches  Band  an  und  liess  die  ordentliche  Klage  weder 
auf  Erfüllung  noch  auf  das  stipulirte  Honorar  zu..  Allein  diese 


1)  Veber  dit>  Befugniss  des  Verfassers  ztim  einseitigen  Rücktritt 
vor  der  Veröffentlichung  vergl  §.  35. 

2)  Borueraann,  Preuss.  Civilrecht  Bd.  8 S.  197  f. 

Daniels,  Preuss.  Privatreoht  S.  276. 

Beselcr,  Deutsches  Privatreoht  S.  228  Note  4. 

3)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Tb.  I S.  385  Note  31. 
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Auffassun};  ist  nicht  in  das  heutige  Recht  übergegangen.  Wie 
also  heutzutage  gegen  den  Geometer  und  den  Chemiker,  gegen 
den  Architecten  und  den  Maler  auf  Erfüllung  der  übernom- 
menen wissenschaftlichen  oder  künstlerischen  Arbeiten  geklagt 
werden  kann,  so  auch  gegen  den  Schriftsteller. 

Man  ist  auch  nur  zu  geneigt  zu  übersehen,  dass  unter  den 
schriftstellerischen  Arbeiten,  welche  den  Gegenstand  von  Ver- 
lagsverträgcn  bilden,  neben  den  Werken  des  freien  geistigen 
Schaffens  eine  grosse  Zahl  von  fast  fungiblen  Leistungen  tigu- 
rirt,  wie  z.  B.  die  Uebersetzungen  aus  fremden  Sprachen,  die 
Redaction  eines  Kalenders,  einer  Maass-  oder  Gewichtstabelle, 
eines  Coursbuches  u.  dgl.,  an  deren  Erzwingbarkeit,  soweit 
Handlungen  überhaupt  erzwungen  werden  können,  nicht  zu 
zweifeln  ist. 

Die  Klage  gegen  den  Autor  muss  daher,  soweit  die  Er- 
füllung des  Verlags  Vertrages  noch  möglich  ist,  und  soweit  der 
Zweck  der  Publication  noch  erreicht  werden  kann,  auf  Liefe- 
rung des  bedungenen  Werkes  gerichtet  werden.  Erst  wenn 
feststeht,  dass  der  Verlags  vertrag  überhaupt  nicht,  oder  doch 
nicht  mein-  nach  der  Absicht  derContrahenten  erfüllt  werden  kann, 
darf  unmittelbar  auf  die  Leistung  des  Interesses  geklagt  werden. 

Die  Execution  des  Urtheils  folgt  ebenfalls  den  all- 
gemeinen Regeln  über  die  Vollstreckung  der  auf  die  Leistung 
von  Handlungen  gerichteten  Urtheile.  Es  findet  also  sowohl 
nach  Gemeinem  als  nach  Preussischem  Rechte  ein  unmittel- 
barer Zwang  zur  Erfüllung,  so  lange  diese  noch  factLsch  mög- 
lich ist,  shvtt,  wobei  im  gegebenen  Falle  der  richterlichen  Be- 
urtheilung  überlassen  bleibt,  ob  die  geforderte  schriftstellerische 
oder  künstlerische  Leistung  sich  durch  ihre  Beschaffenheit  dem 
persönlichen  Zwange  entzieht.  Erst  wenn  die  zulässigen  Zwangs- 
mittel erschöpft  sind,  oder  der  Gläubiger  auf  deren  Anwendung 
verzichtet,  erfolgt  die  Substitution  des  Geldwerthes,  welcher 
aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  beigetrieben  wird.  Nach 
Preussischem  Rechte  hat  alsdann  der  Gläubiger  die  Wahl,  ob 
er  die  Erfüllung  auf  Kosten  des  Autors  durch  einen  Dritten 
bewirken  oder  sein  Interesse  liquidiren  will  ').  Dies  Wahlrecht 


1)  Verordnung  über  die  Exeontion  in  Civilsacben  vom  4.  März 
1834  (Uesetzsamml.  8.  81). 

§.  9.  Soll  eine  Handlung  geleistet  werden,  so  steht  dem  Berech- 
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findet  allerdings  nur  da  statt,  wo  es  sich  um  quasi  fungible 
Leistungen  handelt,  die  ebensowohl  von  dem  einen  als  von  dem 
andern  Schriftsteller  oder  Künstler  bewirkt  werden  können,  wie 
z.  B.  eine  Uebcraetzung,  eine  Reductionstabelle,  eine  Karte  oder 
ein  Holzschnitt.  In  diesen  Fällen  ist  aber  das  gedachte  Wahl- 
recht von  wesentlicher  Bedeutung,  da  der  Verleger  selten  im 
Stande  ist,  sein  Interesse  d.  h.  die  Entschädigung  für  den  durch 
die  unterbliebene  Publication  entgangenen  Gewinn  hinreichend 
zu  begründen. 


§.34.  Leistungen  des  Verlegers. 

Vervieirältiirung.  — Veröffentlichung.  — Förmlichkeiten.  — Vertrieb 
durch  den  Buchhandel.  — Preis.  — Honorar.  — Neue  Auflagen. 

Der  Verleger  ist  verpflichtet,  das  Werk  zu  vervielfältigen 
und  durch  den  Buchhandel  zu  vertreiben.  Die  Vervielfältigung 
ist  bei  Schriften,  wenn  nichts  Anderes  bestimmt  ist,  durch  den 
Buchdruck  zu  bewirken.  Im  Uebrigen  ist  die  Art  der  Verviel- 
fältigung in  F.rmangelung  besonderer  Verabredung  dem  Er- 
messen des  Verlegers  überlassen,  ebenso  die  Stärke  der  Auf- 


tigten,  wenn  der  Verpflichtete  es  auf  Exouution  ankummon  lässt,  die 
Wahl  XU,  auf  Leistung  der  Handlung  durch  den  Verpflichtotou  zu  be- 
stehen, oder  dieselbe  auf  dessen  Kosten  durch  einen  Dritten  verrichten 
zu  lassen,  oder  sein  Interesse  zu  fordern. 

Er  ist  auch  befugt,  von  der  getroffenen  Wahl  wieder  abzugehen 
und  eine  andere  zu  treffen. 

Dem  Verpflichteten,  welcher  die  Handlung  innerhalb  der  in  dem 
ürtheil  bestimmten  Frist  nicht  geleistet  hat,  ist  jedoch  zuvor  durch 
ein  Mandat  die  Vollziehung  der  Handlung  binnen  einer  Frist  von  wenig- 
stens acht  Tagen  und  höchstens  vier  Wochen  aufzugeben.  Dies  Mandat 
muss  die  dem  Berechtigten  zustebenden  Befugnisse  ausdrückeu  und 
durch  einen  gerichtlichen  Beamten  insinuirt  werden.  Fordert  der  Be- 
rechtigte die  Leistung  durch  den  Verpflichteten  selbst  und  hängt 
solche  nach  dem  Ermessen  des  Richters  von  dem  Willen 
des  Verpflichteten  ab,  so  ist  dieser  durch  Personalarrest  von 
höchstens  einjähriger  Dauer  dazu  anzuhaltcn. 

Soll  die  Leistung  durch  einen  Dritten  geschehen,  so  hat  der 
Richter  den  Betrag  der  dazu  erforderliclien  Kosten  vorläufig  zu  be- 
stimmen und  von  dem  Verpflichteten  oinzuziehen. 
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läge.  Ist  die  Stärke  der  Auflage  in  dem  Verlagsvertrage  be- 
stimmt, so  ist  im  Zweifelsfalle  anzunehmen,  dass  der  Verleger 
nicht  bloss  berechtigt  sein  soll,  diese  Zahl  von  Exemplaren 
aufzulegen,  sondern  dass  er  auch  verpflichtet  ist,  eine  Auflage 
von  der  bedungenen  Stärke  zu  veranstalten.  Ist  die  Zeit  des 
Druckes  in  dem  Vertrage  nicht  bestimmt,  so  muss  der  Verleger 
sogleich  nach  erfolgter  vollständiger  Ablieferung  des  Manu- 
scriptes  mit  der  Vervielfältigung  beginnen  und  ununterbrochen 
damit  fortfahren.  Der  Druck  muss  fehlerfrei  sein ; doch  be- 
rechtigt das  Vorkommen  gewöhnlicher  Druckfehler,  die  niemals 
ganz  zu  vermeiden  sind,  den  Autor  nicht,  den  Umdruck  des 
Rogens  zu  verlangen.  Er  kann  jedoch  fordern,  dass  dem  Werke 
eine  Berichtigung  der  Druckfehler  angehängt  werde  ‘)- 

Ebenso  wie  der  Verfasser  berechtigt  ist,  bei  neuen  Auflagen 
Veränderungen  mit  dem  Werke  vorzunehmen,  welche  da.s  ver- 
mögensrechtliche Interesse  des  Verlegers  nicht  berühren  (oben 
S.  350),  ebenso  muss  auch  der  Verleger  die  während  des  Druckes 
von  dem  Autor  vorgenommenen  Veränderungen,  so  weit  der 
Druck  des  betrefl'enden  Bogens  noch  nicht  begonnen  hat,  auf- 
nehmen, jedoch  nur  gegen  Ersatz  der  dadurch  etwa  entstehen- 
den Mehrkosten  *). 

Nach  erfolgter  Vervielfältigung  muss  der  V'erleger  den 
Vertrieb  des  Werkes  im  Wege  des  Buchhandels  bewirken.  Er 
muss  zunächst  alle  die  Förmlichkeiten  erfüllen,  welche  die 
Gesetzgebung  des  Verlagsortes  (oben  S.  251)  entweder  zur  Ge- 
stattung der  Verbreitung  überhaupt  oder  zur  Erhaltung  des 
geistigen  Eigenthumes  fordert.  Dahin  gehört  in  Preussen  nach 
dem  Pressgesetze  vom  12.  Mai  1851: 

1.  Die  Bezeichnung  von  Namen  und  Wohnort  des  Druckers 
und  des  Verlegers  auf  der  Druckschrift  (a.  a.  0.  §.  7). 


1)  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  343- 

2)  Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  §.  1008.  Findet  der  Schriftsteller 
uöthig.  in  Ansehung  des  Umfangs,  oder  der  Einrichtung  des  Werkes 
Veränderungen  noch  vor  dem  Drucke  zu  machen,  so  hat  der  Verleger 
die  Wahl,  sich  dieselben  gefallen  zu  lassen,  oder  von  dem  Vertrage 
wieder  abzugehen. 

§.  1109.  Macht  aber  der  Schriftsteller  dergleichen  Veränderungen 
nach  bereits  angefangenem  Drucke,  ohne  die  Einwilligung  des  Ver- 
legers, so  haftet  er  dem  Verleger  für  allen  daraus  entstehenden  Schaden. 
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2.  Bei  Druckschriften  unter  20  Bogen  Umfang  die  Hinter- 
legung eines  f^xeinplares  bei  der  Ortsiwlizeibehörde  viorund- 
zwanzig  Stunden  vor  der  Ausgabe  oder  Vfereendung,  — bei 
monatlichen  oder  in  kürzeren  Zwischenräumen  erscheinenden 
Zeitschriften  beim  Beginne  der  Austheilung  oder  Versendung 
(a.  a.  0.  §.  5). 

3.  Bei  Kunstwerken  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1837 
27  und  28  die  Anmeldung  bei  dem  obersten  Curatoriuin 

der  Künste  (Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinal-Angelegenheiten)  vor  der  Veräusserung  des  unver- 
vielfältigten  Originales,  oder  eines  Kxemplares  der  Verviel- 
fältigung. 

Führt  der  Verleger  durch  Versäuniniss  dieser  Förmlich- 
keiten die  Beschlagnahme  und  das  Verbot  des  Werkes  oder 
bei  Kunstwerken  den  Verlust  des  ausschlies.slichen  Vervielfälti- 
guugsrechtes  herbei,  so  wird  er  dem  Autor  regresspflichtig. 

Die  Frage,  ob  der  Verleger  ohne  besondere  Verabredung 
verpflichtet  sei,  auch  im  Auslande  die  für  die  V'^erbreitung  des 
Werkes  und  für  die  Erhaltung  des  geistigen  Eigenthumes  er- 
forderlichen Förmlichkeiten  zu  erlüllen,  wenn  das  Werk  sich 
zur  Verbreitung  im  Auslande  eignet,  ist  wohl  zu  verneinen,  so 
lange  nicht  der  Verleger  selbst  das  Werk  nach  dem  Auslande 
versendet. 

Die  buchhäudlerische  Verbreitung  erfolgt  durch  Ankündi- 
gung des  Werkes  in  den  Zeitungen,  durch  Versendung  des- 
selben an  kritische  Zeitschriften,  endlich  durch  den  Verkauf, 
für  welchen  der  Verleger  sich  der  Vermittelung  von  Uommis- 
sionairen  und  Sortimentsbuchhändlern  in  der  im  Buchhandel 
üblichen  Weise  bedienen  muss,  um  Jedem  den  Bezug  des  Buches 
zum  Ladenpreise  ohne  besondere  Nebenkosten  zugänglich  zu 
machen.  Der  Verleger  muss  diesen  Geschäftsbetrieb  in  der 
Weise  eines  sorgfältigen  Buchhändleis  vornehmen.  Der  Autor 
kann  ihn  im  Wege  der  Klage  zum  gehörigen  Vertriebe  nach 
den  für  Werke  der  betreffenden  Art  üblichen  Regeln  anhalten  '). 

Der  Verleger  darf  zwar  den  unabgesetzten  Vorrath  der 
Auflage  zu  jeder  Zeit  mit  seinem  Verlagsrechte  veräussem 


1)  Wächter  a.  a.  0.  S.  353. 
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(oben  S.  335  f.),  jedoch  nur  an  einen  andern  Buchhändler  zum 
Zwecke  des  Vertriebes. 

Der  Verkauf  als  Maculatur  ist  erst  dann  zulässig,  wenn 
auf  eine  weitere  Verbreitung  des  Werkes  nicht  mehr  zu  rech- 
nen ist.  Der  Verleger  ist  hierbei  allerdings  nicht  an  die  Zu- 
stimmung des  Autors  gebunden,  allein  er  muss  auch  hierbei 
jedes  Versehen  vertreten  und  bei  einer  voreiligen  Vernichtung 
das  etwaige  Interesse  des  Autors  vergüten.  Der  Verleger  kann 
sich  von  einer  solchen  Vertretung  dadurch  befreien,  wenn  er 
dem  Verfasser  den  Ankauf  des  Verlagsvorrathes  zum  Macula- 
turpreise  offerirt  und  ihm  überlässt,  einen  anderen  Verleger 
zu  linden,  welcher  den  Vertrieb  des  Werkes  fortsetzen  will. 

Der  Preis  des  Werkes  und  der  bei  dem  Vertriebe  den 
Sortimentsbuchhändlem  zu  gewährende  Rabatt  hängt  lediglich 
von  der  Bestimmung  des  ^\‘rlegers  ab,  wenn  nicht  etwa  der 
Verlagsvertrag  darüber  besondere  Festsetzungen  tritft.  Ks  i.st 
richtig,  dass  der  Autor  ein  Interesse  daran  haben  kann,  dass 
nicht  durch  einen  zu  hohen  Preis  die  Verbreitung  des  Werkes 
eingeschränkt  wird.  Ebenso  kann  er  möglicher  Weise  ein  In- 
teresse daran  haben,  dass  der  Preis  nicht  zu  niedrig  besfimmt, 
oder  doch  nicht  nachträglich  herabgesetzt  wird,  weil  dadurch 
sein  schriftstellerischer  oder  künstlerischer  Ruf  und  der  Ertrag 
seiner  künftigen  Arlreiten  gemindert  werden  könnte.  Es  muss 
aber  dem  Autor  überlassen  werden,  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
lagsvcrtrages  die.ses  etwaige  Interesse  durch  besondere  Stipu- 
lationen wahrzunehmen.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  hat  der 
Verleger  bei  der  Preisbestimmung  auf  die  Interessen  des  Autors 
keine  Rücksicht  zu  nehmen,  weil  der  Verleger  allein  die  ver- 
raögensrechtliche  Nutzung  aus  dem  Vertriebe  das  AVerkes  zu 
ziehen  hat  ‘1.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  i.st,  wenn  also  in  Be- 
zug auf  den  Ertrag  des  Verlagsgeschäftes  ein  Societätsverhält- 
niss  zwischen  dem  Autor  und  dem  Verleger  besteht,  so  kann 


1)  Anderer  Meinung  ist  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  354), 
welcher  bemerkt:  »Nur  ist  er  hier  an  die  üren/.on  des  üeblichen  und 
Sachgemiisseu  durch  ein  rechtliches  Interesse  seines  Contrahenton  ge- 
bunden, denn  durch  übermässig  hohe  Preise  würde  die  gehörige  Ver- 
breitung des  Werkes  und  die  Aussicht  auf  weitere  .Auflagen  beein- 
trächtigt erscheinen.  < 
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die  Preisbestimmung  natürlich  nur  nach  Uebereinkunft  ge- 
troffen werden 

Die  Leistung  eines  Honorars  muss  besonders  bedungen 
werden  und  das  bedungene  Honorar  muss  entweder  in  sich 
selbst,  oder  durch  Beziehung  auf  einen  andern  Gegenstand  be- 
stimmt sein.  Ein  ganz  unbestimmtes  Honorarversprechen  ist 
nicht  klagbar  (vergl.  oben  S.  303  f.). 

Wird  das  Honorar  nach  Druckbogen  bestimmt  und  ist 
weder  über  das  Format  eine  Bestimmung  getroffen,  noch  aus- 
drücklich bestimmt,  dass  die  Bestimmung  des  Formates  dem 
Verleger  überlassen  bleibe,  so  muss  angenommen  werden,  dass 
die  Contraheriten  Druckbogen  von  mittlerer  Grösse  im  Auge 
gehabt  haben.  Der  Verleger  wird  dadurch  zwar  an  sich  nicht 
in  der  ihm  zustchenden  Wahl  des  Druckformates  (oben  S.  345) 
beschränkt;  allein  wenn  er  ein  ungewöhnlich  grosses  Format 
wählt,  so  kann  der  Verfasser  die  Ermittelung  des  Honorars 
nach  einem  mittleren  Druckformate  beantragen.  Ist  in  dem 
Verlagsvertrage  ein  Maximum  der  Bogenzahl  bestimmt,  so  muss 
der  Autor,  wenn  mit  der  bedungenen  Bogenzahl  das  Werk 
nicht  vollendet  ist,  den  Ueberrest  des  Manuscriptes  unentgelt- 
lich liefern. 

Eine  solche  Beschränkung  bezüglich  des  Honorares  ist  aber 
nicht  schon  da  anzunehmen,  wo  überhaupt  eine  Bogenzahl  ge- 
nannt ist,  da  diese  im  Zweifel  bloss  als  ein  ungefährer  Ueber- 
schlag  anzusehen  ist  ‘).  Titel,  VoiTede  und  Register  werden 
in  die  Bogenzahl  eingerechnet*).  Die  Honorarforderung  wird 
mit  der  Ablieferung  des  ganzen  Manuscriptes  fällig’),  wenn 
das  Honorar  in  Pausch  und  Bogen  bedungen  war.  Ist  dasselbe 
nach  der  Bogenzahl  bestimmt,  so  wird  in  Ermangelung  beson- 
derer Verabredung  das  Honorar  für  jeden  Druckbogen  mit  der 
Vollendung  desselben  fällig^).  Dabei  ist  jedoch  vorausgesetzt. 


1)  Vcrgl.  oben  S.  356  f.  — Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  360. 

2)  Haubold,  Sachs.  Privatreoht  S.  119  Note  k. 

3)  Oesterreich.  Bürgerl.  Gesetzbuch  §.  1165.  Der  Verfasser  ist 
verbunden,  das  Werk  der  Verabredung  gemäss  zu  liefern  und  der  Ver- 
leger  gleich  nach  geliefertem  Werke  die  bedungene  Belohnung  zu  ent- 
richten. 

4)  Walter,  System  des  Deutschen  Privatrechtes  S.  369.  — Das 
Bedenken,  welches  Wächter  a.  a.  0.  ä.  363  Note  22  gegen  diese  Mei- 
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dass  der  Autor  seinerseits  den  Vertrag  durch  Lieferung  des 
ganzen  Manuscriptes  bereits  erfüllt  hat. 

Ist  das  Honorar  nach  der  Zahl  der  abgesetzten  Exemplare 
oder  in  einer  Tantieme  von  dem  Reingewinne  des  Verlegers 
bestimmt,  so  ist  der  Autor  befugt,  Rechnungslegung  von  dem 
Verleger  zu  verlangen.  Die  ordnungsmässig  geführten  Hand- 
lungsbücher  des  kaufmännischen  Verlegers  liefern  nach  Art.  34 
des  Allg.  Deutschen  Handelsgesetzbuches  und  Art.  8 des  Ein- 
führungsgesetzes vom  24.  Juni  1864  (Gesetzsainml.  S.  449)  bei 
RcchLsstreitigkeiten  mit  dem  nichtkaiifmännischen  Verfasser  nur 
den  Anfang  des  Beweises,  bis  bleibt  dem  Ermessen  des  Rich- 
ters überlassen,  ob  demselben  in  dem  Maasse  Beweiskraft  bei- 
zulegen  sei,  dass  der  einen  oder  der  andern  Partei  der  Eid 
auferlegt  werde. 

Auch  in  solchen  Fällen,  wo  der  Verfasser  an  dem  ,\bsatze 
der  Exemplare  nicht  pecuniair  betheiligt  ist,  hat  dei-selbe  doch 
das  Recht,  Auskunft  über  den  Absatz  zu  verlangen,  da  er  da- 
durch allein  sich  über  die  gehörige  Erfüllung  des  \'erlagsver- 
trages  informiren  kann. 

Ebenso  wie  das  Honorar  müssen  andere  Nebenleistungen, 
wie  die  Lieferung  von  Freiexemplaren  besonders  bedungen  wer- 
den. Doch  entspricht  es  dem  Handelsgebrauche,  dass  der  Autor 
die  Exemplare,  welche  er  für  seinen  eignen  Bedarf  von  dem 
Verleger  bezieht,  zum  Nettopreise,  also  mit  dem  Rabatte  der 
Sortimentsbuchhändler,  erhält. 

Wenn  der  Verleger  das  N'erlagsrecht  für  alle  oder  für 
mehrere  Auflagen  erworben  hat,  so  ist  im  Zweifelsfalle  anzu- 
nehnien,  dass  der  Zeitpunct,  in  welchem  eine  neue  Auflage  zu 
veranstalten  sei,  seinem  Ermessen  Vorbehalten  ist.  Ist  jedoch 
die  frühere  Auflage  vergriffen,  so  kann  der  Verfasser  verlangen, 
dass  der  Verleger  innerhalb  einer  angeme.s.senen,  nöthigenfalls 
durch  den  Richter  zu  bestimmenden  »Frist,  entweder  eine  neue 
Auflage  Veranstalter  oder  dem  Autor  gestattet,  eine  neue  Auf- 
lage anderweit  zu  veranstalten,  denn  der  Verleger  kann,  wie 
Wächter  (a.  a.  0.  S.  343.  Note  19)  treflend  bemerkt,  das  Recht 
des  Verlages  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen,  wenn  er  das- 


naug  aiisspricbt,  beruht  auf  der  Voraussetzuug,  dass  der  Autor  seiner- 
seits erst  einen  Theil  des  Mannscriptes  geliefert  habe. 
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selbe  nicht  ausüben  will  und  sich  der  damit  wesentlich  zusam- 
menhängenden \'erbiiidlichkeit  entzieht. 


§.35.  Auflösung. 

Rücktritt  de»  Autor».  — Rücktritt  de»  Vorlegers.  — Veränderte  rm- 
»tände.  — Tod  de»  .\utor«.  — Zerstörung  der  Auflage.  — Untergang 
des  Manuscriptes. 

Die  Beendigung  des  Verlagsvertrages  kann  auf  vierfache 
Weise  eintreten,  nämlich 

1.  durch  vollständige  beiderseitige  Erfüllung, 

2.  in  Folge  der  Auflösung  durch  gegenseitige  Ueberein- 
kunft, 

3.  durch  einseitigen  Rücktritt, 

4.  in  Folge  der  Unmöglichkeit  der  Erfüllung. 

Wenn  der  Verlags  vertrag  von  beiden  Seiten  vollständig  er- 
füllt ist,  wenn  also  namentlich  die  bedungenen  Auflagen  von 
dem  Verleger  abgesetzt  sind,  oder  die  Zeit,  für  welche  das  Ver- 
lagsrecht übertragen  wurde,  abgelaufen  ist,  so  ist  der  Verlags- 
vertrag und  das  durch  denselben  bestellte  Verlagsrecht  been- 
digt. Der  Autor  tritt  für  den  Rest  der  Schutzfrist  wieder  in 
den  unbeschränkten  Genuss  seines  geistigen  Eigenthuines  und 
kann  neue  Verlagsverträge  über  dasselbe  schliessen. 

Dieselbe  Wirkung  erfolgt,  wenn  der  Verlagsvertrag  vor 
der  vollständigen  Erfüllung  durch  gegenseitige  Uebereinkuuft 
aufgehoben  wird. 

Der  einseitige  Rücktritt  steht  dem  Autor  nach  Preussischem 
Rechte  frei,  wenn  sich  Umstände  oder  Hindernisse  ereignen, 
welche  den  Verfas.ser  veranlas.sen,  das  versprochene  Werk  gar 
nicht  herauszugeben  *).  Die  Beurtheilung  dieser  Hinderungs- 


l)  Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  §.  1005.  Ereignen  »ich  Umstände 
oder  Hindernisse,  welche  den  Verfasser  veranlassen,  das  versprochene 
Werk  gar  nicht  herauszageben,  so  kann  er  von  dem  Vertrage  zurück- 
treten. 

§.  1006.  Er  muss  aber  dem  Verleger  den  Schaden  ersetzen,  wel- 
cher demselben  a<is  den  zum  Abdrucke  etwa  schon  getroffenen  und 
durch  den  Rücktritt  unnütz  werdenden  Anstalten  wirklich  entsteht. 

§.  1007.  (liebt  aber  der  Schriftsteller  das  einem  Verleger  ver- 
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gründe  ist  eine  vollkommen  freie.  Sie  können  lediglich  sub- 
jectiver  Natur  sein,  also  in  Gewissensbedenken,  oder  in  per- 
sönlichen Rücksichten  bestehen,  wenn  nur  diese  subjectiven 
Hindernisse  ausreichend  erscheinen,  um  vom  Standpuncte  des 
Verfassers  aus  den'  Rücktritt  vom  Vertrage  zu  motiviren.  Es 
steht  daher  nicht  in  dem  Belieben  des  Verfassers,  ohne  Grund, 
oder  aus  bloss  vorgeschützten  Gründen,  von  dem  Verlags  ver- 
trage zurückzutreten  ‘).  Ebenso  steht  ihm  diese  Befuguiss  nur 
bis  zur  erfolgten  Veröffentlichung  zu.  Ist  einmal 
mit  der  Veröffentlichung  der  Anfang  gemacht,  so  kann  von 
der  Absicht,  das  Werk  nicht  herauszugeben,  also  von  der  An- 
wendung des  §.  1005  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Der  Verfa.sser 
kann  deshalb  auch  nicht  gegen  vollständigen  Ersatz  der  Druck- 
kosten die  weitere  Verbreitung  hindern.  Dies  gilt  auch  von 
den  neuen  Auflagen,  auf  welche  dem  Verleger  ein  vertrags- 
mässiges  Recht  eingeräumt  ist.  Der  Verfasser  kann  daher 
nicht  die  Veranstaltung  einer  zweiten  Auflage  seines  Werkes 
aus  dem  Grunde  untersagen,  weil  er  inzwischen  seine  Religion 
gewechselt  oder  ein  Staatsamt  erhalten  hat,  obgleich  derai'tige 
Umstände  ihn  vielleicht  berechtigt  haben  würden,  die  erste 
Herausgabe  des  noch  nicht  veröffentlichten  Werkes  zu  in- 
hibiren. 

Die  vorstehenden  Grundsätze  des  Preussischen  Rechtes 
werden  auch  für  das  Gebiet  des  Gemeinen  Rechtes  als  geltend 
anerkannt.  Wenn  indess  Wächter  (Das  Verlagsrecht  Th.  1 
S.  390)  den  Verfasser  für  den  Fall  des  berechtigten  Rücktrittes 
nicht  zum  Ersätze  des  Aufwandes  verpflichtet  erachtet,  welchen 
der  Verleger  bis  dahin  für  den  Druck  gemacht  hatfr,  so  ist 
dem  nicht  beizutreten.  Die  Umstände,  weiche  den  Verfas.ser 
bewegen,  von  der  versprochenen  Herausgabe  Abstand  zu  neh- 
men, sind  ZufäUigkeiten,  die  sich  in  seiner  Person  ereignen, 
deren  vermögensrechtliche  Folgen  daher  der  Verfasser  tragen 


sprocheoe  Werk  innerhalb  Jahresfrist  nach  dom  Rücktritte  ohne  Vor- 
wissen und  Einwilligung;  desselben  in  einem  andern  Verlage  oder  auf 
eigene  Rechnung  heraus,  so  muss  er  dem  ersten  Verleger  auch  für  den 
entgangenen  Gewinn  gerecht  werden. 

1)  Bluntschli,  Anmerkungen  zum  Zürcher  Gesetzbuche  Bd.  3 S.  507. 
>Nioht  der  Vorwand,  sondern  die  wirkliche  Behindernngsursaohe  wirkt 
befreiend.« 
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muss  *).  Es  wäre  doch  auch  mehr  als  unbillig,  wenn  der  Ver- 
leger die  Druckkosten  für  ein  Werk  tragen  sollte,  dessen  Er- 
scheinen dadurch  verhindert  wird,  dass  dem  Autor  durch  eine 
Veränderung  in  seiner  Lebensstellung  die  Müsse  zur  V'ollen- 
dung  geraubt  wird,  oder  gar  dadurch,  dass  der  Verfasser 
durch  einen  Wechsel  seiner  Ueberzeugungen  zum  Widerrufe 
genöthigt  ist. 

Nach  der  Herausgabe  kann  der  Autor  den  Verlagsvertrag 
nur  in  dem  einen  Falle  durch  seine  einseitige  Willenserklärung 
aufheben,  wenn  der  zur  wiederholten  Aullage  berechtigte  Ver- 
leger nach  Vergreifung  der  früheren  Auflage  die  Veranstaltung 
einer  neuen  Auflage  verweigert  (oben  S.  364). 

Hierzu  tritt  für  das  Preussische  liecht  der  Fall,  dass  der 
Autor  das  Verlagsrecht  ohne  ausdrückliche  Bestimmung  über 
den  Umfang  veräussert  hat.  Dem  Hechte  des  Verlegers,  in 
solchem  Falle  neue  Auflagen  ohne  Beschränkung  zu  veranstal- 
ten (Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  11  §.  1013),  steht  die  Befugniss 
de.s  Autors  gegenüber,  nach  erfolgtem  Absätze  der  veranstalte- 
ten Auflagen  oder  gegen  Erwerbung  des  noch  vorhandenen 
Vorrathes  eine  neue  veränderte  Ausgabe  zu  veranstalten  und 
dadurch  einseitig  von  dem  Verlagsvertrage  zurückzutreten  (ibid. 
§§.  1018.  1019).  Doch  ist  der  richtigen  Meinung  nach  die  Be- 
fugniss des  Verlegers  zu  nicht  ausdrücklich  autorisirten  weite- 
ren Ausgaben  und  damit  auch  die  gegenüberstehende  Berechti- 
gung des  Autors  ausgehoben  (vergl.  oben  S.  299). 

Der  Verleger  kann  vor  der  Ausführung  des  Druckes  von 
dem  Vertrage  zurücktreten,  wenn  der  Autor  das  Manuscript 
nicht  zur  vertragsmässig  festgesetzten  Zeit  abliefert  (Allg.  Land- 
recht Th.  I Tit.  11  §.1001),  oder  wenn  in  Ermangelung  einer 
vertragsmässigen  Bestimmung  der  Autor  sich  weigert,  eine  Frist 
für  die  Ablieferung  zu  bestimmen  (ibid.  §.  1004). 

Streitig  ist,  ob  der  Verleger  auch  während  der  Ausführung 
des  Verlagsvertrages  zurücktreten  kann,  wenn  der  Vertrieb  der 
bisher  erschienenen  Liefenmgen  oder  Bände  ergibt,  dass  die 
Kosten  des  Unternehmens  durch  den  Absatz  nicht  werden  ge- 
deckt werden. 

Diese  Frage  muss  jedoch  verneint  werden.  Hat  der  Ver- 
leger sich  zur  Veröffentlichung  des  ganzen  Werkes  ausdrücklich 


1)  Allg.  Landrecht  Th.  1 Tit.  5 §§.  380.  381  (unten  8.  368). 
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verpflichtet,  so  hat  dadurch  der  Verfasser  ein  unbedingtes  Recht 
auf  diese  Vervielfältigung  erworben  und  es  fehlt  an  einer  ge- 
setzlichen Bestimmung,  welche  den  Verleger  berechtigte,  sich 
dieser  Verbindlichkeit  zu  entziehen,  falls  er  bei  der  Verviel- 
laltigung  seine  Rechnung  nicht  findet.  Es  ist  deshalb  auch  in 
dem  von  Haubold  (Sächs.  Privatrecht  S.  119  Notek)  initge- 
theilten  Ilechtsfalle  von  dem  Handelsgerichte  zu  Leipzig  der 
Verleger  verurtheilt  worden,  eine  Zeitschrift  nach  jahrelanger 
Verzögerung  noch  für  die  versäumten  Termine  zum  Druck  zu 
befördern.  Ebenso  ist  in  einem  von  Wächter  (Das  Verlagsrecht 
Th.  I S.  340  Note  8)  ohne  nähere  Bezeichnung  mitgetheilten 
Rechtsfalle  der  Verleger  verurtheilt,  den  vierten  Baud  eines 
Geschichtswerkes  zum  Abdruck  zu  bringen,  obgleich  sich  beim 
Vertriebe  der  drei  ersten  ergeben  hatte,  dass  das  Werk  und 
insbesondere  der  noch  ungedruckte  vierte  Band  keine  Aussicht 
auf  angemessenen  Absatz  gewährte. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  vor  dem  Be.ginn 
oder  der  Beendigung  des  Druckes  Umstände  eintreten,  welche 
den  Zweck  der  Veröffentlichung  an  sich  vereiteln,  wenn  also 
das  Werk  z.  B.  die  Erläuterung  eines  Gesetzes  zum  Gegen- 
stände hat,  welches  vor  der  Herausgabe  aufgehoben  wird,  oder 
die  Karte  über  eine  inzvrischen  aufgehobene  politische  Einthei- 
lung  u.  dgl.  Hatte  in  diesem  Falle  der  Verfasser  den  Vertrag 
noch  nicht  durch  Ablieferung  des  Manuscriptes  erfüllt,  so  tre- 
ten die  Regeln  des  Allg.  Landrechts  Th.  I Tit.  5 §§.  377  f.  über 
die  Aufhebung  der  Verträge  wegen  veränderter  Umstände  ein, 
welche  lauten : 

§.377.  Ausser  dem  Fall  einer  wirklichen  Unmöglichkeit 
kann  wegen  veränderter  Umstände  die  Erfüllung  eines  Ver- 
trages in  der  Regel  nicht  verweigert  werden. 

§.378.  Wird  jedoch  durch  eine  solche  unvorhergesehene 
Veränderung  die  Erreichung  des  ausdrücklich  erklärten,  oder 
aus  der  Natur  des  Geschäftes  sich  ergebenden  Endzweckes 
beider  Theile  unmöglich  gemacht,  so  kann  jeder  derselben 
von  dem  noch  nicht  erfüllten  Vertrage  wieder  abgehen. 

§.  379.  Ein  Theil  kann  alsdann  von  dem  andern  nur  in- 
sofern Entschädigung  fordern,  als  die  Veränderung  der  Um- 
stände durch  dessen  freie  Handlung  bewirkt  worden. 

§.  380.  Wird  durch  die  Veränderung  der  Umstände  nur 
der  ausdrücklich  erklärte  oder  sich  von  selbst  verstehende 
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Zweck  des  einen  Theils  ganz  vereitelt,  so  kann  derselbe  zwar 
von  dem  Vertrage  zurücktreten. 

§.  381.  Er  muss  aber,  wenn  die  Veränderung  in  seiner 
Person  sich  ereignet  hat,  den  Andern  vollständig  entschädigen. 
Diese  Regeln  finden  j«ioch  nicht  mehr  Anwendung,  wenn 
der  Vertrag  von  einer  Seite  bereits  vollständig  erfüllt  ist,  wenn 
also  das  Manuscript  des  Werkes  von  dem  Autor  bereits  abge- 
liefert ist  In  diesem  Falle  findet  also  ein  Rücktritt  von  dem 
Vertrage  nicht  mehr  statt.  Der  Verleger  ist  daher  gehalten, 
das  etwa  stipulirte  Honorar  zu  zahlen,  ungeachtet  die  Veröf- 
fentlichung des  Werkes  keinen  Zweck  mehr  hat.  Sollte  aber 
der  Autor  die  Veröffentlichung  ungeachtet  der  veränderten  Um- 
stände auf  Grund  des  Verlagsvertrages  verlangen,  so  würde 
diese  Forderung,  an  deren  Erfüllung  er  kein  rechtliches  In- 
teresse mehr  hat,  durch  die  exceptio  doli  beseitigt  werden  *)• 
Nach  der  Herausgabe  wird  der  Verlagsvertrag  durch  den 
einseitigen  Rücktritt  des  Verlegers  beendigt,  wenn  derselbe  auf 
das  Verlagsrecht  verzichtet,  indem  er  entweder  den  unverkäuf- 
lichen Vorrath  der  Aufiage  als  Maculatur  verkauft  (oben  S.  3ß2), 
oder  nach  Erschöpfung  der  ersten  Aufiage  die  Veranstaltung 
einer  zweiten  Auflage  ablehnt  (oben  S.  364). 

Die  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  kann  zunächst  durch  den 
Tod  des  Autors  eintreten,  wenn  derselbe  vor  der  Vollendung 
des  Werkes  stirbt.  Da  die  vertragsmässige  I^eistung  des  Au- 
tors eine  schlechthin  persönliche  ist,  die  nicht  vertreten  werden 
kann,  so  sind  weder  die  Erben  verpflichtet,  das  angefangene 
Werk  zu  vollenden,  oder  vollenden  zu  lassen,  noch  ist  der  Ver- 
leger gehalten,  die  Erfüllung  des  Verlagsvertrages  durch  einen 
Dritten  anzunehraen.  Falls  daher  keine  Vereinigung  zwischen 
dem  Verleger  und  den  Erben  des  Autors  über  die  Vollendung 
des  hinterla-ssenen  Werkes  erfolgt,  so  bleibt  der  Vertrag  auf- 
gelöst und  kein  Theil  ist  zu  weiteren  Leistungen  verbunden. 
War  das  Werk  schon  zum  Theile  vervielfältigt  und  der  Ver- 
leger entschliesst  sich,  dasselbe  durch  einen  Dritten  fortsetzen 


1)  L.  2 §.6  Dig.  de  doli  exoept.  (44.4);  Kt  generaliter  sciendum 
est,  ex  Omnibus  in  factum  exceptionibua  doli  oriri  exceptionem,  quia 
dolo  faoit.  quicuuque  id  quod  quaqua  exceptione  elidi  potest,  petit; 
luuu  si  inter  initia  nibil  dolo  malo  fecit,  attamen  nunc  petendo  facit 
dülose. 
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ZU  lassen,  so  ist  er  auch  verpflichtet,  für  die  Herausgabe  des 
von  dem  Autor  vollendeten  Theiles  das  etwa  stipulirte  Honorar 
verhältnissmässig  an  die  Erben  zu  zahlen  '). 

Der  Tod  des  Verlegers  hat  niemals  die  Beendigung  des 
Verlagsvertrages  zur  Folge,  da  die  Leistungen  des  Verlegers 
vertreten  werden  können,  folglich  auf  dessen  Rechtsnachfolger 
übergehen.  Dasselbe  gilt  von  dem  Erlöschen  der  Verlagsfirma 
und  von  der  Auflösung  der  Handelsgesellschaft,  da  die  persön- 
liche Verbindlichkeit  der  Firmeninhaber  und  der  Handlungsge- 
sellschafter fortdauert  und  die  P>füllung  des  Verlagsvertrages 
nicht  nothwendig  das  Fortbestehen  einer  kaufmännischen  Firma 
voraussetzt. 

Der  zufällige  Untergang  der  veranstalteten  Auflage  (z.  B. 
durch  P'euer)  beendigt  den  Verlags  vertrag  nur,  wenn  derselbe 
sich  nicht  auf  weitere  Auflagen  erstreckte,  ln  diesem  Falle  ist 
nämlich  das  Recht  des  Verlegers  zur  Vervielftfltigung  durch  die 
veranstaltete  Auflage  consumirt  und  die  vertragsmässig  über- 
nommene Verbreitung  durch  den  Untergang  der  Auflage  un- 
möglich geworden.  Selbstverständlich  wird  jedoch  der  Verleger 
von  der  Zahlung  des  etwa  stipulirten  Honorares  durch  den 
Untergang  der  Auflage  nicht  entbunden.  Zur  Veranstaltung 
einer  neuen  Auflage  an  Stelle  der  uutergegangeneu  ist  der 
Verleger,  dessen  Verlagsrecht  auf  eine  Auflage  besdhränkt  war, 
weder  berechtigt  noch  verpflichtet ‘). 

Der  zufällige  Untergang  des  Manuscriptes  oder  des  Kunst- 
werkes vor  der  Vervielfältigung  hat  die  Auflösung  des  Verlags- 
vertrages zur  Folge,  wenn  nicht  eine  Abschrift  oder  eine  Copie 
vorhanden  ist,  welche  statt  des  Originales  zur  Vervielfältigung 
benutzt  werden  kann.  Geht  das  Werk  vor  der  Ablieferung  an 


1)  Wenn  der  Autor  da»  Werk  in  Folge  einer  Bestellung  des  Ver- 
legers nntemommen  hatte,  so  kann  die  Honorarforderong  für  den  voll- 
endeten Theil  auch  unabhängig  davon,  ob  die  Herausgabe  desselben  er- 
folgt, aus  dem  Beatellungsvertrage  begründet  werden. 

2)  Kramer,  Die  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  S.  162.  — 
Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  I S.  291  f.  — Trifft  der  zufällige  Unter- 
gang nur  einzelne  Bogen  des  Werkes,  so  ist  der  Verleger  ebenso  be- 
rechtigt als  verpflichtet,  dieselben  neu  drucken  zu  lassen,  weil  der 
theil weise  Untergang  noch  nicht  die  Verbreitung  des  Werkes  unmöglich 
macht,  diese  aber  ohne  vorherige  Ergänzung  des  Werkes  nicht  ausge- 
führt werden  kann. 
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den  Verleger  durch  Zufall  unter,  so  wird  der  ganze  Verlags- 
vertrag aufgehoben,  weil  die  Vorleistung  des  Autora  uninüglich 
wird.  War  jedoch  mit  dem  Verlagsvertrage  eiju  Bestelluugs- 
vertrag  (localio  conducüo  operis)  verbunden  und  das  bestellte 
Werk  erst  nach  seiner  vollständigen  Ausführung  durcli  einen 
äusseren  von  der  Person  des  Autore  unabhängigen  Zufall  un- 
tergegangen,  so  hat  der  Autor  Anspruch  auf  den  bedungenen, 
Preis  ').  Tritt  der  zufällige  Untergang  nach  der  Ablieferung 
an  den  Verleger  ein,  so  wird  derselbe  zwar  von  der  übernom- 
menen Verpflichtung  zur  Vervielfältigung  befreit,  er  muss 
aber  das  etwa  stipulirte  Honorar  auch  ausser  dem  Falle  der 
Bestellung  zahlen.  Erfolgt  der  Untergang  des  Werkes  durch 
Verschuldung  des  einen  oder  des  andern  Theiles,  so  treten  die 
allgemeinen  Regeln  vom  Schadensersätze  ein. 

Nach  den  vorstehenden  Grundsätzen  ist  auch  der  Fall  zu 
beurtheilen,  wo  die  Verbreitung  des  vervielfältigten  Werkes 
durch  gerichtliche  Beschlagnahme  verhindert  wird  und  dem- 

1)  Allg.  Landrecht  Tbeill  Tit.  11  §.1010.  Wegen  der  Fälle,  wo 
die  Erfüllung  des  Verlagsvertrages  einem  oder  dem  andern  Tbeile  un- 
möglich wird,  hat  es  bei  den  Vorschriften  des  §.  879  sqq.  sein  Bewenden. 

§.  886.  Macht  hingegen  ein  blosser  Zufall,  dass  dem,  welcher 
die  contractmässigen  Handlungen  schon  zum  Tbeil  geleistet  hat,  die 
Leistung  der  übrigen  unmöglich  wird,  so  bann  er  für  das  Geleistete 
von  dem  andern  C'ontrahenten  gewöhnliche  Vergütung,  nach  dem  Gut- 
achten der  Sachverständigen,  fordern. 

§.  886.  Entsteht  die  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  von  der  Seite 
des  andern  Contrahenten,  und  zwar  durch  Zufall ; so  kann  der,  welcher 
auf  Abrechnung  des  Vertrages  schon  Handlungen  geleistet  hat,  con- 
tractmäsaige  Vergütung  dafür,  nach  Verhältuiss  des  Geleisteten  gegen 
das  Ganze  im  Contracte  Versprochene,  fordern. 

L.  36  Dig.  locati  conducti  (19.  Z) : Opus  quod  aversione  locatum 
est,  donec  adprobetur,  conductoris  periculo  est,  quod  vero  ita  con- 
diictum  sit,  ut  in  pedes  mensurasve  praestetur,  eatenus  conductoris 
periculo  est,  quatenus  admensum  non  sit;  et  in  utraque  causa  nocitii- 
rum  locatori,  si  per  eum  steterit,  quo  minus  opus  adprobetur  vel  ad- 
metiatur.  Si  tarnen  vi  maiore  opus  prius  interciderit,  quam  adproba- 
retur,  locatoris  periculo  est,  nisi  si  aliud  actum  sit ; non  enim  amplius 
praestari  locatori  oporteat,  quam  quod  sua  cura  atque  opera  conse- 
cutiis  esset. 

Ij.  37  cod. : Si  prius  quam  locatori  opus  probaretur,  vi  aliqua 
consnratum  est,  detrimentum  ad  locatorem  ita  pcrtinet,  si  tale  opus 
fuit,  ut  probari  deberet. 
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nächst  die  Confiscation  wegen  strafbaren  Inhaltes  oder  wegen 
einer  Verletzung  der  Pressgesetze  ausgesprochen  wird.  Trifft 
in  diesem  Falle  weder  den  Autor  noch  den  Verleger  eine  Schuld, 
so  treten  die  Wirkungen  des  zufälligen  Unterganges  ein.  Hat 
dagegen  der  Verfasser  oder  der  Verleger  die  Confiscation  ver- 
schuldet, so  ist  er  dem  andern  Theile  zur  Schadloshaltung 
verpflichtet. 
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Definition.  — Verletnung  des  goistifgren  Eigenthumcs.  — Nachdruck  des 
Autors  gegen  den  Verleger  und  umgekehrt.  — Zweck  des  Nachdrucks. 
— Nachahmung  ohne  Reproduction.  — Unbefugte  Aufführung.  — Privat- 
, rechtliche  und  strafrechtliche  Folgen. 

Nachdruck  im  rechtlichen  Sinne  ist  die  unbefugte  Verviel- 
fältigung einer  Schrift  oder  eines  Kunstwerkes  auf  mechanischem 
Wege  mit  Verletzung  des  daran  bestehenden  ausschliesslichen 
V ervielfältigungsrechtes. 

1.  Der  unbefugte  Abdruck  einer  Schrift  oder  eines  Kunst- 
werkes gilt  als  Nachdruck,  ohne  Unterschied,  ob  das  Werk 
bereits  von  dem  Urheber  oder  einem  andern  Berechtigten  ver- 
öffentlicht war.  Ein  rechtlicher  Unterschied  besteht  also  nicht 
zwischen  dem  Nachdruck  bereits  gedruckter  und  dem  Abdruck 
noch  ungedruckter  Schriften  ‘)  und  Kunstwerke.  Beide  Hand- 
lungen werden  daher  unter  dem  gemeinschaftlichen  Namen 
Nachdruck  begriffen. 

2.  Nicht  jeder  unbefugte  Abdruck  ist  ein  Nachdruck  im 
rechtlichen  Sinne.  Wenn  z.  B.  durch  die  Bekanntmachung 
eines  amtlichen  Actenstttckes  das  Amtsgeheimniss  verletzt,  oder 


1)  Gvaetz  vom  ll.Mära  1837  § 3.  Dem  Nachdnick  wird  gleich- 
geachtet, und  ist  daher  ebenfalls  verboten,  der  ohne  Genehmigung  des 
Autors  oder  seiner  Rechtsnachfolger  bewirkte  Abdruck 

a.  von  Manuscriplen  aller  Art, 

b.  von  naohgeachriebenen  Predigten  und  mündlichen  Lehrverträgen, 
gleichviel,  ob  dieselben  unter  dem  wahren  Namen  des  Autors  her- 
ausgegoben  werden,  oder  nioht- 
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durch  die  unbefugte  Veröffentlichung  eines  Privatbriefes  eine 
Khrenkränkung  verübt  wird,  so  fallen  diese  Rechtsverletzungen 
nicht  unter  die  Kategorie  des  Nachdruckes.  Zum  Begriffe  des 
Nachdruckes  ist  vielmehr  erforderlich,  dass  an  dem  unbefugt 
vervielfältigten  Werke  ein  geistiges  Eigenthum  besteht,  welches 
durch  diese  unbefugte  Handlung  verletzt  wird.  Ist  also  die 
unbefugt  veröffentlichte  Schrift  nicht  als  ein  Gegenstand  ver- 
mögensrechtlicher Nutzung  zu  betrachten,  so  fällt  mit  der  Vor- 
aussetzung eines  geistigen  Eigeuthumes  auch  der  Begriff  des 
Nachdruckes  fort  ■).  Dagegen  ist  es  im  umgekehrten  Falle 
nicht  nothwendig,  dass  die  Schrift  schon  vor  dem  unbefugten 
Abdruck  Gegenstand  der  vermögensrechtlicheu  Nutzung  durch 
Vervielfältigung  geworden  oder  doch  dazu  bestimmt  gewesen 
sei.  Der  unbefugte  Abdruck  der  Privatbriefe  Lord  Chesterfields 
an  seinen  Sohn  (oben  S.  324)  war  ein  unzweifelhafter  Nach- 
druck, weil  das  Werk  gerade  durch  die  unbefugte  Verbreitung 
selbst  als  ein  Gegenstand  der  vermögensrechtlichen  Nutzung 
ausgewiesen  worden  war. 

1)  Kbeaao  ist.es  kein  Nachdruck,  wenn  Jemand  ein  gemeinfreies 
Bild  wider  den  Willen  dos  Besitzers  abzeichnet  und  in  Kupfer  sticht. 
Diese  unbefugte  Handlung  wird  vielmehr  nach  Verschiedenheit  der  Fälle 
als  eine  Verletzung  des  Deihvertrages,  oder  als  ein  damnum  iniuria 
datum  betrachtet  und  verfoigft  werden  müssen,  da  der  Besitzer  des 
Bildes,  wenn  auch  kein  ausschliessendes  Recht  der  Vervielfältigung,  so 
doch  ein  rechtliches  Interesse  an  dem  alleinigen  Besitze  seines  Knnst- 
Werkes  hat,  welches  durch  die  unbefugte  Vervielfältigung  gekränkt  wird. 

Dieses  rechtliche  Interesse  haben  die  Pariser  Gerichtshöfe  in  dem 
von  Gambastide  (Traite  des  contrefa^ons  p.  381}  angeführten  Rechts- 
falle  verkannt.  Dr.  .äutumarehi  hatte  die  Todtenmaske  Napoleons  dem 
Bildlianer  Massimo  geliehen,  um  sie  in  Marmor  auszuführen.  Massimo 
hatte  Gypsabgüsse  davon  gemacht  und  verkauft.  Die  Klage  des  Dr. 
.\utomarchi  wegen  dieser  unbefugten  Vervielfältigung  wurde  abgewiesen 
— mit  Unrecht,  da  derselbe  zwar  nicht  in  seinem  geistigen  Eigenthume, 
jedoch  in  seinem  rechtlichen  Interesse  als  alleiniger  Besitzer  der  ab- 
geformten  Maske  und  in  seinen  vertragsmässigen  Ansprüchen  durch  die 
vertragswidrige  Benutzung  des  dargoliehenen' Gegenstandes  gekränkt 
war.  — Dagegen  würde  Autoraarchi  offenbar  nicht  befugt  gewesen  sein, 
einem  Dritten,  der  in  gutem  Glauben  die  Copie  seiner  Todtenmaske 
von  Massimo  erworben  hatte,  den  Gebrauch  und  die  weitere  Verviel- 
fältigung derselben  zu  untersagen  und  hierdurch  wird  der  Unterschied 
seines  Rechtes  von  dem  gegen  Jeden  Inhaber  und  Verbreiter  des  Nach- 
druckes verfolgbaren  geistigen  Eigenthume  anschaulich. 


Digitized  by  Google 


Verletzung  de«  geiatigen  Eigenthumes. 


375 


3.  Es  ist  gleichgültig,  ob  durch  den  Nachdruck  das  geistige 
Eigenthum  des>Autors,  oder  das  davon  abgeleitete Vervielfäl- 
tigungsrecht  des  Verlegers  gekränkt  wird.  Pis  kann  daher 
auch  von  dem  Autor  ein  Nachdruck  zum  Nachtheil  des  Ver- 
legers begangen  werden,  wenn  er  vor  der  Beendigung  des  über- 
tragenen Verlagsrechtes  sein  Werk  unbefugt  anderweit  verviel- 
fältigen lässt.  Ebenso  begeht  der  Verleger  einen  Nachdruck 
zum  Nachtheile  des  Autors,  wenn  er  das  Werk  in  mehreren 
Auflagen,  oder  in  einer  grösseren  Auflage,  als  bedungen  war, 
veröffentlicht. 

4.  Es  ist  nicht  wesentlich  für  den  Begriff  des  Nachdrucks, 
dass  der  Nachdrucker  seinerseits  eine  vennögensrechtliche  Nuz- 
zung  aus  der  unbefugten  Vervielfältigung  zieht  Daher  ist 
es  Nachdruck,  wenn  ein  tiesangverein  die  einzelnen  Bingstim- 
men der  Partitur  zum  eigenen  Gebrauche,  aber  zum  Nachtheil 
des  Verlegers  durch  Ueberdruck  vervielfältigen  lässt  Ebenso 
wenn  er  den  Text  einer  Cantate  zur  Benutzung  für  die  Zuhö- 
rer bei  der  öffentlichen  Aufführung  drucken  und  etwa  zu  einem 
wohlthätigen  Zwecke  verkaufen  lässt. 

Die  Oesterreichische  und  Bayerische  Gesetzgebung  ent- 
hält auch  hier  wieder  eine  casuistische  Ausnahme  in  Bezug 
auf  die  Texte  der  öffentlich  aufgeführten  Musikstücke,  ln  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Oesterreichischen  Gesetze  vom  19.  Octo- 
ber  1846  bestimmt  nämlich  das  Bayerische  Gesetz  vom  28. 
Juli  1865: 

Art  47:  »Deijenige,  der  zur  Aufführung  eines  mit  Text 
verbundenen  Musikwerkes  berechtigt  ist,  darf  den  Text  für 
sich  allein  zur  Benutzung  bei  Aufführungen  drucken  lassen.« 

Bringt  man  diese  Bestimmung  in  Verbindung  mit  dem  oben 

S.  149  angeführten  Art.  25  des  Bayerischen  Gesetzes,  so  ergibt 
sich  die  Folge,  dass  nach  Bayerischem  Rechte  der  Nachdruck 
von  Gedichten,  Dramen  u.  dgl.  dadurch  legalisirt  werden  kann, 
dass  der  Nachdrucker  eine  musikalische  Composition  dazu  setzt 
und  diese  nicht  etwa  drucken,  sondern  nur  öffentlich  aufführen 
lässt ; da  er  alsdann  nach  Art.  47  den  Text  für  sich  allein  zur 
Benutzung  bei  den  Aufführungen  drucken  lassen  darf. 

5.  Der  Nachdruck  setzt  eine  Reproduction  des  fremden 
Geistesproductes  nach  seinem  wesentlichen  Inhalte  voraus.  Die 
Feststellung  einer  solchen  Wiederholung  des  fremden  Werkes 
nach  seinem  wesentlichen  Inhalte  macht  in  Verbindung  mit  der 
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incchRDischen  Vervielfältigung  den  objectiven  Thatbestand  des 
Nachdruckes  aus  (vergl.  §.  37).  Bei  der  Beurtheilnng  dieser 
Frage  gilt  es  gleich,  wofür  der  Nacfadrncker  sein  Werk  aus- 
gibt, ob  für  ein  Original,  oder  für  eine  rechtmässige  Wieder- 
holung des  wirklichen  Originales.  Wiederholt  der  Nachdrucker 
mit  dem  Inhalte  auch  den  Titel  und  den  Automamen  des  frem- 
den Werkes,  so  liegt  der  Nachdruck  in  seiner  einfachsten  Ge- 
stalt vor,  bei  welchem  die  Feststellung  des  objectiven  Thatbe- 
standes  kaum  irgend  welche  Schwierigkeiten  machen  kann.  Die- 
ser Thatbestand  ist  jedoch  ebenso  vorhanden,  wenn  der  Nach- 
drucker das  unbefugt  vervielfältigte  Werk  mit  verändertem 
Namen  und  Titel  für  sein  eigenes  Originalwerk  ausgibt  (vergl. 
den  oben  S*  137  f.  mitgetheilten  Rechtsfall).  Dagegen  fällt  der 
dritte  mögliche  Fall,  dass  Jemand  sein  Originalwerk  fälschlich 
als  die  Vervielfältigung  eines  fremden  Originales  bezeichnet, 
nicht  unter  den  Begriff  des  Nachdruckes.  Es  kann  allerdings 
eine  Rechtsverletzung  darin  liegen,  wenn  jemand  eigene  Zeich- 
nungen unter  dem  Titel  der  Göthe'schen  B'rauengestalten  von 
Kaulbach  vervielfältigen  wollte,  oder  wenn  jemand  ein  von  ihm 
selbst  verfertigtes  Reisehandbuch  für  die  Schweiz  unter  dem 
Titel  des  von  Bädeker  oder  des  von  Berlepsch  verfassten  Hand- 
buches verötfentlicheu  wollte.  Ein  Nachdruck  ist  in  einer  sol- 
chen Procedur  jedoch  nicht  zu  erblicken,  da  der  blosse  Titel 
nach  dem  oben  S.  147  Gesagten  keineu  Gegenstand  des  geisti- 
gen Eigenthumes  bildet.  Dagegen  kann  ein  solcher  Missbrauch 
des  Namens  allerdings  eine  Verletzung  des  Rechtes  der  Per- 
sönlichkeit und  zugleich  eine  dolose  Vermögensbeschädigung 
eiuscliliessen,  welche  eine  Klage  auf  Untersagung  des  auge- 
maasten  Gebrauches  und  eine  Entschädigungsklage  begründet. 
Auch  diese  Klage  geht  indess,  ebenso  wie  in  dem  oben  (S.  374 
Note  1)  angeführten  B'alle,  nicht  wie  die  Nachdruckklage,  gegen 
jeden  Verkäufer  des  Werkes,  sondern  nur  gegen  den  anma^- 
cheu  Urheber  selbst. 

Mit  dieser  Auffassung  steht  in  Widerspruch  das  Gutachten 
des  Literarischen  Sachverständigenvereines  vom  9.  Dezember 
184Ö  Es  handelte  sich  bei  diesem  Gutachten  um  eine  Nach- 
ahmung des  von  Bädeker  in  Coblenz  verlegten  Buches:  The 

1)  Hcydemann  und  Dambach,  Die  Preussiache  Necbdrackgosoti- 
gebung  S.  311  ff. 
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travellers  manual  of  conversation  etc.  durch  ein  von  Müller  in 
Coblenz  unter  demselben  Titel  verlegtes  Handbuch.  Naeh  der 
thatsächlichen  Feststellung  war  das  MüUer'sche  Buch  seinem 
Inhalte  nach  nicht  als  ein  Nachdruck  des  Bädeker'schen  Hand- 
buches anzusehen.  Dagegen  war  dasselbe  im  Aeussem  dem 
Letzteren  vollständig  nacbgeabmt,  so  dass  nicht  bloss  die  Titel 
mit  Ausnahme  der  Verlagsfirma  wörtlich  übereinstinimten,  son- 
dern auch  im  Format,  im  Papier,  in  der  Druckeinrichtung,  im 
Einbande,  selbst  in  der  Farbe  der  Titelschilder  die  genaueste 
Uebereinstimmung  stattfand.  Dies  war,  wie  das  Gutachten 
ausführt,  in  der  Absicht  geschehen,  um  eine  Verwechselung 
mit  dem  sehr  verbreiteten  und  schon  in  fünfter  Auflage  er- 
schienenen Bädeker’schen  Handbuche  herbeizuführen  und  da- 
durch den  Absatz,  welchen  dieses  Handbuch  genoss,  der  Mül- 
ler'sehen  Nachahmung  zuzuführen. 

Der  Literarische  Sachverständigen  verein  erachtete  diese 
Nachahmung  für  einen  Nachdruck,  »wenn  auch  nicht  in  der 
gewöhnlichen  Bedeutung  des  Wortes«  und  führte  zur  Begrün- 
dung dieses  Gutachtens  aus  (B.  314f.j: 

»Bei  Büchern  dieser  Art  ist,  wie  bei  Zeitschriften,  der  Titel 
ein  sehr  wesentlicher  Bestandtheil,  gleichsam  die  Firma,  unter  wel- 
cher ein  solches  literarisches  Unternehmen  beim  Publicum  Eingang 
gefunden  und  Ruf  gewonnen  hat  und  auf  welcher  der  Credit  dee- 
selben  beruht.  Wahrscheinlich  würde  Müller  durch  einen  vollstän- 
digen Nachdruck  des  Bädeker’schen  Buches  unter  verschiedenem 
Titel  diesem  weniger  Abbruch  gethan  habeni  als  durch  eine  Usnr- 
pirung  des  Titels  bei  abweichendem  Inhalte  des  Buches,  denn  eben 
durch  die  Uebereinstimmung  des  Titels  als  des  wesentlichsten  Er- 
kennungszeichens eines  Buches  wird  das  Publicum  zu  dem  Miss- 
griffe verleitet,  das  neue  Buch  statt  des  alten  unter  jenem  Titel 
b«-eits  bekannt  und  beliebt  gewordenen  zu  kaufen.  Dass  aber  eine 
solche  Täuschung  iin  vorliegenden  Falle  beabsichtigt  war,  leuchtet 
vollkommen  ein,  wenn  man  das  bis  zur  Verwechselung  ähnliche 
Aenssere  beider  Bücher  vergleicht. 

Hiernach  kann  es  keinem  gegründeten  Bedenken  unterliegen,  dass 
der  Angeschuldigte  fremdes  Eigenthum  benutzt  hat.  um  den  dem 
rechtmässigen  Eigenthümer  gebührenden  Gewinn  sich  unredlicher 
Weise  anzueignen.  Allein  eine  andere  Frage  ist  es,  ob  dieses  unred- 
liche Verfahren  auch  unter  die  Bestimmungen  des  Nachdruckgesetzes 
vom  11.  Juni  1837  falle?  Dieses  Gesetz  scheint  zunächst  auf  blosse 
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Nachbildungen  des  Aeusseren  der  DmckweHce  in  gewimttttchtiger 
Absicht  nicht  anwendbar  zu  sein. 

Unser  Nachdruckgesetz  erfordert  allerdings  zum  Thatbestande 
des  verbotenen  Nachdnicks  mindestens  den  theilweis  «folgten  Wie- 
derabdruck des  ursprünglichen  Werkes  ohne  Genehmigung  des  aus- 
schliesslich Berechtigten.  Und  ein  solcher  partieller  Nachdruck 
lässt  sich  in  der  Kigenthümlichkeit  des  vorliegenden  Falles  dem 
•Angeschuldigten  nicht  vorwerfen,  sofern  es  sich  nur  materiell  um 
die  grössere  oder  geringere  Auzahl  der  von  ihm  benutzten  oder 
wiedergegebenen  einzelnen  Stellen  handelt.  Jedoch  legt  auch  un- 
ser Nachdruckgesetz  kein  Hinderniss  in  den  Weg,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  durch  den  Begriff  des  Nachdruckes  einen  Fall  zu 
treffen,  dessen  Eigenthfimlichkeit  in  der  Schaden  bringenden  Be- 
nutzung des  Titels  und  der  Gestalt  eines  fremden  Verlagswerkes 
besteht.  — 

So  wenig  sich  also  ein-  für  allemal  der  Satz  aufstellen  liesse, 
dass  die  Benutzung  eines  früheren  Büchertitels  dem  neuen  Werke 
den  Stempel  eines  strafbaren  Nachdruckes  aufprägt,  so  darf  doch  im 
vorliegenden  concreten  Falle  um  der  begleitenden  Umstände  willen 
schon  der  Nachdruck  des  Titels  als  strafbar  erachtet  werden.  Diese 
begleitenden  Umstände  bestehen  aber  in  der  Nachbildung  der  gan~ 
zen  Gestalt  desjenigen  Buches,  mit  welchem  concurrirt  werden  soll, 
denn  auch  die  Gestalt  des  Buches  kann  unter  den  Umständen  des 
vorliegenden  Falles  als  zur  Substanz  des  Buches  gehörig  anges^en 
werden.« 

Die  Schlussfolgerungen  dieses  Gutachtens  enthalten  ihre 
Widerlegung  in  sich  selbst.  Auf  der  einen  Seite  wird  aner- 
kannt, dass  zum  Thatbestande  des  Nachdrucks  mindestens  der 
theilweise  Abdruck  des  nachgeahmten  W’^erkes  gehört,  dass  we- 
der die  Nachbildung  der  äusseren  Ausstattung,  noch  die  An- 
eignung des  fremden  Titels  dieses  Vergehen  enthalte.  Dagegen 
soll  doch  Beides  vereinigt,  in  Verbindung  mit  der  auf  Täuschung 
des  Publicums  gerichteten  gewinnsüchtigen  Absicht  den  Begrift 
des  strafbaren  Nachdruckes,  «wenn  auch  nicht  in  der  gewöhn- 
lichen Bedeutung  des  Wortes,«  darstellen.  Es  ist  aber  offen- 
bar, dass  der  blosse  Nachweis  einer  dolosen  Absicht  nicht  den 
objectiven  Thatbestand  eines  Vergehens  ereetzen  kann,  und  dass 
es  unstatthaft  ist,  Handlungen,  die  nicht  den  Thatbestand  einer 
unbeingten  Reproduction  fremder  Werke  enthalten,  um  ihres 
blossen  Zweckes  willen  unter  das  Nachdruckverbot  zu  subsnmiren. 
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Die  Mttel,  welche  im  vorliegenden  Falle  zur  Täuschung 
des  Publicums  angewendet  wurden,  bestanden  in  nichts  Ande- 
rem, als  in  der  Anwendung  ähnlicher  Waarenbezeichnungen, 
wrie  solche  zu  gleichem  Zwecke  im  Handel  nur  zu  gewöhnlich 
sind,  ohne  dass  dadurch  gegen  ein  Verbot  verstossen  würde, 
so  lange  nicht  fremde  Firmen  oder  geschützte  Fabrikzeichen 
unbefugt  gebraucht  werden.  Von  einer  unbefugten  Verviel- 
föltigung  eines  fremden  üeisteswerkes  oder  von  einem  Nach- 
druck konnte  daher  in  keiner  Bedeutung  des  Wortes  die 
Rede  sein. 

6.  Die  Reproduction  muss  in  einer  mechanischenVer- 
vielfältigung  des  Werkes  bestehen.  Bei  den  dramatischen 
und  den  musikalischen  Werken  steht  die  unbefugte  Öffentliche 
Aufführung  dem  Nachdrucke  gleich.  Der  Thatbestaud  dieser 
beiden  Arten  der  unbefugten  Reproduction  wird  im  §.  39  erör- 
tert werden. 

Jede  ahdere  Reproduction  des  Werkes  fällt  nicht  unter 
das  Verbot  des  Nachdrucks,  auch  wenn  sie  unbefugt  ist  und 
wenn  dadurch  die  vermögensrechtliche  Nutzung  des  geisti- 
gen Eigenthumes  geschmälert  wird.  Daher  ist  es  kein  Nach- 
druck, wenn  Gedichte  oder  Musikalien  abgeschrieben,  Bilder 
copirt  oder  abgezeichnet  werden.  Ebenso  wenig  wird  gegen 
das  Verbot  der  öffentlichen  Aufführung  verstossen,  wenn  Dra- 
men bloss  öffentlich  vorgelesen  werden.  Daher  ist  es  ferner 
nicht  dem  Nachdrucke  gleich  zu  achten,  wenn  ein  Geistlicher 
die  nachgeschriebenen  Predigten  seines  Amtsbruders,  oder  ein 
Professor  die  Vorlesungen  seines  Fachgenossen  auf  der  Kanzel 
oder  dem  Katheder  mündlich  reproduzirt. 

7.  Der  Nachdruck  gehört  zu  den  Privatdelicten.  Er 
begründet  ausser  der  Klage  auf  Untersagung  des  Nachdrucks 
und  auf  Entwähning  der  unbefugt  vervielfältigten  Exemplare 
des  Werkes  (§.  41)  eine  Obligation  auf  Schadensersatz  (§.  42). 
Neben  diesen  civifrechtlichen  Folgen  zieht  der  Nachdruck  eine 
Geldstrafe  nach  sich  (§.  43).  Diese  Strafe  ist  nach  einigen  Ge- 
setzgebungen, namentlich  nach  Englischem  Rechte,  eine  blosse 
l’rivatstrafe.  Nach  den  Deutschen  Gesetzgebungen  und  nach 
Französischem  Rechte  wird  dagegen  der  Nachdruck  gleichzeitig 
als  ein  öffentliches  Vergehen  behandelt  und  eine  öffent- 
liche Strafe  gegen  denselben  verhängt.  Nach  denselben  Ge- 
setzgebungen erfolgt  die  Verfolgung  des  Nachdruckes  nicht  im 
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Wege  der  Civilklage,  sondein  des  Strafprozesses,  so  jedoch,  dass 
die  Untersuchung  nur  auf  den  Antrag  des  Verletzten  eingeleitet 
wird,  welchem  auch  wegen  des  Schadensersatzes  der  Weg  der  Ci- 
vilklage offen  steht  (§.  44).  Auch  die  Wegnahme  der  unbefugt  ver- 
vielfältigten Exemplare  wird  in  den  Deutschen  und  Französischen 
Gesetzgebungen  allgemein  als  Confiscation,  d.  h.  als  straf- 
rechtliche Folge  bezeichnet,  während  doch  die  Wegnahme  nach 
Verschiedenheit  der  Fälle  entweder  zum  Zwecke  der  Vernichtung, 
oder  zum  Vortheil  des  Autors  und  des  Verlagsbeiechtigten  er- 
folgt. Nur  das  Englische  Recht  erkennt  in  dem  letztem  Falle 
eine  aus  dem  Eigenthume  des  Verlagsberechtigtcn  an  den  un- 
befugt vervielfältigten  Exemplaren  tliessende  \’indicationsbefug- 
niss  ausdnlcklich  an  (§.41). 

§.  37.  Totaler  und  partieller  Nachdruck. 

Verschiedener  Tlmthestand  der  Rcproductiou.  --  üesetzlioho  Bestim- 
mungen. — Grenzen  der  erlaubten  Benutzung.  — Auszüge  und  kritische 
Referate.  — Sammlungen  und  Chrestomathien. 

Der  objective  Thatbestand  des  Nachdrucks  besteht  in  der 
Reproduction  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes  auf  dem  ege 
der  mechanischen  Vervielfältigung. 

Die  Reproduction  des  Werkes  besteht  entweder  in  der  un- 
veränderten AViedergabe  des  ganzen  Werkes,  oder  sie  erstreckt 
sich  nur  auf  einen  Thcil  desselben,  oder  sie  ist  endlich  mit 
einer  Umänderung  der  Form  des  Originales  verbunden,  indem 
die  Schrift  in  einer  andern  Sprache,  das  Kunstwerk  in  einem 
anderen  Kunstverfahren  reproduzirt  wird.  Man  unterscheidet 
daher  den  totalen  von  dem  partiellen  Nachdruck,  ferner  den 
eigentlichen  Nachdruck  von  der  unbefugten  Nachbildung.  Beim 
partiellen  Nachdruck  wird  entweder  ein  Auszug  oder  ein  Bruch- 
stück des  nachgedruckten  Werkes  für  sich  allein  herausgege- 
ben, oder  endlich  in  Verbindung  mit  Bruchstücken  anderer 
Werke  zu  einer  Sammlung  vereinigt. 

Dass  auch  der  partielle  Nachdruck  unter  das  Nachdruck- 
verbot fällt,  ist  in  einigen  Gesetzgebungen  ausdrücklich  ausge- 
sprochen. So  in  dem  Preussischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1837 
in  den  Worten; 

§.  1.  »Das  Recht, eine  bereits  herausgegebene  Schrift  ganz 
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oder  theilweise  von  Neuem  abdrucken,  oder  auf  irgend 
einem  mechanischem  Wege  vervielföltigen  zu  las.sen,  steht 
nur  dem  Autor  - zu.« 

lieber  die  Grenzen  des  partiellen  Nachdrucks  bestimmt 
dasselbe  Gesetz: 

§.4.  »Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen; 

1.  das  wörtliche  Anführen  einzelner  Stellen  eines  be- 
reits gedruckten  Werkes, 

2.  die  Aufnahme  einzelner  Aufsätze,  Gedichte  u.  s.  w. 
in  kritische  und  literar  - historische  Werke  und  in  Samm- 
lungen zum  Schulgebrauche.« 

Die  Umkehrung  dieser  Vorschrift  ergibt,  dass  jede  theil- 
weise Reproduction  einer  Schrift,  welche  über  die  im  §.  4 be- 
stimmten Grenzen  hinausgeht,  als  Nachdruck  anzusehen  ist. 

Das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  186ö  verbietet  im  Art.  1 
den  Nachdruck  mit  dem  Zusatze: 

»HinsichtUch  dieses  Verbotes  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  das  Werk  — ganz  oder  nur  theilweise  abgedruckt  wird.« 
Die  Ausnahmen  von  diesem  Verbote  des  theilweisen  Nach- 
drucks im  Art.  G fallen  mit  denjenigen  des  Preussischen  Ge- 
setzes zusammen. 

Das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  October  184G  stellt  im 
^ 4,  c dem  verbotenen  Nachdrucke  gleich : 

»Auszüge  aus  dem  Werke  eines  andern  Autors  mit  oder 
ohne  Veränderungen,  wenn  sie  als  be.sondere  Schriften  mit 
dem  Titel  des  Originalwerkes  oder  ohne  denselben  erscheinen.« 
Die  im  §.  5 hinzugefügten  Ausnahmen  geben  die  angeführten 
Vorschriften  des  Preus-sischen  Gesetzes  mit  einigen  casuistischen 
Erweiterungen  wieder  *)• 

1)  §.6.  Dagegen  ist  aU  Nachdruck  nicht  anzugehen,  mithin  ge- 
stattet 

a.  das  wörtliche  Anfuhren  einzelner  Stellen  ans  bereit»  veröffent- 
lichten Werken; 

b.  die  Aufnahme  einzelner,  einem  grösseren  Werke,  einer  Zeitschrift 
oder  sonst  einem  periodischen  Blatte  entnommener  Aufsätze,  Gedichte 
und  BO  weiter  in  ein  nach  seinem  Hauptinhalte  neues,  selbständiges, 
kritisches  und  literarisches  Werk,  oder  in  eine  zn  einem  eigentbüm- 
lichen  literarischen  Zwecke,  sowie  zum  Kirchen.,  Schul-  und  Unter- 
riobtsgebranche  bearbeitete  Sammlung  von  .Auszügen  aus  den  Werken 
mehrerer  Schriftsfeller,  oder  endlich  in  Zeitschriften  und  periodische 
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In  Bezug  auf  den  partiellen  Nachdruck,  in  Verbindung  mit 
eigener  geistiger  Production  enthält  dagegen  das  Oesterreichische 
Gesetz  im  §.  4,  e die  schon  von  Wächter  (Das  Verlagsrecht 
Th.  II  S.  527)  mit  Becht  als  bedenklich  bezeichnete  Bestimmung, 
dass  das  später  erschienene  Werk  nur  dann  als  ein  verbotener 
Nachdruck  betrachtet  werden  soll, 

»wenn  nicht  die  darin  wahrgenommene  Vermehrung  oder 
sonstige  Veränderung  des  Inhaltes  für  so  wesentlich  und 
überwiegend  erkannt  wird,  dass  es  als  ein  neues  und  selb- 
ständiges Geistesproduct  erkannt  werden  muss.« 

Im  Französischen  Rechte  ist  die  Strafbarkeit  des  theil- 
weisen  Nachdrucks  ebenfalls  ausdrücklich  ausgesprochen  im  Code 
pdnal,  welcher  bestimmt; 

Art.  425.  Toute  Mition  d'^crit,  de  compositlon  musicale, 
de  dessin,  de  peinture  ou  de  toute  autre  production  impri- 
mdc  ou  gravde,  en  entier  ou  en  partie,  au  möpris  des 
lois  et  r^glements  relatifs  ä la  propridtd  des  auteurs  est  une 
contrefa^n,  et  toute  contrefa^on  est  im  d^lit. 

Das  Englische  Statut  vom  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria 
cap.  45  sect.  2 sect.  18)  begnügt  sich,  das  Verbot  des  Nachdrucks 
auf  jeden  einzelnen  Band,  Theil  oder  Druckbogen  des  Werkes, 
sowie  auf  jeden  einzelnen  Aufsatz  eines  Sammelwerkes  auszu- 
dehneii.  Doch  ist  auch  in  der  Englischen  Praxis  anerkannt, 
dass  die  Reproduction  eines  Werkes  mit  Abkürzungen  und  Aus- 
lassungen unter  das  Verbot  des  Nachdruckes  fallt,  während 
die  Veröffentlichung  eines  kritischen  Referates  über  den  Inhalt 
des  Werkes  für  zulässig  erachtet  wird  *)• 

Die  Grenze  zwischen  erlaubter  Benutzung  fremder  geistiger 
Production  und  dem  partiellen  Nachdruck  wird  theils  durch 


Blätter;  nur  muss  die  Originalquelle  ausdrücklich  angegeben  werden 
und  es  darf  der  entlehnte  Aufsatz  weder  einen  Druckbogen  eines 
Werkes,  welchem  er  entnommen  ist,  überschreiten,  noch  als  selbstän- 
dige Flugschrift  ausgegeben  werden,  ebenso  bei  Zeitschriften  und 
sonstigen  periodischen  Blättern,  im  Laufs  eines  Jahrganges  zusam- 
mengenommen, nicht  mehr  als  zwei  Druckbogen  auamacheu;  die  ei- 
gentlichen politischen  Zeitungen  sind  bloss  an  die  Bedingung  ge- 
bunden, die  Quelle,  aus  welcher  ein  Artikel  entlehnt  ist.  namhaft  zu 
machen. 

1)  Godson,  A Treatise  on  the  law  of  patents  and  of  Copyright 
p.  84&  sq.  — ('urtis,  A Treatise  on  the  law  of  Copyright  p 237  sq. 
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deo  Umfang  der  Enttehnung,  theila  durch  den  Zweck  derselben, 
theils  endlich  durch  den  Eintiuss  gegeben,  welchen  die  theil- 
weise  Heproduction  auf  die  vermögensrechtliche  Nutzung  des 
Originales  ausübt.  Die  beiden  ersten  Kriterien  sind  im  §.  4 
Nr.  1 u.  2 des  Preussischen  Gesetzes  vom  11.  Juni  1H37  aus- 
drücklich als  massgebend  aufgestellt.  Sie  finden  sich  ebenso 
in  den  oben  angeführten  Vorschriften  des  Bayerischen  und  des 
Oesterreichischen  Hechtes  wieder.  Das  dritte  Merkmal:  der 
Einfluss  auf  die  vermögensrechtliche  Nutzung  des  Originales 
hat  nur  die  Bedeutung,  die  Anwendung  der  ersten  beiden  Kri- 
terien zu  regeln,  da  ein  theilweisei'  Nachdruck  erst  da  anzu- 
uehmen  ist,  wo  der  Umfang  der  Entlehnung  dem  Vermögens- 
interesse des  Autors  Eintrag  thun  kann ')  und  da  andrerseits 
der  Thatbestand  des  Nachdrucks  durch  den  Zweck  der  Ent- 
lehnung da  ausgeschlosseu  wird,  wo  es  sich  um  die  Benutzung 
zu  einem  wesentheh  verschiedenen  literarischen  Zwecke  handelt, 
wo  also  z.  B.  Bruchstücke  aus  einer  Gedichtsammlung  in  einer 
Literaturgeschichte  oder  einem  Schulbuche,  oder  Stücke,  aus 
einer  Sanunlung  von  Rechtsfallen  in  einem  systematischen  Werke 
wiedergegeben  werden. 

Unzulässig  ist  es  dagegen,  das  Maass  der  eigenen  geistigen 
Production  des  Nachdruckers  für  den  Thatbestand  des  partiel- 
len Nachdruckes  in  Rechnung  zu  ziehen,  wo  dies  nicht,  wie  in 
dem  Oesterreichischen  Rechte  (oben  S.  382)  durch  positives 
Gesetz  vorgeschrieben  ist.  Die  Heproduction  eines  fremden 
Geistesproductes  kann  aUerdings,  wie  bereits  oben  S.  133  f. 
ausgeführt  ist,  wenn  sie  in  veränderter  Gestalt  erfolgt,  ein  gei- 
stiges Eigenthum  an  dem  Werke  begründen,  soweit  dasselbe 
im  Vergleich  mit  dem  benutzten  Werke  als  eine  neue  und  ori- 
ginale Production  erscheint.  Allein  diese  mit  der  Pintlehnung 
verbundene  eigene  Production  hebt  keinesweges  den  Thatbe- 
stand des  theilweisen  Nachdruckes  auf.  Daher  ist  es  allgemein 
anerkannt,  und  in  einigen  Gesetzen  ausdrücklich  ausgesprochen, 
dass  Erläuterungen  und  Anmerkungen  zu  fremden  Werken  in 
Verbindung  mit  dem  Werke  selbst  nur  unter  Bewilligung  des 
Verlagsberechtigten  abgedruckt  werden  dürfen  *). 

1)  Yergl.  Blaue,  Trsite  de  la  contrefaQon  p.  180.  — Gambaatide, 
Traitö  des  contrefacona  p.  103. 

3)  Sachsen-Gotb.  Patent  v.  18.  September  1826  §.  7.  — Sachsen- 
Meining.  Yerordnung  v.  7.  Mai  1629  Art.  4. 
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384  Vin.  Nachdruck.  §.  87.  Totaler  und  partieller  Nachdruck. 

Wendet  man  die  vorstehenden  Regeln  anf  die  verschiede- 
nen Fälle  des  partiellen  Nachdrucks  au,  so  lässt  sich  der  That- 
bestand  desselben  bei  der  ohne  Zuthat  erfolgten  Veröffentli- 
chung von  Auszügen  oder  Bruchstücken  aus  fremden  Werken 
ohne  Schwierigkeit  feststellen. 

Auszüge  aus  fremden  Schriften,  welche  deren  wesentlichen 
Inhalt  in  bloss  abgekürzter  Form  wiedergeben,  müssen  der 
Regel  nach  als  Nachdruck  angesehen  werden.  Wollte  man 
mit  Godson  ')  annehmeu,  dass  solche  Auszüge  gestattet  seien, 
sofern  das  Original  werk  weitläufig,  der  Auszug  mit  Verstand 
und  Mühe  gefertigt  ist,  so  würde  mau  in  der  That  das  Schrift- 
eigenthum vollständig  beinahe  auf  heben,  denn  wenige  Schriften 
sind  in  allen  Theileu  so  vollkommen,  dass  sich  nicht  von  kun- 
diger Hand  ein  verbesserter  Auszug  machen  Hesse 

Mit  Recht  entgegnet  daher  Lieber  (Political  Ethics  voL  1 
p.  133)  das  Recht,  Auszüge  zu  veranstalten,  gleiche  dem  Rechte, 
fremdes  Getreide  auszudreschen  und  dem  Eigenthflmer  das  Stroh 
zu  belassen. 

Eine  Ausnahme  von  der  vorigen  Regel  findet  nur  statt, 
wenn  der  Auszug  zu  einem  wesentlich  verschiedenen  Zwecke, 
z.  B.  zu  einer  kritischen  Besprechung  des  ausgezogeuen 
Werkes  gemacht  worden  ist.  Hier  kommt  es  natürlich  nicht 
darauf  an,  ob  diese  Besprechung  der  vermögensrechtlichen 
Nutzung  aus  dem  Originale  forderlich  ist  oder  nicht.  Ein  re- 
ferirender  Auszug  aus  einer  Schrift  fällt  also  nicht  deshalb 
unter  den  Thatbestand  des  partiellen  Nachdrucks,  weil  die 
Kritik  ungünstig  ausgefallen  ist  und  etwa  den  Absatz  des 
Werkes  unmöglich  gemacht  hat.  Anders  verhält  es  sich  da- 
gegen, wenn  unter  der  Form  der  Kritik  ein  partieller  Nach- 
druck verkleidet  wird,  wenn  also  der  Zweck  des  Referates  nicht 
in  der  Kritik  bestand,  sondern  dahin  ging,  den  Inhalt  des  frem- 
den Werkes  durch  theilweisen  Abdruck  widerrechtlich  auszu- 
nutzen *), 

Ij  A TreatUe  on  tbe  law  of  patent«  and  of  Copyright  p.  344: 
>Many  valuable  work«  are  so  voluminous,  that  abridgements  of  theni 
are  very  useful.  To  make  them,  aome  judgement  must  be  exercised, 
and  some  labour  empluyed;  and  therefore  tlie  authurs  of  tbem  ought 
certainly  to  be  encouraged.« 

2)  Ein  Beispiul  dieser  Art  des  partiellen  Naelidrucks  gibt  der  bei 
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Bei  der  Veröffentlichung  von  Bruchstücken  eines  fremden 
Werkes  ohne  eigene  Zuthat  ist  der  Thatbestand  des  partiellen 
Nachdruckes  ebenfalls  vollständig  gegeben,  sobald  das  Bruch- 
stück als  besondere  Schrift  hcrausgegeben  wird.  Erscheint  das 
Bruchstück  als  Theil  einer  Zeitschrift  oder  eines  Saitinilungs- 
werkes,  wie  z.  B.  die  häufigen  Compilationen  deutscher  Klas- 
siker, so  muss  der  Thatbestand  des  partiellen  Nachdruckes  eben- 
falls angenommen  werden,  wenn  nicht  ein  selbständiger  Zweck 
der  Publication  vorliegt,  welcher  die  .\nnahme  einer  Beein- 
trächtigung der  vermogensrechtliclien  Nutzung  aus  dem  Origi- 
nale ausschliesst '). 

Werden  Theile  von  fremden  Schriften  in  Verarbeitung  mit 
eigener  geistiger  Production  des  Herausgebers  wiedergegeben, 
so  hängt  der  Thatbestand  des  partiellen  Nachdrucks  theils  von 
dem  Umfange  des  entlehnten  Stoffes,  theils  von  dem  Verhält- 
nisse desselben  zu  der  originalen  Production  des  Herausgebers, 
theils  endlich  von  dem  Zwecke  der  Publication  ab.  Es  muss 
also  mit  Rücksicht  auf  alle  drei  Momente  beurtheilt  werden, 
ob  iin  gegebenen  Falle  eine  widerrechtliche  Beeinträchtigung 
der  vermögensrechtlichen  Nutzung  aus  dem  benutzten  Werke 

lleydemann  und  Dambach,  Diu  Preussische  NachdruukgeseUgebmig 
S.  378  mitgcthuilten  ReubUfall: 

Der  Apotheker  Steffen  gab  im  Jahre  1842  «die  ToUettenaeifen-Fa- 
brication  auf  kaltem  Wege«  t48  Suiten)  im  eigenen  Verlage  horatia. 
Der  Kedactuiir  des  Berliner  Gewerbe-,  Industiic  und  Handelablattea 
druckte  demnächat  die  §§.11—19  dieaea  Werkchens  (S.  21  — 36)  im 
fünften  Bande  in  den  Nummern  1 5 dieaea  Blattes  mit  einer  kurzen 

empfehlenden  Ilinweiaung  auf  daa  auagezogene  Werk  wörtlich  ab.  Der 
Literariache  Sachveratändigenverein  verwarf  in  aeinem  Gutachten  vom 
27.  Dezember  1843  aowohl  die  Annahme,  dass  nur  eine  wörtliche  An- 
führung einzelner  Stellen  einoa  fremden  Werkea  (§.  4 Nr.  1 dua  Geaetzea 
V.  11.  Juni  1837;  vorliege,  ala  auch  die  Annahme  einer  zum  Zwecke 
der  Empfehlung  erfolgten  Excerption  und  nahm  den  Thatbeatand  dea 
partiellen  Nachdruckea  ala  erwieaen  an. 

1)  Literarconvention  zwischen  Preuaaen  und  Fi-aukreieh  vom  2. 
Auguat  1862  Art.  II.  >Ea  aoll  gegenaeitig  erlaubt  aein,  in  jedem  der 
beiden  Länder  Auazüge  ans  Werken  oder  ganze  Stücke  von  Werken, 
welche  zum  eraten  Male  in  dem  andern  Lande  erachienen  aind,  zu  ver- 
öffentlichen, vorauageaetzt , daaa  dieae  Veröffentlichungen  auadrücklich 
für  den  Schulgebrauch  oder  Unterricht  beatimmt  und  eingerichtet  und 
in  der  I^tndeaapracbe  mit  erläuternden  .Anmerkungen  oder  mit  Uebur- 
aetzunguu  zwiachen  den  Zeilen  und  am  Hände  veraehpu  aind.« 

25 
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SSO  VIII.  Nachdniok.  §.  3R.  Unb?fn({t«  Nachbildung. 

stattgefunden  hat.  Als  lehrreiche  Beispiele  ftlr  eine  solche  Be- 
urtheilung  können  die  von  Heydemann  und  Dambach  (DiePreu.s- 
sische  Nachdruckgesetzgehung  Berlin  186.H)  mitgetheilten  und 
ausführlich  erörterten  Rechtsfalle  angeführt  werden  ')• 


§.  38.  Unbefugte  Nachbildung. 

Nachbildung  von  Kunatwerken.  — Anderes  Kunstverfahren.  — Musika- 
lische Bearbeitungen.  — üebersetzungen.  — Vorbehalt  der  Teber- 
setzung.  — Internationales  Recht. 

Die  unbefugte  Rcproduction  kann  nach  dem  oben  S.  380 
Gesagten  ferner  entweder  eine  unveränderte  sein,  oder  das  Werk 
in  einer  veränderten  Gestalt  wiedergeben.  Die  unveränderte  Re- 
production  ist  nur  bei  den  Schriften  möglich.  Bei  den  Kunst- 
werken ist  fast  ohne  Ausnahme  eine  wenn  auch  noch  so  unter- 
geordnete künstlerische  Thätigkeit  seitens  des  Nachdruckers  er- 
forderlich. Von  der  ganz  unvermittelten  Reproduction  eines 
Kunstwerkes  kann  nur  in  den  seltensten  Fällen  die  Rede  sein : 
etwa  bei  der  photographischen  Vervielfältigung,  die  doch  in 
der  Regel  sowohl  die  Form  verändert,  als  auch  eine  Retouche 
durch  Zeichnung  erfordert,  oder  bei  dem  Abformen  von  pla- 
stischen Kunstwerken. 

Gleichwohl  ist  es  allgemein  anerkannt,  und  in  den  Ge- 
setzen ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  auch  die  Vervielfälti- 
gung von  Kunstwerken  in  veränderter  Gestalt  unter  das  Ver- 
bot des  Nachdruckes  fällt,  dass  sowohl  der  Kupferstich  nach 
einem  Gemälde,  als  auch  der  Stahlstich  nach  einer  Lithogra- 
phie oder  die  photographische  Copie  eines  Gemäldes  oder  eines 
Kupferstiches  als  eine  Vervielfältigung  im  Sinne  des  Gesetzes 
zu  betrachten  ist  ®). 


1)  a.  a.  0.  S.  73.  77.  96.  263.  277  . 287.  299.  329.  333.  340.  378. 
388.  393.  409.  411.  434  . 450.  608.  508.  598. 

2)  Gesetz  vom  11.  .luni  1838  §.  21  Die  Vervielfältigung  von  Zeich- 
nungen oder  Gemälden  durch  Kupferstich,  Stahlstich.  Holzschnitt,  Li- 
thographie. Farbendruck,  üebertragung  u.  s.  w.  ist  verboten,  wenn  sie 
ohne  Genehmigung  des  Urhebers  des  Originalkunstwerkes  oder  seiner 
Rechtsnachfolger  bewirkt  wird. 

§.  22.  Unter  gleicher  Bedingung  ist  die  Vervielfältigung  von 
Sculpturon  aller  Art  durch  Abgüsse,  Abformungen  u.  s.  w.  verboten. 
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Hs  ist  streitig  ob  das  Verbot  der  unbefugten  Nachbildung 
von  Kunstwerken  sich  nur  auf  die  Ileproduction  in  derselben 
Kunstgattung  erstreckt,  oder  ob  der  Thatbestand  der  straflia- 
ren  Nachbildung  auch  da  vorliegt,  wo  ein  Werk  der  zeichnen- 
den Kunst  in  plastischer  Form,  oder  ein  Bildwerk  durch  Zeich- 
nung nachgeahmt  wird.  Einige  Gesetzgebungen  nehmen  die 
Nachbildung  von  plastischen  Werken  durch  Zeichnung  und  um- 
gekehrt ausdrücklich  von  dem  Nachdruckverbote  aus  ‘).  Hierher 
muss  auch  die  englische  Gesetzgebung  gezählt  werden,  da  in 
den  verschiedenen  zum  Schutze  des  artistischen  Eigenthumes 
bestimmten  Gesetzen  nur  die  Nachbildung  von  Zeichnungen  ete. 
durch  den  Druck  und  von  Bildwerken  durch  die  Plastik  ver- 
boten wrird  *). 

§.  29.  Die  Abbildung  eines  Kunstwerkes,  welche  durch  ein  an- 
deres, als  bei  dem  Original  augewendetes  Kunstverfahren,  7..  B.  durch 
Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt  u.  s.  w.  (g.  21)  oder  durch  -Ab- 
güsse, Abforimingen  n.  s.  w.  (§.  22)  rechtmässig  angefertigt  worden, 
darf  nicht  ohne  Genehmigung  des  Abbildnors  oder  seiner  Rechtsnach- 
folger durch  ein  rein  mechanisches  Verfahren  vervielfältigt  werden  so 
lange  die  Platten,  Formen  und  Modelle,  mittelst  welcher  die  Abbil- 
dung dargestellt  wird,  noch  nutzbar  sind. 

Bayer.  Gesetz  v.  18.  Juni  1866  Art.  26.  Nach  Massgabe  der  im 
ersten  .Vbschnitte  enthaltenen  und  der  folgenden  besonderen  Vorschrif- 
ten ist  als  Nachdruck  verbotendie  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  ge- 
schehende Vervielfältigung  von  Werken  der  zeichnenden  oder  plasti- 
schen Konst,  sei  diese  Vervielfältigung  eine  mechanische,  wie  z B.  durch 
Benutzung  der  Originalplatten  oder  Formen,  durch  Photographie,  .Ab- 
guss, oder  werde  sie  durch  Nachbildung  vermittelt,  vorausgesetzt,  dass 
im  letzten  Falle  ein  Verfahren  beobachtet  wird,  durch  welches  eine 
Mehrheit  nachgebildetcr  Exemplare  mittelst  der  nämlichen  Vorrichtung 
hergdslellt  werden  kann,  z.  B.  Kupferstische  nach  einem  Gemälde  oder 
einem  anderen  Kupferstiche. 

Die  Anfertigung  von  Einzelkopien  ohne  Genehmigung  des  Ur- 
hebers des  Originals  ist  so  lange  als  Nachdruck  verboten,  als  das  Ori- 
ginal noch  Eigenthum  des  Urhebers  und  noch  nicht  erlaubter  Weise 
vervielfältigt  ist. 

1)  Würtemberg.  Verordnung  v.  19.  October  1838  §.  1.  — Braun- 
schweig.  Ges.  vom.  10.  Februar  1842  §.  9 N.  2.  — Sachsen  Weimar. 
Gesetz  v.  11.  Januar  1839  §.  29. 

2)  8 George  II  cap.  13.  — 17  George  cap.  57.  — 6u.  7 William 
IV  cap.  69.  — 88  George  III  cap.  71.  — 54  George  III  cap.  56.  — 
13  u.  14  Victoria  cap.  104. 
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Auch  das  PreussLsche  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  hatte  im 
§.  24  denselben  Grundsatz  aufgestellt.  Da.s  Gesetz  vom  20. 
Februar  1854  dagegen  be.'timmt  unter  Aufhebung  des  §.  24  cit.; 

§.  1.  Wird  ein  Kunstwerk,  das  durch  die  Malerei  oder 
eine  der  zeichnenden  Künste  hervorgebracht  ist,  mittelst  der 
plastischen  Kunst  oder  umgekehrt  dargestellt,  so  ist  eine 
solche  Darstellung  nur  daun  als  eine  verbotene  Nachbil- 
dung zu  betrachten,  wenn  sie  auf  rein  mechanischem  Wege 
erfolgt. 

Bei  der  Nachbildung  in  einer  andern  Kunstgattung  wird 
also  zum  Thatbestande  des  Nachdrucks  erfordert,  dass  nicht 
bloss  die  Nachbildung  auf  mechanischem  Wege  vervielfältigt 
wird  — denn  dies  ist  auch  sonst  zum  Begriffe  des  verbotenen 
Nachdruckes  erforderlich  — sondern  dass  die  Reproduction  in 
der  anderen  Kunstgattung  ursprünglich  auf  rein  mechanischem 
Wege  d.  h.  mit  blosser  Hülfe  von  Werkzeugen,  ohne  freie  Zeich- 
nung oder  Modellirung  erfolgt  ist.  Dies  ergeben  ausser  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes  auch  die  Kammerverhandlungen,  aus 
welchen  hervorgeht,  dass  zu  dem  erlassenen  Verbote  die  Er- 
findung der  Ileliefcopierniaschiene  Anlass  gegeben  hatte,  ver- 
mittelst deren  plastische  Kunstwerke  unmittelbar  in  Zeichnun- 
gen vervielfältigt  werden. 

Das  Verbot  trifft  ausser  dieser  sogenannten  Ciollasmanier 
auch  die  photographische  .\bbildung  plastisch«'  Kunstwerke. 
Dagegen  ist  es  undenkbar,  dass  ein  W^erk  der  zeichnenden 
Kunst  auf  rein  mechanischem  Wege  in  plastischer  h'orm  wie- 
der gegeben  werden  konnte. 

ln  den  übrigen  deutschen  Staaten,  deren  Gesetzgebung 
die  Nachbildung  in  einer  andern  Kunstgattung  weder  ausdrück- 
lich zulässt  noch  verbietet,  besteht  ebenso  wie  in  Frankreich 
vielfach  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  eine  solche  Nach- 
bildung unter  das  Verbot  des  Nachdrucks  fällt  *).  Der  rich- 
tigen Meinung  nach  muss  diese  Frage  insoweit  bejaht  werden 
als  überhaupt  ein  Kunstwerk  der  einen  Hauptgattung  in  der 
andern  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  reproduzirt  werden 

i;  Wächter,  das  Verlagsrecht  Th.  II  S.  582  f.  — Harum,  Oester- 
reich Pressgesetzgebung  S.  209.  — Kriedlätider,  der  itechtssebutz  ge- 
gen Nachdruck  S.  55.  — Gambastide,  Traite  des  cootrefacons  p.  299  sq. 
— nianc,  Traite  de  la  contrefagon  p.  304. 
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kann  und  als  eine  solche  Reprodiiction  die  vermöKensrechtliche 
Nutzung  des  Originales  beeinträchtigen  kann.  Bei  der  plasti- 
schen Nachahmung  von  Werken  der  zeichnenden  Kunst  wird 
beides  nur  selten  der  Fall  sein;  es  müs.ste  dann  geradezu  der 
gezeichnete  Entwurf  eines  Bildwerkes  zur  unbefugten  plastischen 
Ausführung  benutzt  werden.  Bei  den  Zeichnungen  und  Photo- 
graphien nach  plastischen  Kunstwerken  wird  dagegen  beides 
häufiger  zutreft'en,  da  die  zeichnende  Kunst  und  vor  allem  die 
stereoskopische  Photographie  das  Plastische  des  Originales  in 
gewissem  Grade  nachzuahmen  versteht  und  da  ein  plastisches 
Werk  auch  durch  Vervielfältigung  in  einer  dieser  Formen  nutz- 
bar gemacht  werden  kann. 

Auch  bei  den  Musikalien  ist  allseitig  anerkannt,  da.ss 
der  Begriff  des  Nachdrucks  nicht  bloss  die  unveränderte  Ke- 
production  sondern  auch  die  Bearbeitung  umfasst,  soweit  die- 
selbe als  eine  bloss  abhängige  Nachahmung,  nicht  als  eine 
eigenthümliche  Composition  über  fremde  Themata  zu  betrach- 
ten ist  '). 

.\nders  verhält  es  sich  bei  den  Schriften.  Die  Wiedergabe 
von  Schriften  in  veränderter  Gestalt  findet  im  Wesentlichen 
nur  80  statt,  dass  dieselben  in  eine  andere  Sprache  übertragen 
werden.  Alle  sonstigen  Verarbeitungen  von  Schriftwerken  fal- 
len unter  die  Kategorie  der  partiellen  Reproduction  (oben  S.  384), 
wenn  sie  nicht  etwa,  wie  die  hergebrachten  Umstellungen  und 
Stylveränderungen  des  Nachdruckers,  nur  dazu  bestimmt  sind, 
den  Thatbestand  des  Nachdrucks  zu  verhüllen. 

In  Bezug  auf  die  Uebersetzungcn  besteht  nun  eine  leb- 
hafte Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  dieselben  unter  .den 
Begriff  des  Nachdruckes  zu  subsumiren  sind,  oder  nicht? 

Diese  Frage  kann  im  Prinzipe  nur  bejaht  werden.  Die 
Thätigkeit  des  Uebersetzers  ist  keine  andere,  als  die  jed&s  an- 
dern Bearbeiters,  z.  B.  des  Kupferstechers  oder  des  Musikers, 
welcher  den  Klavierauszug  einer  Partitur  fertigt.  Der  Ueber- 
setzer  gibt  nur  einer  bereits  gegebenen  Gedankenfolge  den  pas- 
senden Ausdruck  in  seiner  Sprache  und  es  ist  gewiss  nicht 
zuläs.sig,  mit  Bluntschli  (deutsches  Privatrecht  3.  Aufl.  S.  128) 
die  blosse  Uebertragung  der  Gedanken  des  Originales  in  eine 
fremde  Sprache  als  eine  selbstständige  Geistesarbeit  zu 


1)  Vergl.  die  oben  S.  173  f.  angeführten  Gesetze  und  Schriftsteller. 
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bezeichnen,  welche  ein  geistiges  Kigenthum  an  dem  übertrage- 
nen Inhalte  begründen  könnte.  Der  Uebersetzer  gibt  diesen 
Inhalt  nur  wieder  und  sein  geistiges  Eigenthum  reicht  nur  so 
weit  wie  die  von  ihm  herrährende  originale  Formgebung,  es 
erstreckt  sich  nur  auf  seine  Uebersetzung,  nicht  auf  das  von 
ihm  übersetzte  Werk,  welches  auch  in  der  Uebertragung  Ei- 
genthum des  Autors  bleibt. 

Diese  prinzipielle  Auffassung  hat  jedoch  in  der  Gesetzge- 
bung nicht  vollständig  Annahme  gefunden.  Die  deutsche  Nach- 
druckgesetzgebuug  hatte  ursprünglich  nur  den  Schutz  des  ein- 
heimischen Schrifteigenthums  im  Auge  (obeji  S.  74  f.)  Man 
war  zwar  geneigt,  den  Grundsatz  der  blos  territorialen  Qpltung 
des  geistigen  Eigenthunies  zu  Gimsten  derjenigen  Länder  fal- 
len zu  hissen,  welche  die  Gegenseitigkeit  zugestanden,  jedoch 
nur  in  Bezug  auf  die  unveränderte  Keproduction  der  auslän- 
dischen Literatur.  Mau  glaubte  die  Aneignung  derselben  im 
Wege  der  Uebersetzung  möglichst  wenig  beschränken  zu  dür- 
fen. Daher  stellt  das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837 
im  §.  4 den  Grundsatz  auf,  da.ss  die  Herau.sgabe  von  Ueber- 
setzungen  bereits  gedruckter  Werke  nicht  als  Nachdruck 
anzusehen  ist.  Diesem  Grundsätze  werden  aber  die  folgenden 
Ausnahmen  hinzugefügt. 

»Ausnahmsweise  sind  jedoch  Ueber Setzungen  in  folgenden 
Fällen  dem  Nachdrucke  gleich  zu  achten: 

a.  Wenn  von  einem  Werke,  welches  der  Verfasser  in  einer 
todten  Sprache  bekannt  gemacht  hat,  ohne  seine  Genehmi- 
gung eine  deutsche  Uebersetzung  herausgegeben  wird. 

b.  Wenn  der  Verfasser  eines  Buches  solches  gleichzeitig 
in  verschiedenen  lebenden  Sprachen  hat  erscheinen  lassen, 
und  ohne  seine  Genehmigung  eine  neue  Uebersetzung  des 
Werkes  in  eine  der  Sprachen  veranstaltet  wird,  in  welchen 
es  ursprünglich  erschienen  ist.  Hat  der  Verfasser  auf  dem 
Titelblatte  der  ersten  Ausgabe  bekannt  gemacht,  dass  er 
eine  Uebersetzung  und  in  welcher  Sprache  herausgeben  wolle, 
so  soll  diese  Uebersetzung,  wenu  sie  innerhalb  zweier  Jahre 
nach  dem  Erscheinen  des  Originales  erfolgt,  als  mit  dem 
Originale  gleichzeitig  erschienen  behandelt  werden.« 

Die  Gründe,  welche  zur  Annahme  dieser  Bestimmungen 
geführt  haben,  werden  von  Hitzig')  wie  folgt  referirt; 

1)  Das  Königl.  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1887  S.  58. 
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»Jtsde  Schrift  sei  sunächst  nur  Enseagaisa  eines  nationalen 
Sprachgebietes,  einer  nationalen  Literatur.  Mit  dieser  Eigenschaft 
trete  sie  aber  in  der  Kegel  zugleich  auch  nur  in  daigenige  StaaU- 
und  Rechtsgebiet  ein,  welches  mit  jenem  Sprachgebiet  Zusammen- 
falle. Es  sei  demnach  eigentlich  nur  dieses  Staatsgebiet,  in  welchem 
der  Urheber  den  Uechtsscbutz  füi-  sein  Werk  in  Anspruch  zu  neh- 
men beabsichtige.  Die  Uebertragung  eines  englischen  oder  franzö- 
sischen Werkes  in  das  Deutsche  sei  zugleich  auch  die  Uebertragung 
in  ein  anderes  Staats-  und  Kechtsgebiet.  So  wenig  der  Nachdruck 
englischer  und  französischer  W'erke  selbst,  ohne  besondere  Vereini- 
gung mit  den  betreffenden  fremden  Regierungen  in  Deutschland, 
für  unerlaubt  gelten  könne,  ebensowenig  dürfe  auch  die  Ueber- 
setzung  solcher  Werke  verboten  werden.  Dabei  mache  es  keinen 
Unterschied,  ob  der  Urheber  des  in  der  fremden  Sprache  geschrie- 
benen Werkes  ein  Inländer  oder  Ausländer  sei.  Das  Werk  gehöre 
immer  einer  fremden  Literatur  an  und  suche  selbst,  wenn  ein  In- 
länder der  Verfasser  sei,  seine  Verbreitung  gewiss  vorzugsweise 
nicht  im  ln-  sondern  im  Auslande.« 

Die  Bestimmungen  des  Preussischen  Gesetzes  sind  also  aus- 
diUcklich  aus  der  territorialen  Beschränktheit  des  Rechtsschutzes 
abgeleitet,  wie  solche  vor  dem  Abschlüsse  der  Literarconven- 
tionen  mit  England,  Frankreich  und  Belgien  dem  gesammten 
Auslande  gegenüber  bestand. 

Diese  Bestimmungen  sind  in  das  Grossherzoglich  Sächsische 
Gesetz  vom  11.  Januar  1839  §.  4 und  in  das  Braunschweigi- 
sche Gesetz  vom  10.  Februar  1842  §.  2 übergegangen.  Das 
Grossherzogi.  Hessische  Gesetz  vom  23.  September  1830  Art.  4 
gibt  für  die  in  todten  Sprachen  verfassten  Werke  dem  Ver- 
fasser und  dem  Verleger  ein  Vorrecht  zur  Uebersetzung,  wel- 
ches binnen  zwei  Jahren  nach  erfolgter  Aufforderung  ausgeübt 
werden  muss.  Das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  üctober 
1846  §.  5 gibt  dem  Verfasser,  wenn  er  sich  die  Veranstaltung 
einer  Uebersetzung  auf  dem  Titelblatte  oder  in  der  Vorrede 
Vorbehalten  hat,  das  ausschliessliche  Recht  der  Uebersetzung 
für  die  Dauer  eines  Jahres,  dagegen  wenn  er  die  Uebersetzung 
gleichzeitig  mit  dem  Originale  erscheinen  lässt,  für  die  ganze 
Dauer  des  ausschliesslichen  Vervielfältigungsrechtes  *)• 


1)  Die  angeführte  llestimmuug  lautet : 
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Das  Bayei  ische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  gestattet  in 
(len  Art.  8 und  17  dem  Verl'asser,  sich  das  Recht  der  Ueber- 
setzung  vorzubehalten.  Die  Veroflfcntlichung  der  vorbehaltenen 
Uebersetzung  muss  binnen  Jahresfrist  begonnen  und  binnen 
drei  Jahren  nach  dem  Erscheinen  des  Originales  vollendet  sein. 
Das  ausschliessliche  Recht  dauert  vom  Erscheinen  der  Ueber- 
setzung noch  fünf  Jahre. 

In  Wilrtemberg,  Sachsen  Gotha,  Sachsen  Meiningen,  Sach- 
sen ARenburg,  Anhalt  und  Hamburg,  sowie  mit  Ausnahme  der 
in  todten  Sprachen  erschienenen  Werke,  im  Grossherzogthum 
Hessen,  ist  das  Recht  der  Uebersetzung  ausdrücklich  freige- 
geben '). 

In  den  übrigen  deutschen  Gesetzgebungen  ist  ebensowenig 
wie  in  den  Bundesbeschlüssen  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
über  das  Uebersetzuugsrecht  enthalten.  Die  Meinungen  der 
SchrifLsteller  sind  getheilt,  doch  entscheidet  sich  die  Mehrzahl 
aas  den  oben  bei  der  Darstellung  des  Preussischen  Rechtes 
angegebenen  Gründen  mit  Recht  dafür,  dass  dem  Schriftsteller 
nach  gemeinem  deutschen  Rechte  ein  ausschliessliches  Recht 
der  Uebersetzung  nicht  zusteht*). 

«Hat  der  Autor  das  Work  zugleich  in  mehreren  Sprachen  erscheinen 
las.scii,  so  wird  jede  dieser  Ausgaben  als  Original  behandelt.« 

Hieraus  schliesst  Wächter,  das  Verlagsrecht  Th.  I S.  569  Note  36,  dass 
nun  jede  der  beiden  Ausgaben  wie  jedes  andere  Original  in  die  andere 
Sprache  übersetzt  werden  dürfe.  Dies  ist  jedoch  nicht  richtig,  denn 
die  Uebersetzung  der  italienischen  Ausgabe  ins  Deutsche,  würde  offen- 
bar ein  Nachdruck  der  deutschen  .Ausgabe  sein  und  dieser  wird  nicht 
dadurch  zulässig,  dass  er  vermittelst  einer  Rückübersetzung  aus  dem 
Italienischen  zu  Stande  gebracht  ist.  AVäre  die  angenommene  Inter- 
pretation richtig,  so  müsste  es  auch  zulässig  sein,  Humboldts  oder 
(ioothes  Werke  aus  den  französischen  und  englischen  Uebersetzungen 
ins  Deutsche  zurückzuübcrsetzen.  Harum,  Oesterreich.  Pressgesetzge- 
bung S.  201  nimmt  daher  mit  Recht  an,  dass  bei  der  gleichzeitigen 
Ausgabe  in  zwei  Sprachen  eine  Uebersetzung  in  eine  dieser  beiden 
Sprachen  überhaupt  nicht  mehr  gestattet  sei. 

1)  Würtemberg.  Rescript  v.  25.  Februar  1815  g.  7.  — Sachsen 
Coburg-lioth.  Patent  v.  28.  September  1828  §.  8.  — Sachsen  Meining. 
Verordn  v.  7.  Mai  1829  .Art.  9.  — Sachsen  .Vltenburg.  Gesetz  v.  1. 
Dezember  1827  §.  5.  — .Anhalt.  Dessau.  Verordn,  v.  15.  November  1827 
g.  6.  — .Anhalt  Köthen.  Mandat  v.  23.  Dezember  1828  g.  3.  — Ham- 
burg. Verordn,  v.  29.  November  1847  Art.  7. 

2)  Jolly,  die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  152.  — Kramer,  die  Rechte 
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Im  Französischen  Rechte  fehlt  eine  ausdrückliche  fjesetz- 
liche  Bestimmung  über  das  Uebersetzungsrecht,  doch  hat  sich 
die  Praxis  in  Uebereinstimmung  mit  der  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller dafür  entschieden,  dass  dem  Autor  für  die  ganze  Dauer 
seines  geistigen  Eigenthumes  auch  das  ausschliessliche  Recht 
der  Uebersetzung  zustehe,  und  dass  daher  jede  ohne  seine 
Genehmigung  veranstaltete  Uebersetzung  unter  den  Begriff  des 
Nachdruckes  fallt  *). 

Nach  Englischem  Rechte  gibt,  abgesehen  von  den  wei- 


der  Schriftsteller  und  Verleper  S.  103.  --  Wächter , das  Verlagsrecht 
Th.  I S.  666.  — Bluntschli,  Deutsches  Privatrecht  8.  Aufl.  S 128. 

Für  das  ausschliessliche  Uebersetzungsrecht  dagegen:  Kisenlohr, 
das  literarisch  artistische  Eigenthmn  S.  62. 

1)  Blanc.  Traite  de  la  contrefa^on  p.  176  sq-  — Gambastide, 
Traite  des  contrefa^-ons  p.  108.  — Dcvilleneuve  et  Carettc.  Rccueil  ge- 
neral (Arrct  de  la  cour  de  Rouen  du  7.  novembre  1841)  XLVI.  2.  521. 

Die  Gründe  des  von  Gambastide  a.  a.  0.  mitgctbeilten  Erkennt- 
nisses des  Pariser  Znchtpolizeigerichtes  vom  23.  März  1847  lauten : 

• Attendu,  en  droit,  qii’il  resulte  des  art.  1 et  2 de  la  toi  du  19 
juiltet  1793,  que  l’auteur  d’un  onvrage  on  son  cessionnaire  on  a la 
propriete  exclusive,  et  qu’aux  termes  de  l’article  425  du  Code  penal, 
tonte  edition  d’un  onvrage  faite  au  mepris  des  lois  ou  rcgloments  re- 
latifs  ä la  propriete  des  auteurs,  est  une  contrefa^ou ; 

»Que,  par  leur  generalite,  ces  dispositions  de  la  loi  s’appliquenl 
k toute  espece  de  reproduction,  lorsque  cette  reproduction  est  de  na- 
ture  ä porter  atteinte  ä la  propriete  d’autrui; 

»Attendu  que  la  traduction  d'un  livre  fmn^ais  en  langne  etran- 
gere  reproduit  necessairement  t’ouvrage  original,  puisque  le  traducteur 
en  prend  le  titre,  te  sujet,  les  idees,  les  arguments  et  Ics  phrases,  tout, 
en  un  mot,  excepte  la  languc,  et  qu’il  est  evident  que  ce  qui  constitue 
l’ouvrage,  ce  sont  les  idees,  l’ordrc  dans  lequel  elles  sont  presentees, 
et  leur  developpcment,  et  non  l’idii)mc  dans  lequel  il  est  ecrit ; 

»Que,  s’il  est  vrai  que  la  traduction  n’cst  pas  destinee  ä la  memo 
jsartie  de  public  que  l’ouvrage  original,  il  n’on  c.st  pas  moins  certaiu 
i{u’elle  enleve  a l’auteur,  sans  l’assentimcnt  duquel  eile  a lieu.  une  classc 
de  leotcurs  ä laquelle  il  aurait  pu  s'adresser,  et  qii’clle  le  prive  des 
benefices  sur  lesquels  il  pouvait  legitiineincnt  coinptcr,  seit  en  tradui- 
sant  lui-meme  son  ouvrage,  soit  en  cedant,  moyennant  retribution,  le 
droit  de  le  traduire; 

»Que  la  traduction,  ainsi  feite  sans  la  permissiou  de  l’aiitcur  ou 
de  son  conoessionnaire,  est  dono  une  reproduction  dommageahle  pour 
lui,  de  l’ouvrage  dont  il  a la  propridtö  exclusive « 
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ter  unten  zu  erwähnenden  internationalen  Verträgen  die  Ueber- 
setzung  einer  Schrift  auch  ohne  Autorisation  des  Autors  als 
eine  vollständig  erlaubte  Handlung,  welche  nicht  unter  den 
Begriff  des  Nachdrucks  fällt  '). 

Das  Niederländisch  Belgische  Gesetz  vom  23.  Sep- 
tember 1814  allein,  welches  auch  in  Luxemburg  Geltung  hat, 
erkennt  das  ausschlie.ssliche  Recht  des  Autors  zur  Veröffentli- 
chung seines  \Verkes  auch  in  anderen  Sprachen  für  die  ganze 
Dauer  der  Schutzfrist  an,  nur  mit  der  singulären  Beschränkung, 
dass  das  ausschliessliche  Recht  der  Uebersetzung  mit  der  zwei- 
ten Ausgabe  des  Originales  erlischt*). 

Das  internationale  Recht  endlich,  welches  durch  die 
von  Preussen  und  verschiedenen  anderen  deutschen  Staaten  mit 
Grossbritannien,  Frankreich  und  Belgien  abgeschlossenen  Staats- 
verträge geschaffen  ist,  hat  das  ausschliessliche  Recht  der  üe- 
bersetzuiig  mit  ungefähr  denselben  Beschränkungen  zur  Gel- 
tung erhoben,  mit  welchen  dasselbe  im  Preussischen  und  im 
Bayerischen  Rechte  anerkannt  ist.  Der  Zusatzvertrag  zwischen 
Preussen,  Sachsen  u.  s.  w.  und  Grossbritannien  vom  14.  Juni 
1855  bestimmt: 

Art.  111.  »Der  Verfasser  irgend  eines  in  einem  der  beiden 
Staaten  veröffentlichten  Werkes,  welcher  sich  das  Recht  der 
Uebersetzung  desselben  Vorbehalten  wissen  will,  soll  bis  zum 
Ablauf  von  fünf  Jahren  vom  Datum  der  ersten  Veröffentli- 
chung der  von  ihm  autorisirten  Uebersetzung  an,  zum  Schutz 
gegen  die  Publication  jeder  von  ihm  nicht  autorisirten  üe- 
bersetzung  in  dem  andern  Staate  in  folgenden  P'ällen  be- 
rechtigt sein: 

§.  1.  Wenn  das  Originahverk  in  dem  einen  Staate  inner- 
halb dreier  Monate  nach  seiner  Veröffentlichung  in  dem  an- 
deren Staate  eiuregistrirt  und  nicdergelegt  worden  ist. 


1)  Blackutone,  Comnientaries  on  the  laws  of.  England  book  XI 
chapt.  20  §.  8.  — Ciodaon,  A Treatise  on  the  law  of  patonU  and  of 
Copyright  p.  346.  — International  Copyright  Act.  7 & 8 Viotoria  O;  12 
sect.  18. 

2}  Loi  du  23.  septembre  1819  .\rt.  12.  11  e«t  defendu  aous  Ic» 

pcines  portees  en  l'art.  9 de  publier  la  traduction  d’un  ourrage,  eur 
lequel  l’autcur  ou  ses  heritiers  exercent  encore  leur  droit  de  propriete. 
ä inoina  qu’ils  u’eu  donnent  leur  consentement  par  ecerit,  ou  que  l'ou- 
vrage  traduit  ne  seit  parveuu  ä la  2me  edition. 
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§.  2.  Wenn  der  Verfasser  auf  dem  Titelblatt«  seines  Wer- 
kes seine  Absicht  vermerkt  hat,  sich  das  Recht  der  Ueber- 
setzung  desselben  vorzubehalten. 

§.  3.  Vorausgesetzt  ist  immer,  dass  mindestens  ein  Theil 
der  autorisirten  üebersetzung  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erfolgter  Einregistrirung  und  Niederlegung  des  Originales  er- 
schienen sei  und,  dass  das  Ganze  innerhalb  dreier  Jahre, 
nach  dem  Datum  dieser  Niederlegung  veröffentlicht  sein  wird. 

§.  4.  Vorausgesetzt  ist  ferner,  dass  die  Veröffentlichung 
der  üebersetzung  in  einem  von  den  beiden  Staaten  .stattfin- 
det und  dass  dieselbe  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
Arü  II.  der  Uebereinkunft  vom  13.  Mai  1846  einregistrirt 
und  niedergelegt  wird')- 

In  Bezug  auf  Werke,  welche  in  Theilen  veröffentlicht  wer- 
den, wird  es  genügen,  wenn  die  Erklärung  des  Verfa.ssers, 
dass  er  sich  das  Recht  der  üebersetzung  Vorbehalte,  in  dem 
ersten  Theile  erscheint.  Jedoch  soll  mit  Rücksicht  auf  den 
durch  diesen  Artikel  auf  fünf  Jahre  beschränkten  Zeitraum 
für  die  Ausübung  des  ausschliesslichen  Rechtes  der  Ueber- 
setzung,  jeder  'Theil  als  ein  besonderes  Werk  behandelt  und 
jeder  Theil  in  dem  einen  Staate,  innerhalb  dreier  Monate 
nach  seiner  ersten  Veröffentlichung  in  dem  andern,  einregi- 
strirt und  niedergelegt  werden.« 

Mit  diesen  Vorschriften  stimmt  Art.  VI.  der  üehereinkunft 
zwischen  Preussen  und  Frankreich  vom  2.  August  1862  und 
Art.  VI.  der  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Belgien  vom 
28.  März  1863  vollständig  überein.  Zu  den  oben  mitgetheilten 
Bestimmungen  des  Zusatzvertrages  vom  14.  Juni  1855  ist  zu 
bemerken,  dass  §§■  1 u.  2 nicht  etwa,  wie  der  Wortlaut  be- 
sagt, verschiedene  Fälle  der Resorvirung  des  Uebersetzungs- 
rechtes  betreflfen,  so  dass  dasselbe  entweder  durch  die  blosse 
Eintragung  und  Registrirung  oder  durch  den  auf  dem  'Titel 
gedruckten  Vermerk  Vorbehalten  werden  könnte.  Es  müssen 
vielmehr  wie  §.  3 ergibt,  beide  Bedingungen  zusammen 
erfüllt  werden,  um  das  ausschliessliche  Recht  der  üebersetzung 


1)  In  England  für  die  preussiechen  Bücher  bei  dem  Buchhänd- 
Icrrerein  (stationers  Company)  in  London ; in  Preussen  für  die  englischen 
Bücher  bei  dem  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizi- 
nal-Angelegenheiten  in  Berlin. 
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ZU  wahren,  wie  dies  auch  der  Französische  und  der  belgische 
Vertrag  ausdrücklich  aussprechen. 


§.39.  Mechanische  Vervielfältigung.  — Verbreitung 
und  Auffahrung. 

Vervielfältigung  durch  mechanische  Mittel.  — Irrige  Auslegung.  — 
Eigene  geistige  Thätigkeit  des  Nachdruckers.  — Consummation  des  Ver- 
gehens. — Wissentliche  Verbreitung.  — Oeffentliche  .Vufführung. 

Zum  Thatbestande  des  Nachdruckes  gehört  nach  den  Deut- 
schen Gesetzgebungen  das  Requisit  der  mechanischen  Vervielfäl- 
tigung ‘),  nach  Englischem  und  Niederländisch  Belgischem  Rechte 
sogar  die  Vervielfältigung  durch  den  Druck. 

Nur  das  Französische  Gesetz  vom  10.  Juli  1793  sieht  von 
diesem  Requisite  ab  und  erstreckt  das  Verbot  des  Nachdrucks 
auf  jede  Reproduction,  die  zum  Zwecke  der  Veröffentlichung 
oder  des  Verkaufes  bestimmt  ist*). 

Daher  wird,  auch  von  der  französischen  Praxis  das  Ab- 
schreiben  von  Büchern  oder  Musikalien  sowie  das  Abzeichnen 
und  Abmalen  von  Kunstwerken  als  verbotener  Nachdruck  be- 
trachtet, wenn  die  Reproduction  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
erfolgt  oder  sonst  das  Vermögensinteresse  des  Autors  oder  Ver- 
lagsberechtigten  beeinträchtigt  *). 

Heber  die  Bedeutung  des  in  den  deutschen  Gesetzgebun- 

1)  Preusa.  Gesetz  v.  11.  Juni  1P37  §.  1.  — Bundesbeachlusa  v.  9. 
November  1837  Art.  1.  — Buiideaheschluas  v.  19.  Juni  1845  Art.  1.  — 
Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Octoher  1846  §.  3.  — Bayer.  Gesetz  v.  28. 
Juni  1865  -\rt.  1.  — Säohs.  Gesetz  v.  22.  Februar  1844  §.  1.  — Wür- 
temberg.  Gesetz  v.  17.  Octoher  1838  Art.  1,  v.  29.  August  1845  Art.  1. 
— (iroashritann.  Statut  v.  1.  Juli  1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45)  sect. 
15.  — Niederländisch  Belg.  Gesetz  v.  25.  Januar  1817  Art.  1. 

2)  Loi  du  17.  juillct  1798  Art.  1.  Lcs  auteurs  d’ecrits  en  tout 
genre,  les  compositeurs  de  musique,  lcs  peintres  et  dessinateurs  qui 
feront  graver  des  tableaux  ou  dessins,  juuiront  dnrant  leur  vie  enticre 
du  droit  cxclusif  de.  vendre.  faire  vendre  et  distribuer 
leurs  ouvrages  dans  le  territuirc  de  la  Repuhlique  et  d'cn  ceder  la 
propriete  en  tout  on  en  partie. 

8)  Renouard,  Traite  des  droits  d’auteurs  p.  41.  — Qambastide, 
Traite  des  contrefaqons  p.  115.  — Galmeis,  De  la  proprietö  et  de  la 
contrefa^'on  p-  652. 
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gen  übereinstimmend  gebrauchten  Ausdrucks : mechanische  Ver- 
vielfilltiguag  (Vervielfältigung  auf  mechanischem  Wege)  wird 
vielfach  gestritten.  Einige  Schriftsteller  fassen  die  mechanische 
Vervielfältigung  als  den  Gegensatz  zur  geistigen  Production 
auf  und  beziehen  also  dieses  Kriterium  des  Nachdrucks  auf 
die  unselbständige  Reproduction  eines  fremden  Geistesproduc- 
tes,  also  auf  den  Gegenstand  der  Vervielfältigung  *).  Andere 
dagegen  verstehen  unter  der  Verviellaltigung  auf  mechanischem 
Wege  die  Vervielfältigung  der  Schrift  oder  des  Kunstwerkes 
durch  äussere  Werkzeuge,  wie  die  Druckerpresse,  die 
Kupferplatte,  die  Abgussform  u.  dgl.  m.  Sie  beziehen  also 
das  angeführte  Kriterium  auf  die  Mittel  der  Vervielfältigung  ®). 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  letztere 
Auffassung  die  allein  richtige  ist.  Sie  entspricht  der  Wortbe- 
deutung des  im  Gesetze  gebrauchten  .Ausdruckes,  während  der 
Ausdruck:  mechanische  Vervielfältigung  nur  im  figürlichen 
Sinne  für  die  unselbständige  und  geistlose  AViedergabe  eines 
fremden  Werkes  gebraucht  werden  kann.  Noch  deutlicher  er- 
gibt sich  der  Sinn  des  angeführten  Ausdruckes  aus  dem  Zu- 
sammenhänge, in  welchem  er  in  den  oben  citirten  Gesetzen 
gebraucht  wird.  Das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1867 
bestimmt  beispielsweise  • 

§.  1.  Das  Recht  eine  bereits  herausgegebene  Schrift  ganz 
oder  theilweise  von  Neuem  abdrucken  oder  auf  irgend 
einem  mechanischem  Wege  vervielfältigen  zu 
lassen,  steht  nur  dem  Autor  desselben  oder  denjenigen  zu, 
welche  ihre  Befugniss  von  demselben  herleiten. 

§.  2.  Jede  solche  neue  Vervielfältigung,  wenn  sie  ohne 
Genehmigung  des  dazu  Berechtigten  geschieht  (§.  1.),  heisst 
Nachdruck  und  ist  verboten. 

Das  Gesetz  bezeichnet  also  im  §.  1 die  mechanische  Ver- 


1)  Jolly,  die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  144  f.  Heydemaun  und 
Dambach,  die  Preusaincho  Nachdruckgesetzgebung  S.  XXI.  - Mandry, 
das  Bayerische  Gesetz  v.  28.  Juni  186r>  S.  104  f.  — Kriedländer,  der 
Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  S.  41  f.  S.  51  f. 

2)  Wächter,  das  Verlagsrecht  Th.  IS.  511  f.  — Harum,  Oester- 
reich. Pressgesetzgebung  S.  68  f.  — Eisenlohr,  das  literarisch-artistische 
Kigenthum  S.  97.  — Meinert,  das  Königl.  Sichs.  Gesetz  v.  22.  Februar 
1844  S.  17  Anm.  2.  — Neff,  über  die  Eigenthumsreohte  der  Schrift- 
steller S.  7. 
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viplfältigung  des  Werkes  und  deren  Hauptspecies  : den  .\bdruck 
als  den  Gegenstand  des  ausschliesslichen  Rechtes  des  Autors 
und  seiner  Rechtsnachfolger.  Es  kann  daher  nicht  unter  dem- 
selben Ausdrucke  im  §.  4 die  von  dem  Nachdrucker  ausge- 
hende Thätigkeit  der  unselbständigen  Wiedergabe  des  fremden 
Geiste-sproductes  bezeichnen,  sondern  nur  die  beiden  Personen : 
dem  rechtmässigen  Verleger  und  dem  Nachdrucker  gemein- 
same Operation  des  Vervielfältigens  durch  äussere  Mittel.  Un- 
terscheidet man  also  in  der  Thätigkeit  des  Nachdnickers  zwei 
Momente : 

1.  die  mehr  oder  minder  treue  und  unselbständige  Wie- 
dergabe des  Originales  in  einer  zur  weiteren  Vervielfältigung 
geeigneten  Form, 

2.  die  Vervielfältigung  der  so  hergestellten  Nachahmung 
durch  Druck  und  was  dem  gleich  gilt, 

so  bezieht  sich  das  Kriterium  der  mechanischen  Vervielfälti- 
gung offenbar  nur  auf  das  letztere  Moment  und  schliesst,  in- 
dem es  zum  Thatbestande  des  Nachdrucks  die  Vervielfältigung 
durch  äussere  Werkzeuge  erfordert,  die  blosse  Abschrift,  das 
Abzeichnen  und  .\bmalen  von  diesem  Thatbestande  aus. 

Mandry  (a.  a.  0.  S.  107  Anm.  6)  wendet  gegen  die  vorste- 
hende Auffassung  ein,  dass  nicht  blos  der  Druck,  sondern  auch 
das  Abschreiben  die  Benutzung  äusserer  Werkzeuge  voraussetze. 
Dies  ist  richtig  und  gilt  nicht  minder  vom  Malen  und 
Zeichnen,  da  auch  die  geschickteste  Hand  wenigstens  mit  einem 
Stück  Kohle  bewaffnet  sein  muss,  um  eine  Zeichnung  zu  Papier 
zu  bringen.  Es  ist  jedoch  nicht  minder  wahr,  dass  der  Sprach- 
gebrauch von  derjenigen  Vervielfältigung,  welche  bei  jedem 
Exemplare  den  ganzen  äusseren  Prozess  der  Herstellung  des 
Originales  wiederholt,  wie  die  Abschrift  oder  die  Copie  durch 
Handzeichnung,  dasjenige  Verfahren  als  mechanische  Verviel- 
fältigung unterscheidet,  w'elches  durch  Anwendung  äusserer 
Hülfsmittel  gestattet,  das  ganze  Werk,  oder  einzelne  Bogen 
des-selben  mit  einem  Male  zu  reproduziren,  und  eine  bleibende 
Vorrichtung  zur  Herstellung  einer  grösserer  Zahl  von  Exem- 
plaren zu  benutzen.  Dass  dabei  die  chemischen  Hülfsmittel 
ausgeschlossen  seieu,  wie  die  Commission  des  Bundestages  (Pro- 
tokolle S.  211,  S.  238)  annimmt,  ist  keineswegs  richtig,  da  man 
auch  durch  chemische  Hülfsmittel  mechanisch  wirken , also 
auch  mechanisch  vervielfältigen  kann. 
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Die  figürliche  Auslegung  des  in  den  Nachdnickgesetzen 
gebrauchten  Ausdrucks : mechanische  Vervielfältigung  gibt  übri- 
gens nach  zwei  Richtungen  zu  fehlerhaften  Schlussfolgerungen 
Anlass.  Zunächst  rechnen  die  Vertheidiger  derselben,  wenig- 
stens zum  Theil,  das  Abschreiben  und  Abzeiehnen  zum  That- 
bestande  des  Nachdrucks  •)- 

Ferner  wird  auf  Grund  dieser  figürlichen  Auslegung  zum 
ThatbesUnde  des  Nachdrucks  erfordert,  dass  das  fremde  Werk 
nicht  blos  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  reproduzirt,  son- 
dern auch  in  einer  geistlosen  Weise  reproduzirt  sei.  Dies  ist 
jedoch  ganz  unrichtig.  Der  unbefugte  Abdruck  eines  Werkes 
ist  darum  nicht  weniger  Nachdruck,  wenn  derselbe  mit  kriti- 
scher Sichtung  und  Verbesserung  vorgenommen  wird.  Ebenso- 
wenig ist  es  zuläs.sig,  nach  einem  mittelmässigen  Gemälde  ohne 
Erlaubniss  des  Autors  einen  effectvollen  Kupferstich  herzustel- 
len, oder  von  einem  schlecht  instrumentirten  Orchestersatze 
eine  meisterhafte  Transscription  für  das  Klavier  zu  machen. 

Die  geistige  Production  des  Uebersetzers,  des  Kupferste- 
chers oder  jedes  andern  Bearbeiters,  kann  zwar  für  denselben 
ein  geistiges  Eigeuthum  an  der  neu  geschaffenen  Form  begrün- 
den (oben  S.  133  f.).  Allein  diese  originale  Formgebung  schliesst 
keinesweges  den  Thatbestand  des  Nachdruckes  oder  der  Nach- 
bildung aus,  wenn  in  der  neuen  und  selbst  verbesserten  Form 
der  wesentliche  Inhalt  des  nachgebildeten  Werkes  wiedergege- 
ben wird.  Wenn  also  im  gegebenen  Falle  zu  untersuchen  ist, 
ob  ein  partieller  Nachdruck  oder  nur  eine  erlaubte  Benutzung 
des  fremden  Werkes  vorliegt,  so  kommt  es  zwar  auf  den  Um- 
fang der  vorgenommenen  Veränderungen  an,  nicht  aber  darauf, 
ob  dieselben  mit  oder  ohne  Verständniss  aasgeführt  sind.  Es 
fragt  sich  zwar,  ob  eine  sclavische  Nachahmung  oder  eine 
freie  Schöpfung  nach  fremden  Ideen  vorliegt.  Die  Frage  da- 
gegen, ob  diese  Schöpfung  stümperhaft  oder  geistvoll  ist,  ent- 
zieht sich  der  juristischen  Beurtheilung  und  hat  mit  dem  That- 
bestandc  des  Nachdruckes  nichts  zu  thun.  Es  ist  daher  unrichtig 
den  Begriff  des  mechanischen  Verfahrens,  welcher  sich  nur  auf 
die  Vervielfältigung  des  Nachdruckes  bezieht,  auf  die  geistige 
Thätigkeit  des  Nachdruckers  zu  beziehen. 

1)  Friedländer  a.  a.  0.  S.  40.  — Eisenlohr  S-  97  Note  1 (im 
■Widerspruch  mit  der  im  Texte  aufgestelltcn  Definition  der  mechani- 
schen Vervielßltigung.) 
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Die  gebräuchlichen  Arten  der  mechanischen  Verfaltigung 
sind  bei  den  Schriften;  der  Buchdruck,  die  Lithographie  und 
der  Ueberdriick  (Autographie) ; bei  den  Kunstwerken:  der  Ku- 
pfer- und  Stahlstich,  der  Steindruck,  der  Holzschnitt,  die  Pho- 
tographie, der  Oelfarbendruck,  der  Ueberdruck,  der  Abguss 
oder  die  Abfonnung.  Diese  Arten  finden  sich  in  dem  Preus- 
sischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  §§  21  und  22  sämmtlich 
aufgefUhrt  mit  Ausnahme  nur  der  damals  noch  nicht  erfunde- 
nen photographischen  Vervielfältigung.  Es  unterliegt  indess 
keinem  Zweifel,  dass  auch  diese  den  Thatbestand  des  verbote- 
nen Nachdrucks  herstellt,  da  die  photographische  Copie  ledig- 
lich durch  einen  technischen  Prozess  vermittelst  äusserer  W erk- 
zeuge  hergestellt  wird  und  sich  folglich  als  eine  mechanische 
Vervielfältigung  characterisirt. 

Mit  der  mechanischen  Vervielfältigung  des  fremden  Wer- 
kes oder  seiner  Nachbildung  ist  das  Vergehen  des  Nachdrucks 
consummirt.  Zum  Thatbestandc  des  Nachdrucks  gehört  daher 
nicht  die  A'erbreitung  oder  die  Veröffentlichung  des  Nachdrucks. 
Das Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bestimmt  hierüber; 

§.  14.  Das  Vergehen  des  Nachdrucks  ist  vollendet,  wenn 
Exemplare  eines  Buches  vorgefunden  werden,  welche  den 
gegenwärtigen  Vorschriften  zuwider  angefertigt  worden  sind. 

Solange  daher  nicht  einzelne  vollständige  Exemplare  des 
Nachdrucks  hergestellt  sind,  liegt  nicht  das  vollendete  Verge- 
hen, sondern  nur  ein  Versuch  des  Nachdrucks  vor.  Dies  gilt 
hach  den  eingehenden  Ausführungen  von  Wächter  (Das  Ver- 
lagsrecht Th.  II  S.  614  f.)  auch  für  das  Rechtsgebiet  der  Bun- 
desbeschlüsse, während  andere  Schriftsteller  schon  die  begon- 
nene Vervielfältigung  als  ausreichend  erachten,  um  den  That- 
bestand des  vollendeten  Nachdruckes  herzustellen  *). 

Nach  dem  Bayerischen  Gesetze  vom  28.  Juni  1865  Art.  37 
ist  dagegen  der  Nachdruck  vollendet,  sobald  einzelne  Nach- 
drucke ganz  oder  theilweise  herge.stellt  sind. 

Die  unbefugte  Herstellung  eines  einzigen  Exemplares  fällt 


1)  Dabei  nimmt  Bluiitachli,  Deutsches  Privatrecht  S.  211  den 
ßegiiiu  des  Druckes;  Harum,  Oesterreich.  Pressgesetzgebung  S.  250  da- 
gegen schon  den  Beginn  des  Satzes  oder  des  Stiches  als  den  Zeitpunkt 
der  Vollendung  an. 
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nach  der  übereinstimmenden  Fassung  der  angeführten  Gesetze 
nicht  unter  den  Thatbestand  des  Nachdrucks.  War  die  Her- 
stellung mehrerer  Exemplare  beabsichtigt,  so  enthält  die  An- 
fertigung des  ersten  Exemplares  nur  einen  Verauch.  Auch  die 
Bunde.sbeschlüsse  von  1837  und  1845,  sowie  die  auf  Grund  der- 
selben ergangenen  deutschen  Nachdruckge.setze  erfordeni  zum 
1 hatbe.'itande  des  vollendeten  Nachdrucks  die  Herstellung  meh- 
rerer Exemplare,  da  sie  nur  die  unbefugte  Vervielfältigung 
unter  Strafe  stellen,  unter  der  mit  Wächter  (Das  Verlagsrecht 
Ih.  I S.  507  Note  34)  nur  die  Herstellung  einer  Mehrheit  von 
Nachdruckexemplaren  verstanden  werden  kann  ')•  Wenn  dage- 
gen Wächter  a.  a.  0.  den  Thatbestand  der  unbefugten  Verviel- 
fältigung erst  als  vorhanden  annehmen  will,  wenn  die  Zahl  der 
hergestellten  Exemplare  so  gross  ist,  dass  dadurch  die  Nutzung 
des  Verlagsberechtigten  gefährdet  erscheint,  so  ist  das  wohl  nicht 
richtig,  da  die  Gesetze  überhaupt  nur  die  Herstellung  einer 
Mehrheit  von  Exemplaren  verlangen.  Der  Nachweis  eines  durch 
den  Nachdruck  erlittenen  Schadens  ist  zwar  für  die  Ent-schä- 
digungsklage  des  Autors  oder  des  Verlegers,  nicht  aber  für 
den  Thatbestand  und  die  Strafe  des  Nachdrucks  von  Bedeutung. 

Neben  der  mechanischen  Vervielfältigung  wird  als  ein  sel^ 
ständiges  Vergehen  auch  die  wissentliche  Verbreitung 
widerrechtlich  vervielfältigter  Werke  mit  den  Strafen  des  Nach- 
drucks bedroht.  Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bestimmt: 

§.  3.  Wer  widerrechtlich  vervielfältigte  Werke  wissentlich 
zum  Verkauf  hält,  ist  dem  Beeinträchtigten  mit  dem  unbe- 
fugten Vervielfältiger  solidarisch  zur  Entschädigung  verpflich- 
tet und  hat  ausser  der  Coufiscation  eine  nach  Vorschrift  des 
§.  10  zu  bestimmende  Geldbusse  verwirkt. 

Hiermit  stimmen  die  Bundesbeschlüsse,  die  deutschen  und 
die  ausländischen  Nachdruckgesetze  überein  *).  Zum  Thatbe- 


1)  Wenn  Mandry  (Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayeni  Th.  I 
Bd  ö Heft  2 S.  122)  die  Herstellung  eines  einzelnen  Exemplares  Tür  aus' 
reichend  hält,  so  tritt  er  mit  .\rt.  37  des  Bayerischen  Geaetees  vom  28. 
Judi  186.Ö  in  Widerspruch,  welcher  ausdrücklich  voraussetzt,  dass  ein- 
zelne Nachdrucke  ganz  oder  theilweise  bergestellt  sind. 

2)  Bundesbeschluss  v.  9.  November  1837  Art.  5.  — Bandesbe- 
schluss V.  19.  Juni  1845  Art.  4.  — Bayer.  Gesetz  v.  28.  Juni  1666 
Art.  38.  — Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  1846  §.  12.  — Sachs. 
Gesetz  v.  22.  Februar  1844  §.  6.  - Code  penal  art.  426.  — Fbigl.  Sta- 
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Stande  der  strafbaren  Verbreitung  des  Nachdrucks  gehört  nach 
den  übereinstimmenden  Vorschriften  der  angeführten  Gesetze 
der  Verkauf  oder  das  Feilhalten  von  einem  Exemplare  des 
Nachdrucks.  Es  ist  nicht  erforderlich,  da.s.-<  der  Verbreiter  meh- 
rere Exemplare  verkauft  oder  zum  Verkaufe  hält,  vielmehr 
genügt  das  Vorhandensein  eines  nachgedruckten  Exemplares 
auf  dem  Lager  des  Buchhändlers,  um  die  Strafe  der  Verbrei- 
tung zu  begründen  ')• 

Die  unentgeltliche  Verbreitung  von  nachgeilruckten  Werken 
(vergl.  den  oben  S.  137  f.  mitgetheilten  Rechtsfall)  bildet  nicht 
den  Thatbestand  eines  selbständigen  Vergehens.  Sie  kann 
daher,  wenn  sie  nicht  von  dem  Nachdrucker  selbst  ausgeht, 
nur  als  eine  Theilnahme  oder  Beihülfe  am  Nachdruck  bestraft 
werden. 

Ein  zweites  selbständiges  Vergehen,  welches  mit  dem  Nach- 
druck unter  dieselbe  Strafbestimmung  fällt,  ist  die  unbefugte 
öffentliche  Aufführung  eines  dramatischen  oder  musika- 
lischen Werkes.  Auch  dieses  Vergehen  fällt  sowohl  in  seinem 
Begriffe  wie  in  seinem  Thatbestande  mit  dem  Nachdruck  zu- 
sammen bis  auf  das  einzige  Kriterium  der  öffentlicben  Auffüh- 
rung, welches  an  die  Stelle  der  mechanischen  \'ervielfältigung 
tritt  Die  widerrechtliche  öfteutliche  Autt'ührung  enthält  wie 
der  Nachdruck  eine  Verletzung  des  geistigen  Eigenthumes,  nur 
dass  sich  dieselbe  nicht  gegen  das  Schrifteigenthum,  sondern 
gegen  das  davon  verschiedene  Bühneneigenthum  des  Autors 
richtet 

Der  Thatbestand  des  Vergehens  besteht  wie  beim  Nach- 
druck in  der  Keproduction  des  Werkes  seinem  wesentlichen 
Inhalte  nach  und  es  gelten  von  der  theilweisen  Reproduction 
und  von  der  veränderten  Nachbildung  dieselben  Regeln,  welche 
iu  den  §§-37  und  38  für  den  Nachdruck  gegeben  sind;  nur 
dass  das  Vergehen  nicht  durch  die  mechanische  Vervielfältigung, 

tut  V.  1.  Juli  1842  (ö  & 6 Vicloriu  eap.  45)  »eot.  16.  — Nioderländisch- 
Bclg.  Gesetz  v.  25.  Januar  1817  Art.  4. 

1)  Im  §.  13  des  Gesetzes  vum  11.  Juni  1839  ist  nicht  wie  im  §.14 
von  mehreren  Exemplaren  eines  Werkes,  sondern  von  Werken  überhaupt 
die  Rede.  Man  würde  daher  aus  der  Anwendung  des  Plurals  höchstens 
die  Folgerung  zielien  können,  dass  eine  strafbare  Verbreitung  erst  dann 
vorhanden  sei,  wenn  mehrere  verschiedene  Werke  im  Nachdruck  zum 
Verkauf  gehalten  werden,  was  offenbar  widersinnig  wäre. 
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sondern  durch  die  öffentliche  Aufführung  des  Werkes  consum- 
mirt  wird  *). 


1)  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  §.  32.  Die  öffentliche  Aufführung 
eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  im  Ganzen  oder  mit 
unwesentlichen  Abkürzungen  darf  mir  mit  Erlaubiiiss  des  Autors,  sei- 
ner Erben  oder  Kechtsnachfolger  statlfinden,  so  lange  das  Werk  nicht 
durch  den  Druck  veröffTentlicht  worden  ist.  Das  ausschliessende  Recht, 
diese  Erlaubniss  zu  ertheilen,  steht  dem  Autor  lebenslänglich  und  sei- 
nen Erben  oder  Kecbtsnachfolgem  noch  zehn  Jahre  nach  seinem  Tode  zu. 

§.  34.  Wer  dem  ausschliessenden  Rechte  des  Autors  oder  seiner 
Rechtsnachfolger  zuwider,  ein  durch  den  Druck  veröffentlichtes  dra- 
matisches oder  musikalisches  Werk  öffentlich  auffuhrt,  hat  eine  Geld- 
busse von  zehn  bis  hundert  Thalern  verwirkt. 

Findet  die  unbefugte  Aufführung  eines  dramatischen  Werkes  auf 
einer  stehenden  Bühne  statt,  so  ist  der  ganze  Betrag  der  Einnahme 
von  jeder  Aufführung,  ohne  Abzug  der  auf  dieselbe  verwendeten  Kü- 
sten und  ohne  Unterschied,  ob  das  Stück  allein,  oder  verbunden  mit 
einem  andern,  den  Gegenstand  der  Aufführung  ausgemacht  hat,  zur 
Strafe  zu  entrichten. 

Von  den  vorstehenden  Geldbussen  fallen  zwei  Drittheilc  dem 
Autor  oder  seinen  Erben,  und  ein  Drittheil  der  Armenkasse  des  Orts  zu. 

Gesetz  vom  20.  Februar  1854  §.  2.  Veröffentlicht  der  Autor  eines 
dramatischen  oder  dramatisch-musikalischen  Werkes  sein  Werk  durch 
den  Druck,  so  kann  er  sich  und  seinen  Erben  das  ausschliessende  Recht, 
die  Erlaubniss  zur  öffentlichen  .Aufführung  zu  ertheilen,  durch  eine  mit 
seinem  darunter  gedruckten  Namen  versehene  Erklärung  Vorbehalten, 
die  jedem  einzelnen  Exemplare  seines  Werkes  auf  dem  Titelblatte  vor- 
gedruckt sein  muss.  Ein  solcher  Vorbehalt  bleibt  wirksam  auf  die  Le- 
benszeit des  Autors  selbst,  und  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  Rechts- 
nachfolger noch  zehn  Jahre  nach  seinem  Tode. 

§.  3.  Wer  ohne  die  nach  §.  2 erforderliche  Erlaubniss  gedruckte 
dramatische  oder  dramatisch  ■ musikalische  Werke  öffentlich  aufführt, 
bat  eine  Geldbusse  von  fünf  bis  fünfzig  Thalern  verwirkt.  Findet  die 
unbefugte  Aufführung  auf  einer  stehenden  Bühne  statt,  so  ist  die  Hälfte 
der  Einnahme  von  jeder  Aufführung,  ohne  Abzug  der  auf  dieselbe 
verwendeten  Kosten  und  ohne  Unterschied,  ob  das  Stück  allein  oder 
verbunden  mit  einem  andern  den  Gegenstand  der  Aufführung  ausge- 
macht hat,  zur  Strafe  zu  entrichten.  Von  diesen  Geldbussen  fallen 
zwei  Drittheile  dem  Autor  oder  seinen  Erben,  und  ein  Drittheil  der 
Armenkasse  des  Orts,  an  welchem  die  Aufführung  stattgefunden  hat,  zu. 

.Vergl.  die  Bundesbeschlüsse  vom  22.  April  1841  und  vom  12. 
März  1857.  — Oesterreich.  Gesetz  v.  19  Ootober  1846  §.  8.  Bayer. 
Gesetz  v.  28.  Juni  1865  .Art.  41  — 47.  — Sachs.  Gesetz  v.  27.  Juli  1846. 
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Als  Öffentliche  Aufführung  eines  Dramas  oder  Musik- 
stückes ist  diejenige  Darstellung  zu  betrachten,  zu  welcher 
nicht  bestimmten  Personen,  sondern  Jedem  ohne  Unterschied 
der  Zutritt  eröffnet  wird.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  die  Aufführung  auf  einer  stehenden  oder  auf  einer  wandern- 
den Bühne  oder  in  einer  besonders  veranstalteten  einzelnen  Vor- 
stellung erfolgt.  Doch  sind  in  den  Preussischen  üesetzeu 
vom  11.  Juni  1837  §.  34  und  vom  20.  Februar  1854  die  Strafen 
für  den  Fall  der  Aufführung  eines  dramatischen  Werkes  auf 
einer  stehenden  Bühne  höher  bemessen,  als  für  jede  son- 
stige Aufführung.  Diese  Unterscheidung  ist  den  übrigen  Rech- 
ten fremd.  Es  gehört  nicht  zum  Thatbestande  des  Vergehens, 
dass  ein  Eintrittsgeld  erhoben  wird.  Als  öffentliche  Aufführung 
eines  Musikstückes  ist  also  auch  die  Production  desselben  an 
einem  öffentlichen  Orte,  zu  welchem  der  Zutritt  Jedermann 
freisteht,  anzusehen  ‘). 

Der  Begriff  der  Aufführung  schliesst  bei  musikalischen 
Uompositioneu  jede  öffentliche  Reproductiou  des  Musikstückes 
ein.  Bei  dramatischen  Werken  wird  dagegen  unter  der  Auf- 
führung nur  die  auf  der  Bühne  mit  vertheilten  Köllen  und  mit 
scenischer  Handlung  veranstalte  Darstellung  verstanden.  Daher 
tallt  die  öffentliche  Vorlesung  eines  Dranuis,  auch  wenn  sie 
gegen  Eintrittsgeld  erfolgt,  nicht  unter  den  Thatbestaud  der 
üffenthehen  Aufführung  *),  während  die  öffentliche  Aufführung 
eines  Oratoriums  oder  einer  Messe  in  einer  Bearbeitung  für 
das  Orchester  oder  im  Klavierauszuge  nach  §.  20  des  Gesetzes 


— Franzos.  Gesetze  v.  13. — 19.  Januar  1791  und  v.  19.  Juli  bis  6.  Aii- 
Kiisl  1791.  — Engl.  Statut  v.  10.  Juni  1833  (3  & 4 William  IV  cap.  15). 

1)  Wächter.  Das  Verlagsrecht  Tb.  I S.  634.  — Renouard,  Traite 
des  droits  d’auteurs  p.  63  sq. 

2)  Vergl.  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  II  S.  634.  — Mandry, 
Die  Bayerische  Gesetzgebung  S.  123  Note  37.  — Wenn  Harum,  Oester- 
reich. Pressgesetzgubung  S.  214  die  üffentliche  Vorlesung  eines  Dramas 
für  verboten  erachtet,  während  er  a.  a.  0.  S.  212  die  öffentliche  Pro- 
duction eines  Musikstücks  durch  sogenannte  Bettelmusikanten  freigeben 
will,  weil  die  eine  .\rt  der  Uepruduction  das  vermögensrecbtliche  Interesse 
des  Dichters  schädigen  könne,  während  von  der  andern  der  Componist 
keinen  Nachtheil  befürchten  könne,  so  verwechselt  er  den  Grund  des 
Gesetzes  mit  der  dispositiven  Bestimmung,  welche  aus  der  blossen  .Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  weder  erweitert  noch  eingeschränkt  werden  darf. 
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vom  11.. Juni  1837  unter  rta.s  Verbot  des  g.  34  a.  a.  0.  oder 
des  §.  3 des  Gesetzes  vom  20.  Februar  1854  fallen  würde '). 

Bei  dramatisch-musikalischen  Werken,  namentlich  bei  Opern 
und  Melodramen,  wird  hiernach  der  Thatbestand  der  öffentlichen 
.\ufführung  sowohl  durch  die  öffentliche  Heproduction  des  Tex- 
tes ohne  Musikbegleitung,  als  durch  die  öffentliche  Produc- 
tion der  begleitenden  musikalischen  (kimposition  in  einem  Ar- 
rangement ohne  Siugstiminen  erfüllt*). 

g.  40.  Zurechnung. 

Straf)»re  Absicht.  — Fahrlässiger  Nachdruck.  — Wissentliche  Ver- 
breitung. — Theilnahme  am  Naehdruck.  — Urheber  und  Gehülfen.  — 
Grad  der  Fahrlässigkeit.  — liechtsfälle. 

Die  subjective  Voraussetzung  des  strafbaren  Nachdrucks 
besteht  in  der  Verschuldung  des  Nachdruckers,  in  Folgenderen 
der  rechtswidrige  Erfolg  seiner  Handlung  seinem  Willen  zuge- 
rechnet werden  kann.  Diese  Verschuldung  kann  entweder  darin 
bestehen,  dass  die  Absicht  des  Nachdruckers  auf  den  rechts- 
widrigen Erfolg  ging  (dolus),  oder  sie  kann  auch  in  einer  blossen 
Fahrlässigkeit  bestehen,  wenn  der  Nachdrucker  den  rechtswi- 
drigen Erfolg  zwar  nicht  gewollt,  aber  auch  nicht  mit  der  nö- 
thigen  Sorgfalt  vermieden  hat  (culpa). 

Zum  Begriffe  des  Dolus  wird  beim  Nachdruck  das  Bewusst- 
sein erfordert,  dass  das  nachgedruckte  Werk  sich  im  geistigen 
Eigenthume  oder  im  Verlagsrechte  eines  Dritten  befindet,  des- 
sen Rechte  durch  die  unbefugte  Vervielfältigung  gekränkt  wer- 
den. Dagegen  ist  nicht  erforderlich,  dass  der  Nachdrucker 
einen  Gewinn  beabsichtigt  hat*).  ^ 


1)  Yergl.  das  Sächs.  Gesetz  v.  27.  Juli  1846  §.  15:  Musikalische 
Compositionen  geniessen  den  gedachten  Rechtsschutz  auch  insoweit, 
dass  Clavierauszüge  aus  denselben  Behufs  der  öffentlichen  .Vuffhhrung 
des  Stücks  nicht  ergänzt  und  überhaupt  öffentlichen  Aufführungen  nicht 
zum  Grunde  gelegt  werden  dürfen. 

2)  Blanc,  Traite  de  la  contrefagon  p.  242.  L'auteur  d’une  com- 
position  musicale  a le  droit  de  s’opposer  ä ce  qu’elle  soit  reproduite, 
alors  meme  qn’elle  aurait  ete  arrangee,  soit  pour  d’autres  Instruments, 
soit  pour  un  autre  ou  semblable  usage. 

S)  Gutachten  des  Obertribunals  v.  13.  Februar  1844.  — (Justiz- 
Miuisterial-Blatt  1844  Nr.  16-  Beilage.  — Jahrbücher  Bd.  63  S.  67  ff.) 
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Kbensoweiiig  gehört  zum  subjectiven  Thatbestande  des 
Nadidrucks,  da.s.s  die  Verbreitung  des  Nachdrucks  beabsichtigt 
worden  sei,  wie  dies  einige  Schriftsteller  annehmen  ').  Auch 
wenn  das  nachgedruckte  Werk  bloss  zum  eigenen  Gebrauche 
vervielfältigt  wird,  also  wenn  etwa  ein  Musikdirector  oder  ein 
Gesanglehrer  die  Chorstimmen  einer  musikalischen  Composition 
durch  Umdruck  vervielfältigt,  liegt  sowohl  der  objective  als  der 
subjective  'J'hatbestand  des  Nachdrucks  vollständig  vor,  da  der 
rechtswidrige  Erfolg  der  mechanischen  Vervielfältigung,  wie 
solchen  das  Gesetz  zum  Thatbestande  des  Nachdrucks  erfor- 
dert, in  seinem  ganzen  Umfange  sowohl  gewollt  als  einge- 
treten ist. 

Die  rechtsw'idrige  Absicht  kann  jedoch  im  einzelnen  Falle 
dadurch  ausgeschlossen  werden,  dass  der  Urheber  der  Verviel- 
fältigung beabsichtigte  im  Interesse  des  Autors,  wenn  auch  ohne 
dessen  Auftrag,  zu  handeln.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  je- 
mand photographische  Copien  eines  Kunstblattes  lediglich  zur 
Probe  anfertigt,  um  etwa  dem  Autor  auf  Grund  derselben  einen 
Verlagsvertrag  anzubieten,  oder  wenn  der  Verleger  die  bedun- 
gene AuHage  eines  periodischen  Werkes  für  die  erste  Nummer 
oder  Lieferung  ver.-tärkt,  um  diese  als  Empfehlung  des  ganzen 
Werkes  zu  versenden.  In  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen  wird 
der  Begriff  der  strafrechtlichen  Verschuldung  ausgeschlossen, 
da  der  Nachdrucker  nicht  beabsichtigt  hat,  in  das  Verviel- 
fältiguugsrecht  des  Autors  cinzugreifen,  sondern  dasselbe  durch 
seine  nicht  autorisirtc  Thätigkeit  zu  fördern.  Er  ist  daher  von 
den  Strafen  des  Nachdrucks  befreit,  und  zum  Schadensersatz 
nur  in.süferu  verpflichtet,  als  etwa  durch  sein  Versehen  aus  der 
nicht  autorisirten  Vervielfältigung  ein  Nachtheil  für  die  vermö- 
gensrechtliche Nutzung  des  Autors  entsteht.  Die  reipersecutori- 
schen  Klagen  (§.  41 ) dagegen  finden  auch  bei  diesem  nicht 
schuldbaren  Nachdrucke  Anwendung.  Da.sselbe  gilt  von  dem  rein 
casuellen  Nachdrucke,  wenn  z.  B.  ohne  den  Willen  des  Verle- 
gers durch  das  Versehen  eines  Gehülfen  eine  grössere  als  die 
bedungene  Zahl  von  Exemplaren  abgedruckt  ist,  oder  wenn 
ohne  Wissen  des  l’erlegers  und  des  lledacteurs  ein  Aufsatz  in 

1)  Wächter,  I>as  Verlagsrecht  Th.  II  S.  616.  — Jolly,  Die  Deutsche 
Nachdruckgesvtsgebiiag  S.  240.  Dambach,  Die  Strafbarkeit  des  Vor- 
satzes und  der  k'abrlässigkeit  beim  Vergehen  des  Nachdrucks  S.  12. 
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eine  Zeitschrift  aufgenoninien  ist,  welcher  nicht  für  dieselbe 
bestimmt  war. 

Ein  fahrlä.ssiger  Nachdruck  ist  vorhanden,  wenn  der  Nach- 
drucker nicht  gewusst  hat,  dass  das  Werk  Gegenstand  eines 
fremden  geistigen  Eigenthumes  oder  Verlagsrechtes  war,  ob- 
gleich er  dies  bei  Anwendung  der  gehörigen  Sorgfalt  wissen 
konnte.  Der  fahrläs.sige  Nachdruck  setzt  also  einen  Irrthum 
voraus,  welcher  entweder  die  Originalität  und  Autorschaft,  oder 
die  Existenz  und  Fortdauer  des  geistigen  Eigenthumes,  oder 
endlich  die  Existenz  des  Verlagsrechtes  an  dem  unbefugt  ver- 
vielfältigten Werke  betrifft. 

Nach  dem  Preussischen  Gesetze  vom  11.  Juni  1837,  sowie 
nach  den  übrigen  Deutschen  Gesetzgebungen  ist  sowohl  der 
vorsätzliche  als  der  fahrläs-sige  Nachdruck  unter  Strafe  gestellt. 
Dies  gilt  nicht  bloss  von  dem  eigentlichen  Nachdruck,  sondern 
auch  von  der  unbefugten  Nachbildung  und  von  der  öffentlichen 
Aufführung.  Nur  für  das  selbständige  Vergehen  der  Verbrei- 
tung des  Nachdrucks  wird  zum  subjectiven  Thatbestande  der 
Dolus  des  Verbreiters  erfordert. 

Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bestimmt  hierüber: 

§.‘2.  Jede  solche  neue  Vervielfältigung,  wenn  sie  ohne 
Genehmigung  des  dazu  ausschliesslich  Berechtigten  (§.  11  ge- 
schieht, heisst  Nachdruck  und  ist  verboten. 

§.  10.  Wer  das  den  Autoren,  ihren  Erben  oder  Rechts- 
nachfolgern zustehende,  ausschliessende  Hecht  dadurch  be- 
einträchtigt, dass  er  ohne  deren  Genehmigung  von  demselben 
Gebrauch  macht,  ist  den  Beeinträchtigten  vollständig  zu  ent- 
schädigen verpflichtet  und  hat  ausser  der  Confiscation  der 
noch  vorräthigen  Exemplare  eine  Geldbusse  von  50  bis  1000 
Thlm.  verwirkt. 

§.  13.  Wer  widerrechtlich  vervielfältigte  Werke  wissent- 
lich zum  Verkauf  hält,  ist  dem  Beeinträchtigten  mit  dem 
unbefugten  Vervielfältiger  solidarisch  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet und  hat  ausser  der  Confiscation  eine  nach  Vorschrift 
des  §.  10  zu  bestimmende  Geldbusse  verwirkt. 

Während  im  §.  2 cit.  jeder  Nachdruck  für  verboten  er- 
klärt wird,  bedroht  §.  13  cit.  nur  die  wissentliche  Verbreitung 
mit  Strafe  und  diese  Gegenüberstellung  ergibt,  wie  Dambach 
(a.  a.  0.  S.  14  f.)  überzeugend  nachgewiesen  hat,  dass  der  Ge- 
setzgeber für  den  Nachdruck  und  für  die  Verbreitung  des  Nach- 
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(Iruck.s  eine  verschiedene  subjective  Verschuldung  angenommen 
hat  und  dass  er  beim  Nachdruck  im  Gegensatz  zu  dessen  Ver- 
breitung auch  eine  bloss  fahrlässige  Handlungsweise  hat  ahn- 
den wollen.  Dies  folgt  für  einen  besondem  Fall  des  Nachdrucks, 
nämlich  für  die  unbefugte  Vervielfältigung  von  Kunstwerken, 
noch  unmittelbarer  aus  der  Vorschrift  des  §.  27  des  angeführten 
Gesetzes,  welcher  bestimmt: 

»Wenn  daher  ein  Anderer  das  von  dem  Urheber  oder  des- 
sen Erben  bereits  vervielfilltigte  Kunstwerk  mittelst  irgend 
eines  Kunstverfahrens  nachbilden  und  das  Nachbild  verbreiten 
will,  so  hat  er  zuvor  eine  amtliche  .\eus.serung  des  obersten 
('uratoriums  der  Künste  darüber  einzubolen,  ob  eine  Anzeige 
und  Erklärung  der  obengedachten  Art  bei  demselben  abge- 
geben worden  sei.« 

Hier  wird  dem  Unternehmer  der  Vervielfältigung  ausdrilck- 
lich  die  Verpflichtung  auferlegt,  sich  zuvor  darüber  Gewissheit 
zu  verschaffen,  ob  dem  Unternehmen  ein  fremdes  Vervielfalti- 
gungsrecht  gegenübersteht.  Dieselbe  Verpflichtung  liegt  aber 
nach  dem  Obigen  auch  dem  Verleger  einer  Druckschrift  ob  und 
die  Nichterfüllung  derselben  begründet  das  Vergehen  des  fahr- 
lässigen Nachdrucks,  welcher  ebenso  wie  der  voi-sätzliche  unter 
die  Strafbestimmung  des  §.  10  cit.  fällt. 

Auch  der  ßundesbeschluss  vom  19.  Juni  1845  bedroht  in 
den  4 und  6 den  Nachdrucker  und  denjenigen,  welcher  mit 
Nachdruck  wissentlich  Handel  treibt  mit  den  Strafen  und  den 
Recht-snachtheilen  des  Nachdrucks  und  dieselbe  (Gegenüberstel- 
lung finilet  sich  in  mehreren  Deutschen  Uandesgesetzen  aus- 
drücklich wiederholt  Nur  das  Bayerische  Gesetz  vom  28. 
Juni  1865  weicht  von  den  Grundsätzen  des  Bundesbeschlusses 
ab,  indem  es  im  Art.  37  nur  den  vorsätzlichen  Nachdruck  fir 
strafbar  erklärt  und  hei  fahrlässigem  Verhalten  den  Nachdrucker 
nur  zur  Entschädigung  verpflichtet.  Dagegen  ist  für  die  übri- 
gen Deutschen  Uechtsgebiete  die  Strafbarkeit  des  fahrlässigen 
Nachdrucks  sowohl  von  der  Wissenschaft  als  von  der  Praxis 
allgemein  anerkannt 


1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Octoher  1846  §.25.  — Skehs.  Gesetz 
V.  22.  Kt'hniar  1844  §.  6. 

2)  Jelly,  I)ie  Lehre  vom  Nachdruck  S.  92  S.  256  ff.  — Wächter, 
Das  Verlagsrecht  Th.  II  8.  702.  — Haram,  Oesterreich.  PressgeseUge- 
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Die  Strafbarkeit  des  fahrlässigen  Nachdrucks  erstreckt  sicli 
jedoch  nur  auf  die  Urheber,  nicht  auf  die  Gehülfen  des  Nach- 
drucks. Dies  folgt  daraus,  dass  nach  den  Grundsäteen  des 
Strafrechtes  nur  die  wissentliche  Theilnahme  an  einem  fremden 
Vergehen  strafbar  ist  *)• 

Es  entsteht  daher  die  Frage,  wer  bei  einem  fahrlässigen 
Nachdruck  als  Urheber  und  welche  Personen  als  blosse  Ge- 
hülfen zu  betrachten  sind.  Es  kommen  hierbei  in  Betracht: 
der  Herausgeber  des  Nachdrucks,  der  Verleger  und  der  Drucker. 
Die  Thätigkeit  des  Sortimentsbuchhändlers  beim  Absätze  der 
Nachdruckexemplare  enthält  keine  Theilnahme  an  dem  Verge- 
hen des  Nachdrucks,  da  dasselbe  bereits  mit  der  ^■ervielfalti- 
gung  vollendet  ist.  Seine  Thätigkeit  fallt  unter  den  Begriff 
eines  selbständigen  Vergehens,  der  wissentlichen  Verbreitung  des 
Nachdrucks. 

Von  jenen  drei  Personen  ist  nun  bloss  der  Drucker  als  ein 
unselbständiger  Gehfllfe  anzusehen,  während  der  Herausgeber 
und  der  Verleger  beide  als  selbständige  Urheber  der  unbefugten 
Veiwielfaltigung  erscheinen;  der  Herau.sgebcr,  da  er  dieselbe 
durch  den  Verlagsvertrag  für  sich  bedungen  hat.  der  Verleger, 
weil  er  dieselbe  zur  eigenen  vermögensrechtlichen  Nutzung 
übernommen  hat.  Dies  gilt  indess  nicht  von  dem  sogenannten 
Commissionsverleger,  welcher  ebeuso  wie  der  Drucker  nur  für 


bung  S.  249  — Dambach,  Die  Strafbarkeit  des  Versatzes  und  der  Fahr- 
lässigkeit beim  Nachdruck  S.  13  ff.  — Erkenntnisse  des  Obertribunals 
V.  29.  Juni  1863  (Präjudiz  2463.  Entscheidungen  Bd.  28  S.  80)  und  v. 
8.  Mai  1863  (Oppenhoff.  Rechtsprechung  des  König!.  Obertribunals  Bd  3 
S.  440).  Wenn  in  dem  Gutachten  des  Obertribunals  vom  13.  Februar 
1644  untersucht  wird,  wie  der  zur  Strafbarkeit  des  Nachdrucks  erfor- 
derliche Dolus  beschaffen  sein  müsse,  und  dabei  ausgeführt  wird,  dass 
eine  gewinnsüchtige  .Absicht  nicht  erfordert  werde,  so  wird  dadurch 
die  Strafbarkeit  des  bloss  fahrlässigen  Nachdrucks  keinesweges  ver- 
neint. BIbenso wenig  ist  eine  solche  Ansicht  in  den  von  Dambach  a.  a.O. 
S.  7 angeführten  Erkenntnissen  vom  7.  Dezember  1860,  vom  18.  Januar 
1861  und  vom  24.  April  1862  ausgesprochen,  die  sämmtlich  nicht  das 
Vergeben  des  fahrlässigen,  sondern  des  vorsätzlichen  Nachdruckes  zum 
Gegenstände  haben  und  sich  deshalb  auch  nur  mit  der  B'eststellung  des 
zur  Strafbarkeit  erforderlichen  Dolus  beschäftigen.  Der  Vorwurf  einer 
schwankenden  Auffassung,  welchen  Dambach  a.  a.  0 gegen  die  Recht- 
sprechung des  Obertribunals  richtet,  erscheint  daher  nicht  begründet. 

1)  Strafgesetzbuch  v.  14.  April  1861  §.  34. 
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fremde  Zwecke  thätig  ist.  Ebensowenig  erscheint  derjenige 
Schriftsteller  oder  Künstler  als  Urheber  des  Nachdrucks,  welchen 
der  Verleger  als  unselbständigen  Gehülfen  für  die  Bearbeitung 
des  naehgedruckten  Werkes  mittelst  eines  Dienstvertrages  an- 
genommen hat.  Wenn  also  ein  Buchhändler  einem  Schrift- 
steller die  Uebersetzung  eines  Werkes  für  den  Druck  gegen 
Lohn  aufträgt,  so  kann  der  Letztere  von  dem  Autor  des  gegen 
unbefugte  Uebersetzung  geschützten  Werkes  nur  wegen  vor- 
sätzlichen, nicht  wegen  bloss  fahrlässigen  Nachdrucks  belangt 
werden.  Ebenso  kann  in  gleichem  Falle  der  Kupferstecher, 
welcher  nicht  wusste,  dass  das  von  ihm  in  fremdem  Aufträge 
gestochene  Bild  gegen  Reproduction  geschützt  sei,  nicht  wegen 
Nachdrucks  vertolgt  werden. 

Von  diesen  Ausnahmen  abgesehen,  richtet  sich  die  Ver- 
folgung des  fahrlässigen  Nachdrucks  sowohl  gegen  den  Her- 
ausgeber als  gegen  den  Verleger,  wobei  dann  auch  der  Fall 
eintreten  kann,  dass  der  Herausgeber  sich  eines  vorsätzlichen, 
der  Verleger  dagegen  eines  bloss  fahrlässigen  Nachdrucks  schul- 
dig gemacht  hat,  wenn  der  Verleger  die  ihm  als  Originalwerk 
offerirte  Schrift  unbe.sehens  als  solches  angenommen  hat. 

Die  Frage,  welcher  Grad  des  Versehens  beim  fahrlä.s8igcn 
Nachdruck  vertreten  werden  muss,  beantwortet  sich  dahin,  das.s 
bei  Delicten,  sofeni  dieselben  überhaupt  unabsichtlich  begangen 
werden  können,  jeder  Grad  des  Vereehens  vertreten  werden 
muss,  welcher  überhaupt  vernünftiger  Weise  dem  Willen  des 
Handelnden  zugerechuet  werden  kann.  Die  Unterscheidung  von 
zwei  oder  drei  Graden  der  Verschuldung,  welche  bei  den  Ver- 
trägen aus  dem  verschiedenen  Grade  der  von  dem  Contrahen- 
ten  übernommenen  Sorgfalt  folgt,  findet  auf  die  Delicte  über- 
haupt nicht  Anwendung  und  dies  gilt  nicht  bloss  für  das  Straf- 
recht, sondern  auch  für  die  privatrechtlichen  Folgen  des  De- 
lictes  '),  also  für  den  Schadensersatz. 


1)  L.  44  pr  I)ig.  ad  Legem  Aqiiil.  (9.2;.  lu  lege  .Aquilia  et  le- 
viaaima  culpa  venit.  — Hierdurch  erledigen  sich  die  Bedenken,  welche 
Hambach  a.  a.  O.  8.  17  ff.  über  die  verschiedenen  Bedingungen  der 
criminellen  Strafbarkeit  und  der  civilrechtlichen  Ersatzverbindlichkeit 
aufstellt.  Auch  nach  dem  Preussisehen  Rechte  insbesondere  findet  die 
Unterscheidung  eiuos  geringen  Versehens  (Allg.  Landrecht  Th.  I Tit.  3 
§§.  22.  23  TiL  6 §.  15)  nur  da  statt,  wo  die  Uesetze  Jemanden  besonders 
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Der  Grad  der  Sorgfalt,  welcher  beim  fahrlässigen  Nach- 
druck vertreten  werden  muss,  ist  jedoch  nach  Verschiedenheit 
der  einzelnen  Fälle  ein  sehr  verschiedener.  Wie  der  Römische 
Jurist  zu  dem  Resultate  kommt,  dass  der  Maurer  oder  der 
Baumschneitier,  welcher  Steine  oder  Zweige  aus  der  Höhe  ohne 
vorherigen  Zuruf  herabwirft,  und  dadurch  einen  Vorüberge- 
henden verletzt,  unbedingt  für  die  Beschädigung  verant- 
wortlich ist,  wenn  dies  auf  einem  öffentlichen  Wege  geschah, 
bedingt  nach  dem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit,  dass  je- 
mand vorübergehen  könne,  wenn  der  Ort  bloss  zugänglich  war ; 
dass  ihm  aber  nur  eine  vor sätzlic  he  Beschädigung  zur  Last 
gelegt  werden  könne,  wenn  der  Ort  abgesperrt  war  *),  so  muss 
auch  die  Strafbarkeit  des  Verlegers  im  gegebenen  Falle  nach 
der  grösseren  oder  geringeren  Leichtigkeit  beurtheilt  werden, 
mit  welcher  der  fahrlässige  Nachdruck  vermieden  werden  konnte. 
Ist  das  ausschliessliche  Vervielfältigungsrecht,  wie  bei  Kunst- 
werken nach  §.  27  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837,  an  die  Be- 
dingung der  öffentlichen  Eintragung  geknüpft,  so  muss  jede 
unbefugte  Vervielfältigung  eines  so  eingetragenen  Werkes  ohne 
Ausnahme  als  strafbarer  Nachdruck  gelten,  da  dem  Unternehmer 
ein  ganz  sicherer  Weg  offen  stand,  sich  über  das  entgegenste- 
hende Recht  zu  unterrichten.  Liegt  ein  einfacher  Abdruck  eines 
bereits  gedruckten  Werkes  vor,  so  wird  ebenfalls  ein  entschuld- 
barer Irrthum  ülter  das  Fortbestehen  des  geistigen  Eigenthu- 
mes nicht  vennuthet  werden  dürfen.  Dagegen  muss  bei  dem 
theilweisen  Nachdrucke  und  bei  versteckten  Nachbildungen  frem- 
der Werke  die  Verantwortung  des  Verlegers  nach  dem  Maasse 
der  Kenntnisse  abgewogen  werden,  welches  erforderlich  ist,  um 
den  verübten  Nachdruck  zu  entdecken.  Als  Beispiele  für  eine 


verpflichten,  mehr  als  gewuhnliche  Aufmerksamkeit  bei  einer  Handlung 
anzuwendeii,  also  nur  in  dem  Falle  eines  Vertrages,  bei  welchem  der- 
gleichen besondere  Sorgfalt  von  dem  Gesetze  erfordert  wird.  Daher 
kann  zwar  der  Verleger  bei  einer  Verletzung  des  Verlagavertrages  von 
dam  Autor  für  ein  geringes  Versehen  civilrechtUch  verantwortlich  ge- 
macht werden.  Hei  dem  Nachdrucke  ausser  dem  Falle  des  Vertrages 
dagegen  fallt  die  civilrechtliche  mit  der  strafrechtlichen  Verantwortung 
zusammen,  da  auch  civilrechtlich  nur  ein  massiges  Versehen,  d h.  der 
gewöhnliche  Grad  der  Sorgfalt  (.\llg.  Ländrecht  Th.  I Tit.  3 §.  20)  ver- 
treten werden  muss. 

1)  L.  31  Dig.  ad  Legem  Aquiliam  (9.  2). 
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solche  Beurtheilnng  bieten  sich  die  beiden  folgenden  Rechts- 
fälle ■) : 

1.  Der  Buchhändler  Bieler  in  Berlin  beauftragte  den  Li- 
teraten B.  mit  der  Anfertigung  einer  deutschen  Uebersetzung 
des  Romans:  Fanny  von  E.  Feydeau,  von  welchem  bereits 
eine  deutsche  Uebersetzung  in  einem  andern  Berliner  Verlage 
erschienen  war.  Er  machte  demselben  ausdrücklich  zur  Pflicht, 
sich  bei  der  Anfertigung  der  neuen  Uebersetzung  jeder  Be- 
nutzung der  bereits  erschienenen  zu  enthalten  und  sorgfältig 
jeden  Nachdruck  zu  vermeiden.  Bei  Abheferung  des  Manu- 
scriptes  versicherte  der  Literat,  eine  Originalübersetzung  ge- 
liefert zu  haben,  und  der  Buchhändler,  welcher  selbst  der 
französischen  Sprache  nicht  hinreichend  mächtig  war,  liess 
im  Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  dieser  Angabe  die  Ueber- 
setzung im  Druck  erscheinen.  Sic  stellte  sich  jedoch  als  ein 
unzweifelhafter  partieller  Nachdruck  der  ersten  Uebersetzung 
heraus  und  es  wurde  auf  Antrag  des  rechtmässigen  Verle- 
gers die  Untersuchung  wegen  Nachdrucks  eingeleitet,  welche 
auch  die  rechtskräftige  Verurtheilung  des  Bieler  zur  Folge  hatte. 

2.  Im  Verlage  der  Weidmann 'sehen  Buchhandlung  in  Ber- 
lin erschien  unter  der  Leitung  eines  namhaften  Philologen 
eine  Sammlung  von  Schulausgaben  classischer  Autoren,  von 
verschiedenen  Gelehrten  bearbeitet.  Darunter  befand  sich 
eine  von  F.  K.  Hertlein  besorgte  Schulausgabe  von  Xenophons 
Anabasis  mit  deutschen  Anmerkungen,  welche  letztere  sich 
als  ein  theilweiser  Nachdruck  der  von  K.  W.  Krüger  be- 
sorgten Schulau.sgabe  der  Anabasis  herausstellte.  Nachdem 
dieser  objective  Thatbestand  durch  das  Gutachten  des  Lite- 
rarischen Sachverständigenveieins  vom  22.  März  1858  festge- 
stellt worden,  der  Inhaber  der  Weidmann’schen  Buchhandlung 
aber  im  Laufe  der  eingeleiteten  Untersuchung  gestorben  war, 
erfolgte  die  Verurtheilung  zur  Confiscation  der  vorhandenen 
Exemplare. 

In  dem  ersten  Falle  wurde  die  strafbare  Fahrlässigkeit 
des  Verlegers  mit  Recht  daraus  gefolgert,  dass  er  die  Existenz 
der  früher  erschienenen  Uebersetzung  kannte  und  sich  nicht 


1)  lleydemann  u.  Dambach,  Die  Preuaauche  Nachdruokgeaetzge- 
bung  S.  869.  S.  345.  — Datubach,  Die  Strafbarkeit  des  Voraatzea  und 
der  Fahrläaaigkeit  beim  Nachdruck  S.  30  f. 
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durch  Vergleichung  der  Ton  ihm  bestellten  mit  jener  früheren 
Uebersetzung  von  deren  grösstentheils  wörtlicher  Ueberein- 
stimmnng  überzeugt  hatte,  wozu  es  einer  Kenntniss  der  fran- 
zösischen Sprache  überhaupt  nicht  bedurfte.  In  dem  zweiten 
Falle  hatte  der  Verleger  dagegen  durch  die  Anstellung  eines 
namhaften  Philologen,  welcher  als  Herau-sgeber  der  Sammlung 
die  von  den  verschiedenen  Gelehrten  bearbeiteten  Ausgaben  vor 
dem  Drucke  einer  Prüfung  unterwarf,  offenbar  alle  Sorgfalt 
aufgewendet,  welche  zur  Verhütung  eines  rechtswidrigen  Nach- 
druckes angewendet  werden  konnte.  Bei  dem  vollständigen 
Mangel  der  Verschuldung  hätte  daher  den  Verleger,  auch  wenn 
er  den  Ausgang  der  Untersuchung  erlebte,  kein  anderer  Rechts- 
nachtheil treffen  können,  als  die  Wegnahme  <ler  nachgedruckten 
Auflage,  welche  auch  abgesehen  von  jeder  Verschuldung  des 
Verlegers  eintreten  musste  (vergl.  §.41)'). 


1)  Wenn  nach  Damhachs  Angabe  (a.  a.  0.  S.  32)  der  erkennende  Richter 
itn  vorliegenden  Falle  angenommen  hat,  dass  der  Mangel  einer  subjec- 
tiven  Verschuldung  den  Thatbestand  des  Nachdruckes  nicht  ausschliesse, 
so  verstüsst  diese  Annahme  allerdings  gegen  den  Grundsatz,  dass  ein 
Vergehen  (abgesehen  von  den  Polizeiübertretungen)  ohne  Verschuldung 
nicht  denkbar  ist. 
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IX.  Verfolgung  des  Nachdrucks. 


§.41.  Conf  iscation. 

Rechtliche  Bedeutung.  — Vindicatiun.  — Englisches  Recht.  - Preuasi- 
aches  Recht.  — Rechtafall.  — Wegnahme  zur  Vernichtung.  — Gegen 
wen  sie  stattfindet.  — Concurrenz  mehrerer  Berechtigten. 

Gegen  die  unbefugte  Vervielfältigung  von  Schriften  und 
Kunstwerken  wird  dem  Autor  und  dem  rechtmässigen  Verleger 
durch  die  Nachdruckgesetze  Schutz  gewährt  und  dieser  Rechts- 
schutz besteht  theils  in  der  unmittelbaren  Verhinderung  des 
Nachdrucks  durch  die  Wegnahme  der  nachgedruckten  Exem- 
plare und  der  Vorrichtungen  zum  Nachdruck,  theils  wird  der- 
selbe mittelbar  dadurch  gewährt,  dass  der  Nachdrucker  zur 
Entschädigung  des  Berechtigten  verpflichtet  und  ausserdem  mit 
einer  Geldstrafe  belegt  wird. 

In  Bezug  auf  die  unmittelbare  Unterdrückung  des  Nach- 
drucks bestimmt  das  Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  18.37: 

§.  10.  Wer  das  den  Autoren,  ihren  Erben  oder  Rechts- 
nachfolgern zustehende  ausschlies-sende  Recht  dadurch  beein- 
trächtigt, dass  er  ohne  deren  Genehmigung  von  demselben 
Gebrauch  macht,  ist  den  Beeinträchtigten  vollständig  zu  ent- 
schädigen verpflichtet  und  bat  ausser  der  Confiscation  der 
noch  vorräthigen  Exemplare  eineGeldbus.se  von  50  bis  1000 
Thalem  verwirkt. 

§.  12.  Die  confiscirten  Exemplare  der  unrechtmässigen 
Ausgabe  sollen  vernichtet,  oder  dem  Beschädigten  auf  sein 
Verlangen  überlassen  werden.  Im  letzteren  Falle  muss  sich 
jedoch  der  Beschädigte  die  von  dem  Verurtheilten  auf  diese 
Exemplare  verwendeten  Auslagen  auf  die  Entschädigung  an- 
rcchnen  lassen. 
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§.  13.  Wer  widerrechtlich  vervielfältigte  Werke  wissent- 
lich zum  Verkauf  hält,  ist  dem  Beeinträchtigten  mit  dem 
unbefugten  Vervielfältiger  solidarisch  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet und  hat  ausser  der  Confiscation  eine  nach  §.  10  zu 
bestimmende  Geldbusse  verwirkt. 

§.  30.  Die  Vorschriften  des  §§.  10  bis  10  sollen  auch  in 
Beziehung  auf  Kunstwerke  und  bildliche  Darstellungen  zur 
Anwendung  kommen. 

Die  im  §.  10  vorgeschriebene  Confiscation  ist  auch  auf  die 
zur  Nachbildung  der  Kunstwerke  gemachten  Vorrichtungen, 
als  der  Platten,  Formen,  Steine  u.  s.  w.  auszudehnen. 

Der  Inhalt  dieser  Vorschriften  ergibt  ohne  Weiteres,  dass 
der  Ausdruck:  Confiscation  nicht  in  der  gewöhnlichen  Bedeu- 
tung gebraucht  ist,  in  welcher  er  den  Verlust  des  Eigenthumes 
zum  Vortheil  der  Staatskasse  bedeutet.  Es  bleibt  jedoch  zwei- 
felhaft, ob  die  Wegnahme  aus  einem  Eigenthumsrechte  folgt, 
welches  dem  Berechtigten  an  den  unbefugt  vervielfältigten  Exem- 
plaren seines  Werkes  zugeschrieben  wird,  oder  ob  sie  zu  seiner 
Schadloshaltung  bestimmt  ist,  oder  ob  sie  endlich  als  eine  öf- 
fentliche Strafe  aufzufas.sen  ist;  mit  andern  Worten:  es  fragt 
sich,  ob  die  Confiscation  eine  strafrechtliche  oder  eine  civil- 
rechtliche  Folge  des  Nachdrucks  ist  und  ob  sie  im  letzteren 
Falle  aus  dem  Dclicte  des  Nachdruckers  oder  aus  dem  ding- 
lichen Rechte  des  Autors  oder  Verlagsbcrechtigten  entspringt. 

Die  Annahme,  dass  dem  Autor  oder  Verlagsberechtigten 
das  Eigenthum  an  den  unbefugt  vervielfältigten  Exemplaren 
seines  Werkes  zustehe,  und  dass  er  dieselben  gegen  jeden  Be- 
sitzer vindiziren  könne,  ist  in  der  Englischen  Nachdruckgesetz- 
gebung ausdrücklich  ausgesprochen  '). 

1)  Gesetz  v.  1.  .Tuli  1842  (5  <fe  6 Victoria  cap.  45)  seot.  23.  And 
be  it  enacted  tbat  all  copius  of  any  book,  wliercin  there  »hall  bc 
Copyright,  and  of  whicb  entry  shall  have  been  made  in  the  said  Kegi- 
stry-book,  and  which  shall  have  been  uulawfully  printed  or 
imported,  without  the  consent  of  the  registered  proprietor  of  such  Co- 
pyright in  writing  under  his  hand  first  obtained,  shall  be  deemed 
to  be  the  property  of  the  proprietor  of  such  Copyright, 
and  who  shall  be  rcgistcred  as  such,  and  such  registered  proprietor 
shall  after  demand  thereof  in  writing  bc  ontitlcd  to  sue  for  and  recover 
the  same  or  damages  for  the  detentioii  thereof  in  an  aetion  of  detinue 
from  any  party,  who  shall  detain  the  same,  or  to  sue  for  and  recover 
damages  for  the  conversion  thereof  in  an  aetion  of  trover. 
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Für  (las  Preussische  Recht  Jlä.sst  sich  dieses  Eigenthums- 
recht des  Autors  oder  des  rechtmässigen  Verlegers  nur  aus  der 
Natur  des  geistigen  Eigenthumes  folgern.  Es  ist  aber  nicht 
zweifelhaft,  dass  diese  Folgerung,  soweit  sie  deu  einfachen  und 
unveränderUm  Nachdruck  betrilft,  eine  durchaus  berechtigte  ist. 

Dies  ist  für  den  Fall  einer  Vervielfältigung  von  Kunstwer- 
ken durch  das  Erkeuntniss  des  Obertribunals  vom  18.  Juni  1856 
in  folgendem  Rechtsfalle  anerkannt  ‘) : 

Der  Bildhauer  Drake  trug  dem  Erzgiesser  W.  in  Berlin 
im  Jahre  1853  auf,  nach  einem  von  Drake  augefertigten  Mo- 
delle eine  Vase  mit  Reliefdarstellungen  für  den  Preis  von  3040 
Thlr.  in  Bronze  zu  giessen  und  mit  sämmtliclien  Ciselirarbeiten 
bis  zum  1.  Januar  1855  zu  vollenden,  auch  die  dazu  erfor- 
ilerlichen  Materialien  herzugeben.  Nachdem  W.  den  Guss  der 
Vase  besorgt  und  die  Ciselirung  begonnen  hatte,  wurde  sie  auf 
Antrag  der  Gläubiger  des  \V.  im  Wege  der  Executiou  in  Be- 
schlag genommen.  Drake  erhob  gegen  W.  und  dessen  Gläu- 
biger Z.  und  Genossen  die  Interventionsklage,  indem  er  die 
Vase  als  sein  Eigenthum  in  Anspruch  nahm  und  beantragte, 
die  Gläubiger  des  W.  für  nicht  befugt  zu  erachten,  wegen 
ihrer  Forderungen  an  W.  den  Verkauf  der  Vase  zu  verlangen. 

Der  Richter  erster  Instanz  wies  den  Kläger  ab.  Das  Kam- 
mergericht verurtheilte  in  zweiter  Instanz  die  Verklagten  nach 
dem  Klageantrag.  Dieses  ürtheil  wurde  auf  die  Revisionsbe- 
schwerde der  Verklagten  durch  das  angeführte  Erkenntniss  des 
Obertribunals  bestätigt.  In  den  Gründen  dieses  Erkenntnisses 
wird  ausgeführt: 

»Das  zu  schaffende  Werk  bestand  in  einer  Vase  aus  Erz.  Um 
sie  heiworzubringen,  war  ihre  vorgängige  plastische  Darstellung  in 
einem  Modelle  erforderlich,  nach  welchem  die  Form  zum  Gusse 
gearbeitet  werden  musste.  Inhaltlich  des  Contractes  hatte  Kläger 
das  Modell  zu  liefern.  Verklagter  nach  demselben  den  Guss  und 
die  Ciselirung  vorzunehmen.  Solchergestalt  haben  beide  durch  ihre 
Thätigkeit  zu  dem  Werke  mitgewirkt.  Die  Arbeit  des  Klägers 
war  eine  für  das  Werk  nothwendige  und  wesentliche,  weil  in  dem 
Modell  die  ganze  äussere  Form  und  Gestalt  der  Vase  ausgedrückt 
war  und  in  ihr  mit  den  darauf  angebrachten  Reliefs  die  artistische 
EigenthUmlichkeit  des  Werkes  hauptsächlich  beruht. 

1)  Striethorsts  .Archiv  lid.  22  S 37  f. 
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Dies  Ergebniss  führt  zu  der  Frage,  wer  von  beiden,  W.  oder 
Kläger,  als  der  eigentliche  Erzeuger  des  Werkes  anzuschen  ist, 
wenn  dazu  beide  durch  ihre  Thätigkeit  mitwirkten.  Als  solcher 
muss,  worüber  nicht  lüglich  ein  Bedenken  obwalten  kann,  Kläger 
gelten,  denn  er  ist  nicht  bloss  Urheber  des  Modells  zur  Vase,  son- 
dern ancb  der  Reliefs,  welche  er  auf  der  Vase  wiedergah.  Er  hat 
den  W.  gegen  eine  Geldvergütung  zu  bestimmten  Arbeiten  für  sein 
Werk  zur  Darstellung  des  Modclles  in  Erz  bedungen. 

Diesen  Verhältnissen  gemäss  würde  die  streitige  Frage  über 
das  Eigenthum  an  der  Vase  zu  Gunsten  des  Klägers  als  des  Be- 
stellers einzelner  Arbeiten,  nicht  des  ganzen  Werkes  zu  entscheiden 
sein,  wenn  nicht  noch  in  Betracht  käme,  dass  W.  die  Bronze  zum 
Guss  der  Vase  hergegeben  hat.  Die  von  W.  gedungenen  Arbeiten 
bestanden  somit  in  einer  Verarbeitung  eigenen  Materiales.  Die  Ver- 
arbeitung ist  noch  nicht  vollendet,  aber  doch  soweit  vorgescliritten, 
dass  der  Rohstoff  bereits  in  eine  andere  Sache  von  verschiedener 
Art  und  Gestaltung  — die  gegossene  Vase  — umgewandelt  ist. 
Im  vorliegenden  Falle  erscheint  deshalb  ein  Schluss  von  dem  Ei- 
genthume  an  dem  Material  auf  das  Eigenthum  an  der  daraus  ver- 
arbeiteten Vase  nicht  gerechtfertigt.  Es  handelt  sich  um  die  Uer- 
vorbringnng  eines  Werkes,  zu  dem  W.  dui-ch  seine  Arbeiten  Hülfe 
leisten  sollte.  Im  Verhältnisse  zu  dem  Originalkunstwerke  erscheint 
der  aus  unedlem  Metall  bestehende  Stoff  nnr  als  die  Nebensache, 
die  mit  dem  ersteren  nur  als  Hauptsache  in  Verbindung  gebracht 
wurde. 

Das  Eigeuthum  des  Klägers  an  der  Vase  folgt  speziell  aus 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  zum  Schutze 
des  Eigenthumes  an  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst,  ln 
(iremässheit  desselben  steht  dem  Urheber  ein  artistisches  Eigonthum 
an  Kunstwerken  der  Sculptnr  zu  mit  der  Wirkung,  dass  jede  Ver- 
vielfältigung derselben  durch  Dritte  auf  mechanischem  Wege  ohne 
seine  Genehmigung  untersagt  und  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Die  jetzt  streitige  Vase  ist  das  Originalkunstwerk.  Der  Guss 
derselben  ist  vom  Verklagten  nicht  ohne  Genehmigung  des  Klägers, 
sogar  vermöge  einer  contractlichen  Verpflichtung  unternommen.  Von 
einer  Verletzung  der  artistischen  Eigenthumsreebte  des  Klägers 
dnrch  rechtswidrige  Vervielfältigung  kann  daher  nicht  die  Rede 
sein.  Allein,  wenn  unbefugte  Vervielfältigungen  kein  erlaubtes  Ei- 
genthum des  Nachbilduers  nusmachen,  solche  Exemplare  vielmehr 
confiscirt  werden  sollen  — §§.  .30.  10.  12  des  Gesetzes  — , so  dürfte 
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W.  auch  nicht  ohne  ErlaubniBs  des  Klägers  das  Werk  nach  dem 
Modelle  für  sich  bilden;  noch  kann  es  den  Gläubigem  gestattet 
sein,  dasselbe  zum  Gegenstände  ihrer  Befriedigung  zu  machen  und 
zu  diesem  Zwecke  zum  Verkauf  zu  bringen.« 

In  (1er  hier  im  Aus/uge  wiedergegebenen  Ausführung 
ist  offenbar  nur  der  eine  Entscheidungsgrund  unter  verschie- 
denen (lesichtspuncten  wiederholt,  da.ss  das  geistige  Eigenthum 
des  Künstlers  an  der  Form  das  Saclieigenthum  an  dem  me- 
chanisch verviellältigten  Exemplare  nach  sich  zieht.  Denn 
ohne  diese  Thesis  lässt  sich  der  Uebergang  des  Eigenthumes 
an  der  aus  fremdem  Material  durch  fremde  Arbeit  hergestell- 
ten Sache  ohne  Besitzübergabe  schlechterdings  nicht  construi- 
ren,  mag  man  nun  den  Vertrag  über  die  Anfffl’tigung  derselben 
als  Werksverdingung  oder  als  Vertrag  Ober  zu  leistende  Ar- 
beiten betrachten.  Deshalb  ist  auch  der  Umstand,  dass  es 
sich  um  eine  vertragsmässige,  nicht  um  eine  unbefugte  Ver- 
vielfältigung handelte,  für  den  Eigenthumsübergang  keineswe- 
ges  entscheidend.  Auch  das  unbefugt  vervielfältigte  Werk 
muss  vielmehr  Eigenthum  des  Künstlers  werden,  da  auch  hier 
das  verwandte  Material  «nur  als  die  Nebensache  erscheint, 
welche  mit  der  fremden  Form  als  der  Hauptsache  in  Verbin- 
dung gebracht  Ist«  ').  Ferner  trifft  der  letzte  Grund,  dass  nach 
den  Nachdruckgesetzen  nur  der  Künstler  befugt  ist,  aus  dem 
Verkaufe  des  vervielfältigten  Werkes  eine  vermogensrechtliche 
Nutzung  zu  ziehen,  bei  der  unbefugten  ^'ervieliältigung  erst 
recht  zu.  Noch  mehr  aber  als  bei  der  unbefugten  Nachbil- 
dung von  Kunstwerken  leuchtet  beim  Nachdruck  von  Schriften 
ein,  dass  die  vervielfältigten  Exemplare,  wenn  sie  überhaupt 
in  den  Verkehr  eintreten  sollen,  Eigenthum  des  Autors  werden 
müssen,  da  das  verwandte  Druckpapier  lediglich  als  Träger 
des  fremden  geistigen  Productes  erscheint.  Es  ist  daher  eine 


1)  Es  bedarf  nicht  der  Bemerkung,  dass  es  unzulässig  ist,  die 
Form  des  Kunstwerkes  als  eine  Sache  zu  bezeichnen.  Es  liegt  daher 
nicht  ein  EigetiÜiumserwerb  durch  Verbindung,  sondern  durch  Form- 
gebung (Specification)  vor.  Die  verwendete  Bronze  wird  dadurch,  dass 
sie  in  die  Form  des  Kunstwerkes  gebracht  wird,  zu  einer  neuen  Sache 
gestaltet , deren  Eigenthum  dem  ürlieber  des  Kunstwerkes  gehört. 
Ebenso  wird  beim  Nachdruck  das  Druckpapier  in  ein  Buch  verwandelt, 
an  welchem  die  Gesetze  kein  anderes  Eigenthum  als  das  des  Verlags- 
Imrechtigten  zulassen. 
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einfache  Consequenz  des  ausschliesslichen  Vervielfaltigunps- 
rechtes,  dass  die  unbefugte  Vervielfältigung,  sofern  sie  über- 
haupt in  den  Verkehr  zugelassen  wird,  unmittelbar  Eigenthuin 
des  Autors  oder  de.s  Verlagsberechtigten  wird  und  das  Gesetz 
zieht  diese  Consequenz,  indem  es  im  §.  12  dem  llerechtigtcn 
die  Wahl  lässt,  die  contiscirten  Exemplare  vernichten  oder  sich 
ausantworten  zu  lassen. 

Für  das  Prenssische  Recht  gilt  also  die  Regel,  dass  der 
Autor  oder  der  Verlagsberechtigtc  befugt  ist,  die  nachgedruck- 
ten Exemplare  seines  Werkes  zu  vindiziren. 

Der  Beschluss  des  deutschen  Bundes  vom  9.  November 
1837  lässt  im  Art.  4 ganz  unbestimmt,  in  welcher  Bedeutung 
die  Wegnahme  der  nachgedruckten  Exemplare  stattfinden  soll. 
Dagegen  schliessen  sich  die  deutschen  Eandesgesetzgebungen, 
soweit  sie  über  die  (k)nfiscation  Bestimmungen  treffen,  den  Be- 
stimmungen des  Preussischen  Gesetzes  im  Wesentlichen  an  ‘). 

Auch  die  französische  Praxis  erkennt  neben  der  als  Strafe 


1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  October  184G  §.  29.  Die  in 
Beschlag  genomineneu  Exemplare  und  anderweitigen  Gegenstände  (§.  2b) 
unterliegen,  wenn  sie  nicht  von  dem  Beschädigten  auf  .\brechnung  der 
ihm  gebührenden  Entschädigung,  jedoch  gegen  Vergütung  der  von  dem 
Nachdrucker  auf  ihre  materielle  Beschaflüng  nothwendig  und  erweis- 
lich verwendeten  Auslagen  übernommen  werden,  der  Vertilgung. 

Würtomberg.  Hescripte  v.  25. Febr u ar  ISl.*»  §.5.  Wor- 
ein Buch  nachdrnckt,  verfallt  nicht  nur  in  die  durch  die  Genau rgesetze 
verordneten  Strafen,  sondern  cs  sollen  aneb  alle  ndeh  vorräthigen 
Exemplare  des  unbefugten  Nachdrucks  zum  Vortheil  des  Schrift- 
stellers oder  ersten  Verlegers  coufiscirt  und  überdies  für  die 
bereits  abgegebenen  Exemplare  dem  Beschädigten  und  darum  nach- 
Buchenden  Interessenten  der  Ladenpreis  der  Verlagsausgabe  erstattet 
worden. 

Vergl.  ferner;  Sächs.  Gesetz  v.  22.  Februar  1844  §.8.  — Braun- 
schweig. Gesetz  v.  10.  Februar  1842  §.  14.  — Badische  Verordn,  v.  8. 
September  180C  §.  5.  — Grossherzogi.  Hessisches  Gesetz  v.  23.  Sep- 
tember 1830  Art.  12.  — Anhalt-Beniburg.  Verordnung  v.  2.  Dezember 
1827  §.  3.  — Anhalt -Göthen.  Mandat  v.  23.  Dezember  1828  §.  8,  b. 
Nur  das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1806  verordnet  im  Art.  39 
abweichend  von  allen  übrigen  Nachdruckgesetzen  die  Conhscation  zum 
Vortheil  des  Staates.  Doch  sollen,  wenn  der  Vcrurtheilte  unvermögend 
ist,  die  confiscirten  Exemplare  zunächst  zur  Entschädigung  des  Ver- 
lagsberechtigten nach  richterlicher  Schätzung  verwendet  werden. 
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nach  Art.  427  Code  pönal  verhängten  Confiscation  die  Vindi- 
cationsbefugniss  des  Autors  oder  des  Verlagsberechtigten  an, 
welche  jedesmal  eintritt,  wenn  die  Strafe  der  Confiscation  wegen 
mangelnder  Verschuldung  nicht  ausgesprochen  werden  kann, 
und  deshalb  der  Nachdruck  vor  den  Civilgerichten  verfolgt 
wird  ‘). 

Die  Confiscation  der  nachgednickten  Kxemplare  zum  Vor- 
theil des  Verlagsberechtigten  findet  nicht  bloss  gegen  den  Nach- 
drucker selbst,  sondern  auch  gegen  den  dritten  Besitzer  statt. 
Dies  ist  allerdings  nur  in  der  Englischen  Gesetzgebung  in  dieser 
Allgemeinheit  ausgesprochen,  während  das  Preu.ssische  Gesetz 
vom  11.  Juni  1837  §§.  10  u.  13  ebenso  wie  die  übrigen  deut- 
schen Nachdruckgesetze  die  Confiscation  nur  gegen  den  Nach- 
drucker selbst  und  gegen  denjenigen  verhängen,  welcher  nach- 
ge<lruckte  Werke  wissen 1 1 ich  zum  Verkauf  hält.  Allein  es 
leuchtet  ein,  dass  der  Verklagte  nicht  mehr  mit  dem  Ein  wände 
gehört  werden  darf,  er  habe  von  dem  Nachdruck  keine  Kennt- 
niss,  wenn  ihm  diese  Keiintniss  durch  den  Inhalt  der  Klage 
verschafft  wird.  Dagegen  findet  nach  dem  Preussischen  Rechte 
und  nach  den  übrigen  Deutschen  Gesetzgebungen  die  CV)nfi.sca- 
tion  nicht  gegen  denjenigen  statt,  welcher  ein  Exemplar  des 
nachgedruckten  Werkes  zum  eigenen  Gebrauche  erworben  bat. 

ln  Bezug  auf  den  Ersatz  der  Auslagen  bestimmt  dasPreus- 
sische  Gesetz  im  §.  12,  dass  der  Verlagsberechtigte  sich  die- 
selben auf  die  Entschädigung  anrechneu  lassen  muss.  Ist  eine 
Entschädigungsforderung  nicht  begründet,  so  findet  der  An- 
spruch auf  Ersatz  der  Auslagen  soweit  statt,  als  er  nach  den 
allgemeinen  Regeln  der  Vindication  begründet  werden  kann. 
Der  fsortimentsbuchhändler,  welcher  in  gutem  Glauben  nach- 
gedruckte Exemplare  eines  Werkes  gekauft  hat,  kann  also 
nach  Preussischem  Rechte  den  Ersatz  des  Kaufpreises  bean- 
spruchen (A.  L.-ll.  I.  15.  2.5.  26). 

Wenn  es  nach  dem  Vorigen  zulässig  ist,  die  Confiscation 
des  Nachdrucks  als  eine  unmittelbare  Geltendmachung  des  ding- 
lichen Rechtes  des  Autors  oder  des  Verlagsberechtigten  aufzu- 
fassen, so  findet  diese  Auffassung  doch  nur  bei  dem  eigentlichen 
Nachdruck  statt,  wo  das  fremde  Werk  ohne  jede  Veränderung 

1)  Calmels,  De  la  propriete  et  de  la  coutrefa^on  p.  75:2,  — De- 
villeneuve  et  Careltc  XLVII.  1.  p.  CS2. 
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reproduzirt  wird.  Ist  der  Gegenstand  de.s  Nachdruckes  dage- 
gen eine  veränderte  Iteproduction  des  fremden  Werkes,  eine 
Uebcrsetzung,  ein  Kupferstich,  ein  Klavierauszug  u.  dgl.,  so 
kann  nicht  belmuptet  werden,  dass  das  ausschliessliche  Recht 
des  Autors  an  dem  Originale  unmittelbar  Eigenthum  an  der 
veränderten  Reproduction  hervorbringe,  da  in  der  letzteren  die 
geistige  Production  des  Uebersetzers  oder  des  Kupferstechers 
sich  mit  derjenigen  des  Originalurhebers  verbindet.  Dasselbe 
gilt,  wenn  Theile  einer  fremden  Schrift  in  Verbindung  mit  eige- 
nen Arbeiten  oder  mit  Auszügen  aus  anderen  Werken  abge- 
druckt sind. 

Die  Confiscation  kann  in  diesen  Fällen  nicht  nach  den 
Regeln  der  Eigenthumsklage  bcurtheilt  werden,  da  auch  die 
negatorische  Klage  nur  mit  der  Wirkung  angestellt  werden 
kann,  die  unbefugte  Benutzung  des  fremden  Geistesproductes 
zu  untersagen.  Die  negatorische  Klage  würde  also  nicht  auf 
die  Herausgabe  der  unbefugt  vervielfältigten  Uebersetzung  etc., 
sondern  nur  auf  Sicherstellung  gegen  ihre  Verbreitung  ge- 
richtet werden  können. 

Hiernach  kann  die  Confiscation  ausser  dem  Falle  des  un- 
veränderten Nachdruckes  nur  als  eine  wirkliche  Strafe  betrach- 
tet werden.  Der  Zweck  dieser  Strafe  ist,  die  weitere  Verbrei- 
tung des  Nachdrucks  unmöglich  zu  machen.  Die  Confiscation 
des  Nachdrucks  erscheint  daher  als  eine  polizeiliche  Präventiv- 
raassregel  des  Strafsrechtes,  wie  sich  dieselbe  ähnlich  in  den 
Strafen  der  Confiscation  falscher  Masse  und  Gewichte,  ver- 
fälschter Esswaaren  u.  dgl.  wiederfindet,  welche  ebenfalls  nicht 
ziun  Vortheile  der  Staatskasse,  sondern  zum  Zwecke  der  po- 
lizeilichen Vernichtung  confiscirt  werden.  Die  Confiscation  der 
Nachdrucks  fällt  insbesondere  unter  den  Begriff  der  Confisca- 
tion strafbarer  Presserzeugnisse,  wie  solche  übereinstimmend  in 
dem  Strafgesetzbuche  vom  14.  Ajiril  1851  §.  19  und  in  dem 
Pressgesetze  vom  12.  Mai  1851  vorge-sehen  ist.  Letzteres  be- 
stimmt: 

§.  50.  Wird  in  einer  Schrift  der  Thatbestand  einer  straf- 
baren Handlung  erkannt,  so  ist  durch  das  Straf-Urtel  die 
Vernichtung  aller  vortindlichen  Exemplare  und  der  dazu  be- 
stimmten Platten  und  Formen  auszusprechen.  Die  Vernich- 
tung ist  auch  dann  in  dem  Urtel  auszusprechen,  wenn  zwar 
der  Angeklagte  freigesprochen,  in  der  Schrift  jedoch  der 
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Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  von  dem  Richter  er- 
kannt worden  ist.  Ist  die  Schrift,  Abbildung  oder  Darstel- 
lung ibrem  Hauptinhalte  nach  eine  erlaubte,  so  wird  nur 
auf  X'ernichtung  der  gesetzwidrigen  Stellen  und  desjenigen 
Theils  der  Platten  und  Formen  erkannt,  auf  welchen  sich 
diese  Stellen  befinden. 

Diese  Vernichtung  bezieht  sich  auf  alle  noch  im  Besitze  des 
Verfassers,  Druckers,  Herausgebers,  Verleger,  Buchhändlers 
befindlichen  oder  au  öffentlichen  Orten  ausgelegteii  Exemplare. 

Hat  wegen  einer  Schrift,  welche  den  Thatbestand  einer 
strafbaren  Handlung  darstellt,  eine  gerichtliche  Verfolgung, 
weil  es  an  einer  Person  im  Bereiche  der  richterlichen  Ge- 
walt fehlt,  nicht  eingelcitet  werden  können,  so  hat  das  im 
Bezirke  der  Beschlagnahme  nach  §§.  27  und  28  für  das 
Contumacialverfahren  zuständige  Gericht  die  Vernichtung  zu 
erkennen. 

Diejenigen  Personen,  bei  welchen  die  Beschlagnahme  er- 
folgt ist,  müssen  zur  Sitzung  vorgeladen  und  auf  ihr  Ver- 
langen gehört  werden. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Vorschriften  neben 
den  §§.  10  bis  13  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  auf  die 
Confiscation  des  Nachdruckes  Anwendung  finden  müssen.  Hier- 
nach beantwortet  sich  die  vielfach  bestrittene  Frage,  ob  die 
Strafe  der  C-onfiscation  nur  gegen  den  schuldig  befundenen 
Nachdrucker  oder  auch  gegen  denjenigen  stattfindet,  welcher 
Nachdrucksexeniplare  in  gutem  Glauben  zum  Wiederverkäufe 
erworben  hat,  nach  Preussischem  Rechte  dahin,  dass  die  Con- 
tiscation  gegen  alle  im  §.  50  des  Pressgesetzes  bezeichnetc  Per- 
sonen (Urheber,  Verleger,  Drucker  und  Sortimentsbuchhändler) 
stattfindet,  wenn  nur  eine  derselben  des  strafbaren  Nachdruck 
schuldig  befunden  wird,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  eine  Ver- 
urtheiluiig  derselben,  weil  sie  ausser  dem  Bereiche  der  Preus- 
sischen  Strafgcw'alt  ist,  nicht  stattfinden  kann.  Deshalb  musste 
in  dem  oben  S.  412  angeführten  Rechtsfalle  auf  die  Confisca- 
tion des  theilweise  nachgedruckten  Coinmentars  zur  AnabasLs 
erkannt  werden,  obgleich  gegen  den  im  Laufe  der  Untersu- 
chung verstorbenen  Verleger  wegen  Mangels  des  subjectiven 
Thatbestandes  eine  Verurtheilung  nicht  hätte  erfolgen  können. 
Denn  der  subjective  Thatbestand,  welcher  nach  §.  50  dt.  nur 
in  einer  der  beim  Nachdruck  betheiligten  Personen  vorhanden 
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sein  muss,  uni  die  Confiscation  zu  begründen,  war  in  den  an- 
geführten Fällen  auf  Seiten  des  Herausgebers  unzweifelhaft  fest- 
gestellt *)• 

Im  Gegensätze  zu  §.  50  des  Pressgesetzes,  welches  die 
Veruichtung  der  contiscirten  Presserzeugnisse  unbedingt  anord- 
net, gibt  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1637  dem  Beschä- 
digten das  Recht,  die  Ueberlassung  der  confiscirten  Nachdrucks- 
exemplare zu  verlangen,  ohne  d.ass  dabei  unterschieden  wird, 
ob  ihm  nach  dem  Obigen  ein  Eigenthumsanspruch  auf  die  un- 
befugt vervielfältigten  Exemplare  zusteht  oder  nicht,  also  sowohl 
für  die  Fälle  des  partiellen  und  verändeilen  , als  des  unver- 
änderten Nachdrucks.  Dieses  Recht  wird  im  §.  30  sogar  auf 
die  zur  Nachbildung  der  Kunstwerke  gemachten  Vorrichtungen 
(Platten,  Formen,  Steinen. s.w.)  ausgedehnt*). 

Diese  singulairen  und  kaum  gerechtfertigten  Bestimmungen 
sind  daraus  hervorgegangen,  dass  der  Gesetzgeber  die  verschie- 
denen Fälle  der  Ckmfiscation  und  die  nach  der  Verschieden- 
heit des  Rechtsgrundes  wesentlich  verschiedenen  Wirkungen 
der  Wegnahme  nicht  unterschieden  hat.  Während  bei  der 
einfachen  Reproduction  eines  Buches  oder  einer  Lithographie 
sowohl  die  juristische  Consequenz  als  auch  der  Massstab  der 
ßüligkeit  dahin  führt,  dem  Verlagsberechtigten  das  Eigenthum 
der  unbeiügt  vervielfältigten  Exemplare  zuzusprechen,  fehlt  es 
an  jeder  Art  der  Begründung  für  diesen  Anspruch,  wenn  es 
sich  um  einen  theilweiscu  Nachdruck,  um  eine  Üebersetzung 
oder  um  die  unbefugte  Nachbildung  eines  bisher  nicht  verviel- 
fältigten Kunstwerkes  handelt.  Man  setze  z.  B.  den  Fall,  dass 
der  Eigenthümer  eines  Gemäldes,  dessen  Urheber  sich  das 
Recht  der  Vervielfältigung  vor  der  Veräusserung  gemäss  §.  28 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  Vorbehalten  hat,  einen  Ku- 
pferstecher veranlasst,  dasselbe  durch  den  Stich  zu  vervielfäl- 


1)  Auch  nach  dem  liuudesbeBcbluese  vom  9.  November  1837  Art.  i 
und  den  oben  S.  419  Note  1 angoführtcu  deutschen  Landesgesotzgebungoii 
muss  die  Coutiscatiun  des  Nachdrucks  der  richtigen  Meinung  nach  als 
eine  gegen  jeden  Besitzer  verkäuflicher  Exemplare  stattfindende  Mass- 
regel  betrachtet  werden  Wächter,  Das  Verlagsrecht  Th.  II.  S.  660  f. 

3)  Der  Bundosbeschluss  vom  9.  November  1837  ordnet  dagegen 
im  Art.  4 sachgomasser  nur  die  Beschlagnahme  der  zur  Nachbil- 
dung gemachten  Vorrichtungen  (Platten,  Steine  u.  s.  w.)  an. 
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tigen.  Es  ist  dann  gewiss,  dass  der  Kupferstecher,  welcher 
uuterliess,  sich  vorher  zu  vergewissern,  ob  dem  Eigenthümer 
des  (leinäldes  auch  das  Recht  der  Vervielfältigung  zustand, 
von  den  Strafen  de.s  fahrlässigen  Nachdrucks  getroffen  wird 
und  zur  Entschädigung  des  zur  Vervielfältigung  ausschliesslich 
berechtigten  Malers  verpflichtet  ist.  Dagegen  ist  es  offenbar 
unbillig  dem  Letzteren  das  f'igenthuin  der  abgezogenen  Exem- 
plare und  der  Platte  des  Kupferstiches  zuzusprechen,  nur  unter 
der  Bedingung  sich  die  auf  diese  Exemplare  und  Platten  ver- 
wendeten Au-slagen  — unter  denen  die  Arbeit  des  Kupferste- 
chers nicht  begriffen  ist  — auf  die  Entschädigung  anrechnen 
zu  lassen.  Er  könnte  billiger  Weise  nur  die  Vernichtung  der- 
selben verlangen  und  müsste,  wenn  er  sich  die  unbefugte  Re- 
production  zu  Nutzen  machen  will,  sich  mit  dem  Urheber  der- 
selben besonders  einigen.  Sowenig  in  dem  angeführten  Falle 
der  Anspruch  auf  Ueberlassung  des  confiscirten  Exemplare  und 
Platten  mit  der  Billigkeit  zu  vereinigen  ist,  ebensowenig  läs.st 
sich  derselbe  juristisch  (lualifiziren.  Es  ist  offenbar,  dass  dieser 
Anspruch  mit  der  Entschädigung  des  Berechtigten  nichts  zu 
thun  hat.  da  diese  unabhängig  von  der  Confiscation  geleistet 
werden  soll,  und  nur  die  zur  Herstellung  der  confiscirten  und 
überwiesenen  Exemplare  verwendeten  Auslagen  auf  diese  Ent- 
schädigung angerechnet  werden  sollen.  Ebensowenig  kann  in 
den  angeführten  Fällen  von  einer  Vindication  die  Rede  sein. 
Es  erübrigt  daher  nur,  die  Confiscation  in  allen  denjenigen 
Fällen,  wo  nicht  ein  einfacher  Nachdruck  eines  bereits  verviel- 
fältigten (ieistesproductes  vorliegt,  als  reine  Strafe  zu  betrach- 
ten, und  zwar  sofern  die  Confiscation  zum  Vortheil  des  Ver- 
lagsberechtigten erfolgt,  als  eine  Privatstrafe,  wenn  sie  dagegen 
zum  Zwecke  der  Vernichtung  ausgesprochen  wird  als  eine 
öffentliche  Strafe. 

Es  muss  indess  bemerkt  werden,  dass  das  Recht  des  Be- 
schädigten, gemä,ss  §.  12  eit.  die  Ueberlassung  der  confiscirten 
Exemplare  zu  verlangen,  eine  nothwendige  Beschränkung  durch 
das  concurrirende  Recht  eines  andern  Iutere,ssenten  erleidet. 
Wenn  z.  B.  der  Verfasser  des  nachgedruckten  Werkes  dasselbe 
für  eine  .\iiflage  von  1000  Exemplaren  in  Verlag  gegeben  hatte, 
so  kann,  wie  Wächter  (a.  a.  0.  S.  003)  treffend  ausführt,  weder 
der  Autor  noch  der  Verleger  die  Aushändigung  der  nachge- 
druckten Exemplare  zu  seiner  freien  Verfügung  verlangen  ohne 
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das  Recht  des  Andern  zu  beeinträchtigen,  da  der  Verleger  nur 
die  Befugniss  hat,  eine  Auflage  von  1000  h'xemplaren  ubzu- 
setzen,  und  der  Autor  vor  dem  Absatz  dieser  Auflage  keine 
andere  Vervielfältigung  zum  Nachtheil  des  Verlegers  verbrei- 
ten darf.  So  oft  daher  das  Vergehen  des  Nachdrucks  gegen 
mehrere  Berechtigte  gerichtet  ist,  kann  die  Ueberlassung  der 
confiscirten  Exemplare  nur  auf  deren  geineinschaftlichen  An- 
trag erfolgen,  im  andeni  Falle  dagegen  muss  die  unbedingte 
Vernichtung  ausgesprochen  werden. 


§.42.  Entschädigung. 

Person  des  Verpflichteten.  — Beweis  des  Schadens.  — Vermiithungen.  — 
Unbefugte  Aufluhrung.  — Person  des  Berechtigten.  — Vertheiluug  der 
Entschädigung. 

Der  vollendete  Nachdruck  begründet  den  Anspruch  des 
Autors  und  des  Verlagsberechtigten  auf  Schadenersatz.  Dieser 
Anspruch  kann  von  jedem  erhoben  werden,  der  ein  vermö- 
gensrechtliches Interes.se  an  der  Ausschliesslichkeit  des  Verviel- 
fältigungsrechtes nachweisen  kann.  Daher  ist  bei  beschränkter 
Uebertragung  des  Verlagsrechtes  sowohl  der  Autor  als  der 
Verleger  befugt  den  Schaden,  welchen  jeder  von  ihnen  durch 
die  unbefugte  Vervielföltigung  erlitten  hat,  geltend  zu  machen. 

Zum  Schadensersätze  verpflichtet  ist  derjenige,  welcher  sich 
des  Nachdrucks  oder  der  wissentlichen  Verbreitung  desselben 
schuldig  macht. 

.Mehrere  Urheber  desselben  Nachdrucks  sind  für  den  ent- 
standenen Schaden  solidarisch  verhaftet.  Dasselbe  gilt  von 
dem  Urheber  und  dem  wissentlichen  Verbreiter  de.s  Nachdrucks, 
doch  beschränkt  sich  die  Verpflichtung  des  Verbreiters  auf  den 
Ersatz  desjenigen  Schadens,  welcher  durch  die  Verbreitung 
der  von  ihm  debitirten  Exemplare  verursacht  ist.  Sind  also 
Überhaupt  1000  Exemplare  des  Nachdrucks  abgesetzt  und  da- 
von 100  Exemplare  durch  A wissentlich  verbreitet,  so  haltet 
A in  Gemeinschaft  mit  dem  Nachdrucker  solidarisch  für  den 
durch  den  Absatz  von  100  Exemplaren  verursachten  Schaden  '), 

1)  Dies  ist  ausdrücklich  ausgesprochen  in  dem  Sächsischen  Oe- 
setze  vom  32.  Februar  1844  §.  6.  »Auch  die  wissentliche  Thcilnahme 
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während  für  den  übrigen  Schaden  der  Nachdrucker  allän  in 
Verbindung  mit  den  sonst  etwa  ermittelten  wissentlichen  Ver- 
breitern verhaftet  ist. 

Die  vorsätzliche  Theilnahme  an  einem  fremden  Nachdrucke 
begründet  die  mit  dem  Urheber  solidarische  Verpflichtung  zum 
Ersätze  desjenigen  Schadens,  an  dessen  Entstehung  der  Gehülfe 
theilgenommen  hat. 

Die  Ersatzverbindlichkeit  umfasst  sowohl  den  positiven 
Schaden  als  den  entgangenen  Gewinn.  Ein  positiver  Schade 
kann  indess  dem  .Vutor  oder  dem  Verlagsberechtigten  aus  der 
unbefugten  Vervielfältigung  nur  unter  besondern  Vorau-ssetzun- 
gen  erwachsen.  Der  entgangene  Gewinn  besteht  in  dem  muth- 
masslichen  Ertrage  desjenigen  Theiles  der  rechtmässigen  Auf- 
lage, welcher  in  Folge  der  A'erbreitung  des  Nachdrucks  unab- 
gesetzt  bleibt.  Die  Anzahl  der  Exemplare,  um  welche  der 
•\bsatz  der  rechtmässigen  Auflage  in  Folge  der  Verbreitung 
des  Nachdrucks  vermindert  wird,  kann  füglich  der  Zahl  der 
abgesetzten  Exemplare  des  Nachdrucks  gleichgesetzt  werden. 
Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  stellt  daher  im  §.  11,  um  den 
Beweis  des  durch  den  Nachdruck  verursachten  Schadens  zu  er- 
leichtern, eine  Vermuthung  dieses  Inhaltes  auf.  entbindet 
zugleich  den  Kläger  von  dem  bestimmten  Nachweise  der  Zahl 
der  abgesetzten  Nachdruckexemplare  und  weist  den  Richter 
an,  den  Betrag  der  Entschädigung  nach  Beschaffenheit  der  Um- 
stände auf  eine  dem  Verkaufswerthe  von  fünfzig  bis  tausend 
Exemplaren  der  rechtmässigen  Ausgabe  gleichkommende  Summe 
zu  bestimmen,  insofern  der  Berechtigte  nicht  einen  höheren 
Schaden  naclizuweisen  vermag  ‘). 


an  dem  Vertriebe  widerrechtlicher  Vervielfältigung  hat  die  Verbind- 
lichkeit zum  Schadensersätze  zur  Folge.  Bei  Bestimmung  dieses  Scha- 
densersatzes ist  zunächst  das  Verhältniss  der  vertriebenen  Exemplare 
zum  Schaden,  den  der  Eigenthümer  erlitten,  zum  Anhalten  zu  nehmen.« 

1)  PreuBs.  Gesetz  v.  11.  Juni  1837  §.  11.  — Bnndesbeachluss  v. 
19.  Juni  1845  §.  5.  — Sachs.  Gesetz,  v.  22.  Februar  1844  §.  7.  — 
Brauuscliw-ig.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842  §.  16.  — Hamburg.  Verord- 
nung V.  29  November  1847  .-Vrl.  9. 

Das  Würtembergische  Kescript  vom  2.5.  Februar  1815  verlangt 
den  Nachweis  der  Zahl  der  abgesetzten  Nachdruckoxemplare ; ebenso 
die  Badische  Verordnung  vom  8.  September  1806,  welche  im  §.  6 die 
Zahlung  des  doppelten  Preises  der  Origiualausgahe  für  jedes  abge- 
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Unter  dem  Verkaufswerthe  ist  hier  der  Preis  der  recht- 
mässigen Ausgabe  und  zwar  der  Nettopreis  zu  verstehen.  Doch 
bleibt  dem  Verleger,  welcher  zugleich  Sortimentsbuchhändler 
ist  unbenommen,  den  Bruttopreis  für  diejenige  Zahl  von  Exem- 
plaren zu  liquidiren,  welche  er  erweislich  ohne  die  Concur- 
renz  des  Nachdruckers  direct  zum  Bruttopreise  hätte  absetzen 
können  ’). 

Bei  noch  ungedruckten  Werken  findet  die  Präsumtion  des 
§.11  nicht  statt.  Es  muss  jedoch  angenommen  werden,  dass 
auch  in  diesem  Falle  die  Beschädigung  nach  freiem  richterli- 
chen Ermessen  arbitrirt  wird,  für  welches  ebenfalls  die  Anzahl 
der  abgesetzten  Nachdruckexemplarc  massgebend  wird.  Ucr 
Verkaufswerth  des  Exemplares  ist  in  diesem  Falle  nicht  nach 
dem  Verkaufspreise  des  Nachdruckes,  sondern  nach  sachver- 
ständiger Schätzung  zu  bestimmen^). 

Die  Entschädigung  für  die  unbefugte  Aufführung  eines 
dramatischen  oder  musikalischen  Werkes  ist  nach  Preussischem 
Rechte  in  der  für  dieses  Vergehen  verhängten  Strafe  begriffen, 
welche  in  einer  üeldbusse  und  ausserdem  bei  stehenden  Bühnen 


setzte  Exemplar  des  Nachdrucks  als  Eutschädigung  und  als  Strafe  ver- 
hängt; ferner  die  Anhalt  - Dessauische  Verosdnung  v.  15.  November 
1827  §.  9. 

Die  Gothaische  Verordnung  vom  18.  September  1826  §.  10  und 
das  Grossherzogi.  Hessische  Gesetz  vom  2S.  September  1830  Art.  11 
bestimmenden  Schadensersatz  des  Verlegers  auf  den  Verkaufswerth  von 
500  Exemplaren  der  Originalausgabe,  woneben  nach  dem  Grossherzogi. 
Hessischen  Gesetze  der  Autor  nach  eine  besondere  Entschädigung  von 
15  Gulden  für  jeden  Druckbogen  der  Originalausgabe  erhält,  alles  un- 
beschadet dos  Nachweises  eines  grösseren  Schadens. 

Die  Sachsen-Mcining.  Verordnung  v.  7.  Mai  1629  verpflichtet  im 
Art.  12  den  Nachdrucker  zu  einer  Entschädigung,  welche  dem  Ver- 
kaufswertbe  der  ganzen  Auflage  des  Nachdruckes  gleichkommt  und  zur 
Hälfte  dem  rechtmässigen  Verleger,  zur  Hälfte  dem  Autor  zufallt. 
Das  Bayerische  Gesetz  v.  28.  Juni  1865  Art.  37  lässt  für  die  Fest- 
setzung der  Entschädigung  lediglich  die  allgemeinen  Regeln  des  CivU- 
rechtes  gelten. 

1)  Friedländer,  Der  Rechtsschutz  gegen  Nachdruck  S.  78. 

2)  Für  die  bei  der  Festsetzung  der  Entschädigung  in  Betracht 
kommenden  Momente  sind  die  bei  ileydemann  und  Dambach,  die  Preus- 
sisebe  Nochdruckgesetzgebung  S-  540  bis  683  mitgetheilten  Rechtsfälle 
zu  vergleichen. 


Digilized  by  Google 


•t2S  IX.  Verfolgung  des  Naohdrneks,  §.  12.  Entschädigung. 

in  dem  ganzen  oder  halben  Bruttoertnige  der  Auffilhrung  be- 
steht und  zu  zwei  Dritteln  dem  Autor,  zu  einem  Drittel  der 
Ortsarmenkasse  zufällt  •). 

Nach  dem  Buiidesbeschlusse  vom  22.  April  1841  §§.  3u.4 
findet  der  Anspruch  auf  Entschädigung  neben  der  Geldbusse 
nach  näherer  Festsetzung  der  Landesgesetze  statt.  Letztere 
bestimmen  meist  die  zu  leistende  Entschädigung  auf  die  volle 
Bruttoeinnahme  der  unbefugten  .Vutfflhrung  und  lassen  neben 
dieser  Schadloehaltung,  welche  bei'eits  den  Character  einer  Strafe 
trägt,  noch  eine  Geldstrafe  eintreten,  die  jedoch  nach  Sächsi- 
schem Rechte  nur  statt  der  vorbczeichneten  Schadloshaltung  auf 
den  Antrag  des  Autors  verhängt  wird  *). 

Im  Französischen  Rechte  kommen  für  die  Entschädi- 
gung des  Verlagsberechtigten  die  allgemeinen  Regeln  des  Ci- 
vilrechtes  vom  Schadensersätze  in  Anwendung.  Das  Gesetz 
vom  19.  Juli  1793  bestimmte  in  dem  Art.  4 u.  5 die  Entschädi- 
gung für  da.s  \"ergehen  des  Nachdrucks  auf  den  Preis  von  3000 
Exemplaren  des  nachgedruckten  Werkes  und  für  die  Verbrei- 
tung des  Nachdrucks  auf  den  Preis  von  fiOO  Exemplaren.  Diese 
Vorschriften,  welche,  zugleich  die  Strafe  des  Nachdrucks  ein- 
schlossen, sind  indess  durch  die  Bestimmungen  des  Code  p6na\ 
ersetzt,  welcher  im  Aj  t.  427  den  Nachdi'uck  mit  einer  Geldbusse 
und  mit  der  Coiifiscation  der  uachgedruckten  Exemplare  zum 
V'ortheil  des  Autors  bestraft  und  im  Art.  429  den  Nachdrucker 
und  den  V'erbreiter  zur  Entschädigung  des  V'^erlagsberechtigten 
nach  den  allgemeinen  Regeln  verpflichtet,  soweit  der  verur- 
sachte Schaden  nicht  bereits  durch  die  Confiscation  getilgt  ist  ’). 


1)  Gesetz  V.  11.  Juni  1837  §.  34.  Gesetz  v.  20.  Februar  1854 
§.  3.  Vergl.  unten  §.  43. 

2;  Oesterreich.  Gesetz  v.  19.  Octobor  1846  §.  32.  — Braunschweig. 
Gesetz  v.  10.  Februar  1842  §.  15  Nr.  3.  — Sachs.  Gesetz  v.  27.  Juli 
1846  3.  — Bayer.  Gesotz  v.  28.  Juni  1866  Art.  46. 

3)  ('ode  pinal  ,\rt.  429.  Dans  les  cas  prevus  par  les  articles  pre- 
cudents,  Ic  produit  des  confiscations.  ou  dos  reoettes  confisquees  scra 
remis  an  prnprietaire  poiir  l’imdemniser  d’autant  du  prejudico  qu'il  aura 
sonffert;  le  snrphis  de  son  indemnite  ou  I’entiere  indemnite,  s’il  u’y  a 
eu  ni  vente  d’objets  confisijues,  ni  saisie  de  recettes  sera  regle  par  les 
voies  ordinaircB. 

Dass  durch  die  Art.  427  bis  429  des  Code  pdnal  die  oben  ange- 
führten Vorschriften  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1793  aufgehoben  sind, 
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Nach  dem  Französischen  Rechte  findet  also  die  Kntsrhädigungs- 
fordenmg  nicht  wie  im  Deutschen  Rechte  neben  der  Confisca- 
tion,  sondern  nur  soweit  statt,  als  sie  nicht  bereits  durch  letz- 
tere erlangt  worden  ist.  Für  die  unbefugte  Aufführung  dra- 
matischer Werke  gelten  dieselben  Regeln,  da  Art.  428  des  Code 
p^nal  die  Confiscation  des  llruttoertrages  der  Vorstellung  zum 
Vortheil  des  Autors  verordnet  und  letzterem  im  Art.  429  für 
den  Mehrbetrag  seines  Schadens  die  Schadloshaltung  nach  den 
allgemeinen  Regeln  zubilligt. 

In  Grossbritannien  ist  die  Entschädignng  des  Verlags- 
berechtigten für  den  Nachdruck  von  Schriften  in  den  zu  seinem 
Vortheil  verhängten  Trivatstrafen  begriffen,  welche  ausser  der 
Confiscation  der  nachgedruckten  Exemplare  in  dem  Betrage 
von  10  Pfund  Sterling  und  in  dem  doppelten  Werthe  jedes 
nachgedruckten  oder  wissentlich  verbreiteten  Exeraplares  beste- 
hen ')•  Bei  Kupferstichen  findet  neben  der  Confiscation  der 
nachgedruckten  Exemplare  und  der  Platten  und  der  Geldstrafe 
von  5 Schilling  für  jedes  nachgedruckte  Exemplar  der  volle 
Schadensersatz  statt,  ebenso  bei  der  unbefugten  Nachbildung 
von  Sculpturen  *). 

Die  unbefugte  Auffülirung  eines  dramatischen  Werkes  be- 
rechtigt den  Autor,  ausser  einer  Geldbusse  den  ganzen  Betrag 
der  Einnahme,  oder  den  Betrag  seines  Schadens,  als  Entschä- 
digung in  Anspruch  zu  nehmen 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  kann  von  Jedem  geltend 
gemacht  werden,  welcher  an  der  vermögensrechtlichen  Nutzung 
des  unbefugt  vervielfältigten  Geistesproductes  Antheil  hat,  also 
sowohl  von  dem  Autor  und  dessen  Rechtsnachfolgern,  als  von 
dem  Verleger.  Auch  wenn  ein  unbeschränktes  Verlagsrecht  an 
dem  Werke  besteht,  kann  doch  der  Autor  durch  die  unbefugte 
Vervielfältigung  Schaden  leiden,  so  z.  B.  wenn  in  dem  Verlags- 
vertrage ein  Honorar  für  die  folgenden  Auflagen  stipulirt  ist, 
welches  ihm  durch  den  Nachdruck  entzogen  wird.  Bei  be- 


ist in  zahlreichen  Entscheidungen  angenommen.  Devilleneuve  et  Carette, 
Kccueil  general  XXXVI.  2 p.  39.  XLIII.  2.  p.  85. 

1)  5 & 6 Victoria  cap.  45  sect.  17. 

2)  Vergl.  8 George  II  cap.  13;  17  George  III  cap.  57.  0 & 7 Wil- 
liam IV  cap.  59;  54  George  III  cap.  50;  14  Victoria  cap.  104  sect  7. 

3)  5 &6  Victoria  cap.  45  sect.  21 ; 3 & 4 William  IV  cap.  15  sect. 2. 
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schränktem  Verlap;srechte  trifft  der  Schaden  in  jedem  Falle 
sowohl  den  .\utor  als  den  Verlefier,  diesen,  indem  der  Absatz 
der  ihm  vertragsmässig  zustehenden  Auflage  durch  die  Ver- 
breitung gehindert  wird,  jenen,  indem  auch  die  weitere  "Nutzung 
des  geistigen  Eigenthumes  durch  künftige  Auflagen  in  Folge 
des  Nachdruckes  geschmälert  wird. 

Es  wird  in  der  Regel  schwierig  sein,  den  für  beide  Be- 
rechtigte entstandenen  Schaden  genau  festzustellen,  während 
die  Summe  des  dem  gemeinschaftlichen  Verlagsunternehmen 
erwachsenen  Schadens  sich  nach  der  Zahl  der  abgesetzten  Nach- 
druckexemplare leicht  bemessen  lässt.  Hierzu  kommt,  dass  in 
vielen  Fällen  nach  den  oben  erläuterten  Gesetzen  der  Betrag 
der  zu  leistenden  Entschädigung  höher  bemessen  ist,  als  der 
entstandene  Schaden,  so  dass  die  Entschädigungsforderung  zu- 
gleich den  Character  einer  Privatstrafe  annimmt;  und  dass 
auch  in  den  übrigen  Fällen  der  Betrag  der  Entschädigung  nach 
dem  Masse  des  muthmasslich  entstandenen  Schadens  von 
dem  Richter  arbitrirt  wird  (Gesetz  v.  11.  Juni  1837  §§.  11  u.  13). 
Daher  muss  auch  die  Vertheilung  dieser  Entschädigung  zwi- 
schen dem  Autor  und  dem  Verleger  im  gegebenen  Falle  dem 
richterlichen  Ermessen  überlassen  werden.  Es  ist  unmöglich, 
eine  Regel  dafür  aufzustellen,  wie  sich  unter  den  verschiedenen 
Voraussetzungen  der  durch  den  Nachdruck  entstandene  Schade 
auf  den  Autor  und  den  Verleger  vertheilt.  Hatte  der  Nach- 
drucker z.  B.  .'iOO  Exemplare  seines  Nachdrucks  verbreitet,  so 
ist  der  dem  Autor  und  dem  Verleger  zusammen  entgangene 
Gewinn  unbedenklich  auf  den  aus  dem  Verkaufe  ebensovieler 
Exemplare  zu  ziehenden  Erlös  anzunehmen.  Allein  wie  viel 
von  diesem  Gewinne  dem  Autor  nnd  wie  viel  dem  Verleger 
entgehen  wird,  wenn  etwa  die  dem  letztem  gehörige  Auflage 
bis  auf  600  Exem])lare  abgesetzt  ist,  hängt  von  ungewissen 
künftigen  Ereignissen  ab.  Findet  nämlich  gar  kein  weiterer 
Absatz  statt,  so  trifft  der  ganze  Verlust  den  Verleger,  während 
umgekehrt  der  ganze  Gewinn  dem  Autor  entgeht,  wenn  der 
Verleger  den  Rest  seiner  Auflage  noch  vor  dem  gewöhnlichen 
buchhändlerischen  Zahlungstermine  absetzt.  Die  von  Jolly  ‘) 
und  Wächter*)  angestellten  Untersuchungen  über  die  Verthei- 

1)  Die  Lehre  vom  Nachdruck  S.  278  f. 

2)  Das  Verlagsrecht  Th  II  8.  080  f. 
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hing  des  Schadensersatzes  bei  beschränktem  Verlagsrechte  ha- 
ben daher  nur  einen  bedingten  Werth  und  es  lässt  sich  nur 
die  Regel  mit  Bestimmtheit  aufstellen,  dass  der  Antheil  des 
Verlegers  an  dem  Schadensersätze  den  Verkanfswerth  der  bei 
ihm  noch  vorräthigen  oder  der  ihm  noch  zustehenden  Exem- 
plare nicht  übersteigen  darf. 

Das  Oesterreichische  Gesetz  vom  19.  October  184G  lässt 
im  §.  28  die  zu  leistende  Entschädigung  bis  zu  diesem  Betrage 
unbedingt  dem  Verleger  und  dem  Autor  nur  den  etwaigen 
Mehrbetrag  zufallen,  und  verpflichtet  dagegen  den  Verleger  zu- 
gleich, so  viele  Originalexemplare,  als  er  von  dem  Nachdrucker 
vergütet  erhält,  dem  Urheber  unentgeltlich  zu  überlassen.  Al- 
lein auch  auf  diesem  Umwege  ist  eine  gerechte  Vertheilung 
der  Schadloshaltung  nicht  immer  zu  erreichen.  Der  Autor  darf 
nämlich  die  ihm  überlassenen  Exemplare  nicht  eher  in  den 
Verkehr  bringen,  bis  der  Verleger  den  Rest  seiner  Auflage 
abgesetzt  hat.  Er  muss  folglich,  um  zu  seiner  Entschädigung 
zu  gelangen,  die  Aufbewahrung  und  den  Vertrieb  der  ihm 
überlassenen  Exemplare  übernehmen,  so  dass  ihm  die  Verwer- 
thung  derselben  meist  nur  durch  ein  besonderes  Abkommen 
mit  dem  Verleger  möglich  werden  wird. 

Wo  durch  das  Gesetz  eine  besondere  Entschädigung  für 
den  Autor  und  für  den  Verleger  bestimmt  ist,  wie  in  dem 
Grossherzoglich  Hessischen  Gesetze  vom  23.  September  1830, 
fällt  die  Frage  nach  der  Vertheilung  der  Entschädigung  ganz 
weg  und  die  im  Art.  1 1 des  angeführten  Gesetzes  für  den  Ver- 
leger bestimmte  Entschädigung  fällt  diesem  auch  bei  beschränk- 
tem Verlagsreclite  ungetheilt  zu. 


§.43.  Strafen. 

OeffenÜicbe  und  Privatstrafen.  — Strafumwandlung.  — Strafschärfung. 
— Die  einzelnen  Strafinaasse.  — Verbreitung  des  Nachdrucks.  — Un- 
befugte Aufführung. 

Die  Strafen  des  Nachdrucks  und  der  verwandten  Vergehen 
bestehen  ausschliesslich  in  Geldbussen.  Letztere  fallen  entweder 
als  Privatstrafen  dem  Beschädigten,  oder  als  öffentliche  Strafen 
dem  Fiscus  zu.  Das  Erstere  ist  ohne  Ausnahme  nach  der 
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Knglischen  Nachdruckgesetzgebung  ')  der  Fall.  Nach  den  Deut- 
schen und  Französischen  Nachdruckge-setzen  sind  dagegen  alle 
nicht  ausdrücklich  als  Entschädigung  bezeichneten  Geldbussen 
öffentliche  Strafen.  Nur  bei  unbefugten  Aufführungen  drama- 
tischer und  musikalischer  Werke  tritt  nach  den  Preussischen 
Gesetzen  vom  11.  Juni  1837  §.34  und  vom  20.  Februar  1854 
§.  3 und  nach  dem  Sächsischen  Gesetze  vom  27.  Juni  1846 
§.  C eine  Privatstrafe  ein,  an  welcher  der  Beschädigte  zu  zwei 
Dritteln  und  die  Armenkasse  des  Ortes  der  Aufführung  zu  einem 
Drittel  participirt. 

Die  als  öffentliche  Strafe  verhängten  Geldbussen  werden 
im  Falle  des  Unvermögens  in  Geföugnissstrafe  umgewandelt. 
Für  diese  Umwandlung  sind  die  allgemeinen  Vorschriften  des 
Strafrechtes,  in  Preussen  der  §.  17  des  Strafgesetzbuches  mass- 
gebend, nach  welchem  der  Betrag  von  1 bis  3 Thalem  einer 
Gefängniss.strafe  von  einem  Tage  gleichgeachtet  wird.  Nur  in 
Oesterreich  ist  durch  §.  467  des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai 
1852  neben  der  Geldbusse  von  25—1000  Gulden  für  den  Fall 
des  Unvermögens  eine  Gefangnissstrafe  von  5 Tagen  bis  6 Mo- 
naten besonders  angedroht. 

Ausser  der  Geldbusse  und  der  im  §.  41  erörterten  Oon- 
tiscation  verhängen  einige  Gesetzgebungen  als  Strafe  des  Rück- 
falles die  Untersagung  des  Buchhändler  - Gewerbebetriebes ’). 
Nach  dem  Kurhessischen  Gesetze  vom  13.  Juni  1846  §.  6 kann 
als  Verschärfung  der  Geldstrafe  die  öffentliche  Bekanntmachung 
des  Urtheils  verhängt  werden. 

Die  Geldbu.ssen  sind  theils  absolut  bestimmt,  theils  mit 
Beziehung  auf  den  Betrag  der  zu  leistenden  Entschädigung  ’), 
auf  (len  Umläng  des  Werkes  ‘),  auf  die  Zahl  oder  den  Werth 


1)  Die  altere  Englische  Gesetzgebung  (8  Anno  cap.  19  sect.  1) 
verhängte  ebenfalls  eine  öffentliche  Strafe  gegen  den  Nachdruck,  deren 
Ertrag  halb  der  Staatskasse,  halb  dem  Angeber  zufiel. 

2)  Oesterreich.  Strafgesetz  v.  27.  Mai  1852  §.  467.  — Grossher- 
zogl.  Hess,  tfesetz  v.  23.  September  1830  Art.  13.  — Sachsen-Coburg- 
(ioth.  Verordnung  v.  18.  September  1828  §.  11. 

3)  Vergl.  die  eben  S.  426  Note  1 angeführten  Gesetze. 

4)  Oldenburg.  Strafgesetzbuch  .\rt.  416. 
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der  nachgedruckten  Exemplare  *)  oder  auf  den  Ertrag  der  un- 
befugten Aufführung*)  bestimmt. 

In  Würteinberg  ist  neben  der  Strafe  der  Confiscation  und 
neben  der  nach  §.  5 des  Rescriptes  vom  25.  Februar  1815  zu 
leistenden  Entschädigung  keine  Geldstrafe  angedroht. 

Für  den  Fall  des  Nachdrucks  oder  der  unbefugten 
Nachbildung  von  Schriften  oder  Kunstwerken  verhängt  das 
Preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  §.10  §.30  eine  Geld- 
busse von  50  bis  1000  Thalern,  der  Bundesbeschluss  vom  19. 
Juni  1845  §.  6 bis  zu  1000  Gulden,  das  Oesterreichische  Straf- 
gesetz §.  467  von  25  bis  1000  Gulden,  das  Sächsische  Gesetz 
vom  22.  Februar  1844  §.  9 bis  zu  1000  Thaler,  das  Bayerische 
Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  37  bis  zu  1000  Gulden,  das 
Braun.schweig.  Gesetz  vom  10.  Februar  1842  §.  14  von  10  bis’ 
1000  Thalern,  das  Grossherzogi.  Sächsische  Gesetz  vom  11.  Ja- 
nuar 1839  §.  10  §.  30  von  50  bis  1000  Thalern,  die  Ilambur- 
gische  Verordnung  vom  29.  November  1847  Art.  9 und  die 
Lübeckische  Verordnung  vom  12.  Juli  1845  §.  5 bis  zu  500 
Thaler,  das  Sachsen  - Altenburgische  Gesetz  vom  1.  Dezember 
1827  von  50  Thalern,  die  Verordnungen  für  Sachsen-Gotha  vom 
18.  September  1828  und  für  Schwarzburg -Sondershausen  vom 
10.  November  1837  bis  zu  100  Thaler  und  die  Bekanntma- 
chung für  Schwarzburg-Rudolstadt  vom  30.  October  1827,  so- 
wie die  Waldeckische  Verordnung  vom  30.  Januar  1828  von 
10  Thalern.  Das  Maximum  des  Strafmasses  schwankt  also  in 
den  Deutschen  Staaten  zwischen  10  und  1000  Thalern. 

Die  w issen  tlich  e Verb  re  it  ung  des  Nachdrucks  wird 
in  Oesterreich  nach  §.  467  des  Strafgesetzbuches  mit  einer  Geld- 
bus.se  von  10  bis  200  Gulden,  in  Preussen  und  in  den  übrigen 
Deutschen  Staaten  aber  ebenso  wie  der  Nachdruck  be.straft. 

Der  Französische  Code  pönal  bedroht  im  Art.  427  den 
Nachdrucker  mit  einer  Geldbusse  von  100  bis  2000  Francs,  den 
Verbreiter  mit  einer  Geldbusse  von  25  bis  500  Francs. 


1)  Badische  Verordnung  v.  8.  September  1806  §.5; »soviel 

Keicbsthaler  Polizeistrafe,  als  das  nachgedruckte  Werk  Bogen  stark  ist  » 

2)  Grossherzogi.  Hess.  Gesetz  v.  23.  September  1830  Art.  11.  12. 
— Sachsen  -Meining.  Verordnung  v.  7.  Mai  1829  Art.  11.  — Anhalt- 
Deas.  Verordnung  v.  15.  November  1827  §.  13.  — Anhalt  - Köthen. 
Mandat  v.  23.  Dezember  1828  §.  9. 

28 


Digitized  by  Google 


434  IX.  Verfolgung  des  Nachdrucks.  §.  43.  Strafen. 

In  Grossbritannien  beträgt  die  feste  Geldstrafe  nach  den 
oben  S.  429  Note  1 bis  3 angeführten  Gesetzen  beim  Nachdruck 
und  bei  der  Verbreitung  oder  Kinfubr  von  nachgedruckten  Bü- 
chern 10  Pfund  Sterling  ‘),  bei  Kupferstichen  5 Shilling  für 
jedes  Exemplar,  bei  Sculptureu  5 bis  30  Pfund. 

Die  Strafe  der  unbefugten  Aufführung  besteht  in 
Preussen  für  ungedruckte  dramatische  oder  musikalische 
Werke  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  §.  34  in  einer 
Geldbusse  von  10  bis  100  Thalern,  bei  stehenden  Bühnen  aber 
in  dem  ganzen  Betrage  der  Einnahme  ohne  Abzug  der  Kosten. 

Für  die  unbefugte  Aufführung  gedruckter  dramatischer 
oder  dramatisch-musikalischer  Werke  beträgt  nach  dem  Gesetze 
vom  20.  Februar  1854  §.  3 die  Geldbusse  5 bis  15  Thaler, 
bei  stehenden  Bühnen  ist  die  Hälfte  der  Einnahme  ohne  Abzug 
der  Kosten  als  Strafe  zu  entrichten.  Alle  diese  Geldbusscn 
fallen  als  Privatstrafe  zu  zwei  Dritteln  dem  Beschädigten,  zu 
einem  Drittel  der  Annenkasse  des  Ortes  der  Aufführung  zu. 

In  den  übrigen  Deutschen  Staaten  erhält  der  Beschädigte 
den  Ertrag  der  unbefugten  Vorstellung  als  Entschädigung*) 
und  neben  der  letzteren  wird  in  Oesterreich  eine  Geldbusse  von 
10  his  200  Gulden  (Strafgesetzbuch  §.  467),  in  Bayern  bis  zu 
100  Gulden  (Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  46)  als  öffentliche 
Strafe  entrichtet. 

In  Sachsen  hat  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juli  1846  §.  5 
der  Autor  die  Wahl,  ob  er  den  Ertrag  der  unbefugten  Auffüh- 
rung als  Entschätligung  verlangen  oder  statt  dessen  eine  Pn- 
vatstrafe  bis  zu  500  Thlr.  in  Antrag  bringen  will.  Sowohl  die 
Entschädigung  als  die  Strafe  fällt  wie  in  Preussen  zu  einem 
Drittel  der  Ortsarmeukasse  zu. 

In  Frankreich  beträgt  die  Strafe  der  unbefugten  öffentli- 


1)  Frülicr  drei  Pence  von  jedem  einzelnen  Druckbogen,  so  dass 
z.  B.  ein  in  1000  Exemplaren  nachgedrucktes  Werk  von  10  Bogen  eine 
Strafe  von  lOOOOmal  drei  Pence  oder  von  125  Pfund  Sterling  nach 
sich  zog  (8  Anne  cap.  19  sect.  1.  — 40  George  III  cap.  107  aect.  1.  — 

— 64  George  111  cap.  156  aect.  4). 

2)  Dies  muss  in  Ermangelung  besonderer  landesgesetzlicher  Be- 
stimmungen nach  dem  Bundesbeschliisse  v.  22.  April  1841  §.4  als  Kegel 
angenommen  werden.  Vergl.  Braunschw.  Gesetz  v.  10.  Februar  1842 
§.  18  Nr.  3.  — Saohsen-Altenburg.  Verordn,  v.  1.  November  1843  §.  2. 

— Holstein.  Patent  v.  12.  Juni  1841. 
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chen  AufführuriK  neben  der  Confiseation  der  Einnahme  nach 
Art.  428  des  Code  penal  50  bis  500  Franc.s;  in  Gros.sbritannien 
soll  die  Geldbusse  nach  der  l’arlanientsacte  vom  10.  Juni  1833 
(3  & 4 William  IV  cap.  15)  sect.  2 niclit  unter  40  Shillings 
festge.setzt  werden.  Als  eine  eigentlu'imlichc  Zusatzstrafe  legt 
das  Englische  Recht  ferner  dem  Urheber  der  öffentlichen  Auf- 
führung und  ebensf)  der  unbefugten  Nachbildung  von  Kunst- 
werken den  doppelten  Einsatz  der  l’rozes.skosten  auf. 

Alle  Strafen  des  Nachdrucks  und  der  verwandten  Verge- 
hen, auch  wenn  sie  als  öffentliche  Strafen  zu  Gunsten  der  Staats- 
kasse augedroht  sind,  können  nur  auf  den  Antrag  des  beschä- 
digten Autors  oder  Verlegers  verhängt  werden. 


§.44.  Prozess. 

Antrag  des  Vcrletztcu.  — Zurücknahme.  — Adhäsion  der  Entschädi- 
gungsklage. — Rechtskraft  der  thatsächlichen  Feststellung  des  Straf- 
richters. — Deutsche  Gesetzgebungen.  — Französisches  Hecht.  — Eng- 
lische.s  Recht. 


Da  der  Nachdruck  nach  Preussischem  Rechte  nicht  ein 
blosses  Privatdelict,  sondern  ein  öffentliches  V^ergehen  ist,  so 
erfolgt  die  Verfolgung  des.selben  im  \Vege  des  Strafprozesses 
oder  des  Untersuchungsvertahrens,  wie  solches  für  den  grös.se- 
ren  Theil  der  Monarchie  durch  die  Verordnungen  vom  3.  Ja- 
nuar 1849  (Gesetzsamml.  S.  14)  und  vom  3.  Mai  1852  (Gesetz- 
samml.  S.  209)  geregelt  ist  *). 

Das  Verfahren  ist  das  für  die  Verfolgung  von  Vergehen 
vorgeschriebene,  da  die  Strafen  des  Nachdrucks  das  Maass  von 
50  Thlr.  übersteigen.  Nur  in  dem  Falle  der  unbefugten  Auf- 
führung eines  gedruckten  dramatischen  oder  musikalischen  Wer- 
ke.s,  die  nicht  auf  einer  stehenden  Bühne  erfolgt,  übersteigt 
die  Strafe  nach  §.  3 des  Gesetzes  vom  20.  Februar  1854  den 
Betrag  von  50  Thlr.  nicht.  Es  tritt  also  das  Verfahren  bei 

1)  In  dem  üezirke  dos  Appellatiönsgerichlshofes  zu  Köln  gilt  die 
Französische  Criminalprozessordnuug,  inden  neuen  Provinzen  (Hannover, 
Schleswig-Holstein,  Hessen,  Nassau  etc.)  die  Strafprozessordnung  vom 
26.  Juni  1867  (Gesetzsamml.  S.  933).  , 
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der  Verfolgung  von  Ucbertretungen  und  die  Competeiiz  des 
Einzclrichters  ein. 

Die  Verfolgung  des  Nachdrucks  weicht  von  dem  Untersu- 
chungsverfahren wegen  anderer  Vergehen  nur  insoweit  ab,  als 
das  Verfahren: 

1.  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  eingeleitet  werden  darf, 

2.  auch  die  Entscheidung  über  die  Civilansprüche  des  Ver- 
letzten umfasst. 

In  ersterer  Beziehung  bestimmt  das  Gesetz  vom  11.  Juni 
1837; 

§.15.  Die  gerichtliche  Untersuchung  der  in  den  §§.2,3.4 
bezeichneten  Vergehen  ist  nicht  von  Amtswegen,  sondern  nur 
auf  den  Antrag  des  Verletzten  einzuleiten. 

Will  der  Verleger  der  Schrift  den  Antrag  nicht  machen, 
so  kann  dieses  von  dem  Autor  oder  dessen  Erben  geschehen, 
insofern  dieselben  noch  ein  von  dem  Verleger  unabhängiges 
Interesse  haben. 

§.  16.  Nach  einmal  erfolgter  Einleitung  der  Untersuchung 
kann  die  Zurücknahme  des  Antrages  zwar  in  Beziehung  auf 
die  Entschädigung  sUUtfinden,  nicht  aber  in  Beziehung  auf 
die  Coutiscatiou  und  Geldbusse. 

Der  Autrag  muss  an  den  Staatsanwalt  des  zuständigen 
Gerichtes  gerichtet  werden.  Gegen  die  zurückweisende  Ver- 
fügung des  letzteren  findet  die  Beschwerde  an  den  Oberstaats- 
anwalt und  an  den  Justizminister,  dagegen  kein  ordentliches 
liechtsmittel  statt.  Die  Zurücknahme  dos  Antrages  kann  mit 
voller  Wirkung  erfolgen,  so  lange  der  Beschluss  des  Gerichtes 
über  die  förmliche  Eröffnung  der  Untersuchung  *)  noch  nicht 


t)  Verordnung  vom  3.  Januar  1849  §.  39.  »Zur  förmlichen  Er- 
öffnung der  Untersuchung  gegen  eine  bestimmte  Person  ist  erforderlich: 
1.  eine  vom  Staatsanwalt  abzufassende  Anklageschrift,  — 

Z.  ein  auf  Grund  dieser  Anklageschrift  die  Eröffnung  der  Unter- 
suchung anordnender  lieschluss  der  Geriehtsabtheilung,  in  welchem 
der  Name  des  Angeklagten  und  das  ihm  angcschuldigte  Vergeben  zu 
bezeiebueu  sind.« 

Strafgesetzbuch  vom  14.  .April  1851  §.  53.  »Nach  Eröffnung  der 
gerichtlichen  Untersuchung  kann  der  Antrag  auf  Uestrafung  nicht 
wieder  zurückgenommen  werden,  so  weit  nicht  in  einzelnen  h allen 
ein  Anderes  bestimmt  ist.« 

Zur  Zeit  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  fand  eine  förmliche  Blr- 
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gefasst  ist,  nach  diesem  Zeitpuncte  nur  in  Bezug  auf  den  Ent- 
schädigungsanspruch. 

Der  Antrag  auf  Bestrafung  kann  nicht  gethcilt  werden, 
folglich  weder  gegen  einen  von  inehrern  Theilnehinern  des 
Nachdrucks  allein  gerichtet,  noch  auch  gegen  einen  allein  zu- 
riickgenominen  werden '). 

Die  Adhäsion  des  Verfahrens  über  die  Civilansprüche  des 
Verletzten  an  den  Strafprozess  ist  dem  Preussischen  Rechte 
sonst  fremd  und  nur  für  das  Vergehen  des  Nachdrucks  aus- 
nahmsweise durch  16  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  IS.SV  vor- 
geschrieben. Diese  Adhäsion  hängt  von  dem  Anträge  des  Ver- 
letzten ab.  Letzterer  ist  daher  befugt,  sich  in  dem  gestellten 
Strafantrage  die  Ausführung  seiner  Civilansprüche  im  besondern 
Verfahren  vorzubehalten 

Das  Verfahren  bei  der  Feststellung  der  Entschädigung 
durch  den  Strafrichter  folgt  lediglich  den  Regeln  des  Strafpro- 
zesses, so  dass  der  Richter  weder  an  die  Beweisrcgeln  noch  an 
die  Eventualmaxime  des  Civilprozesses  gebunden  ist.  Auch 
das  Beweismittel  der  Eideszuschiebung  findet  in  dem  Strafver- 
fahren wegen  Nachdrucks  nicht  statt.  Das  Missliche  bei  der 
Erörterung  des  Entschädigungsanspruches  im  Strafverfahren 
liegt  darin,  dass  der  Preussische  Strafprozess  dem  Verletzten 
keine  Partheirolle  zuweist  und  ihm  namentlich  nicht  die  Be- 
fugniss  gibt,  ein  Rechtsmittel  gegen  das  freisprechende  Erkennt- 
niss  oder  gegen  die  Festsetzung  des  Entschädigungsbetrages 
zu  ergreifen. 

Öffnung  der  Untersuchung  nicht  statt.  Die  iin  § 16  jenes  Gesetzes  er- 
wähnte Einleitung  der  Untersuchung  war  daher  durch  jede  gerichtliche 
Verfügung  oder  Verhandlung  gegeben,  welche  den  Zweck  hatte,  eine 
hestimmte  Person  des  Vergehens  des  Nachdruckes  zu  überführen.  Es 
kann  indess  gegenwärtig  nach  den  angeführten  Oesetzesstellen  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Einleitung  der  Untersuchung  erst  durch 
den  Beschluss  des  Gerichtes  erfolgt,  dass  folglich  der  Strafantrag  auch 
noch  während  der  gerichtlichen  Voruntersuchung  mit  voller  Wirkung 
zurückgeiiommen  werden  kann. 

1)  Strafgc-sctzbuch  vom  14.  Aj>ril  1861  §.  52.  Erkenntniss  des 
Obertribunals  vom  16.  Juni  18, hü  (Goltdammcrs  Archiv  Bd.  7 S.  692l. 

2)  Vergl.  Dambach,  Der  Adhäsionsprozess  in  den  Untersuchungen 
wegen  Nachdrucks  nach  Prcussischem  Rechte  (Deutsche  Strafrechtszei- 
tnng  1861  Nr.  23).  — Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  28.  Januar 
1861  (Justiz-MinisterUlbiatt  1861  S.  61.) 
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Der  Strafrichter  ist  übrigens  nicht  befugt,  den  Entschädi- 
gungsanspruch zum  besondcrn  Verfahren  zu  verweisen,  sondern 
er  muss  sich  auf  Antrag  des  Verletzten  der  Entscheidung 
über  denselben  unterziehen.  Auch  wenn  der  Angeklagte  im 
Laufe  des  Verfahrens  stirbt,  muss  er  sich  der  Entscheidung 
über  die  beantragte  Confiscation  und  Entschädigung  unter- 
ziehen '). 

Ist  mit  dem  Strafantrage  des  Verletzten  der  Antrag  auf 
Zuerkennung  einer  Entschädigung  verbunden  worden,  so  steht 
selbstredend  der  Verfolgung  dieses  Entschädigungsanspruches 
im  Wege  der  Civilklage  nun  der  Einwand  der  Rechtshängigkeit 
oder  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  entgegen. 

Hat  aber  keine  Adhäsion  stattgefunden,  so  vrird  zweifel- 
haft, in  wie  weit  die  Entscheidung  des  Strafrichters  für  die 
später  erfolgende  Entscheidung  im  Civilprozesse  über  den  Ent- 
schädigungsanspuch  ma.ssgebend  ist. 

Das  Obertribunal  hat  bekanntlich  nach  längerem  Schwan- 
ken durch  den  Plenarbeschluss  vom  15.  Dezember  1856  (Justiz- 
Min.  Blatt  1857  S.  59)  den  Grundsatz  angenommen: 

Nach  Preussi.schem  Rechte  ist  die  Entscheidung  des  Straf- 
richters über  eine  zur  Untersuchung  gekommene  strafbare 
Handlung  für  den  Civilrichter,  welcher  über  einen  Entschä- 
digungsansinuch  zu  entscheiden  hat,  in  seiner  Beurtheilung 
der  Beweisfrage  hinsichtlich  der  zur  Begründung  dieses  An- 
spruchs dienenden  Thatsachen  insoweit  nicht  massgebend, 
als  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  nicht  das  Gegen theil 
rechtfertigen. 

In  Bezug  auf  das  Vergehen  des  Nachdrucks  ist  dagegen 
in  einer  früheren  Entscheidung  vom  11.  September  1846  (Ent- 
scheidungen Bd.  1,3  S.  1.34  folgender  Grundsatz  angenommen: 

Die  von  Seiten  des  Strafrichters  erfolgte  Freisprechung  von 
der  Beschuldigung  unerlaubten  Nachdrucks  oder  unerlaubter 
Verviellaltigung,  wenn  sie  deshalb  erfolgt  ist,  weil  der  ob- 
jective  Thatbestand  des  V'ergehens  nicht  feststeht,  befreit 
den  Angeklagten  auch  von  dem  Entschädigungsansprüche; 
und  der  Civilrichter  ist  nicht  befugt,  die  vorgedachte  als 


1)  ErkpnntnifiH  Jen  01)ertribuiialcs  vom  21.  Oclobcr  18G4  (Jugtiz- 
MiiiinterialblaU  180.'>  S.  2.  — (ioltdaniuiera  Archiv  Bd.  13  S.  36). 
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rechtskräftig  entschieden  zu  betrachtende  Frage  zur  Beur- 
theilung  vor  sein  Forum  zu  ziehen. 

Es  muss  auch  angenommen  werden,  da.ss  das  Vergehen 
des  Nachdrucks  zu  den  in  dem  Plenarbeschlüsse  vom  15.  De- 
zember 1856  erwähnten  Ausnahmen  zählt,  in  welchen  die  that- 
sächliche  Feststellung  des  Strafrichters  für  den  Civilrichter 
bindend  ist,  weil  der  Nachdruck  ein  Antrags  vergehen  ist,  wel- 
ches nur  auf  Anrufen  des  Verletzten  strafrechtlich  verfolgt 
wird  und  weil  die  Strafen  das  Nachdrucks  vielfach  mit  der  zu 
gewährenden  Entschädigung  in  eine  solche  Wechselbeziehung 
zu  einander  gesetzt  sind  *),  dass  eine  unabhängige  Entscheidung 
aber  den  gemeinsamen  Rechtsgrund  der  Strafe  und  des  Ent- 
schädigungsanspruches im  Strafprozesse  und  im  Civilverfahren 
nicht  denkbar  ist. 

Die  übrigen  deutschen  Nachdruckgesetzgebungen  weisen 
ebenfalls  die  Verfolgung  des  Nachdrucks  dem  Strafprozesse  zu. 
Sie  enthalten  über  die  Nothwendigkeit  des  Strafantrages,  über 
die  Zurücknahme  desselben  und  über  die  Adhäsion  des  Civil- 
anspruches  meist  dieselbe  Grundsätze,  wie  solche  im  Vorigen 
für  das  Preussischc  Recht  entwickelt  sind  *). 

Das  Sächsische  Gesetz  vom  22.  Februar  1844  weicht 
von  diesen  Regeln  insofern  ab,  als  es  im  §.  17  das  Strafver- 
fahren wegen  des  Nachdrucks  vor  das  rücksichtlich  der  Gel- 
tendmachung der  privatrechtlichen  Ansprüche  competente  Civil- 
gericht  verweist,  wodurch  die  Verbindung  des  Strafverfahrens 
mit  dem  Civilprozesse  über  den  Entschädigungsanspruch  als 
eine  nothwendige  gegeben  wird. 


1)  Gesetz  v.  11.  Juni  1837  §.  12.  §.  34.  — Vergl.  oben  S.  414 
and  S.  434. 

2)  Oesterreich.  Gesetz  vom  19.  Octobcr  1846  §.  34.  Das  Einschrei- 
ten der  Untorsiichungsbehörde  geschieht  nicht  von  Amtswegen,  sondern 
mir  auf  Begehren  des  beeinträchtigten  Autors  oder  seiner  Rechts- 
nachfolger. 

Die  Zurücknahme  der  Beschwerde  nach  bereits  geschehener  Ein- 
leitung der  Untersuchung  hat  nur  auf  die  Entschädigungsrechte  des 
Beschwerdeführers,  nicht  aber  auch  auf  die  Untersuchung  selbst  und 
auf  die  gesetzliche  Strafe  eine  rechtliche  Wirkung. 

Vergl.  Grossherzogi.  Ifessisches  Gesetz  vom  23.  September  1830 
-Art.  15.  — Braunschweig.  Gesetz  v.  10  Februar  1842  §.  19.  — Sachsen 
Golh.  Verordnung  v.  18.  September  1828  §.  10. 
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Das  Bayerische  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  ')  endlich 
verweist  den  Strafprozess  wegen  des  Nachdrucks  an  die  or- 
dentlichen Criminalgerichte,  die  Verfolgung  des  Entschädigungs- 
anspruches an  die  Civilgerichte  und  lässt  die  Adhäsion  wegen 
der  Entschädigungsforderung  im  Strafprozesse  nur  in  der  Pfalz 
zu,  wo  die  französische  Strafprozessordnung  die  Adhäsion  all- 
gemein gestattet.  Dagegen  soll  die  strafrechtliche  Verurthei- 
lung  wegen  Nachdrucks  auch  im  Civilprozesse  gegen  den  Ver- 
urtheilten  vollen  Beweis  machen. 

Das  Französische  Recht  verweist  ebenso  wie  die  deut- 
schen Gesetzgebungen  die  Verfolgung  des  Nachdrucks  vor  die 
Strafgerichte  ’).  Die  Frage,  ob  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag 
der  Civilparthei  oder  auch  von  Amtswegen  durch  die  Staats- 
anwaltschaft eingeleitet  werden  könne,  ist  streitig.  Für  die 
erstere  Alternative  wird  das  Patentgesetz  vom  5.  Juli  1844 


1)  Art.  61.  Die  iu  den  vorstehenden  Bestimmungen  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen  sind  je  nach  der 
Grösse  der  angedrohton  Strafe  Vergehen  oder  Vebertretungen,  und  es 
kommen  bezüglich  derselljen,  soferne  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht 
etwas  Anderes  bestimmt,  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafge- 
setzbuches zur  Anwendung.  Insbesondere  wird  durch  Art.  37  und  38 
an  den  Bestimmungen  des  Art.  12  des  Strafgesetzbuches  nichts  ge- 
ändert. 

Gerichtliche  Verfolgung  findet  nur  auf  Antrag  des  Boschädiglea 
oder  seines  gesetzlichen  Vertreters  statt. 

Art.  63.  lieber  die  Entschädigungsansprüche  des  Beschädigten 
haben  die  Civilgerichte  zu  entscheiden. 

Beschlagnahmen,  welche  in  Folge  der  Verurtheilung  wegen  einer 
strafbaren  Handlung  einzutreten  haben,  sind  von  den  Strafgerichten 
mit  der  Venirtheilung  zu  verfugen.  Ueber  sonstige  Beschlagnahmen 
haben  die  Civilgerichte  zu  erkennen. 

In  der  Pfalz  kann  der  durch  eine  nach  dem  gegenwärtigen  Ge- 
setze strafbare  Handlung  Beschädigte  auch  nach  Massgabc  der  Bestim- 
mungen der  dortigen  Strafprozessordnung  als  Civilpartei  vor  dem  Straf 
gerichte  auflreten. 

Art.  64.  Verurtheilende  Erkenntnisse  der  Strafgeriehte  über  Hand- 
lungen, welche  im  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehen  sind,  bilden  hin- 
sichtlich der  in  denselben  rechtskräftig  festgestellten  Thatsachen  gegen 
den  Verurtheilten  auch  vor  den  Civilgerichten  vollständigen  Beweis. 

2)  Decret  du  5.  fevrier  1810  Art.  42.  Bes  peines  seront  pronon- 
cees  et  Ics-dommages  intcrcts  seront  arbitres  par  le  tribiinal  correctio- 
nel  ou  criminel,  eelon  les  cas  et  les  lois 
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angeführt,  welches  im  Art.  45  die  Verfolgung  der  unbefugten 
Nachahmung  eines  patentirten  Gegenstandes  nur  auf  Antrag 
des  Patentinhabers  gestattet.  Der  Cassationshof  hat  indess 
durch  zwei  Erkenntnisse  vom  27.  Ventose  des  Jahres  IX  und 
vom  7.  Prairial  des  Jahres  XI  die  Verfolgung  ohne  den  Antrag 
der  Civilparthei  für  zulässig  erklärt '). 

All.seitig  wird  anerkannt,  dass  die  Zurücknahme  des  Straf- 
antrages der  Civilparthei  den  liSuf  der  einmal  eingeleiteten 
Untersuchung  nicht  hemmen  kann  *). 

Der  Entschädigungsanspruch,  soweit  derselbe  nicht  durch 
die  im  Strafprozesse  zu  verfolgende  Confiscation  der  nachgedruck- 
ten Exemplare  gedeckt  wird  (oben  S. 414 f.),  kann  entweder  im 
Wege  der  Adhäsion  im  Strafprozesse  oder  abgesondert  durch 
die  Civilklage  verfolgt  werden  '*).  Letztere  wird  je  nach  der 
Verschiedenheit  der  Personen  entweder  vor  den  ordentlichen 
Civilgerichten,  oder  vor  den  Handelsgerichten  verfolgt. 

Wählt  der  Verletzte  das  Adhäsionsverfahren,  so  steht  ihm 
gegen  das  Erkenntniss  des  Criminalgerichtes  die  Appellation  in 
Bezug  auf  die  Entschädigungsforderung  zu.  Das  öffentliche 
Ministerium  kann  weder  durch  Zurücknahme  der  Anklage  noch 
dadurch,  dass  cs  sich  bei  dem  ersten  Erkenntnisse  beruhigt, 
den  weiteren  Lauf  des  Verfahrens  hinsichtlich  des  Civilanspru- 
ches  hemmen.  Auch  erfolgt  die  Verurtheilung  zur  Entschädigung, 
wenn  sie  im  Strafprozesse  durch  .Vdhäsion  verfolgt  wird,  nach 
den  Normen  des  Strafrechtes,  also  mit  solidarischer  Verhaftung 
und  mit  dem  Rechte  der  Personalexecution  (contrainte  par 
corps)  *),  während  dieselbe  Entschädigung  im  Civilverfahren 
ohne  die.se  Privilegien  zuerkannt  wird. 

In  Grossbritannien  finden  nach  dem  Statut  vom  1. Juli 
1842  (5  & 6 Victoria  cap.  45)  wegen  der  Strafe  des  Nachdrucks, 
der  Einfuhr  und  der  Verbreitung  von  Nachdrucken  (sect.  17), 
wegen  der  Entschädigung  des  Verlagsberechtigten  (sect.  15) 
und  wegen  der  Herausgabe  der  nachgedruckten  Exemplare 


1)  Dcvilleneuve  et  Carette  Rocueil  (jcneral  I.  1.  p.  439,  p.  806. 

2)  Devillenevive  et  Carette  1.  c.  XI.TI.  2.  p.  217. 

3)  Decret  du  6.  fevrier  1810  Art.  42.  ~ Code  d'inBtniction  cri- 
minelle Art.  1 — 4. 

4)  Erkenntniss  des  Cassationsbofes  vom  16.  Juni  1844.  Deville- 
neuve  et  Carette  Recueil  general  XLIV.  1.  p.  386. 
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verschiedene  Klagen  statt  i the  suit  for  penalties,  the  action 
for  daniages,  the  action  of  detinue),  neben  welchen  zugleich  ein 
summarisches  Verfahren  behufs  der  Beschlagnahme  des  Nach- 
drucks (motion  for  an  injunction)  zugelassen  ist.  Pas  Untersu- 
chungsverfahren des  deutschen  und  des  französischen  Strafpro- 
zesses ist  dem  englischen  Rechte  überhaupt  unbekannt. 


§.  4.5.  Prozess  (Fortsetzung). 

Legitimation  zur  Klage.  — Förmlichkeiten.  — Internationale  Verträge. 
— Deutsche  Landesgesetzgebungen.  — Französisches  und  Englisches 
Recht.  — Verjährung.  — Sachverständigenvereine.  — Vorläufige  Be- 
schlagnahme. 

Der  Strafantrag  kann  nach  §.  15  des  Gesetzes  vom  11. 
Juni  1837  sowohl  von  dem  Verleger,  als  von  dem  Autor  und 
dessen  Erben  gestellt  werden,  insofern  die  letztem  noch  ein 
von  dem  Verleger  unabhängiges  Interesse  haben.  Dieses  In- 
teresse muss  ein  vermögensrechtliches  sein.  Es  ist  also  da- 
durch bedingt,  dass  entweder  dem  Verleger  nur  ein  beschränk- 
tes Verlagsrecht  übertragen  ist,  oder  dass  doch  der  Verfasser 
für  die  künftigen  Auflagen  eine  Gegenleistung,  z.  B.  ein  Ho- 
norar zu  fordern  hat.  Mit  diesen  Grundsätzen  des  Preussischen 
Rechtes  stimmt  die  Vorschrift  des  Bundesbeschlusses  vom  9. 
November  1837  überein. 

Verschiedene  Gesetzgebungen  machen  da.s  Klagerecht  des 
Autors  und  des  Verlegers  von  der  Erfüllung  gewisser  Förm- 
lichkeiten abhängig.  In  Preussen  ist  dies  nicht  der  Fall,  da 
die  in  den  §§.  27.  28  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  vorge- 
schriebene Anmeldung  der  Kunstwerke  vor  der  Veräusserung 
oder  Vervielfältigung  zur  Erhaltung  des  geistigen  Eigenthums- 
rechtes selbst  noth wendig  ist.  Die  Unterlassung  kann  daher 
niemals  nachgeholt  werden  und  die  Versäumniss  zieht  nach 
§.  28  den  gänzlichen  Verlust  des  ausschliesslichen  Vervielfäl- 
tigungsrechtes nach  sich  (oben  S.  364). 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Förmlichkeiten,  welche  in 
den  internationalen  Verträgen  mit  Grossbritannien,  Frankreich 
und  Belgien  vorgesehen  sind.  Diese  Förmlichkeiten  bestehen 
für  die  in  den  gedachten  Ländern  erschienenen  Werke  in  der 
Eintragung  in  das  bei  dem  Preussischen  Gultusininisterium  ge- 
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führte  Verzeichniss,  für  die  in  Preussen  erschienenen  Werke 
in  der  Eintragung: 

1.  für  Grossbritannien:  in  das  Registrirungsbuch  des  Buch- 
händlervereins zu  London, 

2.  für  Frankreich:  auf  dem  Ministerium  de.s  Innern  zu 
Paris,  < 

3.  für  Belgien : auf  dem  Ministerium  des  Innern  zu  Brüssel. 

Diese  Eintragung  bedingt  weder  die  Erwerbung  noch  die 

Erhaltung  des  geistigen  Eigenthumes,  sondern  nur  die  Verfol- 
gung desselben  in  demjenigen  Staate,  für  welchen  die  Eintra- 
gung vorgeschrieben  ist.  Die  Erwerbung  des  geistigen  Eigen- 
thumes selbst  hängt  dagegen  nach  den  angeführtrn  Vertrags- 
bestimmungen davon  ab,  dass  die  im  Ursprungslande  geltenden 
gesetzlichen  Bedingungen  erfüllt  sind  ‘). 

Die  Anmeldung  zur  Eintragung  ist  nach  dem  Vertrage 
mit  Grossbritannien  an  keine  Frist  gebunden.  Sie  muss  dage- 
gen nach  den  mit  Frankreich  und  mit  Belgien  geschlossenen 
Literarconventionen  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Erscheinen 
geschehen. 

Die  Vorschrift  der  Preussisch-Französischen  Literarconven- 
tion  Art. III  findet  sich  auch  in  den  von  Sachsen  mit  Frankreich 
und  Belgien  abgeschlossenen  Verträgen  vom  36.  Mai  1866  und 
vom  11.  März  1866.  Sie  fehlt  dagegen  in  den  von  Bayern, 
Würteniberg,  Baden,  Hessen.  Meklenburg  und  den  Hansestädten 
geschlossenen  Literarconventionen,  so  dass  in  diesen  Ländern 
der  Nachdruck  französischer  Werke  ohne  die  Förmlichkeit  der 
Eintragung  verfolgt  werden  kann. 

Von  den  deutschen  Landesgesetzgebungen  erfor- 
dert die  Badische  Verordnung  vom  17.  September  1847  eine 
Bescheinigung  darüber,  dass  ein  Exemplar  des  Werkes  an  das 
Ministerium  des  Innern  eingereicht  ist,  welche  der  Nachdrucks- 
klage angeschlossen  werden  muss.  Die  Hamburgische  Verord- 
nung vom  29.  November  1847  Art.  11  verlangt  die  Ablieferung 
eines  Exeraplares  an  die  Stadtbibliothek. 

Andere  Gesetzgebungen  wie  die  Oesterreichische,  die  Säch- 
sische und  Bayerische,  lassen  eine  facultative  Anmeldung  zur 

1)  Vertrag  rwisoben  Preossen  nnd  Grosebritannien  vom  13.  Mai 
1846  \H.  II.  — Debcroiiikunft  rwischon  Preussen  und  Frankreich  vom 
2.  August  1862  Art.  III.  — üebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Bel- 
gien vom  28.  März  1863  Art.  111. 
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Erleichterung  des  Beweises  zu.  ohne  die  Klagbarkeit  von  der 
Erfüllung  dieser  Förmlichkeit  abhängig  zu  machen  '). 

In  Frankreich  ist  die  Verfolgung  des  Verlagsrechtes 
durch  die  Ablieferung  von  zwei  Exemplaren  (bei  Kupferstichen 
und  Musikalien  von  drei  Exemplaren)  an  die  Königliche  Bi- 
bliothek und  an  das  Ministerium  des  Innern  bedingt.  Ohne  die 
Bescheinigung  über  diese  .Ablieferung  wird  keine  Klage  wegen 
Nachdrucks  zugelassen  *).  Die  .Ablieferung  kann  zu  jeder  Zeit 
nach  dem'Erscheinen  geschehen ; es  ist  auch  nicht  erforderlich. 
da.ss  sie  vor  der  V'^eranstaltung  des  zu  verfolgenden  Nachdrucks 
bewirkt  sei  ®). 

In  Grossbritannien  bestehen  die  zur  Geltungmachung 
des  Verlagsrechtes  erforderlichen  Förmlichkeiten  nach  der  .Acte 
vom  1.  Juli  1842  '.ö  & ß Victoria  cap.  45)  sect.  11  bis  14  in 
der  Eintragung  des  Werkes  in  das  Register  der  Buchhändler- 
gesellschaft in  London  ‘). 


1)  Oesterreich.  Gesetz  v.  29.  Octoher  1846  §.  35. 

Sachs.  Gesetz  vom  92.  Februar  1844  §.  14. 

Bayer.  Gesetz  vom  28.  Juni  1865  Art.  52  bis  59. 

21  D4cret  du  19.  juillet  1793  Art.  6.  Tout  citoyen  qni  mettra  au 
jour  un  ouvrage  soit  de  litteraturo  ou  de  eravure,  dans  quei  genre  que 
ce  soit,  sera  oblige  d’en  deposer  deux  exemplaires  ä la  bildiotheque 
nationale  on  au  cubinet  des  estampe»  de  la  republique,  dont  il  recevra  un 
requ  signd  par  le  bibliothecaire,  faute  de  quoi  il  ne  pourra  etre  admi? 
en  jnstice  pour  la  poursuite  dos  contrefacteurs. 

Ordonnance  dn  9.  janvier  1828:  Lc  nombre  dos  exemplaires  de« 
ccrits  imprimes  et  des  planches  et  eslampes  dont  le  depöt  est  exige 
par  la  loi,  et  qui  avait  etö  fixe  ä cinq  per  les  art.  3 et  8 de  l’ordon- 
nance  royale  du  24.  octobre  est  rednit  outre  l’exemplaire  et  les  deux 
cpreiives  destineea  ä nötre  bibliotheque,  conformement  ä la  meme  or- 
donnance ä un  seul  excmplaire  et  k nne  seule  epreuve  pour  la  biblio- 
thequo  du  ministere  de  l’interieur. 

3)  Blanc.  Traite  de  la  contrefnqon  p.  141.  Le  depöt  offectue.  on 
peut  donc  poursuivre  les  contrefsiqons  raeme  anterieuros  k l'accom- 
plissement  de  cette  formalite. 

4)  Sect.  11.  And  be  it  enacted  that  a book  of  registry  wherein 
may  be  registered  as  herein  öfter  enacted  the  propietorship  in 
the  Copyright  of  books  and  assignements  thereof  and  in  dramatic  and 
mnsical  pieces,  wether  in  raanuscript  on  otherwiso,  and  licenscs  affec- 
ting  such  Copyright,  shall  be  kept  at  the  hall  of  the  Stationers  Company 
by  the  officer  appointed  by  the  said  Company  for  the  purposes  of  this 
act  and  shall  at  all  convenient  times  be  open  to  the  inspection  of  any 
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Die  Eiuregistrinnig  kann  zu  jeder  Zeit  vor  und  nach  dem 
Erscheinen  bewirkt  werden  und  bedingt  nur  das  Klagerecht, 
nicht  die  Erwerbung  oder  Erhaltung  des  geistigen  Eigenthuines '). 
Eintragungen,  welche  widerrechtlich  zum  Nachtheile  des  Ver- 
lagsberechtigten erfolgt  sind,  werden  auf  gerichtliches  Urtheil 
ausgelöscht  (sect.  14.  a.  a.  0.). 

Die  Einregistrirung  der  Sculpturen  erfolgt  nach  der  Acte 
vom  14.  August  1850  (14  Victoria  cap.  104)  sect.  6 in  dem 
Verzeichnisse  der  Waarenniuster.  Die  Einregistrirung  muss  auf 
jeder  Copie  oder  jedem  Abgus.se  mit  dem  Datum  vermerkt 
sein  (sect.  7). 

In  liezug  auf  die  Verjährung  der  Nachdrucksklage 
sind  nur  im  Englischen  liechte  eigenthümliche  Vorschriften  ge- 
geben. Die  Klage  muss  hinnen  zwölf  Kalendernionaten  nach 
der  Veranstaltung  des  Nachdrucks  ^),  bei  Sculpturen  und 
Zeichnungen  <)  binnen  sechs  Kalendermonaten  angestellt  werden. 

persoll  on  payment  of  one  Shilling  for  every  entry  which  shall  be 
searched  for  or  inspected  in  tlie  said  book;  and  that  such  officer  shall 
whenever  thereunto  reasonably  required,  give  a copy  of  any  entry  in 
such  book  certified  under  his  band  and  impressed  with  the  atamp  of 
tho  said  Company  — and  such  copies  so  certified  and  impressed  shall 
be  received  as  evidence  in  all  courts  and  iu  all  summary  proccedings, 
and  shall  be  prima  facie  proof  of  the  proprietorship  or  assigneinen  t 
of  Copyright  or  liceiice  as  therein  expressed,  but  subject  to  be  rebut- 
ted  by  other  evidence,  and  in  the  case  of  dramatic  or  musical  pieces 
shall  be  prima  facie  proof  of  tho  right  of  reiiresentation  or  perfor- 
mancc,  subject  to  be  rebutted  as  aforesaid. 

1;  Sect  24  (a.  a.  0.)  And  be  it  enaoted  that  no  proprietor  of 
Copyright  in  any  book  which  shall  be  first  published  after  the  passing 
of  this  act,  shall  maintain  any  action  op  suit  at  law  or  in  equity  or 
any  summary  proceeding  in  respect  of  any  infringement  of  such  Copy- 
right, unless  he  shall  beforo  commencing  euch  action  or  suit  or  pro- 
ceeding have  caused  an  entry  to  be  made  in  the  book  of  registry  of 
tbe  Stationers  Company  of  such  book  pursuant  to  this  act;  provided 
always  that  the  omission  to  make  such  entry  shall  not  affect  the  Copy- 
right in  any  book,  but  only  tho  right  to  sue  or  proceed  in  respect  of 
the  infringement  thereof  as  aforesaid. 

2)  5 A6  Victoria  cap. 45  sect.  26.  »within  twelwe  calendarmonths 
next  after  such  offence  committed.« 

3)  54  Oeorge  111.  cap.  56  sect.  5.  »within  six  calendarmonths  next 
after  the  discovory  of  every  such  offence.« 

4)  7 George  III  cap.  38  sect.  6.  »within  the  space  of  six  calen- 
darmonths after  the  offence  committed.« 
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Nach  dem  Preussischen  Rechte  und  ebenso  nach  den  übri- 
gen Deutschen  Rechten,  sowie  nach  der  Französischen  Gesetz- 
gebung kommen  die  allgemeinen  Regeln  über  die  Klagverjäh- 
rung zur  Anwendung.  Die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Nach- 
drucks verjährt  nach  Preussischem  Rechte  binnen  drei  Jahren 
nach  dem  Tage  des  begangenen  Vergehens.  Die  Verjährung 
wird  durch  jeden  auf  Verfolgung  des  Angeschuldigten  gerich- 
teten Antrag  des  St;i<atsanwalts  oder  Beschluss  des  Richters 
unterbrochen  '). 

Die  Entschädigungsklage  gegen  den  Nachdrucker  veijährt 
nach  Preussischem  Rechte  binnen  drei  Jahren,  nachdem  das 
Dasein  und  der  Urheber  des  Nachdrucks  dem  Beschädigten 
bekannt  geworden*).  Dieselbe  Regel  gilt  im  Oesterreichischen 
Rechte  *). 

Nach  Gemeinem  Rechte  dauert  die  Verjährungsfrist  dreis- 
sigJahre.  Nach  Französischem  Rechte  verjährt  die  Entschädi- 
gungsklage ebenso  wie  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Nach- 
drucks binnen  drei  Jahren  vom  Tage  der  Vollendung  des  Ver- 
gehens. Die  Verjährung  wird  durch  jede  gerichtliche  Handlung, 
welche  die  Verfolgung  des  Nachdrucks  zum  Gegenstände  hat  <), 
unterbrochen. 

Die  Verjährung  schliesst  lediglich  die  Klage  wegen  des 
einzelnen  Delictes  aus,  seit  dessen  Begehung  drei  Jahre  ver- 
gangen sind.  Sic  hebt  das  geistige  Eigenthum  selbst  nicht  auf 
und  die  gegen  einen  fräheren  Nachdruck  eingetretene  Verjäh- 
rung kann  weder  bei  der  späteren  Wiederholung  von  demsel- 
ben Urheber,  noch  von  dritten  Personen,  welche  sich  inner- 
halb der  letzten  drei  Jahre  eines  neuen  Nachdruckes  schuldig 
machen,  geltend  gemacht  werden“). 

Doch  hat  der  Pariser  Appellhof  in  einem  Falle,  welcher 
die  durch  mehrere  Jahre  fortgesetzte  Aulführung  des  Textes 
der  Norma  und  der  Puritaner  betraf,  durch  das  Erkenntniss 
vom  24.  Februar  1855  angenommen,  dass  der  Ablauf  der  drei- 


1)  Strafgesetzbach  vom  14.  April  1851  §.  46  §.  48. 

2)  -411g.  Landrecht  Th.  I Tit.  6 §.  64. 

3)  Oesterreich.  Allg.  Ilürgerl.  Gesetzbuch  §.  1489. 

4)  Code  d’instruction  criminelle  art.  637.  638. 

6)  Gambaatide,  Tratte  des  contrefa^^ons  No.  194.  ~ Reuouard 
Tratte  des  droits  d’auteors  tom.  II  No.  267. 


Verjähruug. 


447 


jährigen  Veijährung  seit  der  ersten  Auflführung  auch  die  Be- 
strafung der  späteren  Autführungen  ausschliesse  ')• 

Ein  ganz  ähnliches  Sachverhältniss  liegt  dein  in  dem  so 
eben  erschienenen  57  Bande  der  Entscheidungen  des  Obertri- 
bunals unter  Nr.  48  mitgetheilten  Erkenntnisse  des  Strafsena- 
tes vom  28.  Januar  18ß7  zu  Grunde,  welches  verschiedene  an- 
dere bereits  früher  erörterte  wichtige  Fragen  berührt. 

Im  Verlage  der  Schusterschen  Buchhandlung  zu  Salzwe- 
del erschien  mit  Königlichem  Privilegium  von  1731  eine  von 
verschiedenen  Geistlichen  ausgewählte  Sammlung  geistlicher 
Lieder  unter  dein  Titel:  »Altmärkisches  und  Priegnitzsches  neu 
eingerichtetes  Gesangbuch.«  Das  Privilegium  erlosch  im  Jahre 
1783 ; das  Gesangbuch  wurde  indess  von  der  Schusterschen  Buch- 
handlung noch  öfter,  zuletzt  im  Jahre  1842  aufgelegt.  Bereits 
im  Jahre  1813  erschien  in  der  Buchdruckerei  von  B.  zu  M. 
ein  Nachdruck  dieses  Gesangbuches,  welcher  öfter  und  zuletzt 
im  Jahre  1859  neu  aufgelegt  wurde.  Wegen  dieses  Nachdrucks 
von  1859  wurde  auf  die  Denunciation  der  Schusterschen  Ver- 
lagshandlung gegen  den  Buchdruckereibesitzer  B.  resp.  dessen 
Erben  die  Untersuchung  wegen  Nachdrucks  eingeleitet. 

Es  handelte  sich  bei  der  Entscheidung  um  die  Frage,  ob 


1)  Calmels,  De  la  proprietö  et  de  la  contrefagon  p.  652.  Die 
Gründe  des  Erkenntnisses  lauten; 

»Considerant,  en  fait,  que  l’opera  des  Purilatn»  a dtd  representd 
aur  le  Theätre-ltalien  en  1845,  et  qnc,  pendant  les  trois  annees  qui 
ont  suivi,  ancunc  plainte  ne  s’est  clovee  ountre  l’auteur  des  paroles, 
sur  le  motif  qu’il  n’aurait  fait  quo  s'emparer  de  l’ueuvro  d’autrui,  et 
qu’il  se  serait  rendu  coupable  du  delit  de  oontrefason ; 

»En  droit,  considerant  qu’aux  temics  des  articlea  637  et  638  du 
Code  d’instruction  criminelle,  l’action  civile  et  l'action  publique  re- 
Bultant  d’un  delit  se  prescrivent  apris  trois  annees  revolues,  a compter 
du  jour  oü  le  delit  a dte  commis.  si  dans  l’intervalle  il  n'a  6te  fait 
ancun  acte  d'instruction  ni  de  poursuite; 

»Considerant  que  cette  prescription  forme  une  exception  de  droit 
public ; que  les  prevenus  n’y  peuvent  renoncor  ni  directement,  ni  in- 
directement,  et  que,  s’ils  ne  l’invoqucnt  point,  le  devoir  des  tribu- 
iiaux  est  de  l’appliquer  d’office ; que  sou  effet  est  d’etablir  une  pre- 
somption  legale  qu’il  n’a  point  cxisle  de  delit,  et  qu’aiusi  toutes  los 
reparations  civiles  qui  ne  peuvent  avoir  d’aiitrc  base  que  la  decla- 
ration  judiciaire  de  l'existence  d’un  fait  punissable,  doivent  etre  re- 
fasees.€ 
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an  dem  erwähnten  Gesangbuche  unabhängig  von  dem  1783 
erloschenen  Privilegium  ein  Verlagsrecht  nach  den  damals  gel- 
tenden Regeln  des  gemeinen  Rechtes  bestanden  habe,  ob  dieses 
Verlagsrecht  demnächst  durch  die  Vorschriften  des  Allg.  Land- 
rechts geschützt  worden  sei  und  bis  zum  Erlasse  des  Gesetzes 
vom  11.  Juni  18.37  fortbestanden  habe. 

Der  Appellationsrichter  hatte  diese  Fragen  venieint.  Das 
Obertribunal  vernichtete  indess  seine  Entscheidung  und  verur- 
theilte  die  Erben  B.  zur  Confiscation  der  nachgedruckten  Exem- 
plare und  zur  Entschädigung  der  Schusterschen  Buchhandlung. 
In  den  Entscheidungsgründen  wird  ausgefühit: 

Es  köDue  nicht  als  ein  unbestrittener  Grundsatz  des  vorland- 
rechtlichen gemeinen  Hechtes  anerkannt  werden,  dass  Verlagsrechte 
nur  durch  Specialprivilegium  gegen  Nachdruck  geschützt  werden 
könnten.  Vielmehr  sei  von  einer  grossen  Zahl  von  Juristen  die 
Strafl>arkeit  des  Nachdrucks  auch  der  unprivilegirten  Bücher  be- 
hauptet. Demnach  müsse  die  Vorschrift  des  §.  IX  des  Publica- 
tionspatentes  zum  Allg.  Landrecht  Anwendung  finden,  wonach  bei 
allen  Controversen  über  die  Auslegung  der  früheren  Gesetze  die- 
jenige Meinung  den  Vorzug  haben  solle,  welche  mit  den  Vorschrif- 
ten des  Allg.  Landrechts  übereinstimmt.  Das  Allg.  Landrecbt  aber 
lege  in  den  §§.  1021.  1022  Th.  I Tit.  11  dem  Buchhändler  an  den 
nach  seiner  Idee  hergestellten  Werken  ein  ursprüngliches  Verlags- 
recht bei,  welches  durch  keine  Eristbestimmung  und  durch  keine 
Einschränkung  zu  Gunsten  des  Autors  beschränkt  werde.  Daher 
habe  an  dem  Schusterschen  Gesangbuche  trotz  des  Erlöschens  d« 
Privilegiums  noch  beim  Erlasse  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837 
ein  Verlagsrecht  bestanden,  welches  nach  §.  35  dieses  Gesetzes  und 
nach  den  Gesetzen  vom  5.  Juli  1844  und  vom  26  Januar  1857 
jedenfalls  noch  bis  zum  Jahre  1859,  in  welchem  der  Nachdruck 
erfolgte,  in  Kraft  erhalten  worden  sei. 

Das  Re.sultat  dieser  Schlussfolgerung  ist  überraschend,  da 
zur  Zeit  der  Ertheilung  und  des  Erlöschens  jenes  Privilegiums 
von  1731  gewiss  Niemand  daran  dachte,  dass  der  Verlagshand- 
lung unabhängig  von  demselben  ein  ewiges  und  unbeschränktes 
Verlagsrecht  zustehe,  wie  ihr  solches  nachträglich  beigelegt 
wird.  Es  liesse  sich  auch  gegen  die  Beweisführung  des  Ober- 
tribunales  einwenden,  dass  die  ganz  singulairen  Rechte,  welche 
das  Allg.  Landrecht  in  den  §§.  1021.  1022  und  1029  cit.  dem 
blossen  Verleger  ganz  unabhängig  von  der  Existenz  eines  Au- 
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torrechtes  beilefft.  weder  dem  vorlandrechtlichen  gemeinen 
Rechte  bekannt  waren,  noch  dui-ch  die  Gesetze  von  1837,  1844 
und  1857  aufrecht  erhalten  worden  sind,  welche  sämmtlich 
nur  die  Rechte  der  Verfasser  und  ihrer  Rechtsnachfolger  schützen. 
Allein  die  vorliegende  Frage  verliert  ihr  practisches  Interesse 
durch  die  Gesetze  vom  5.  Juli  1844  und  vom  26.  Januar  1857, 
nach  welchem  alle  vor  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1837  be- 
gründeten Verlagsrechte  mit  dem  9.  November  1867  erlöschen. 

Der  Kinwand  der  Verjährung  scheint  im  vorliegenden 
Falle,  obgleich  die  Fortsetzung  eines  im  Jahre  1813  begonne- 
nen Nachdruckes  vorlag,  nicht  erhoben  worden  zu  sein.  Der- 
selbe hätte  übrigens  nach  dem  übigtm  verworfen  werden  müssen. 

Eine  dem  Freussischen  Rechte  eigenthümliche  Einrichtung 
des  Nachdruckprozesses,  welche  bisher  nur  im  Königreich  Sach- 
sen *)  und  in  Sachsen  - Weimar  *)  Nachahmung  gefunden  hat, 
ist  die  Errichtung  ständiger  Sachverständigenver- 
e i n e zur  Begutachtung  der  in  den  Untersuchungen  wegen 
Nachdrucks  zu  entscheidenden  technischen  Fragen. 

Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  bestimmt  hierüber: 

§.  17.  Scheint  es  dem  Richter  zweifelhaft,  ob  eine  Druck- 
schrift als  Nachdruck  oder  unerlaubter  Abdruck  zu  betrach- 
ten, oder  wird  der  Betrag  der  Entschädigung  bestritten,  so 
hat  der  Richter  das  Gutachten  eines  aus  Sachverständigen 
gebildeten  Vereins  einzuholen. 

Die  Bildung  eines  oder  mehrerer  solcher  Vereine,  die  vor- 
züglich aus  geachteten  Schriftstellern  und  Buchhändlern  be- 
stehen sollen,  bleibt  einer  besondern,  von  unserm  Staatsmi- 
nisterium zu  erlassenden  Instruction  Vorbehalten. 

§.  31.  Der  Richter  hat,  wenn  Zweifel  entsteht,  ob  eine 
Abbildung  unter  die  Fälle  des  §.18  oder  unter  die  des  §.21 
gehöre,  ob  im  Falle  des  §.  20  ein  Musikstück  als  eigenthüm- 
liche Composition  oder  als  Nachdruck,  in  den  Fällen  der  §§. 
21  bis  29  eine  Nachbildung  als  unerlaubt  zu  betrachten,  oder 
wie  hoch  der  Betrag  der  dem  Verletzten  zustehenden  Ent- 
schädigung zu  bestimmen  sei  und  ob  die  im  §.  29  als  Be- 


il Gesetz  vom  22.  Februar  1»44  §.  lö.  — Aasführuagsverordnun^ 
vom  22.  Februar  1644  .Vrt.  V.  — Gesetz  vum  27.  Juli  1646  §.  13. 

2}  Gesetz  vom  11.  Januar  1639  ^.17  $.31.  — Instruction  vom 
7.  Februar  1845. 
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dingung  aufgestellte  Nutzbarkeit  der  Platten,  Formen  und 
Modelle  noch  stattfinde,  in  gleicher  Weise  wie  ini  §.  17  ver- 
ordnet ist,  das  Gutachten  eines  aus  Sachverständigen  gebil- 
deten Vereins  zu  erfordern. 

Die  Bildung  solcher  Vereine,  welche  vorzugsweise  aus  Kunst- 
verständigen und  geachteten  Künstlern  bestehen  sollen,  bleibt 
ebenfalls  der  ini  §.  17  erwähnten  Instruction  Vorbehalten. 

Nach  der  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  von  dem  Stuts- 
Ministerium  erlassenen  Instruction  vom  15.  Mai  1838  (Geseü- 
samnil.  S.  277)  bestehen  drei  Vereine  von  Sachverständigen: 
der  literarische,  der  musikalische  und  der  artistische,  welche 
ihren  Sitz  in  Berlin  haben.  Jeder  dieser  Vereine  besteht  ans 
sieben  Mitgliedern  und  vier  Stellvertretern,  die  von  dem  Col- 
tusminister  ernannt  und  durch  das  Kammergericht  als  Sach- 
verständige ein  für  allemal  vereidigt  werden.  Zur  Fassung 
eines  Beschlusses  ist  die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  er- 
forderlich. 

Das  Gericht,  welches  das  Gutachten  des  Vereins  erfor- 
dert, übersendet  demselben  die  zu  vergleichenden  Scbriftea 
oder  Kunstwerke  mit  einem  unter  Zuziehung  beider  Parthcieu 
(des  Ängeschuldigten  und  des  Denuncianten)  rcgulirten  statu 
causae  et  controversiae '). 

Die  Einholung  eines  Gutachtens  von  dem  Sachverständi- 
genvereine hängt  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab.  Er  ist 
an  einen  Antrag  des  Angeklagten  auf  Einholung  eines  solchoi 
Gutachtens  nicht  gebunden.  Ebensowenig  ist  die  Einholani: 
eines  Gutachtens  Uber  die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädi- 
gung unbedingt  nothwendig ‘). 

Der  Richter  ist  in  seiner  Entscheidung  an  das  eingeholte 
Gutachten  des  Sachverständigenvereins  nicht  gebunden,  er  ist 
vielmehr  berechtigt,  dasselbe  seiner  freien  und  selbständigen 
Beurtheilung  zu  unterziehen*). 

Die  Gutachten  des  Literarischen  Sachverständigenverein; 

1)  Vergl.  die  Verfügung  des  Justiz  - Ministers  vom  26.  Februsr 
1842  (Justiz-Ministerialblatt  S.  106). 

2)  Erkenntnisse  des  Obertribunals  vom  13.  Mai  1857  und  vom 
18.  November  1861  (Justiz-Ministerialblatt  1857  S.  294.  — Oppenhofi. 
Rechtssprüohe  Bd.  2 S.  52). 

3)  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  18.  Mai  1867  (Justiz-Mini' 
sterialblatt  S 294). 
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zu  Berlin  sind  von  Heydeinann  und  Dambach  gesamnielt  und 
unter  dem  Titel:  Die  l’reussische  Nachdruckgesetzgebuug,  er- 
läutert durch  die  Praxis  des  Königl.  Literarischen  Sachver- 
ständigenvereins. Berlin  1863,  herausgegeben.  Diese  Sammlung 
bildet  einen  werthvollen  Beitrag  zu  der  Praxis  des  Preussi- 
schen  Rechtes. 

Ueber  die  Befugnisse  der  Polizei  in  Bezug  auf  die 
Verfolgung  des  Nachdrucks  ist  durch  die  Circularverfügungen 
des  Ministers  des  Innern  und  der  Polizei  vom  14.  März  1837 
und  vom  26.  März  1838 ')  bestimmt,  dass  die  Polizeibehörden 
sowohl  auf  Antrag  des  Verletzten  als  von  Amts  wegen,  wenn 
sie  von  dem  Nachdruck  eines  in  den  Deutschen  Bundesstaaten 
verlegten  Buches ' Kenntniss  erhalten,  die  Beschlagnahme  der 
nachgedruckten  Exemplare  verfügen  sollen.  Gleichzeitig  soll 
dem  Verlagsberechtigten  Nachricht  gegeben  und  eine  Frist  zur 
Einlegung  der  gerichtlichen  Denunciation  gestellt  werden,  nach 
deren  fruchtlosem  Ablaufe  die  Beschlagnahme  aufgehoben  wer- 
den soll. 

Diese  Befugniss  der  Polizeibehörden  zur  vorläufigen  Be- 
schlagnahme ist  durch  das  seitdem  ergangene  Pres.sgesetz  vom 
12.  Mai  1851  gesetzlich  geregelt  worden.  Dasselbe  bestimmt: 

§.  29.  Wenn  eine  zur  Verbreitung  bestimmte  Druckschrift 
den  Vorschriften  der  §§.7  und  24  nicht  entspricht,  oder  wenn 
sich  der  Inhalt  einer  zur  Veröffentlichung  gelangten  Druck- 
schrift als  Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  darstellt, 
so  sind  die  Staatsanwaltschaft  und  ihre  Organe  berechtigt, 
die  Druckschrift,  wo  sie  solche  zum  Zwecke  der  Verbreitung 
vorlinden,  sowie  die  zur  Vervielfältigung  bestimmten  Platten 
und  Formen  vorläufig  niit  Beschlag  zu  belegen.  Die  Organe 
der  Staatsanwaltschaft  sind  verpflichtet,  innerhalb  vierund- 
zwanzig Stunden  nach  der  Beschlagnahme  der  Staatsanwalt- 
schaft die  Verhandlungen  vorzulcgen,  und  diese  ist,  wenn 
sie  die  Beschlagnahme  nicht  selbst  unmittelbar  wieder  auf- 
hebt, gehalten,  innerhalb  vierundzwanzig  Stunden  nach  er- 
folgter Vorlegung  ihre  Anträge  bei  der  zuständigen  Gerichts- 
behörde zu  stellen,  welche  über  die  Fortdauer  oder  Aufhe- 


1)  Haydemana  und  Dambach,  Nachdruckgesetzgebung  S 620  f. 
— von  Kamptz,  Annalen  der  Preussischen  inneren  Staatsverwaltung 
Bd.  21  S.  145.  Bd.  22  S.  396. 
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hebung  der  verhängten  vorläufigen  Beschlagnahme  mnerhalb 
acht  lagen  zu  beschliesseu  hat. 

E.S  unterliegt  keinem  Zweifel,  das.s  der  in  einer  Druck- 
schrift enthaltene  Thatbestand  des  Nachdrucks  nach  §.  29  cit. 
die  vorläufige  polizeiliche  Beschlagnahme  rechtfertigt,  auch 
wenn  eine  gerichtliche  Untersuchung  wegen  des  Nachdrucks 
noch  nicht  anhängig  gemacht  ist.  Ebenso  ergibt  es  sich  als 
nothwendige  Folge,  da  die  V'erfolgung  des  Nachdrucks  nur  auf 
Antrag  des  Verletzten  statttindet.  dass  die  Beschlagnahme  wie- 
der aufgehoben  werden  mus.s,  wenn  die  Einleitung  der  gericht- 
lichen Untersuchung  von  dem  Verletzten  innerhalb  der  zu  be- 
stimmenden Frist  nicht  beantragt  wird. 

Diese  Frist  und  die  Dauer  der  vorläufigen  Beschlagnahme 
ist  aber  gegenwärtig  nicht  mehr  von  der  Polizeibehörde,  son- 
dern nach  §.  ‘29  durch  einen  Be.schluss  des  zuständigen  Ge- 
richtes zu  bestimmen. 


VnUc  I.  Onttffttmg  in  Hartin. 
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Anhang, 


Das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildnngen, 
musikalischen  Compositionen  und  dramatischen 
Werken 


nach  dem  Reichsgesetze  vom  11.  Juni  1870  systematisch 
dargestellt. 
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Entstehnngsgeschichte.  — Materielle  Keformen.  — Umfang  der  Geltung.  — 
Bearbeitungen. 

Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  zählte  zu  den 
Gegenständen  der  Bundesgesetzgebung  im  Artikel  4 den  Schulz 
des  geistigen  Eigenthums  und  gab  damit  die  Verheissnng  einer 
einheitlichen  Gesetzgebung  über  das  Recht  des  Urhebers  an  den 
Werken  der  Literatur  und  der  Kunst,  welche  unter  den  früheren 
Bundeseinrichtungen  trotz  Tieljähriger  Anstrengungen  nicht  erreicht 
worden  war. 

Bald  nach  dem  Erlasse  der  neuen  Bundesveifassung  wurde 
auf  Ersuchen  des  Bundeskanzlers  Ton  der  preussischen  Regierung 
der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  vorgelegt,  wel- 
cher von  dem  Professor  Kühns  hauptsächlich  unter  Benutzung 
des  von  Heydemann,  Hinschius  und  von  Roenne  1857  als 
Manuscript  dm-ch  den  Druck  veröftentlichten  Gesetzentwurfes  aus- 
gearbeitet worden  war  ')•  Derselbe  wurde  von  dem  Bmidesrathe 
einem  Vereine  von  Sachverständigen  zur  Begutachtung  vorgelegt, 
welcher  aus  Abgeordneten  der  Akademie  der  Wissenschaften  zu 
Berlin,  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buchhändler  zu  Leipzig, 
des  literarischen,  des  artistischen  imd  des  musikalL;chen  Sachver- 
ständigenvereins für  Preussen*),  sowie  verschiedener  Vereine  von 
Schriflstellem , Journalisten,  Künstlern  und  Arclütecten  gebildet 
wurde.  Ausserdem  wurde  der  Entwurf  von  einem  Ausschüsse  des 
Börsenvereins  der  deutschen  Buchhändler  unter  Zuziehung  von 


')  DrockRachen  des  Bundesrathes  No.  89  vom  30.  November  l.SfiS. 
’)  Vergl.  das  geistige  Eigenthura  Bd.  1 8.  419. 
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juristischen  Berathem  einer  Erörterung  unterzogen*).  Die  Aus- 
schüsse des  Bundesrathes  flir  Handel  und  Verkehr  und  für  Justiz- 
wesen beauftragten  hierauf  den  Geheimen  Oberpostrath  Dr.  Dam- 
hach  mit  der  Umarbeitung  des  Entwurfes  unter  Berücksichtigung 
der  abgegebenen  Gutachten.  Der  von  Dr.  Dam b ach  ausgearbei- 
tete neue  Entwurf  wurde  am  3.  December  18G9  dem  Plenimi 
tles  Bundesrathes  eingereicht  und  demnächst  am  14.  Februar  1870 
dem  Reichstage  zur  Beschlussnahme  vorgelcgt^). 

Aus  dem  ersten  Entwürfe  war  der  Abschnitt  über  den  Schutz 
der  Photographien  bei  der  Umarbeitung  ausgeschieden  und  als 
ein  besonderer  Gesetzentwurf  betreffend  den  Schutz  der  Photo- 
graphien gegen  unbefugte  Nachbildung  dem  Reichstage  vorgelegt 
worden. 

Der  Gesetzentwurf  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken. Abbildungen,  musikalischen  Compositionen,  dramatischen 
Werken  und  Werken  der  bildenden  Künste  kam  in  der  Plenar- 
sitzung des  Reichstages  vom  21.  Februar  1870  zur  ersten  Lesung. 
Dabei  wurde  von  verschiedenen  Seiten  insbesondere  von  Vertre- 
tern der  berliner  volkswii-thschaftlichen  Schule  lebhafter  Wider- 
spruch gegen  die  Grundsätze  des  Entwurfes  und  der  bisherigen 
Gesetzgebung  erhoben.  Der  Autorschutz  wurde  als  ein  mit  der 
freien  Bewegung  unverträgliches  Privilegium  bezeichnet,  welches 
ganz  verlassen  oder  doch  mindestens  bedeutend  eingeschränkt 
werden  müsse.  Die  Nachdruckgesetzgebung  WTirde  als  eine  blosse 
Begünstigung  der  buchhändlerischen  Unternelmiungen  dargestellt, 
welche  dem  Schriftsteller  nicht  zu  Gute  komme  und  die  allge- 
meinen Interessen  der  Nation  benachtheilige.  Fanden  diese  uner- 
warteten Angriffe  gegen  das  Princip  des  Autorschntzes  schon  bei 
der  erwähnten  ersten  Berathung  nachdrückliche  Entgegnung,  so 
erhob  sieb  unmittelbar'  nachher  in  allen  Organen  der  deutschen 
Presse  die  einstimmige  Forderung  der  Anfrechterhaltung  des 
Antorschutzes  in  dem  bisherigen  Umfange,  wie  er  im  Anschluss 
an  die  seitherige  Gesetzgebimg  in  dem  Entwürfe  des  Bundesrathes 


Protokolle  über  die  am  11.  — 1.5.  Janoar  18G9  stattgehabten  Ver- 
handlmigen  des  vom  Vorstände  des  Börsenrereins  deutscher  Buchhändler 
nach  Leipzig  einberufenen  Ausschusses.  Leipzig  1869. 

*)  Drucksachen  des  Bundesrathes  von  1869  No.  115  u.  139;  von 
1870  No.  7.  — Drucksachen  des  Keichstages  von  1870  No.  7. 


Digitized  by  Google 


Entstehungsgeschichte. 


3 


defioirt  worden  war.  Bei  der  zweiten  Lesung  am  24.  u.  26.  März 
1870  wurden  demnächst  auch  vom  Plenum  des  Reichstages  die- 
jenigen Bestimmungen  des  Kntwurfes,  welche  das  Princip  und 
den  Umfang  des  Autorschutzes  aussprechen,  nämlich  die  §§  1.3 
und  8 mit  grosser  Mehrheit  zum  Beschluss  erhoben;  der  übrige 
Inhalt  des  üesetzentwurfes  wurde  einer  Commission  zur  Vorbe- 
rathung  überwiesen. 

Die  Commissionsberathungen,  welche  vom  28.  März  bis 
8.  April  dauerten,  ergaben  eine  grössere  Zahl  von  Abänderungs- 
vorschlägen, welche  am  10.  bis  13.  Mai  zur  Erörterung  im  Ple- 
num des  Reichstages  gelangten.  Hier  wurden  abermals  neue 
durchgreifende  Abänderungsvorschläge  erhoben  und  insbesondere 
der  Beschluss  gefasst,  den  fünften  Abschnitt  des  Gesetzentwurfes, 
welcher  von  den  Werken  der  bildenden  Künste  handelt,  ganz 
zu  entfeiuen  und  den  Schutz  der  Kunstwerke  in  Verbindung  mit 
dem  Schutze  der  Photographien  gegen  unbefugte  Nachbildung 
einem  künftigen  besonderen  Gesetze  vorzubehalten’).  Das  vom 
Reichstage  in  dritter  Lesung  am  19.  und  20.  Mai  definitiv  ange- 
nommene Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken, 
Abbildungen,  musikalischen  Compositionen  und  dramatischen 
Werken  wurde  am  11.  Juni  1870  promnlgirt  und  im  Bundesge- 
setzblatt von  1870  Seite  339  bis  353  pnblicirt  und  ist  nach 
§ 57  mit  dem  1.  Januar  1871  in  Kraft  getreten. 

Durch  die  Verträge  über  die  Bildung  des  deutschen  Bimdes 
hat  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870  auch  in  Würtemberg,  Baden 
und  Hessen  mit  der  übrigen  Gesetzgebung  des  bisherigen  deut- 
schen Bundes  vom  1.  Januar  1871  ab  Geltung  erlangt.  In  Baiern 
ist  dagegen  die  Einführung  der  bisherigen  norddeutschen  Bundes- 
gesetze der  künftigen  Reichsgesetzgebimg  Vorbehalten ; es  bewen- 
det daher  dort  noch  bei  dem  baieiischen  Landesgesetze  vom 
28.  Juni  1865. 

Das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870  bezweckte  die  einheitliche 
Codification  der  bisher  in  den  verschiedenen  deutschen  Staaten 
geltenden  Nachdruckgesetzgebung,  welche  zwar  auf  denselben 
leitenden  Grundsätzen  beruhte,  aber  in  den  einzelnen  Bestimmun- 


*)  Die  stenographischen  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages betreffend  das  Urheberrecht  sind  in  einem  besondern  Abdruck  ver- 
iffentlicht.  Berlin  bei  Eortkainpf  1870. 
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gen  vielfache  Abweichungen  zeigte.  Es  schliesst  sich  vorzugs- 
weise an  das  bisherige  preussische  Gesetz  zum  Schutze  des  Eigen- 
thums  an  Werken  der  Wissenschaft  und  Kunst  vom  11.  Juni  1837 
(Gesetz-Sammlung  S.  165)  an.  Der  erste  Entwurf  hatte  vielfach 
die  Vorschläge  des  oben  erwähnten  im  Aufträge  des  Börsenver- 
eins der  Buchhändler  1857  verfassten  Entwurfes  und  des  von  der 
deutschen  Bundesversammlung  im  October  1864  angenommenen 
Gesetzentwurfes  in  sich  aufgenommen,  welche  eine  weitgehende 
Casuistik  an  die  Stelle  der  einfachen  Vorschriften  des  preussischen 
Gesetzes  zu  setzen  beabsichtigten.  Der  vom  Bundesrathe  ange- 
nommene zweite  Entwurf  hat  diese,  einer  scharfen  Sonderung  der 
Begriffe  wenig  forderliche  Casuistik  glücklich  vermieden,  und  was 
davon  noch  in  einige  Bestimmungen  des  Entwurfes  übergegangen 
war,  ist  bei  der  Berathung  im  Reichstage  gestrichen  worden. 

Das  neue  Gesetz  zeigt  hiernach  keine  erheblichen  mate- 
riellen Abweichungen  von  dem  bisher  in  Preussen  und  im 
übrigen  Deutschland  geltenden  Rechte.  Es  hat  jedoch  eine  An- 
zahl von  Streitfragen  entschieden,  welche  in  den  früheren  Gesetzen 
unerledigt  geblieben  waren ; dahin  gehören  namentlich : das  Ver- 
bot des  Abschreibens,  sofern  es  dazu  bestimmt  ist  den  Druck  zu 
vertreten  (§  4),  ferner  die  Bestimmungen  des  § 7 üt.  b.  rmd  c,, 
welche  alle  der  Oeffentlichkeit  angehörenden  Schriftstücke  (Zei- 
tungsartikel, Gesetze,  öffentliche  Actenstücke  und  V^handlungen) 
von  dem  Antorschutze  ausnehmen,  ferner  die  Bestimmung  des 
§ 28,  nach  welcher  derjenige  bis  zum  Gegenbeweise  als  Urheber 
gilt,  welcher  auf  dem  Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des  ver- 
öffentlichten Werkes  als  solcher  bezeichnet  ist.  Die  Dauer  des 
Autorschutzes  ist  von  dem  früheren  Rechte  abweichend  bestimmt 
in  Bezug  auf  posthume  Werke  (§  12),  vorbehaltene  Uebersetzun- 
gen  (§  15)  und  öffentliche  Aufführungen  (§  52).  Unter  den 
Theilnehmem  des  Nachdrucks  ist  der  Veranlasser  durch  die  Straf- 
vorschrift des  § 20  dem  Veranstalter  gleichgestellt  ln  Bezug 
auf  die  Entschädigung  des  durch  unbefugten  Nachdruck  Verletz- 
ten ist  im  §.  18  das  im  norddeutschen  Strafgesetzbuche  zuerst 
angenommene  Princip  zur  Anwendung  gebracht,  wonach  dieselbe 
im  (-'riminalverfahren  durch  eine  vom  Richter  zu  arbitrirende 
Privatbusse  bewirkt  worden  kann.  Die  Formalien  sind  durch  die 
Vorschriften  wogen  der  Quollonangabeu  bei  Entlehnungen  (§  7 a. 
§ 2 4)  und  wegen  der  Führung  der  Eintragsrolle  über  die  ur- 
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sprünglich  ohne  den  Namen  des  Verfassers  veröflFentlichten  Werke 
und  über  die  vorbehaltenen  Uebersetzungen  (§§  39 — 42)  vermehrt. 
Das  Verfahren  ist  durch  die  strenge  Sonderung  des  Strafverfah- 
rens und  des  Civilprocesses  mit  Beseitigung  der  Adhäsion  ver- 
bessert, dabei  aber  die  gleiche  Kechtsanwendung  durch  Aufhe- 
bung der  formalen  Bewelsregeln  im  CiviJverfaliren  gesichert  (§  19. 
§ 29).  Endlich  ist  durch  § 32  das  neu  errichtete  Bundes-Ober- 
handelsgericht  zu  Leipzig  als  letzte  Instanz  sowohl  für  das  Straf- 
verfahren als  auch  für  den  Civilprocess  in  Nachdrucksachen  be- 
stimmt, hauptsächlich  wohl  in  der  Absicht,  die  Wirksamkeit 
dieser  neu  geschaffenen  Bundesinstitution  atuszudehnen. 

Als  der  wichtigste  Vorzug  des  neuen  Gesetzes  muss  die  end- 
lich hergestellte  formale  Kechtseinheit  für  ganz  Deutsch- 
land mit  vorläufiger  Ausnahme  von  Baiem  bezeichnet  werden. 
Obgleich  fifiher  durch  eine  Anzahl  von  Bundesbeschlüssen  die 
wichtig.sten  Principien  derNachdnickgesetzgehung  für  ganz  Deutsch- 
land gleichmässig  festgestellt  worden  waren,  so  war  doch  die 
Ausführung  dieser  Bundesbeschlüsse  durch  fast  dreissig  verschie- 
dene Landesgesetze  bewirkt,  deren  Bestimmungen  vielfach  von 
einander  abwichen.  Es  konnte  sich  daher  ereignen,  dass  in  einem 
und  demselben  Rechtsfalle  gänzlich  abweichende  Entscheidungen 
von  den  Gerichtshöfen  verschiedener  deutscher  Länder  ergingen*). 

Jetzt  ist  die  vollständige  Rechtseinheit  für  das  ganze  Gebiet 
des  deutschen  Reiches  mit  Ausnahme  von  Baiem  ’)  erreicht,  jedoch 
nui-  in  Bezug  auf  die  Schriften  und  die  den  Schriften  verwandten 
Erzeugnisse,  nämlich  Abbildungen  und  Musikalien.  Für  das  Ur- 
heberrecht an  den  Werken  der  bildenden  Kunst  gelten  einstweilen 
noch  die  Bestimmungen  des  preussischen  Gesetzes  vom  11.  Juni 
1837  imd  der  übrigen  deutschen  Nachdmckgesetze  unverändert 
fort. 

Das  neue  Nachdruckgesetz  hat  bereits  zwei  Bearbeitungen 
in  der  Form  eines  fortlaufenden  Commentares  gefunden: 


*)  Vergl.  den  Rechtefall  Piloty  and  Löhle  gegen  Payne.  — Das 
geistige  Eigenthnm  Bd.  1.  S.  1S2. 

')  Eine  aosf&lirliche  Vergleichnng  der  Bestünmangen  des  norddeut- 
schen und  bairischen  Nachdruckgesetzes  enthält  der  Aufsatz  von  Dahn: 
„Zur  neuesten  deutschen  Gesetzgebung  &ber  Urheberrecht“  in  der  Zeit- 
schrift fOr  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  Bd.  I.  S.  1 — 74. 
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§ 1.  Begriff  und  Erfordernisse. 


1.  Die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  etc.  erläutert  von  Dr.  Otto 
Dambach  Berlin  1871. 

2.  Bas  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken 
etc.  vom  11.  Juni  1870  bearbeitet  von  Dr.  W.  Endemann. 
Berlin  1871*). 

Die  vorliegende  systematiscbe  Darstellung  schliesst  sich  an 
das  frühere  Werk  des  Verfessers  über  denselben  Gegenstand®) 
an,  zu  dessen  Ergänzung  sie  bestimmt  ist. 


§ 1.  Begriff  und  Erfordernisse. 

Sprachgebrauch.  — Definition.  — Vermögensrechtliche  Nutzung.  — Bein 
persönliche  Angriffe. 

Die  Bezeichnung  geistiges  Eigenthnm,  welche  in  der  frühe- 
ren Gesetzgebung  '®)  und  zuletzt  im  Artikel  4 No.  6 der  nord- 
deutschen Bundesverfassung  für  das  ausschliessliche  Becht  zur 
Reproduction  von  Schriften  und  Kunstwerken  gebraucht  wurde, 
ist  in  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1870  verlassen  und  durch  den 
Ausdruck  Urheberrecht  ersetzt  worden.  Man  wollte  dadurch 
der  Verwechselung  des  geistigen  Eigenthums  mit  dem  Sacheigen- 
thum  begegnen,  welche  allerdings  der  ersten  Anwendung  der 
früher  üblichen  Bezeichnung  zu  Grunde  lag.  Wenn  dabei  indess 
beabsichtigt  wm-de,  die  früher  bestandenen  Meinungsverschieden- 
heiten und  Zweifel  über  den  Begriff  des  geistigen  Eigenthums  durch 
die  Veränderung  des  gesetzlichen  Sprachgebrauchs  zu  beseitigen,  so 
wird  diese  Erwartung  schwerlich  in  Erfüllung  gehen;  denn  dar- 


•)  Die  Ende  mann  sehe  Schrift  ist  erst  nach  Vollendung  der  vorlie- 
genden Arbeit  erschienen  und  konnte  nur  noch  bei  der  Revision  benutzt 
werden.  Beide  Commentare  sind  weiter  unten  mit  den  blossen  Namen 
ihrer  Verfasser  citirt. 

‘)  Eiostermann,  das  geistige  Eigenthnm  an  Schriften,  Kunstwer- 
ken und  Erfindungen  Bd.  L Allgemeiner  Theil  — Verlagsrecht  und  Nach- 
druck Berlin  1867. 

'°)  Vergl.  das  geistige  Eigenthnm  Bd.  I.  S.  117. 
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Über  war  langst  ein  vollständiges  Einverständniss  vorhanden,  dass 
das  geistige  Eigenthum  mit  dem  Sacheigenthume , ans  welchem 
die  Schriftsteller  des  vorigen  Jahrhunderts  das  ausschliessliche 
Verviellältigungsrecht  des  Autors  abzuleiten  suchten,  in  der  That 
nichts  als  den  Namen  gemein  habe.  Man  stritt  nur  darüber,  ob 
dasselbe  als  ein  aus  der  geistigen  Hervorbringung  fliessendes  ding- 
liches Recht  an  einem  unkörperlichen  Gegenstände,  dem  Geistes- 
producte  aufznfassen  sei,  oder  ob  dasselbe  einen  Ausfluss  des 
Rechtes  der  Persönlichkeit,  oder  endlich  ein  jeder  natürlichen 
Grundlage  entbehrendes  rein  persönliches  Institut  sei  ").  Weder 
die  eine  noch  die  andere  dieser  Theorien  wird  durch  die  einge- 
tretene Veränderung  des  gesetzlichen  Sprachgebrauches  unter- 
stützt oder  ausgeschlossen.  Vielmehr  muss  nach  der  früher 
vertheidigten  Auffassung  das  Urheberrecht  des  heutigen  Rechtes 
ebenso  wie  das  frühere  geistige  Eigenthum  als  ein  selbststän- 
diges Recht  von  absolutem  Character  betrachtet  werden,  welches 
aus  der  geistigen  Production  naturgemäss  entspringt  und  die 
vermögensrechtliche  Nutzung  an  dem  Geistesproducte  zum  Gegen- 
stände hat.  Wie  nun  die  Angriffe,  welche  früher  vielfiich  gegen 
die  Bezeichnung  geistiges  Eigenthum  gerichtet  wurden,  in  der 
That  nur  den  Streit  über  einen  Namen  nicht  über  den  Begriff 
oder  das  Wesen  des  Rechtes  zum  Gegenstände  hatten,  so  ver- 
stösst  auf  der  anderen  Seite  die  Bezeichnung  Urheberrecht  in 
keiner  Weise  gegen  den  Inhalt  des  zu  deflnirenden  Rechtes;  es 
empflehlt  sich  daher,  nachdem  diese  Bezeichnung  zur  gesetzlichen 
Geltung  erhoben  ist,  dieselbe  auch  in  der  Wissenschaft  ausschliess- 
lich anzuwenden  und  damit  den  bisher  mit  unnöthigem  Aniwande 
geführten  Streit  über  den  Namen  zu  beseitigen. 

Das  Urheberrecht  wird  im  § 1 des  neuen  Gesetzes  als  das 
ausschliessliche  Recht  der  mechanischen  Vervielfältigung  deflnirt. 
Diese  Begriffsbestimmung  enthält  die  bereits  früher  angenomme- 
nen allgemeinen  Merkmale.  Die  natürliche  Befugniss  des  Urhe- 
bers, das  Erzengniss  seiner  geistigen  Thätigkeit  beliebig  zu  ver- 
vielfältigen wird  zu  einem  Rechte  nur  da,  wo  der  Gegenstand 
einer  mechanischen  Wiederholung  fähig  ist;  und  das  Recht  des 
Urhebers  besteht  nicht  sowohl  in  der  Befugniss  zu  einer  solchen 
Reproduktion,  sondern  in  der  Befugniss  andere  Personen  von  der 


")  Vergl.  das  geistige  Eigentbum  Bd.  I.  S.  13. 
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gleichen  Vemelßiltigung  auszuschlieseen  Nicht  ausgedrückt 
ist  in  der  Definition  des  § 1 das  weitere  Merkmal,  dass  das  Ur- 
heberrecht die  vermögensrechtliche  Nutzung  aus  der  Ver- 
viellhltigung  des  Schriftwerkes  zum  Gegenstände  hat  Es  unter- 
liegt jedoch  keinem  Zweifel,  dass  auch  das  neue  Gesetz  das  Ur- 
heberrecht als  ein  Vermögensrecht  auffasst.  Dies  ergiebt  sich 
insbesondere  aus  den  Bestimmungen  der  §§  18 — 25,  welche  die 
Entschädigung  und  die  Strafen  des  Nachdrucks  zum  Gegenstände 
haben.  Der  Nachdruck  wird  in  diesen  Vorschriften  lediglich  als 
ein  Delict  gegen  das  Vermögen  betrachtet,  welches  einen  civil- 
rechtlichen  Entschädigungsanspruch  (§19),  eine  criminelle  Geldbusse 
(§  18)  und  die  Einziehiuig  der  hergestellten  Nachdruckeiemplare 
(§  21)  zur  Folge  hat.  Allerdings  tritt  die  Uriminalstrafe  des 
Nachdrucks  auch  ein,  wenn  dem  Berechtigten  kein  Schade  zu- 
gefügt  ist,  da  nach  § 22  das  Vergehen  vollendet  ist,  sobald  ein 
Nachdruckexemplar  unbefugt  hergestellt  ist.  Allein  auch  bei  vielen 
anderen  gegen  das  Vermögen  gerichteten  Vergehen  z.  B.  bei  der 
Urkundenfälschung  ist  es  zum  Thatbestande  des  Delictes  nicht 
erforderlich,  dass  ein  Schaden  wirklich  zugefugt  ist.  Man  darf 
daher  nicht  mit  Da  mb  ach  (Gommentar  Seite  13)  folgern,  dass 
das  Gesetz  auch  andere  als  die  vermögensrechtlichen  Interessen 
des  Urhebers  zu  schützen  beabsichtige.  Noch  weniger  lässt  sich 
dies  aus  den  weiter  in  Bezug  genommenen  Bestimmungen  der 
§§  6 und  7 a folgern,  nach  welchen  die  noch  ungedruckten  Werke 
vor  den  bereits  veröffentlichten  gegen  Uebersetzung  und  Benutzung 
zu  literarischen  Zwecken  geschützt  werden.  Auch  hier  liegt  der 
Grund  des  Gesetzes  lediglich  in  dem  vermögensrechtlichem  Inte- 
resse des  Urhebers,  da  in  der  That  die  vennögensrechtliche 
Nutzung  an  einem  Manuscripte  ganz  aufgehoben  werden  würde, 
wenn  die  Uebersetzung  oder  die  Wiedergabe  einzelner  Stellen 
oder  kleinerer  Theüe  schon  vor  ihrer  Veröffentlichung  gestattet 
werden  sollte.  Dagegen  ist  das  Recht  des  Urhebers  allerdings 
vor  andern  Vermögensrechten  dadurch  ausgezeichnet,  dass  es  dem 
Autor  und  dessen  natürlichen  Erben,  so  lange  wenigstens  als  die 
Veröffentlichung  nicht  erfolgt  ist,  nicht  durch  Execution  entzogen 
werden  kann,  weil  die  Veröffentlichung  wider  den  Willen  des 
Autors  eine  Beschränkung  seiner  natürlichen  Freiheit  enthalten 


")  Das  geistig«  Eigenthum  Bd.  I.  S.  112  f. 
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würde  ”).  Ebenso  können  in  andern  Fällen  entweder  in  Verbin- 
dung mit  dem  Urheberrechte  oder  unabhängig  von  einem  solchen 
rein  persönliche  Ansprüche  des  Autors  geltend  gemacht 
werden. 

Wenn  nämlich  das  ausschlie-ssliclie  Vervielfältigungsrecht  des 
Urhebers  nichts  Anderc's  ist  als  ein  Vermögensrecht,  so  wird 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Urheber  zugleich  ein  per- 
sönliches Interesse  haben  kann,  die  unbefugte  Veröirentlichung 
seines  Werkes  zu  verhindern.  Es  ist  daher  der  Fall  denkbar, 
dass  der  Urheber  ohne  irgend  einen  vermögensreclitlicheii  An- 
spruch zu  verfolgen,  lediglich  die  ihn  persönliche  verletzende  Ver- 
öffentlichung seines  SlaniLscriptes  zu  verhindern  beabsiclitigl. 
Dies  würde  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  es  sich  um  den  Abdruck 
eines  nicht  für  die  Oeflfentlichkeit  bestimmten  l’rivatbriefes  oder 
etwa  einer  zurückgenommenen  Verlobungsanzeige  handelte.  Dem 
Urheber  würde  auch  in  diesem  Falle  die  Klage  auf  Untersagimg 
des  Abdruckes  zustehen,  sie  würde  jedoch  nicht  auf  die  § 18  ff. 
des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  begründet  werden,  sondern  auf 
§§  185  ff.  des  Strafgesetzbuches.  Es  würden  nicht  die  gegen 
den  Nachdruck  verhängten  Strafen,  sondern  die  Strafen  der  Be- 
leidigung eintreten,  und  die  Einziehung  der  unbefugt  gedruckten 
Exemplare  würde  nicht  auf  Grund  des  Nachdiuckgesetzes , son- 
sondem  gemäss  §§  40  und  41  des  Strafgesetzbuches  verfügt 
werden.  Es  ist  also  nicht  zu  bestreiten,  dass  der  persönliche 
nicht  vermögensrechtliche  Anspruch  des  Urhebers  auf  einem  ganz 
anderen  Rechtsgrunde  als  dem  Urheberrechte  riiht'^),  und  dass 
derselbe  folglich  auch  da  geltend  gemacht  werden  kann,  wo  ein 
Urheberrecht  an  dem  Werke  (wie  z.  B.  bei  öffentlichen  Anzeigen) 
gar  nicht  besteht. 

Auf  die  Art  der  vcrmögenrechtlichen  Nutzung,  welche  der 
Urheber  beabsichtigt,  kommt  es  auch  nach  dem  heutigen  Rechte 
überhaupt  nicht  an,  daher  wird  es  auch  gegenwärtig  keinen  Unter- 


Vergl.  das  geistige  Eigenthom  Bd.  I.  8.  12.Ö. 

Die  Frage,  ob  der  Aator  im  Wege  der  Eiecntion  gezwungen  werden 
könne,  ein  noch  nicht  Teröffentlichtcs  Schriftwerk  seinem  Gläubiger  znr 
Herausgabe  zu  fiberlassen,  ist  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1870  über- 
haupt nicht  entschieden,  da  der  bezügliche  § 44  der  liegierungsvorlage 
bei  der  Plenarberathnng  abgelehnt  worden  ist. 

’•)  Vergl.  die  Motive  zur  Regierungsvorlage  S.  26. 
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schied  begriinden  ob  diese  Nutzung  in  dem  Verkaufe  der  verviel- 
fältigten Exemplare  besteht,  oder  in  der  Verbreitung  des  Schrift- 
werkes ziun  Zwecke  der  Empfehlung  einer  von  dem  Urheber 
angekündigten  Waare  '*). 

§ 2.  Gegenstände. 

Schriftwerke.  — Abbildungen  und  Musikalien.  — Begriff  des  Schriftwerks. 

— Gegenstand  des  Verlags.  — Geistiger  Gehalt. 

Während  das  Urheberrecht  des  Erfinders  allgemein  durch 
besondere  Gesetze  geregelt  zu  werden  pflegt,  werden  die  beiden 
anderen  Klassen  der  geistigen  Erzeugnisse,  Sclirillen  und  Kunst- 
werke, ebenso  allgemein  durch  dieselben  Gesetze  geregelt.  Das 
neue  Gesetz  macht  aus  dem  oben  angeführten  Grunde  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel,  indem  es  die  Werke  der  bildenden 
Künste  ausschliesst.  Die  Grenze  zwischen  den  beiden  Hauptgat- 
tungen der  Geisteswerke  ist  dabei  unverändert  geblieben ; sie  wird 
theils  durch  den  Zweck  der  Production,  theils  durch  die  Mittel 
der  Darstellung  gebildet.  Bei  dieser  Eintheilung  werden  die 
ihrem  Zwecke  nach  zu  den  Kunstwerken  gehörigen  musikalischen 
Compositionen,  weil  sie  durch  die  Notenschrift  dargestellt  werden, 
den  Schriflen  zugezählt;  ebenso  die  nicht  zu  ästhetischen,  son- 
dern zu  wissenschaftlichen  Zwecken  bestimmten  Abbildungen, 
obgleich  sie  mit  den  Mitteln  der  zeichnenden  Kunst  dargestellt 
werden  '*). 

Beide  Gruppen,  die  wissenschaftlichen  und  technischen  Abbil- 
dungen und  die  musikalischen  Compositionen  stehen  gewisser- 
massen  zwischen  den  Schriften  und  Kunstwerken  in  der  Mitte. 
Das  neue  Gesetz  handelt  von  denselben  in  den  Abschnitten  2 u.  3, 
so  jedoch  dass  die  Bestimmungen  des  ersten  Abschnittes  unver- 
ändert auf  diese  Gegenstände  übertragen  und  durch  einige  zu- 
sätzliche Bestimmungen,  welche  auf  den  Nachdruck  von  Abbil- 
dungen und  Mnsikalien  besonders  Bezug  haben,  ergänzt  werden. 
Die  Frage,  ob  eine  Abbildung  als  ein  Kunstwerk  zu  betrachten 
oder  als  eine  wissenschaftliche  Abbildung  nach  den  für  die  Schrift- 


'')  Vergl.  das  geistige  Eigenthnm  Bd.  I.  S.  137;  ferner  Dam- 
bach  Commentar  S.  17  and  ftir  das  Gebiet  des  baierischen  Geseties: 
Handry,  das  Gesetz  vom  28.  Jani  1865  S.  122. 

'*)  VergL  das  geistige  Eigenthnm  Bd.  I.  8.  140f. 


Digilized  by  Google 


Schriftwerke  — Abbildungen  und  Hueikslien.  11 

• 

werke  gegebenen  Kegeln  zu  behandeln  ist,  wird  nach  § 43  ledig- 
lich nach  dem  Hauptzwecke  der  Abbildung  entschieden.  Ist  die- 
ser Zweck  ein  ästhetischer,  wobei  es  auf  den  künstlerischen  Werth 
der  Abbildung  keineswegs  ankommt,  so  gilt  sie  im  rechtlichen 
Sinne  als  ein  Kunstwerk;  hat  die  Abbildung  dagegen  einen  wis- 
senschaftlichen oder  technischen  Zweck  — als  Beispiele  werden 
im  § 43  geographische,  topographische,  naturwissenschaftliche, 
architectonische  und  technische  Zeichnungen  anfgeflihrt,  — so 
folgt  sie  den  Kegeln  der  Schriftwerke. 

Die  musikalischen  (Jompositionen  sind  nach  § 50  dadurch 
ausgezeichnet,  dass  dem  Urheber  wie  bei  den  dramatischen  Schrift- 
werken (vergl.  § 3)  ausser  dem  Kechte  der  Vervielfilltigung  auch  das 
ausschliessliche  Kecht  der  öffentlichen  Aufführung  zusteht.  Doch 
muss  dasselbe  bei  der  Veröffentlichung  durch  den  Druck  auf  dem 
Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des  Werkes  Vorbehalten  werden.  Ist 
das  geschehen  so  können  beide  Kechte  getrennt  veräussert  werden. 

Die  dramatisch -musikalischen  Werke  d.  h.  die  aus  einer 
Verbindung  von  Text  und  Compositionen  bestehenden  zur  öffent- 
lichen Aufführung  bestimmten  Werke  bilden  eine  Unterart  der 
musikalischen  Werke,  bei  welchen  der.  Text  als  Nebensache  er- 
scheint. Daher  genügt  nach  § 51  die  Genehmigung  des  (Jom- 
ponisten  allein  zur  öffentlichen  Aufführung.  Doch  ist  zum  Ab- 
druck des  Textes  mit  der  Composition  nach  § 48  Abs.  3 die 
Genehmigung  des  Dichters  erforderlich  ”).  Das  Kecht  der  öffent- 
lichen Aufführung  ist  bei  den  dramatisch-mnsikalischen  Werken 
nicht  von  einem  besonderen  Vorbehalte  abhängig,  selbst  wenn 
das  Werk  durch  den  Druck  veröffentlicht  wird.  (§  50  Abs.  2.) 

Für  die  Hauptklasse  der  Gegenstände  des  Urheberrechtes 
führt  das  neue  Gesetz  im  § 1 die  Bezeichnung  Schriftwerke 
ein*’)  Die  früheren  Bezeichnungen  der  preussischen  Gesetzge- 
bung (Schriften)  und  der  Bundesbeschlüsse  (literarische  Erzeug- 


”)  Wenn  zn  einem  dramatischen  Werke  nur  einzelne  Mnsikst&cke 
als  Einlagen  gesetzt  sind  — wie  etwa  Beethovens  Compositionen  zn  Egmont 
— so  wird  das  Werk  dadurch  nicht  zn  einem  dramatisch-mnsikalischen 
nnd  der  Componist  ist  nicht  einseitig  zur  Anffhhmng  des  Dramas  mit 
den  Musikeinlagen  befugt.  — Vergl.  das  bairische  Gesetz  Art.  44. 

<>)  Die  üeherschrift  des  ersten  Abschnittes  enthält  durch  einen 
Druckfehler  in  der  Gesetzsammlung  die  Bezeichnung  Schriftst&cke 
statt  Schriftwerke. 
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nisse)  entbehrten  der  concreten  Bestimmtheit  und  gaben  Anlass 
zu  ungerechtfertigten  Folgerungen  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse 
des  Urheberrechtes  ’®).  Es  war  deshalb  ganz  sachgemäss , dass 
ein  besonderer  Kunstausdruck  zur  Bezeichnung  der  Gegenstände 
des  schriftstellerischen  Urheberrechtes  gebildet  wurde,  und  es  ist 
anzuerkennen,  dass  derselbe  einerseits  durchaus  sprachrichtig  ge- 
bildet ist  und  andrerseits  als  ein  gesetzlicher  Kunstausdruck  die 
Unbestimmtheit  der  früheren  Bezeichnungen  vermeidet. 

Zum  Begriff  des  Schriftwerkes  wird  nach  § 1 erfor- 
dert, dass  dasselbe  ein  originales  Geistesproduct  ist,  und  dass  es 
entweder  auf  Veranlassung  des  Autors  oder  unbeftigt  von  einem 
Dritten  mechanisch  vervielfältigt,  also  zum  Gegenstände  eines  Ver- 
lages gemacht  wird.  Das  erste  Eequisit  ist  im  § 1 dadurch 
ausgedrückt,  dass  das  Vervielfältigungsrecht  ausschliesslich  dem 
Urheber  eines  Schriftwerks  beigelegt  wird.  Dadurch  wird  zu- 
nächst die  Vorschrift  des  allgemeinen  preussischen  Landrechts 
Theil  I.  Titel  11  § 1032  und  des  . baierischen  Gesetzes  vom 
28.  Juni  1865  Artikel  11  ausgeschlossen,  wonach  auch  ein  blosses 
Verlagsuntemehmen  an  einem  noch  ungedruckten,  jedoch  in  Nie- 
mandes Urheberrecht  befindlichen  Werke  gegen  Nachdruck  ge- 
schützt werden  soll.  Der  erste  Entwurf  des  neuen  Gesetzes  hatte 
im  § 2 d.  den  Schutz  der  Inedita  ebenfalls  angenommen  und  den 
Herausgeber  eines  noch  ungedruckten  Werkes,  auf  dessen  Schutz 
gegen  Nachdruck  Niemand  Anspruch  zu  machen  berechtigt  ist, 
dem  Urheber  gleich  gestellt.  Gegen  diese  Bestimmung  wurde 
jedoch,  wie  die  Motive  der  Regierungsvorlage  zu  § 2 bemerken, 
von  hen’orragender  gelehrter  Seite  geltend  gemacht,  dass  ein 
solcher  Schutz  des  ersten  Herausgebers  neu  aufgefiindener  alter 
Schriftwerke  die  Wissenscliaft  in  hohem  Grade  beeinträchtige  und 
namentlich  dahin  führen  könne,  dass  sich  das  Publikum  viele 
Jahre  lang  mit  schlechten  Ausgaben  begnügen  müsse;  sie  wurde 
de-shiilb  gestrichen,  und  der  Antrag  des  Abgeordneten  Ewald 
auf  Wiederherstellung  derselben  vom  Reichstage  verworfen. 

Gleichzeitig  werden  durch  die  Definitionen  des  § 1 die  be- 
reits nach  dem  fiüheren  Rechte  von  der  Jurispnidenz  angenom- 
menen Grundsätze  aufrecht  erhalten,  wonach  Schriften,  die  nicht 
zur  Mittheilung  von  Gedanken  bestimmt  sind  — Schreibformu- 


’>)  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  I.  S.  146.  150. 
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lare,  Vorschriften  und  Bflchertitel  “)  — nicht  Gegenstand  des  Ur- 
heberrechtes und  keine  Schriftwerke  im  Sinne  des  Gesetzes  sind. 

Das  zweite  Requisit,  welches  sich  aus  der  Definition  des  § 1 
ergibt,  beruht  darin,  dass  das  Schriftwerk  von  dem  Autor  oder 
von  einem  Dritten  zum  Gegenstände  eines  Verlages  ge- 
macht oder  bestimmt  wird;  denn  nur  insofern  dasselbe  entwetler 
befugt  oder  unbefugt  auf  mechanLschem  Wege  vervielfältigt  wird, 
kann  von  der  Ausübung  des  Urheberrechtes  an  demselben  die 
Rede  sein.  Daher  sind  zwar  alle  Schriftwerke,  welche  originale 
Geisteserzeugnisse  sind,  zugleich  mögliche  Gegenstände  des 
Urheberrechtes;  ob  aber  ein  Urheberrecht  wirklich  in  Bezug  auf 
dieselben  ausgefibt  werden  kann,  hängt  davon  ab,  dass  das  Schrift- 
werk von  dem  Urheber  oder  von  einem  Dritten  zum  Gegenstände 
des  Va-lags  gemacht  oder  bestimmt  wird.  Es  kommt  dabei  kei- 
nesweges  auf  die  ursprüngliche  Absicht  des  Urhebers  oder  den 
Zweck  der  Production  an.  Sehr  häufig  sind  Schriften,  die  ur- 
sprünglich allein  zur  privaten  Mittheilung  bestimmt  waren  (Ge- 
legenhriisgedichte  und  Privatbriefe),  später  zum  Zwecke  des  Ver- 
lags gesammelt.  Auch  die  gewöhnlichen  brieflichen  Mittheilun- 
gen des  täglichen  Lebens  können  durch  örtliche  oder  persönliche 
Beziehungen  nachträglich  zu  einem  sehr  geeigneten  Gegenstände 
der  Veröflfentlichung  werden;  so  würde  z.  B.  eine  Sammlung  von 
Ballonbriefen  ans  der  Zeit  der  pariser  Belagerung  gewiss  sehr 
wohl  Gegenstand  des  Verlags  werden  können.  Es  ist  daher  un- 
zulässig, wie  dies  von  Dambach  Seite  20  geschieht,  die  ge- 
wöhnlichen brieflichen  Mittheilnngen  des  täglichen  Lebens,  Ge- 
schäftsbriefe und  dergl.  von  dem  Schutze  gegen  Nachdruck  aus- 
zunehmen. Es  würde,  wenn  solche  Briefe  unbefugt  herausgegeben 
würden,  wie  Bluntschli  bemerkt,  ungereimt  sein,  wenn  der  Nach- 
drucker, welcher  die  Briefe  als  Gegenstand  des  Verlages  ausbeu- 
tet, behaupten  wollte,  sie  seien  nicht  zum  Gegenstände  des  Ver- 
lages qualificirt.  Dagegen  kann  bei  einem  Werke,  welches  weder 
von  dem  Urheber  veröffentlicht,  noch  von  einem  Dritten  unbe- 
fugt vervielfältigt  wird,  von  einem  wirklich  eiistirenden  Verviel- 


”)  Die  Regiernngsvorlage  enthielt  Im  § 6 g.  Obereinstimmend  mit 
Artikel  4 des  baierischen  Gesetzes  die  ausdrOcklichc  Vorschrift,  dass  die 
Benntznng  des  Titels  eines  Schriftwerks  nicht  als  Nachdruck  anzusehen 
sei  Sie  wurde  jedoch  von  der  Commission  des  Reichstages  als  selbstver- 
ständlich gestrichen. 
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fältigungsrechte  nicht  die  Rede  sein,  und  es  ist  daher  zulässig 
zu  behaupten,  dass  die  grosse  Masse  der  schriftlichen  Au&eich- 
nungen,  welche  weder  herausgegeben,  noch  nachgedruckt  werden, 
nicht  als  Gegenstand  des  Urheberrechtes  in  dai  Rechtsverkehr 
tritt. 

Noch  weniger  als  der  ursprüngliche  Zweck  der  Production 
kann  der  geistige  Gehalt  des  Schriftwerkes  für  die  Existenz 
des  Urheberrechtes  massgebend  sein.  Man  würde  unzweifelhaft 
irren,  wenn  man  der  grossen  Masse  der  Druckschriften,  welche 
Gegenstand  des  Verlags  und  folglich  des  Antorschutzes  sind, 
durchgehends  einen  grösseren  geistigen  Inhalt  vindiciren  wollte, 
und  es  ist  eine  offenbare  Verwechselung,  wenn  der  Inbegriff  die- 
ser Production  von  Druckschriften,  als  der  Kreis  der  öffentlichen 
Literatur  angesehen  wird,  und  dass  nur  solche  Geisteswerke, 
welche  in  letzterer  einzutreten  geeignet  sind,  den  Schutz  gegen 
Nachdruck  gemessen  sollen.  Die  Praxis  ist  über  diese  in  der 
früheren  Literatur  vielfach  vertheidigte  Unterscheidung  lüngst 
hinweggegangen ^')  und  es  ist  zu  wünschen,  dass  das  neue  Ge- 
setz, welches  weder  durch  seine  Definition,  noch  durch  seine  Ter- 
minologie ihr  Vorschub  leistet,  diese  Unterscheidung  gänzlich  be- 
seitigen möge“). 

§ 3.  Arten  der  Schriftwerke. 

Zeitungsartikel.  — Oeffentlicbe  Actenatficke.  — Mannaeripte.  — Hand- 
liche Vortr&ge.  — Dramatische  Werke. 

Die  Kegel  des  § 4,  wonach  jedes  Schriftwerk  gegen  un- 
befugte mechanische  Vervielfältigung  geschützt  ist,  erleidet  einige 
Ausnahmen  in  Bezug  auf  solche  Productionen,  welche  der  Oeffent- 
lichkeit  uneingeschränkt  auheimfallen  müssen  (§  7 b.  c.).  Sie 

”)  Ycrgl.  die  Gutachten  des  literarischen  Sachverstindigenrereins 
bei  Heydemann  und  Dambach  No.  11,  12,  14,  15,  17,  20,  21. 

”)  Schwankend  ist  die  Auffassung  von  Dambach,  welcher  in  sei- 
nem Commentar  S.  14  zum  Begriff  des  Schriftwerks  verlangt,  dass  es  sich 
dazu  eigene,  Gegenstand  des  literarischen  Verkehrs  zu  sein,  auf  S.  16  da- 
gegen den  geistigen  Werth  des  Schriftwerks  als  f&r  die  Frage  der  Schntz- 
berechtignng  völlig  gleichgSltig  bezeichnet ; endlich  auf  S.  20  die  gewöhn- 
lichen brieflichen  Mittheilungen  des  täglichen  Lebens,  Geschäftsbriefe 
u.  8.  w.  für  nicht  geschützt  erklärt,  weil  sie  ihrem  Inhalte  nach  nicht 
geeignet  seien,  Gegenstand  des  allgemeinen  literarischen  Verkehrs  und 
des  Verlages  zu  werden. 
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wird  andrerseits  erweiternd  angewandt  auf  nicht  schriftlich  sondern 
mflndlich  producirte  Geisteserzeugnisse  (§  5 b.)-  Endlich  werden 
unter  den  Schriftwerken  gewisse  Arbeiten:  die  Manuscripte  und 
die  dramatischen  Werke  ausgezeichnet,  für  welche  besondere  Vor- 
schriften über  den  Schutz  und  die  Ausdehnung  des  Urheberrechts 
gegeben  sind.  Die  zuerst  erwähnten  Ausnahmen  sind  dem  älte- 
ren Rechte,  namentlich  dem  Gesetze  vom  11.  Juli  1837  fremd. 
Doch  wurden  schon  früher  Ausnahmebestimmungen  für  den  Ab- 
druck von  Zeitungsartikeln,  Gesetzen  u.  dgl.  gefordert 

Der  erste  Entwurf  des  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  ent- 
hielt im  § 5 unter  c.  bis  g.  eine  Anzahl  casuistischer  Bestim- 
mungen, welche  gewisse  Geisteserzeuguisse  von  dem  Schutz  gegen 
Nachdruck  ausnahmen.  Von  diesen  Ausnahmen,  welche  grössten- 
theils  dem  Entwürfe  des  Bundestages  entlehnt  waren,  sind  in  dem 
Gesetze  (§  7 b.  c.  d.)  nur  zwei  beibehalten.  Die  erste  dieser 
Ausnahmen  betrifft  die  Zeitungsartikel,  über  deren  Schutz- 
berechtigung unter  der  früheren  Gesetzgebung  lebhaft  gestritten 
wurde”)  Schon  die  internationalen  Verträge  zwischen  Preussen 
und  Grossbritannien,  Frankreich  etc.  hatten  den  Nachdruck  von 
Zeitungsartikeln  gestattet  und  nur  bei  Artikeln  nicht  politischen 
Inhalts  dem  Urheber  gestattet,  den  Abdruck  ausdrücklich  zu 
untersagen.  Die  Unterscheidung  zwischen  den  politischen  uijd 
nichtpolitischen  Aufsätzen  ist  bereits  früher  als  ungerechtferti^ 
bezeichnet  ”)  Die  Regierungsvorlage  wollte  im  § 6 c.  nur  dm 
Abdruck  von  thatsächlichen  Berichten,  Leitartikeln  und  Corre- 
spondenzbeiichten  aus  Zeitschriften  und  öffentlichen  Blättern  frei- 
geben. Erst  bei  der  dritten  Plenarberathung  im  Reichstage 
wurde  die  gegenwärtige  Fassung  des  § 7 b.  angenommen,  wonach 
der  Abdruck  einzelner  Artikel  aus  Zeitschriften  und  anderen 
öffentlichen  Blättern  überhaupt  gestattet  wird  mit  Ausnahme  von 
novellistischen  Erzeugnissen  und  wissenschaftlichen  Ausarbeitungen. 
Auch  kann  bei  sonstigen  grösseren  Mittheilungen  an  der  Spitze 
derselben  der  Abdruck  untersagt  werden. 

Der  Grund  der  auf  die  Zeitungsartikel  bezüglichen  Aus- 
nahmen von  dem  Nachdruckverbote  liegt,  wie  die  Motive  S.  24 
angeben,  theils  in  dem  bisherigen  Gebrauche,  welcher  das  Ent- 


”)  VergL  dft8  geistige  Eigenthnm  Bd.  1 S.  155—160. 
**)  Vergl.  das  geistige  Eigenthum  Bd.  I.  S.  160. 
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lehnen  von  Mittheilungen  aus  anderen  Zeitungen  allgemein  zu- 
lies.s,  theils  in  dem  Bedürftiisse  der  Zeitungspresse,  welche  ohne 
ein  solches  gegenseitiges  Entlehnen  von  Nachrichten  thatsächlich 
nicht  zu  bestehen  vermag.  Nach  der  Regierungsvorlage  sollte 
der  Abdruck  von  Zeitungsartikeln  nur  imter  der  Voraussetzung 
ge.stattet  werden,  dass  die  Quelle  deutlich  angegeben  ist.  Diese 
aus  dem  baierischen  Gesetze  (Artikel  9)  entlehnte  Bestimmung 
wurde  jedoch  bei  der  zweiten  Lesung  im  Reichstage  gestrichen. 

Die  Bestimmung  des  § 7 b.  gestattet  nur  den  Abdruck  ein- 
zelner Artikel  aus  Zeischriften,  daher  wird  der  Nachdruck  und 
selbst  der  partielle  Nachdruck  einer  ganzen  Zeitung  auch  gegen- 
wärtig für  strafbar  erklärt  werden  müssen,  sofern  derselbe  sich 
nicht  auf  den  Abdruck  einzelner  Artikel  beschränkt.  Wenn  also 
ein  Zeitungsunternehmer  etwa  den  Inhalt  einer  anderen  grösseren 
Zeitung  regelmässig  in  solchem  Umfange  nachdrucken  wollte, 
dass  das  Blatt  als  Ganzes  sich  als  ein  Nachdruck  oder  als  ein 
Auszug  der  benutzten  Zeitung  darstellt,  so  würde  ein  solches 
Verfahren  nach  § 4 und  § 18  strafbar  sein,  auch  wenn  unter 
den  aufgenommenen  Artikeln  sich  keine  solche  befinden,  deren 
Abdruck  gemäss  § 7 b.  untersagt  ist. 

Bei  den  novellistischen  Erzeugnissen  nnd  wissenschaftlichen 
Ausarbeitungen  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  der  Abdruck  an 
der  Spitze  untersagt  wird.  Die  grösseren  Mittheilungen,  deren 
Nachdnick  nur  durch  besonderen  Vorbehalt  an  der  Spitze  unter- 
sagt werden  kann,  umfassen  alle  übrigen  Bestandtheile  der  Zeit- 
schrift also  sowohl  raisonnirende  Artikel  (Leitartikel  nnd  Corre- 
spondenzen), als  auch  blos  thatsächliche  Bericlite  und  Mittheilun- 
gen, sofern  letztere  nicht  öffentliche  Verhandlungen  betreffen, 
deren  Wiedergabe  nach  § 7 c.  und  d.  allgemein  freigegeben  ist. 
Welche  Mittheilungen  zu  den  grösseren  im  Sinne  des  § 7 b.  zu 
rechnen  sind,  bleilft  ganz  der  Beurtheilnng  des  einzelnen  Falles 
anheim  gegeben ; es  lässt  sich  aus  der  Fassung  des  Gesetzes  nur 
die  eine  Folgerung  ableiten,  dass  es  nicht  gestattet  ist,  den  Nach- 
druck kürzerer  telegraphischer  Depeschen  zu  untersagen.  Die 
Frage,  ob  bei  grösseren  Mittheilungen,  welche  durch  mehrere 
Nummern  eine.s  Blattes  laufen,  die  Untersagung  des  Abdrucks 
an  der  Spitze  jeder  Fortsetzung  wiederholt  werden  müsse  oder 
nicht,  ist  in  dem  Gesetze  nicht  entschieden.  Dambach  S.  89 
hält  die  Wiederholung  nicht  für  nothwendig,  weil  sie  nicht  wie 
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im  § 6 beim  Vorbehalt  der  TJebersetzung  ausdrücklich  fiir  noth- 
wendig  erklärt  ist.  Da  indess  § 7 h.  au.s  einem  Abändenmgs\or- 
schlage  bei  der  parlamentarischen  Berathung  hervorgegangen  ist, 
so  darf  hierauf  kein  entscheidendes  Gewicht  gelegt  werden.  Man 
wird  vielmehr  annehmen  müssen,  dass  die  Untersagung  des  Ab- 
drucks nur  für  die  zusammenhängende  Mittheilung  wirksam  ist, 
an  deren  Spitze  der  Abdruck  untersagt  ist.  Wird  die  Unter- 
sagung bei  der  Fortsetzung  des  Artikels  nicht  wiederholt,  so 
fehlt  überdies  dem  Leser  häufig  die  Gelegenheit,  sich  davon  zu 
überzeugen,  ob  an  der  Spitze  des  ersten  Artikels  der  Nachdruck 
untersagt  ist  oder  nicht. 

Zn  den  Zeitschriften  und  anderen  öffentlichen  Blättern  sind 
nicht  zu  rechnen  die  mechanisch  vervielfältigten  Correspondenzen 
und  Telegramme,  welche  nicht  zur  öffentlichen  Verbreitung,  son- 
dern ausschliesslich  zur  Benutzung  für  Zeitungs-Redactionen  ge- 
druckt werden.  Diese  Correspondenzen  und  Telegramme  fallen 
also  nicht  unter  die  Vorschrift  des  § 7 b.,  so  lange  sie  nicht  in 
einer  Zeitschrift  veröffentlicht  sind.  Wer  solche  vorher  unbefugt 
nachdmckt,  fällt  unter  die  Strafbestimmungen  des  § 18.  *‘) 

Die  zweite  Ausnahme  von  dem  Nachdruckverbote  des  § 4 
ist  im  § 7 c.  und  d.  enthalten  und  betrifft  die  öffentlichen 
Acten  stücke  und  Verhandlungen  aller  Art.  Unter  den  Acten- 
stücken  werden  zu  Litera  c.  besonders  die  Gesetzbücher,  Gesetze 
und  amtlichen  Erlasse  hervorgehoben ; unter  den  öffentlichen  Ver- 
handlungen sind  nach  Litera  d.  auch  die  öffentlichen  Reden  be- 
griffen, welche  bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der  politischen, 
communalen  und  kirchlichen  Vertretungen,  sowie  der  politischen 
und  ähnlichen  Versammlungen  gehalten  werden. 

Diese  Bestimmungen  beruhen  auf  dem  für  das  heutige  Staats- 
leben maassgebenden  Grundsätze  der  Oeffentlicbkeit;  sie  sind  ohne 
jede  Beschränkung  gefasst  und  beziehen  sich  deshalb  nicht  bloss 
auf  die  durch  den  Druck  veröffentlichten  Actenstücke,  sondern 
auf  alle  Stücke  dieser  Art,  welche  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmt 
sind.”)  Man  darf  jedoch  nicht  behaupten,  dass  jedes  Schrift- 

”)  Der  Ansicht  Dsmbach's  (S.  91),  dass  die  Telegranune  nar  in  äns- 
serst  seltenen  Fällen  ein  eigenes  Ueistesprodnct  des  Absenders  anzuseheu 
seien  und  daher  im  Allgemeinen  nicht  gegen  Nachdruck  geschützt  seien, 
ist  nach  dem  oben  S.  13  Gesagten  nicht  beizntreten. 

”)  Der  Antrag  statt  .öffentlicher  Actenstücke“  zu  setzen:  .veröffent- 

b 
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werk  dadurch  allein,  das.s  es  zu  den  Arten  einer  öffentlichen  Be- 
hörde gelangt  de.*»  Schutzes  gegen  den  Nachdnick  beraubt 
wird;  dies  ist  vielmehr  nur  der  Fall,  wenn  das  Schriftwerk  bei 
öffentlichen  Verhandlungen  gebraucht  oder  sonst  durch  seine  amt- 
liche Bestimmung  selbst  zu  einem  öffentlichen  Äctenstücke  ge- 
worden ist  Die  Begierungsvorlage  hatte  allerdings  ausser  den 
im  § 6 e.  (jetzt  § 7 c.)  bezeichneten  öffentlichen  Actenstücken 
imter  f.  auch  amtliche  Denkschriften,  üutacliten  und  Entwürfe 
zu  den  nicht  geschützten  Schriften  gezählt,  jedoch  niu  sofern  sie 
bereits  durch  den  Druck  veröffentlicht  seien,  und  nicht  die  com- 
petente  Behörde  oder  der  Verfasser  sich  das  liecht  zur  aus- 
schliessbchen  Vervielfältigung  auf  dem  Titelblatte  oder  an  der 
Spitze  der  ersten  Ausgabe  des  Werkes  ausdrücklich  Vorbehalten 
hat.  Diese  Bestimmung  ist  bei  den  Commissionsberatbungen  ge- 
strichen, und  dabei  scheint  allerdings  nach  Seite  9 des  Commis- 
sionsberichtes wenigstens  bei  dem  Verfasser  dieses  Berichtes  die 
Ansicht  obgewaltet  zu  haben,  als  ob  nun  jedes  auf  amtliche  Ver- 
anlassung verfasste  Schriftwerk  nachgedruckt  werden  kömie. 
Diese  Auffassung  hat  jedoch  in  dem  Gesetze  keinen  Ausdruck 
geftinden,  vielmehr  ist  mit  der  Streichung  der  Litera  f.  § 6.  der 
Begierungsvorlage  nicht  bloss  die  Bedingung  der  Veröffentlichung 
imd  der  Vorbehalt  des  Autorrechtes  an  veröffentlichten  amtlichen 
Denkschriften  und  Entwürfen  weggefalleu,  sondern  diese  Schriften 
fallen  als  solche  überhaupt  nicht  mehr  unter  die  Ausnahme  von 
dem  allgemeiudu  Nachdnickverbot,  sofein  sie  nicht  zu  den  öfi'ent- 
licheu  Actenstücken  im  Sinne  des  § 7 gehören. 

In  Bezug  auf  die  Form  der  schriftstellerischen  Pro- 
duc t i o n e n Ist  der  Grundsatz  des  älteren  Beeiltes  beibehalten,  dass 
die  noch  nicht  vervielfältigten  oder  verüffentlicbten  Schriftwerke  in 
gleicher  Weise  Gegenstand  des  Urheberrechtes  und  gegen  Nach- 
dnick  geschützt  sind,  als  die  zum  Zweck  der  Veröffentlichung 
durch  den  Druck  vervielfältigten  Werke  (§  5 a.) ; jedoch  beste- 
hen gewisse  rechtliche  Verschiedenheiten  zwischen  den  bereits 
veröffentlichten  Werken  und  den  Manuscripten  (§  G,  § 7 b.  § 1 1). 
Rs  fehlt  jedoch  an  einer  festen  Temiinologie  für  die  aufgestellte 
Unterscheidung.  Den  Mannscripten  werden  nämlich  im  § (!  Ab- 
lichte Actenstneke“  wurde  bei  der  zweiten  Ijeeung  im  Reichstage  aus- 
drücklich abgelehnt.  — Vergl.  Stenographische  Berichte  18Tü  S.  bi. 
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satz  5 die  noch  nngedrnckten  Schriftwerke  gegenflber  gestellt. 
Im  § 5 a.,  § 7 a.  and  § 1 1 wird  dagegen  zwischen  den  bereits 
veröffentlichten  und  den  noch  nicht  veröffentlichten  Schriften, 
welche  letztere  als  Manuscripte  bezeichnet  werden,  unterschieden. 
Beide  Bezeichnungen  stimmen  nicht  vollständig  überein,  da  ein 
Werk  durch  den  Druck  vervielfältigt  werden  kann,  ohne  bereits 
veröffentlicht  zu  sein.  Allerdings  ist  die  Bezeichnung  auf  dem 
Titel  einer  Druckschrift  „Als  Manuscript  gedruckt“  nicht  geeig- 
net, die  rechtliche  Wirkung  der  Veröffentlichung  aufzuheben;  es 
kommt  vielmehr  lediglich  darauf  an,  ob  die  Druckschrift  ver- 
öffentlicht, d.  h.  Jedem  ohne  Unterschied  zugänglich  gemacht  ist, 
oder  ob  sie  nur  zm  Mittheilung  an  bestimmte  Personen  verviel- 
ffiltigt  worden  ist.  Nur  im  ersteren  Falle  kommen  die  für  be- 
reits veröffentlichte  Werke  gegebenen  Vorschriften  der  §§  7 a. 
und  11  a.  zur  Anwendung,  im  letzteren  Falle  dagegen  nicht. 
Die  Unterscheidung  zwischen  den  veröffentlichten  Werken  und  den 
Manuscripten  betrUft  theils  die  Berechnung  der  Schutzfrist  theils 
den  Thatbestand  des  Nachdrucks.  Einem  bereits  veröffentlichten 
Schriftwerke  wird  nämlich  das  im  § 8 bestimmte  Maximum  der 
Schutzfrist  (für  die  Lebensdauer  des  Urhebers  und  .30  Jahre  nach 
seinem  Tode)  nach  § 11  nur  unter  der  Voraussetzung  gewährt,  dass 
der  wahre  Name  des  Urhebers  auf  dem  Titelblatte  oder  unter  der 
Zueignung  oder  unter  der  Vorrede  angegeben  ist.  Bei  Werken, 
welche  ohne  den  wahren  Namen  des  Urhebers  veröffentlicht  sind, 
wird  nur  eine  30jährige  Schutzfrist,  von  der  ersten  Heraus- 
gabe gerechnet,  gewährt.  Bei  nicht  veröffentlichten  Manuscripten 
dagegen  wird  die  Schutzfrist  ohne  Unterschied  nach  § 8 berechnet. 

Der  Thatbestand  des  Nachdrucks  ist  nach  § 7 a.  bei  be- 
reits veröffentlichten  Schriften  nicht  vorhanden,  wenn  einzelne 
Stellen  oder  kleinere  Theile  oder  bei  geringerem  Umlange  die 
ganze  Schrift  in  ein  grösseres  Werk  von  bestimmtem  literarischen 
Charakter  anfgenommen  wird.  Für  nicht  veröffentliche  Werke 
gilt  dagegen  die  Vorschrift  des  § 7 a.  nicht,  und  der  vollständige 
oder  theilweise  Abdruck  solcher  Manuscripte  fällt  imter  den  That- 
bestand des  Nachdrucks,  auch  wenn  die  Voraussetzungen  des 
§ 7 a.  vorhanden  sind. 

Endlich  sind  in  Bezug  auf  das  Recht  der  Uebersetzung  nach 
§ 6 die  noch  ungedruckten  Manuscripte  von  den  bereits  ver- 
öffentlichten Werken  dadurch  unterschieden,  dass  bei  den  letz- 

b* 
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teren  das  Recht  der  Uebersetzung  ausdrücklicli  Vorbehalten  und 
durch  rechtzeitiges  Ei'scheineii  einer  autorisirten  Uebersetzung  ge- 
wahrt werden  muss;  während  jede  Uebersetzung  einer  noch  un- 
gedruckten  Schrift  als  Nachdruck  angesehen  wird.  In  letzterer 
Beziehung  muss,  wie  oben  bemerkt,  nach  dem  Wortlaut  des  § 6 
der  Umstand  entscheiden,  ob  die  Schrift  gedruckt  ist  oder  nicht, 
so  dass  das  Recht  der  Uebersetzung  an  einer  zwar  gedruckten 
aber  niclit  veröfifentlichten  Schrift  besondei's  Vorbehalten  wer- 
den muss. 

In  Bezug  auf  die  nicht  schriftlich  sondern  mündlich  pro- 
ducirten  öeisteswerke  wird  in  den  §§  5 b imd  7 d unter- 
schieden zwischen: 

1)  Vorträgen,  welche  zum  Zwecke  der  Erbauung,  der  Be- 
lehrung oder  der  Unterhaltung  gehalten  sind; 

2)  Reden,  welche  bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der 
politischen,  communalen  und  kirchlichen  Vertretungen, 
sowie  der  politischen  und  ähnlichen  Versammlungen  ge- 
halten werden. 

Bei  der  zweiten  Kategorie  ist  jedes  Urheberrecht  ausge- 
schlossen und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  die  Reden  nach  einem 
Manuscripte  oder  frei  gehalten  worden  sind.  Bei  der  ersten  Ka- 
tegorie dagegen  wird  der  Schutz  gegen  Nachdruck  gewährt  imd 
zwar  ebenso  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um  freie  oder  vorher 
niedergeschriebene  Vorträge  handelt. 

Es  entsteht  die  Erage,  wie  das  Urheberrecht  an  solchen 
mündlichen  Vorträgen  zu  behandeln  ist,  welche  weder  der  einen 
noch  der  andern  Kategorie  angehören;  und  diese  muss  dahin  ent- 
schieden werden,  dass  das  Gesetz  nur  Schriftwerke  gegen  Nach- 
druck schützt  (§  1)  und  letzteren  nur  gewisse  Arten  von  münd- 
lichen Vorträgen  gleichstellt  (§  5 b).  Für  alle  sonstigen  Vor- 
träge gilt  die  Regel  des  bisherigen  Rechtes,  dass  die  schriftliche 
Form  des  GeisUaproductes  Bedingung  des  Urheberrechtes  ist; 
letzteres  geht  durch  die  nach  dem  Manuscripte  erfolgte  Vorle- 
sung keineswegs  verloren,  dagegen  fallen  freie  Vorträge,  welche 
nicht  zum  Zwecke  der  Erbauung,  der  Belehrung  oder  Unterhal- 
tung gehalten  sind,  nicht  unter  das  Nachdruckverbot,  selbst  wemi 
die  Ausnahmebestimmung  des  § 7 d auf  dieselben  nicht  Anwen- 
dung findet.  Uebrigens  hat  das  neue  Gesetz  den  früher  nach 
§ 3 b des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  allein  geschützten  Pre- 
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digten  und  Lehrvorträgen  auch  die  Vorti'äge  zur  Unterhaltung 
hinzugefögt,  so  dass  es  schwierig  sein  dürfte,  eine  Art  von  Vor- 
trägen zu  bezeichnen,  welche  weder  unter  die  Vorschrift  des 
§ 5 b noch  unter  die  des  § 7 d fällt.  Schwieriger  ist  dagegen 
in  einzelnen  Fällen  die  Grenze  zwischen  den  beiden  Gruppen  der 
geschützten  und  der  ungeschützten  Vorträge  zu  ziehen.  So  würde 
z.  B.  in  Bezug  auf  Reden  in  den  Versammlungen  der  kirchlichen 
und  religiösen  Vereine  die  Frage  entstehen  können,  ob  dieselben 
Vorträge  zum  Zwecke  der  Erbauung  und  Belehrung  oder  als 
Reden  bei  den  Verhandlungen  der  kirchlichen  Vertretungen  anzu- 
sehen sind.  Der  Antrag  alle  Reden  der  erwähnten  Art  ohne 
Unterschied  für  schutzfrei  zu  erklären,  ist  bei  der  zweiten  und 
dritten  Lesung  im  Reichstage  ausdrücklich  abgelehnt**).  Die 
Vorschrift  des  § 7 d darf  daher,  wie  auch  Dambach  S.  98  an- 
nimmt, nur  auf  die  Reden  bei  den  geordneten  und  ständigen 
kirchlichen  Vertretungen  bezogen  werden.  Ebenso  ist  es  unzweifel- 
haft, dass  den  Reden  bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte  nicht 
ohne  Weiteres  die  Reden  bei  den  Verhandlungen  anderer  Behör- 
den wie  z.  B.  der  Senate  der  Akademien  und  Universitäten  gleich- 
zustellen sind*').  Letztere  sind  vielmehr  gegen  Nachdruck  ge- 
schützt, sofern  sie  entweder  Vorlesungen  von  Schriftwerken  sind 
oder  als  Vorträge  zur  Belehrung  unter  die  Vorschrift  des  § b b 
fallen. 

Die  dramatischen  Werke  sind  gleich  den  musikalischen 
dadurch  ausgezeichnet,  dass  an  denselben  ein  doppeltes  Urheber- 
recht besteht,  das  Recht  der  ausschliesslichen  VeiTielfältigung 
und  das  Recht  der  ausschliesslichen  öffentlichen  Aufführung.  Beide 
Rechte  bleiben  nach  § 50  Abs.  2 unabhängig  von  einander  be- 
stehen, auch  wenn  das  dramatische  Werk  durch  den  Druck  ver- 
öffentlicht wird,  ohne  dass  es  eines  Vorbehaltes  in  Bezug  auf 
das  Recht  der  öffentlichen  Auflührung  bedarf,  wie  dies  nach  der 
früheren  Gesetzgebung  der  Fall  war.  **) 

Beide  Rechte  können  getrennt  veräussert  werden.  Sie  kön- 
nen auch  unabhängig  von  einander  erlöschen  und  dies  ist  nament- 
lich der  Fall  bei  anonymen  und  pseudonymen  Dramen,  welche 


Stenographische  Berichte  1870  ,S.  54  S.  105. 

”)  .\nderer  Heinnng  sind  Mandry  S.  128  und  Dambach  S.  96. 
'*)  Vergl.  das  gcisligo  Eigcnthuin  Bd.  1.  8.  171. 
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zuerst  öfientliuh  aufgefühit  und  dann  ebaiialls  ohne  den  wahren 
Nainen  des  Vei'fessei’s,  durch  den  Druck  veröffentlicht  werden. 
Hier  läuft  nämlich  die  dreissigjähiige  Schutzfrist  in  Bezug  auf 
das  liecht  der  öffentlichen  Aufführung  nach  § 52  vom  T^e  der 
ersten  Auffülirung,  in  Bezug  auf  den  Nachdruck  nach  § 11  vom 
Tage  des  Erscheinens  im  Dnick.  (Vergl.  unten  § 5.) 

§ 4.  Person  des  Urheber.s. 

Indigenat.  — Beweis  des  Urheberreclitos.  — Anonyme  und  pseudonyme 
Werke.  — Sammelwerke.  — Besteller. 

Nach  dem  früher  in  Deutschland  mit  Ausnahme  von  Eachsen 
gellenden  Bechtc  wurde  der  Schutz  des  Urheberrechtes  Jedem 
zu  Theil,  weklier  dasselbe  innerhalb  des  Deutschen  Bundesge- 
bietes erworben  hatte.  Es  kam  deshalb  nicht  auf  das  Indigenat 
des  Urhebers  sondeiu  aul'  den  Wohnort  desselben  beziehungsweise 
auf  den  Verlagsort  an“®).  Auch  das  baierische  (resetz  vom  28. 
Juni  1865  hielt  an  dieser  Auflassung  fest,  indem  es  die  Werke 
der  Urheber,  welche  im  Inlande  ilu-en  ständigen  Aufenthalt  haben 
und  die  im  Inlande  verlegten  Werke  schützt.  Das  deutsche  Nach- 
druckgesetz ist  dagegen  aus  Zweckmässigkeitsgründen  von  dieser 
Regel  abgegangen,  weil  aus  derselben  sich  ungerechtfertigte  Con- 
sequenzen  ergaben.  Es  würde,  wie  die  Motive  der  KegiejTmgs- 
vorlage  zu  § 61  sagen,  beispielsweise  das  Werk  eines  in  Nord- 
deutschland sich  aufhaltenden  Russen,  welches  in  St.  Petersburg 
erscheint,  geschützt  sein,  während  umgekehrt  ein  Preusse,  wel- 
cher in  St.  Petersburg  sich  aufhält  und  dort  sein  Werk  verlegt, 
keinen  Schutz  in  seinem  Vaterlande  gemessen  würde. 

Daher  ist  im  § 61  nur  den  Werken  inländischer  Ur- 
heber der  Schutz  des  Gesetzes  gesichert,  gleichviel  ob  sie  im 
Inlande  oder  im  Auslande  erschienen  oder  noch  nicht  veröffent- 
licht sind.  Werke  ausländischer  Urheber  sind  nur  dann  geschützt, 
wenn  sie  bei  Verlegern  erscheinen,  welche  im  Gebiete  des  nord- 
deutschen Bundes  [jetzt  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  mit 
Ausschluss  von  Baiem“")]  ilu-e  Handelsniederlassung  haben. 

Die  Eigenschaft  als  inländischer  Urheber  wird  bedingt  durch 

”)  Vcrgl.  das  geistige  Eigcntlinm  Bd.  I.  S.  246. 

”)  Die  baierischen  Verleger  geniessen  den  Schntz  des  (Gesetzes  auf 
Gnmd  der  Recoprocit&tsklausel  im  $ 62.  — Vergl.  unten  $ 10. 
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das  Indigenat,  welches  nach  Ai-t.  ü der  deutschen  Keichsver- 
t'assiuig  ein  gemeinsames  tur  die  Angehörigen  aller  Bundes- 
staaten ist. 

Der  Beweis  des  Urheberrechtes  musste  unter  dem 
tiüheren  Rechte  als  ein  schwieriger  bezeichnet  werden,  der  in  der 
Regel  nur  durch  thatsächliche  Vennuthungen  geführt  werden 
konnte,  weil  fllr  die  geistige  Urheberschaft  ein  directer  Beweis 
meist  nicht  zu  erbringen  ist.  Schon  der  Entwiuf  des  Bundestages 
(§  50)  und  das  baierische  Gesetz  vom  28.  Jimi  18G5  (Art.  51) 
batten  durch  die  |Auistellungen  von  Rechtsvermuthungen  dieser' 
Schwierigkeit  abzuhelfen  versucht.  Der  erste  Entwurf  zu  dan 
norddeutschen  Nachdruckgesetze  liess  diese  Vermuthung  durch 
die  Eintragimg  in  die  Eintragsrolle  begründen.  Nach  §§  51  und 
8'2  sollte  es  dem  Urheber  freistehen,  das  Werk  zur  Erleichtening 
des  Beweises  der  Autorschaft  in  die  Eintragsrolle  aufiiehmen  zu 
lassen,  und  diese  Eintragung  sollte  nach  § 80  eine  Rechtsver- 
muthung  begründen,  gegen  welche  der  Gegenbeweis  gestattet 
rvm-de.  Die  Regierungsvorlage  nahm  statt  dessen  den  im  § 28 
ausgednickten  einfachen  Grundsatz  an,  da.ss  der  bei  der  Verötfent^ 
lichung  des  Werkes  genannte  Verfasser  ohne  weiteren  Nachweis 
als  Urheber  anzusehen  ist.  Nach  §§.  28  und  11  des  Gesetzes 
gilt  daher  bei  veröffentlichten  Werken  bis  zum  Gegenbeweise  der- 
jenige als  Urheber,  dessen  wahrer  Name  auf  dem  Titelblatte 
oder  unter  der  Zueignung  oder  unter  der  Vorrede  angegeben  ist. 
Bei  Werken,  welche  durch  Beitrüge  mehrerer  Mitarbeiter  ge- 
bildet wei'den,  genügt  es,  wenn  der  Name  des  Urhebers  an  der 
Spitze  oder  am  Schlüsse  des  Beitrags  angegelren  wird. 

Bei  dramatischen  und  musikalischen  Werken,  welche  noch 
nicht  mechanisch  vervielfältigt,  aber  bereits  öffentlich  anfgefÜhrt 
sind,  gilt  nach  § 53  bis  zum  Gegenbeweise  derjenige  als  Urhe- 
ber, welcher  bei  der  Ankündigung  der  Aufführung  als  solcher 
bezeichnet  ist. 

Bei  Werken,  welche  olme  den  wahr  en  Namen  des  Verfasser-s 
— also  anonym  oder  pseudonym  — veröffentlicht  werden, 
steht  nach  Absatz  3 und  4 eine  gleiche  Rcchtsvermuthung  dent 
Herausgeber,  und  wenn  artch  ein  solcher  nicht  angegeben  ist, 
dem  Verleger  ziu'  Seite”),  und  zwar  wfrd  der  aul'  dem  Werke 


'")  Die  Bestinuuimg  des  baierisclieu  Uvsetzes  Artikel  .*>1,  dass  aacli 
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angegebene  Verleger  nicht  etwa  als  fingirter  Urheber  angesehen, 
sondern  er  gilt  nur  ohne  weiteren  Nachweis  als  der  Kechtsnach- 
folger  des  unbekannten  Urhebers“*),  ln  Bezug  auf  den  Heraus- 
geber fehlt  eine  ausdrückliclie  Bestimmung  desselben  Inhalts, 
doch  kann  auch  dieser,  im  Cregensatze  zu  dem  Herausgeber  eines 
einlieitlichen  Sammelwerkes  (vergl.  unten)  nur  als  vermutheter 
Rechtsnachfolger  des  Urhebers,  nicht  als  fingirter  Urheber  be- 
trachtet werden. 

Dem  Urheber  des  anonym  oder  pseudonym  erschienenen  Wer- 
kes steht  nach  § 1 1 Absatz  4 das  Recht  zu,  semen  wahren  Namen 
zur  Eintragung  in  die  hlintragsrolle  anzumelden,  welche  nach 
§§  ,3!)  luid  40  bei  dem  Stadtrath  zu  Leipzig  geführt  wird.  Die 
Eintragung  erfolgt  ohne  Präfimg  der  Berechtigung  des  Antrag- 
stellers; sie  wird  nach  § 41  durch  das  Börsenblatt  für  den  deut- 
schen Buchhandel  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Frage,  ob 
auch  diese  nachträgliche  Nennung  des  Verfassers  in  der  Eintrags- 
rolle eine  Rechtsvermuthung  für  den  angegebenen  Autor  begründe, 
wird  von  Dambach  8.  170  mit  Recht  verneint,  da  das  Gesetz 
eine  Bestimmung  dieser  Art  nicht  enthält.  Der  Verfasser  des 
anonj'm  oder  pseudonym  veröffentlichten  Werks  muss  seine  Ur- 
heberschaft in  gewöhnlicher  Art  beweisen  und  kann  nur  eine  fak- 
tische Veimuthung  aus  dem  Umstande  herleiten,  dass  die  Ver- 
öffentlichung der  auf  seinen  Antrag  geschehenen  Eintragung  ohne 
Widerspruch  geblieben  ist.  Die  Eintragung  in  die  Eintragsrolle 
hat  daher  für  anonyme  und  pseudonyme  Werke  nach  § 11  keine 
andere  rechtliche  Bedeutung,  als  die  dadimch  bedingte  Verlänge- 
rung der  Schutzfrist. 

Die  Frage,  ob  Werke,  die  zwar  nicht  unter  dem  wahren 
Namen  des  Urhebers  jedoch  unter  einem  bekannten  Automamen 
herausgegeben  sind,  zu  den  pseudonymen  Werken  im  Sinne  der 

der  Drucker,  falls  weder  ein  Verfasser  noch  ein  Herausgeber  noch  oin  Ver- 
leger genannt  ist,  eine  gleiche  Vennnthnng  für  sich  haben  soll,  ist  nicht 
anfgenommen.  Es  kann  auch  kein  Zweifel  darhber  bestehen,  dass  in  dem 
angegebenen  Falle  der  Drucker  nach  Handelsgehrauch  zugleich  als  Ver- 
leger aninsehen  ist 

Diese  Vermuthung  gilt  nur  gegenüber  dritten  Personen,  welche 
das  Recht  des  Verlegers  verletzen,  nicht  gegenüber  dem  Autor  des  ano- 
njmeii  oder  pseudonymen  Werkes.  Sobald  dieser  sein  Urheberrecht  nach- 
gewiesen hat,  muss  der  Verleger  beweisen,  durch  welches  Rechtsgesch&ft 
und  io  welchem  Umfange  er  das  Verlagsrecht  erworben  bat 
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§§11  und  18  XU  rechnen  sind,  muss  nach  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  ebenso  unzweifelliaft.  bejaht  werden  als  nach  dem  frühe- 
ren preussischen  Hechte“’). 

Eine  weitere  Hechtsvermuthung  wird  im  § 2 zu  Gunsten  des 
Herausgebers  eines  aus  Beiträgen  Mehrerer  bestehenden  Sammel- 
werkes aufgestellt,  wenn  dieses  ein  einheitliches  Ganzes  bildet. 
Der  Herausgeber  soll  in  Bezug  auf  das  ganze  Werk  dem  Urhe- 
ber gleich  geachtet  werden,  während  das  Urheberrecht  an  den 
einzelnen  Beiträgen  den  Urhebern  derselben  znsteht.  Nach  den 
Motiven  der  Regierungsvorlage  S.  21  ist  hierbei  vorausgesetzt, 
dass  die  einzelnen  Beiträge  zu  dem  Sammelwerke  von  dem  Autor 
nach  einem  bestimmten  Plane  beschailt  und  verbunden  werden, 
dass  folglich  das  Werk  als  Ganzes  als  sein  geistiges  Krzeugniss 
erscheint.  Daher  sollen,  wie  Man  dry  zu  der  entsprechenden 
Bestimmung  des  baierischen  Gesetzes  (Artikel  10)  bemerkt,  die 
blos  durch  einen  Gesammttitel  verbundenen  Werke  namentlich 
die  meisten  Zeitschriften,  Almannache  u.  dgl.  nicht  als  geschützte 
Sanunelwerke  angesehen  werden,  auch  wenn  die  einzelnen  Auf- 
sätze nach  einem  bestimmten  Plane  geordnet  imd  unter  Gesammt- 
rubriken  untergebracht  sein  sollten.  Zu  den  geschützten  einheit- 
lichen Sammelwerken  dagegen  werden  namentlich  lexikalische 
Werke,  Wörterbücher,  Conversationslexika  u.  dgl.  gerechnet. 

Diese  Bestimmimg  entspricht  der  bereits  für  das  frühere 
Recht  entwickelten  Ansicht.  Es  entsteht  also  im  gegebenen  Falle 
nicht  etwa  ein  fingirtes  Urheberrecht  des  Herausgebers  an  dem 
Inhalte  des  Sammelwerkes,  “•)  sondern  er  wird  nm‘  wie  nach  § 28 
der  Herausgeber  eines  anonjinen  oder  pseudonymen  W'erkes  kraft 
rechtlicher  Vermuthung  als  Rechtsnachfolger  der  Mitarbeiter  be- 
trachtet, welchen  nach  § 2 das  Urheberrecht  an  den  einzelnen 
Beiträgen  zusteht.  Ein  selbstständiges  Urheberrecht  kommt  dem 
Herausgeber  nur  an  dem  aus  den  einzelnen  Beiträgen  durch  Aus- 
wahl, Anordnung  und  Bearbeitung  geschaffenen  Ganzen  zu.  Sein 
Recht  wird  nicht  durch  den  Nachdruck  einzelner  oder  mehrerer 
Beiträge,  sondern  nur  den  totalen  oder  partiellen  Nachdruck  der 
Sammlung  als  solcher  verletzt. 


“)  Vergl.  da«  geistige  Eigeiithum  Bd.  1.  S.  2S9. 

Gegen  die«e  Auslegung  erklärt  sieh  mit  Recht  Ende  mann  S.  9. 
— Vergl.  das  geistige  Eigentbnm  fid.  1.  S.  236. 
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§ 5.  Schutzfiristen  nnd  Förmlichkeiten. 


Im  ersten  Entwürfe  war  im  § 2 a.  die  Bestimmung  enthalten, 
dass  auch  der  Besteller  eines  Werkes,  wlcher  dessen  Beai- 
beitung  nach  einem  von  ihm  angegebenen  Plane  einem  Anderen 
aufgetragen  hat,  dem  Urheber  gleich  geachtet  weiden  solle. 
Dieser  Vorschlag  war  den  §§  1021,  1022  des  Allgemeinen  Land- 
rechts Theil  I.  'ntel  1 1 entlehnt ; er  ist  in  das  Gesetz  nicht  Qber- 
gegangen,  und  die  Streichung  desselben  wurde  namentlich  auch 
von  der  Commission  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buchhänd- 
ler, in  deren  Interesse  vornehmlich  die  fi^liche  Bestimmung  ge- 
troffen werden  sollte,  befiirwortet,  da  der  Verleger  sehr  wohl  in 
der  Lage  sei,  sich  durch  contractliche  Festsetzung  die  ausschiess- 
liche  Vervielfiiltigung  des  bestellten  Werkes  zu  sichern.”)  Ks 
veibleibt  daher  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  zwischen  dem  Be- 
steller und  dem  Urheber  bei  den  aus  dem  Civilrechte  sich  er- 
gebenden Kegeln.”) 

§ 5.  Schutzfristen  und  Förmlichkeiten. 

Fristen  nach  dein  Tode  dca  Urhebers  — nach  dem  Erscheinen.  — Er- 
scliciucn  in  Lieferungen.  — Vorbehalt  der  Uebersetzung.  — Nachträgliche 
Nennung  des  Urhebers.  — Eintragsrolle. 

Die  Dauer  des  Urhebenechts  ist  in  den  §§  8 bis  14  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  bisherigen  Kechte  auf  dreissig  Jahre 
festgesetzt,  welche  entweder  von  dem  Tode  des  Verfassers  an  oder 
vom  ersten  Erscheinen  des  Schriftwerkes  an  gerechnet  werden. 
Bei  den  Berathungen  des  Keichstages  wmden  in  der  ersten  Le- 
simg  diese  Vorschriften  lebhaft  ang^riffen  und  eine  Abkürzung 
dieser  Fristen  in  Vorschlag  gebracht,  weil  angeblich  die  Aus- 
dehnung des  Schutzes  bis  auf  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  des 
Autors  das  öffentliche  Interesse  beeinträchtige.  Diese  Anti'äge 
wm'den  jedoch  sämmtlich  schon  aus  dem  Grunde  verworfen,  weil 
dez  Reiclujtag  es  fiu'  geboten  erachtete,  die  Uebereinstimmung 
mit  der  Gesetzgebung  Oesterreichs  und  der  süddeutschen  Staaten 
und  damit  die  Gegenseitigkeit  des  Kechtsschutzes  gegenüber  die- 
sen Staaten  aufrecht  zu  erhalten“'). 

Die  längere  Schutzüist  bis  zu  30  Jahren  nach  dem  Tode 

•■*)  ProtokoUe  S.  5. 

”)  Vergl.  das  geistige  Eigen  tliu in  Bd.  I.  S.  223  f.,  Ö.  206  f. 

”)  Stenographische  Bericht«  1870  8.  S f.,  13  f.,  28  f. 
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de»  Verfasser»  hat  nach  § 11  zur  Voraussetzung,  das»  das 
Werk  unter  dem  wahren  Namen  de»  Urhebers  veröffentlicht  wird. 
Sie  gilt  also  für  die  nicht  veröffentlichten  Werke  ohne  Ausnahme 
und  für  die  bereits  veröffentlichten,  sofern  der  wahre  Name  des 
Urhebers  an  der  im  § 11  Absatz  1 und  2 bezeichneten  Stelle 
angegeben  ist.  Auch  wenn  die  Veröffentlichung  erst  nach  dem 
Tode  des  Urhebers  stattfindet,  wird  nach  § 12  die  30jährige 
Schutzfiist  vom  Tode  des  Urhebers  an  gerechnet.  Diese  Be- 
stimmung enthält  eine  Abweichung  von  dem  bisherigen  Rechte, 
nach  welchem  posthume  Werke,  sofern  sie  binnen  30  Jahren 
nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausgegeben  wurden,  30  Jahre 
nach  dem  Erscheinen  geschützt  blieben  ’**).  Da  das  neue  Gesetz 
nach  § 58  auch  auf  die  vor  seinem  Eintritt  ei-schienenen  Schrift- 
werke Anwendung  findet,  so  verlieren  auch  die  fiftlier  erschienenen 
posthimien  Werke  den  ihnen  nach  der  bisherigen  Gesetzgebung 
gewährten  längeren  Schutz  und  werden  30  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Autors  gemeinfrei. 

Bei  einem  von  mehi  eren  Personen  verfassten  Schriftwerke  ist 
nach  § 9 zu  unterscheiden,  ob  das  ganze  Werk  von  mehreren 
Personen  als  Miturhebern  verfasst  ist,  oder  ob  dasselbe  aas  den 
Beiträgen  mehrerer  Mitarbeiter  gebildet  ist.  Im  ersteren  Falle 
dauert  die  Schutzfrist,  wenn  die  wahren  Namen  der  mehieren 
Urheber  gemäss  § 11  bei  der  Veröffentlichung  genannt  werden, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren  nacli  dem  Tode  des  Letzt- 
lebenden; im  letzteren  Falle  dagegen  wii-d  die  Schutzfrist  für 
jeden  einzelnen  Beitrag  besonders  berechnet. 

Die  kürzere  Schutzfrist  von  dreissig  Jahren  seit  dem 
ersten  Erscheinen  nach  § 11  Absatz  3 tritt  ein,  wenn  das 
Schriftwerk  ohne  den  Namen  des  Urhebere  oder  imtcr  einem  an- 
deren als  dem  wahren  Namen  des  Urhebers  veröffentlicht  wird, 
also  bei  den  anonjinen  und  pseudonymen  Werken.  Als  anonyme 
Werke  sind  nach  dem  oben  Gesagten  auch  solche  Schriften  an- 
zusehen, deren  Verfasser  zwar  genannt  ist,  jedoch  nicht  der  Vor- 
schrift des  § 11  gemäss  auf  dem  Titelblatte  oder  unter  der  Zu- 
eignung oder  unter  der  Voirede;  ebenso  sind  unter  den  pseudo- 
nymen Werken  auch  die  unter  einem  bekannten  Schriftstellemamen 
veröffentlichten  Schriften  begriffen.  Wild  dagegen  der  wahre 


*■)  Das  geistige  EigenUmm  Bd.  1.  S.  2^. 
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Name  des  Urhebers  dem  angenommenen  Namen  bei  der  ersten 
Herausgabe  hinzugefögt,  so  tritt  die  längere  Schutzfrist  von 
dreissig  Jahren  nach  dem  Tade  des  Urhebers  ein.  Die  Veran- 
staltung einer  neuen  Anilage  unter  dem  wahren  Namen  des  Ur- 
hebers hat  nicht  die  Wirkung,  dem  W'erke  die  längere  Schutz- 
frist zu  verschaffen.  Wird  dagegen  innerhalb  dreissig  Jahre  von 
der  ersten  Herausgabe  an  gerechnet  der  wahre  Name  des  Ur- 
hebers von  ihm  selbst  oder  von  seinem  legitimirten  Kechtsnach- 
folger  gemäss  § 39  f.  zur  Eintragung  in  die  Eintragsrolle  an- 
gemeldet, so  wird  dadurch  nach  § 11  Absatz  4 dem  Werke  die 
längere  Schutzfrist  vom  Tode  des  Urhebers  gerechnet  erworben. 
Die  Frage,  welcher  Rechtsnachfolger  zur  Anmeldung  legitimirt 
sei,  muss  dahin  beantwortet  werden,  dass  bei  Lebzeiten  des 
Verfassers  mu-  dieser  selbst  berechtigt  ist,  den  bei  der  Veröffent- 
lichung verschwiegenen  Namen 'bekannt  zu  machen,  dass  folglich 
bei  seinen  Lebzeiten  weder  der  Verleger  des  anonymen  oder 
pseudonjmen  Werkes,  noch  derjenige,  welcher  das  Urheberrecht 
selbst  etwa  im  Wege  der  Cession  erworben  hat,  zu  diesem  An- 
tiage  berechtigt  ist“).  Nach  dem  Tode  des  Urhebers  dagegen 
sind  nicht  blos  die  Erben,  sondern  auch  der  Singularsuccessor 
zur  Bekanntmachung  des  wahren  Namens  des  Urhebers  berech- 
tigt, der  Verleger  aber,  auch  wenn  er  das  unbeschränkte  Verlags- 
recht erworben  hat,  nicht,  weil  er  das  Urheherrecht  selbst  nicht 
erworben  hat  imd  folglich  über  dasselbe  nicht  disponiren  kann  "*). 
Die  Bekanntmachung  durch  die  Eintragsrolle  erfolgt  zwar  nach 
§ 40  ohne  vorherige  Prüfung  der  Berechtigung  des  Antragstellers, 
dagegen  hängt  die  Wii  kung  der  erfolgten  Bekanntmachung  nach 
§ 11  davon  ab,  dass  sie  auf  Antrag  eines  dazu  Berechtigten 
geschehen  ist. 

Bei  den  dramatischen  und  musikalischen  Werken,  welche 
ohne  den  wahren  Namen  des  Urhebers  öffentlich  aulgefuhit  wer- 
den, bevor  sie  durch  den  Druck  veröffentlicht  sind,  läuft  die 
dreissigjährige  Schutzfrist  nach  § 5'2  vom  Tage  der  ersten  öffent- 
lichen Aufführung.  Doch  kann  in  diesem  Falle  die  längere 
Schutzfrist  von  dreissig  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
ohne  Eintiagimg  in  die  Eintragsrolle  dadur  ch  erlangt  werden. 


Vcrijl.  Jlaiulry  S.  o41i;  Diimbavli  t>.  III. 
**')  Vcrgl.  da.s  geistige  Eigentbum  Bd.  L S.  340. 
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«lass  das  Werk  vor  Ablauf  von  dreissig  Jahren  unter  dem  wah- 
ren Namen  des  Urhebers  durch  den  Dnick  veröffentlicht  wird. 

Den  anonjTuen  Werken  werden  im  § 13  auch  die  von  Aka- 
demien, Universitäten,  sonstigen  juristischen  Personen,  öffent- 
lichen Unterrichtaanstalten,  sowie  gelehrten  und  anderen  Gesell- 
schaften herausgegebenen  Werke  gleichgestellt,  sofern  diese  Uor- 
porationen  als  Herausgeber  gemäss  § 2 dem  Urheber  gleich  zu 
achten  sind.  Diese  Vorschrift  entspricht  dem  § 8 des  bisherigen 
preussischen  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  und  soll  der  etwa  mög- 
lichen Annahme  Vorbeugen,  als  ob  den  gelehrten  Körperschaften 
für  ihre  Werke  ein  Schutz  bis  zum  dreissigsten  Jahre  nach  ihrer 
Auflösung  zu  Theil  würde.  Sie  findet  übrigens,  wie  auch  die 
Bezugnahme  auf  § 2 ergibt,  nur  dann  Anwendung,  wenn  ein  aus 
den  Beiträgen  Mehrerer  gebildetes  einheitliches  Ganzes  vorliegt. 
(Vergl.  oben  S.  25.)  Bei  den  sonstigen  Publikationen  der  Aka- 
demien, Universitäten  und  anderer  Körperschaften  steht  das  Ur- 
heberrecht dem  Verfasser,  und  wenn  sie  aus  mehro^  Beiträgen 
bestehen,  den  Verfassern  der  einzelnen  Beiträge  zu,  und  die 
Schutzfrist  wird,  falls  dieselben  genannt  sind,  von  ihrem  Tode 
an,  im  anderen  Falle  vom  ersten  Erscheinen  an  gerechnet,  so 
jedoch  dass  auch  im  letzteren  Falle  die  längere  Schutzfrist  durch 
nachträgliche  Anmeldung  des  Namens  bei  der  Eintragsrolle  er- 
worben werden  kann. 

‘ Bei  Werken,  die  in  mehreren  Bänden  oder  Abthei- 
1 an  gen  erscheinen,  wird  der  für  die  Berechnung  der  Schutzfrist 
massgebende  Zeitpunkt  des  Erscheinens  entweder  für  jeden  Band 
besonders  oder  für  das  ganze  Werk  nach  dem  Erscheinen  des 
letzten  Bandes  bestimmt.  Das  Letztere  ist  nach  § 14  der  Fall 
bei  Werken,  die  in  mehreren  Bänden  oder  Abtheilungen  eine 
einzige  Aufgabe  behandeln  und  mithin  als  in  sich  zusammen- 
hängend zu  betrachten  sind.  Auch  in  diesem  Falle  dürfen  indess 
zwischen  der  Herausgabe  einzelner  Bände  oder  Abtheilungen 
nicht  mehr  als  drei  Jahre  verflossen  sein,  widrigenfiills  die  vor 
dieser  Unterbrechung  erschienenen  Bände  und  Abtheilungen  als 
ein  für  sich  bestehendes  Werk  und  ebenso  die  nach  Ablauf  der 
drei  Jahre  erscheinenden  Fortsetzungen  als  ein  neues  Werk  be- 
handelt werden.  Diese  Vorschrift  entspricht  dem  Bimdesbeschlusse 
vom  9.  November  1837  Artikel  2*').  Die  Frage,  wann  die  meh- 

*')  Vergl.  das  geistige  Eigenthum  Bd.  I.  S.  280. 
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reren  getrennt  erschienenen  Bände  als  in  sich  zusammenhängend 
zu  betrachten  sind,  hängt  nicht  von  ihrer  buchhäiidlerischen  Ver- 
bindung ab,  es  darf  deshalb,  wie  Dambach  S.  120  mit  Becht 
Itemerkt,  darauf  kein  entscheidendes  Gewicht  gelegt  werdai,  ob 
die  einzelnen  Bände  einzeln  verkäuflich  sind  oder  nicht.  Aus 
demselben  Grunde  können  Gesammtausgaben  der  Werke  eines 
Autors,  wenn  sie  in  mehreren  Bänden  erscheinen,  nur  als  äiisser- 
lich  verbundene  selbstständige  W'erke  betrachtet  werden. 

Eine  besondere  Schutzfrist  findet  nach  § 15  für  das  Becht 
der  Uebersetzung  bereits  veröffentlichter  Schriftwerke  statt. 
Dieselbe  ist  nur  bei  den  in  todter  Sprache  erschienenen  W^erken 
der  Schutzfrist  gegen  den  Nachdruck  gleich;  bei  anderen  Wer- 
ken dag^en  beträgt  sie  fünf  Jahre,  welche  entweder  vom  Erscheinen 
des  Originalwerks  berechnet  werden,  wenn  dieses  gleichzeitig  in 
verschiedenen  Sprachen  herausgegeben  wird,  oder  vom  ersten  Er- 
scheinen der  rechtmässigen  Uebersetzung  ab,  wenn  der  Verfiisser 
sicli  das  Becht  der  Uebersetzung  Vorbehalten  hatte. 

' Alle  durch  das  neue  Gesetz  bestimmten  Schutzfristen  wer- 
den nach  § 16  nach  Kalaiderjahren  berechnet,  wobei  das  Ka- 
lenderjahr, in  welches  der  An&ng  der  Frist  (der  Tod  des  Ver- 
fassers oder  das  erste  Erscheinen  des  Werkes)  fällt,  nicht  einge- 
rechnet wird. 

Besondere  Förmlichkeiten  werden  zur  Ausübung  des 
Urheberrechts  nur  in  drei  Fällen  erfordert:  nämlich  zur  Wahrung 
des  Becbtes  der  Uebersetzung  (§6);  zur  nachtiAglichen  Erlan- 
gung der  ausgedehnteren  Schutzfrist  frlr  ein  ohne  den  wahren 
Namen  des  Urhebers  veröffentlichtes  Werk  (§  1 1)  und  zur  Wah- 
rung eines  unter  der  früheren  Gesetzgebung  erlangten  Privilegien- 
schntzes. 

1.  Das  Becht  der  Uebersetzung  ist  nach  § 6 a.  nur  bei  den 
zuerst  in  einer  todten  Sprache  erschienenen  Werken  in  dem  Bechte 
des  Urhebers  begriffen;  bei  den  Werken  in  lebenden  Sprachen 
muss  es  besonders  erworben  werden.  Zu  diesem  Zwecke  muss 
entweder  die  Uebersetzung  gleichzeitig  mit  dem  Originalwerke 
herausgegeben  werden  (§  6 b.)  oder  der  Urheber  kann  sich 

”)  Die  Bestimmung  des  J 6 b.  ist  aus  einem  Abänderungrorschlage 
bei  der  zweiten  I.esung  des  Gesetzes  herrorgegangen.  Nach  derselben 
gilt  bei  einem  gleichzeitig  in  verschiedenen  Sprachen  herausgegebenen 
W’erle  jede  Ausgabe  als  Uebersetzung  und  geniesst  nur  die  fUnfj&brige 
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das  Recht  der  Uebersetzung  auf  dein  Titelblatte  oder  an  der 
Spitze  des  Werkes  Vorbehalten  (§  ß c.).  Im  letzteren  Falle  muss 
die  vorbehaltene  Uebersetzung  binnen  einem  Jahre  nach  dem 
Erscheinen  des  Originalwerkes  liegonnen  und  binnen  drei  Jahren 
beendet  werden;  wobei  das  Kalenderjahr,  in  welchem  das  Origi- 
ginalwerk  erschienen  ist,  nicht  mitgerechnet  wird.  Bei  drama- 
tischen Werken  muss  die  Ueliersetzung  innerhalb  sechs  Monaten 
vom  Tage  der  VeröfFentlichimg  des  Originals  an  gerechnet  voll- 
ständig erschienen  sein.  Bei  Werken  in  mehreren  Bänden  oder 
Abtlieilungen  muss  der  Vorbehalt  der  Uebersetzung  auf  jedem 
Bande  oder  jeder  Abtheilnng  wiederholt  werden.  Diese  Bestim- 
mungen, welche  den  Artikeln  8 und  1 7 des  baierischen  Oesetzes 
vom  28.  Juni  186.')  entnommen  sind,  enthalten  eine  weitere  Aus- 
Ibhrung  der  bereits  in  dem  fifdieren  |ireu.ssischen  Gesetze  vom 
11.  Juni  1837  im  § 4 angenommenen  Grundsätze,**)  wobei  je- 
doch die  Schutzftist  nach  dem  Vorgänge  der  mit  England,  Frank- 
reidi  und  Belgien  geschlossenen  internationalen  Verträge  von 
drelssig  Jahren  auf  fünf  Jahre  herabgesetzt  ist.  Neu  hinzuge- 
treten  sind  dagegen  die  Voi-schrillen  über  die  Eintragung  der 
vorbehaltenen  Uebersetzung  in  die  Eintragsrolle,  welche  bezwecken, 
.ledern  die  Möglichkeit  zu  geben,  .sich  davon  zu  überzeugen  uh 
an  einem  Werke  da.s  ausschliessliche  Recht  der  Uebersetzung 
besteht  oder  ob  dasselbe  beliebig  übersetzt  werden  kann.  Zu 
diesem  Zwecke  muss  das  Erscheinen  der  vorbehaltenen  Ueber- 
setzung, und  zwar,  wenn  die  Veröffentlichimg  nicht  auf  einmal 
erfolgt,  sowohl  der  Beginn  als  auch  die  Vollendung  derselben 
binnen  der  im  § 6 c.  bestimmten  Fristen  von  einan  und  drei 
Jahren  (bei  dramatischen  Werken  innerhalb  sechs  Monaten)  zur 
Eintragung  in  die  Eintragsrolle  angemeldet  werden,  widrigenfalls 
der  Schutz  gegen  neue  Uebersetznngen  erlischt. 

Das  Recht  der  Uebersetzung  wird  nur  für  diejenigen  Sprachen 


Schnttfrirt  gegen  die  R&ck&bersetznng  ans  der  gleichzeitig  veröffentlichten 
Ausgabe  in  fremder  Sprache. 

Ist  z.  B.  das  Werl  zugleich  in  deutscher  und  französischer  Sprache 
i'rschienen,  so  darf  zwar  die  deutsche  Ausgabe  binnen  30  Jahren  nicht  nach* 
gedruckt  werden.  Wohl  aber  ist  es  gestattet  nach  5 Jahren  eine  Ueber- 
setzung von  der  französischen  Ausgabe  ins  Deutsche  zn  veranstalten, 
welche  objectiv  eine  Nachbildung  der  deutseben  Ausgabe  dsrstellt. 

)))  Vergl.  Jas  geistige  Eigenthum  Bd.  1 S.  390. 
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ei-worben,  in  welchen  eine  Ueberaetzung  rechtzeitig  veröffentlicht 
wird ; dagegen  gilt  der  Vorbehalt  der  Ueberaetzung  för  alle  Spra- 
chen, während  früher  nach  § 4 des  Geaetzea  vom  1 1 . Juni  1 837 
angegeben  werden  musate,  iur  welche  Sprachen  die  Ueberaetzung 
Vorbehalten  sein  sollte. 

Bei  noch  imgedruckten  Werken  gilt  die  Ueberaetzung  nach 
§ 6 Absatz  8 dem  Nachdrucke  gleich  und  ist  iOr  die  ganze 
Dauer  der  Schutzfrist  — also  bis  zu  dreissig  Jahren  nach  dem 
Tode  des  Urhebers  — untersagt.  Ebenso  fällt  der  Nachdruck 
einer  Ueberaetzung,  mag  dieselbe  eine  vorbehaltene  sein  oder 
nicht,  nach  § 6 Absatz  9 unter  das  Verbot  des  Nachdrucks. 

2.  Bei  Schriftwerken,  welche  entweder  unter  einem  ande- 
ren als  dem  wahren  Namen  des  Urtiebers  veröffentlicht  sind, 
oder  bei  welchen  ein  Urheber  gar  nicht  angegeben  ist,  ist  es 
nach  § 1 1 Absatz  4 gestattet,  während  der  dreissigjährigen  Schutz- 
frist von  der  ersten  Herausgabe  an  gerechnet,  den  wahren  Na- 
men des  Urhebers  zur  Eintragung  in  die  Eintragsrolle  anznmelden 
und  dadurch  dem  Werke  die  im  § 8 bestimmte  längere  Dauer 
des  Schutzes  bis  zu  dreissig  Jahren  nach  dessen  Tode  zu  erwerben. 
(Vergl.  oben  S.  28.)“) 

3.  Zum  Schutze  eines  unter  der  früheren  Gesetzgebung  er- 
langten Privilegiums  muss  nach  § 60  Abs.  4 die  Eintragung  in 
die  Eintragsrolle  nachgesucht  werden,  wenn  das  Privilegium  nicht 
ganz  oder  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  dem  Werke  vorge- 
druckt oder  auf  oder  hinter  dem  Titelblatte  desselben  bemerkt 
ist.  Die  Anmeldung  zur  Eintragung  muss  bis  zum  1.  April  1871 
erfolgen.  Dagegen  ist  es  wieDambach  S.  266  zutreffend  aus- 
filhrt,  nicht  nothwendig  dass  die  öffentliche  Bekanntmachung  vor 
diesem  Zeitpunkte  erfolgt  ist. 

Die  Eintragsrolle  für  die  in  den  §§  6.  11  und  60  vorge- 
schriebenen Eintragungen  wird  nach  §§  39.  40  von  dem  Stadt- 
rath zu  Leipzig  geführt,  welcher  die  Eintragungen  auf  Antrag 
der  Betheiligten  ohne  vorherige  Prüfung  der  Berechtigung  des 


**)  Das  baierigche  Gesetz  Art.  51 — 58  lässt  die  Eintragung  auch  bei 
den  unter  dem  wahren  Namen  des  Urhebers  veröffentlichten  Werken  facul- 
tativ  zu  und  verknüpft  erst  mit  dieser  Eintragung  die  Rechtsvermuthung 
zu  Gunsten  des  genannten  Urhebers,  welche  nach  dem  deutschen  Gesetze 
(S  28  Aba.  2)  schon  durch  die  Nennnng  auf  dem  Titelblatte  begründet 
wird. 
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Antragstellers  oder  der  Richtigkeit  der  angemeldeten  Thatsachen 
zu  bewirken  liat.  Die  Eintragungen  werden  nach  § 41  im  Bör- 
senblatt für  den  deutschen  Buchhandel  öffentlicli  bekannt  gemacht ; 
aiich  ist  Jedermann  gestattet  von  der  Eintragsrolle  Einsicht  zu 
nehmen  und  sieh  beglaubigte  Auszüge  ertheilen  zu  lassen.  Für  jede 
Eintragung  und  jeden  Auszug  wird  nach  § 42  eine  Gebühr  von 
fünfzehn  Siliwrgrosehen  erhoben;  die  Verhandlungen  sind  stempel- 
frei.  Dem  Bundeskanzleramt«  ist  der  Erlass  einer  Instruction 
über  die  Führung  der  Eintragsrolle  Vorbehalten.”) 

§ 0.  Thatbestand  des  Nachdrucks. 

Abschreiben.  — Entlehnungen.  — Texte  zur  (Jomposition.  — Vollendung. 
— Absicht  der  Verbreitung.  — Verschuldung.  — Veranlassung  und  Ver- 
breitung. — Unbefugte  Aufführung.  — Quellenangabe. 

Der  Thatbestand  des  Nachdrucks  besteht  nach  § 4 und 
§ *22  in  der  unbefugten  mechanischen  Veniellaltigung  eines  ge- 
schützten Schriftwerkes  oder  eines  Theiles  davon.  In  Bezug  auf 
den  Begriff  der  mechanischen  Vervielfältigung  hat  das  frühere 
Recht  keine  Veränderung  erlitten;  es  wird  daher  auch  gegenwärtig 
zum  Thatbestande  des  Nachdrucks  ein  technisches  Verfahren  er- 
fordert, durch  welches  — wie  beim  Buchdruck  und  den  ver- 
wandten technischen  Verfahrungsweisen  — das  ganze  Werk  oder 
ein  Theil  desselben  auf  einmal  und  in  einer  grösseren  Zald  von 
Exemplaren  hergestellt  werden  kann;”)  dagegen  soll  nach  § 4 
Absatz  3 auch  das  Abschreiben  als  mechanische  Vervielfäl- 
tigung angesehen  werden,")  wenn  es  dazu  bestimmt  ist  den 
Druck  zu  vertreten.  Diese  Ausnahmebestimmung  ist,  wie  die  Mo- 
tive der  Regierungsvorlage  S.  *22  bemerken,  dadurch  veranlasst, 
dass  nach  den  AussE^en  von  Sachverständigen  Musikalien  und 


Diese  Instruction  ist  bis  jetzt  nicht  durch  den  Druck  veröffent- 
licht. Dagegen  ist  unter  Bezugnahme  auf  dieselbe  von  dem  Stadtrath 
zu  Leipzig  eine  Bekanntmachung  vom  3.  Februar  1871  über  die  erfolgte 
Eröffnung  der  EintragsroUe  erlassen.  — Vergl.  Börsenblatt  für  den  deut- 
schen Buchhandel  S.  437. 

Vergl.  das  geistige  Eigentbum  Bd.  I.  S.  397  ff. 

Richtiger  wäre  gesagt  worden,  dass  das  Abschreiben  wie  die 
mechanische  Vervielfältigung  bestraft  wird.  — Dahn.  Zur  neuesten  Ge- 
setzgehung  über  Urheberrecht  S.  13. 

c 
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$ G.  Thatbestand  des  Nachdrucks. 


Theaterstücke  mittelst  Abschreibens  im  Grossen  vervielAltigt  wer- 
den und  dadurch  den  Urhebern  und  Verlegern  ein  Nachtheil  zu- 
gefligt  wird,  welchem  nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  nicht 
begegnet  werden  konnte.  Das  Abscbreiben  soll  nach  § 4 nur 
dann  als  mechanische  Vervielfältigung  angesehen  werden,  wenn 
es  dazu  bestimmt  ist  den  Druck  zu  vertreten  und  darunter  ist 
zu  verstehen:  wenn  die  Vervielfältigung  im  Wege  der  Abschrift 
die  vermögensrechtliche  Nutzung  des  Urhebers  oder  des  Verlegers 
beeinträchtigt.  Hierzu  gehört  die  Herstellung  einer  grösseren 
Anzahl  von  Abschriften  zum  Zwecke  der  Verbreitung.  **) 

Auch  in  Bezug  auf  den  partiellen  Nachdruck  sind  die 
imter  dem  früheren  Rechte  angenommenen  Grundsätze  unverän- 
dert geblieben,  daher  fällt  sowohl  die  unveränderte  Reproduction 
eines  Theiles  des  geschützten  Werkes  entweder  für  sich  aUein 
oder  in  Verbindung  mit  eigener  geistiger  Production  des  Nach- 
drückens , als  auch  der  versteckte  Nachdruck  d.  h.  die  Wieder- 
gabe des  geschützten  Schiiftwerkes  mit  einzelnen  Veränderungen 
unter  das  Verbot  des  Gesetzes. 

ln  Bezug  auf  die  bereits  veröffentlichten  W'erke  erleidet  das 
Verbot  des  theilweisen  Nachdrucks  nach  § 7 a.  eine  Ausnahme 
hinsichtlich  gewisser  Entlehnungen.  Es  ist  nämlich  gestattet 
einzelne  Stellen  oder  kleinere  TheUe  eines  solchen  Werkes  wört- 
lich anzufuhren  und  Schriften  von  geringerem  Umlänge  in  ein 
grösseres  seinem  Hauptinhalte  nach  selbstständiges  wissenschaft- 
liches Werk  oder  in  Sammlungen  zum  Kirchen-,  Schul-  und 
Unterrichtsgebrauch  oder  zu  einem  eigenthümlichen  literarischen 
Zwecke  aufrunelunen.  Dabei  ist  jedoch  erforderlich,  dass  der 
Urheber  oder  die  benutzte  Quelle  angegeben  wird.  Die  Unter- 
lassung der  Quellenangabe  bildet  nach  § 24  ein  selbstständiges 
Vergehen,  welches  gelinder  als  der  Nachdruck  bestraft  wird.  ' 
Unter  derselben  Bedingung  ist  nach  § 44  die  Aufiiahme 
einzelner  Abbildungen  aus  einem  veröffentlichten  Werke  in  ein 
anderes  Schriftwerk,  und  nach  § 47  die  Aufiiahme  bereits  ver- 
öffentlichter kleinerer  Compositionen  in  ein  grösseres  wissenschaft- 
liches Werk  oder  in  Sammlungen  zum  Schulgebrauche  mit  Aus- 
nahme der  Musikschulen  gestattet.  Diese  Vorschriften  sind  be- 
reits im  § 4 No.  1 und  2 des  Gesetzes  von  1837  in  küi'zerer 


*•)  Vergl.  Dambach  S.  51. 
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Fassung  enthalten;  neu  hinzugefilgt  ist  nur  der  Zwang  zur  An- 
gabe der  benutzten  Quelle  und  die  bezügliche  Straft  orschrift. 

Auch  die  Benutzung  eines  bereits  yeröffentlichten  Schrift- 
werks als  Text  zu  musikalischen  Compositionen  lüllt 
nach  § 48  nicht  unter  den  Thatbestand  des  Nachdrucks,  soleni 
der  Text  in  Verbindung  mit  der  Composition  abgedruckt  wird  *“). 

Ausgenonunen  sind  solche  Texte,  welche  ihrem  Wesen  nach 
nur  für  den  Zweck  der  Composition  Bedeutung  haben,  namentlich 
Texte  zu  Opern  und  Oratorien,  für  welche  das  Verbot  des  Nach- 
drucks auch  den  in  Verbindung  mit  einer  Composition  erfolgten 
Abdruck  einschliesst,  sofern  dazu  die  Einwilligung  des  Urhebers 
nicht  erlangt  ist 

Der  Thatbestand  des  vollendeten  Nachdrucks  ist  nach 
§ 22  vorhanden,  sobald  ein  Nachdruckexemplar  hergestellt  ist. 
Während  also  die  bisherige  preussische  und  deutsche  Gesetz- 
gebung die  Herstellung  einer  Mehrheit  von  Exemplaren  zum 
Tliatbestande  des  vollendeten  Nachdrucks  erforderte*®),  genügt 
jetzt  die  Anfertigung  des  ersten  Exemplares.  Dabei  ist  jedoch, 
wie  aus  § 4 hervorgeht,  vorausgesetzt,  dass  der  Nachdrucker 
beabsichtigt  hat,  mehrere  Exemplare  anzufertigen,  da  im  anderen 
Falle  die  Anfertigung  einer  einzigen  Copie,  auch  wenn  sie  auf 
mechanischem  Wege  erfolgt,  nicht  als  eine  mechanische  Verviel- 
fältigung betrachtet  werden  kann*'). 

Das  Nachdruckexemplar  muss  vollständig  hergestellt  sein; 
es  muss  also  beispielsweise  beim  Buchdruck  nicht  blos  der  Satz 
vollendet  oder  ein  Probeabdruck  genommen  sein,  sondern  der 
Druckbogen  muss  in  der  zur  Verbreitung  bestimmten  Gestalt 
wenigstens  in  einem  Exemplare  hergestellt  sein.  Wenn  von 
einem  Schriftwerke,  welches  mehrere  Druckbogen  umfasst,  erst 
ein  einzelner  Druckbogen  nacbgedruckt  ist,  so  liegt  nicht  ein 
blosser  Versuch  des  Nachdrucks,  sondern  nach  §§  4 und  22  ein 
vollendeter  theilweiser  Nachdruck  vor**).  Der  blosse  Versuch 


**)  Nach  dem  baierischen  Gesetze  Art  47  kann  in  diesem  Falle  anch 
der  Text  allein  von  dem  Componisten  ohne  penehmigung  des  Dichters 
zur  Benntznng  bei  AnffUhrungen  verrieUSltigt  werden. 

*°)  Vergl.  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  I.  S.  400. 

‘')  Motive  der  Begiemngsvorlage  S.  32;  Commissionsbericht  S.  17. 
“)  Anderer  Meinung  ist  Damhach  S.  137. 

c» 
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des  Nachdrucks  ist  nach  § 22  nicht  strafbar  ®^),  es  findet, 
auch  in  diesem  Falle  nur  die  Einziehung  der  Nachdrucksvorrich- 
tungen statt. 

Zum  subjectiven  Thatbestande  des  Nachdrucks  wird  nach 
§18  die  Absicht  der  Verbreitung  und  die  Verschuldung  des 
Nachdruckers,  also  entweder  das  Bewusstsein  der  Widerrechtlich- 
keit oder  eine  Fahrlässigkeit  erfordert.  Die  Absicht  der  V' er- 
breit ung  war  in  der  bisherigen  Nachdruckgesetzgebung  nicht 
als  Bedingung  der  Strafbarkeit  des  Nachdrucks  ausgesprochen 
Gegenwärtig  entsteht  die  Frage,  was  zu  dem  Thatbestande  der 
Verbreitung  gehört;  und  diese  muss  dahin  beantwortet  werden, 
dass  jede  Mittheilung  von  Nachdruckexemplaren  zum  Gebrauche 
von  anderen  Personen  als  Verbreitung  anzusehen  ist,  gleichnel 
ob  dieselbe  gegen  Entgelt  oder  in  gewinnsüchtiger  Absicht  er- 
folgt oder  nicht.  Daher  fehlt  der  subjective  Thatbestand  des 
Nachdrucks  zwar,  wenn  der  Urhel)er  die  hergestellten  Exemplare 
ausschliesslich  zum  eigenen  Gebrauche  bestimmt  hatte,  er  liegt 
jedoch  in  dem  früher  als  Beispiel  angefuluten  Falle,  wenn  ein 
Gesanglehrer  die  Chorstimmen  einer  musikalischen  Composition 
zum  Gebrauch  für  seine  Schüler  vervielfältigt,  auch  nach  der 
heutigen  Gesetzgebung  vor. 

Die  Absicht  der  Verbreitung  im  Auslände  schliesst  nach 
§18  Absatz  1 die  Strafbarkeit  des  Nachdrucks  keineswegs  aus. 
Der  Gesetzgeber  hat,  wie  Dambach  S.  13G  bemerkt,  dem  Ur- 
heber auch  dagegen  Schutz  gewähren  wollen,  dass  ein  Nachdruck 
zum  Zwecke  der  Verbreitung  im  Auslande,  selbst  in  solchen 
Staaten,  deren  Gesetzgebung  das  deutsche  Urheberrecht  nicht 
schützt,  im  Inlande  angefertigt  werde.  W'enn  dagegen  derselbe 
Verfasser  S.  135  annimmt,  dass  es  gestattet  sei,  em  Werk  noch 
während  der  Schutzfrist  nachzudrucken,  in  der  Absicht,  dasselbe 


”)  Diese  Bestimmung  ist  in  dem  baierischen  Gesetze  nicht  enthalten. 
Die  Strafbarkeit  des  Versuchs  wird  vielmehr  durch  die  allgemeinen  Straf- 
gesetze bestimmt  Da  jedoch  nach  Art  4S  des  baierischen  Strafgesetz- 
buches und  ebenso  nach  § 43  des  deutschen  Strafgesetzbuches  der  Versuch 
eines  Vergehens  nur  dann  strafbar  ist  wenn  er  besonders  mit  Strafe  be- 
droht ist,  so  tritt  anch  fQr  Baiera  nach  der  gegenwärtig  geltenden  Ge- 
setzgebung eine  Strafe  des  versuchten  Nachdrucks  nicht  ein.  — Vergl. 
Dahn  a.  a.  0.  S.  49. 

“)  Vergl.  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  I.  S.  406. 
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erst  nach  Ablauf  der  Schutzfrist  zu  verbreiten,  so  wird  diese  An- 
•sicht  durch  § 18  nicht  unterstützt. 

In  Bezug  auf  die  zur  Strafbarkeit  des  Nachdrucks  erforder- 
liche Verschuldung  gilt  wie  ini  früheren  Kechte  die  Regel, 
dass  sowohl  der  vorsätzliche  als  der  fahrlässige  Nachdruck  stratbar 
ist”),  dagegen  trifft  § 18  im  Absatz  2 die  von  dem  ft-üheren 
Kechte  abweichende  Bestimmung,  dass  nicht  bloss  der  thatsäch- 
liche,  sondern  auch  der  entschuldbare  rechtliche  Irrthum  die 
Bestrafung  des  Nachdrucks  ausschliesst,  wenn  auf  Grund  dessel- 
ben der  Veranstalter  in  gutem  Glauben  gehandelt  hat.  Diese 
Bestimmung  ist  aus  einem  Abänderungsvorschläge  bei  der  zweiten 
Berathung  im  Reichstage  hervorgegangen.  Ein  solcher  Rechts- 
irrthnm  wird  insbesondere  dann  anzunehmen  sein,  wenn  der  Ver- 
anstalter eines  theilweisen  Nachdrucks  sich  in  dem  Glauben  be- 
fand, dass  er  das  Originalwerk  nicht  in  unzulässiger  Weise,  son- 
dern nur  in  erlaubtem  Maasse  benutzt  habe,  oder  wenn  etwa  der 
Veranstalter  des  Nachdrucks  in  Folge  einer  irrigen  Auslegung 
des  Gesetzes  sich  zur  Vervielfältigung  des  Werkes  ohne  Geneh- 
migung des  Autors  befugt  erachtet*®). 

ln  Bezug  auf  die  Theilnahme  an  dem  Vergehen  des 
Nachdrucks  kommen  gegenwärtig  die  §§  48  und  49  des  deut- 
schen Strafgesetzbuches  zur  Anwendung,  wonach  die  vorsätzliche 
Anstiftung  und  die  wissentliche  Hülf'eleistnng,  nicht  aber  die 
bloss  fahrlässige  Anstiftung  oder  Hälfeleistnng  gleich  der  straf- 
baren Handlung  selbst  bestraft  wird.  Für  die  Anwendung  dieser 
Regel  gelten  die  nach  dem  früheren  Rechte  angenommenen  Gnmd- 
sätze  *’).  Es  fehlte  jedoch  nach  dem  bisherigen  Rechte  an  einer 
Strafbestimmung  für  die  zahlreichen  FäUe,  in  welchen  der  Nach- 
drucker selbst,  d.  h.  der  Verleger,  welcher  den  Druck  für  eigene 


“)  Nach  dem  baieriBchen  Gesetze  Art.  37  ist  nur  der  vorsStzliche 
Nachdruck  criminell  strafbar. 

**)  Eine  solche  iiri(^  Auslegung  könnte  z.  B.  8 10  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1870  erfahren,  welcher  dem  Verfasser  der  durch  eine  Zeitschrift 
veröffentlichten  Abhandlung  gestattet,  auch  ohne  Einwilligung  des  Ver- 
legers der  Zeitschrift,  die  Abhandlung  nach  zwei  Jahren  anderweitig  ab- 
zudrocken,  aber  nach  der  richtigen  Auslegung  keineswegs  einen  Dritten 
berechtigt,  ohne  Genehmigung  des  Autors  solche  Abhandlungen  vor  Ab- 
lauf der  SOj&hrigen  Schutzfrist  nacbzudrucken. 

”)  Vergl.  Das  geistige  Eigenthum  Bd.  1.  S.  400. 
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Rechnung  veranstaltete,  ganz  ohne  Verschulden  gehandelt  hat 
und  nur  durch  den  Herausgeber  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger 
Weise  zu  der  Verletzung  des  fremden  Urheberrechts  veranlasst 
ist**).  Ausserdem  erschien  es  unbillig,  dass  der  Herausgeber 
des  Nachdrucks,  wenn  er  aus  Fahrlässigkeit  gehandelt  hatte,  als 
blosser  Theilnehmer  straflos  blieb,  während  der  Verleger  bei 
gleicher  Verschuldung  von  den  Strafen  des  Nachdrucks  getroffen 
wurde.  Das  neue  Gesetz  hat  deshalb  im  § 20  eine  besondere 
Strafbestimmung  gegen  denjenigen  gerichtet,  welcher  vorsätzlich 
oder  aus  Fahrlässigkeit  einen  Anderen  zur  Veranstaltung  eines* 
Nachdrucks  veranlasst.  Diese  Bestimmung  trifft  vorzugsweise 
den  Schriftsteller,  welcher  den  Verleger  über  die  Originalität 
seines  Werkes  getäuscht  hat  oder  demselben  das  an  dem  Werke 
bereits  bestehende  Verlagsrecht  verheimlicht  hat.  Die  Veran- 
lassung zur  Veranstaltung  des  Nachdrucks  wird  nach  § 20  gleich 
dem  Nachdruck  selbst  bestraft. 

Auch  die  Verbreitung  des  Nachdrucks  ist  wie  im 
früheren  Rechte  Gegenstand  einer  selbstständigen  Strafbestim- 
mung im  § 25  geworden;  einestheils  weil  dieselbe  nicht  mehr 
als  eine  Theilnahme  an  dem  durch  die  Herstellung  der  Nach- 
druckexemplare bereits  vollendeten  Vergehen  des  Nachdrucks  an- 
gesehen werden  kann,  anderntheils  weil  die  vorsätzliche  Verbrei- 
tung des  Nachdrucks  auch  für  den  Fall  unter  Strafe  gestellt 
werden  muss,  dass  der  Veranstalter  des  Nachdrucks  selbst  wegen 
entschuldbaren  Irrthums  straflos  bleibt. 

Zum  Thatbestande  der  Verbreitung  wird  nach  § 25  erfor- 
dert, dass  nachgedruckte  Exemplare  gewerbsmässig  feilgehalten, 
verkauft  oder  in  sonstiger  Weise  verbreitet  werden.  Hiernach 
fällt,  abweichend  von  dem  bisherigen  Rechte,  auch  das  gewerbs- 
mässige Verleihen  von  nachgedruckten  Werken  unter  die  Straf- 
bestimmung des  § 25.  Die  Strafbarkeit  tritt  wie  bisher  nur 
bei  vorsätzlicher  Handlungsweise  ein,  sie  setzt  also  voraus, 
dass  der  Verbreiter  von  dem  begangenen  Nachdrucke  Kennt- 
niss  hatte.  “*)  Dass  die  Worte ; „Wer  vorsätzlich  Exemplare 

“)  Vergl.  die  RechtsfSUe  Bd.  I.  8.  412  des  geistigen  Eigentboms.  — 
Dambscb  die  Strafbarkeit  des  Vorsatzes  nnd  der  FabrlSssigkeit  beim 
Naebdrnck.  Berlin  1884. 

**)  Das  baieriscbe  Gesetz  verpflicbtet  im  Art.  38  den  fabrl&asigen  Ver- 
breiter zur  Entacbidignng. 
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eines  Werkes  — feilhält,  verkauft  etc.“  nicht  etwa  dahin  aus- 
zulegen sind,  dass  erst  bei  der  Verbreitung  mehrerer  Exemplare 
die  Strafe  des  § 25  eintritt,  ist,  wie  Dambach  S.  166  be- 
merkt, in  der  Commission  des  Reichstages  ausdrücklich  anerkannt. 

Die  unbefugte  öffentliche  Aufführung,  welche  bei 
dramatischen  und  musikalischen  Werken  der  mechanischen  Ver- 
vielfältigung durch  Nachdruck  gleich  geachtet  wird,  Ist  im  § 54 
mit  den  Strafen  des  Nachdrucks  bedroht  Zum  Thatbestande 
wird  erfordert,  dass  das  Werk  vollständig  oder  mit  unwesent- 
lichen Abänderungen  aufgeführt  wird.  lieber  den  Begriff  der 
öffentlichen  Aufführung  enthält  das  Gesetz  keine  Definition;  es 
gelten  daher  die  bereits  unter  dem  früheren  Rechte  angenomme- 
nen aus  der  Natur  der  Sache  folgenden  Regeln.**)  Die  Auf- 
führung einzelner  Theile  eines  dramatischen  oder  musikalischen 
Werkes  ist  nicht  wie  im  baierischen  Gesetze  Artikel  41  aus- 
drücklich als  unzulässig  bezeichnet ; auch  könnte  der  im  § 54  ge- 
brauchte Ausdruck  „vollständig“  zu  der  Annahme  führen,  dass 
die  Aufführung  einzelner  Acte  eines  Dramas  oder  einer  Oper 
nicht  unter  Strafe  gestellt  sei.  Allein  der  Ausdruck  „vollständig 
oder  mit  unwesentlichen  Aenderungen“  hat  ebenso  wie  die  im 
§ 32  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1837  gebrauchten  Worte:  „im 
Ganzen  oder  mit  unwesentlichen  Abkürzungen“  offenbar  nur  die 
Bedeutung,  dass  sowohl  die  unveränderte  als  die  nicht  wesentlich 
veränderte  Darstellung  verboten  werden  soll.  Dass  dagegen  auch 
die  theilweise  nnbefhgte  Aufiühmng  hat  verboten  werden  sollen, 
geht  aus  der  Bestimmung  des  § 4 Absatz  2 unznveifelhaft  hervor. 

Die  öffentliche  Vorlesung  eines  Schriftwerkes  fällt  weder 
unter  das  Verbot  des  § 25  noch  des  § 54.  Weder  der  dra- 
matische noch  der  sonstige  Schriftsteller  ist  befugt,  die  öffent- 
liche Vorlesung  seiner  Werke  zu  untersagen;  selbst  der  Urheber 
von  öffentlichen  Vorträgen,  welcher  nach  § 5 b.  befugt  ist,  den 
Nachdruck  derselben  zu  verfolgen,  kann  nicht  das  Plagiat  ver- 
hindern, welches  ein  Anderer  durch  unbefugte  Aneignung  seiner 
Vorträge  begeht. 

Ein  neues  bisher  nicht  unter  Strafe  gestelltes  Vergehen  ist 
die  Unterlassung  der  Angabe  der  Quelle  oder  des  Namens  des 
Urhebers  bei  der  nach  § 7 a.  gestatteten  Aufnahme  kleinerer 


'<’)  Vergl.  das  geistige  Eigenthum  Bd.  1.  S.  404. 
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Theile  eines  veröfl'entlichten  Werkes  in  ein  anderes  Werk,  welche 
itn  § 24  jedoch  mit  einer  bedeutend  geringeren  Strafe  als  der 
Nachdruck  bedroht  wird.  Auch  dieses  Vergehen  kann  sowohl 
vorsätzlich  als  fahrlässig  begangen  werden. 

§.  7.  Strafen. 

Oeffcntliche  Strafe.  — Privatbusse.  — Einziehung.  — Entschädigung.  — 
Strafe  der  Theilnehmer.  — AufiUhruug.  — Quellenangabe. 

Die  Strafen  des  Nachdrucks  sind  flir  die  in  den  §§  18,  20, 
25  und  54  vorgesehenen  Fälle  des  eigentlichen  Nachdrucks,  der 
Verbreitung  und  der  öffentlichen  Außuhrung  gleichmässig  bestimmt. 
Sie  zerfallen  in  die  öffentliche  Strafe,  die  Privatbusse,  welche  statt 
der  Entschädigung ' gefordert  werden  kann  und  die  Einziehung 
(Confiscation)  der  Nachdruckexemplare. 

Die  öffentliche  Strafe  beträgt  nach  § 18  im  Maximum 
tausend  Thaler.  Dieses  Strafinaass  entspricht  dem  bisherigen 
preussischen  und  sächsischen  Rechte,  wogegen  das  baierische  Ge- 
setz vom  28.  Juni  1865  Artikel  37  das  höchste  Strafinaass  auf 
tausend  Gulden  bestimmt.  Ein  mindestes  Strafinaass  ist  nicht 
vorgeschrieben;  es  kann  daher  nach  § 27  des  Strafgesetzbuchs 
auf  den  Mindestbetrag  von  einem  Thaler  erkannt  werden.  Kann 
die  Geldstrafe  nicht  beigetrieben  werden,  so  wird  dieselbe  nach 
den  allgemeinen  Regeln  in  eine  entsprechende  Freiheitsstrafe  um- 
gewandelt, dabei  wird  nach  § 29  des  Strafgesetzbuches  der  Betrag 
von  einem  bis  zu  fünf  Thalem  der  erkannten  Geldstrafe  einer 
eintägigen  Freiheitsstrafe  gleich  geachtet.  Der  Mindestbetrag 
der  Freiheitsstrafe  ist  ein  Tag;  der  höchst«  Betrag  ist  nach  § 18 
Absatz  3 des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  auf  sechs  Monate 
festgesetzt.  Wegen  Rückfalls  kann  die  Strafe  nicht  über  das 
gesetzliche  Maass  erhöht  werden  (§  23).®') 

Die  Privatbusse  ist  eine  nach  dem  Vorgänge  des  Straf- 
gesetzbuches §§  188  und  231  eingetuhrte  Strafe,  welche  die  Ent- 
schädigung des  Verletzten  vertreten  soll.  Die  bezügliche  Be- 


•')  Die  Bestimmung  des  § 23  stiiumt  mit  Jen  Vorschriften  des  deutschen 
Strafgesetzbuches  iibereiu.  Sie  ist  nur  deshalb  aufgeiiommen,  weil  das  Zu- 
standekoinmcn  des  Strafgesetzbuches  noch  nicht  gesichert  war  und  das  frühere 
Preussische  Strafgesetzbuch  § 58  die  Strafschärfung  wegen  Rückfalles  zuliess. 
— Vergl.  Motive  der  BegierungsTorlage  S.  32.  Stenograph.  Bericht  S.  844. 
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stiminung  des  § 18  Absatz  4 ist  bei  der  zweiten  Lesung  des 
Gresetzes  im  Reichstage  eingeschoben  worden  und  soll  die  nach 
dem  früheren  Rechte  zulässige  Adhäsion  der  Entschädigungsklage 
im  Criminalverfahren  ersetzen.  Die  Geldbnsse  kann  nur  auf  Ver- 
langen der  Beschädigten  und  nur  neben  der  öffentlichen  Strafe 
verhängt  werden  nnd  zwar  bis  zum  Betrage  von  zweitausend 
Thalem.  Sind  mehrere  Personen  wegen  desselben  Nachdrucks 
als  Theilnehmer  oder  als  Veranstalter  zur  Untersuchung  gezogen, 
so  kann  nur  auf  eine  Geldbnsse  erkannt  werden,  tur  welche  die 
mehreren  Verurtheilten  als  Gesammtschuldner  haften.  Gegen  den 
Verbreiter  des  Nachdrucks  kann  eine  Geldbnsse  zum  Vortheil 
des  Beschädigten  im  Criminalverfahren  überhaupt  nicht  verhängt 
werden.  Während  nänüich  im  § 20  bezüglich  der  Veranlassung 
zur  Veranstaltung  eines  Nachdrucks  allgemein  auf  die  im  § 18 
festgesetzte  Strafe  verwiesen  nnd  auch  bezüglich  der  Entschädi- 
gung des  Verletzten  auf  § 18  Bezug  genommen  wird,  bestimmt 
§ 25,  dass  der  Verbreiter  des  Nachdrucks  nach  Maasspbe  des 
von  ihm  verursachten  Schadens  den  Urheber  zu  entschädigen  ver- 
pflichtet ist  und  ausserdem  mit  Geldstrafe  nach  § 18  bestraft 
wird.  In  dieser  letzteren  Strafandrohung  ist  die  Geldbusse  des 
§ 18  Absatz  4 nicht  b^riffen. 

Die  Geldbusse  wird  an  den  Beschädigten  erlegt;  sind  meh- 
rere Beschädigte  vorhanden,*^  so  muss  auf  Verlangen  derselben 
auf  mehrere  Geldbussen  erkannt  werden,  deren  Gesammtbetrag 
jedoch  zweitausend  Thaler  nicht  übersteigen  darf.  Die  erkannte 
Geldbnsse  schliesst  die  Geltendmachung  jedes  weiteren  Entschädi- 
gungsanspruches aus.  Hat  der  Strafrichter  keine  Geldbusse  ver- 
hängt, so  bleibt  dem  Verletzten  unbenommen,  seinen  Entschädi- 
gungsanspruch im  Civüprocesse  zu  verfolgen.  Die  Frage,  ob  die 
Freisprechung  oder  Verurtheilung  im  Criminalverfahren  für  die 
spätere  Entscheidung  im  Civüprocesse  in  Bezug  auf  den  That- 
bestand  und  die  Verschuldung  massgebend  sei  oder  nicht,  ist  im 
gemeinen  Rechte  ebenso  streitig  wie  im  preussischen  Rechte.*’) 
Sie  bedarf  dringend  der  Regelung  durch  die  Gesetzgebung,  da 

*’)  Vergl.  das  geistige  Eigeuthum  Bd.  1.  8.  430. 

*>)  Vergl.  das  geistige  Eigenthmn  Bd.  I.  8.  438  and  fllr  das  gemeine 
Rechi:  Flank,  die  Hehrheit  der  Rechtsstreite.  — Senffert's  Archiv 
Bd.  2 Nr.  103;  Bd.  8 Nr.  96,  97,  300;  Bd.  9 Nr.  82,  83;  Bd.  10  Nr.  217; 
Bd.  12  Nr.  202,  313. 
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die  Gleichstellung  der  Beweistheorie  im  Civilprozesse  mit  dem 
Strafverfahren  (§  29)  keinesweges  die  Möglichkeit  entgegenge- 
setzter Entscheidungen  der  Civil-  und  der  Criminalgerichte  über 
denselben  Fall  ausschliesst  und  den  Conflict  in  einem  solchen 
Falle  noch  greller  erscheinen  lässt  als  bisher,  wo  beide  Rieht«- 
nach  verschiedenen  Beweisregeln  urtheilten.  Hat  der  Straf- 
richter den  Antrag  auf  die  Geldbusse  zurückgewiesen,  oder  auf 
eine  geringere  Busse  erkannt  als  beantragt  war,  so  steht  dem 
Verletzten  gegen  diese  Entscheidung  nach  den  Vorschriften  des 
preussischen  Strafprocesses  ein  Rechtsmittel  nicht  zu.  Dagegen 
ist  es  ihm  unbenommen,  so  lange  nicht  ein  rechtskräftiges  Straf- 
erkenntniss  vorliegt,  den  Antrag  auf  Zuerkennung  der  Geldbusse 
zurflekzunehmen  und  seinen  Entschädigungsanspruch  im  Civil- 
verfahren  zu  verfolgen. 

Die  Einziehung  — so  wird  nach  dem  Sprachgebrauche 
dee  Strafgesetzbuches  die  früher  sogenannte  Confiscation  bezeich- 
net — trifft  nach  § 21  die  vorräthigen  Nachdruckseiempls»-e  und 
die  zur  widerrechtlichen  Venielfilltignng  ausschliesslich  bestimm- 
ten Vorrichtungen,  wie  Formen,  Platten,  Steine,  Stereotypabgflsse. 
Die  Einziehung  erstreckt  sich  nur  soweit,  als  das  hergestellte 
Schriftwerk  den  Thatbestand  des  Nachdrucks  darstellt,  folglich, 
wenn  nur  ein  äusserlich  trennbarer  Theil  des  Werkes  als  Nach- 
druck anzusehen  ist,  auf  diesen  Theil  desselben. 

Während  nach  dem  früheren  Rechte  darüber  gestritten  wurde, 
welche  rechtliche  Bedeutung  der  Confiscation  des  Nachdrucks  bei- 
zulegen sei,**)  bestimmt  das  neue  Gesetz  im  § 21  Absatz  1 aus- 
drücklich, dass  die  Einziehung  zum  Zwecke  der  Vernichtung  ge- 
schieht, folglich  als  eine  polizeiliche  Präventivmaassregel  zu  be- 
trachten ist,  welche  der  Fortsetzung  und  der  Verbreitimg  des 
Nachdrucks  Vorbeugen  soll.®*)  Die  eingezogenen  Exemplare  und 
Vorrichtungen  werden,  sobald  die  Einziehung  rechtskräftig  er- 
kannt ist,  entweder  vernichtet  oder  ihrer  gefährdenden  Form  ent- 
kleidet und  sodann  dem  Eigenthümer  zurückgegeben.  Die  Ver- 
nichtung tritt  selbstverständlich  nur  soweit  ein,  als  die  eingezo- 

Yergl.  das  geistige  Eigenthum  Bd.  1 S.  415.,  S.  421. 

")  Nach  dem  baierischen  Gesetxe  Art.  37  und  39  erfolgt  die  Confis- 
eation  su  Gunsten  der  Staatskasse.  Der  Beschädigte  kann  nur  in* dem 
Falls  Anspmcb  auf  die  conflscirte  Auflage  machen,  wenn  ihm  jede.s  andere 
Object  der  Befriedigung  ihr  seine  Entscb&digungsfordemng  entgeht. 
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genen  Gegenstände  nicht  ohne  solche  unschädlich  genaacht  werden 
können.  Die  Einziehung  kann  nicht  nur  g^en  den  Veranstalter 
und  den  Verbreiter  des  Nachdrucks  sondern  auch  gegen  den  Drucker 
und  gegen  jeden  Sortimentsbuchhändler  erkannt  werden,  welcher 
nachgedmckte  Exemplare  besitzt.  Sie  tritt  auch  dann  ein,  wenn 
weder  der  Besitzer  der  eingezogenen  Exemplare  noch  auch  der 
Veranstalter  oder  Veranlasser  des  Nachdrucks  vorsätzlich  oder 
fahrlässig  gehandelt  haben;  also  auch  dann,  wenn  eine  Ver- 
urtbeilung  wegen  des  Nachdrucks  überhaupt  nicht  erfolgt.  Die 
Einziehung  erfolgt  daher  auch  gegen  die  Erben  des  Veranstalters, 
des  Druckers,  des  Sortimentsbuchhändlers  u.  s.  w.,  in  deren  Eigen- 
thum sich  die  nachgedruckten  Exemplare  befunden  haben. 

Der  Beschädigte  ist  nach  § 21  Absatz  5 berechtigt,  die 
Nachdruckexemplare  und  Vorrichtungen  ganz  oder  theilweise  ge- 
gen Elrsatz  der  Herstellungskosten  zu  übernehmen,  nnd  diese  Be- 
fugniss  ist  nach  der  bei  der  zweiten  Lesung  im  Reichstage  be- 
schlossene Fassung**)  unabhängig  von  der  etwaige  Entschä- 
digungsfordemng  des  Berechtigten.  Sie  ist  folglich  ein  Ausfluss 
des  dem  Autor  oder  Verlagsberechtigten  an  de  unbefugt  ver- 
vielfältigten Exemplare  seines  Werkes  zustehenden  Eigenthums- 
rechtes. *^)  Aus  demselben  Grunde  ist  auch  die  Uebernahme  de 
eingezogenen  Exemplare  und  Verrichtungen  nur  so  weit  gestattet, 
als  nicht  Rechte  eines  Dritten  dadurch  verletzt  oder  gefährdet 
werden.  Sie  findet  daher  nicht  statt,  wenn  der  Nachdruck  auf 
Antrag  eines  nm-  für  eine  bestimmte  Auflage  berechtigten  Ver- 
legers eingezogen  und  die  Einwilligung  des  Urhebers  zur  Ueber- 
nahme der  nachgedruckten  Auflage  nicht  beigebracht  wird. 

Neben  der  Strafe  des  Nachdrucks  steht  dem  Beschädigten,  falls 
nicht  zu  seinem  Vortheil  auf  eine  Privatbusse  erkannt  ist,  der 
Anspruch  auf  Entschädigung  zu.  Ist  zum  Vortheil  eines  Be- 
schädigten auf  eine  Geldbusse  erkannt  worden,  so  schliesst  dies 
nicht  aus,  dass  ein  Anderer  z.  B.  der  Autor  neben  dem  auf  eine 
bestimmte  Auflage  beschränkten  Verleger  seine  Entschädigungs- 
forderung in  einem  besonderen  Processe  geltend  macht.  Ueber 
die  Entschädigungsforderung  urtheilt  der  Richter  nach  freier  Ueber- 


**)  Stenographische  Berichte  1870.  8.  6€. 

*0  VergL  das  geistige  Eigenthnm  Bd.  I.  8.  415f. 
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Zeugung.  Nach  dem  früheren  Rechte®*)  war  dem  richterlichen 
Arbitrium  eine  Grenze  gesetzt,  insofern  die  Entschädigung  auf 
den  Verkaufswerth  von  fünfzig  bis  tausend  Exemplaren  der  recht- 
mässigen Ausgabe  festgesetzt  werden  sollte.  Biese  auch  in  die 
Regierungsvorlage  (§§  19.  ‘20)  aufgenommene  Beschränkimg  ist 
bei  der  zweiten  Lesung  im  Reichstage  gestrichen;  doch  wird 
selbstverständlich  auch  unter  der  heutigen  Gesetzgebung  für  die 
Schätzung  des  entgangenen  Gewinnes  der  Erlös  einer  gewissen 
Zahl  von  Exemplaren  zum  Anhalt  genommen  werden  müssoi, 
welche  in  Folge  der  Verbreitung  des  Nachdrucks  unabgesetzt 
bleiben.  Im  Uebrigen  kann  auf  das  früher  über  den  Umfang  der 
Entschädigungsforderung  insbesondere  bei  dem  Nachdruck  unge- 
drnckter  Werke  Gesagte  verwiesen  werden.®®) 

Bei  der  unbefugten  Aufführung  dramatischer  oder  musika- 
lischer Werke  besteht  die  Entschädigungsforderung  nach  § 55  in 
dem  ganzen  Ertrage  von  jeder  Aullührung  ohne  Abzug  der  auf 
dieselbe  verwandten  Kosten;  bei  der  Aufifiihrung  in  Verbindung 
mit  anderen  Werken  in  einem  entsprechenden  Theile  der  Ein- 
nahme. Wenn  die  Einnahme  nicht  zu  ermitteln  ist,  oder  eine 
solche  nicht  vorhanden  ist,  so  wird  die  Entschädigung  vom  Richter 
nach  freiem  Ermessen  festgestellt. 

Wenn  dem  Veranstalter  des  Nachdrucks  oder  der  unbefugten 
Aufführung  kein  Verschulden  trifit,  so  hallet  er  dem  Beschädigten 
nur  auf  Höhe  seiner  Bereicherung  (§§.  18.  55.). 

Der  Veranlasser  und  der  Veranstalter  des  Nachdrucks  haf- 
ten, falls  Beide  vorsätzlich  oder  fahrlässig  gehandelt  haben,  nach 
§ 20  dem  Berechtigten  solidarisch.  Hinsichtlich  der  übrigen 
Theilnehmer  am  Nachdruck  wird  im  § 20  Absatz  3 auf  die  all- 
gemeinen gesetzlichen  Vorschriften  verwiesen,  welche  ebenfalls 
die  solidarische  Haftung  bedingen.  Dies  würde  zwar  nach  preus- 
sischem  Rechte  nur  insofern  gelten  als  der  Theilnehmer  aus  Vor- 
satz oder  grobem  Versehen  gehandelt  hat.  ’°)  Allein  nach  § 29 
müssen  die  in  den  Landesgesetzen  aufgestellten  Unterscheidungen 
über  die  verschiedenen  Grade  der  Fahrlässigkeit  unberücksichtigt 
bleiben.  Der  Verbreiter  des  Nachdrucks  haftet  nach  § 25  nur 

")  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  § 11.  Bundesbeschluss  vom  9.  Juni 
1845  § 5. 

“)  Das  geistige  Eigenthom  Bd.  1.  S.  426. 

”’)  Allgem.  Landrecht  Th.  1.  Xitel  6 ä 29 — 31. 
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fiir  den  von  ihm  verursachten  Schaden,  nicht,  wie  dies  früher  der 
Buudesbeschluss  vom  19.  Juni  ISJ.")  bestimmte,  solidarisch  mit 
dem  Nachdrucker  für  den  durch  das  selbstständige  Vergehen  des 
Letzteren  verursachten  Schaden. 

Das  Vergehen  der  vorsätzlich  oder  durch  Fahrlässigkeit 
unterlassenen  Angabe  der  Quelle  oder  des  Namens  des  Ur- 
hebers in  den  Fällen  des  § 7 a.  ist  im  § 24  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  20  Tlilr.  bedroht.  Fine  Privatbusse  und  eine  Entschä- 
digungspflicht  tritt  nicht  ein. 

§ 8.  Das  Verfahren. 

Antrag  des  Verletzten.  — Vorläufige  Beschlagnahme.  — Civilprozess.  — 
Bundesoherhandelsgericlit.  — Sachveratändigenvercine. 

Das  Verfahren  in  Nachdrucksachen  ist  ein  doppeltes,  da  die 
Entschädigungsklage  im  Oivilverfahren  angestellt  wird,  während 
die  Bestrafung  des  Nachdrucks  und  zwar  sowohl  durch  die  öffent- 
liche Strafe  als  durch  die  Privatbusse  im  Strafverfahren  erfolgt.  Die 
Einziehung  der  Nachdruckexemplare  kann  nach  § 20  sowohl  im 
Strafrechtswege  beantragt  als  im  Civilprocesse  verfolgt  werden. 
Früher  konnte  der  Entschädigungsanspruch  nach  § 16  des  Ge- 
setzes vom  11.  Juni  1837  im  Strafverfahren  im  Wege  der  Ad- 
häsion geltend  gemacht  werden.  Diese  Vorschrift  ist  aulgehoben 
und  die  Adhäsion  des  Verletzten,  die  dem  preussischen  Strafpro- 
zesse sonst  gänzlich  fr-emd  ist,  findet  daher  nicht  mehr  statt. 
Der  Beschädigte  kann  jedoch  im  Strafverfahren  den  Antrag  auf 
Verhängung  einer  Geldbusse  zu  seinem  Vortheile  stellen,  welche 
die  Stelle  der  Entschädigung  vertritt.  Er  erspart  auf  diesem 
Wege,  ebenso  wie  fifiher  durch  die  Adhäsion  die  Anstellung  der 
Civilklage  und  erreicht  den  Vortheil,  alle  seine  Ansprüche  gegen 
den  Nachdmcker  einschliesslich  der  Bestrafung  desselben  in  ein 
und  demselben  Verfahren  zu  realisiren. 

Das  Strafverfahreu  wird  nach  § 27  nicht  von  Amtswegen, 
sondern  mir  auf  Antrag  des  Verletzten  eingeleitet.  Dieser 
Antrag  kann  nach  § 28  von  Jedem,  dessen  Urheber-  oder  Ver- 
lagsrechte durch  den  Nachdruck  beeinträchtigt  oder  gefährdet 
sind,  gestellt  werden;  also  in  der  Regel  sowohl  von  dem  Autor 
als  von  dem  Verleger  und  in  den  Fällen  der  §§  2 und  28  Ab- 
satz 3 von  dem  Herausgeber.  Der  Strafantrag  kann  nach  § 63 
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des  Strafgesetzbuches  nicht  getheilt  werden,  rielmehr  findet  das 
gerichtliche  Verfahren  gegen  sämmtliche  an  dem  Nachdruck  be- 
theiligte Personen  statt,  auch  wenn  nur  gegen  eine  derselben  auf 
Bestrafung  angetragen  ist.  Gegen  den  Verbreiter  von  Nachdruck- 
eiemplaren  muss  jedocb,  wie  Dambach  S.  173  hervorhebt,  ein 
selbstständiger  Strafantrag  gerichtet  werden,  weil  die  Verbreitung 
als  ein  selbständiges  Vergehen,  nicht  als  eine  Theilnahme  am 
Nachdruck  aufzufassen  ist.  Der  Strafantrag  muss  bei  derjenigen 
Behörde  gestellt  werden,  welcher  der  erste  Angriff  bei  der  Ver- 
folgung der  Vergehen  zusteht;  nach  dem  preussischen  Straf- 
processe  also  bei  dem  zuständigen  Staatsanwalte  ”).  Der  Straf- 
antrag kann  nach  § 27  bis  zur  Verkündung  eines  auf  Strafe 
lautenden  Erkenntnisses  zurückgenommen  werden.  Hierdurch  ist 
die  Vorschrift  des  früheren  Rechtes,  welche  die  Zurücknahme  bis 
zur  Einleitung  der  Untersuchung  gestattete,  in  Uebereinstimmung 
mit  § 64  des  neuen  Strafgesetzbuches  abgeändert  worden. 

Die  Form  des  Strafverfahrens  richtet  sich  nach  den 
in  der  Strafprocessordnnng  für  die  Verfolgung  von  Vergehen  ge- 
gebenen allgemeinen  Vorschriften,  da  das  vorliegende  Gesetz  für 
den  Nachdruckprocess  keine  speciellen  Bestimmungen  trifft. 
Letztere  werden  insbesondere  vermisst  in  Bezug  auf  die  Anhörung 
des  Beschädigten,  welcher  nach  § 18  befugt  ist,  im  Strafverfahren 
den  Antrag  auf  Erlegung  einer  Privatbusse  zu  steUen.  Dasselbe 
gilt  jedocb  von  den  Fällen,  in  welchen  nach  §§  188  und  231 
des  neuen  Strafgesetzbuches  eine  Busse  von  dem  Verletzten  und 
Beleidigten  beantragt  werden  kann,  und  es  ist  daher  zu  erwarten, 
dass  die  Strafprocessgesetze  in  dieser  Richtung  eine  Ergänzung 
erfahren  w’erden.  Gegenwärtig  kann  nach  den  Regeln  des  preus- 
sischen Strafprocesses  nur  angenommen  werden,  dass  dem  Be- 
schädigten ausser  der  Befugniss  zur  Stellung  des  im  § 18  vor- 
gesehenen Antrags  eine  Parteirolle  im  Strafprocesse  nicht  zu- 
kommt, dass  er  nicht  befugt  ist,  sich  in  demselben  durch  einen 
Anwalt  vertreten  zu  lassen,  und  dass  ihm  ein  Rechtsmittel 
gegen  die  Entscheidung  des  Strafrichtei's  auch  danu  nicht  zusteht, 


’■)  Das  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  II.  März  1857  (Justiz- 
ministerial-Blatt  S.  494)  nimmt  an.  dass  auch  ein  bei  den  Organen  der 
Criminalpolizei  gestellter  Antrag  genDge.  — Veigl.  Koch,  das  Antrags- 
vergehen,  in  Qoltdaniuner's  Archiv  Bd.  19  S.  162. 
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wenn  der  Antrag  auf  Erlegung  der  Privatbusse  ganz  oder  theil- 
weise  verworfen  ist. 

Auch  über  die  vorläufige  Beschlagnahme  der  nach- 
gedruckten Exemplare  und  der  Vorrichtungen  zum  Nachdruck 
fehlen  besondere  Bestimmungen;  e.s  kommen  daher  für  Preussen 
nach  wie  vor  die  Bestimmungen  des  Pressgesetzes  vom  12.  Mai 
1851  § 29  zur  Anwendung.  ”) 

Das  Verfahren  im  Civilprocesse  folgt  ebenfalls  den 
allgemeinen  Regeln;  der  Richter  ist  jedoch  nach  § 29  in  den 
Rechtsstreitigkeiten  wegen  Nachdrucks  nicht  an  die  positiven  Be- 
weisregeln gebunden,  sondern  angewiesen,  den  Thatbestand  nach 
seiner  freien  aus  dem  Inbegriff  der  Verhandlungen  geschöpften 
Ueberzeugung  festzustellen.  Auch  die  in  den  Landesgesetzen 
vorgeschriebenen  verschiedenen  Grade  der  Fahrlässigkeit  sind 
nach  § 29  Absatz  2 bei  der  Entscheidung  nicht  zu  berück- 
sichtigen. 

Sowohl  für  das  Civilprozessfahren  als  auch  für  das  Strafrer- 
fahren  sind  für  die  beiden  unteren  Instanzen  nach  § 26  die  ordent- 
lichen Gerichte  zuständig.  Die  letzte  Instanz  füi'  beide  Arten 
des  Verfahrens  bildet  nach  § 32  das  Bundes-Oberhandels- 
gericht  zu  Leipzig.  Das  Verfahren  bei  diesem  Gerichtshöfe 
in  den  Untersuchungssachen  w'egen  Nachdrucks  bestimmt  sich 
nach  den  Strafprocessgesetzen  des  Gebietes,  aus  welchem  die 
Sache  an  das  Bundes-Oberhandelsgericbt  gelangt. 

Als  Gehülfen  des  Richters  sowohl  im  Civil-  als  im  Straf- 
verfahren bestehen  nach  § 31  in  allen  Staaten  des  Bundes  stän- 
dige Sachverständigenvereine,  welche  aus  Gelehrten, 
Schriftstellem,  Buchhändlern  und  anderen  geeigneten  Personen 
gebildet  werden.  Besondere  Sachverständigenvereine  werden  nach 
§ 49  für  die  Begutachtung  musikalischer  Compositionen  gebildet; 
sie  sollen  aus  Componisten,  Musikv'erständigen  und  Musikalien- 
händlern bestehen.  Ueber  die  Zusammensetzung  und  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  literarischen  und  musikalischen  Sachverständigen- 
vereine ist  gemäss  § 31  Absatz  3 eine  Instruction  vom  12.  De- 
cember  1870  von  dem  Bundeskanzlerarate  erlassen  und  dm-ch  den 
Staatsanzeiger  veröffentlicht.  Nach  derselben  soll  für  Jeden 
Staat  nur  ein  literarischer  und  ein  musikalischer  Sachverständi- 


’>)  Vergl.  das  geistige  Eigenthnm  Bd.  I.  S.  451. 
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genverein  von  je  sieben  Mitgliedern  bestehen,  welche  von  der 
zuständigen  Centralbehörde  ernannt  werden.  Der  Verein  fasst 
seine  Beschlüsse  bei  Anwesenheit  von  mindestens  fünf  Mitgliedern 
auf  Grund  der  gerichtlichen  Acten  und  der  zur  Vergleichung  be- 
stimmten Gegenstände,  welche  von  dem  Gerichte  als  identisch 
zu  bezeichnen  sind.  An  Gebühren  für  das  Gutachten  können 
10 — 100  Thlr.  liquidirt  werden. 

Die  Einrichtung  der  Sachverständigenvereine  ist  dem  frühe- 
ren preussischen  Rechte  entlehnt.  ”)  Während  aber  nach  dem 
früheren  Rechte  der  Richter  gehalten  war  in  jedem  Falle,  wo 
der  Thatbestand  des  Nachdrucks  zweifelhaft  erschien,  oder  der 
Betrag  der  Entschädigung  bestritten  war,  das  Gutachten  des 
Vereins  einzuholen,  überlässt  § 30  des  neuen  Gesetzes  es  der  Be- 
urtheilung  des  Richters,  ob  er  ein  Gutachten  einholen  will,  und 
ob  er  dasselbe  von  dem  ständigen  Vereine  oder  von  anderen 
Sachverständigen  fordern  will. 

Die  Sachverständigenvereine  sind  ausserdem  nach  § 31  Ab- 
satz 2 befugt,  auf  Anrufen  der  Betheiligten  als  Schiedsrichter 
über  streitige  Entschädigungsansprüche  und  über  die  Einziehung 
zu  verhandeln  und  zu  entscheiden.  Die  Anfechtung  und  die  Voll- 
streckung der  ergehenden  schiedsrichterlichen  Entscheidung  richtet 
sich  nach  den  allgemeinen  Vorschrifton  über  den  Compromiss, 
für  das  Gebiet  des  preussischen  Rechtes  nach  den  §§  167 — 176 
Tit.  2.  und  der  §§  48 — 55  Tit.  30.  Th.  I.  der  allgemeinen  Ge- 
richtsordnung. 

§.  9.  Verjährung. 

Anfangspunkt.  — Frist  zur  Stellung  des  Strafantrags.  — Fristberechnung. 

— Ablauf  und  Unterbrechung. 

Sowohl  die  Straft-erfolgung  des  Nachdrucks  als  auch  die 
Klage  auf  Entschädigung  einschliesslich  der  Klage  wegen  Be- 
reicherung verjähren  nach  § 33  binnen  drei  Jahren.  Der  An- 
fangspunkt der  Verjährung  ist  für  das  Vergehen  des  Nach- 
drucks auf  den  Tag  festgesetzt,  an  welchem  die  Verbreitung  der 
Nachdruckeiemplare  zuerst  stattgefunden  hat;  für  das  Vergehen 
der  Verbreitung  von  Nachdruckexemplaren  nach  § 34  dagegen 
auf  den  Tag,  an  welchem  die  Verbreitung  zuletzt  stattgefimden 

»)  Gesetz  vom  11.  Juni  1837.  S 17.  $31. 
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hat.  Die  letztere  Vorschrift  entspricht  der  allgemeinen  Kegel, 
dass  die  Verjährung  von  Strafen  mit  dem  Tage  beginnt,  an 
welchem  das  Vergehen  begangen  i.st.  ’*)  Beim  Nachdruck  sell)st 
ist  man  aus  praktischen  Gründen  von  die.ser  Kegel  abgewicben, 
um  zu  verhindern,  dass  der  Nachdrucker,  indem  er  die  nacli- 
gednickten  Exemplare  drei  Jahre  geheim  hält,  sich  Stratiosigkeit 
sichere.  Der  Gnmdsatz  des  preussischen  Hechtes,  dass  die  Klage 
auf  Entschädigimg  erst  binnen  drei  Jahren,  nachdem  das  Delict 
und  der  Urheber  desselben  zur  Kenntniss  des  Beschädigten  ge- 
langt sind,  verjährt,”)  ist  nicht  angenommen  worden;  es  kommt 
vielmehr  auf  den  Zeitpunkt,  in  dem  der  Beschädigte  Kenntniss 
von  dem  Nachdruck  erlangte,  für  den  Lauf  der  Verjähnmg 
nicht  an. 

Dagegen  kann  der  Strafantrag,  von  welchem  nach  § 27 
die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Nachdrucks  abhängig  ist.  nach 
§ 35  nur  binnen  drei  Monaten  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem 
begangenen  Vergehen  und  von  der  Person  des  Thäters  gestellt 
werden.  Diese  Vorschrift  entspricht  dem  § 61  des  Strafgesetz- 
buches. Sie  enthält  keine  eigentliche  Verjährungsfrist,  da  durch 
den  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  die  Bestrafung  des  Nach- 
drucks in  dem  Falle  nicht  ausgeschlossen  wird,  dass  noch  ein 
anderer  Beschädigter  vorhanden  ist,  welcher  später  Kenntniss  von 
dem  Nachdruck  erlangt  und  den  Strafantrag  rechtzeitig  stellt. 
Die  Entschädignngsklage  wird  durch  den  Ablauf  der  dreimonat- 
lichen Frist  selbsri’erständlich  nicht  ausgeschlossen,  und  dies  gilt, 
wie  Da  mb  ach  Seite  200  hen’orhebt,  auch  von  dem  Anträge 
auf  Zuerkennung  einer  Geldbusse  statt  der  Entschädigung,  welcher 
auch  nach  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  im  Laufe  des  Unter- 
suchungsverfehrens  gestellt  werden  kann,  falls  nur  der  Straf- 
antrag innerhalb  jener  Frist  gestellt  war. 

In  Bezug  auf  die  Berechnung  der  dreimonatlichen  Frist 
bestimmt  § 35,  dass  der  Strafantrag  binnen  drei  Monaten  nach 
erlangter  Kenntniss  gestellt  werden  muss,  während  § 61  des  Straf- 
gesetzbuches bestimmt,  dass  die  Frist  mit  dem  Tage  beginnt, 
seit  welchem  der  zum  Antrag  Berechtigte  von  der  Handlung  und 
von  der  Person  des  Thäters  Kenntniss  gehabt  hat.  Die  Vor- 


”)  Strafgesetzbuch  § 67. 

”)  A.  L.  R.  I.,  6.  88  W,  ä5.  — Declaration  vom  31.  März  1S33. 
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schrill  des  § 35  enthält  jedoch  keine  Abweichung  von  der  all- 
gemeinen Regel  des  § 61,  da  bei  allen  Fristbestimmungen,  wenn 
nichts  anderes  vorgeschrieben  ist,  der  Anfangstag  oder  deijenige 
Tag,  in  dessen  Lauf  das  bestimmende  Ereigniss  fällt,  als  erster 
Tag  mitgezählt  wird.’*) 

Die  weitere  Frage,  ob  die  Monatsfristen,  nach  der  Kalender- 
zeit oder  nach  der  gemeinrechtlichen  Meinung  zu  dreissig  Tagen 
zu  berechnen  seien,  ist  in  dem  Gesetze  selbst  nicht  beantwortet. 
Da  jedoch  in  den  neueren  Gesetzen  durchgehende  die  Berech- 
mmg  nach  der  Kalenderzeit  vorgeschrieben  ist,”)  so  wird  man 
sich  auch  hier  für  diese  Auslegung  entscheiden  müssen. 

Der  Nachdrucker  wird  durch  die  Verjährung  der  Strafver- 
folgung wegen  des  Nachdrucks,  welcher  nach  § 33  vom  Tage 
der  ersten  Verbreitung  läuft,  nicht  gegen  die  Verfolgung  wegen 
der  späteren  Fälle  der  Verbreitung  geschützt,  da  nach  § 25  Ab- 
satz 3 der  Veranstalter  und  Veranlasser  des  Nachdrucks  der  Ent- 
schädigungspflicht  sowie  der  Bestrafung  wegen  Nachdrucks  auch 
in  dem  Falle  unterliegen,  wenn  sie  wegen  des  Nachdrucks  selbst 
nicht  mehr  entschädigungspflichtig  und  strafbar  sind. 

Der  Antrag  auf  Einziehung  veijährt  nach  § 36  nicht,  so 
lange  noch  Nachdruckexemplare  und  Vorrichtungen  vorhanden  sind. 

Die  üebertretung,  welche  im  Falle  des  § 7 a.  durch  nicht 
erfolgte  Angabe  der  benutzten  Quelle  oder  des  Namens  des  Ur- 
hebers begangen  wird,  verjährt  nach  § 37  binnen  drei  Monaten 
von  dem  Tage  gerechnet,  an  welchem  der  Abdruck  zuerst  ver- 
breitet worden  ist. 

Die  Verjährung  der  Strafverfolgung  und  die  Verjährung  der 
Entschädigmig  verlaufen  selbstverständlich  nebeneinander,  und  die 
Unterbrechung  der  einen  hindert  den  Ablauf  der  andern  nicht. 
Im  Uebrigen  kommen  in  Bezug  auf  die  Unterbrechung  der  Ver- 
jälirung  die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung. (§  38.) 

!«)  Vergl.  Unger,  üsterreichiaches  Civilrecht  Bd.  II  S.  295. 

”)  Vergl.  Strafgesetzbuch  8 19.  — Handelsgesetzbuch  Artikel  328. 
— Allgemeine  Wechselordnung  Artikel  32.  — Prenssiscbe«  Berggesetz 
S 242. 
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§ 10.  Sonstige  Bestimmungen. 

Verlagsrecht.  — Heimfallrecbt.  — Rückwirkende  Kraft.  — Räumliche 
Geltung.  — Getheiltes  Verlagsrecht.  — Ehemaliges  Bundesgebiet.  — 
Literarconventionen. 

In  Bezug  auf  das  Verlagsrecht  enthält  das  neue  Nach- 
druckgesetz vom  11.  Juni  1870  im  § 10  eine  vereinzelte  Be.stim- 
mung,  welche  die  Beiträge  zu  periodischen  Werken,  insbesondere 
zu  Zeitschriften,  Taschenbüchern  und  Kalendern  betrifit.  Während 
nach  dem  früheren  Rechte  angenommen  werden  musste,  dass  der 
Autor  auch  Beiträge  zu  Zeitschriften  nicht  früher  anderweit  heraus- 
geben durfte,  bis  die  hergestellte  Auflage  der  Zeitschrift  vergriffen 
war’"),  bestimmt  § 10,  dass  der  Autor  einzelne  Aufsätze  und 
Abhandlungen,  welche  in  periodischen  Werken  erschienen  sind, 
falls  nichts  anderes  verabredet  ist,  auch  ohne  Eimnlligung  des 
Herausgebers  oder  Verlegers  dieses  Werkes  nach  zwei  Jahren 
vom  Ablauf  des  Jahres  des  Erscheinens  an  gerechnet  anderweitig 
abdrucken  lassen  darf.  Diese  Bestimmung  entspricht  dem  buch- 
händlerischen Gebrauche  und  wahrt  hinreichend  die  Interessen 
des  Verlegers,  da  Zeitschriften,  Taschenbücher  und  Kalender  meist 
nur  für  das  Jahr  ihres  Erscheinens  und  etwa  für  das  folgende 
Jahr  Gegenstand  des  buchhändlerischen  Vertriebes  bleiben.  Bei 
periodischen  Werken,  deren  Jahrgänge  für  längere  Zeit  im  buch- 
händlerischen Verkehr  bleiben,  wird  der  Verleger  in  der  Lage 
sein,  sich  durch  besondere  vertragsmässige  Verabredung  gegen 
den  vorzeitigen  Wiederabdruck  zu  schützen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  § 10  lediglich  eine  Bestimmung 
über  die  Dauer  des  Verlagsvertrages  enthält  und  mit  den  Vor- 
schriften der  §§  8 bis  14  über  die  Dauer  des  Urheben  echtes, 

zwischen  welche  er  eingeschaltet  ist,  in  keinem  Zusammenhänge 

steht.  Es  ist  ein  wohl  durch  diese  Stellung  veranlasster  Irrthum, 
wenn  Dambach  S.  108  annimmt,  dass  § 10  eine  Ausnahme 

von  der  allgemeinen  Begel  der  §§  8 und  11  zu  Gunsten  der 

Autoren  enthalte,  und  dass  deshalb  der  Verleger  auch  nach  Ab- 
lauf der  zweijährigen  Frist  gegen  dritte  Personen  wegen  Nach- 
drucks einer  Abhandlung  aus  seiner  Zeitschrift  Klage  erheben 
könne,  obgleich  er  dem  Autor  gegenüber  keine  Rechte  mehr  besitze. 

Nach  § 17  findet  ein  Heimfallrecht  des  Fiskus  oder  an- 

’•)  Vergl.  das  geistige  Eigenthuin  Bd.  I.  S.  34-’. 

d» 
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derer  zu  herrenlosen  Verlassenschaften  berechtigter  Personen  auf 
das  ausschliessliche  Recht  des  Urhebers  oder  seiner  Rechtsnach- 
folger nicht  statt.  Daher  geht  nach  dem  unbeerbten  Tode  des 
Autors  das  Urheberrecht  vollständig  unter,  sofern  nicht  ein  Ver- 
lagsrecht an  dem  Werke  bestellt  ist.  Ist  letzteres  der  Fall,  so 
wird  das  Werk  erst  mit  der  Beendigung  des  auf  beschränkte  Zeit 
bestellten  Verlagsrechtes  Gemeingut.  Es  fragt  sich  ob  und  welche 
Anwendung  die  Vorschrift  des  § 17  beim  unbeerbten  Tode  des 
Verlegers  findet.  Dabei  ist  zunächst  festzustellen  dass  der  Ver- 
leger nicht  Rechtsnachfolger  des  Autors  ist,  sondern  nur  ein  be- 
schränktes Recht  an  dem  Gegenstände  des  Urheberrechtes  besitzt, 
neben  welchem  dieses  Recht  auch  in  dem  Falle  fortbesteht,  dass 
das  Verlagsrecht  ohne  jede  Beschränkung  auf  die  Zeit  und  den 
Umfang  übertragen  ist.  Wenn  daher  die  Vorschrift  des  § 17 
beim  unbeerbten  Tode  des  Verlegers  Anwendung  finden  sollte, 
so  würde  der  Gegenstand  des  Verlages  nicht  Gemeingut  werden. 
Ebensowenig  kann  das  Publikum  in  die  dem  Verleger  bestellten 
Rechte  eintreten,  weil  diese  und  die  daran  geknüpften  Verbind- 
lichkeiten nui-  einer  bestimmten  Person  zustehen  und  obliegen 
können.  Dagegen  würde  der  Autor  in  dem  angenommenen  Falle 
in  das  unbeschränkte  Verlagsrecht  vtieder  eintreten. 

Es  miterliegt  jedoch  wohl  keinem  Zweifel,  dass  § 17  aul 
den  Tod  des  Verlegers  der  Regel  nach  keine  Anwendung  findet, 
weil  derselbe  eben  nicht  Rechtsnachfolger  des  Urhebers  ist.  Der 
I'iskus  würde  daher  ini  gegebenen  Falle  mit  dem  übrigen  Ver- 
mögen eines  unbeerbt  verstorbenen  Verlagsbuchhändlers  auch  des- 
sen Verlag  erwerben  und  zu  seinem  Vortheile  veräussem.  Anders 
verhält  es  sich  in  Bezug  auf  anonyme  und  pseudonyme  Werke, 
in  Bezug  auf  welche  der  Verleger  nach  § 28  Kraft  rechtlicher 
N ei-muthung  als  Rechtsnachfolger  des  Urhebers  angesehen  wird. 

I ieht  dalier  aus  dem  Nachlasse  des  Verlegeis  nicht  hervor  wer  der 
wirkliche  Urheber  des  Werkes  ist,  so  wird  das  Werk  nach  § 17 
Gemeingut,  sofern  nicht  der  ungenannte  Autor  sein  Urheberrecht 
nach  Vorschrift  der  §§11  und  39  ff.  nachträglich  geltend  macht 

”*)  Vcrgl.  das  geistige  Eigenthuin  Bd.  I.  S.  300. 

Dies  ist  die  Ansicht  von  Dambach  S.  127,  welcher  bei  be- 
schränktem Verlagsrechte  das  letztere  zn  dem  erblosen  Nachlasse  rechnet, 
lind  dem  Antor  das  Recht  auf  weitere  Auflagen  vindicirt,  bei  nnbeschränk- 
lem  Verlagsrechte  dagegen  das  Werk  für  Gemeingut  erklärt. 
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Das  Gresetz  legt  sich  im  § 58  rückwirkende  Kraft 
bei.  Daher  werden  die  Schutzfristen  filr  die  vor  dem  1.  Januar 
1871  erschienenen  Werke  nicht  mehr  nach  den  Bestimmungen 
der  frieren  Hechte,  sondern  des  neuen  Gesetzes  bemessen  (oben 
S.  26.).  Nur  für  das  vorbehaltene  Hecht  der  Uebersetzung  bleibt 
es  nach  § 59  bei  den  früheren  Fristen  und  Förmlichkeiten.  Auch 
sollen  die  unter  der  früheren  Gesetzgebung  hergestellten  E.xem- 
plare  von  erlaubten  Abdrücken,  deren  Herstellung  jetzt  nicht  mehr 
gestattet  sein  würde,  dennoch  verbreitet  werden  dürfen.  Ebenso 
dürfen  die  beim  Eintritte  des  Gesetzes  bereits  begonnenen  bisher 
gestatteten  Vervielfältigungen  noch  vollendet  werden.  Die  Exem- 
plare, deren  Verbreitung  durch  § 58  gestattet  ist,  müssen  von 
der  Landesregienmg  abgestempelt  werden.  Die  bisher  ertheilten 
Privilegien  bleiben  in  Kraft,  müssen  aber  nach  § 60  sofern  sie 
dem  Werke  nicht  vorgedruckt  sind,  binnen  drei  Monaten,  also 
bis  zum  April  1871  zur  Eintragung  in  die  Eintragsrolle  ange- 
meldet werden  (oben  S.  32.).  Die  Ertheilung  von  Privilegien 
zum  Schutze  des  Urheberrechtes  ist  nicht  mehr  zulässig. 

Die  räumliche  Geltung  des  Gesetzes  ist  in  den  §§  61. 
18  und  25  so  bestimmt,  dass  einerseits  der  Schutz  derselben 
den  inländischen  Urhebern  und  Verlegern  zu  Theil  wird  (oben 
S.  22.),  andrerseits  jede  Verletzung  des  Urhebenechtes,  welche 
durch  Nachdruck  oder  durch  Verbreitung  von  Nachdruck  sei  es 
innerhalb  oder  ausserhalb  des  Bundesgebiets  begangen  wird, 
strafbar  ist!'"  Hiernach  kann  der  Nachdnick  deutscher  Werke  im 
Auslande  auch  dann  verfolgt  werden,  wenn  er  in  einem  Lande 
begangen  ist,  mit  welchem  kein  Vertrag  über  den  gegenseitigen 
Schutz  des  Urheberrechtes  geschlossen  ist,  sofern  der  Urheber 
oder  Verbreiter  des  Nachdrucks  den  deutschen  Strafgesetzen  unter- 
worfen ist  und  dies  ist  nach  § 3 des  Strafgesetzbuches  der  Fall, 
wenn  der  ausländische  Nachdruck  entweder  im  Gebiete  des  deut- 
schen Heiches  verbreitet,  oder  von  einem  .\ngehörigen  des  deut- 
schen Heiches  im  Anslande  veranstaltet  oder  verbreitet  ist. 

Die  Hegienmgsvorlage  hatte  nach  dem  Vorgänge  des  baie- 
rischen  Gesetzes  Art.  2 den  Fall  des  geth eilten  Verlags- 
rechtes besonders  vorgesehen,  bei  welchem  mehreren  Verlegern 
dasselbe  Werk  mit  der  Beschränkung  übertragen  wird,  dass  jeder 
Buchhändler  dasselbe  nur  in  seinem  Lande  verbreiten  darf.  Diese 
Bestellung  eines  räumlich  getheilten  Verlagsrechtes  ist  besonders 
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§ 10.  Sonstige  Bestimmnogen. 


häufig  bei  Musikalien.  Nach  § 73  der  Regierungsvorlage  sollte 
die  Ueberschreitung  desselben,  also  die  wissentliche  Verbreitung 
der  einen  Ausgabe  in  einem  Lunde,  für  welches  ein  anderer  Buch- 
händler das  Verlagsrecht  besitzt,  gleich  dem  Nachdruck  bestraft 
werden.  Diese  Bestimmung  ist  indess  bei  der  dritten  Lesung 
im  Reichstage  gestrichen  und  gleichzeitig  eine  Resolution  ange- 
nommen, dass  beim  Abschluss  oder  der  Erneuerung  von  Literar- 
Conventionen  mit  dem  Auslande  die  Bestimmungen  über  das 
getheilte  Verlagsrecht  beseitigt  werden  mögen.  Hiernach  ist  das 
getheilte  Verlagsrecht  als  solches  nicht  gesetzlich  geschützt  und 
die  Verletzung  desselben  kann  nur  dann  einen  Entschädigungsan- 
spruch begründen,  wenn  der  Verbreiter  contractlich  verpflichtet 
war  dasselbe  anzuerkennen.  Dies  gilt  wie  Dambach  S.  274 
hen  orhebt  nach  § 58  auch  für  die  schon  vor  dem  Eintritte  des 
neuen  Gesetzes  bestellten  getheilten  Verlagsrechte  und  diese 
können  nur  da  noch  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Gesetzes 
machen,  wo  derselben  durch  noch  bestehende  Verträge  mit  dem 
Auslande  zugesichert  ist.  Dies  ist  der  Fall  in  der  üebereinkunft 
zwischen  Preussen  und  Frankreich  vom  2.  August  1862  Art.  7 
in  der  üebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Belgien  vom  28.  März 
1863.  Art.  7 und  in  der  üebereinkunft  mit  Italien  vom  12.  Mai 
1869;  nicht  aber  in  der  mit  der  Schweiz  abgeschlossenen  Lite- 
rarconvention. 

In  Bezug  auf  diejenigen  Werke,  welche  weder  durch  die  Per- 
son ihres  ürhebers  noch  durch  den  Ort  ihres  Erscheinens  dem 
Gebiete  des  deutschen  Nachdruckgesetzes  angehören,  kann  der 
Schutz  des  Gesetzes  entweder  auf  Grund  der  für  das  Gebiet  des 
ehemaligen  deutschen  Bundes  geltenden  Bestimmung  des  § 62, 
oder  auf  Grund  der  mit  einzelnen  Staaten  abgeschlossenen  Ver- 
träge in  Anspruch  genommen  werden. 

Nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  bestand  für  das  Gebiet 
des  ehemaligen  deutschen  Bundes  auch  nach  dessen  Auf- 
lösung die  volle  Rechtsgleichheit  fort,  welche  die  früheren  Bnn- 
desbeschlüsse  und  Landesgesetze  der  Angehörigen  aller  Bundes- 
staaten zugesichert  hatten.  Das  neue  Gesetz  hält  jedoch  im 
§ 62  diese  Reciprocität  nur  insofern  aufrecht,  als  das  Recht  des 
betreffenden  Staates  den  innerhalb  des  norddeutschen  Bundes 
(jetzt  des  ' deutschen  Reiches)  erschienenen  Werken  einen  den 
einheimischen  Werken  gleichen  Schutz  gewährt.  Auch  soll  der 
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Getheilt€s  Verlagsrecht.  — LiterstnrconTentionen. 

Rechtsschutz  der  ausländischen  Werke  nicht  länger  dauern,  als 
in  dem  betreffenden  Staate  selbst.  Diese  Vorschrift  findet  An- 
wendung auf  Baiem,  welches  zwar  dem  deutschen  Reiche  jedoch 
nicht  dem  Rechtsgebiete  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1871  ange- 
hört, ferner  auf  das  früher  zum  deutschen  Bunde  gehörige  Oester- 
reich und  auf  Luxemburg.  Das  Baierische  Gesetz  vom  28.  Juni 
1865  stellt  die  im  übrigen  Deutschland  erschienenen  Werke  den 
inländischen  völlig  gleich.  Dasselbe  gilt  von  Oesterreich  und 
Luxemburg,  da  in  beiden  Staaten  die  Bundesbeschlüsse  von  1837 
und  1845  publicirt  und  in  Geltung  verblieben  sind. 

Zu  den  Staaten,  welche  durch  besondere  Literarconven- 
tionen  mit  Preussen  und  den  übrigen  Zollvereinsländem  oder 
mit  dem  Norddeutschen  Bunde  die  Gegenseitigkeit  des  Autor- 
schutzes festgestellt  haben  gehört  gegenwärtig: 

1.  Grossbrittanien  in  Folge  der  Verträge  mit  Preussen 
vom  13.  Mai  1846  und  vom  14.  Juni  1855  und  der 
mit  den  übrigen  deutschen  Staaten  unter  verschiedenen 
Daten  geschlossenen  Literarconventionen;®') 

2.  Frankreich  in  Folge  der  Literarconvention  vom  2. 
August  1862,  welche  durch  den  Frankfurter  Frieden  vom 
12.  Mai  1871,  für  das  Gebiet  des  ganzen  deutschen 
Reiches  wieder  hergestellt  ist; 

3.  Belgien  in  Folge  der  üebereinkunft  mit  Preussen  vom 
28.  März  1863  und  der  gleichartigen  Verträge  mit  den 
übrigen  deutschen  Staaten; 

4.  Italien  in  Folge  der  Uebereinkunfl  mit  dem  norddeut- 
schen Bunde  vom  12.  Mai  1869; 

5.  Schweiz  in  Folge  der  Üebereinkunft  mit  dem  norddeut- 
schen Bunde  vom  13.  Mai  1869. 

Der  Grundsatz  der  materiellen  Reciprocität,  welchen  das  frü- 
here preussische  Gesetz  vom  11.  Juni  1837  allen  Staaten  gegen- 
über aulstellte,  welche  den  preussischen  Schriftwerken  gleichen 
Rechtsschutz  mit  den  inländischen  einräumten  ist  nicht  in  das 
neue  Gesetz  übergegangen.  Der  Schutz  des  Urheberrec'htes  kann 
daher  für  die  Angehörigen  der  nicht  zum  Gebiete  des  früheren 
deutschen  Bundes  gehörigen  Staaten  nur  durch  besondere  Staats- 
verträge erlangt  werden. 

•')  Vergl.  das  geistige  Eigenthum  Bd.  1.  S.  90  f. 
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Gesetz 

betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildangen, 
musikalischen  Kompositionen  und  dramatischen  Werken. 
Vom  11.  Juni  1870. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preuesen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Norddeutschen  Bandes,  nach  erfolgter  2n- 
stimmung  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  was  folgt: 

I.  Schriftst  ticke.  *) 

a.  Ausschliessliches  Recht  des  Urhebers. 

§•  1. 

Das  Recht,  ein  Scluiflwerk  auf  mechanischem  Wege  zu  verviel- 
fältigen, steht  dem  Urheber  desselben  ausschliesslich  zu. 

§.  2. 

Dem  Urheber  wird  in  Beziehung  auf  den  durch  das  gegenwär- 
tige Gesetz  gewährten  Schutz  der  Herausgeber  eines  aus  Beiträgen 
Mehrerer  bestehenden  Werkes  gleich  geachtet,  wenn  dieses  ein  ein- 
heitliches Ganzes  bildet. 

Das  Urheberrecht  an  den  einzelnen  Beiträgen  steht  den  Urhebern 
derselben  zu. 

§.  3. 

Das  Recht  des  Urhebers  geht  auf  dessen  Erben  über.  Dieses 
Recht  kanu  beschränkt  oder  unbeschränkt  durch  Vertrag  oder  durch 
Verfügung  von  Todeswegen  auf  .\ndere  übertragen  werden. 

b.  Verbot  des  Nachdrucks. 

§•  4. 

.lede.  mechanische  Vervielfältigung  eines  Schriftwerkes,  welche 
ohne  Genehmigung  des  Berechtigten  (§§.  1.  2.  3.)  hergestellt  wird, 
hei.sst  Nachdruck  und  ist  verboten. 


•)  Lies:  Schriftwerke.  — Vergl.  S.  11. 
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Hinsichtlich  dieses  Verbotes  macht  es  keinen  Unterschied,  ob 
das  Schriftwerk  ganz  oder  nur  theilweisc  vervielfiiltigt  wird. 

Als  mechanische  Vervielföltignng  ist  auch  das  Abschreiben  an- 
znsehen,  wenn  es  dazu  bestimmt  ist,  den  Druck  zu  vertreten. 

§.  5. 

Als  Nachdruck  (§.  4.)  ist  auch  anzusehen: 

a)  der  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  erfolgte  Abdruck  von 
noch  nicht  veröffentlichten  Schriftwerken  (Manuskripten). 

Auch  der  rechtmässige  Besitzer  eines  Manuskriptes 
oder  einer  Abschrift  desselben  bedarf  der  Genehmigung  des 
Urhebers  zum  Abdruck; 

h)  der  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  erfolgte  Abdruck  von 
Vorträgen,  welche  zum  Zwecke  der  Erbauung,  der  Beleh- 
rung oder  der  Unterhaltung  gehalten  sind; 

c)  der  neue  Abdruck  von  Werken,  welchen  der  Urheber  oder 
der  Verleger  dem  unter  ihnen  bestehenden  Vertrage  zuwider 
veranstaltet ; 

d)  die  Anfertigung  einer  grösseren  Anzahl  von  Exemplaren 
eines  Werkes  Seitens  des  Verlegers,  als  demselben  vertrags- 
mässig  oder  gesetzlich  gestattet  ist. 

§.  6. 

Debersetznngen  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  des  Original- 
werkes gelten  als  Nachdruck: 

a)  wenn  von  einem,  zuerst  in  einer  todten  Sprache  erschiene- 
nen Werke  eine  Uebersetzung  in  einer  lebenden  Sprache 
herausgegeben  wird; 

b)  wenn  von  einem  gleichzeitig  in  verschiedenen  Sprachen 
heransgegebeuen  Werke  eine  Uebersetzung  in  einer  dieser 
Sprachen  veranstaltet  wird; 

c)  wenn  der  Urheber  sich  das  Recht  der  Uebersetzung  auf  dem 
Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des  Werkes  Vorbehalten  hat, 
vorausgesetzt,  dass  die  Veröffentlichung  der  vorbehaltenen 
Uebersetzung  nach  dem  Erscheinen  des  Originalwerkes  bin- 
nen einem  Jahre  begonnen  und  binnen  drei  Jahren  beendet 
wird.  Das  Kalenderjahr,  in  welchem  das  Originalwerk  er- 
schienen ist,  wird  hierbei  nicht  mitgerechnet. 

Bei  Originalwerken,  welche  in  mehreren  Bänden  oder  Abthei- 
lungen erscheinen,  wird  jeder  Band  oder  jede  Abtheilung  im  Sinne 
dieses  Paragraphen  als  ein  besonderes  Werk  angesehen,  und  muss 
der  Vorbehalt  der  Uebersetzung  auf  jedem  Bande  oder  jeder  Abthei- 
lung wiederholt  werden. 

Bei  dramatischen  Werken  muss  die  Uebersetzung  innerhalb 
sechs  Monaten,  vom  Tage  der  Veröffentlichung  des  Originals  an  ge- 
rechnet, vollständig  erschienen  sein. 

Der  Beginn  und  beziehungsweise  die  Vollendung  der  Ueber- 
setzung  muss  zugleich  innerhalb  der  angegebenen  Fristen  zur  Ein- 
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tragung  in  die  Eintragsrolle  (§§.  39  ff.)  angemeldet  werden,  widrigen- 
falls der  Schutz  gegen  neue  üebersetzungen  erlischt. 

Die  Uebersetzang  eines  noch  nngedruckten  gegen  Nachdruck 
geschützten  Schriftwerkes  (§.  5.  Littr.  a.  und  b.)  ist  als  Nachdruck 
anzusehen. 

Üebersetzungen  gcniesseii  gleich  Originalwerken  den  Schutz  die- 
ses Gesetzes  gegen  Nachdruck. 

c.  Was  nicht  als  Nachdruck  anzusehen  ist. 

§■  7. 

Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen: 

a)  das  wörtliche  Änführen  einzelner  Stellen  oder  kleinerer 
Theile  eines  bereits  veröffentlichten  Werkes  oder  die  Auf- 
nahme bereits  veröffentlichter  Schriften  von  gferingerem  Um- 
fang in  ein  grösseres  Ganzes,  sobald  dieses  nach  seinem 
Hauptinhalt  ein  selbstständiges  wissenschaftliches  Werk  ist, 
sowie  in  Sammlungen,  welche  ans  Werken  mehrerer  Schrift- 
steller zum  Kirchen-,  Schul-  und  ünterrichtsgebrauch  oder 
zu  einem  eigenthümlichen  literarischen  Zwecke  veranstaltet 
werden.  Vorausgesetzt  ist  jedoch,  dass  der  Urheber  oder 
die  benutzte  Quelle  angegeben  ist; 

b)  der  Abdruck  einzelner  Artikel  aus  Zeitschriften  und  ande- 
ren öffentlichen  Blättern  mit  Ausnahme  von  novellistischen 
Erzeugnissen  und  wissenschaftlichen  Ausarbeitung;en,  sowie 
von  sonstigen  grösseren  Mittheilungen,  sofern  an  der  Spitze 
der  letzteren  der  Abdruck  untersagt  ist; 

c)  der  Abdruck  von  Gesetzbüchern,  Gesetzen,  amtlichen  Er- 
lassen, öffentlichen  Aktenstücken  und  Verhandlungen  aller 
Art; 

d)  der  Abdruck  von  Reden,  welche  bei  den  Verhandlnngen  der 
Gerichte,  der  politischen,  kommunalen  und  kirchlichen  Ver- 
tretungen, sowie  der  politischen  nnd  ähnlichen  Versamm- 
lungen gehalten  werden. 

d.  Dauer  des  ausschliesslichen  Rechtes  des  Urhebers. 

§.  8. 

Der  Schutz  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen  Nachdruck  wird, 
vorbehaltlich  der  folgenden  besonderen  Bestimmungen,  für  die  Lebens- 
dauer des  Urhebers  (§§.  1.  nnd  2.)  und  dreissig  Jahre  nach  dem 
Tode  desselben  gewährt. 

§.  9. 

Bei  einem  von  mehreren  Fersouen  als  Miturhebern  verfassten 
Werke  erstreckt  sich  die  Schutzfiist  anf  die  Dauer  von  dreissig  Jah- 
ren nach  dem  Tode  des  Letztlebenden  derselben. 

Bei  Werken,  welche  durch  Beiträge  mehrerer  Mitarbeiter  gebil- 
det werden,  richtet  sich  die  Schutzfrist  für  die  einzelnen  Beiträge 
danach,  ob  die  Urheber  derselben  genannt  sind  oder  nicht  (§§.  8.  11.). 
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§.  10. 

Einzelne  Aufsätze,  Abhandlungen  etc.,  welche  in  periodischen 
Werken,  als:  Zeitschriften,  Taschenbüchern,  Kalendern  etc.,  erschie- 
nen sind,  darf  der  Urheber,  falls  nichts  Anderes  verabredet  ist,  auch 
ohne  Einwilligung  des  Herausgebers  oder  Verlegers  des  Werkes,  in 
welches  dieselben  aufgenommen  sind,  nach  zwei  Jahren  vom  Ablauf 
des  Jahres  des  Erscheinens  an  gerechnet,  anderweitig  abdrucken. 

§.  11. 

Bei  Schriftwerken,  welche  bereits  veröffentlicht  sind,  ist  die  im 
§.  8.  vorgeschriebene  Dauer  des  Schutzes  an  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  der  wahre  Name  des  Urhebers  auf  dem  Titelblatte  oder  unter 
der  Zueignung  oder  unter  der  Vorrede  angegeben  ist. 

Bei  Werken,  welche  durch  Beiträge  mehrerer  Mitarbeiter  gebil- 
det werden,  genügt  es  für  den  Schutz  der  Beiträge,  wenn  der  Name 
des  Urhebers  an  der  Spitze  oder  am  Schluss  des  Beitrags  ange- 
geben ist. 

Ein  Schriftwerk,  welches  entweder  unter  einem  anderen,  als 
dem  wahren  Namen  des  Urhebers  veröffentlicht,  oder  bei  welchem 
ein  Urheber  gar  nicht  angegeben  ist,  wird  dreissig  Jahre  lang,  von 
der  ersten  Heransgabe  an  gerechnet,  gegen  Nachdruck  geschützt 
(§.  28.). 

Wird  innerhalb  dreissig  Jahre,  von  der  ersten  Herausgabe  an 
gerechnet,  der  wahre  Name  des  Urhebers  von  ihm  selbst  oder  seinen 
hierzu  legitimirten  Bechtsnachfolgem  zur  Eintragung  in  die  Eintrags- 
rolle (§§.  39  ff.)  angemeldet,  so  wird  dadurch  dem  Werke  die  im 
§.  8.  bestimmte  längere  Dauer  des  Schutzes  erworben. 

§.12. 

Die  erst  nach  dem  Tode  des  Urhebers  erschienenen  Werke  wer- 
den dreissig  Jahre  lang,  vom  Tode  des  Urhebers  an  gerechnet,  gegen 
Nachdruck  geschützt. 

§.  13. 

Akademien,  Universitäten,  sonstige  juristische  Personen,  öffent- 
liche Unterrichtsanstalten,  sowie  gelehrte  oder  andere  Gesellschaften, 
wenn  sie  als  Herausgeber  dem  Urheber  gleich  zu  achten  sind  (§.  2.), 
gemessen  für  die  von  ihnen  herausgegebenen  Werke  einen  Schutz 
von  dreissig  Jahren  nach  deren  Erscheinen. 

§.  14. 

Bei  Werken,  die  in  mehreren  Biuiden  oder  Abtheilungeu  erschei- 
nen, wird  die  Schutzfrist  von  dem  ersten  Erscheinen  eines  jeden 
Bandes  oder  einer  jeden  AbtheUung  an  berechnet. 

Bei  Werken  jedoch,  die  in  einem  oder  mehreren  Bänden  eine 
einzige  Angabe  behandeln  und  mithin  als  in  sich  znsammenhängend 
zu  betrachten  sind,  beginnt  die  Schutzfrist  erst  nach  dem  Erscheinen 
des  letzten  Bandes  oder  der  letzten  Abtheilnng. 

Wenn  indessen  zwischen  der  Herausgabe  einzelner  Bände  oder 
Abtheilnngen  ein  Zeitraum  von  mehr  als  drei  Jahren  verflossen  ist. 
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so  sind  die  vorher  erschienenen  Bände,  Äbtheilungen  etc.  als  ein 
für  sich  bestehendes  Werk  und  ebenso  die  nach  Ablauf  der  drei 
Jahre  erscheinenden  weiteren  Fortsetzungen  als  ein  neues  Werk  zu 
behandeln. 

§.  15. 

Das  Verbot  der  Herausgabe  vou  üebersetzungen  dauert  in  dem 
Falle  des  §.  6.  Littr.  b.  fünf  Jahre  vom  Erscheinen  des  Original- 
werkes, in  dem  Falle  des  §.  6.  Littr.  c.  fünf  Jahre  vom  ersten 
Erscheinen  der  rechtmässigen  üeberselzung  ab  gerechnet. 

§.  16. 

In  den  Zeitranm  der  gesetzlichen  Schutzfirist  (§§.  8 ff.)  wird 
das  Todesjahr  des  Verfassers,  beziehungsweise  das  Ealendeijähr  des 
ersten  Erscheinens  des  Werkes  oder  der  Uebersetzung  nicht  ein- 
gerechnet. 

§.  17. 

Ein  Heimfallsrecht  des  Fiskus  oder  anderer  zu  herrenlosen  Ver- 
lassenschaften  berechtigter  Personen  findet  auf  das  ausschliessliche 
Recht  des  Urhebers  und  seiner  Rechtsnachfolger  nicht  statt. 

e.  Entschädigung  und  Strafen. 

§.  18. 

Wer  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  einen  Nachdmck  (§§.  4 ff.) 
in  der  Absicht,  denselben  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Norddeut- 
schen Bundes  zu  verbreiten,  veranstaltet,  ist  den  Urheber  oder  des- 
sen Rechtsnachfolger  zu  entschädigen  verpflichtet  und  wird  ansser- 
dem  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Thalem  bestraft. 

Die  Bestrafung  des  Nachdrucks  hleibt  jedoch  ausgeschlossen, 
wenn  der  Veranstalter  desselben  auf  Grund  entechuldbaren,  thatsäch- 
lichen  oder  rechtlichen  Irrthums  in  gutem  Glauben  gehandelt  hat 

Kann  die  verwirkte  Geldstrafe  nicht  beigetrieben  werden,  so 
wird  dieselbe  nach  Maassgabe  der  allgemeinen  Strafgesetze  in  eine 
entsprechende  Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  Monaten  umgewandelt. 

Statt  jeder  aus  diesem  Gesetze  entspringenden  Entschädigung 
kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben  der  Strafe  auf  eine  an 
den  Beschädigten  zu  erlegende  Geldbusse  bis  zum  Betrage  von  zwei- 
tausend Thalern  erkannt  werden.  Für  diese  Busse  haften  die  zu 
derselben  Vemrtheilten  als  Gesammtschnldner. 

Eine  erkannte  Busse  schliesst  die  Geltendmachung  eines  weite- 
ren Entschädigungsanspruches  aus. 

Wenn  den  Veranstalter  des  Nachdrucks  kein  Verschulden  trifft, 
so  haftet  er  dem  Urheber  oder  dessen  Rechtsnachfolger  für  den  ent- 
standenen Schaden  nur  bis  zur  Höhe  seiner  Bereicherung. 

§.  19. 

Darüber,  ob  ein  Schaden  entstanden  ist,  und  wie  hoch  sich  der- 
selbe beläuft,  desgleichen  Ober  den  Bestand  und  die  Höhe  einer  Be- 
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reicherung,  entscheidet  das  Gericht  unter  WQidigimg  aller  Umst&nde 
nach  freier  Ueberzeugung. 

§.  20. 

Wer  Torsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  einen  Änderen  zur  Ver- 
anstaltung eines  Nachdrucks  veranlasst,  hat  die  im  §.  18.  festge- 
setzte Strafe  verwirkt,  und  ist  den  Urheber  oder  dessen  Bechtsnach- 
folger  nach  Haassgabe  der  §§.  18.  und  19.  zu  entschädigen  ver- 
pflichtet, und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Veranstalter  des  Nachdrucks 
nach  §.  18.  nicht  strafbar  oder  ersatzverbindlich  sein  sollte. 

Wenn  der  Veranstalter  des  Nachdrucks  ebenfalls  vorsätzlich 
oder  aus  Fahrlässigkeit  gehandelt  hat,  so  haften  Heide  dem  Berech- 
tigten solidarisch. 

Die  Strafbarkeit  und  die  Ersatzverbindlichkeit  der  Qbrigen  Theil- 
nehmer  am  Nachdruck  richtet  sich  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften. 

§.  21. 

Die  vorräthigen  Nachdrucks-Exemplare  und  die  zur  widerrecht- 
lichen Vervielfältigung  ausschliesslich  bestimmten  Vorrichtungen,  wie 
Formen,  Platten,  Steine,  StereotypabgOsse  etc.,  unterliegen  der  Ein- 
ziehung. Dieselben  sind,  nachdem  die  Einziehung  dem  EigenthOmer 
gegenüber  rechtskräftig  erkannt  ist,  entweder  zu  vernichten  oder 
ihrer  gefährdenden  Form  zu  entkleiden  und  alsdann  dem  Eigeothü- 
mer  zurückzugeben. 

Wenn  nur  ein  Theil  des  Werkes  als  Nachdruck  anznsehen  ist, 
so  erstreckt  sich  die  Einziehung  nur  auf  den  als  Nachdruck  erkann- 
ten Theil  des  Werkes  und  die  Vorrichtungen  zu  diesem  Theile. 

Die  Einziehung  erstreckt  sich  auf  alle  diejenigen  Nachdrucks- 
Exemplare  und  Vorrichtungen,  welche  sich  im  Eigenthum  des  Ver- 
anstalters des  Nachdrucks,  des  Druckers,  der  Sortimentsbuchhändler, 
der  gewerbsmässigen  Verbreiter  und  desjenigen,  welcher  den  Nach- 
dnick  veranlasst  hat  (§.  20.1,  befinden. 

Die  Einziehung  tritt  auch  dann  ein,  wenn  der  Veranstalter  oder 
Veranlasser  des  Nachdrucks  weder  vorsätzlich  noch  fahrlässig  gehan- 
delt hat  (§.  18.).  Sic  erfolgt  auch  gegen  die  Erben  desselben. 

Es  steht  dem  Beschädigten  frei,  die  Nachdnicks-Exemplare  und 
Vorrichtungen  ganz  oder  theilweise  gegen  die  Herstellnngskosten  zu 
ilbeniehmen,  insofern  nicht  die  Rechte  eines  Dritten  dadurch  verletzt 
oder  gefährdet  werden. 

§.  22. 

Das  Vergehen  des  Nachdrucks  ist  vollendet,  sobald  ein  Nach- 
drucks-Exemplar eines  Werkes  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zuwider,  sei  es  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes,  sei 
es  ausserhalb  desselben,  hergestellt  worden  ist. 

Im  Falle  des  blossen  Versuchs  des  Nachdrucks  tritt  weder  eine 
Bestrafung  noch  eine  Entschädigungsverbindlichkeit  des  Nachdruckers 
ein.  Die  Einziehung  der  Nachdrucksvorrichtnngen  (§.  21.)  erfolgt 
auch  in  diesem  Falle. 
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§.  23. 

Wegen  Hückfalls  findet  eine  Erhöhung  der  Strafe  Ober  das 
höchste  gesetzliche  Maass  (§.  18.)  nicht  statt. 

§.  24. 

Wenn  in  den  Fällen  des  §.  7.  Littr.  a.  die  Angabe  der  Quelle 
oder  des  Namens  des  Urhebers  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit 
unterlassen  wird,  so  haben  der  Veranstalter  und  der  Veranlasser  des 
Abdrucks  eine  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Tbalem  verwirkt. 

Eine  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  findet  nicht 

statt. 

Eine  Entschädigungspfiieht  tritt  nicht  ein. 

§.  25. 

Wer  vorsätzlich  Exemplare  eines  Werkes,  welche  den  Vorschriften 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zuwider  angefortigt  worden  sind,  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  Norddeutschen  Bundes  gewerbemässig  feil- 
hält, verkauft  oder  in  sonstiger  Weise  verbreitet,  ist  nach  Maassgabe 
des  von  ihm  verursachten  Schadens  den  Urheber  oder  dessen  Eechts- 
nachfolger  zu  entschädigen  verpflichtet  und  wird  ausserdem  mit  Geld- 
strafe nach  §.  18.  bestraft. 

Die  Einziehung  der  zur  gewerbemässigen  Verbreitung  bestimm- 
ten Nachdrucks  - Exemplare  nach  Maassgabe  des  §.  21.  findet  auch 
dann  statt,  wenn  der  Verbreiter  nicht  vorsätzlich  gehandelt  hat. 

Der  Entschädigungspflicht,  sowie  der  Bestrafung  wegen  Verbrei- 
tung unterliegen  auch  der  Veranstalter  und  Veranlasser  des  Nach- 
drucks, wenn  sie  nicht  schon  als  solche  entschädigungspflichtig  und 
strafbar  sind. 


f.  Verfahren. 

§.  26. 

Sowohl  die  Entscheidung  Ober  den  Entschädigungsanspruch,  als 
auch  die  Verhängung  der  im  gegenwärtigen  Gesetze  ang^rohten 
Strafen  und  die  Einziehung  der  Nachdrucks -Exemplare  etc.  gehört 
zur  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte. 

Die  Einziehung  der  Nachdrucks-Exemplare  etc.  kann  sowohl  im 
Strafrechiswege  beantragt,  als  im  Civilrechtswege  verfolgt  werden. 

§.  27. 

Das  gerichtliche  Strafverfahren  ist  nicht  von  Amtswegen,  son- 
dern nur  auf  den  Antrag  des  Verletzten  einznleiten.  Der  Antrag 
auf  Bestrafung  kann  bis  zur  Verkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Erkenntnisses  znrückgenommen  werden. 

§.  28. 

Die  Verfolgung  des  Nachdrucks  steht  Jedem  zu,  dessen  Urheber- 
öder  Verlagsrechte  durch  die  widerrechtliche  Vervielfältigung  beein- 
trächtigt oder  gefährdet  sind. 

Bei  Werken,  welche  bereits  veröffentlicht  sind,  gilt  bis  zum 
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Gegenbeweise  deijenigo  als  Urheber,  welcher  nach  Maassgabe  des 
§.  11.  Absatz  1.  2.  anf  dem  Werke  als  Urheber  angegeben  ist. 

Bei  anonymen  nnd  pseudonymen  Werken  ist  der  Herausgeber, 
und  wenn  ein  solcher  nicht  angegeben  ist,  der  Verleger  berechtigt, 
die  dem  Urheber  znstehenden  Rechte  wahrzunehmen.  Der  auf  dem 
Werke  angegebene  Verleger  gilt  ohne  weiteren  Nachweis  als  der 
Becbtsnacbfolg^r  des  anonymen  oder  pseudonymen  Urhebers. 

§.  29. 

In  den  Rechtsstreitigkeiten  wegen  Nachdrucks,  einschliesslich 
der  Klagen  wegen  Bereicherung  ans  dem  Nachdruck,  hat  der  Richter, 
ohne  an  positive  Kegeln  über  die  Wirkung  der  Beweismittel  gebun- 
den zu  sein,  den  Thatbestand  nach  seiner  freien,  aus  dem  Inbegriff 
der  Verhandlungen  geschöpften  Ueberzeugung  festzustcllen. 

Ebenso  ist  der  Richter  bei  Entscheidung  der  Frage:  ob  der 
Nachdrucker  oder  der  Veranlasser  des  Nachdrucks  (§§.  18.  20.)  falir- 
lässig  gehandelt  hat,  au  die  in  den  Landesgesetzen  vorgeschriebenen 
verschiedenen  Grade  der  Fahrlässigkeit  nicht  gebunden. 

§.  30. 

Sind  technische  Fragen,  von  welchen  der  Thatbestand  des  Nach- 
drucks oder  der  Betrag  des  Schadens  oder  der  Bereicherung  abhängt, 
zweifelhaft  oder  streitig,  so  ist  der  Richter  befugt,  das  Gutachten 
Sachverständiger  einznholen. 

§.  31. 

In  allen  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  sollen  aus  Gelehr- 
ten, Schriftstellern,  Buchhändlern  und  anderen  geeigneten  Personen 
Sachverständigen-Vereine  gebildet  worden,  welche,  auf  Erfordern  des 
Richters,  Gutachten  über  die  an  sic  gerichteten  Fragen  abzugeben 
verpflichtet  sind.  Es  bleibt  den  einzelnen  Staaten  überlassen,  sich 
zu  diesem  Behufe  an  andere  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  an- 
zuschliessen,  oder  auch  mit  denselben  sich  zur  Bildung  gemeinschaft- 
licher Sachverständigen-Vereine  zu  verbinden. 

Die  Sachverständigen-Vereine  sind  befugt,  auf  Anrufen  der  Bc- 
theiligten  über  streitige  Entschädigungsansprüche  und  die  Einziehung 
nach  Maassgabe  der  §§.  18.  bis  21.  als  Schiedsrichter  zu  verhan- 
deln und  zu  entscheiden. 

Das  Bundeskanzler -Amt  erlässt  die  Instruktion  über  die  Zu- 
sammensetzung nnd  den  Geschäftsbetrieb  der  Saebverständignn-Vereine. 

§.  32. 

Die  in  den  §§.  12.  nnd  13.  des  Gesetzes,  betreffend  die  Er- 
richtung eines  obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen  vom  1 2.  Juni 
1869  (Bnndesgesetzbl.  S.  201.),  geregelte  Zuständigkeit  des  Bnndes- 
Oberhandel^erichts  . zu  Leipzig  wird  auf  diejenigen  bürgerlichen 
Rcchtsstreitigkeiten  ausgedehnt,  in  welchen  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  durch  die  Klage  ein  Entschädigungsanspruch 
oder  ein  Anspruch  auf  Einziehung  geltend  gemacht  wird. 
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Das  Bnndes-Oberhandelsgericht  tritt  auch  in  den  nach  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  zu  bourtheilenden  Strafsachen  an  die 
Stelle  des  für  das  Gebiet,  in  welchem  die  Sache  in  erster  Instanz 
anhängig  geworden  ist,  nach  den  Landesgesetzen  bestehenden  ober- 
sten Gerichtshofes,  und  zwar  mit  derjenigen  Zuständigkeit,  welche 
nach  diesen  landesgesetzen  dem  obersten  Gerichtshöfe  gebührt. 

In  den  zufolge  der  vorstehenden  Bestimmung  zur  Zuständigkeit 
des  Bundes-Oberbandelsgericbts  gehürendeu  Strafsachen  bestimmt  sich 
das  Verfahren  auch  bei  diesem  Gerichtshöfe  nach  den  für  das  Ge- 
biet, aus  welchem  die  Sache  an  das  Bundes -Oberhandclsgcricht  ge- 
langt, geltenden  Strafprozessgesetzen.  Die  Verrichtungen  der  Staats- 
anwaltschaft in  diesen  Strafsachen  werden  bei  dem  Bundes- Ober- 
handelsgericht von  dem  Staatsanwalt  wahrgenommen,  welcher  dieselben 
bei  dom  betreffenden  obersten  Iiandesgerichtshofe  wahrzunehmen  hat. 
Der  bezeichnetc  Staatsanwalt  kann  sich  jedoch  bei  der  mündlichen 
Verhandlung  dnreh  einen  in  Leipzig  angestelltcn  Staatsanwalt  oder 
durch  einen  in  lioipzig  wohnenden  Advokaten  vertreten  lassen. 

Strafsachen,  für  welche  in  letzter  Instanz  das  Bundes-Oberhan- 
delsgcricht  zuständig  ist,  und  Strafsachen,  für  welche  in  letzter  In- 
stanz der  oberste  Landesgerichtshof  zuständig  ist,  können  in  Einem 
Strafverfahren  nicht  verbunden  werden. 

Die  Bestimmungen  der  §§.  10.  1 2.  Absatz  2.,  §.  1 6.  Absatz  2., 
§§.  17.  18.  21.  und  22.  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  18G9  finden  auch 
auf  die  zur  Zuständigkeit  des  Bnndes-Oberhandclsgerichts  gehörenden 
Strafsachen  entsprechende  Anwendung. 

g.  Verjährung. 

§.  33. 

Die  Strafverfolgung  des  Nachdrucks  und  die  Klage  auf  Ent- 
schädigung wegen  Nachdrucks,  einschliesslich  der  Klage  wegen  Be- 
reicherung (§.  1 8.),  verjähren  in  drei  Jahren. 

Der  Lauf  der  Veijührung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Verbreitung  der  Nachdrucks-Exemplare  znei-st  stattgefunden  hat. 

§.  34. 

Die  Strafverfolgung  der  Verbreitung  von  Nachdrucks-Exemplaren 
und  die  Klage  auf  Entschädigung  wegen  dieser  Verbreitung  (§.  23.) 
verjähren  ebenfalls  in  drei  Jahren. 

Der  Lauf  der  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Verbreitung  zuletzt  stattgefunden  hat. 

§.  35. 

Der  Naclidnick  und  die  Verbreitung  von  Nachdrucks-Exemplaren 
sollen  straflos  bleiben,  wenn  der  zum  Strafantrage  Berechtigte  den 
Antrag  binnen  drei  Monaten  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem  be- 
gangenen Vergeben  und  von  der  Person  des  Thäters  zu  machen 
niitorlässt. 
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§.  36. 

Der  Antrag  auf  Einziehiing  und  Vernichtung  der  Nachdrucks- 
Exemplare,  sowie  der  zur  widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliees- 
lich  bestimmten  Vorrichtungen  (§.  21.),  ist  so  lange  zulässig,  als 
solche  Exemplare  und  Vorrichtungeu  vorhanden  sind. 

§.  37. 

Die  Uebertretnng,  welche  dadurch  begangen  wird,  dass  in  den 
Fällen  des  §.  7.  Littr.  a.  die  Angabe  der  Quelle  oder  des  Namens 
des  Urhebers  unterblieben  ist,  verjährt  in  drei  Monaten. 

Der  lÄuf  der  Verjährung  b^nnt  mit  dem  Tage,  an  welchem 
der  Abdruck  zuerst  verbreitet  worden  ist. 

§.  38. 

Die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  bestimmen,  durch 
welche  Handlungen  die  Verjährung  unterbrochen  wird. 

Die  Einleitung  des  Strafverfahrens  unterbricht  die  Verjährung 
der  Entschädigungsklage  nicht,  und  eben  so  wenig  unterbricht  die 
Anstellung  der  Entschädignngsklage  die  Verjährung  des  Strafver- 
fahrens. 

h.  Eintragsrolle. 

§.  39. 

Die  Eintragsrolle,  in  welche  die  in  den  §§.  6.  und  1 1 . vor- 
geschriebenen Eintragungen  stattzufinden  haben,  wird  bei  dem  Stadt- 
rath zu  Leipzig  geführt. 

§.  40. 

Der  Stadtrath  zu  Leipzig  ist  verpflichtet,  auf  Antrag  der  Be- 
theiligten die  Eintragungen  zu  bewirken,  ohne  dass  eine  zuvorige 
Prüfung  über  die  Berechtigung  des  Antragstellers  oder  über  -die 
Richtigkeit  der  xnr  Eintragung  angemeldeten  Thateachen  stattflndet. 

§.  41. 

Das  Bundeskanzler-Amt  erlässt  die  Instruktion  über  die  Füh- 
rung der  Eintragsrolle.  Es  ist  Jedermann  gestattet,  von  der  Ein- 
tragsrolle Einsicht  zu  nehmen  und  sich  beglaubigte  Auszüge  aus 
derselben  ertheilen  zu  lassen.  Die  Eintragungen  werden  im  Börsen- 
blatt für  den  Deutschen  Buchhandel  nnd,  falls  dasselbe  zu  erscheinen 
anfhören  sollte,  in  einer  anderen  vom  Bundeskanzler-Amte  zu  be- 
stimmenden Zeitung  öffentlich  bekannt  gemacht. 

§.  42. 

Alle  Eingaben,  Verhandlungen,  Atteste,  Beglaubigungen,  Zeug- 
nisse, Auszüge  u.  s.  w.,  welche  die  Eintragung  in  die  Eintragsrolle 
betreffen,  sind  stempelfi'ci. 

Dagegen  wird  für  jede  Eintragung,  für  jeden  Einttagsschein, 
sowie  für  jeden  sonstigen  Auszug  aus  der  Eintragsrolle  eine  Gebühr 
von  jo  15  Sgr.  erhoben,  nnd  ausserdem  hat  der  Antragsteller  die 
etwaigen  Kosten  für  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Eintragung 
(§.  41.)  zu  entrichten. 

e 
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n.  Geographische,  topographische,  naturwissen- 
schaftliche, architektonische,  technische  und 
ähnliche  Abbildungen. 

§.  43. 

Die  Bestimmnngen  in  den  §§.  1—42.  finden  auch  Anwendung 
anf  geographische,  topographische,  naturwissenschaftliche,  architekto- 
nische, technische  und  ähnliche  Zeichnungen  und  Abbildungen,  welche 
nach  ihrem  Hauptzwecke  nicht  als  Kunstwerke  zu  betrachten  sind. 

§.  44. 

Als  Nachdruck  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn  einem  Schrift- 
werke einzelne  Abbildungen  ans  einem  anderen  Werke  beigefOgt 
werden,  vorausgesetzt,  dass  das  Schriftwerk  als  die  Hauptsache  er- 
scheint und  die  Abbildungen  nur  zur  Erläuterung  des  Textes  u.  s.  w. 
dienen.  Auch  muss  der  Urheber  oder  die  benutzte  Quelle  angegeben 
sein,  widrigenfalls  die  Strafbestimmung  im  §.  24.  Platz  greift. 

in.  Musikalische  Kompositionen. 

§.  45. 

Die  Bestimmungen  in  den  §§.  1.  bis  5.,  8.  bis  42.  finden  auch 
Anwendung  anf  das  ausschliessliche  Recht  des  Urhebers  zur  Verviel- 
fältigung musikalischer  Kompositionen. 

§.  46. 

. Als  Nachdruck  sind  alle  ohne  Genehmig^ing  des  Urhebers  einer 
musikalischen  Komposition  herausgegebenen  Bearbeitungen  derselben 
anzusehen,  welche  nicht  als  eigenthQmliche  Kompositionen  betrachtet 
werden  können,  insbesondere  Auszüge  ans  einer  musikalischen  Kom- 
position, Arrangements  für  einzelne  oder  mehrere  Instrumente  oder 
Stimmen,  sowie  der  Abdruck  von  einzelnen  Motiven  oder  Melodien 
eines  und  desselben  Werkes,  die  nicht  künstlerisch  verarbeitet  sind. 

§.  47. 

Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen:  das  Anführen  einzelner 
Stellen  eines  bereits  veröffentlichten  Werkes  der  Tonkunst,  die  Auf- 
nahme bereits  veröffentlichter  kleinerer  Korapositiouen  in  ein  nach 
seinem  Hauptinhalte  selbstständiges  wissenschaftliches  Werk,  sowie 
in  Sammlungen  von  Werken  verschiedener  Komponisten  zur  Benutzung 
in  Schulen,  ausschliesslich  der  Musikschulen.  Vorausgesetzt  i.st  jedoch, 
dass  der  Urheber  oder  die  benutzte  Quelle  angegeben  ist,  widrigen- 
falls die  Strafbestimmung  des  §.  24.  Platz  greift. 

S-  48. 

Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen : die  Benutzung  eines  bereits 
veröffentlichten  Schriftwerkes  als  Text  zu  musikalischen  Koinposi- 
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tionen,  sofern  der  Text  in  Verbindung  mit  der  Komposition  abge- 
druckt wird. 

Ausgenommen  sind  solche  Texte,  welche  ihrem  Wesen  nach  nur 
für  den  Zweck  der  Komposition  Bedeutung  haben,  namentlich  Texte 
zu  Opern  oder  Oratorien.  Texte  dieser  Art  dürfen  nur  unter  Geneh- 
migung ihres  Urhebers  mit  den  musikalischen  Kompositionen  zusammen 
at^edruckt  werden. 

Zum  Abdruck  des  Textes  ohne  Musik  ist  die  Einwilligung  des 
Urhebers  oder  seiner  Eechtsnachfolger  erforderlich. 

§.  49. 

Die  Sachverständigen-Vereine,  welche  nach  Maassgabe  des  §.31. 
Gutachten  über  den  Nachdruck  musikalischer  Kompositionen  abzu- 
geben haben,  sollen  ans  Komponisten,  Mnsikverständigen  und  Musi- 
kalienhändlern bestehen. 

\ 

IV.  Oefientliche  Aufüttlirung’  dramatischer,  musi- 
kalischer oder  dramatisch-musikalischer  W erke. 

§.  50. 

Das  Recht,  ein  dramatisches,  musikalisches  oder  dramatisch- 
musikalisches Werk  üffentlich  anfzuführen,  steht  dem  Urheber  und 
dessen  Rechtsnachfolgern  (§.  3.)  ausschliesslich  zu. 

In  Betreff  der  dramatischen  und  dramatisch-musikalischen  Werke 
ist  es  hierbei  gleichgültig,  ob  das  Werk  bereits  durch  den  Druck  etc. 
verüffentlicht  worden  ist  oder  nicht.  Musikalische  Werke,  welche 
durch  Druck  veröffentlicht  worden  sind,  können  ohne  Genehmigung 
des  Urhebers  öffentlich  aufgeführt  werden,  falls  nicht  der  Urheber 
auf  dem  Titelblatt  oder  an  der  Spitze  des  Werkes  sich  das  Recht 
der  öffentlichen  Aufführung  Vorbehalten  hat. 

Dem  Urheber  wird  der  Verfasser  einer  rechtmässigen  Ueber- 
setzung  des  dramatischen  Werkes  in  Beziehung  auf  das  ausschliess- 
liche Recht  zur  öffentlichen  Aufführung  dieser  Uebersetzung  gleich 
geachtet. 

Die  öffentliche  Aufführung  einer  rechtswidrigen  Uebersetzung 
(§.  6.)  oder  einer  rechtswidrigen  ßearbeitung  (§.  46)  des  Original- 
werkes ist  untersagt. 

§•  51. 

Sind  mehrere  Urheber  vorhanden,  so  ist  zur  Veranstaltung  der 
öffentlichen  Aufführung  die  Genehmigung  jedes  Urhebers  erforderlich. 

Bei  musikalischen  Werken,  zu  denen  ein  Text  gehört,  ein- 
schliesslich der  dramatisch-musikalischen  Werke,  genügt  die  Geneh- 
migung des  Komponisten  allein. 

§.  52. 

In  Betreff  der  Dauer  des  ausschliessliclien  Rechts  zur  öffent- 
lichen Aufführung  kommen  die  §§.  8.  bis  17.  zur  Anwendung. 

Anonyme  und  pseudonyme  Werke,  welche  zur  Zeit  ihrer  ersten 

c* 


Digilized  by  Coogle 


6S  Gesetz  betr.  das  Urheberreoht  etc.  v.  11.  Juni  1870. 

rechtmässigen  öffentlichen  AuffOhrong  noch  nicht  durch  den  Druck 
veröffentlicht  sind,  werden  dreissig  Jahre  vom  Tage  der  ersten  recht- 
mässigen Aufführung  an,  posthume  Werke  dreissig  Jahre  vom  Tode 
des  Urhebers  an  gegen  unbefugte  öffentliche  Aufführung  geschützt. 

Wenn  der  Urheber  des  anonymen  oder  pseudonymen  Werkes 
oder  sein  hierzu  legitimirter  Kechtsnachfolger  innerhalb  der  Frist  von 
dreissig  Jahren  den  wahren  Namen  des  Urhebers  vermittelst  Ein- 
tragung in  die  Eintragsrolle  (§.  39.)  bekannt  macht,  oder  wenn  der 
Urheber  das  Werk  iimerbalb  derselben  Frist  unter  seinem  wahren 
Namen  veröffentlicht,  so  gelangt  die  Bestimmung  des  §.  8.  zur  An- 
wendung. 

§.  53. 

Bei  dramatischen,  musikalischen  und  dramatisch -musikalischen 
Werken,  welche  noch  nicht  mechanisch  vervielfältigt,  aber  öffentlich 
aufgeführt  worden  sind,  gilt  bis  zum  Gegenbeweise  derjenige  als  Ur- 
heber, welcher  bei  der  Ankündigung  der  Aufführung  als  solcher  be- 
zeichnet worden  ist. 

§.  54. 

Wer  vorsätzlich  oder  ans  Fahrlässigkeit  ein  dramatisches,  musi- 
kalisches oder  dramatisch -musikalisches  Werk  vollständig  oder  mit 
unwesentlichen  Aendemngen  nnbeftigter  Weise  öffentlich  aufführt,  ist 
den  Urheber  oder  dessen  Bechtsnachfolger  zu  entschädigen  verpflichtet 
und  wird  ausserdem  mit  einer  Geldstrafe  nach  Maassgabe  der  §§.  18. 
und  23.  bestraft. 

Auf  den  Veranlasser  der  unbefugten  Aufführung  flndet  der  §.  20. 
mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  die  Höhe  der  Entschädigung 
nach  §.  55.  zu  bemessen  ist. 


§.  55. 

Die  Entschädigung,  welche  dem  Berechtigten  im  Falle  des  §.  54. 
zu  gewähren  ist,  besteht  in  dem  ganzen  Betrage  der  Einnahme  von 
jeder  Aufführung  ohne  Abzug  der  auf  dieselbe  verwendeten  Kosten. 

Ist  das  Werk  in  Verbindung  mit  anderen  Werken  aufgeführt 
worden,  so  ist,  unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse,  ein  ent- 
sprechender Theil  der  Einnahme  als  Entschädigung  festzusetzen. 

Wenn  die  Einnahme  nicht  zu  ermitteln  oder  eine  solche  nicht 
vorhanden  ist,  so  wird  der  Betrag  der  Entschädigung  vom  Richter 
nach  freiem  Ermessen  festgestellt. 

Trifft  den  Veranstalter  der  Aufführung  kein  Verschulden,  so 
haftet  er  dem  Berechtigten  auf  Höhe  seiner  Bereicherung. 

§.  56. 

Die  Bestimmungen  in  den  §§.  26.  bis  42.  Anden  auch  in  Be- 
treff der  Aufführung  von  dramatischen,  musikalischen  und  dramatisch- 
mnsikalischen  Werken  Anwendung. 
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V.  AUg’emeine  Bestimmung'en. 

§.  57. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1871  in  Kraft. 
Alle  froheren,  in  den  einzelnen  Staaten  des  Norddeutschen  Bandes 
geltenden,  rechtlichen  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  das  Urheber- 
recht an  Schriftwerken,  Äbildungen,  musikalischen  Kompositionen 
und  dramatischen  Werken  treten  von  demselben  Tage  ab  ausser 
Wirksamkeit. 

§.  58. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auf  alle  vor  dem  Inkrafttreten 
desselben  erschienenen  Schriftwerke,  Abbildungen,  musikalischen  Kom- 
positionen und  dramatischen  Werke  Anwendung,  selbst  wenn  die- 
selben nach  den  bisherigen  I^ndesgesetzgebungen  keinen  Schutz 
gegen  Nachdruck,  Nachbildung  oder  Öffentliche  Aufführung  genossen 
haben. 

Die  bei  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  vorhandenen  Exem- 
plare, deren  Heretollung  nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  gestattet 
war,  sollen  auch  fernerhin  verbreitet  werden  dürfen,  selbst  wenn  ihre 
Herstellung  nach  dam  gegenwärtigen  Gesetze  untersagt  ist. 

Ebenso  sollen  die  bei  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  vor- 
handenen, bisher  rechtmässig  angefertigten  Vorrichtungen,  wie  Formen, 
Platten,  Steine,  StereotypahgOsse  etc.,  auch  fernerhin  zur  Anfertigung 
von  Exemplaren  benutzt  werden  dürfen. 

Auch  dürfen  die  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bereits  begon- 
nsnen,  bisher  gestatteten  Verviel^tigungen  noch  vollendet  werden. 

Die  Begierungen  der  Staaten  des  Norddeutschen  Bandes  werden 
ein  Inventarium  über  die  Vorrichtungen,  deren  fernere  Benutzung 
hiernach  gestattet  ist,  amtlich  aufstellen  und  diese  Vorrichtungen 
mit  einem  gleichförmigen  Stempel  bedrucken  lassen.  Ebenso  sollen 
alle  Exemplare  von  Schriftwerken,  welche  nach  Maassgabe  dieses 
Paragraphen  auch  fernerhin  verbreitet  werden  dürfen,  mit  einem 
Stempel  versehen  werden. 

Nach  Ablauf  der  für  die  L^alisirung  angegebenen  Frist  unter- 
liegen alle  mit  dem  Stempel  nicht  versehenen  Vorrichtungen  und 
Exemplare  der  bezeichnetcn  Werke,  auf  Antrag  des  Verletzten,  der 
Einziehung.  Die  nähere  Instruktion  Ober  das  bei  der  Aufstellung 
des  Inventariums  und  bei  der  Stempelung  zu  beobachtende  Verfahren 
wird  vom  Bundeskanzler-Amte  erlassen. 

§.  59. 

Insofern  nach  den  bisherigen  landesgesetzgebungen  für  den 
Vorbehalt  des  Uebersetzungsrechts  andere  Förmlichkeiten  und  für  das 
Erscheinen  der  ersten  Uebersetzung  andere  Fristen,  als  im  §.  6. 
Littr.  c.  vorgeschrieben  sind,  hat  es  hei  denselben  in  Betreff  der- 
jenigen Werke,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes bereits  erschienen  sind,  sein  Bewenden. 
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§.  60. 

Die  Erthcilung  von  Privilegien  zum  Schutze  des  Urheberrechts 
ist  nicht  mehr  zulässig. 

Dem  Inhaber  eines  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  von  dem  Deutschen  Bunde  oder  den  Eegicrungen  einzelner, 
jetzt  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Stiaten  ortheilten  Privi- 
legiums steht  es  frei,  ob  er  von  diesem  Privilegium  Gebrauch  machen 
oder  den  Schutz  des  gegenwärtigen  Gesetzes  anmfen  will. 

Der  Privilegienschutz  kann  indess  nur  für  den  Umfang  der- 
jenigen Staaten  geltend  gemacht  werden,  von  welchen  derselbe  er- 
theilt  worden  ist. 

Die  Berufung  auf  den  Privilegienschutz  ist  dadurch  bedingt, 
dass  das  Privilegium  entweder  ganz  oder  dem  wesentlichen  Inhalte 
nacli  dem  Werke  vorgedruckt  oder  auf  oder  hinter  dem  Titelblatt 
desselben  bemerkt  ist.  Wo  dieses  nach  der  Natur  des  Gegenstandes 
nicht  stattfinden  kann,  oder  bisher  nicht  geschehen  ist,  muss  das 
Privilegium,  bei  Vermeidung  des  Erlöschens,  binnen  drei  Monaten 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  zur  Eintragung  in  die  Ein- 
tragsrolle angemeldet  und  von  dem  Kuratorium  derselben  öffentlich 
bekannt  gemacht  werden. 

§.  61. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  Anwendung  auf  alle  Werke  in- 
ländischer Urheber,  gleichviel  ob  die  Werke  im  Inlande  oder  Aus- 
lande erschienen  oder  überhaupt  noch  nicht  veröffentlicht  sind. 

Wenn  Werke  ausländischer  Urheber  bei  Verlegern  erscheinen, 
die  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  ihre  Handelsniederlassung 
haben,  so  stehen  diese  Werke  unter  dem  Schutze  des  gegenwärtigen 
Gesetzes. 

§.  62. 

Diejenigen  Werke  ausländischer  Urheber,  welche  in  einem  Orte 
erschienen  sind,  der  zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde,  nicht  aber 
zum  Norddeutschen  Bunde,  gehört,  gemessen  den  Schutz  dieses  Ge- 
setzes unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Recht  des  betreffenden 
Staates  den  innerhalb  des  Norddeutschen  Bundes  erschienenen  Wer- 
ken einen  den  einheimischen  Werken  gleichen  Schutz  gewährt;  jedoch 
dauert  der  Schutz  nicht  länger  als  in  dem  betreffenden  Staate  selbst. 
Dasselbe  gUt  von  nicht  veröffentlichten  Werken  solcher  Urheber, 
welche  zwar  nicht  im  Norddeutschen  Bunde,  wohl  aber  im  ehemali- 
gen Deutschen  Bundesgebiete  staatsangehörig  sind. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und 
beigedrucktem  Bundes-Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  11.  Juni  1870. 


Wilhelui. 

Gr.  V.  Bismarck^Schönhausen. 
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Klosternianu,  Ur.  R.,  Daa  gelsÜKe  Eigenthum  an  Sobrl^n,  Knnat- 
werlcen  und  Erfindungen,  nach  Prenssischem  und  internatio- 
nalem Rechte  dargestellt 

ILBand:  Die  Patentgeselzgebuug  aller  Läntler  nebst  den  Ueitetien  Aber 
Musterechats  nnd  Waarenbeietchnangen,  systematisch  nnd  rergleichend 
dargestellL  gr.  8.  XU  und  42t  Seiten.  2 Thlr.  20  Sgr. 

AUgemeine  Bemgesetz  für  die  Prenssisohen  Staaten  vom 

24.  Juni  18G.5,  nebst  Einleitung  und  Kommentar.  Mit  chrono- 
logischem und  Sach  - Register.  Zweite  vermehrte  und  verbesserte 
Auflage.  1868.  gr.  8.  XII  und  460  Seiten.  2 Thlr.  10  Sgr. 

— Lehrbuch  des  Preussisohen  Bermohtes  mit  BerOclcsichtigung 

der  übrigen  deutschen  Bergrechte.  1871.  2 Thlr.  15  Sgr. 

Archiv  für  Rechtsfälle,  die  zur  Entscheidung  des  Königlichen  Ober- 
Tribunals  gelangt  sind.  Herausgegeben  und  redigirt  von  Theodor 
Strlethorst.  Dritte  Folge.  IL  Jahrgang  ä 4 Bände  oder  der 
ganzen  Reihe;  Band  77 — 80.  1870/71.  ä Band  25  Bogen. 

Preis  des  Jahrganges  4 Thlr.  20  Sgr. 

Behrend,  Dr.  J.  Fr.,  Ein  Stendaler  Urthellsbuoh  aus  dem  XIV.  Jahr- 
hundert, als  Beitrag  zur  Kenntniss  des  Magdeburger  Rechts.  186$. 
gr.  8.  XVI  nnd  122  Seiten.  28  Sgr. 

— Die  Magdeburger  Fragen.  1865.  gr.  8.  LIV  nnd  300  Seiten. 

2 Thlr.  5 Sgr. 

Bci'glus,  Dr.  Carl  Julius,  Kgl.  Regierungs-Rath  nnd  Professor  zu  Breslau. 
Grundsätze  der  Flnanzwissensohaft  mit  besonderer  Beziehung 
auf  den  Preussischen  Staat.  2.  Aufl.  1871.  gr.  8.  (In  Vorbereitung.) 

Inhalt:  ElRleituD^  L Von  den  öffentlichen  Ausgaben.  II.  Von  den  öffentlichen 

Kinnahtuen.  III.  von  den  Regalien.  IV.  Von  den  Domainen.  V.  Von  der  Bestenening. 

VI.  Von  einzelnen  Stenern.  Yll.  Von  den  StaeUechulden.  Krg&nanngen.  Kegister. 

Bfickh,  Richard,  Der  Deutschen  VoUcszahl  und  Sprachgebiet  in 
den  europäischen  Staaten.  Eine  statistische  Untersuchung.  1870. 
gr.  8.  18  Bogen  Text,  7 Bogen  Tabellen.  2 Thlr.  20  Sgr. 

Bremer,  Prof.  Dr.  E P.,  in  Uöttingen,  Die  Rechtslehrer  nnd  Rechts- 
schulen  Im  Römischen  Kaiserreich.  1868.  gr.  8. 

Seiten.  20  Sgr. 

Endemaun,  Dr.  W.,  ordentl.  Professor  und  Ober  - Appellationggerichts- 
rath  zu  Jena,  Die  RechtshiUfe  im  Norddeutschen  Bunde.  Er- 
läuterungen des  Bundesgesetzes  vom  21.  Juni  1869.  gr.  8.  166  Seiten. 

20  Sgr. 

Franklin,  Dr.  Otto,  Das  Königliche  Kammergerioht  vor  dem  Jahre 
MCDXCV.  1871.  gr.  8.  92  Seiten.  ' 15  Sgr. 

Gneist,  Prof.  Dr.  R.,  Die  bürgerliche  Ehesohliessung.  Zwei  Be- 
richte über  die  obligatorische  Civilehc,  erstattet  dem  Deutschen  Jn- 
ristentag.  1869.  gr.  8.  28  Seiten.  4 Sgr. 

Uartmann,  W.,  Obertribunalsrath,  Das  Deutsche  Wechselreoht  histo- 
risch nnd  dogmatisch  daxgestellt.  1869.  gr.  8.  VIII  nnd  536  Seiten. 

2 Thlr.  15  Sgr. 

Hinschius,  Dr.  P.,  ord.  Prof.  d.  R.  in  Kiel,  Das  Kirohenreobt  der 
Katholiken  nnd  Protestanten  in  DeutrohUnd.  I.  Band.  (System 
des  katholischen  Kirchenrechts  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Deutsch- 
land.) 1870.  Lci.-8.  XIV  und  640  Seiten.  5 Thlr.  10  Sgi  . 

Hoyer,  Reg.-Rath  und  Pruv.-Stempelfiskal,  Die  Preusslsohe  Stempel- 
gesetzgebung für  die  alten  nnd  neuen  Landestheile.  Kom- 
mentar für  den  praktischen  Gebrauch  mit  Tabellen  zur  Berechnung 
des  Stempels.  1869.  Lei.-8.  VllI  und  660  Seiten.  4 Thlr.  10  Sgr. 
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Koch,  Dr.  C.  F.,  Allgemeines  Lasdreoht  für  die  Freussisob« 
Staaten.  Unter  Andeutung  der  obsoleten  oder  aufgehobenen  Vq 
Schriften  und  Einschaltung  der  jüngeren  noch  geltenden  Bestül 
mnngen,  herausgegeben  mit  Kommentar  in  Anmerkungen.  ] 

2 Theilen  od.  4 Bänden.  1871.  Lex.-8.  I.  Thl.  (I.  u.  II.  Bd.),  II.  Th 

I.  Bd.  I.  Abth.  6.  Aufl.  18  Th'i 

(Dia  FortaetzDDg  ist  ontar  der  Prosse.)  $ 

— Das  Frenssisohe  Erbrecht  ans  dem  gemeinen  deutsche! 

Bechte  entwickelt.  Mit  Sach-  und  Quellen-Register.  1866.  gr.  L 
X und  1286  Seiten.  Geheftet.  « 

Herabgesetzter  Preis  2 Thlr.  20  Sg» 
^ liehrbuoh  des  Preossisohen  gemeinen  Frlvatreobts.  Drittl 
vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  2 Bände.  1857.  1M8.  gr.  a 
107  Va  Bogen.  Geheftet.  7 Thlr.  18  Sgw 

— Das  Frenssisohe  Olvü- Prozess -Recht,  in  zwei  Bänden.  1851.' 

1871.  gr.  8.  10  Thlr. 

I.  Band.  Dar  Praosalscbe  CivU'Praxesa.  Zweite  vermehrte  und  rerbesserta  Aoa- 

gabe.  1854.  XXIT  und  943  Seiten,  gr.  -8.  . Geheftet.  4 Thlr. 

II.  Band.  mEMH*Ordnmu^  nach  ihrer  heotigea  Gaitnog.  Vnter  WegUssnng  der ' 

obsoleten  oder  anfgahobenen  Vorschriftou  und  Einschaltung  der  JQngercn 
noch  geltaaden  Bestimmangen.  Sechste  vennehrte  und  verbesHert« 
läge.  1871.  gr.  8.  XVI  und  1428  Seiten.  6 Tblr. 

— Recht  der  Fordemngen  nach  Gemeinem  nnd  Preusslschem 
Rechte,  mit  Rücksicht  auf  neuere  Gesetzgebungen,  histo- 
risch und  dogmatisch  dargestellt.  Zweite  neu  bearbeitete  Ansgabo. 

3 Bände.  1859.  8.  176%  Bogen.  1 1 Thlr.  25  Sgr. 

Kraut,  Dr.  W.,  ord.  Prof,  in  Göttingen.  Grundriss  zu  Vorlesungien 

über  das  Deutsohe  Prlvatreobt.  5.  Ausgabe,  (in  Vorb.reiinng.) 
Labaud,  Dr.  P.,  ordeutl.  Prof,  in  Königsberg.  Das  Budgetreoht  nach 
den  Bestimmungen  der  Preuss.  Verfassungs  - Urkunde  unter  Berück-  | 
sichtigong  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bandes.  1871.  12  Sgr 
Makower,  H.,  Das  Allgemeine  Deutsehe  Handelsgesetzbuch  nehst 
den  in  Preussen  geltenden  erglänzenden  Bestimmungen.  Mit 
Kommentar.  Vierte  vermehrte  nnd  verbesserte  Anflage.  1871. 

53  Bogen.  s Thlr. 

Oie  Rechtsprechung  des  Deutschen  Oberhandelsgerichts  zu 
Leij^zig,  herausgegeben  von  A.  Stegemann,  Anwalt  am  genannten 
Genchtshofe,  prenssischera  Justizratn  and  Mitglied  der  rbeinpreusei- 
schen  Advokatur.  I.  Band.  1871.  8.  VI  and  406  Seiten.  1’/]  Thlr.  ' 
Rfidorff,  H..  Obergerichtsrath  und  Schriftführer  der  Bandes-Commission,  j 
Stratigesetzhaoh  für  das  Deutsohe  Reich.  Mit  Kommentar.  i 
gr.  8.  1871.  2 Thlr. 

Striethorst,  Th.,  Kammergeriebtsratb,  Reohtsgnmdsätze  der  neue-  . 
sten  Entscheidungen  des  Königl.  Ober -Tribunals.  Geordnet  j 
nach  dem  System  der  Gesetzbücher.  I. — VI.  Band.  [I.  in  2.  Aus- 
gabe.] 1855—1870.  8.  230  Bogen.  15  Thlr.  20  Sgr.  . 

Wilmowski,  G.  v.,  Jnstizratb,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Lttbisohes  Recht 
in  Pommern.  1867.  gr.  8.  XII  nnd  299  Seiten.  1 Thlr.  15  Sgr. 

— Beiträge  zum  Pommersohen  Lehnreoht.  1870.  gr.  8.  VIII  und 

156  Seiten.  24  Sgr. 

Zeitschrift  fOr  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in  Preussen. 
Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Deutsolio  Gesetzgebung- 
Uerausgegeben  von  Dr.  J.  Fr.  Behrend,  Professor  an  der  Univer- 
sität Berfin.  V.  Jahrgang.  1871.  8 Hefte.  4 Thlr. 
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